Sozialistische  Monatshefte 


HK 
,S7  3 


10.  gfeff  I  1h.  fflai  1908 


EDMUND  FISCHER  ■  ORGRNISRTION  UND  GE- 
SETZGEBUNG 

!— — T|j  EGEN  die  Sozialdemokratie  wird  auch  heute  noch  häufig  der  Vor- 
iSfja  wurf  erhoben,  sie  erwarte  vom  Staate  alle  Hilfe  und  lege  auf  die 
«MM  Re&elunS  dcs  wirtschaftlichen  und  sozialen  Lebens  durch  die  Gesetz- 
lj|g]  gebung  einen  übertrieben  grossen  Wert.  Selbstverständlich  ist 
■  '  ■  dieser  Vorwurf  in  dem  Sinne,  wie  er  von  Liberalen  wie  von  An- 
archisten gemeint  war  und  ist,  immer  zum  grössten  Teil  ungerechtfertigt 
gewesen  und  heute  ganz  unhaltbar  geworden.  Heule»  kann  man  solche  Be- 
hauptungen nicht  mehr  aufrecht  erhalten.  Man  braucht  nur  die  Rundschau 
dieser  Zeitschrift  zu  verfolgen,  die  in  ihren  einzelnen  Rubriken  die  aufbauende, 
selbstschöpferische  Arbeit  des  Sozialismus  beschreibt.  Die  grosse  Gewerk- 
schafts- und  auch  die  Genossenschaftsbewegung  erhalten  aus  den  Reihen  der 
Sozialdemokraten  den  weitaus  überwiegenden  Teil  ihrer  Anhänger,  die  Kom- 
munalpolitik bildet  fast  das  wesentlichste  Arbeitsfeld  der  Sozialdemokratie; 
um  die  Entwickelung,  die  Verwaltung  und  den  Ausbau  aller  VersicJierungs- 
einrichtungen  bemüht  sie  sich  so  sehr,  dass  es.  ihr  von  gegnerischer  Seito-direkt 
verübelt  wird.  Betrachtet  man  auch  die  grossen  Anstrengungen  der  Arbeiter- 
bewegung, die  gemacht  werden,  um  eine  Erziehung  der  Arbeiter  zum  Kunst- 
verständnis und  .-genuss,  zur  Pflege  der  Dichtkunst  und  zur  Freifde  an  der 
Natur  zu  erzielen,  so  muss  man  sagen,  dass  die  Tätigkeit  der  Sozialdemo- 
kraten auf  ein  praktisches  Aufbauen  von  unten  auf,  auf^  ein  Organisieren 
und  Weiterentwickeln  neuer  wirtschaftlicher,  sozialer  und  kultureller  Formen 
aus  sozialistischem  Geist  gerichtet  ist,  und  man  wird  begreifen,  dass  der  Vor- 
wurf hinfällig  ist,  als  erwarte  sie  alles  von  der  Staatshilfe  und  in  letzter 
Linie  von  dem  Zeitpunkt,  an  dem  sie  die  Staatsgewalt  ergreifen  und  mit  dieser 
ihre  Forderungen  verwirklichen  könne. 

Damit  ist  aber  nicht  gesagt,  dass  nicht  einmal  ganz  allgemein  ein  starker 
Glaube  an  die  Macht  der  Gesetzgebung  in  unseren  Reihen  geherrscht  hat,  und 
dass  er  nicht  auch  heute  noch  sehr  viele  Köpfe  gefangen  nimmt  und  so 
unsere  Taktik,  unsere  Agitation,  unser  ganzes  Wirken  vielfach  beeinflusst, 
nach  meiner  Ansicht  zum  Nachteil  der  sozialistischen  Sache.  Letzteres  ist  der 
Grund,  weshalb  ich  es  für  angebracht  halte  diese  Frage  wieder  einmal  anzu- 
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schneiden.  Denn  wenn  es  sich  nur  um  einen  Glauben  handelte,  der  selig 
macht,  also  begeistert,  läge  kein  Anlass  vor  ihn  zu  zerstören. 

Die  marxistische  Lehre  widerlegte  auf  der  einen  Seite  sehr  treffend  den  alten 
Glauben  an  die  Allmacht  der  Staatsgewalt,  aber  sie  schuf  auf  der  andern 
wieder  einen  neuen  Glauben  an  dieses  Machtmittel,  der  in  völligem  Widerspruch 
mit  dem  Entwickelungsgedanken  steht. 

>Indem  die  kapitalistische  Produktionsweise  mehr  und  mehr  die  grosse  Mehrzahl 
der  Bevölkerung  in  Proletarier  verwandelt,  schafft  sie  die  Macht,  die  diese  Um- 
wälzung, bei  Strafe  des  Untergangs,  zu  vollziehen  genötigt  ist.  Indem  sie  mehr 
und  mehr  auf  Verwandlung  der  grossen,  vergesellschafteten  Produktionsmittel  in 
Staatseigentum  drängt,  zeigt  sie  selbst  den  Weg  an  zur  Vollziehung  dieser  Um- 
wälzung. Das  Proletariat  ergreift  die  Staatsgewalt  und  verwandelt  die  Produktions- 
mittel zunächst  in  Staatseigentum^ 

So  bekanntlich  Engels.1)  Auch  wenn  man  diese  Worte  cum  grano  salis 
nimmt,  bedeuten  sie,  dass  der  ökonomische  Zustand  durch  das  politische  Mittel, 
die  Staatsgewalt,  umgestaltet  werden  soll,  denn  die  kapitalistische  Produk- 
tionsweise soll  mittels  der  Staatsgewalt  in  eine  sozialistische  verwandelt  wer- 
den, während  der,  Marxismus  im  übrigen  eine  einzige  Beweisführung  dafür 
ist,  dass  der  politische  Oberbau  einer  Gesellschaft  immer  nur  entsprechend  dem 
ökonomischen  Fundament  sein  kann,  der  politische  Zustand  sich  also  aus  dem 
ökonomischen  ergibt,  und  demnach  auch  sich  zuerst  eine  sozialistische  Pro- 
duktionsweise entwickelt  haben  muss,  bevor  die  politischen  Formen  der  Ge- 
sellschaft entsprechend  den  sozialistischen  Grundsätzen  gestaltet  werden  kön- 
nen. Es  kann  also  die  an  der  sozialistischen  Produktionsweise  interessierte 
Klasse,  das  Proletariat,  auch  erst  dann  die  »Staatsgc walte  ergreifen,  erst  dann 
zur  politischen  Herrschaft  gelangen,  wenn  die  sozialistische  Produktionsweise 
eine  gewisse  Höhe  der  Entwickelung  erreicht  hat,  wenn  sie  bereits  aus- 
schlaggebend für  die  Produktion,  für  das  wirtschaftliche  Leben  gewor- 
den ist. 

Nach  Marx  und  Engels  sollen  allerdings  die  grossen  kapitalistischen  Betriebe 
bereits  eine  gesellschaftliche  Produktionsform  darstellen,  zu  denen  der  alte 
gesellschaftliche  und  rechtliche  Oberbau  nicht  mehr  passt,  und  wenn  dann 
nach  Ergreifung  der  Staatsgewalt  durch  das  Proletariat  die  Ubereinstim- 
mung des  politischen  und  rechtlichen  Oberbaus  mit  dem  ökonomischen  Funda- 
ment hergestellt  wird,  haben  wir  eine  sozialistische  Gesellschaft.  So  wurde  bis 
in  die  jüngste  Zeit  den  Arbeitern  der  Weg  zum  Sozialismus  gepredigt.  Ich 
schlage  irgend  einen  Band  der  Partei  Wochenschrift  auf  und  lese  da: 
»übrigens  können  die  Gesetze  neue  Gesellschaftsformen  und  Produktionsweisen  nicht 
schaffen,  welche  ihren  Unterbau  bilden;  sie  können  ihnen  bloss  hinterdrein  Aus- 
druck und  Anerkennung  verleihen.  Die  Gesellschaftsform,  deren  Durchführung  die 
sozialistische  Partei  anstrebt,  erwächst  von  selbst  aus  den  ökonomischen  Um- 
wandlungen, die  sich  unter  unseren  Augen  vollziehen;  aber  sie  wird  an  Stelle  der 
heutigen  Gesellschaft  treten  durch  einen  Bruch  mit  der  heute  herrschenden  Rechts- 
ordnung, einen  Bruch,  der  in  einem  gegebenen  Moment  unvermeidlich  sein  und  sich 
aufdrängen  wird.«*) 

'»  Vergl.  Friedrich  Engels  Herrn  Eugen  Dührings  Umtvalsung  der  Wissenschaft,  2.  Auflage 
/Zürich  1886/.  pag.  J67. 

*)  Vergl.  Gabriel  Deville  Zur  Frage  der  Taktik  In  der  Neuen  Zeil,  1Ä90- 1*91.  1.  Band,  pag.  479.  x 
Devillc  war  früher  bekanntlich  eine  der  Autoritäten  des  Marxismus.  Später  hat  er  die  mit  der 
marxistischen  Rechtgläubigkeit  unserer  Tage  verkoppelte  Intransigcnz  kräftig  abgeschüttelt  und 
den  Revolutionarismus.  wie  die  Leser  der  Sozialistischen  Monatshefte  aus  seinen  hier  veroffent- 
lichten  Aufsätzen  wissen,  in  glänzender  Weise  ad  absurdum  geführt.  Dafür  ist  er  auch  von  dem 
marxistischen  Olymp  in  die  Unterwelt  versto&sen  worden. 
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Unter  den  ökonomischen  Umwandlungen,  die  den  »Bruch  mit  der  heute  herr- 
schenden Rechtsordnung«  einmal  »unvermeidlich«  machen  werden,  ist  aber  hier 
nichts  anderes  gemeint  als  die  kapitalistische  Entwickelung.  Deshalb  haben 
die  Sozialisten  nach  der  alten  marxistischen  Auffassung  im  wesentlichen  auch 
nichts  zu  tun  als  das  Proletariat  auf  den  einmal  unvermeidlich  werdenden 
Konflikt,  auf  seine  grosse  Mission  bei  Uebernahme  der  Staatsgewalt,  vorzu- 
bereiten : 

»Die  Aufgabe,  die  ganze  Aufgabe  der  Sozialisten  besteht  darin,  die  Masse  aufzu- 
klären, sie  zum  Bewusstsein  ihrer  Lage  und  ihrer  Ziele  zu  bringen,  sie  zu  organi- 
sieren, damit  sie  allen  Eventualitäten  gewachsen  sei.  Sozialisten  heranbilden,  dem 
Sozialismus  die  möglichst  grosse  Zahl  von  Anhängern  zu  gewinnen,  das  ist  das  Ziel, 
welches  die  sozialistischen  Parteien  mit  Aufbietung  all  ihrer  Kräfte  verfolgen 
müssen.«*) 

Von  der  Ergreifung  der  Staatsgewalt  haben  sich  in  der  Tat  früher  die  Sozia- 
listen alles  versprochen,  mit  ihr  glaubte  man  den  Sozialismus  durchführen 
zu  können.  Ich  schlage  einen  andern  Band  dir  Parteiwochenschrift  auf  und 
lese  da  wieder: 

>Und  wie  der  Gegensatz  zwischen  Kapital  und  Arbeit  im  besonderen  verschärft  sich 
auch  der  Gegensatz  zwischen  den  geltenden  gesellschaftlichen  Einrichtungen  und 
ihren  Produktivkräften  im  allgemeinen  immer  mehr  und  mehr.  Immer  mächtiger 
werden  die  Krisen,  immer  gewaltiger  wachsen  die  Produktivkräfte  der  Gesellschaft 
über  den  Kopf,  rjur  mühsam  noch  gebändigt  durch  die  riesenhafteste  Verschwendung 
(zum  Beispiel  den  Militarismus)  und  durch  künstliche  Monopole  (Kartelle),  wo- 
durch aber  die  Leiden  des  grössten  Teils  der  Bevölkerung  zusehends  vermehrt  wer- 
den und  die  Unerträglichkeit  der  heutigen  Gesellschaft  auch  für  weite  Kreise  ausser- 
halb des  Proletariats  gesteigert  wird.«*) 

Man  glaubte  also,  die  »Unerträglichkeit  der  heutigen  Gesellschaft«  werde 
einmal  die  Mehrheit  des  Volkes  veranlassen  durch  Ergreifung  der  Staats- 
gewalt die  kapitalistische  Produktion  in  eine  sozialistische  umzuwandeln.  Man 
übersah  dabei  den  grossen  Irrtum  dieser  Anschauungen,  nach  denen  die  Um- 
wandlung der  kapitalistischen  Produktionsweise  auf  der  höchsten  Stufe  ihrer 
Entwickelung  in  eine  sozialistische  möglich  sein  sollte  durch  eine  entsprechende 
Änderung  des  gesellschaftlichen  Oberbaus,  der  politischen  und  rechtlichen 
Formen,  also  der  Gesetze,  kraft  Volksbeschlusses.  Man  ging  von  ganz  falschen 
Voraussetzungen  über  den  Gang  der  ökonomischen  Entwickelung  aus  und 
unterschätzte  oder  ignorierte  ausserdem  vollkommen  die  kapitalistische  Pro- 
duktions Organisation  —  die  nicht  identisch  ist  mit  der  Produktions- 
weise  — ,  die  sich  in  Jahrhunderten  gegliedert  haben  wird,  wenn  sie  ihren 
Höhepunkt  erreicht  hat,  und  die  dann  natürlich  nicht  ohne  weiteres  mittels  der 
Staatsgewalt  in  eine  sozialistische  Produktionsorganisation  wird  umgewandelt 
werden  können.  Die  Geschichte  lehrt,  dass  es  auch  nicht  gelungen  ist  die  feudale 
Produktionsorganisation  auf  der  Höhe  ihrer  Entwickelung  in  eine  kapita- 
listische umzuwandeln,  und  weder  die  Reformation  in  Deutschland  noch  etwa 
die  grosse  französische  Revolution  korinten  zunächst  daran  etwas  ändern. 
Wenn  aber  in  der  französischen  Revolution  der  ganze  Uberrest  des  feudalen 
Rechtszustandes  über  Nacht  durch  Parlamentsbeschluss  beseitigt  werden 
konnte,  so  war  das  nur  möglich,  weil  die  schon  bestehende  bürgerliche,  kapi- 
talistische Produktionsorganisation  sich  bereits  so  stark  herausgebildet  hatte, 
dass  sie  die  Grundlage  der  Gesellschaft  abgab,  und  der  feudale  überbau  nicht 

*)  Vergl.  Devillc.  loc.  cit.,  pag.  479. 

*)  Vcrgl.  Karl  Kautsky  Der  Alkoholismus  und  seine  Bekämpfung  in  der  Seucn  Zeit,  1890-1891, 
2.  Band,  pag.  115. 
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mehr  zu  ihr  passte.  Wenn  einmal  in  der  selben  Weise  die  sozialistische 
Produktionsorganisation  entwickelt  ist,  wird  es  nicht  minder  eine  Notwendig- 
keit und  auch  eine  Leichtigkeit  sein  alte  überlieferte  kapitalistische  Rechts- 
verhältnisse, die  zur  sozialistischen  Produktionsorganisation  nicht  passen,  mittels 
der  Staatsgewalt,  der  Gesetzgebung  zu  beseitigen. 

Wenn  es  also  richtig  ist,  dass  die  Staatsgewalt,  die  Gesetzgebung,  keinen  neuen 
ökonomischen  Zustand  schaffen  kann,  dass  sie  nur  anerkennen,  einheitlich  ord- 
nen und  festbinden  kann,  was  sich  im  Volke  entwickelt  hat,  das  heisst  vom 
Volke  organisiert  wurde,  dann  kann  mittels  der  Staatsgewalt  auch  keine 
sozialistische  Produktion  geschaffen  werden.  Was  sich  vor  unseren  Augen 
abspielt  und  womit  sich  Karl  Marx  beschäftigte,  das  war  die  Entwickelung 
der  kapitalistischen  Produktion,  und  die  heutige  Gesetzgebung  kann 
daher  auch  nur  dieser  Entwickelung  folgen.  Der  Marxsche  Schluss,  dass  das 
Proletariat  einmal  die  Staatsgewalt  ergreifen  und  dann  die  kapitalistische 
Produktion  in  eine  sozialistische  umwandeln  werde,  war  eine  Konsequenz 
der  Zusammenbruchstheorie.  Nachdem  aber  diese  wie  die  Verelendungs-,  Kri- 
sen- und  die  ganze  Zuspitzungstheorie  überhaupt  gefallen  ist,  bleibt  nur  der 
Entwickelungsgedanke  bestehen,  nach  dem  alle  Formen  des  ökonomischen,  so- 
zialen, politischen  und  allgemeinen  geistigen  Lebens  sich  entwickeln  müssen 
und  die  ökonomische  Entwickelung  die  Basis  abgibt  für  die  der  anderen.  Ent- 
wickelung ist  aber  immer  organische  Gliederung:  Organisation,  Organisie- 
ren aus  dem  Geiste,  den  die  Zeit  erheischt,  den  die  Einsicht  in  die  ökonomische 
Notwendigkeit  gebiert.  Die  Gesetzgebung,  die  Staatsgewalt,  kann  hierbei 
nichts  anderes  tun  als  die  Entwickelung  erleichtern  oder  erschweren,  im 
übrigen  aber  kann  sie  nur  hinter  der  Entwickelung  einhergehen  und  fügen 
und  ordnen,  was  sich  neu  herausgebildet  hat.  Und  so  wird  der  Sozialismus 
nicht  durch  die  Gesetzgebung  ins  Leben  treten  sondern  durch  die  organi- 
satorische Arbeit  des  Aufbauens. 

Die  Hoffnung  auf  die  Staatsgewalt,  mit  der  einmal  alles  geschaffen  werden 
könne,  entsprang  aber  auch  der  früheren  Schwäche  der  sozialistischen  Be- 
wegung. Zu  schwach,  um  selbst  direkt  etwas  zu  schaffen,  setzte  man  die 
Hoffnung  auf  den  Zeitpunkt,  an  dem  es  der  Bewegung  möglich  sein  werde 
die  Staatsgewalt  zu  ergreifen,  und  die  ganze  Agitation  wurde  hierauf  ge- 
richtet. Damit  wurde  aber  auch  ein  Glaube  an  die  Allmacht  der  Staatsgewalt 
geweckt,  der  sich  nun  auch  auf  alle  gegenwärtige  Reformarbeit  übertrug  und 
zur  Geringschätzung  der  positiven  Organisationsarbeit  führte.  Den  gewerk- 
schaftlichen und  genossenschaftlichen  Organisationen  wurde  eine  sehr  geringe 
Bedeutung  beigemessen,  zum  Teil  wurden  sie  sogar  ganz  verworfen.  Wie 
die  Manchesterleute  und  die  Anarchisten  in  das  Extrem  fielen  jedwedes  Ein- 
greifen der  Gesetzgebung  in  die  soziale  Entwickelung  für  wertlos  oder  schäd- 
lich zu  halten,  so  fielen  die  Sozialisten  vielfach  in  das  entgegengesetzte  Extrem, 
indem  sie  alles  von  der  Staatsgewalt  und  der  Gesetzgebung  erwarteten.  Eine 
Gegenüberstellung  der  Errungenschaften  positiver  Organisationsarbeit  in  den 
letzten  zwei  Generationen  mit  den  Leistungen  der  Gesetzgebung  zeigt  uns  heute, 
wo  das  Schwergewicht  liegt. 

Der  Kampf  gegen  die  zünftigen  Schranken,  welche  die  Entwickelung  der 
modernen  Industrie  hinderten  und  die  Arbeiter  wie  die  Unternehmer  schliess- 
lich schädigten,  ward  erklärlicherweise  zu  einem  Kampf  gegen  jedes  staatliche 
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Eingreifen  in  das  Wirtschaftsleben,  das  freie  Spiel  der  Kräfte  wurde  zu 
einem  Prinzip  erhoben:  zum  Freiheitsprinzip  des  Liberalismus.  Bald  sahen 
aber  die  Arbeiter,  dass  sie  in  diesem  freien  Spiel  die  Schwächeren  waren; 
eine  grenzenlose  Ausbeutung  griff  Platz,  und  nun  beginnt  von  den  Arbeitern 
wieder  der  Appell  an  die  Gesetzgebung.  Recht  auf  Arbeit,  Maximalarbeits- 
tag, Minimallohn:  alles  das  und  noch  mehr  sollte  das  Gesetz  schaffen.  Aber 
nirgends  konnte  bisher  "durch  die  Gesetzgebung  irgend  etwas  anderes  auf 
sozialem  Gebiete  geschaffen  werden,  als  was  in  vorhergehender  Organisations- 
arbeit bereits  herausgebildet  war  oder  von  bestehenden  Organisationen  ge- 
tragen und  durchgeführt  wurde.  Nirgends  ist  ein  Maximalarbeitstag  das 
Werk  der  Gesetzgebung  gewesen,  auch  der  Achtstundentag  in  Australien 
nicht,  den  die  Organisationen  der  Arbeiter  erkämpften  und  der  erst  dann 
durch  die  Gesetzgebung  anerkannt  wurde.  In  Deutschland  haben  wir  noch 
nicht  einmal  den  gesetzlichen  Zehnstundentag:  aber  die  Gewerkschafts- 
organisationen haben  ihn  in  der  Tat  geschaffen  und  marschieren  auf  den 
Neun-  und  Achtstundentag  zu.  Wo  aber  einmal  ein  Maximalarbeitstag  ohne 
Organisationen  durch  die  Staatsgewalt  eingeführt  wurde,  wie  in  Russland, 
blieb  er  auf  dem  Papier  stehen.  Und  auch  Millerands  Maximalarbeitstag 
inusste  erst  noch  von  den  Organisationen  erzwungen  werden,  nachdem  er 
bereits  gesetzlich  festgelegt  war.  Das  gleiche  gilt  von  der  ganzen  Arbcitcr- 
schutzgesetzgebung,  deren  Bedeutung  überall  abhängig  ist  von  den  bestehen- 
den Organisationen,  die  nicht  nur  den  Weg  zur  Gesetzgebung  vorbereiten  son- 
dern allein  auch  die  Gesetze  zur  Durchführung  bringen  können.  Selbst  die 
Fabrikinspektion  in  Deutschland  stand  nur  auf  dem  Papier  und  hatte  keine 
praktischen  Erfolge  aufzuweisen,  solange  die  Gewerkschaftsorganisationen 
noch  schwach  waren.  Man  kann  nicht  neben  jeden  Unternehmer  einen  Poli- 
zisten stellen  eder  täglich  die  Betriebe  revidieren  lassen.  Nur  starke  Organi- 
sationen können  die  Innehaltung  der  Schutzbestimmungen  überwachen  und 
erzwingen.  Weil  die  Angestellten  im  Gastwirtsgewerbe  nicht  oder  nur  sehr 
mangelhaft  organisiert  sind,  blieb  die  bekannte  Verordnung  die  Arbeitsver- 
hältnisse im  Gastwirtsgewerbe  betreffend  bisher  wirkungslos.  Keine  Gesetz- 
gebung kann  das  Heimarbeiterelend  beseitigen,  wenn  nicht  ein  organisatori- 
sches Wirken  voraus  und  später  der  Gesetzgebung  parallel  geht. 

Auch  die  Arbeiterversicherung  ist  nicht  erst  durch  die  Gesetz- 
gebung ins  Leben  gerufen  worden.  Das  Versicherungswesen  —  besonders  die 
Krankenkassen  —  war  in  Deutschland  unter  den  Arbeitern  schon  stark  ent- 
wickelt, als  die  Regelung  durch  die  Gesetzgebung  erfolgte.  Herr  Möller,  der 
spätere  preussische  Handelsminister,  meinte  einmal,  als  er  noch  Abgeordneter 
war,  in  einer  Reichstagskommission  zur  Vorbereitung  der  Novelle  zum  Unfall- 
gesetz, die  Versicherungsgesetzgebung  sei  nur  eine  anderweitige  Regelung  des 
früheren  Armenwesens.  Ein  Körnchen  Wahrheit  liegt  in  dieser  Behauptung. 
Und  soweit  sich  diese  Versicherung  über  das  Niveau  einer  Armenunter- 
stützung hinaus  entwickelt  hat,  geschah  es  durch  die  organisatorische  Tätigkeit 
der  an  der  Versicherung  Interessierten,  also  der  Arbeiter.  Man  schalte  die 
Mitarbeit  der  Arbeiterorganisationen  bei  den  Krankenkassen  aus,  man  nehme 
letzteren  die  Selbstverwaltung,  und  sie  sinken  zur  Bedeutungslosigkeit  herab. 
Wie  sehr  man  das  früher  auch  in  der  Sozialdemokratie  verkannt  hat,  dafür 
wieder  nur  ein  Beispiel.  Im  Jahre  1891  las  man  in  der  Parteiwochenschrift: 
»Das  jetzige  System  der  Krankenversicherung  der  Arbeiter  wird  sicherlich  ein  Uber- 
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gangsstadium  werden  zu  einem  anderen  Systeme,  zu  dem  Systeme  der  unentgelt- 
lichen Krankenpflege  für  alle  Unbemittelten.  Man  wird  den  unbrauchbaren,  lästigen 
und  kostspieligen  Formalismus,  welcher  jetzt  für  die  Zwangsversicherung  aufgestellt 
ist,  über  Bord  werfen  und  —  darauf  richtet  sich  unsere  Hoffnung  —  folgende 
Grundsätze  zum  Gesetz  erheben: 

Die  Gemeinden  gewähren  den  innerhalb  ihres  Bezirks  wohnenden  Erkrankten,  auf 

Ansuchen  des  Erkrankten  oder  der  Vertreter   desselben,   unentgeltliche  ärztliche 

Behandlung,  Arznei  und  sonstige  Heilmittel  im  weitesten  Umfange. 

Die  Kosten  dieser  Hilfe  trägt  unmittelbar  die  Gemeinde,  mittelbar  der  Bundesstaat 

oder  das  Reich  durch  Uberweisung  des  Bedarfs  aus  den  Erträgen  allgemeiner 

Steuern. 

Die  staatlichen  Behörden  überwachen  die  Ausführung  der  den  Gemeinden  hinsicht- 
lich der  Krankenpflege  obliegenden  Verpflichtungen.«1) 

Solche  zentralistisch-bureaukratische  Anschauungen  konnten  nur  entstehen 
bei  einem  starken  Glauben  an  die  Macht  der  Gesetzgebung.  Und  diesem  hul- 
digten die  meisten  Sozialdemokraten.  Heute  lernt  man  allerdings  das  positive 
organisatorische  Wirken  besser  zu  würdigen.  Man  sieht,  wie  beispielsweise 
die  Tarifvertragsentwickelung  einen  einheitlichen  Arbeiterschutz  mit  sich 
bringt,  der  mehr  bietet  als  bisher  in  der  Gesetzgebung  zum  Ausdruck  kam. 
Diese  Tarifverträge  werden  zwar  einmal  eine  gesetzliche  Anerkennung  er- 
halten —  wie  die  Zunftverfassung  gesetzlich  geregelt  wurde,  nachdem  sie  in 
freier  Vereinbarung  organisiert  war  — ,  sind  aber  doch  ausschliesslich  das 
Werk  von  Organisationen  und  beruhen  auf  solchen.  Auch  in  Sachen  der 
Arbeitskammern  oder  Arbeiterkammern  wird  man  sich  heute  keiner  Täuschung 
mehr  darüber  hingeben,  dass  sie  nichts  anderes  sein  können  als  Delegationen 
der  bestehenden  Organisationen. 

Der  Sozialismus  würde  in  weiter  Ferne  liegen,  wenn  er  von  der  Ergreifung 
der  Staatsgewalt  durch  das  Proletariat  abhinge.  Glücklicherweise  wird  er  nicht 
von  einer  zentralisierten  Macht  eingeführt  sondern  in  praktischer  Arbeit  organi- 
siert, indem  Glied  an  Glied  gereiht  wird:  durch  Genossenschaften,  Kommunen, 
Gewerkschaften  und  alle  die  anderen  lebendigen  Organisationen  des  Volkes. 
Von  hier  aus  vollzieht  sich  jede  Reformarbeit,  von  der  Tätigkeit,  die  die  Sozia- 
listen hier  entsprechend  ihrer  Stärke  entfalten  können,  wird  es  abhängen, 
was  auf  dem  wirtschaftlichen,  sozialen  und  allgemein  kulturellen  Gebiet  im 
sozialistischen  Sinne  entwickelt,  herausgearbeitet  wird.  Hier,  durch  diese 
Organisationen  vollzieht  sich  aller  Fortschritt.  Die  zentrale  Staatsgewalt 
kann  ihn  zu  hindern  oder  zu  fördern  suchen,  aber  sie  kann  ihn  so  wenig  direkt 
schaffen  wie  sie  ihn  vereiteln  kann ;  sie  kann  ihm  hinterher  nur  durch  die 
Gesetzgebung  offizielle  Anerkennung  verschaffen  und  ihn  befestigen. 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 
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ANDER  mit  jüngerer  ökonomischer  Entwickelung  zeigen  in  der 
Zollfrage  meist  eine  ähnliche  Interessenschichtung  und  Partei- 
gruppierung wie  sie  bei  uns  aus  der  Zeit  des  Zollvereins,  für  die 
Vereinigten  Staaten  bis  zum  McKinleytarif  allgemein  bekannt  ist. 
Träger  des  Schutzzolles  ist  auf  dieser  Stufe  die  Industrie, 
weil  sie  ihre  ersten  schwachen  Keime  möglichst  rasch  entfalten  will  und  weil 

»)  Vcrgl.  C.  De  isinger  Die  Novelle  zum  Krankenversicktrungsgtsrtz  in  der  Neuen  Zeil, 
^90-1891.  i.Band,  pag.  840. 
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sie  der  überlegenen,  unter  Umständen  erdrückenden  Konkurrenz  der  aus- 
gereifteren  Industriestaaten  nicht  gewachsen  ist.  Umgekehrt  sind  in  dieser, 
sozialwirtschaftlich  ungemein  bedeutsamen  Periode  des  Uberganges  zu  stärkerer 
gewerblicher  Tätigkeit,  zu  überwiegenderem  städtischem  Kulturleben  die  bis- 
her grundlegenden  agrarischen  Produktionszweige  in  der  Grundtendenz 
fast  ausnahmslos  freihändlerisch,  weil  für  sie  kein  ausländischer 
Wettbewerb  den  Inlandsmarkt  drückt,  weil  sie  vielmehr  selber  exportieren, 
also  von  einem  agrarischen  Zollschutz  keinerlei  Vorteil  haben,  dagegen  vom 
Industrieschutz  den  Nachteil  des  Preisabschlages  auf  viele,  zur  landwirtschaft- 
lichen Produktion  und  zum  persönlichen  Konsum  der  Landwirtschaftsbevölke- 
rung unentbehrliche  Gewerbserzeugnisse.  Bestenfalls  verhält  sich  unter  solchen 
einfachen  Voraussetzungen  die  Landwirtschaft  indifferent;  sie  sieht  mitunter 
ihre  Verluste  am  Industrieschutz  ausgeglichen  durch  ihre  Gewinne  an  dem 
Emporblühen  eines  kaufkräftigen  Nachbarmarktes  in  den  Industriebezirken  und 
Städten.  Sie  duldet  allenfalls  den  Schutzzoll,  aber  sie  gehört  nicht  zu  seinen 
Vorkämpfern. 

Doch  hat  die  modernste,  früher  ungeahnte  internationale  Transporterleichte- 
rung manchen  neuartigen  Einschlag  hinzugefügt,  der  das  überkommene  ein- 
fachere handelspolitische  Bild,  meist  zu  gunsten  des  Protektionismus,  recht 
merkbar  umgestaltet  und  die  ganze  Interessenkonstellation  heute  nicht  selten 
viel  verwickelter  erscheinen  lässt  als  in  der  Vergangenheit.  Wir  hatten  im 
Zollverein  zwar  unseren  Weinschutz  für  die  Kleinbauern  im  deutschen  Westen 
und  Südwesten;  und  die  Niedrigkeit  der  Weinzölle,  die  Preussen  und  Ost- 
elbien  im  Anfang  der  sechziger  Jahre  mit  Frankreich,  mehr  aus  politischen 
als  aus  wirtschaftlichen  Rücksichten,  vereinbart  hatte,  erregte  einen  gefähr- 
lichen Sturm  des  Unwillens  bei  den  betroffenen  Winzern,  so  liberal  und 
franzosenfreundlich  sie  sich  sonst  gern  aufspielten.  Wir  hatten  bereits  im 
Zollverein  um  die  aufstrebende  Rübenzuckererzeugung  einen  Schutzdamm  gegen 
den  bisher  vorherrschenden  und  allmählich  entthronten  Kolonialzucker  er- 
richtet. Aber  für  die  eigentlichen  landwirtschaftlichen  Massenprodukte  schied 
damals  die  Fernkonkurrenz  schon  infolge  der  hohen  Frachtkosten  aus,  so  dass 
agrarischen  Grenzauflagen  höchstens  ein  ornamentaler  und  staatsfinanzieller 
Wert  zugesprochen  werden  konnte.  Das  ist  allerdings  in  der  Gegenwart 
wesentlich  anders  geworden,  und  so  finden  wir  beispielsweise  1906  in  dem 
siedelungskolonialen  Agrarstaat  Kanada  einen  Weizenzoll  von  12  Cents  pro 
Bushel,  einen  Roggenzoll  von  10  Cents,  einen  Gerstenzoll  von  30  %  des  Wertes, 
einen  Kartoffelzoll  von  15  Cents  pro  Bushel,  Vieh-  und  Fleischzölle  zum  Teil 
von  enormer  Höhe,  Wollzölle,  Zuckerzölle,  Branntweinzölle  usw.  usw.;  in  der 
Korn-  und  Fleischkammer  Argentinien,  um  die  Küsten-  und  Grenzstriche 
möglichst  ausschliesslich  der  heimischen  Agrarproduktion  vorzubehalten,  Korn- 
und  Mehlzöllc,  Obst-  und  Konservenzölle,  Zuckerzölle,  Branntweinzölle,  Butter- 
und Fleischzölle ;  im  australischen  Bund  einen  Körner-  und  Hülsen- 
früchtezoll von  iy2  Shilling  pro  100  Pfund,  einen  Heu-  und  Häckselzoll  von 
1  Shilling  pro  Zentner,  einen  Kartoffelzoll  von  1  Shilling  pro  Zentner,  einen 
Mehl-  und  Pflanzenölzoll,  Früchte-  und  Gcmüsezölle,  Zucker-  und  Branntwein- 
zölle, Fleisch-,  Speck-,  Schmalz-,  Eier-,  Konservenzölle.  Wir  finden  mit 
anderen  Worten  wegen  der  grösseren  internationalen  Beweglichkeit  und  der 
schärferen  Konkurrenzstosskraft  der  agrarischen  Massenprodukte  heute  in  den 
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Ländern  mit  jüngerer  ökonomischer  Entwickelung  die  agrarische  Frei- 
handelsgegenströmung gegen  den  Industrieerziehungsschutz  meist  viel 
schwächer  als  etwa  im  alten  deutschen  Zollverein  oder  als  in  den 
Vereinigten  Staaten  früherer  Jahrzehnte.  Die  wirtschaftsgeschichtliche 
Wiederholung  vollzieht  sich,  wie  gewöhnlich,  unter  beträchtlichen  Ab- 
weichungen. 

An  der  Stellung  der  Arbeiterklasse  jener  Staaten  hat  jedoch  dieser 
modernste,  stärker  agrarische  Einschlag  kaum  etwas  zu  ändern  vermocht. 
Ungefähr  die  gleiche  Auffassung,  die  Friedrich  Engels  gegenüber  der  Zoll- 
vereinspolitik der  vierziger  Jahre  vertrat  und  die  alsdann  so  oft  bei  Arbeiter- 
parteien in  ähnlicher  Lage  wiederkehrte,  erwacht  regelmässig  bei  jenen 
Arbeitern  von  neuem;  sie  sind  in  ihrer  Mehrheit  oder  ganz  ausnahmslos 
Schutzzöllner,  obwohl  sie  es  vernünftigerweise  fast  immer  ablehnen  die  Zoll- 
frage zum  Programmpunkt  zu  erheben.  Liest  man  die  Urteile  und  Reden 
australischer  Arbeiterführer  zur  Bundeszollpolitik,  so  wird  man  unwillkürlich 
an  die  Ausführungen  Engels'  über  die  Zollvereinspolitik  erinnert  —  von  den 
letzten,  rein  sozialistischen  Konsequenzen  allerdings  abgesehen,  die  den 
australischen  Labour  Parties  vorläufig  noch  fern  liegen : 

»Wenn  wir  die  Handelsfreiheit  proklamieren  und  unsere  Zölle  aufheben,  so  ist  un>erc 
gesamte  Industrie  mit  Ausnahme  weniger  Zweige  ruiniert.  Von  Baumwollspinnerei, 
von  mechanischer  Weberei,  von  den  meisten  Zweigjen  der  Baumwollen-  und  Wollen- 
industrie, von  bedeutenden  Branchen  der  Seidenindustrie,  von  beinahe  der  ganzen 
Eisengewinnung  und  Eisenverarbeitung  kann  dann  keine  Rede  sein.  Die  in  allen 
diesen  Zweigen  plötzlich  brotlos  gewordenen  Arbeiter  würden  in  Massen  auf  den 
Ackerbau  und  die  Trümmer  der  Industrie  geworfen  werden,  der  Pauperismus  würde 
überall  aus  dem  Boden  wachsen  .  .  .«') 

»Dem  Proletarier,  dem  Besitzlosen  könnte  es  dem  Anschein  nach  sehr  gleich- 
gültig sein,  ob  die  Schutz-  oder  die  Freihandelsmänncr  das  entscheidende  Wort 
führen.  Da  aber,  wie  oben  gesagt,  die  Bourgeoisie  in  Deutschland  des  Schutzes  gegen 
das  Ausland  bedarf,  um  ...  ihr  eigenstes  inneres  Wesen  rein  und  lauter  zur  Ent- 
faltung zu  bringen,  so  hat  auch  die  arbeitende  Klasse  ein  Interesse  an  dem,  was  der 
Bourgeoisie  zur  ungeschmälerten  Herrschaft  verhilft  .  .  .  Mit  der  Herrschaft  des 
Bürgertums  gelangen  auch  die  Arbeiter,  von  den  Verhältnissen  getrieben,  zu  dem 
unendlich  wichtigen  Fortschritt,  dass  sie  nicht  mehr  als  einzelne,  als  höchstens  ein 
paar  Hunderte  oder  Tausende  gegen  das  Bestehende  auftreten  und  sich  empören,  son- 
dern dass  sie  allesamt  als  eine  Klasse,  mit  ihren  besonderen  Interessen  und  Grund- 
sätzen, ihrem  letzten  und  schlimmsten  Erbfeinde,  der  Bourgeoisie,  nach  gemein- 
samem Plane  und  mit  vereinter  Macht  zu  Leibe  rücken.«*) 

Oder  man  gedenkt  der  historischen  Würdigung  der  amerikanischen 
Schutzpolitik,  als  Engels  im  Jahre  1888  deren  Ende  gekommen  glaubte.  Dem 
jungen  Lande  hätten  zur  Entwickelung  seiner  unvergleichlich  reichen  natür- 
lichen Hilfsquellen  zwei  Wege  offen  gestanden: 

»Entweder  bei  freiem  Handel  während  meinetwegen  50  Jahren  einen  äusserst 
kostspieligen  Konkurrenzkampf  zu  führen  gegen  die  englische  Industrie,  die  ihr  um 
hundert  Jahre  voraus  ist,  oder  aber  durch  Schutzzölle  die  englische  Konkurrenz  auf 
meinetwegen  25  Jahre  auszuschlicssen,  mit  der  fast  absoluten  Gewissheit,  dass  am 
Ende  der  25  Jahre  die  amerikanische  Industrie  auf  dem  offenen  Weltmarkt  ihren 
Platz  behaupten  wird  .  .  .  Nun  gut.  die  Amerikaner  ziehen  vor  ein  Expressbillett 
zu  nehmen,  um  so  viel  rascher  vorwärts  zu  kommen.«') 

»)  Vergl.  Friedrich  Engel*'  Rede  in  Elberfeld,  abgedruckt  im  Literarischen  Nachlas*  von 
Karl  Marx,  Friedrich  Enteis  und  Ferdinand  Lassalle,  2.  Band,  enthaltend  die  Schriften  von 
Juli  1844  bis  November  1847,  'Stuttgart  1002',  pag.  395. 

»)  Verg!.  FriedrichEngcls  Schutzzoll-  oder  Freihandtlssystem,  abgedruckt  Joe.  cit..  pag.  431-4.1- 
»)  Vcrgl.  Friedrich  Engels  Schutzsoll  und  Freihandel  in  der  Neuen  Zeit.  1888.  pag.  z9z. 
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Mit  ähnlichen  Argumenten  begründen  die  australischen  Arbeiterführer  in  der 
öffentlichen  Agitation  und  im  Parlament  vielfach  ihre  Zustimmung  zum  Schutz- 
zoll. Aus  dem  inneren  Parteileben  suchen  sie  jedoch  eine  bestimmte,  jedes 
Mitglied  bindende  Stellungnahme  möglichst  fernzuhalten.  Daraus  vor  allem 
erklärt  sich  der  Vorschlag  über  jeden  neuen  allgemeinen  Zolltarif  die  letzte 
endgültige  Entscheidung  durch  Volksabstimmung  treffen  zu  lassen.  »In 
Steuer-  und  Zollfragen  sollen  die  Arbeiterkandidaten  freie  Hand  habenc, 
heisst  es  in  dem  Sidneyer  Arbeitsprogramm  vom  Dezember  1902;  doch  hat 
crfahrungsgemäss  die  Mehrzahl  der  gewählten  Abgeordneten  eher  dem  extremen 
als  dem  gemässigten  Schutzzollfiügel  angehört. 

Anders  scheint  man  sich  mitunter  zum  Prämienwesen  verhalten  zu  haben. 
Bekanntlich  ist  in  Kanada,  in  Südafrika  und  in  Australien  die  Zahlung  von 
Froduktionsprämien  nichts  Seltenes  und  auch  etwas  durchaus  Erklärliches. 
Man  will,  sagen  wir,  eine  eigene  Eisen-  und  Zuckererzeugung  mit  helfendem 
Staatseingreifen  emportreiben:  aber  man  muss  vorläufig  noch  einen  über- 
wältigenden Bruchteil  von  Schienen,  von  Trägereisen  und  Zucker  von  aussen 
her  einführen.  Ein  Zoll  würde  hier  90  %  (und  mehr)  des  Bedarfes  verteuern, 
die  Eisenbahnbauten  und  den  Massenkonsum  zurückhalten.  Es  erscheint  unter 
solchen  Voraussetzungen  viel  richtiger  den  10  %  (und  noch  weniger)  der 
Inlandsgewinnung  direkt  eine  staatliche  Unterstützung  zuflicssen  zu  lassen  und 
auf  diese  Weise  die  ersten  Keime  einer  Inlandsindustrie  heranzuziehen,  die  sich 
alsdann  mit  der  Zeit  weiter  auszudehnen  vermag.  So  zahlte  Kanada  eine 
Prämie  für  jede  in  Kanada  aus  kanadischen  Erzen  gewonnene  Tonne  Eisen. 
Neuseeland  hat  Kupfer-  und  Quecksilberprämien.  Im  Repräsentantenhause 
des  Commonwealth  stellten  sich  dagegen  die  Arbeiterparteiler  im  November  1907 
auf  den  Standpunkt,  dass  staatsunterstützten  Privatunternehmungen  jederzeit 
der  volle  Staatsbetrieb  vorzuziehen  sei.  Am  20.  November  fiel  jedoch  ein 
Amendement  auf  Nationalisierung,  anlässlich  der  Eiscnbonusbill,  mit  35  gegen 
17  Stimmen;  ob  dann  bei  der  Annahme  der  Eisenprämien  mit  30  gegen 
23  Stimmen  alle  Arbeiterstimmen  ablehnend  lauteten,  lässt  das  hier  verfügbare 
Material  nicht  deutlich  erkennen. 

Dagegen  haben  sich  die  Labour  Membcrs  der  Konsequenz  nicht  entziehen 
können,  dass,  falls  einer  Produktion  in  Australien  besondere  verteuernde 
Arbeitsbedingung en  gesetzlich  auferlegt  sind,  diese  Produktion  auch 
einen  besonderen  Schutz  gegen  ausbeutungsunbeschränkte  Schleuderkonkurrenz 
beanspruchen  darf.  Zuerst  zeigte  sich  das  beim  Rohrzucker,  für  den  man 
die  Farbigenarbeit  allmählich  zurückzudrängen  und  schliesslich  ganz  zu 
verbieten  suchte.  Vom  1.  Juli  1902  ab  versprach  man  allen  Pflanzern,  die 
nur  weisse  Arbeiter  verwenden,  seitens  des  Staates  einen  Zuschuss  von 
4  Shilling  für  die  Tonne  des  verarbeiteten  Zuckerrohrs.  Die  Zuckerrübe 
wurde  einer  ähnlichen  Vergünstigung  teilhaftig.  Aber  so  einfach  und  logisch 
dieser  Schritt  schien,  so  zog  er  doch  unliebsame  handelspolitische  Folgen  nach 
sich:  Britisch  Südafrika  sah  in  der  Staatszahlung  eine  Ausfuhrprämie  und 
stellte  deshalb  dem  prämiierten  australischen  Zucker,  durch  Bekanntmachung 
vom  8.  Oktober  1906,  einen  Zuschlagszoll  von  3  Shilling  für  100  Pfund  ent- 
gegen. Trotzdem  hat  der  bereits  durciiberatcne  Entwurf  zum  Bouniks  Act 
vom  Jahre  1907  den  Grundsatz  der  Prämienzahlung  auf  eine  ganze  Reihe  von 
Produktionen  (Baumwolle,  Jute,  Hanf,  ölstoffe,  Kautschuk,  Kaffee  usw.)  aus- 
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gedehnt,  falls  sie  ohne  Farbigenarbeit  betrieben  werden.  Wenn  nicht  von  den 
Arbeitern  selber  beantragt,  so  scheint  dieser  Entwurf  mindestens  auf  die  An- 
schauungen der  Labour  Members  zugeschnitten. 

Denn  der  handels-  und  steuerpolitischen  Differenzierung,  je  nach  der 
Fremdenverwendung  und  der  Höhe  des  Lohnniveaus,  haben  zuerst  die  Arbeiter- 
parteien Bahn  gebrochen.  Die  Seeleute  verlangten  Ausschliessung  der  Inder, 
Malayen  und  Chinesen  von  den  australischen  Schiffen,  dafür  aber  auch  Vorbe- 
halt der  Küstenfahrt  für  die  ausschlieslich  mit  Weissen  bemannten  Fahrzeuge. 
Innerhalb  der  britischen  Überseefahrzeuge  wollte  man  nochmals  zolldifferen- 
zieren :  Die  nur  mit  weisser  Mannschaft  ausgerüsteten  Schifte  sollten  ihre  Waren 
unter  der  für  England  vorgesehenen  Zollcrmässigung  hereinbringen  dürfen; 
die  Waren  anderer,  obwohl  gleichfalls  britischer  Schiffe  sollten  den  Vollzoll 
zahlen.  Solange  und  soweit  gesetzliche  Vorschriften  über  Minimallöhne,  Far- 
bigenanstellung und  sonstige  Arbeitsbedingungen  die  privatwirtschaftlichen 
Produktionskosten  beeinflussen  und  nach  oben  hin  treiben,  ist  in  der  Tat  schwer 
einzusehen,  wie  die  offenste  Tür,  der  freieste  internationale  Wettbewerb,  der 
Freihandel  in  Waren  und  mit  allen  seinen  sonstigen  Seitenverzweigungen 
ausserhalb  der  eigentlichen  Warensphäre  (Schiffahrt,  Einwanderung)  aufrecht 
erhalten  werden  soll;  diese  Folgerung  haben  in  der  Tat  die  meisten  australi- 
schen Arbeitervertreter  unbedenklich  gezogen.  Der  soziale  Schutzzoll  —  das 
Wort  in  seinem  weitesten  Sinne  genommen  — ,  der  bei  uns  am  Anfang  der 
Bismarckschen  Zollära  gleichfalls  in  vielen  Arbeiterkundgebungen  hcrum- 
spukte,  hat  in  dem  jungen  kolonialen  Lande  mit  seinen  eigenartigen  Sozial- 
reformen ein  oft  recht  seltsames  Leben  gewonnen. 

Denn  auf  die  Dauer  haltbar  werden  meines  Erachtens  kaum  alle  Pläne  und  Be- 
schlüsse sein.  Ich  erinnere  hier  nur  an  den  letzten  Vorschlag  des  australischen 
Schatzkanzlers  und  stellvertetenden  Premierministers  Sir  William  Lyne:  alle 
in  Australien  zu  schiedsrichterlich  oder  gewerkschaftlich  anerkannten  Arbeits- 
bedingungen hergestellten,  im  Falle  der  Einfuhr  zollpflichtigen  Waren  sollen 
mit  einer  Bundeshandelsmarke  (Commonwealth  trade-mark)  versehen  werden 
können;  allen  nicht  unter  fairen  Bedingungen  produzierten  ( zollgeschützt en) 
australischen  Erzeugnissen  soll  jedoch  die  Marke  verweigert  und  eine  Inlands- 
steuer in  der  Höhe  des  halben  Zolles  auferlegt  werden.  Ob  die  Produktions- 
und Absatzverhältnisse  in  Australien  einfach  genug  liegen,  um  solche  Rege- 
lungen und  Kontrollen  zu  gestatten,  wage  ich  nicht  zu  beurteilen.  Da»s  sie 
mit  einem  regeren,  vcrwickelteren  Handel  und  Verkehr  kaum  vereinbar  bleiben 
können,  scheint  mir  ziemlich  sicher. 

Die  neuen  Zollgesetze  beschäftigen  augenblicklich  den  Senat.  Sowie  sie  ab- 
geschlossen vorliegen,  wird  vielleicht  auf  die  bezeichnendsten  Einzelheiten  noch- 
mals zurückzukommen  sein.  Im  grossen  und  ganzen  wird  man  zustimmen 
müssen,  wenn  unser  englischer  Genosse  MacDonald,  der  selber  an  Ort  und 
Stelle  die  australischen  Parteiverhältnisse  studierte,  im  vorigen  Jahre  schrieb: 
»Australien  ist  noch  viel  mehr  protektionistisch  agressiv  ab  Kanada  .  .  .  Seit  Jah- 
ren ist  die  Neigung  zum  Schutzzoll  im  Steigen,  weil  der  Australier  immer  mehr  An- 
hänger geworden  ist  der  Politik  eines  weissen  Australiens  und  eines  Australiens,  in 
dem  dem  Arbeiter  ein  grösserer  Anteil  an  der  produzierten  Gütermenge  zufällt. 
Diese  Rassen-  und  VVirtschaftsziele  scheinen  dem  Australier  den  Beistand  eines 
Schutzsystems  vorauszusetzen,  das  sich  geradezu  der  Prohibition  nähert  für  alle  Waren, 
die  in  Australien  erzeugt  werden  oder  erzeugt  werden  können.  Die  australische  Arbeiter- 
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partei  hat  diesen  Gedanken  weiter  geführt  und  logischer  und  systematischer  ausgebildet 
als  irgend  eine  andere  Partei  in  der  Welt.  Sie  schützt  nicht  nur  das  Unternehmen 
in  seiner  Rentabilität  sondern  sorgt  zugleich  durch  Industrieschiedsgerichte  und 
Lohnämter  dafür,  dass  manche  Extraüberschüsse  den  Löhnen  zufliessen.  Während 
so  scheinbar  der  Unternehmer  und  Arbeiter  gesichert  wurde,  wandte  sie  [die  Lobour 
Party]  sich  dem  dritten  und  letzten  wirtschaftlich-sozialen  Gebiet  zu,  dem  Konsu- 
menten, und  sie  will  auch  diesen  geschützt  sehen,  indem  sie  die  zu  zahlenden  Preise 
in  ähnlicher  Weise  wie  die  Löhne  reguliert.*)  So  ist  in  Australien  der  Protektionis- 
mus, mehr  als  in  einem  anderen  Lande  der  Welt,  zur  allgemeinen  Politik  ge- 
worden.«*) 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 

KflRL  LEUTH M ER  •  DflS  EMDE  DER  POLNISCHEM 
REICHSIDEE 

j^=^flÜR  die  meisten  deutschen  Politiker  im  Reich  ist  die  polnische  Frage 
fi||Hl  zu  einer  preussischen  Vcrwaltungsangelegenheit  geworden.  Das  Ge- 
T—Wh  fühl,  dass  hier  ein  europaisches  Problem  vorliegt,  in  das  die 
IkS*  Preuss'scn€  5'olenmisere  unlösbar  eingeflochten  ist,  scheint  sich  seit 
W  IMlil  den  sechziger  Jahren,  wo  es  noch  lebendig  war,  vollständig  ver- 
flüchtigt zu  haben.  Die  Anhänger  wie  die  Bestreiter  des  Hakatismus  kommen 
vielmehr  in  dem  einen  Wesentlichen  überein:  die  polnische  Nation  als  Objekt 
der  Gesetzgebung  zu  betrachten.  Aber  mag  man  über  polnischen  Hochverrat 
zetern  oder  ihn  lebhaft  verneinen,  mag  man  die  Polen  durch  deutschen  Unter- 
richt zu  guten  Preussen  oder  gar  Deutschen  bekehren  wollen  oder  behaupten, 
ihnen  fehle  zur  Loyalität  nur  die  freundliche  Behandlung:  ist  nicht  der  eine 
Irrtum  so  lächerlich  wie  der  andere?  Müssten  sich  Polenfreunde  und  Polen- 
feinde nicht  zuerst  fragen,  ob  der  Pole  überhaupt  unter  Verrat  das  verstehen 
kann,  was  der  Zugehörige  des  nationalen  Staates  darunter  versteht,  und  ob 
es  möglich  sei  einem  Volk  von  starkem  Selbstbewusstsein  und  grosser  Ver- 
gangenheit sei  es  mit  der  Peitsche  sei  es  mit  dem  Zuckerbrot  die  Sehnsucht 
nach  seiner  Selbständigkeit  aus  dem  Herzen  zu  nehmen?  Nun  liegt  jedoch 
gerade  bei  den  Polen  sogar  der  Hauptton  ihrer  Bestrebungen  auf  dem  Staat. 
Wofür  sie  bis  zum  Jahre  1863  durchweg  gekämpft  haben  und  zum  Teil 
noch  heute  kämpfen,  das  ist  nicht  die  eigene  nationale  Freiheit  sondern  der 
Traum  des  alten  polnischen  Reichs,  jenes  Reichs,  das  aufgebaut  war  auf  der 
ungeheuerlichsten,  politischen,  wirtschaftlichen  und  nationalen  Unterdrückung 
von  zwei  Dritteln  seiner  Bewohner,  der  Kleinrusscn,  Weissrussen,  Litauer  und 
Deutschen,  durch  das  herrschende  Drittel,  die  Polen. 

Wer  in  Zeitungen  und  Schriften  der  sechziger  Jahre  blättert,  wird  heute  noch 
betroffen  von  dem  überwältigenden  Eindruck  der  Enttäuschung,  den  die  erste 
Erkenntnis  dieser  Tatsache  bei  den  Politikern  Westeuropas  hervorrief.  Die 
Haltung  der  Kleinrusscn  und  Litauer  während  des  Aufstandes  von  1863  zerriss 
die  Legende  vom  polnischen  Reich.  Wenn  Schriftsteller  vom  Rang  eines 
Leroy-Beaulieu  nun  eine  nur  allzu  russenfreundliche  Stellung  einnahmen,  so 
mochte  etwas  wie  ein  Schamgefühl  darüber  mitgewirkt  haben,  dass  all  die 
polen  freundliche  Lyrik  und  Rhetorik  der  Begeisterung  Düpierter  entsprungen 

«)  Mir  ist  davon  nichts  bekannt.  Gemeint  ist  vielleicht  die  Bestimmung,  dass  bei  zu  hohen  Inlands- 
preisen, besonders  bei  monopolistischer  Beherrschung  des  Marktes,  der  Zollschutt  aufgehoben 
werden  kann. 

»)  Vcrgl.  James  Ramsay  MacDonald  Labour  and  the  Empirt  /London  1907'.  pag.  84  ff. 
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war,  die  als  Ideal  der  Freiheit  verehrt  hatten,  was  —  nach  einem  Worte  des 
kleinrussischen  Revolutionärs  Dragomanow  —  tfür  die  ungeheure  Mehrzahl 
der  westrussischen  Bevölkerung  nur  den  Austausch  der  russischen  gegen  die 
polnische  Gewaltherrschaft  bedeutet  hättet.  Freilich  ist  indessen  diese  Er- 
kenntnis auch  wieder  vielen  verloren  gegangen,  und  Leute,  die  den  Mangel 
an  Kenntnissen  gern  durch  einen  Übcrfluss  an  Gesinnung  ausgleichen,  reden 
von  der  Teilung  Polens  in  Worten,  die  dem  polnisch-nationalen  Mythus  ent- 
nommen zu  sein  scheinen,  und  als  wüssten  sie  nicht,  dass  in  dem  preussischen 
Anteil  fast  ebcnsoviele  Deutsche  vom  polnischen  Joch  befreit  wie  Polen  unter 
das  deutsche  Joch  gebracht,  dass  in  Galizien  für  die  Hälfte  der  Bevölkerung, 
die  314  Millionen  Ruthenen,  durch  Österreich  die  ersten  Voraussetzungen 
menschlicher  Existenz  geschaffen  wurden. 

Doch  entstammt  heute  der  Irrtum  nicht  der  Begeisterung  sondern  dem  unter 
wohlwollenden  Redensarten  verborgenen  —  und  am  leichtesten  zu  verbergen- 
den —  Mangel  an  Interesse.  Gleichwohl  wäre  jetzt  gerade  die  rechte  Zeit 
sorgfältig  aufzumerken,  weil  sich  im  Denken  des  polnischen  Volkes  selbst  der 
Rcinigungsprozcss  zu  vollziehen  beginnt,  der  in  seinem  Ergebnis  den  polni- 
schen Nationalgedanken  von  der  ihm  anhaftenden  Reichsidec  befreien  muss. 
Auf  russischem  Boden  hat  hierzu  die  Revolution  den  Anstoss  gegeben,  auf 
galizischem  das  Erstarken  der  ukrainischen  (kleinrussischen)  Bewegung.  In 
diesem  Zusammenhang  erst  empfängt  auch  das  Attentat  des  Ruthenen  Sit- 
schinski  auf  den  galizischen  Statthalter  Grafen  Potocki,  das  überall  einen  so 
tiefen  Eindruck  hervorgerufen  hat,  seine  Bedeutung.  Die  Polen  konnte  dies 
Ereignis  niemals  schmerzlicher  treffen  als  in  dem  Augenblick,  da  sie  für  ihre 
unterdrückten  Brüder  in  Deutschland  das  Mitleid  wachriefen.  Es  offenbarte 
aller  Welt,  dass  die  in  Posen  national  Bedrängten  im  eigenen  Herrschafts- 
gebiet, in  Galizien,  selbst  einer  zweiten  Nation  die  Faust  an  der  Gurgel 
halten.  Der  rein  nationale  Charakter  der  Tat  war  gar  nicht  zu  leugnen.  Nahm 
auch  die  ukrainisch-sozialdemokratische  Scmlja  i  Wolja  Sitschinski  als  Ge- 
nossen in  Anspruch,  so  tadelte  sie  dies  Attentat  vom  taktischen  und  prin- 
zipiellen Standpunkt  ebenso  wie  das  bürgerlich-demokratische  Difo,  um  ebenso 
wie  dieses  den  Attentäter  als  Menschen  zu  verherrlichen  und  als  Träger  und 
Vollstrecker  des  Grimms  einer  unterdrückten  Nation  zu  entschuldigen.  Nicht 
anders  empfand  die  Tat  auch  das  ganze  ruthenische  Volk,  zumal  ihr  führen- 
der Teil,  die  junge  Intelligenz,  der  Sitschinski  angehört,  deren  Gefühle  er 
und  seine  Tat  eigentlich  verkörpern.  Es  nützt  nichts,  dass  die  Polen  darauf 
hinweisen,  gerade  die  Wahlreform  hätte  den  Ruthenen  die  Rechte  so  sehr 
erweitert,  in  dem  Mordanschlag  spiegelten  sich  eigentlich  bloss  die  Erregun- 
gen und  Methoden  des  russisch-revolutionären  Guerillakrieges.  Denn  das 
wenige,  was  die  Ruthenen  durch  die  Wahlreform  gewonnen  haben,  musste 
der  Schlachta  erst  abgepresst  werden,  und  das  Beispiel  der  polnischen  Revolu- 
tionäre in  Russland  würde  auf  die  Ruthenen  in  Galizien  keine  so  ansteckende 
Wirkung  haben,  käme  nicht  da  wie  dort  ein  jahrhundcrtalter  Groll  zu  einer 
furchtbaren  Entladung. 

Man  könnte  diesen  Hass  in  seiner  Tiefe  nur  erfassen,  wenn  man  die  Geschichte 
der  beiden  Völker  erzählte.  Hier  diene  ein  Vergleich  zur  Erläuterung.  Völker, 
die  eine  staatliche  Verkörperung  nicht  gefunden  haben,  sind  Völker  der  Erinne- 
rung und  der  Sehnsucht.    Als  das  Reich  gegründet  war,  verblasste  den  Deut- 
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sehen  allmählich  der  Glanz  der  Hohenstaufenzeit,  den  Polen  hat  sich  in  dem 
Jahrhundert  der  Zerstückelung  und  Ohnmacht  das  Bild  des  Siegs  von  Tannen- 
berg in  grellen  Farben  erneuert,  und  die  Seele  der  Ruthenen  lebt  in  den  dumi 
(Märchen)  und  Liedern,  die  von  der  Sitsch  erzählen,  der  Kosakenrepublik, 
von  ihren  blutigen  Kämpfen  gegen  die  Polen,  einer  langen,  furchtbaren  Reihe 
grausamer  Empörungen  und  grausamer  Niederwerfungen.  Allein  die  Polen 
haben  sich  nicht  begnügt  den  Leib  zu  morden,  sie  wollten  auch  die  Seele  töten. 
Als  das  polnische  Reich  geteilt  wurde,  war  in  seinem  Gebiet  die  kleinrussische 
wie  die  litauische  Schriftsprache  und  Kultur  verklungen,  der  Adel  polonisiert, 
der  freie  Bauer  zum  chlop,  zum  Leibeigenen  erniedrigt.  Selbst  die  Erinnerung 
an  die  nationale  Existenz  der  Kleinrussen  war  verschollen;  Maria  Theresia 
und  Katharina  betrachteten  die  neugewonnenen,  zur  Hälfte  und  zu  zwei  Drit- 
teln nicht  polnischen  Gebiete  als  polnisches  Land,  nicht  anders  als  die  spätere 
liberale  Lyrik,  die  sich  für  ihre  Befreiung  ereiferte.  Alexander  I.,  der  unter 
Speranskijs  Einfluss  und  um  seinen  Liberalismus  in  einem  glanzvollen  Schau- 
spiel zu  zeigen  mit  dem  Königreich  Polen  experimentierte,  fasste  es  mit  seinen 
alten  Grenzen  ins  Auge  und  setzte  in  die  Hauptstadt  Litauens  die  zweite  pol- 
nische Universität.  Der  Aufruhr  von  1830,  in  dessen  Gefolge  ein  litauischer 
Bauernaufstand  gegen  die  polnischen  Pani  ging,  änderte  wohl  die  russisch 
offiziellen  Anschauungen,  doch  bloss  in  dem  Sinne,  dass  sich  zunächst  in  der 
Literatur  durch  den  Historiker  Ustrjalow,  dann  in  der  politischen  Praxis  das 
grossrussische  Entnationalisierungsprinzip  an  Stelle  des  polnischen  setzte.  Bis 
zu  dem  Tage  der  Revolution  von  1904  waren  die  kleinrussische,  die  weiss- 
russische  wie  die  litauische  Sprache  gesetzlich  verpönt;  keine  Zeitung,  kein 
wissenschaftliches,  kein  populäres  Wierk,  keine  Übersetzung,  nicht  einmal  die 
des  Neuen  Testaments,  durfte  in  diesen  Sprachen  erscheinen.  Auch  heute 
nehmen  sie  noch  eine  traurige  Pariastellung  ein.  Der  kurze  Lenz  der  Freiheit 
ist  verblüht,  und  wenn  man  auch  nicht  mehr  wagt  die  kleinrussische  Sprache 
wieder  unter  Verschluss  zu  bringen,  so  wird  die  kleinrussische  Presse  scharf 
verfolgt,  die  kleinrussischen  Vereine  in  Kiew  und  Charkow  dürfen,  wie  die 
Rjetsch  berichtet,  bloss  Theatervorstellungen  veranstalten,  das  Vortragswesen 
ist  aufs  äusserste  beschränkt,  die  Verbreitung  der  Literatur  auf  dem  Lande 
unmöglich  gemacht. 

Unter  welchen  Umständen  hat  sich  die  kleinrussische  Literatur  und  Schrift- 
sprache entwickelt  von  den  dreissiger  und  vierziger  Jahren  an,  da  Kostomarow, 
Bodjanskij  und  der  hervorragende  Dichter  Schewtschenko  ihre  Fundamente 
legten !  Zu  den  Fesseln  der  Zensur  kam  als  die  starrere  Schranke,  dass  es  in 
dem  reinen  Bauernvolke  mit  seinem  polonisierten  Adel  und  seiner  russifizier- 
ten  Intelligenz  keine  Leser  und  noch  weniger  eine  festgestellte  Form  der 
Gemeinsprache  gab,  dass  Erziehung  und  Unterricht  den  kleinrussischen  Lite- 
raten selbst  ins  grossrussische  Schrifttum  drängten.  Von  Bogdanowitsch  bis  zu 
Korolenko  und  Potapenko  hat  eine  lange  Reihe  von  Kleinrussen  die  gross- 
russische Literatur  im  Edelsten  bereichert.  In  Gogol,  dem  Schöpfer  des 
grossrussischen  Romans,  aus  dessen  Schriften  die  Abneigung  gegen  die  Gross- 
russen ebenso  deutlich  spricht  wie  sein  Taras  Bulba  den  Hass  der  freien 
Kosaken  gegen  die  polnischen  Unterdrücker  in  die  höchste  poetische  Ver- 
klärung hebt,  gewinnt  dieses  Verhältnis  die  erhabenen  Züge  des  Tragischen. 
Waren  die  Grossrussen  in  das  Erbe  der  polnischen  Verknechtungsmethoden 
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eingetreten,  so  lief  auch  das  Verhalten  beider  Herrenvölker  gegen  die  wer- 
dende kleinrussische  Literatur  in  parallelen  Linien.  Nikolaj  I.  schickte  Kosto- 
marow  und  Schewtschenko  in  die  Verbannung,  die  polnische  Gesellschaft  und 
Presse  verfemte  noch  zwanzig  Jahre  später  einen  Antonowitsch  und  seine 
Freunde,  die  als  ukrainische  Edelleute  ukrainisch  statt  polnisch  empfanden 
und  dachten.  Sie  erfanden  für  die  kleinrussischen  Envecker  das  Hohnwort 
Chlopomame  (chlop  Bauer,  Leibeigner),  das  der  grossrussische  Hochmut  in 
Chochlotnanie  (chochli  etwa  Zopfträger,  grossrussisches  Schmähwort  für  die 
Kleinrussen)  ummünzte.  Und  wenn  der  grosse  russische  Kritiker  Bjelinskij 
Gogol  seine  ukrainischen  Sympathieen  vorwarf,  so  beschimpften  die  polnischen 
Rezensenten  Schewtschenko  aufs  gröblichste  als  Verherrlicher  der  Barbarei 
und  Unmenschlichkeit  der  Kosakcnki  iege. 

Das  Verhalten  der  russischen  Regierung  spiegelt  sich  in  den  Ideen  der  rus- 
sischen Panslawisten,  Liberalen  und  Revolutionäre  wider.  Auch  sie  sind  den 
Zeitbegriffen  gemäss  vom  Staatsbegriff  der  Nation  beherrscht,  der  noch  einen 
Marx  zu  seinen  Missurteilen  über  die  Zukunft  der  slawischen  Kleinvölker 
Österreichs  verleitete.  In  den  Beratungen  der  Dekabristen  mit  den  Polen 
vertrat  Murawiew  die  Unversehrtheit  des  russischen  Reichs,  dem  er  allen- 
falls eine  föderative  Grundlage  geben  wollte,  der  Pole  Krczyczanowski  die 
Wiederherstellung  Polens  in  den  alten  Grenzen.  Von  den  anderen  Völkern 
war  nicht  die  Rede.  Aber  das  Reich  der  Träume,  umflossen  vom  Schimmer 
der  Freiheit,  zeigte  sich  in  der  revolutionären  Sphäre  stärker  als  das  Reich 
der  Wirklichkeit.  Das  offenbart  sich  selbst  an  Herzen.  Wohl  stellt  er  in  der 
berühmten  Artikelreihe  Russland  und  Polen,  die  die  1863er  Revolution  einläutete, 
die  Frage,  was  wohl  sein  würde,  wenn  die  Kleinrussen  weder  die  russische 
noch  die  polnische  Führung  anerkennen  wollten,  dass  man  sie  dann  doch  der 
Selbständigkeit  überlassen  müsste;  aber  er  Hess  sich  darauf  immer  mehr  in  das 
polnische  Schema  hineinziehen,  beeinflusst  zum  Teil  von  Bakunin,  der,  gleich 
seinen  sozialistischen  Gegnern  ohne  rechte  Vorstellung  von  der  Bedeutung 
und  Eigenmacht  des  Nationalen,  von  einem  polnischen  Aufstand  die  russische 
Freiheit  erwartete,  während  selbstverständlich  das  Zusammengehen  der  rus- 
sischen Liberalen  mit  den  Polen  alle  nationalen  Empfindungen  der  Russen 
gegen  den  Liberalismus  wachrief.  Die  russischen  wie  alle  anderen  Revo- 
lutionäre hatten  das  polnische  Freiheitsideal  als  Erbe  übernommen;  mit  dem 
konservativen  Zug,  der  alles  durch  abstrakte  Grundsätze  bestimmte  Denken  be- 
herrscht, verschlossen  sie  sich  selbst  vor  den  schreienden  Tatsachen.  Drago- 
manow  erzählt,  wie  die  Abgesandten  der  Setnlja  i  Wolja,  die  in  Wolhynien 
vpr  dem  Polenaufstande  mit  polnischen  Revolutionären  verhandelten,  nichts 
davon  wissen  wollten,  dass  polnische  Adlige  kleinrussische  Parteigänger,  weil 
sie  sich  der  polnischen  Sache  anzuschliessen  weigerten,  in  die  Netze  der  rus- 
sischen Polizei  verstrickten. 

Im  Sinne  der  polnischen  Reichsidee  war  dies  freilich  konsequent  gehandelt,  für 
sie  ist  die  Unterdrückung  der  Ruthenen  und  Litauer  ein  ebenso  wesentliches 
Stück  wie  die  polnische  Freiheit,  und  auch  die  Schlachta  in  Österreich  hat 
ja  ihre  Gegner  bald  als  Polenfeinde  verfolgt  bald  als  Feinde  Österreichs  de- 
nunziert. Unvergessen  sollte  auch  der  Artikel  Tschernyschewskijs  bleiben, 
der  den  galizischen  Ruthenen  neben  heftigen  Vorwürfen  >nationalcr  Takt- 
losigkeit« anriet  mit  den  Polen  gegen  den  »gemeinsamen  deutschen  Feind«  vor- 
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zugehen,  also  mit  der  polnischen  Schlachta,  die  sie  ausbeutete,  und  der  pol- 
nischen Bureaukratie,  die  sie  verknechtete.  Aber  Tschernyschewskij  war  so 
gut  wie  andere  grossrussische  Revolutionäre  über  die  westslawischen  Verhält- 
nisse erstaunlich  unwissend,  und  —  an  seinem  Schreibtisch  stand  der  Pole 
Sjerakowski !  Und  wer  hätte  sich  je  auf  die  Kunst  der  Beeinflussung  besser 
als  die  Polen  verstanden?  Sie,  für  die  auch  heute  in  der  Kölnischen  Volks- 
Leitung  und  in  der  Nowoje  Wremja,  im  Osservatore  Romano  wie  in  der  Wiener 
offiziösen  Presse  flinke  Federn  arbeiten.  Der  Vorteil  einer  von  Aristokraten 
geführten  und  repräsentierten  Nation  ist  ausserordentlich.  Auch  die  anti- 
polnischen Bauernreformen  nach  der  Revolution  von  1863  hinderten  nicht,  dass 
die  Polen  in  Russland  eine  gewisse  Vorzugsstellung  trotz  aller  Bedrückung 
einnehmen,  wie  nur  noch  die  baltischen  Edelleute.  In  Österreich  erwarb  die 
Schlachta  noch  vor  den  Tschechen  die  Mitregierung.  Und  ähnlich  gedachten 
auf  den  Londoner  Erinnerungsbanketten  zu  Ehren  des  Polenaufstandes  Marx 
und  die  übrigen  Festredner  wohl  der  polnischen  Freiheit,  von  den  anderen,  noch 
tiefer  geknechteten  Untertansvölkern  Russlands  ward  kaum  gesprochen.  Die 
aristokratische  Tournure  des  Lebens  und  Denkens  aller  Polen  hebt  auch  den 
Glanz  ihrer  Revolutionsromantik.  Wie  lange  hat  das  so  viel  zahlreichere, 
aber  an  Manieren  bäurische  und  demokratische  Volk  der  Kleinrusscn  gebraucht, 
bevor  es  im  revolutionären  Zeremonieenkodex  das  Recht  des  Gleichbürtigen  er- 
langte ! 

Der  letzte  Polenaufstand  hat  durch  die  Tat  die  polnische  Reichsidee  zu  nichte 
gebracht,  ohne  sie  jedoch  aus  den  Köpfen  der  Polen  selbst  zu  verbannen.  Wohl 
wurden  manchmal  vernünftige  Stimmen  in  Warschau  laut,  fanden  aber  in 
Wilna  wenig  Widerhall  und  am  wenigsten  in  Krakau  und  Lemberg,  wo  seit 
der  Restauration  durch  Goluchowski  die  polnische  Republik  unter  öster- 
reichischer Oberhoheit  neu  erstand.  Was  die  polnische  Reichsidee,  die  pol- 
nische Freiheit  bedeutet,  das  braucht  man  nicht  in  Theoricen  und  Büchern  zu 
suchen:  vierzig  Jahre  der  Geschichte  Galiziens  zeigen  es  in  der  Praxis.  Aber 
wir  wollen  hier  gar  nicht  reden  von  der  Ausbeutung  der  ruthenischen  Bauern, 
von  der  Willkür  der  polnischen  Beamten  und  Gerichte,  von  dem  einstigen 
Kurienwahlrecht,  das  den  Polen  80,  den  gleich  starken  Ruthenen  10  Abge- 
ordnete im  Reichsrat  gewährte,  im  Landtag  den  einen  noch  immer  120,  den 
anderen  20  Vertreter  gönnt:  in  allen  diesen  Dingen,  könnte  man  sagen,  mengt 
sich  das  Klasseninteresse  der  herrschenden  Schlachta  bei.  Wir  wollen  bloss 
auf  die  rein  nationalen  Probleme  hinweisen,  wo  der  Pole  als  Pole  handelte 
und  alle  Polen  eines  Sinnes  waren.  Freilich  konnten  die  galizischen  Statt- 
halter und  Beamten  nicht  nach  russischem  Muster  die  ruthenische  Sprache 
schlankweg  verbieten,  das  machten  die  österreichischen  Staatsgrundgesetze  am 
Ende  doch  unmöglich.  Aber  wie  sie  die  ruthenischen  Schulen  mit  Absicht 
vernachlässigten,  wie  sie  den  Ruthenen  sogar  die  russische  Kursivschrift  ver- 
bieten wollten  und  sie  deshalb  in  Wien  denunzierten,  wie  sie  den  Klerikalismus 
mit  römischer  Unterstützung  gegen  die  ruthenischen  Nationalbestrebungen 
aufboten,  wie  sie  endlich  abwechselnd  die  in  gewissen  ruthenischen  Kreisen 
herrschende  grossrussische  Strömung  und  dann  wieder  die  ukrainischnationale 
begünstigten,  um  eine  gegen  die  andere  auszuspielen  und  hierauf  die  eine  als 
panrussische,  die  andere  als  revolutionäre  Gefahr  bei  der  Regierung  zu  ver- 
dächtigen: das  ist  doch  Zug  um  Zug  aus  dem  selben  Geiste  hervorgegangen, 
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der  auch  die  russische  Verwaltung  in  Kiew  und  Charkow  bestimmt,  nur  dass 
in  Galizien  die  Mittel  der  Korruption  ersetzen  müssen,  was  an  Mitteln  der  Ge- 
walt etwa  fehlt.  Und  das  greift  bis  zu  den  Ereignissen  des  Tages.  Weil  er, 
erschreckt  durch  die  Erfolge  der  Ukrainischen  Nattonalpartei  bei  den  Reichs- 
ratswahlcn,  die  Russophilcn  bei  den  Wahlen  zum  galizischen  Landtag  unter- 
stützte: darum  eigentlich  ist  Potocki  gefallen. 

Hier  aber  ist  nun  ein  Wendepunkt  gegeben,  um  so  bedeutungsvoller  als  er  mit 
einer  gleichen  Umlenkung  der  Geschicke  der  Polen  in  Russland  zusammenfällt. 
Jahrzehntelang  haben  sowohl  die  russischen  wie  die  polnischen  Revolutionäre 
die  zentralistische  Richtung  trotz  einzelner  Zugeständnisse  an  das  födera- 
listische Prinzip  festgehalten.  Erst  als  die  Arbeiterbewegung  die  Massen  er- 
fasste,  als  der  proletarische  Charakter  der  russischen  Sozialdemokratie  aus 
einem  Programmpunkt  zu  Wirklichkeit  wurde,  als  die  Praxis  die  Agitation 
zwang  in  jeder  Landschaft  nach  ihren  landschaftlichen  Verhältnissen  vorzu- 
gehen, als  die  lettische,  die  litauische  und  armenische  Sozialdemokratie  zu 
eigentlichen  Trägern  des  Nationalgedankcns  ihrer  Völker  wurden  und  der 
Bund  als  die  bestgefügte  Organisation  die  Städte  des  Westens  umfasste,  war 
die  russische  Staatsidee  in  ihrem  sozialistischen  Fortleben  erloschen,  wie  denn 
die  ersten  Scmstwokongrcssft  das  Eindringen  des  föderalistischen  (Drago- 
manowschen)  Gedankens  auch  in  den  bürgerlichen  Kreisen  zu  erkennen  gaben. 
Den  Polen  aber  brach  nun  völlig  der  Traum  ihres  Reichs  zusammen.  Das 
prophetische  Wort  des  Antonowitsch  »Uns  Schlachzizen  im  kleinrussischen 
und  litauischen  Land  wird  dereinst  nichts  übrig  bleiben  als  in  dem  bisher  be- 
herrschten Volke  aufzugehen  oder  nach  Warschau  zu  fliehcn<  wurde  in  den 
Tagen  der  litauischen  und  kleinrussichen  Bauernbewegung  zur  vollen  Wahr- 
heit, mochte  auch  der  Zar  mit  dem  Witteschen  Wahlrecht  und  seiner  Be- 
günstigung der  Aristokratie  den  Schein  der  polnischen  Vormacht  im  Westen 
für  einen  Augenblick  wieder  herstellen,  um  ihn  dann  mit  dem  Stolypinschen 
vollends  zu  vernichten.  Neben  wirtschaftlich-sozialen  Erwägungen  hat  zwei- 
fellos der  Gedanke,  dass  die  Revolution  ebenso  an  den  Grundlagen  des  er- 
träumten Polen-  wie  des  wirklichen  Zarenreichs  rüttle,  das  polnische  Bürger- 
tum zu  einem  so  auffallend  zurückhaltenden  Vorgehen  bestimmt.  In  anderen 
Formen  erleben  in  Galizien  die  Polen  das  selbe.  Man  darf  sagen,  dass  sie 
heute  schon  wissen,  wenn  auch  nicht  aussprechen,  dass  das  polnische  Galizien, 
dieses  letzte  Stück  des  Polenreichs,  gewesen  ist.  Mag  auch  der  Nachfolger 
Potockis,  Bobrzynski,  sogar  aus  der  konservativsten  Ecke  der  Schlachzizen- 
partei  hervorgeholt  sein,  mögen  selbst  polnisch-liberale  Blätter  wie  die  Nowa 
Reforma  von  dem  galizischen  Statthalter  offen  und  als  wär's  nicht  anders  mög- 
lich wie  von  einem  Repräsentanten  des  polnischen  Volks,  der  nur  den  Polen  ver- 
antwortlich sei,  sprechen:  sie  schreien  nur  so  laut,  um  sich  die  Furcht  zu  ver- 
treiben, die  hörbar  in  den  selben  polnischen  Blättern  hervorbricht,  wenn  sie 
Gerüchte  von  einem  ruthenischen  Bauernaufstand,  vom  Verbrennen  polnischer 
Herrenhäuser  —  lauter  falsche,  aber  umso  bezeichnendere  Gerüchte  —  wieder- 
geben. 

Die  polnische  Reichsidee  ist  am  Verscheiden,  sie  wird  in  zehn  Jahren  aus  dem 
politischen  Denken  der  Polen  verschwunden  sein,  wie  sie  heute  schon  in  der 
politischen  Praxis  der  polnischen  Sozialdemokratie  in  Österreich  und  wohl  auch 
in  Russland  beseitigt  ist;  nachklingende  Stimmungen  kommen  da  wenig  in 
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bctracht.  Das  ist  aber  eine  Tatsache  von  der  grössten  Wichtigkeit.  Die  pol- 
nische Unabhängigkeitsidee  ist  für  den  deutschen  Sozialdemokraten  sowohl  vom 
deutschen  wie  vom  sozialdemokratischen  Standpunkt  erst  dann  diskutierbar, 
wenn  sie  nur  die  Freiheit  der  Polen,  nicht  aber  auch  wie  bisher  die  Unter- 
drückung anderer  Völkerschaften  in  sich  schliesst,  wenn  die  polnischen  An- 
sprüche an  der  polnischen  Sprachgrenze  aufhören,  wenn  der  Pole  seinen  Ostsee- 
traum ebenso  wie  seinen  Schwarzeruneertraum  aufgibt,  wenn  seine  Hoffnungen 
von  Danzig  wie  von  Wilna  Abschied  nehmen.  Diskutierbar:  das  heisst  noch 
lange  nicht  ein  Gegenstand  des  Handelns  und  der  Bestrebungen.  Die  Haka- 
tisten  werden  die  Polen  nicht  ausrotten,  das  Zentrum  wird  sie  nicht  versöhnen, 
die  deutsche  Sozialdemokratie  sie  nicht  befreien.  Das  könnte  nur  jedes  Volk 
sich  selbst  leisten,  und  hier  wären  sogar  die  Polen  zu  wenig  dazu.  Die  pol- 
nische Frage  ist  eine  europäische  Frage,  eng  eingeschlossen  in  das  gewaltige 
Problem,  das  die  polnisch-litauisch-kleinrussisch- westrussisch- jüdisch-rumä- 
nische Volksmasse  des  westlichen  Russlands  in  ihrem  gärenden  Sichgestalten 
und  Umgestalten  darstellt.  Es  ist  das  ein  Stelldichein  von  Fragen  und  Frage- 
zeichen. Keine  von  diesen  Nationen  zeigt  sich  von  der  andern  säuberlich  ab- 
getrennt, sie  sind  in  einander  geschoben,  und  zum  Teil  steigen  sie,  wie  die 
grösste  unter  ihnen,  die  Ruthenen,  zu  festeren  Formen  des  Selbstbewusstseins 
erst  empor.  Schon  theoretisch  führt  der  Gedanke  ihrer  gegenseitigen  Abtren- 
nung und  ihrer  Abgrenzung  gegen  die  Grossrussen  zu  gewaltigen  Schwierig- 
keiten. Dabei  greifen  die  meisten  von  ihnen  mit  bedeutenden  Bruchstücken  in 
Nachbarstaaten  hinüber;  in  denen  freilich,  wie  in  Österreich,  in  Ungarn  und 
auf  dem  Balkan,  gleichfalls  ein  gärendes  Werden  erkennbar  ist,  so  dass  sich 
der  Umkreis  der  zusammenhängenden  Wirkungen  noch  unendlich  erweitert. 
Sie  bilden  ein  zu  ungeheures  Gewicht  der  Masse,  als  dass  man  denken  könnte, 
Russland  werde  auf  die  Dauer  in  den  bisherigen  zentralistischen  Formen  diesen 
ganzen  nicht  grossrussischen  Westen  mit  mehr  als  40  Millionen  Einwohnern  zu 
beherrschen  vermögen,  wenn  einmal  das  nationale  Selbstbewusstsein  in  die 
Tiefen  der  Völker  gedrungen  ist.  Doch  die  russische  Staatsidee  ist  wieder  zu 
machtvoll  und  auf  eine  zu  zahlreiche  Nation  gestützt,  als  dass  man  ihre  all- 
mähliche Auflösung  vorhersehen  könnte,  wie  sie  wohl  der  österreichischen  und 
der  ungarischen  geweissagt  wird.  Verschwindet  der  dualistische  Gegensatz  der 
polnischen  und  der  russischen  Reichsidee,  der  früher  die  politischen  Spannungen 
in  Russland  mitbestimmte,  so  können  sich  die  freigewordenen  Kräfte  in  den 
mannigfaltigsten  Formen  gruppieren.  Eine  Auflösung  der  russischen  Staats- 
macht in  einen  losen  Föderalismus  läge  ebenso  wenigstens  am  äussersten  Rand 
der  Möglichkeit  wie  eine  gewaltsame  Neubelebung  der  erobernden  pansla- 
wistischen  Idee,  für  die  mit  der  Abschwächung  der  russisch-  und  kleinrussisch- 
polnischen  Gegensätze  und  mit  der  Umwandlung  des  demokratisch-sozia- 
listischen in  einen  reinen  Nationalismus  die  Wege  geebnet  wären. 
Wo  so  viel  Möglichkeiten  sich  eröffnen,  fallen  alle  Schlüsse  platt  zu  Boden. 
Nur  die  eine  Schlussfolgerung  steht  wohl  fest:  In  dem  grossen  Geschiebe 
der  osteuropäischen  Dinge,  in  dem  allein  die  polnische  Frage  zu  einer  end- 
gültigen Lösung  kommen  könnte,  würden  die  Deutschen  —  im  Reich  wie  in 
Österreich  — ,  welcher  Partei  sie  auch  angehören  mögen,  so  viel  mit  der 
Wahrung  der  eigenen  Selbständigkeit  und  Existenz  zu  tun  bekommen,  dass 
ihnen  nicht  Zeit  übrig  bleibe  das  Schicksal  anderer  Völker  zu  gestalten. 
XXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXX 
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FRRMZ  JOSEF  EHRHRRT  ■  ZUM  MEUEM  WEIN- 
GESETZENTWURF 

BERMALS  wird  sich  die  deutsclic  Reichsgesetzgebung  mit  der 
Reform  des  Weingesetzes  zu  beschäftigen  haben.  Das  Reichsamt  des 
Innern  hat  bereits  den  Entwurf  eines  neuen  Gesetzes  publiziert.  Er 
hat  aber  den  Regierungen  der  Einzelstaaten  noch  nicht  vorgelegen, 
ist  daher  vorerst  noch  von  sehr  problematischem  Wert.  Nichts  desto- 
weniger  wurde  er  von  den  Interessenten,  besonders  aber  dem  Weinhandel  mit 
einer  Erregung  aufgenommen  wie  wenige  andere  Gesetze.  Da  diese  Frage 
nicht  bloss  den  Weinproduzenten  und  Weinhandel  sondern  noch  weite  Kreise 
der  konsumierenden  Bevölkerung  eng  berührt,  so  dürfte  es  angebracht  sein 
sie  hier  kurz  zu  besprechen. 

Die  Weingesetzgebung  hat  in  verhältnismässig  wenigen  Jahren  verschiedene 
Wandlungen  durchgemacht.    Es  ist  auch  eine  schwer  zu  behandelnde  Materie, 
die  stets,  mag  die  Entscheidung  fallen  wie  sie  will,  einen  grossen  Personen- 
kreis Unzufriedener  zurücklassen  wird,  weil  die  Interessen  der  deutschen 
Weinbaugebiete  verschieden  sind.    Und  doch  ist  ein  gesetzliches  Eingreifen 
dringend  geboten.    Die  Weinfrage  wurde  zum  erstenmal  bei  Schaffung  des 
Nahrungsmittelgesetzes  im  Jahre  1879  behandelt.    In  diesem  Gesetz  wurde 
verboten  den  Wein  mit  gesundheitsschädlichen  Stoffen  zur  Fälschung  zu  ver- 
mischen.    Diese   Bestimmung  hatte  jedoch   keinerlei    Wirkung,   weil  jede 
Kontrolle  fehlte.    1892  kam  das  erste  Weingesetz  zu  stände,  es  bezeichnete 
eine  Reihe  von  Stoffen  und  Surrogaten,  die  verboten  wurden;  aber  unter 
ihm  gedieh  die  Kunstweinfabrikation  in  vorher  nie  gekannter  Weise.  Zufrieden 
war  mit  ihm  niemand,  selbst  die  grössten  Pantscher  wetterten  schon  deshalb 
gegen  das  ganze  Gesetz,  um  sich  nicht  selber  als  Anhänger  zu  kompromittieren. 
1901  hatten  die  Wünsche  und  Petitionen  der  Winzer  den  Erfolg,  da«s  der 
Reichstag  abermals  ein  neues  Gesetz  schuf,  das  die  Liste  der  verbotenen 
Fälschungsstoffe  erweiterte,  den  Vertrieb  gefälschter  Weine  verbot  und  eine 
strenge  Kellerkontrolle  zuliess.    Da  aber  das  Reich  den  Vollzug  des  Gesetze«: 
den  einzelnen  Bundesstaaten  überwies,  war  es  schon  von  Beginn  an  wirkungs- 
los.   Die  Regierungen  glaubten  sich  am  besten  mit  ihrer  Aufgabe  abzufinden, 
indem  sie  alles  gehen  Hessen:  sie  hatten  Angst  vor  den  Folgen  eines  Ein- 
greifens.   Nur  Bayern  hat  in  der  Pfalz  eine  Ausnahme  gemacht.    Die  Regie- 
rung ging  dort  rücksichtslos  vor,  und  ein  Landgericht  beschäftigte  sich  in 
der  Hauptsache  mit  Weinprozessen.    Dem  Gesetz  zum  Trotz  ist  heute  eine 
Weinmisere  hereingebrochen,  die  mit  jedem  Tage  schlimmer  wurde,  die  den 
eigentlichen  Produzenten,  den  Winzer,  ruinierte  und  den  Konsumenten  materiell 
und  gesundheitlich  schwer  schädigte,  während  sich  eine  nur  verhältnismässig 
geringe,  besonders  dem  Weinhandel  angehörende  Zahl  von  Personen  rasch  und 
horrend  bereicherte.    Die  wie  Pilze  aus  dem  Boden  gewachsenen  protzigen 
Villen  in  den  Weinbaugebieten  legen  ein  beredtes  Zeugnis  dafür  ab. 

Es  dürfte  kaum  ein  Gebiet  geben,  auf  dem  die  Interessenten  ihre  Anschau- 
ungen und  Wünsche  so  oft  wechselten  wie  auf  dem  des  Weinbaus  und  Wein- 
handels. Der  Weinbau  ernährte  ehedem  einen  behäbigen  Winzerstand,  brachte 
Wohlstand  in  die  Gemeinden,  an  dem  die  ganze  Einwohnerschaft  beteiligt 
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war.  Die  Kreszenz  wurde  den  Winzern,  die  ihren  Wein  fertig  ausbauten,  von 
Wirten  und  Händlern  aus  der  Ferne  vom  Hause  abgeholt  und  bar  bezahlt. 
Da  der  Wein  nicht  jedes  Jahr  gleichmässig  gerät,  so  hat  man.  um  ihn  dem  Ge- 
schmack anzupassen,  verschiedene  Sorten  verschnitten,  wobei  jedoch  Fäl- 
schungen unbekannt  waren.  Das  hat  sich  mittlerweile  gründlich  geändert.  Mit 
jedem  Tag  hat  sich  der  Handel  mehr  zwischen  Winzer  und  Konsumenten  ge- 
drängt, den  Absatz  des  Produktes  an  sich  gerissen  und  den  Produzenten  in 
seiner  wirtschaftlichen  wie  sozialen  Stellung  herabgedrückt.  Der  Geländebesitz 
des  Kleinen  hat  sich  verringert,  der  ihm  verbleibende  Rest  wurde  bis  zur 
äussersten  Grenze  hypothekarisch  belastet,  und  sein  Abhängigkeitsverhältnis 
von  Handel  und  Grossproduzenten  wurde  mit  jedem  Tage  unerträglicher.  Die 
kleinen  Winzer  mussten,  um  rasch  in  den  Besitz  von  Geld  zu  gelangen,  ihren 
Most  schnellstens  und  zu  jedem  Preise  verkaufen,  was  sich  der  Handel  zu 
nutze  machte,  der  ja  die  günstigste  Zeit  zum  Absatz  abwarten  konnte.  Dem 
kleinen  Winzer  blieb  dadurch  das  Risiko,  das  bei  keinem  anderen  Produkt  so 
schwer  wie  beim  Weinbau  ist,  während  der  Handel  für  sich  den  Gewinn 
beschlagnahmte. 

Dieser  Entwickelungsprozess  wurde  besonders  dadurch  gefördert,  dass  sich 
die  Chemie  in  den  Dienst  der  Weinproduktion  stellte.  Diese  Wissenschaft 
konnte  und  sollte  eine  Wohltat  für  den  Weinbau  sein,  sie  wurde  aber  zu 
seinem  Verderben.  Mit  einer  kapitalistischen  Rücksichtslosigkeit  ohne  gleichen 
warfen  sich  ihre  Vertreter  auf  das  neue  Erwerbsgebiet.  Viele  der  grösseren 
Weinhandlungen  hielten  sich  eigene  Chemiker,  andere  bezogen  die  fertigen 
Rezepte.  Unter  dieser  Anleitung  wurde  Wein  unter  Zuhilfenahme  von 
Aluminiumsalzen,  Borsäure,  Glyzerin,  Kronsbeeren,  Salizyl-,  Oxalsäure  und 
anderen  Stoffen  und  Giften  fabriziert.  Handelsfirmen  und  Apotheker  trieben 
offen  und  ohne  Scheu  Handel  mit  diesen  Artikeln,  sie  liefen  schliesslich  den 
Winzern  das  Haus  ein,  gingen  ihm  mit  Ratschlägen  an  die  Hand  und  machten 
durch  ihre  Hehlerei  auch  ihn  zum  Fälscher.  Schliesslich  gedieh  diese  Wissen- 
schaft so  weit,  dass  Trauben  überhaupt  nicht  mehr  notwendig  waren:  der 
Wein  wuchs  im  Keller.  Der  Winzer  konnte  mit  seinen  Weinen  verhungern. 
Die  künstlich  mit  diesen  Mixturen  erzeugte  wertlose  Brühe  wurde  aber  schliess- 
lich dem  Konsumenten  als  naturreiner  Wein  zum  selben  Preise  wie  solcher 
verabreicht,  er  musste  sein  Viertel  zu  gutem  Preise  bezahlen.  So  wird  ein 
schönes  Genussmittel  der  Bevölkerung  verekelt. 

Der  Weinhandel  ging  in  seinem  Bestreben  den  Winzer  zum  Tagelöhner  herab- 
zudrücken immer  schärfer  vor.  So  fordert  er  neuerdings,  dass  der  Winzer 
seine  Trauben  gleich  am  Weinberg  an  den  Handel  abtreten  solle.  In  ihrer 
Not  gründeten  die  kleinen  Winzer  Absatzgenossenschaften,  aber  diese  wurden 
vom  Handel  mit  allem  Hochdruck  bekämpft.  Neuerdings  eignet  sich  der 
Handel  auch  das  Produkt  der  Grossproduzenten,  des  Bauers  der  Edelweine,  an. 
Diese  sind  auf  die  für  sie  mit  grossen  Kosten  verbundenen  Versteigerungen 
angewiesen.  Wir  sehen  dabei,  dass  die  Edelweine,  besonders  der  alt- 
renommierten Häuser,  zu  schwindelnd  hohen  Preisen  erworben  werden.  Das 
sonderbarste  ist  jedoch,  das  man  diese  Weine  meist  zu  viel  geringerem  als  dem 
Ersteigerungspreise  im  Detailverkauf  ausbietet.  Des  Rätsels  Lösung  besteht 
darin,  dass  die  Originalweine  mit  billigeren  Sorten  verschnitten  werden,  aber 
•gleichwohl  mit  der  Originalbezeichnung  und  dem  Firmennamen  zum  Verkauf 
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gelangen.  Dem  Versteigerer  ist  dieser  Betrug,  den  der  Handel  mit  seinem 
Namen  treibt,  zwar  bekannt,  aber  er  fühlt  sich  ohnmächtig  etwas  dagegen 
zu  tun  aus  Angst  vom  Handel  boykottiert  zu  werden.  Es  soll  jetzt  sogar 
den  Weinkommissionären,  die  im  Auftrag  von  Genossenschaften  und  Privaten 
bei  öffentlichen  Versteigerungen  Wein  ersteigern,  unter  Androhung  der 
Ächtung  solches  verboten  werden.  Nur  durch  den  Handel  soll  aller  Absatz 
gehen.  Es  kommt  hinzu,  dass  der  Handel  bereits  Mindestpreise  vorzuschreiben 
beginnt,  die  das  Produkt  ungeheuer  und  unberechtigterweise  verteuern.  Es  sei 
mir  fern  dafür  dem  Handel  die  Berechtigung  abzusprechen,  aber  durch  sein 
brutales  Vorgehen  schafft  er  sich  selbst  seine  Gegner.  Leider  vermögen  die 
wenigen  reellen  Weinhändler  nichts  gegen  diesen  Unfug  zu  tun,  sie  gehen  viel- 
mehr dabei  selbst  zu  gründe. 

Eines  der  schwierigsten  Probleme  in  der  Weinfrage  ist  das  Zuckern.  Es  ist 
gesetzlich  zulässig,  doch  nur  um  den  Wein  zu  verbessern,  nicht  ihn  zu  ver- 
mehren. Von  dieser  Erlaubnis  wird  in  allen  Weinbaugebieten  der  ausge- 
dehnteste Gebrauch  gemacht.  So  sagt  Professor  Kulisch  an  der  Weinbau- 
schule in  Kolmar,  dass  nur  2/l0  der  Moselweine  ohne  Zuckerung  abgesetzt 
werden.  Es  ist  richtig,  dass  es  Jahrgänge  gibt,  in  denen  die  Frucht  nicht 
ausreift.  Den  Säuerling  zu  Essig  zu  verwenden  wäre  eine  schwere  wirtschaft- 
liche Schädigung,  aber  auch  zwecklos,  da  ja  mit  rationeller  Zuckerung  nach- 
geholfen werden  kann.  Früher  hat  man  eine  solche  Ernte  bedauert,  heute  ist 
das  Gegenteil  der  Fall,  diese  Weine  werden  gesucht,  werden  sogar  aus  dem 
Ausland  herbeigeschleppt.  Leider  wird  die  Produktion  der  Säuerlinge  sowohl 
von  ehrlichen  Winzern  begünstigt,  die  Gelände  mit  Wein  bebauen,  das  nun 
einmal  dazu  nicht  geeignet  ist,  und  worauf  nur  ein  Säuerling  gedeihen  kann, 
als  auch  von  Gemeindevertretungen,  die  den  Herbst  schon  vor  der  völligen 
Reife  der  Früchte  beschliessen,  nur  um  die  Menge  durch  Zuckern  vermehren 
zu  können.  Meister  Sartorius  hat  diese  Nachhilfe  des  Gottessegens  in  ein  System 
gebracht ;  er  Hess  ohne  Rücksicht  auf  den  Ausfall  der  Ernte  mit  Hilfe  des 
Zuckers  immer  den  gleichen  wachsen.  Das  Gesetz  hat  sich  gegen  solche  Aus- 
wüchse als  machtlos  erwiesen. 

Diese  Zustände  führten  bei  dem  eigentlichen  Winzerstand  in  Deutschland  ebenso 
wie  bei  dem  französischen  zu  einer  Misere,  die  dem  Staate  gefahrdrohend 
wurde.  In  ihrer  Notlage  fingen  die  kleinen  Winzer  an  zu  schreien,  zunächst 
in  der  Pfalz ;  sie  drohten  mit  Hervorholung  der  Revolutionsfahne  von 
Anno  1848.  Die  Bewegung  wuchs,  ergoss  sich  über  alle  Weinbaugebicte  und  fand 
ihren  Ausdruck  in  der  Bekämpfung  des  unzureichenden  Weingesetzes.  Die 
Unzufriedenen  einigten  sich  schliesslich  auf  die  Forderung  der  folgenden  drei 
Punkte,  die  gesetzlich  festgelegt  werden  sollten:  I.  räumliche  und  zeitliche  Be- 
grenzung des  Zuckerns,  2.  Führung  eines  Lagerbuches  und  3.  Erstellung  einer 
Berufskontrolle  über  das  ganze  Reich.  Dazu  gesellten  sich  noch  eine  Anzahl 
anderer  Vorschläge  wie  zum  Beispiel  Verbot  des  Verschnitts  des  Weins,  be- 
sonders des  Rot-  und  Weissweins,  Deklarationszwang  und  anderes  mehr.  Allein 
all  diese  Vorschläge  stiessen  bei  grossen  Kreisen  auf  erheblichen  Widerspruch. 
Die  Reichsregierung  blieb  unter  Hinweis  auf  die  Kosten  einer  berufsmässigen 
Kontrolle,  die  angeblich  Millionen  erfordern  würde,  lange  harthörig.  Erst  die 
ungeheure  Winzerbewegung  in  Frankreich  gab  ihr  den  Anlass  der  Frage 
näher  zu  treten.    Sic  berief,  wie  sie  das  schon  öfter  getan,  ein  sogenanntes  ' 


Digitized  by  Google 


FRANZ  JOSEF  EHRHART  ■  ZUM  NEUEN  WEINOESETZENTWURF  ,  gQ9 

Weinparlament,  das  ihr,  der  die  Sachkenntnis  mangelte,  Ratschläge  geben 
sollte.  Die  Tagung  fand,  wie  immer,  hinter  verschlossenen  Türen  statt  Das 
war  ein  Fehler.  Der  schwerste  Missgriff  aber  wurde  in  der  Auswahl  ihrer 
Ratgeber  gemacht,  die  zum  grössten  Teil  aus  den  prominenten  Führern  in 
der  Weinbaufrage  gewählt  wurden,  während  der  eigentliche  kleine  Winzer 
ausgeschlossen  war.  Dieses  geheime  Weinkonzil  einigte  sich  in  der  Haupt- 
sache, getrieben  von  der  öffentlichen  Meinung,  auf  die  oben  bezeichneten  drei 
Forderungen.  Die  Regierung  versprach  sie  zu  einem  Gesetz  zu  verarbeiten. 
Alles  sollte  aber  streng  geheim  bleiben;  darauf  gaben  die  Herren  ihr  Ehren- 
wort. Trotzdem  erschien  das  ganze  Elaborat  bald  durch  einen  Vertrauens- 
missbrauch in  der  Presse,  und  es  trat  Ruhe  ein,  bis  vor  kurzem  die  Regierung 
im  Reichsanseiger  einen  Entwurf  zu  einem  neuen  Gesetz  veröffentlichte.  Dieser 
überraschte  allgemein  dadurch,  dass  er  den  ersten  von  dem  Wcinparlament 
gemachten  Vorschlag  an  Schärfe  weit  überholt  und  auch  indirekt  die 
Deklaration  gezuckerter  Weine  als  solche  in  sich  fasst.  Er  verlangt  ein 
streng  spezialisiertes  Lagerbuch  und  erweitert  auch  die  Bestimmungen  über 
die  berufliche  Kellerkontrolle,  wodurch  die  famose  Zungenprobe  hinfällig  wird. 

Dieses  Vorgehen  der  Regierung,  die  sich  früher  gegen  alles  sträubte,  muss 
den  Verdacht  erregen,  dass  sie  mit  ihrem  Entwurf  Nebenabsichten  verfolgt. 
Dass  sie  ihn  jetzt,  wo  wir  noch  um  Monate  von  seiner  Beratung  getrennt 
sind  —  denn  er  kann  im  günstigsten  Falle  erst  im  kommenden  Winter  im 
Reichstag  zur  Verhandlung  kommen  — ,  zur  Diskussion  stellt,  ohne  ihn  vorher 
den  Einzektaatsregierungen  vorgelegt  zu  haben,  muss  auf  den  Gedanken 
bringen,  dass  man  damit  rechnet,  die  Interessengegensätze  unter  den  Winzern 
selber  und  zwischen  diesen  und  den  Händlern  würden  so  heftige  Diskussionen 
zeitigen,  dass  schliesslich  die  Regelung  der  Frage  für  absehbare  Zeit  auf 
ein  totes  Geleise  geschoben  werden  kann,  womit  die  Totengräber  des  Winzer- 
standes am  meisten  befriedigt  wären.  Der  Entwurf  steht  jedenfalls  für  die 
nächsten  Monate  auf  der  Tagesordnung,  er  bringt  eine  lebhafte  Bewegung, 
die  sich  weit  über  die  Interessentenkreise  erstrecken  wird,  und  auch  wir 
werden  uns  noch  öfter  mit  ihm  zu  beschäftigen  haben. 

Der  Entwurf  bestimmt  die  Einführung  des  Lagerbuchs,  das  er  so  peinlich 
schematisiert,  dass  die  praktische  Ausführung  auf  grosse  Schwierigkeiten 
stossen  würde.  Die  Leute,  die,  wie  in  Fälschungsprozessen  festgestellt  wurde, 
bisher  ihre  Bücher  auf  losen,  in  der  Westentasche  getragenen  Zetteln  oder 
Notizbüchlein  führten,  werden  sich  begreiflicherweise  mit  einer  solchen  Neue- 
rung nur  schwer  abzufinden  vermögen,  und  doch  ist  die  Führung  des  Lager- 
buches zu  einer  erfolgreichen  Kontrolle  ein  absolutes  Erfordernis. 

Die  räumliche  Begrenzung  der  Zuckerung  soll  auf  20  %  der  Wein-  oder  Most- 
menge  als  Höchstsatz  festgesetzt  werden.  Das  wäre  die  gesetzliche  Erlaubnis 
das  Naturprodukt  um  20  %  durch  Wasserzusatz  zu  vermehren  und  ein  schwerer 
Fehler.  Man  will  den  Missbrauch  zwar  dadurch  vereiteln,  dass  der  gezuckerte 
Wein  als  solcher  deklariert  werden  soll;  allein  nach  Lage  der  Dinge  dürfte 
eine  solche  Bestimmung  kaum  Gesetzeskraft  erlangen.  Und  dass  auf  dem 
Wege  der  Vollzugsbestimmungen  die  Lücken  des  Gesetzes  ausgefüllt  werden 
können  ist  nicht  gut  anzunehmen.  An  sich  wäre  der  Deklarationszwang 
durchaus  kein  Unglück.    Der  grösste  Teil  der  Weintrinker  weiss  ohnehin. 
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dass  der  Mosel  gezuckert  ist,  und  zieht  ihn  doch  den  naturreinen  Weinen  vor. 
Sonderbar  ist,  dass  man  der  Trockenzuckerung  in  dem  Entwurf  keinerlei 
Erwähnung  tut.  Irre  ich  nicht,  so  ist  diese  in  Österreich  eingeführt;  sie 
wäre  die  beste  Lösung,  sie  würde  den  berufsmässigen  Panschern  das  Interesse 
am  Zuckern  ohne  Not  benehmen.  Die  zeitliche  Begrenzung  des  Zuckerns  soll 
auf  die  Zeit  vom  Herbst  bis  zum  i.  Januar  beschränkt  werden;  bisher  konnte 
es  das  ganze  Jahr  geschehen.  Ehrliche  Fachleute  versichern,  dass  man 
mit  diesem  Termin  völlig  auskomme.  Eine  Ausnahme  will  man  bei  kranken 
Weinen  machen:  das  wäre  eine  bedenkliche  Lücke,  durch  die  der  findige 
Praktiker  sich  sehr  wohl  quetschen  könnte,  denn  der  Chemie  ist  es  eine 
Kleinigkeit  gesunde  Weine  krank  zu  machen.  Ahnlich  liegen  die  Dinge  bei 
der  Zuckerung  ausserhalb  der  obigen  Frist  bei  der  Um-  oder  Nachgärung. 

Bleibt  die  Berufskontrolle.  Hätten  die  einzelnen  Bundesstaaten  die  Bestim- 
mungen des  jetzt  noch  geltenden  Gesetzes  sinngemäss  angewandt  und  nicht, 
wie  Preussen.  sich  auf  die  Komödie  der  Ehrenkontrolle  beschränkt,  so  wäre 
man  auch  mit  dem  alten  Gesetz  fertig  geworden.  Mit  Recht  sagen  die  Pfälzer, 
dass  es  zwecklos  sei  in  ihrem  Gebiet  allein  zu  säubern,  wenn  in  anderen 
Gebieten  mindestens  ebenso  geschmiert  wird  und  das  Auge  des  Gesetzes  ge- 
schlossen bleibt.  Das  neue  Gesetz  will  die  Kontrolle  zwar  verschärfen,  sie 
aber  nur  auf  die  Weinbaugebiete  beschränken  und  sie  ausserhalb  dieser  Gebiete 
der  Nahrungsmittelpolizei  überlassen.  Im  günstigsten  Fall  würde  dadurch  der 
Wein  sein  Heimatgebiet  nach  dem  Gesetze  rein  verlassen ;  bis  er  aber  an 
den  Mund  kommt,  passiert  er  so  viele  Stationen,  dass  ihn  seine  ersten  Besitzer 
kaum  wieder  erkennen  dürften.  Ihn  der  Nahrungsmittclpolizei  zu  überlassen 
wäre  völlig  zwecklos.  Es  ist  nicht  notwendig  in  jede  Stadt  einen  berufs- 
mässigen Weinkontrolleur  zu  setzen:  das  würde  zu  unnützen  Belästigungen 
führen.  Man  setze,  wie  das  neuerdings  vorgeschlagen  ist,  einen  Oberkontrolleur 
ein,  organisiere  die  Kontrolle  systematisch,  beschränke  sie  nicht  auf  das  Er- 
zeugungsgebiet, und  der  Zweck  wird  auch  ohne  Ausgabe  von  Millionen  er- 
reicht. Auch  dürfte  der  Kostenpunkt  für  das  Reich  schon  darum  weniger 
in  betracht  kommen,  weil  das  Gesetz  die  wegen  seiner  Übertretung  ver- 
hängten Geldstrafen  zur  Bestreitung  der  Kontrolle  verwandt  sehen  will.  Eine 
richtige,  rücksichtslose  Berufskontrolle  muss  das  Herz  des  ganzen  Gesetzes 
sein.  Bedauerlich  ist,  dass  den  Einzelstaaten  bei  Ausführung  des  Gesetzes 
ein  zu  grosser  Spielraum  überlassen  wird ;  die  Erfahrung  hat  gelehrt,  dass 
es  Staaten  gibt,  die  kein  Interesse  an  der  Kontrolle  haben,  deren  Lust  dazu 
auch  nicht  durch  erhöhte  Ausgaben  für  sie  gesteigter  wird. 

Die  Strafen  werden,  besonders  in  Rückfällen,  wesentlich  erhöht,  die  Höchst- 
strafen verdoppelt,  und  dazu  liegt  auch  ein  dringendes  Bedürfnis  vor.  Nur 
sollten  auch  die  Hehler  bestraft  werden,  denn  sie  sind  oftmals  die  Haupt- 
schuldigen. Über  die  Verwendung  der  beschlagnahmten  Weine  bestimmt  das 
jetzige  Gesetz,  dass  sie  vernichtet  werden  müssen.  Hunderttausende  von  Litern 
sind  dadurch  in  den  Bach  geflossen  und  haben  Schaden  besonders  an  Fischen 
angerichtet,  an  der  Bestimmung  ist  aber  nichts  geändert.  Es  wäre  richtig  im 
Gesetz  festzulegen,  dass  diese  Brühe,  natürlich  unter  den  nötigen  Vorsicht* - 
massregeln,  auch  zu  Brennzwecken  Verwendung  finden  könnte,  was  dem  Fiskus 
eine  weitere  Einnahmequelle  eröffnete. 
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Der  Haustrunk  bleibt  dem  Winzer  in  seiner  jetzigen  Gestalt  erhalten;  das 
Gesetz  will  ihn  nur  insofern  unter  Kontrolle  stellen,  als  er  nicht  zum  Verkauf 
in  den  Verkehr  kommen  darf.  Er  wird  nicht  einmal  unter  das  Nahrung!» - 
mittelgesetz  gestellt,  kann  demnach  aus  allem  Schundzeug  produziert  werden. 
Es  ist  bezeichnend,  dass  man  den  Weinkonsumenten  gegen  gesundheitsschäd- 
liche Getränke  schützen  will,  den  Tagelöhner  aber,  den  eigentlichen  Erzeuger 
des  Weines,  von  diesem  Schutz  ausschliesst.  Dabei  wird  dieser  Haustrunk 
dem  Gesinde  und  Tagelöhner  nicht  etwa  geschenkt,  sondern  er  bildet  einen 
Teil  ihres  Lohnes,  der  meist  ein  jämmerlicher  genannt  werden  muss.  Auch 
hier  bedarf  das  Gesetz  einer  Ergänzung.  Ferner  sind  im  neuen  Entwurf 
die  Stoffe,  die  zur  Weinbereitung  verboten  sind,  nicht  mehr  aufgeführt.  Man 
glaubt,  dass  für  die  Folge  Wein  nur  aus  ausgepresstem  Saft  der  Trauben, 
nötigenfalls  durch  Zuckerzusatz  hergestellt  werde.  Hoffen  wir,  dass  es  nicht 
bloss  beim  Glauben  bleibt! 

Der  Entwurf  wird,  sollte  er  Gesetz  werden,  manch  einen,  der  da  glaubt 
durch  ein  neues  Weingesetz  die  wirtschaftliche  Glückseligkeit  zu  erlangen, 
enttäuschen.  Das  sei  besonders  jenen  gesagt,  die  ein  Gesetz  nur  zu  dem 
Zweck  erstreben,  um  ihre  Grundrente  zu  erhöhen.  Auch  mit  dem  Gesetz 
gibt  es  noch  Mittel  genug,  den  Preis  des  Glases  unverfälschten  Weines 
nicht  ins  Aschgraue  zu  steigern.  Der  Wein,  besonders  der  sogenannte  kleine, 
hat  im  Kleinverkauf  einen  Preis  erreicht,  der  nicht  gut  erhöht  werden  kann. 
Die  Konsumenten  wollen  keinen  Genuss,  an  den  der  Ruin  der  Erzeuger 
geknüpft  wäre.  Sic  wollen  aber  auch  kein  Objekt  willkürlicher  Aus- 
beutung sein. 

XXXXXXaXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXX 

JOSEPH  RÜQÜST  Lü*  •  DIE  ERNEUERUNG  DES 
ORNAMENTS  DURCH  HENRY  VRN  DE  VELDE 

ER  Mystiker  der  Linie  besass  in  den  ersten  Jahren  der  modernen 
Bewegung  entschieden  Einfluss  auf  die  Entwickelung:    fast  kein 
Künstler,  der  nicht  vorübergehend  wenigstens  unter  der  Einwirkung 
dieses  Modernsten  unter  den  Modernen  gestanden  hat.    Sein  Beispiel 
wird  später  vielleicht  noch  grössere  Bedeutung  gewinnen,  wenn  die 
Erkenntnis  durchgedrungen  sein  wird,  dass  es  sich  bei  der  Erneuerung  der  Ar- 
chitektur und  des  Kunstgewerbes  nicht  um  die  Umwertung  der  historischen 
Form,  nicht  um  eine  Renaissance  sondern  um  eine  völlige  Neugeburt,  um  eine 
Xaissance  handelt,  deren  Verkünder  van  de  Velde  seit  dem  Augenblick  er- 
scheint, da  er  in  den  Gesichtskreis  der  deutschen  Bewegung  getreten.  Einer 
der  ganzen  Wenigen,  die  die  moderne  Forderung  erkannt  und  sich  in  Überein- 
stimmung mit  den  charakteristischen  Zeichen  der  neuen  Kultur  gesetzt  haben, 
die  von  der  Sachlichkeit  der  Eisenkonstruktionen,  der  modernen  Fahrzeuge, 
der  Sportkostüme  und  des  Salonrocks  bestimmt  worden,  hat  er  die  Vielen 
und  Allzuvielen    unter  den  Künstlern  und  im  Publikum  zum  Gegner,  die 
einen    Romantizismus    huldigen,    der    künstlerisch    und    politisch  durchaus 
reaktionär  ist,  wie  alle  Sentimentalität,  auch  wenn  sie  mit  Germanentum  und 
deutschnationaler  Kraftpose  bramarbasiert.   Es  gibt  viele  Architekten,  die  dieser 
Sentimentalität  huldigen  und  in  der  Geschichte  nach  dem  Leitmotiv  suchen. 
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das  die  bequemen  Gedankenverbindungen,  die  billigen  Erfolge,  die  leichte 
Fruchtbarkeit,  die  die  Schatzkammern  der  Vergangenheit  aufs  neue  plündert, 
gewährt.  Aber  diese  Sentimentalität,  die  der  Unfruchtbarkeit  ein  Gnaden- 
mäntelchen  umhängt,  verhindert  die  Aufgabe  zu  sehen,  die  uns  die  neue  Zeit 
stellt.  Die  neue  Zeit  fordert  den  neuen  Stil,  der  sich  aus  der  Summe  der  Ten- 
denzen ergibt,  die  den  passenden  Ausdruck  für  die  schöpferische  Eigenart 
dieser  modernen  Zeit  zu  finden  suchen.  Die  moderne  Kultur  hat  Erscheinungen 
hervorgebracht,  die  nicht  aus  dem  Vorbild  der  Vergangenheit  geschöpft  werden 
können,  und  die  keiner  anderen  Zeit  eigentümlich  sind  als  der  unsrigen;  diese 
Erscheinungen  bestimmen  den  neuen  Stil,  ob  es  sich  um  Eisenkonstruktionen 
handelt  oder  um  Möbel,  um  Architekturen,  um  die  Fragen  der  Hygiene,  der 
Leibesübungen,  der  gesellschaftlichen  Formen  oder  der  Konvention  des  guten 
Geschmacks,  der  ebenfalls  international  und  kosmopolitisch  ist,  von  den  allge- 
meinen Grundsätzen  des  Komforts  und  der  Eleganz  bestimmt. 

Van  de  Velde  hat  seine  Kräfte  nicht  in  den  Dienst  der  Sentimentalität,  die 
zeitflüchtig  wird  und  in  der  Illusion  des  ewig  Gestrigen  und  Vergangenen 
schwelgt,  sondern  er  hat  sie  in  den  Dienst  der  Vernunft  gestellt,  die  den  Be- 
dingungskomplex des  modernen  Daseins  zu  erkennen  sucht  und  sein  eigenes 
künstlerisches  Schaffen  determiniert.  Seine  Schrift  Vom  neuen  Stil,  die  kürz- 
lich im  Inselverlag  erschien,  ist  von  dem  Lebenshauch  erfüllt,  der  seine  Arbeit 
bestimmt.  Die  Erneuerung  der  Ornamentik,  des  Künstlers  Manifestation,  in 
der  er  der  Überlieferung  gegenüber  sein  eigenes  Leben  und  Denken  bejahte, 
musstc  ihn  sofort  in  Gegensatz  zu  den  Anschauungen  bringen,  mit  denen  uns 
die  Kunst  des  Gewohnheitsbildes  umfängt.  Es  ist  der  Gegensatz,  der  uns  von 
den  Empfindungen  unserer  Eltern  und  ihrer  Zeit  trennt,  von  den  Empfindungen 
der  Sentimentalität,  denen  wir  unsere  Reizsamkeit,  wie  Lamprecht  das  neue 
Gefühl  nennt,  entgegenstellen,  jene  Sensibilität,  von  der  van  de  Velde  redet, 
die  uns  nervös  empfänglich  macht  für  alles,  was  die  Maske  der  Zeit  trägt  und 
einen  Baustein  für  die  Zukunft  bildet. 

Das  van  de  Vcldesche  Ornament  ist  keine  Nachbildung  oder  Umformung  her- 
gebrachter Formgewöhnungen,  die  sich  an  das  Vorbild  pflanzlicher  oder 
tierischer  Gestalten  klammert  und  in  ewiger  Wiederholung  nur  ermüdende 
Variationen  des  gleichen  Themas  bietet.  Die  grossen  Erneuerer  des  englischen 
Kunsthandwerkes,  Ruskin  und  Morris,  mit  ihrem  Umkreis  sehen  beinahe  alt- 
modisch im  Vergleich  mit  der  Tendenz  aus,  die  der  moderne  Künstler  dar- 
stellt, der  das  Bedürfnis  und  die  Notwendigkeit  erkannt  hat  sich  mit  dem 
Kulturinhalt  der  Zeit,  mit  ihren  Maschinen,  ihrer  Industrie,  ihrer  geistigen 
Spannkraft  in  Einklang  zu  setzen  und  an  der  Weltherrschaft  teilzunehmen. 
Die  Blumen  und  Tiere  des  Waldes,  die  in  der  romantischen  und  gotischen 
Epoche  in  den  Bereich  der  steinernen  Gotteshäuser  gezogen  wurden,  die 
Frauenleiber  und  Blumengewinde  an  den  Palästen  und  Häusern  von  der 
Renaissance  bis  zur  empfindsamen  Biedermeierzeit  haben  an  den  modernen 
Bahnhofhallen,  Automobilen  und  Wohnungseinrichtungen  nichts  zu  suchen. 
Es  ist  ein  Anachronismus,  der  mit  verschuldet,  dass  die  Baukunst  in  diesem 
Zeitalter  als  der  eigentliche  Herd  der  Rückständigkeit  erscheint ;  sie  aus  diesem 
Starrbann  zu  lösen,  waren  vor  mehr  als  zehn  Jahren  zahlreiche  Künstler  als 
Autodidakten  entschlossen,  von  denen  aber  nur  sehr  wenige  ihr  Selbst  in  Über- 
einstimmung mit  dem  modernen  Leben  behaupteten  und  fortfuhren  die  Welt 
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mit  den  seltenen  Beispielen  der  schöpferischen  Zuversicht  zu  beglücken  oder  — 
zu  erschrecken;  denn  Schrecken  ist  die  erste  Empfindung,  mit  der  die  träge 
Gewohnheit  eine  Änderung  des  Beharrungsvermögens  zur  Kenntnis  nimmt. 
Das  Ornament  van  de  Veldes  ist  bestimmt  durch  die  neue  Linie,  la  ligiw 
interessante  et  nouvelle,  die  durch  die  Tracht  und  durch  die  Haltung 
ebenso  bestimmt  ist  wie  durch  den  flachen  Bogen  der  Eisenkonstruktion 
oder  durch  die  auf  Sachlichkeit  gestellte  Konstruktion  eines  Tischler- 
möbels; was  besagen  will,  dass  die  Schönheitslinie,  auf  der  der  Hauptton 
liegt,  durch  die  in  unserer  Zeit  fanatisch  hervorgekehrte  konstruktive  Eigen- 
art dargeboten  wird.  Der  Künstler,  dessen  Sensibilität  früher  ergriffen  ist 
von  der  neuen  Offenbarung  als  der  trägere  Sinn  des  noch  in  den  Ge- 
wohnheitsurteilen und  Gewohnheitsgesichten  befangenen  Laien,  bildet  aus  seiner 
Erkenntnis  den  neuen  ornamentalen  Stil,  der  nichts  weiter  ist  als  die  neue 
Schönheitsverkündigung  des  sachlich  gerichteten  Geistes.  Auf  die  religiöse 
Spannung  der  Gotik,  die  in  Himmelssehnsucht  die  Welt  als  Blumenpfand  zur 
Verherrlichung  Gottes  in  den  Domen  darbot,  wo  Stein  nicht  mehr  Stein  sein 
wollte  sondern  sichtbares  Gebet,  folgte  die  Dekorationsweise  des  erhöhten 
Ichbewusstseins  der  Renaissance,  zur  Pose  gesteigert  im  Barock  und  zur 
Sentimentalität  versüsst  im  Biedermeier.  Die  Moderne  drückt  sich  im  Kon- 
struktiven aus,  in  einem  gesteigerten  Sachlichkeitsbewusstsein,  das  die  Konse- 
quenz der  naturwissenschaftlichen  und  technischen  Disziplin  ist,  und  diesem 
modernen  Wesen  hat  van  de  Velde  das  adäquate  Ornament  zu  geben  versucht, 
das  insofern  abstrakt  ist  als  es  von  allem  abstrahiert,  was  die  Überlieferung 
an  durch  Jahrhunderte  hindurch  variierten  Naturformen  darreicht,  und  in» 
wesentlichen  in  einem  rhythmischen  Akzent  von  Linien  und  Flächen  besteht, 
die  ein  Gleichnis  zum  Rhythmus  moderner  Konstruktions-  und  Massverhältnisse 
darstellt. 

Die  Frage  ist  überflüssig,  ob  ein  einzelner  Künstler  im  stände  ist  der  Zeit  ein 
neues  Ornament  zu  geben,  und  ob  das  Bedürfnis  nach  einem  solchen  Orna- 
ment überhaupt  vorliegt.  Viel  wichtiger  ist,  dass  das  Schaffen  dieses  Künstlers 
den  Mut  stärkt  und  anfeuert  diese  Zeit  so  zu  leben,  wie  es  ihrer  Art  und  ihrer 
besonderen  Schönheit  entspricht,  was,  wie  mir  scheint,  die  wenigsten  verstehen. 
Wenn  sie  es  könnten,  würden  sie  den  Künstler  als  den  Offenbarer  neuer  Schön- 
heitsquellen begreifen  und  die  ornamentale  Wirkung  alsbald  in  den  kühnen 
Bogenspannungen  neuer  Brücken  und  Gewölbe  und  in  allem  erkennen,  das  die 
Merkmale  der  neuen  Konstruktions-  und  Erzeugungsart  trägt. 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 
HERMRM  BRMQ  •  SCHWERMUT 

ÜL  _uj  jf|WEI  Menschen  sitzen  in  einer  grossen  Stadt  an  einem  grauen  Tisch 
IjSg^/l  und  starren  hinaus  auf  einen  grossen  Platz,  dessen  Namen  sie  nicht 

H^gggft  Der  erste  sagt : 

■lwlB'-w'°",r"  bist  du  betrübt?« 
»Tch  weiss  es  nicht.« 
>Es  hat  einen  Grund.« 

Der  andere  antwortet,  und  seine  Augen  folgen  den  Schatten  auf  dem  Pflaster: 
>Drei  Wochen  habe  ich  nichts  aus  meiner  Heimat  gehört.« 
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Der  erste  antwortet  und  hebt  den  Blick  nicht: 

»So  warte  noch  drei  Monate.  Wie  oft  gedenkt  man  wohl  der  Toten?« 
Der  andere  wendet  den  Kopf,  aber  der  erste  regt  sich  nicht  und  sagt: 
»Die  fortgereist  sind,  sind  tot.« 

»Wie  viel,  glaubst  du,  schenken  wir  wohl  denen,  die  dahingegangen  sind?« 
»Wie  Bettler,  scheint  es  mir  oft,  sitzen  unsere  toten  Freunde  an  unseren» 
Lebensweg.« 

»Und  wie  oft  werfen  wir,  mit  dem  flüchtigsten  Gedenken,  ein  Almosen  in  ihre 
ausgestreckten  Hände?« 

»Ja  .  .,  gegen  uns,  mein  Lieber,  ist  man  nur  so  wie  wir  selbst  gegen  —  die 
anderen  Toten.« 

Der  Sprechende  verstummt.  Er  sitzt  und  schweigt,  in  der  grossen  Stadt,  vor 
dem  grossen  Platz,  dessen  Namen  er  nicht  kennt. 
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JUDEN  MÖGLICH? 

ÜR  jeden  ernsthaften  Beobachter  der  heutigen  sozialen  Zustände  ist 
es  wohl  klar,  dass  die  Judenfrage,  zu  den  schwersten  und  kompli- 
ziertesten Problemen  der  Gegenwart  gehört.  Und  eben  in  dieser 
ausserordentlichen  Kompliziertheit  der  Judenfrage  ist  die  Erklärung 
jener  eigentümlichen  Erscheinung  zu  suchen,  dass  die  besten  Ver- 
treter des  modernen  Sozialismus  bei  ihren  Versuchen  der  Judenfrage  näher  zu 
treten  und  den  eigenartigen  Verhältnissen  des  jüdischen  Lebens  eine  Erklärung 
zu  geben  gezwungen  waren,  ihren  Grundanschauungen  untreu  zu  werden ;  soweit 
sie  aber  ihren  Prinzipien  treu  blieben,  geschah  dies  nur,  weil  sie  die  tatsäch- 
lichen Verhältnisse  der  sozialen  Lage  der  Juden  einfach  ignorierten.  Es  sei 
hier  nur  an  Marx  erinnert,  der  die  Judenfrage  mit  der  Frage  der  jüdischen 
Bourgeoisie  schlechthin  identifizierte.  »Die  gesellschaftliche  Emanzipation  der 
Juden  ist  die  Emanzipation  der  Gesellschaft  von  den  Juden  .  .  .  .« 

Die  Erklärung  dieses  Verhaltens  zur  Judenfrage  ist  in  der  Art  der  Problem- 
stellung und  dessen  Behandlung  selbst  zu  suchen.  Der  Hauptfehler,  der  bei  der 
Betrachtung  der  Judenfrage  bisher  stets  begangen  wurde  und  vielfach  auch 
jetzt  noch  gemacht  wird,  besteht  eben  darin,  dass  das  Problem  nicht  aus 
seinen  inneren  objektiven  Tendenzen  heraus,  nicht  induktiv  behandelt  wurde. 
Vielmehr  trat  man  an  die  Judenfrage  von  aussen  mit  einer  gewissen  Vor- 
eingenommenheit heran,  mit  einer  für  bestimmte  Verhältnisse  zugeschnittenen 
Schablone,  die  auf  die  bedeutenden  Eigenartigkeiten  des  in  Frage  stehenden 
Problems  gar  keine  Rücksicht  nahm.  Ja,  man  ging  sogar  noch  weiter:  selbst 
der  blossen  Aufwerfung  der  Judenfrage  als  selbständiges  soziales  Problem 
wurde  mit  Misstrauen  und  Unlust  begegnet;  sogar  als  Verrat  an  der  Sache 
des  internationalen  Sozialismus  konnte  man  dies  bezeichnen  hören.  Es  sei  hier 
nur  auf  die  grosse  Mehrheit  der  russischen  Genossen  hingewiesen,  die  das 
Vorhandensein  einer  speziellen  sozialen  Judenfrage  und  daher  auch  die  Be- 
rechtigung einer  besonderen  Problemstellung  hartnäckig  bestreiten.  Andrer- 
seits können  wir  heute  schon  mit  Genugtuung  konstatieren,  dass  dieser  Vogel - 
straussstandpunkt  mehr  und  mehr  überwunden  wird,  dass  sich  die  Tendenz 
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bemerkbar  macht  auf  einer  festen,  wissenschaftlichen  Grundlage  und  auf  grund 
des  Tatsachenmaterials  der  Frage  näher  zu  treten.  Einen  ersten  Versuch  dieser 
Art  finden  wir  in  Otto  Bauers  Buch  über  die  Nationalitätenfrage.1)  Das  Inter- 
esse ist  erwacht;  der  sozialistische  Gedanke  beginnt  in  die  Tiefe  der  Frage  zu 
dringen ;  früher  oder  später  wird  auch  ihre  Lösung  herbeigeführt  werden. 
Wir  glauben  die  Frage,  ob  die  Juden  eine  Nation  bilden,  heute  zweifellos  be- 
jahend beantworten  zu  dürfen.  Worüber  noch  Zweifel  bestehen  können  und 
tatsächlich  bestehen,  das  ist  die  Frage,  ob  die  Juden  auch  ferner  eine  Nation 
bleiben  können  und  werden.  »Das  19.  Jahrhundert  hat  .  .  .  alle  geschichtslosen 
Nationen  zu  neuem  Leben  erweckt.  Wird  das  20.  Jahrhundert  auch  der  jüdischen 
Nation  die  Möglichkeit  neuer  selbständiger  Kulturentwickdlung  geben  ?c  fragt 
Bauer.  Darin  liegt  der  Kernpunkt  der  modernen  Judenfrage.  Bauer  kommt 
zum  Ergebnis,  dass  die  Judenfrage  durch  die  Assimilation  der  Juden  gelöst 
werden  wird.  Aufgabe  dieses  Artikels  soll  die  Prüfung  dieser  in  den  meisten 
sozialistischen  Kreisen  anerkannten  Prognose  der  Judenfrage  sein.  Die  Beant- 
wortung dieser  Kardinalfragc  des  jüdischen  Problems  ist  nur  auf  grund  einer 
eingehenden  Erforschung  der  sozialen  Lage  der  Juden,  sowohl  vom  statischen 
als  auch  vom  dynamischen  Gesichtspunkte  aus,  möglich.  Diese  Methode  be- 
folgend wollen  wir  vor  allem  den  Fehler  zu  vermeiden  suchen,  den  seit  Marx 
die  meisten  west-  und  osteuropäischen  Genossen  begehen,  nämlich  die  Identi- 
fizierung der  Judenfrage  Osteuropas  mit  der  Westeuropas.  Man  übersieht  dabei 
vollkommen,  dass  die  Lebensbedingungen  und  sozialen  Gliederungen  der  ost- 
europäischen Juden  wesentlich  von  denen  der  westeuropäischen  abweichen. 
Während  hier  die  jüdische  Bevölkerung  fast  ausnahmslos  den  bürgerlichen 
Schichten  angehört,  weist  die  soziale  Lage  der  osteuropäischen  Juden  eine  be- 
deutende Differenzierung  auf.  Wir  finden  dort  —  freilich  in  einer  ganz  eigen- 
artigen Proportion  —  fast  alle  Klassen  der  modernen  Gesellschaft  wieder.  Dass 
die  Situation  und  die  Interessen  dieser  Klassen  grundverschieden  sind,  braucht 
nicht  erst  besonders  erwähnt  zu  werden.  Schon  das  beweist  zur  Genüge,  dass 
die  Judenfrage  Osteuropas  sich  als  ein  ganz  anderes  soziales  Phänomen  dar- 
stellen muss  als  die  Westeuropas.  Gewiss,  es  kann  von  niemandem  bestritten 
werden,  dass  die  Assimilation  der  Juden  an  ihre  Umgebung  die  radikalste 
Lösung  der  Judenfragc  in  all  ihren  Formen  wäre,  daher  vielleicht  auch 
manchen  wünschenswert  erscheinen  mag.  Aber  diese  rein  logische  Lösung 
der  Frage  ist  ja  gerade  das,  was  die  meisten  Genossen  zu  dem  Trugschluss 
verleitet,  die  Assimilation  werde  nun  auch  in  Wirklichkeit  die  erwünschte 
Lösung  der  Judenfrage  herbeiführen.  Gerade  in  dieser  offenbaren  Identi- 
fizierung der  tatsächlichen  Möglichkeiten  mit  rein  logischer  Erwägung  und 
subjektivem  Wollen  liegt  der  Hauptfehler  der  sozialistischen  Auffassung  der 
ludenfrage.  Psychologisch  lässt  sich  dies  allerdings  leicht  daraus  erklären, 
dass  die  soziale  Lage  und  die  Tendenzen  der  westeuropäischen  Juden  die  Rich- 
tigkeit der  angeführten  Deduktion  zu  bestätigen  scheinen.  Die  Erkenntnis  der 
grundsätzlichen  Verschiedenheit  der  Judenfrage  West-  und  Osteuropas  wird 
uns  jedoch  leicht  werden,  wenn  wir  das  Problem  vom  Standpunkt  der  objektiven 
Möglichkeiten  aus  ansehen.  In  betracht  kommt  hier  vor  allem  die  Grund - 
versehiedenheit  der  Assimilationsbedingungcn  für  die  höheren,  privilegierten 
Klassen  und  für  die  breiteren  Volksschichten,  insbesondere  für  das  Proletariat, 
sowohl  in  sozialökonomischer  wie  in  individuell-kultureller  Hinsicht. 

'»  Vergl.  Otto  Bauer  Die  Kationalitälenfrage  und  die  Sozialdemokratie  .'Wien  1907. 
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Der  unpersönliche  Charakter  der  kapitalistischen  Exploitation,  die  von  seinem 
individuellen  Träger  unabhängige  Existenz  des  Kapitals  ermöglicht  die  sozial- 
ökonomische Eingliederung  der  Bourgeoisie  in  die  fremde  nationale  Umgebung, 
ohne  dabei  von  ihr  die  persönliche  Assimilation  an  diese  Umgebung  zu 
fordern.  Andererseits  wird  den  herrschenden  Klassen  auch  die  subjektiv- 
kulturelle  Assimilation  wesentlich  dadurch  erleichtert,  dass  ihre  Stellung  als 
privilegierte  Minderheit  ihr  alle  Güter  der  umgebenden  Kultur  und  Bildung 
zugänglich  macht.  Und  so  sehen  wir  auch,  wie  sich  die  jüdische  Bourgeoisie 
immer  intensiver  der  nationalen  Umgebung  assimiliert,  nicht  nur  in  West- 
europa, wie  das  zum  Beispiel  Bauer  statistisch  für  die  Juden  Böhmens  nach- 
weist, sondern  auch  im  halbbarbarischen  Zarenreich.  Trotz  ihrer  politischen 
Rechtlosigkeit  gelang  es  der  jüdischen  Bourgeoisie  einen  festen  Boden  im 
ökonomischen  und  kulturellen  Leben  Russlands  zu  gewinnen.  Und  die  po- 
litische Emanzipation,  die  die  Juden  mit  der  Befreiung  Russlands  vom  pseudo- 
konstitutionell-absolutistischen Joch  erlangen  werden,  wird  diesen  Assimi- 
lierungsprozess  zweifellos  bedeutend  beschleunigen.  Ganz  anders  steht  es  aber 
mit  den  Assimilationsaussichten  der  breiten  jüdischen  Volksmassen,  ins- 
besondere des  Proletariats.  Die  Gebundenheit  des  einzigen  Besitztums  des 
Arbeiters,  seiner  Arbeitskraft,  an  seine  physische  Person  führt  notwendig  dazu, 
dass  beim  Proletariat  die  individuelle  Assimilation  der  sozialökonomischen 
vorausgehen  muss.  Und  man  kann  daher  Bauer  beipflichten,  wenn  er  sagt : 
»Wenn  es  möglich  werden  soll,  dass  die  Juden  in  allen  Produktionszweigen  ihre 
Arbeitsstellen  finden  sollen,  so  müssen  sie  kulturell  dem  modernen  Arbeiter  der 
anderen  Nationen  ähnlich  werden.  Solange  der  Ton  ihrer  Sprache,  ihre  Gebärden, 
ihre  Kleidung,  ihre  Sitten  den  christlichen  Klassengenossen,  den  Werkmeister,  den 
Unternehmer  verletzen,  vererbt  sich  der  alte  wirtschaftliche  Gegensatz  des  Bauern 
und  des  jüdischen  Händlers  noch  in  Gestalt  einer  instinktiven  Abneigung  ...  auf 
die  Nachkommen  beider,  obwohl  nun  der  Nachkomme  des  christlichen  Bauern  so 
gut  wie  der  Nachkomme  des  jüdischen  Händlers  Arbeiter  geworden  ist;  so  lange 
ist  die  örtliche  und  wirtschaftliche  Verteilung  des  jüdischen  Proletariats  unmöglich, 
bleiben  die  jüdischen  Arbeiter,  deren  Zahl  infolge  der  Vernichtung  des  alten  jüdi- 
schen Handels  und  Gewerbes  schnell  wächst,  auf  den  beschränkten  Arbeitsmarkt 
weniger  Gewerbe  in  wenigen  Orten  beschränkt.«*) 

In  der  Tat,  die  nähere  Betrachtung  der  Lage  des  jüdischen  Proletariats,  haupt- 
sächlich Russlands,  zeigt  uns  sofort  die  äusserste  quantitative  und  quali- 
tative Beschränktheit  seiner  Arbeitssphäre  im  allgemeinen.  So  beträgt  bei- 
spielsweise das  Verhältnis  des  gesamten  Fabrikproletariats  Russlands  zur  ge- 
samten städtischen  Bevölkerung  10,7  %,  während  das  gleiche  Verhältnis  bei  den 
Juden  nur  r,i  %  erreicht.3)  Dabei  ist  noch  die  überwiegende  Mehrheit  dieses 
kleinen  Prozentsatzes  im  Handwerk  und  in  der  Hausindustrie  beschäftigt: 
nur  ein  verschwindend  kleiner  Teil  ist  in  der  Fabrikproduktion  und  auch  hier 
nur  in  den  niedrigsten  Zweigen  der  Herstellung  von  Gebrauchsprodukten  tätig. 
Nicht  erfreulicher  als  diese  Statik  der  sozialen  Lage  des  jüdischen  Proletariats 
ist  ihre  Dynamik,  was  aus  der  folgenden  Tabelle  erhellen  wird,  die  die  Höhe 
der  industriellen  Entwickelung  und  die  Anteilnahme  der  jüdischen  Arbeitskraft 
in  den  verschiedenen  Gebieten  des  sogenannten  jüdischen  Ansiedclungsrayons 
illustriert. 

»)  Vergl.  Bauer,  loc.  eil.,  pag.  329. 

»)  Vergl.  die  von  der  Jüdiicken  KolonisalionsgeseHsckaft  mitgeteilten  Materialien  über  die  ök». 
nomische  Lage  der  Juden  in  Russland.  Diesen  wie  auch  den  auf  grund  der  Volkszählung  von  1897 
herausgegebenen  Veröffentlichungen  sind  diese  und  die  folgenden  Zahlen  entnommen. 
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Rayon 

Durchschnittliche 
Zahl  Arbeiter  in 
jeder  Fabrik 

Durchschnittliche 
Summe  der  in  jeder 
Fabrik  jährlich 
erzeugten  Produkte 

Prozentsatz 
jüdischer  Fabriken 

Arbeitskräfte 

Nordwest 

18.7 

22  888 

51.0 

43,24 

Südwest 

32,2 

47  252 

33,9 

8,8l 

Süd 

45,9 

112231 

23,9 

2,75 

Aus  diesen  Zahlen  ersehen  wir  vor  allem,  wie  die  Anteilnahme  der  jüdischen 
Arbeitskraft  um  so  tiefer  und  intensiver  sinkt,  je  höher  die  Produktion  auf  der 
industriellen  Stufenleiter  steht.  Und  so  sehen  wir  das  jüdische  Proletariat  vor 
die  äusserst  peinliche  Aussicht  der  Nichtindustrialisierung  gestellt,  eine  Aus- 
sicht, die  dem  jüdischen  Handwerks-  und  Manufakturproletariat  den  tibergang 
zu  höheren  Formen  der  industriellen  Entwickelung  ganz  erheblich  erschwert. 
Auch  Bauer  gibt  zu,  dass  die  jüdischen  Arbeiter  sich  individuell  der  nationalen 
Umgebung  anpassen  müssten,  bevor  sie  moderne  Industrieproletarier  werden 
könnten.  Und  doch,  wie  könnten  sie  das  anders  als  indem  sie  in  das  ökonomische 
Leben  dieser  Umgebung  hineingezogen  würden,  das  heisst  indem  sie  eben 
industrielle  Fabrikarbeiter  würden.  So  musste  Bauer,  wie  übrigens  alle,  die  die 
Lösung  der  osteuropäischen  Judenfrage  in  der  Assimilation  der  Juden  er- 
blicken, in  einen  circulus  vitiosus  geraten,  aus  dem  es  keinen  Ausweg  gibt. 

Aber  nicht  nur  seine  nationalpsychologische  Eigenart  und  der  Mangel  an  tech- 
nischer Erfahrung  halten  den  jüdischen  Arbeiter  von  der  grossen  Industrie 
fern  sondern  auch  —  und  zwar  in  sehr  bedeutendem  Masse  —  der  Nationalis- 
mus der  herrschenden  Klassen.  Der  russische  und  der  polnische  Fabrikant,  die 
im  Konkurrenzkampf  mit  dem  jüdischen  Fabrikanten  die  bekannte  antisemitische 
Parole  Kauft  nicht  bei  Juden  t  in  die  Masse  werfen,  verpflichten  sich  eo  ipso 
selbst  die  wichtigste  jüdische  Ware,  die  jüdische  Arbeitskraft,  nicht  zu  kauten, 
was  ja  nur  allzu  leicht  durchführbar  ist,  dank  der  eigenen  grossen  Reserve- 
armee, deren  übermässiges  Anwachsen  für  sie  selbst  eine  stets  drohende  Gefahr 
darstellt,  und  dank  dem  ständigen  Zufluss  der  billigen  Arbeitskraft  aus  dem 
Dorfe.  Noch  mehr,  selbst  der  jüdische  Fabrikant,  soweit  er  für  den 
breiteren  inneren  und  äusseren  Markt  produziert  und  —  um  ungestört  am 
Profit  der  herrschenden  nationalen  Bourgeoisie  teilnehmen  zu  können  —  mit 
allen  Kräften  bestrebt  ist  sich  dieser  zu  assimilieren,  sucht  die  jüdische 
Arbeitskraft  zu  vermeiden  und  bedient  sich  ebenfalls  der  billigeren  und  wil- 
ligeren Arbeitskraft  der  verarmten  Bauern,  wie  das  aus  der  un verhältnismässig 
intensiveren  Verminderung  der  Anteilnahme  der  jüdischen  Arbeitskraft  im 
Vergleich  zu  dem  Prozentsatz  der  jüdischen  Fabriken  in  der  oben  angeführten 
Tabelle  zu  ersehen  ist.  Also  auch  die  Assimilationstendenz  der  jüdischen 
Grossbourgeoisie  führt  zur  Verschliessung  selbst  der  jüdischen  grossindustriellen 
Unternehmungen  für  den  jüdischen  Arbeiter.  So  kommen  wir  zum  Resultat, 
dass  die  sozialökonomische  und  daher  auch  individuell-kulturelle  Assimilation 
der  breiten  jüdischen  Arbeitermassen  in  absehbarer  Zukunft  eine  Unmöglich- 
keit ist. 

Wir  gehen  nun  zu  der  zahlreichsten  Klasse  des  jüdischen  Volkes,  zum  Klein- 
bürgertum, den  Kleinhändlern  und  Handwerkern,  über.  Durch  die  rapide 
kapitalistische  Entwickelung  einerseits  und  durch  den  immer  schwerer  wer- 
denden Konkurrenzkampf  mit  den  entsprechenden  Klassen  der  örtlichen  Be- 
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völkerung  andererseits  wird  die  ökonomische  Lage  dieser  Klasse  immer  un- 
sicherer, und  sie  wird  immer  intensiver  auf  den  Weg  der  Proletarisierung  ge- 
trieben. Aber  die  selben  Momente,  die  dem  jüdischen  Proletarier  den  Weg  zu 
den  höheren  Formen  der  industriellen  Entwickelung  verlegen,  verschliessen  auch 
diesen  Elementen  der  jüdischen  Bevölkerung  die  Türen  der  Fabriken.  Dies 
führt  naturgemäs  zu  einer  erheblichen  und  immer  zunehmenden  Überfüllung 
im  jüdischen  Handwerk  und  zur  Pauperisierung  breiter  jüdischer  Schichten. 
So  erreicht  der  Prozentsatz  der  Pauper  im  jüdischen  Ansiedelungsrayon 
die  erschreckende  Höhe  von  20  %.  Und  —  was  besonders  bedenklich  ist  — 
dieser  Zustand  muss  sich  mit  der  Befreiung  der  Produktivkräfte  Russlands,  mit 
dessen  kapitalistischer  Entwickelung,  die  immer  grössere  Arbeitermas»eii  in 
die  Stadt  ziehen  wird,  immer  mehr  verschärfen.  Also  auch  die  Analyse  der 
sozialökonomischen  Lage  und  der  Entwickelungstendenzen  des  jüdischen  Klein- 
bürgertums führt  uns  zum  gleichen  Ergebnis:  Eine  Assimilation  an  die  nationale 
Umgebung  ist  auch  hier  ausgeschlossen. 

Die  nähere  Betrachtung  der  ökonomischen  Lage  der  überwiegenden  Mehrheit 
der  Juden  lässt  uns  vielmehr  eine  immer  schärfer  werdende  Absonderung 
erkennen.  An  Stelle  der  alten  Ghettomauern  türmen  sich  immer  höher  und 
höher  die  Mauern  eines  sozialökonomischen  Ghettos,  die  keineswegs  durch  du* 
juridisch-bürgerliche  Emanzipation  der  Juden  vernichtet  werden  können.  Eine 
Behauptung,  deren  Richtigkeit  die  Vorgänge  in  Rumänien  und  Galizicn  gezeigt 
haben,  wo  die  durchaus  elende  Lage  der  meisten  Juden  sich  durch  ihre 
Emanzipation  in  keiner  Weise  gebessert  hat.  Nur  aus  dieser  Tatsache  einer 
stetig  wachsenden  sozialökonomischen  Absonderung  der  jüdischen  Voiksmasseu 
lässt  sich  jener  bedeutende  nationale  Aufschwung  erklären,  den  Bauer  überall 
da  konstatiert,  wo  die  Juden  in  grösseren  Massen  zusammenleben. 
»Jüdische  Organisationen  entstehen,  in  den  Versammlungen  werden  in  jüdischer 
Sprache  die  neuen  Kulturwcrte  den  Massen  vermittelt,  es  entsteht  eine  Presse  in 
jüdischer  Sprache  .  .  .  und  bald  zeigen  sich  auch  erste  Anfange4)  einer  neuen 
selbständigen  jüdischen  Literatur.«*) 

Wer  das  jüdische  Leben  in  Russland  einigermassen  kennt,  der  muss  zugeben, 
dass  dies  alles  keine  zufälligen  und  vorübergehenden  Erscheinungen  sind ;  wir 
müssen  hier  Ansätze  einer  mächtigen  nationalen  Entwickelung  sehen,  Anzeichen 
des  Erwachens  der  breiten  jüdischen  Volksmassen  zu  neuem  kulturellen  Leben 
und  Schaffen. 

Wir  kommen  also  zu  unserem  Schlussergebnis:  Die  Assimilation  der  grossen 
Mehrheit  des  jüdischen  Volkes  ist  unmöglich  und  wird  es  immer  mehr  mit  dem 
Fortschreiten  des  Kapitalismus.  Und  zwar  aus  dem  selben  Grunde,  aus  dem 
die  Juden  sich  bis  zur  Neuzeit  als  Nation  erhalten  haben,  weil  sie  steta  eine 
ökonomisch  eigenartig  gegliederte  Gruppe  darstellten,  was  übrigens  Bauer  für 
das  Mittelalter  trefflich  ausführt.  Der  Unterschied  zwischen  dem  Mittelalter 
und  der  Neuzeit  besteht  lediglich  darin,  dass  die  Juden  im  Mittelalter  als  eine 
ökonomisch  höher  stehende  Gruppe  in  der  nationalen  Umgebung  nicht  auf- 
gehen konnten,  während  dies  heute  aus  dem  entgegengesetzten  Grunde,  wegen 
ihrer  immer  wachsenden  ökonomischen  Rückständigkeit,  nicht  möglich  ist.  Die 
Wirkungen  sind  freilich  im  wesentlichen  die  selben.    Welche  Wege  die  weitere 

«)  Sehr  bedeutend«  Anfinge!   Wir  brauchen  hier  nur  auf  einige  Namen  wie  Schalom  Asch.  I'crcz. 
Nomberg.  Abraroowitsch  etc.  himuweisen. 
»)  Vergl.  Bauer,  loc.  cit-  pag.  313. 
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Entwickelung  der  Juden  einschlagen  wird,  welche  Formen  ihre  nationale 
Selbstbestimmung  annehmen  wird :  die  Bantwortung  dieser  Fragen  kann  natür- 
lich nicht  Aufgabe  dieses  Artikels  sein,  dessen  Ziel  lediglich  darin  bestand  auf 
die  Unzulänglichkeit  der  bisherigen  Behandlung  der  Judenfrage  in  den  meisten 
sozialistischen  Kreisen  hinzuweisen. 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 
HRNS  FEHLINGER  •  GEWERKSCHRFTSFINRNZEN 
IN  DEUTSCHLRND  UND  ENQLRND 

IN  Vergleich  der  Gewerkschaf tsfinanzen  in  Deutschland  und  Eng- 
land, den  Ländern  Europas,  in  denen  die  gewerkschaftliche  Arbeiter- 
bewegung am  weitesten  fortgeschritten  ist,  führt  zu  interessanten 
Ergebnissen.  Dieser  Vergleich  kann  nicht  auf  die  Gesamtheit  der 
Gewerkschaften  beider  Länder  ausgedehnt  werden,  sondern  er  muss 
auf  zwei  bestimmte  Gruppen  von  Organisationen  beschränkt  bleiben :  die  freien 
Gewerkschaften  Deutschlands  und  die  100  hauptsächlichen  Gewerkschaften 
Grossbritanniens,  über  die  das  Arbeitsamt  zu  London  regelmässig  Berichte 
herausgibt.  Für  die  nicht  der  Gencralkommission  angeschlossenen  Gewerk- 
schaften Deutschlands  ist  dem  Verfasser  ein  brauchbares  Vergleichsmaterial 
nicht  zugänglich.  Zeitlich  ist  eine  Beschränkung  auf  die  Jahre  1901  bis  1906 
erforderlich,  weil  bis  1897  stets  mehrere  Verbände  in  der  Statistik  der  General- 
kammission der  Gewerkschaften  Deutschlands  fehlten  und  die  Angaben  bei 
manchen  Organisationen  noch  mehrere  Jahre  danach  unzureichend  waren. 
Ausserdem  ist  die  Zeit  von  1901  bis  1906  in  Deutschland  durch  bemerkens- 
werte Fortschritte  in  der  Erweiterung  und  Vervollkommnung  der  Unter- 
stitzungseinrichtungen  ausgezeichnet. 

Um  sogleich  einen  allgemeinen  Überblick  über  die  finanzielle  Entwickelung  der 
Gewerkschaften  hier  wie  dort  zu  gewinnen,  beginnen  wir  mit  einer  tabellari- 
schen Ubersicht  aus  den  Jahren  1901  bis  1906.  Danach  gestalteten  sich  die 
Dinge  folgcndermasscn : 


Jahr 


Zahl  der 
Verbände 


Zahl  der 
Mitglieder 


Zunahme 
(+)  re- 
spektive 
Abnahme 
(— )  in  % 

Einnahmen  (in  Mark) 

Steigerung  der  Ge- 
samteinnahmen ge- 
genüber dem  Vor- 
jahre 

aller  Ver- 
bände 

pro  Mit- 
glied 

absolut 

in  % 

9  722  720 

14,35 

268645 

3 

+  8 

1 1  097  744 

15.13 

1  375  024 

14 

+  21 

16419091 

18,51 

5  322  247 

48 

+  19 

20  100  630 

19.19 

3  770  639 

23 

+  28 

27812257 

20,68 

7  621  627 

38 

+  26 

46  602  939 

24.62 

13  790  682 

5o 

+  0.7 

40  879  020 

34,11 

1  019880 

5 

—  0,1 

41  73Ö  380 

34,89 

857  360 

—  1.1 

42019  920 

35,47 

283  540 

0,7 

—  0,6 

42  301  840 

35.94 

281  920 

0,7 

+  «,i 

44234660 

37.19 

1  932  820 

5 

+  7.1 

46883  140 

36,79 

2648480 

(. 

Deutsche  Gewerkschaften: 


1001 
1902 
1903 
1904 
1905 
1906 


56 
60 
63 
63 
64 
66 


677  5io 
733206 
887689 
1  052  108 
t  344803 
1  689  709 


Englische  Gewerkschaften: 


1901 
1902 
1903 
1904 
1905 
1906 


100 
100 
100 
100 
100 
100 


1  198944 
1  197  059 
1  184708 

1  177  159 
1  189  707 

I  273  995 
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Wie  wir  aus  der  Tabelle  ersehen,  weisen  die  deutschen  Gewerkschaften  eine 
sehr  günstige  Entwickelung  der  Einnahmen  auf.1)  Deren  Steigerung  war  all- 
jährlich bedeutend  grösser  als  die  der  Mitgliederzahl,  was  auf  erhöhte 
Leistungen  der  Mitglieder  zurückzuführen  ist,  die  den  Entschluss  der  deutschen 
Arbeiter  erkennen  lassen  für  den  Ausbau  ihrer  Organisationen,  der  natürlich 
vor  allem  hinreichende  Geldmittel  voraussetzt,  mit  aller  Kraft  einzutreten. 
Anders  das  Bild,  das  die  britischen  Gewerkschaften  in  den  selben  Jahren 
bieten:  statt  des  stetigen  Fortschrittes  sehen  wir  Stagnation.  Freilich  muss 
man  sich  da  der  schweren  Wirtschaftskrise  erinnern,  die  Grossbritannien 
in  den  Jahren  1902  bis  1905  durchmachte  und  die  auch  die  Arbeiter  hart 
betraf.  Die  Ausbreitung  der  Gewerkschaften  wurde  dadurch  natürlich  sehr 
erschwert,  und  viele  Gewerkschaftsmitglieder,  die  infolge  der  langandauernden 
Arbeitslosigkeit  nicht  im  stände  waren  ihre  Beiträge  weiter  zu  bezahlen, 
mussten  aus  den  Listen  gestrichen  werden.  Auch  die  Tatsache,  dass  die 
100  Gewerkschaften  bereits  einen  sehr  hohen  Prozentsatz  der  organisier- 
baren Berufsangehörigen  umfassen,  macht  die  weitere  langsame  Ausbreitung 
dieser  Organisationen  in  wirtschaftlich  schlechteren  Zeiten  erklärlich;  dass 
aber  auch  in  einem  Jahre  so  bemerkenswerten  wirtschaftlichen  Aufschwunges 
wie  1906  die  Fortschritte  gering  waren,  ist  nur  auf  die  zu  wenig  energische 
Agitationstätigkeit  zurückzuführen. 

Die  stetige,  aber  unbeträchtliche  Steigerung  der  Einnahmen  in  den  britischen 
Gewerkschaften  während  der  Wirtschaftskrise  wurde  besonders  durch  Er- 
höhung der  Beiträge  und  durch  Einziehung  ausserordentlicher  Steuern  erreicht. 
Nur  durch  die  verschiedene  Höhe  der  Beiträge  war  es  möglich,  dass  die  Ein- 
nahmen der  deutschen  Gewerkschaften  auch  im  Jahre  1906  trotz  einer  um  etwa 
400  000  höheren  Mitgliederzahl  immer  noch  um  einige  Millionen  hinter  den  Ein- 
nahmen der  britischen  Gewerkschaften  zurückstanden.  Noch  grösser  ist  der 
Unterschied  in  beiden  Ländern  zwischen  den  in  den  Organisationen  auf  je  1  Mit- 
glied entfallenden  Einnahmen.  In  Deutschland  bewegten  sie  sich  1906  zwischen 
84,11  und  5,44  Mark.  Die  höchste  Einnahme,  84,11  Mark,  entfiel  auf  ein 
Mitglied  bei  den  Lithographen,  dann  folgten  die  Notenstecher  mit  58,61,  die 
Buchdrucker  mit  56,64,  die  elsass-lothringischen  Buchdrucker  mit  48,00,  die 
Formstecher  mit  46,07,  die  Bildhauer  mit  44,57  Mark;  über  30  aber  weniger 
als  40  Mark  betrug  die  Jahreseinnahme  auf  ein  Mitglied  bei  den  Hafen- 
arbeitern, Metallarbeitern,  Buchbindern,  Stukkateuren,  Holzarbeitern,  Leder- 
arbeitern und  Zigarrensortierern;  über  20  aber  unter  30  Mark  bei  den  Zim- 
merern, Glasern,  Hutmachern,  Porzellanarbeitern,  Tapezierern,  Kupfer- 
schmieden, Müllern,  Töpfern,  Handschuhmachern,  Malern,  Böttchern,  Xylo- 
graphen,  Graveuren,  Tabakarbeitern,  Bauhilfsarbeitern,  Steinsetzern, 
Maurern,  Schiffszimmerern,  Seeleuten,  Kürschnern,  Brauern,  Barbieren.  Gast- 
wirtsgehilfen, Bäckern  und  Steinarbeitern;  über  10  aber  unter  20  Mark  bei  den 
Glasarbeitern,  Schmieden,  Sattlern,  Handels-  und  Transportarbeitern,  Schuh- 
machern,   Photographen,    Buchdruckereihilfsarbeitern,    Konditoren,  Porte- 

»)  AU  Quellenmaterial  für  die  deutschen  Gewerkschaften  dienten  bei  der  Abfassung  diese»  Artikels 
ausschliesslich  die  Statistiken  der  Gtneralkommission.  Die  Zahlen  über  die  britischen  Gewerk- 
schaften sind  folgenden  Veröffentlichungen  entnommen:  Rtport  on  Trade  Union*  in  1901-1904 
/London  1906/;  Etevenlk  Abttract  of  Labour  Statittict  of  tke  Uniled  Kingdom  1905-1906 
/London  1907/;  Trade  Union*  in  /006;  The  Board  of  Trade  Labour  Gazette  vom  Detember  1007. 
Einige  Zahlen  »ind  auch  den  Jahresberichten  der  betreffenden  britischen  Gewerkschaften  selbst 
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feuillern,  Gärtnern,  Dachdeckern,  Bergarbeitern.  Fabrikarbeitern,  Vergoldern, 
Zivilmusikern,  Gemeindearbeitern,  Hoteldienern,  Lagerhaltern,  Schneidern, 
Asphalteuren,  Maschinisten,  Fleischern,  Textilarbeitern,  Blumenarbeitern  und 
Handlungsgehilfen;  unter  10  Mark  blieben  die  auf  ein  Mitglied  entfallenden 
Einnahmen  bei  den  Bureauangestellten  (9,61),  den  Schirmmachern  (5,45)  und 
den  Wäschearbeitern  (544).  Bei  den  100  hauptsächlichsten  britischen  Ge- 
werkschaften stellten  sich  die  Jahreseinnahmen  pro  Mitglied  wie  folgt:  Bei 
13  Gewerkschaften  der  Bauarbeiter  auf  durchschnittlich  47,08  Mark,  bei  16  Ge- 
werkschaften der  Bergarbeiter  auf  durchschnittlich  24,13  Mark,  bei  15  Gewerk- 
schaften der  Metallarbeiter  auf  durchschnittlich  65,62  Mark,  bei  20  Gewerk- 
schaften der  Textilarbeiter  auf  durchschnittlich  32,42  Mark,  bei  4  Gewerk- 
schaften der  Bekleidungsarbeiter  auf  durchschnittlich  22,25  Mark,  bei  10  Ge- 
werkschaften der  Transportarbeiter  auf  durchschnittlich  23,28  Mark,  bei  7  Ge- 
werkschaften der  graphischen  Arbeiter  auf  41,06  Mark,  bei  4  Gewerkschaften 
der  Holzarbeiter  auf  durchschnittlich  47,38  Mark,  und  bei  11  Gewerkschaften 
anderer  Berufe  auf  durchschnittlich  14,47  Mark;  bei  diesen,  unter  denen  sich 
Gewerkschaften  ungelernter  Arbeiter  befinden,  sind  die  Einnahmen  verhält- 
nismässig am  niedrigsten,  bei  den  Metallarbeitern  am  höchsten.  Während  in 
Deutschland  bei  den  graphischen  Gewerben  die  Einkünfte  pro  Mitglied  obenan 
stehen,  nehmen  sie  in  Grossbritannien  bei  den  Metallarbeitern  die  erste 
Stelle  ein. 

Ein  Vergleich  der  Beitragshöhe  (des  im  Jahr  auf  je  1  Mitglied  ent- 
fallenden Beitrages)  ist  in  der  folgenden  Tabelle  durchgeführt. 


Durchschnittlicher  Jahres- 

Zahl 
der 

Zahl  der  Mitglicde 

r  dieser  Verbände 

beitrag  eines  Mitgliedes 
(in  Mark) 

Ver- 
bände 

überhaupt 

in  %  der  Gesamt- 
zahl 

Deutsche  Gewerkschaften  1906: 

unter  10 

10,  aber  unter  15 
15            ..  20 
20     ,.       „  30 
30     „       „  40 
40     „       „  50 
50     „       ,.  70 
70  und  darüber 

2 
6 
16 
34 
3 
2 

3 

6956 

22  239 

542417 
809  480 

153805 
1  473 
63  339 

0.4 
1.3 
32,1 
53.2 
9.2 

unter  0,1 
3.8 

zusammen 

06 

1  O89  709  100,0 

Englische  Gewerkschaften  1904: 

unter  10 

10,  aber  unter  15 
15            ,,  20 
20     „      „  30 
30     „       .,  40 
40     „      „  50 
50     „       ,.  70 
70  und  darüber 

3 
22 

13 
25 
15 
1 1 

7 
4 

15  222 
157  343 
I50  737 
3398l6 
125  700 
120  300 

95  268 
117  053 

1,3 
14,0 
14,0 

30.1 
11,1 

10,7 
8,4 
10,4 

zusammen 

IOO 

1  1 27  529 

IOO.O 

Dazu  ist  zu  bemerken,  dass  bei  den  deutschen  Gewerkschaften  nur  die  regel- 
mässigen Verbandsbeiträge,  nicht  aber  die  Extrabeiträge  in  betracht  gezogen 
sind,  da  das  vorhandene  Material  eine  Veranschaulichung  des  gesamten  Jahres- 
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beitrages  nicht  ermöglicht.  Im  Verhältnis  zur  Höhe  des  Verbandsbeitrages 
sind  jedoch  die  Orts-  und  Gauzuschläge  usw.  nicht  bedeutend.  Bei  den  briti- 
schen Gewerkschaften  ist  der  Gesamlbeitrag  in  Rechnung  gestellt.  Zuschläge 
für  lokale  Zwecke  sind  in  Grossbritannien  übrigens  nicht  gebräuchlich.  Für 
Deutschland  liegen  Angaben  über  den  jährlichen  Betrag  der  Mitgliedsbeitrages 
nur  für  1906,  für  Grossbritannien  nur  für  1904  vor,  doch  ist  dort  die  Beitrags- 
höhe seitdem  nur  von  sehr  wenigen  Verbänden  geändert  worden.  Die  Ge- 
werkschaftsstatistik des  britischen  Arbeitsamtes  erfuhr  1905  insofern  eine 
Änderung  als  mehrere  früher  unter  den  100  hauptsächlichen  Gewerkschaften 
mitgerechnete  Verbände  ausschieden  und  andere  an  ihre  Stelle  gesetzt  wurden. 
Für  die  Berichte  über  die  Jahre  1905  und  1906  wurden  die  Vcrgleichszahlen. 
die  frühere  Jahre  betreffen,  revidiert,  so  dass  die  Angaben  in  jedem  Jahr  auf 
die  selben  Gewerkschaften  sich  beziehen.  Die  Mitteilungen  über  die  Höhe  der 
Beitragsleistung  stammen  jedoch  aus  dem  Berichte  von  1902  bis  1904,  wes- 
halb die  Gesamtmitgliederzahl  im  Jahre  1904  nicht  mit  der  vorher  für  dieses 
Jahr  angeführten  Zahl  übereinstimmt.  In  der  Statistik  der  Generalkommisston 
der  Gewerkschaften  Deutschlands  ist  die  Höhe  des  Jahresbeitrags  für  den 
Malerverband  nicht  angegeben ;  sie  beträgt  im  Durchschnitt  der  Beitrags- 
klassen zweifellos  über  20  Mark,  aber  weniger  als  30  Mark,  und  der  Verband 
wurde  dementsprechend  eingereiht. 

Bei  den  deutschen  Gewerkschaften  ist  die  Verschiedenheit  der  Beitragshöhe 
geringer  als  bei  den  britischen;  von  den  Mitgliedern  der  deutschen  Gewerk- 
schaften zahlen  über  85  %  mehr  als  15  Mark  aber  weniger  als  30  Mark  im 
Jahre,  wobei  zu  beachten  ist,  dass  die  Gesamtmitgliedcrzahl  jedes  Verbandes 
—  um  einen  Vergleich  mit  der  britischen  Statistik  zu  ermöglichen  —  ent- 
sprechend der  durchschnittlichen  Beitragshöhe  in  dem  betreffenden  Verband 
eingereiht  wurde.  In  den  britischen  Gewerkschaften  kommen  auf  die  Beitrags- 
klassen 15  Mark  und  weniger  als  30  Mark  bloss  44  %  der  Mitglieder,  da- 
gegen auf  die  höheren  Beitragsklassen  über  40  %  (bei  den  deutschen  Gewerk- 
schaften 13  % ) ;  70  Mark  und  darüber  beträgt  der  durchschnittliche  Jahres- 
beitrag in  3  britischen  Gewerkschaften,  in  Deutschland  steht  keine  Organisation 
in  der  höchsten  Beitragsklasse.  Die  geringere  Beitragshöhe  der  deutschen 
Gewerkschaften  ist  teilweise  durch  die  relativ  viel  grössere  Zahl  ungelernter 
organisierter  Arbeiter  und  teilweise  auch  durch  die  grössere  Zahl  der  organi- 
sierten Arbeiterinnen  bedingt,  für  die  niedrigere  Beiträge  als  für  die  Männer 
festgesetzt  werden  müssen.  In  Deutschland  waren  im  Jahre  1006  in  den  freien 
Gewerkschaften  118  908  Arbeiterinnen  organisiert,  die  britischen  Gewerk- 
schaften zusammen  zählten  1904  125  142,  1906  162453  weibliche  Mitglieder. 
Die  100  britischen  Gewerkschaften,  die  der  Tabelle  zu  gründe  gelegt  sind,  hat- 
ten 1904  deren  68605.  Die  Wochenbeiträge  der  66  deutschen  Verbände  stellten 
sich  1906  für  die  männlichen  Mitglieder  wie  folgt:  15  bis  20  Pfennig  1  Ver- 
band (1,5  %),  21  bis  30  Pfennig  10  Verbände  (15.2  %),  31  bis  40  Pfennig 
20  Verbände  (30,3  %),  41  bis  50  Pfennig  25  Verbände  (37,9  %),  über 
50  Pfennig  10  Verbände  (15,2  %).  Bei  den  Verbänden,  die  für  ihre  männ- 
lichen Mitglieder  mehrere  Beitragsklassen  haben,  ist  der  Durchschnitt  ange- 
geben. Zu  einem  Vergleich  geeignete  Zahlen  über  die  Höhe  der  Wochen- 
beiträge der  männlichen  Mitglieder  der  britischen  Gewerkschaften  sind  nicht 
vorhanden. 
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Die  nachstehende  Tabelle  gibt  Aufschluss  über  die  Höhe  der  Gesamt- 
ausgaben überhaupt  und  pro  Mitglied  sowie  über  die  Steigerung  der  Aus- 
gaben von  Jahr  zu  Jahr. 


Jahr 

Zahl 
der 
Ver- 
bände 

Betrag  der  Ausgaben 
überhaupt             1 1^"" 

Steigerung  der 
Ausgaben  gegen- 
über dem  Vor- 
jähre 

Deutsche  Gew 

erksc  haften: 

IOO! 

56 

8967  168  Mark 

13,25  Mark 

879  147  Mark 

1902 

60 

10005528  „ 

U.64  M 

1  038  360 

'903 

63 

13  724  336 

15,46  „ 

!  3718808  „ 

1904 

63 

17  738  756  .. 

16,86  „ 

4014420 

1005 

64 

25  024  234  ,. 

18,61 

7  285  478  .. 

1906 

66 

36  963  413  „ 

21,88  „ 

11  939  179 

Englische  Gewerkschaften : 

1901 

100 

32  821  620  Mark 

27,38  Mark 

3  687  300  Mark 

1902 

100. 

36  004  680  „ 

30,08  „ 

3183060 

»903 

100 

39  342  IOO  „ 

32.36  ,. 

3  337  420  „ 

1904 

100 

41  080  180  „ 

34.91 

1  738  080  „ 

1905 

IOO 

41  290  700 

34.72  ,. 

210  520  „ 

1906 

IOO 

39  173  520  „ 

30,75  .. 

2  127  180  „ 

In  den  deutschen  Gewerkschaften  stiegen  1901,  1904  und  1905  die  Ausgaben 
bedeutender  als  die  Einnahmen,  1902,  1903  und  1906  war  die  Steigerung  der 
Ausgaben  geringer  als  die  der  Einnahmen.  Gegen  das  jeweils  vorhergegangene 
Jahr  waren  die  Ausgaben  höher:  1901  um  Ii  %,  1902  um  12  %,  1903  um 
37  %  .  1904  um  29  %,  1905  um  41  %.  1906  um  44  %.  In  den  britischen 
Gewerkschaften  war  von  1901  bis  1904  die  Steigerung  der  Ausgaben  erheblicher 
als  die  der  Einnahmen,  1905  war  sie  geringer.  Der  Gesamtbetrag  der  Aus- 
gaben stieg  gegen  das  Vorjahr:  1901  um  12  %,  1902  um  10  %,  1903  um 
9  %.  I9<>4  um  4  %.  '9°5  °o  % ;  !9o6  gingen  die  Ausgaben  gegen  das  Vor- 
jahr um  6  %  zurück,  was  durch  die  Verminderung  der  Kosten  der  Arbeits- 
losenunterstützung, infolge  der  besseren  Wirtschaftslage,  verursacht  wurde. 
Die  viel  raschere  Steigerung  der  Einnahmen  der  deutschen  Gewerkschaften, 
im  Vergleich  mit  den  britischen,  ist  in  ihrem  rascheren  Wachstum  und  in  dem 
Ausbau  der  Unterstützungseinrichtungen  begründet.  In  England  ist  nicht  bloss 
die  Mitgliederzahl  nur  unbedeutend  gestiegen,  sondern  es  wurde  auch  das  ge- 
werkschaftliche Unterstützungswesen  nur  mehr  wenig  ausgebaut.  Wenn  bei  den 
britischen  Gewerkschaften  dennoch  der  auf  ein  Mitglied  entfallende  Betrag 
der  Ausgaben  in  den  ersten  4  Jahren  stieg,  so  bietet  dafür  die  Zunahme  der 
Aufwendungen  für  arbeitslose  und  alte  (invalide)  Mitglieder  die  Erklärung. 
Der  Unterschied  in  dem  Betrag  der  Ausgaben  pro  Mitglied  und  Jahr,  der  1901 
zwischen  deutschen  und  britischen  Gewerkschaften  besand,  hat  sich  seither  in 
beträchtlichem  Masse  verringert;  1901  kam  auf  ein  Mitglied  der  deutschen 
Gewerkschaften  nicht  die  Hälfte  dessen,  was  auf  ein  Mitglied  der  britischen 
Gewerkschaften  entfiel,  1906  machte  die  Differenz  nur  noch  etwa  40  % 
aus,  weniger  als  bei  den  Einnahmen. 

Die  Verteilung  der  Ausgaben  auf  die  einzelnen  Zwecke  gestaltet  sich  bei  den 
deutschen  und  den  britischen  Gewerkschaften  verschieden.  Bei  den  deutschen 
Gewerkschaften   beansprucht   die    Streik-   und  Gemassregeltenunterstützung 
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«inen  viel  höheren  Prozentsatz  der  Gesamtausgaben  als  bei  den  britischen. 
Unternehmerorganc  und  bürgerliche  Blätter,  die  für  die  Gewerkschafts- 
bewegung ebensoviel  Verständnis  besitzen  wie  sie  Sympathie  empfinden,  haben 
schon  oft  auf  diese  Tatsache  verwiesen  und  sie  nach  ihrer  Art  für  ihre 
Zwecke  ausgenutzt,  indem  sie  die  deutschen  Gewerkschaften  durch  die  B"- 
zeichung  Streikvercine  zu  diskreditieren  suchten.  Die  Gewerkschafter  regt 
ihr  Räsonnement  nicht  auf ;  sie  wissen,  dass  nicht  der  friedfertige  Geist  der 
britischen  Gewerkschafter  schuld  daran  ist,  dass  ihre  Organisationen  wenig 
für  Streiks  ausgeben.  Die  Ursache  ist  vielmehr,  dass  die  britischen  Unter- 
nehmer weniger  den  absoluten  Herrn  im  Hause  herauskehren  als  die  deutschen; 
selbst  wenn  sie  sich  manchmal  auf  den  Herrenstandpunkt  stellen,  so  ist  ihr 
Benehmen  doch  nicht  annähernd  so  brutal  wie  recht  häufig  das  ihrer  deutschen 
Kollegen  ihren  Arbeitern  gegenüber.  Wir  sind  weit  davon  entfernt  alles 
Ausländische  gut  und  alles  Deutsche  schlecht  zu  finden.  Doch  an  der  Tat- 
sache lässt  sich  nicht  rütteln:  In  keinem  Lande  West-  und  Mitteleuropas, 
und  auch  nicht  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  tritt  das  Unter- 
nehmertum im  allgemeinen  den  Arbeitern  so  schroff  entgegen  wie  in  Deutsch- 
land. Insbesondere  in  Grossbritannien  ist  die  industrielle  Demokratie  schon 
stark  entwickelt;  mehr  als  anderswo  ist  dort  von  den  Unternehmern  der  Grund- 
satz anerkannt,  dass  der  Arbeiter  bei  der  Festsetzung  der  Arbeitsbedingungen 
eine  mit  dem  Unternehmer  gleichberechtigte  Vertragspartei  und  der  kollektive 
Vertragsschluss  für  beide  Parteien  der  vorteilhaftere  sei. 

Eine  in  Einzelheiten  gehende  Darstellung  der  Verteilung  der  Ausgaben  der 
Gewerkschaften,  und  namentlich  der  Ausgaben  für  Unterstützungen,  ist  wegen 
der  für  die  Jahre  1905  und  1906  unzureichenden  Angaben  der  britischen 
Statistik  nicht  möglich;  sie  ist  auch  nicht  erforderlich,  denn  es  genügt  die  be- 
stehenden Unterschiede  im  Hauptsächlichen  anschaulich  zu  machen.  Wie  sich 
die  Ausgaben  der  freien  Gewerkschaften  Deutschlands  und  der  100  briti- 
schen Gewerkschaften  im  einzelnen  auf  die  verschiedenen  Hauptzwecke  ver- 
teilen, ergibt  sich  aus  der  folgenden  Tabelle.  


Ausgaben  (in  Mark) 

%  der  Gesatntausgaben 

Jahr 

Streikunter- 
stützung (ein- 
schliesslich 
Ccmassregcl- 
tenunter- 
stützung) 

Arbeitslosen- 
unterstüt- 
zung 

Andere  Un- 
terstützun- 
gen 

Verwaltung* 
kosten  und 
sonstige  Aus- 
gaben 

Strdk< 

Unter- 
stüt- 
zung 

Arbeits- 
losen- 
unter- 
Stüt- 
zung 

Andere 
Unter- 
stüt- 
zungen 

Verwal- 
tung 
kosten 
etc. 

Deutsche  Gewerks 

chaften : 

1Q0I 

2  076  965 

1  845  324 

!  187  OOI 

3  856  9/8 

23,2 

20,5 

13,3 

43.o 

1902 

2  180900 

2  302  800 

I  20 I  800 

4  229  848 

21,9 

23,0 

12,8 

42,3 

1003 

4  779  9o2 

I  883  023 

I  586  183 

5  474  248 

34,8 

13.7 

1 1,6 

39.0 

1004 

6  405  728 

2  246  245 

2  459  052 

6627  731 

36,1 

12,6 

13.9 

37.4 

1005 

10  160859 

2  704  744 

3  306  193 

8  852  438 

40,6 

10,8 

13,2 

35.-4 

1906 

M  543  621 

34H  5l8 

5  "56  543 

13  851  731 

39.4 

9,3 

13,8 

37.5 

Englische  Gewerkschaften: 

1901 

4  201  460 

6  507  840 

14  399820 

7712  500 

12,8 

10.8 

43.9 

23.5 

IQ02 

4  382  500 

8581  800 

14  977  000 

8  063  380 

12,2 

23,8 

41,6 

22,4 

'9«3 

3  467  000 

10  297  980 

15823  300 

8  753  820 

0,0 

26,9 

41,3 

22,8 

1904 

2  536  860 

130.49420 

16984  500 

8  509  400 

6.2 

3i,8 

41,3 

20,7 

IOOS 

4  283  980 

10  300  820 

18  049  920 

8  565  980 

10,4 

25,2 

43,7 

20,7 

1<X)6 

3  096  340 

8425  8^0 

18459860 

9  191  480 

7.9 

21,5 

47,1 

23.5 
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Bei  Beurteilung  dieser  Tabelle  muss  man  ebenfalls  wieder  in  erster  Linie  auf 
das  rasche  Wachstum  der  deutschen  und  auf  das  sehr  langsame  Wachstum  der 
britischen  Gewerkschaften  achten.  In  den  deutschen  Gewerkschaften  stiegen 
die  Ausgaben  für  Streikunterstützung,  einschliesslich  Gcmassregeltenunter- 
stützung,  ununterbrochen,  bei  den  britischen  weisen  sie  unregelmässige 
Schwankungen  auf.  Der  Gesamtbetrag  der  Streikunterstützung  stieg  in 
Deutschland  geradezu  enorm ;  dabei  sind  aber  auch  die  Kosten  der  Ausge- 
sperrtenunterstützung  mit  inbegriffen,  die  sich  zum  Beispiel  1905  auf  4,2  Mil- 
lionen, 1906  auf  5,3  Millionen  Mark  beliefen,  wogegen  in  Grossbritannien  Aus- 
sperrungen relativ  selten  sind  und  nur  geringe  Kosten  verursachen.  Die  Aus- 
sperrungstaktik der  deutschen  Unternehmer  richtet  sich  darauf  die  Gewerk- 
schaften zu  zerstören  oder  mindestens  finanziell  unwirksam  zu  machen.  Die 
britischen  Unternehmer  haben  sich  mit  dem  Bestehen  der  Gewerkschaften  und 
ihrer  Beeinflussung  der  Arbeitsbedingungen  abgefunden,  sie  denken  —  im 
allgemeinen  —  nicht  mehr  daran  schwere  wirtschaftliche  Kämpfe  zu  führen, 
nur  um  die  Arbeiterorganisationen  zu  schädigen  oder  zu  sprengen. 

Die  Ausgaben  für  Arbeitslose  stiegen  in  den  deutschen  Gewerkschaften,  ab- 
gesehen von  dem  Krisen  jähre  1902,  absolut  ziemlich  regelmässig,  während  sie 
relativ  mit  der  Besserung  der  wirtschaftlichen  Konjunktur  und  infolge  der 
höheren  Ansprüche,  die  die  Streikunterstützung  stellte,  fortwährend  abnahmen. 
In  Grossbritannien  ist  die  Arbeitslosigkeit  mit  Ausnahme  der  Jahre  190 1  und 
1902  immer  viel  grösser  gewesen  als  in  Deutschland,  was  höhere  Ausgaben 
für  Arbeitslosenunterstützung  bedingte  ;  dazu  kommt,  dass  der  Unterstützungs- 
betrag dort  gewöhnlich  höher  ist  als  hier. 

Von  den  in  der  Rubrik  Andere  Unterstützungen  aufgeführten  Beträgen  ent- 
fällt in  beiden  Ländern  das  meiste  auf  Kranken-  und  Alters-  (Invaliden-) 
Unterstützung.  Warum  da  der  Unterschied  gar  so  gross  ist  und  in  Deutsch- 
land nur  12  bis  14  %,  in  Grossbritannien  jedoch  41  bis  47  %  der  Ausgaben 
für  diese  Unterstützungen  verbraucht  werden,  ist  nicht  schwer  heraufzufinden: 
In  Deutschland  besteht  die  Zwangsversicherung  für  den  Fall  der  Krankheit 
und  Invalidität,  in  Grossbritannien  nicht.  Bei  den  deutschen  Gewerkschaften 
ist  die  Krankenunterstützung  lediglich  ein  Zuschuss  zu  den  Leistungen  der 
Zwangskrankenkassen,  in  Grossbritannien  bekommen  viele  Arbeiter  bei  ihrer 
Erkrankung  keine  andere  als  die  gewerkschaftliche  Unterstützung,  die  dem- 
gemäss  höher  sein  muss  als  der  Krankengeldzuschuss  in  Deutschland.  Sehr 
viele  britische  Gewerkschafter  sind  gewiss  Mitglieder  von  gegenseitigen 
Hilfskassen,  sogenannten  Friendly  Societies,  doch  ist  es  ganz  unmöglich  eine 
auch  mir  annähernd  genaue  Zahl  für  sie  anzugeben.  Ausserordentlich  be- 
lastet werden  die  britischen  Gewerkschaften  auch  durch  die  Altersunterstützung 
(Superannuation  Benefit).  In  Deutschland  ist  die  Invalidenunterstützung 
erst  in  wenigen  Organisationen  eingeführt  und  wird  wohl  auch  in  Zukunft 
kaum  bemerkenswerte  Fortschritte  machen. 

Noch  ein  Umstand  scheint  zu  Ungunsten  der  deutschen  Zentralverbände  zu 
sprechen.  Diese  gaben  nämlich  im  Verhältnis  mehr  für  Verwaltungskostcn 
und  Sonstiges  aus  als  die  britischen  Gewerkschaften.  Das  kommt  unter 
anderem  daher,  dass  in  Deutschland  mehr  für  Agitationszweckc  aufgewendet 
wird,  dass*.  ferner  hier  die  Herausgabe  der  Fachblätter  mehr  kostet  als  die 
der  in  Grosbritannien  gebräuchlichen  Monatsschriften  oder  monatlichen  stati- 
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stischen  Ausweise.  Ausserdem  sind  noch  manche  andere  Gründe  für  den  Unter- 
schied massgebend,  nur  nicht  die  hohen  Gehälter  der  deutschen  Gewerk- 
schaftsbeamten. 

Es  ist  angebracht  auch  die  auf  das  einzelne  Mitglied  entfallenden  Ausgaben 
für  Streiks  usw.,  für  Arbeitslosenunterstützung,  für  andere  Unterstützungen, 
sowie  für  Verwaltungskosten  und  Sonstiges  zu  vermerken.    In  den  deutschen 
Gewerkschaften  haben  sich  von  1901  bis  1906  die  Streik-  und  Aussperrungs- 
kosten pro  Mitglied  nahezu  verdreifacht;  sie  betrugen  1901  3,06  Mark,  1902 
2,97  Mark,  1903  5,38  Mark,  1904  6,09  Mark,  1905  7,55  Mark,  1906  8,61  Mark. 
In  Grossbritannien  betrugen  die  auf  ein  Mitglied  entfallenden  Streikausgaben 
in  keinem  der  sechs  Jahre  unter  2  oder  über  4  Mark;  1901  3,50  Mark,  1902 
3,67  Mark,  1903  2,92  Mark,  1904  2,14  Mark,  1905  3,59  Mark  und  1906  2,43  Mark. 
Die  Belastung  durch  die   Arbeitslosenunterstützung  ist   bei   den  britischen 
Gewerkschaften  viel  grösser  als  bei  den  deutschen ;  sie  betrug  nämlich  pro 
Mitglied  und  Jahr  in  Deutschland  1901  2,72  Mark.  1902  3,14  Mark,  1903 
2,12  Mark,  1904  2,14  Mark,  1905  2,01  Mark,  1906  2,02  Mark;  in  Grossbritannien 
1901  5,42  Mark,  1902  7,17  Mark,  1903  8,70  Mark,  1904  11,08  Mark,  1905 
8,75  Mark,  1906  6,61  Mark.    Obzwar  das  Durchschnittserfordernis  für  Arbeits- 
lose in  Grossbritannien  seit  1904  pro  Mitglied  fast  auf  die  Hälfte  herunterging, 
sind  einige  Verbände,  wie  die  Organisationen  der  Bauarbeiter,  die  Kesselschmiede 
und  Schiffbauer  usw.,  noch  immer  in  einer  recht  schwierigen  Lage,  da  die 
laufenden    Einnahmen    zur    Bestreitung    der    Ausgaben    nicht  ausreichen. 
Von  den  Ausgaben  für  andere  Unterstützungen  als  Streik-,  Gemassregelten- 
und  Arbeitslosenunterstützung  kamen  auf  ein  Mitglied  in  Deutschland  1901 
1,75  Mark,  1902  1,76  Mark,  1903  1.77  Mark,  1904  2,34  Mark,  1905  2,46  Mark. 
1906  3,05  Mark;  in  Grosbritannien  1901  12,01  Mark,  1902  12,59  Mark.  1903 
13-35  Mark,  1904  14,43  Mark.  1905  15,25  Mark,  1906  14,49  Mark.    In  Deutsch- 
land  ist   die    Steigerung   dieser    Ausgaben    grösstenteils    auf    die  Neuein- 
führung von  Unterstützungen,  in  Grossbritannien  auf  die  stärkere  Inanspruch- 
nahme der  Unterstützungen  zurückzuführen,  insbesondere  auf  die  rasch  wach- 
sende Zahl  der  wegen  Alters  arbeitsunfähigen  Mitglieder  und  auf  die  grössere 
Häufigkeit  der  Erkrankungen  in  den  ungünstigen  Wirtschaftsjahren.  Die 
Neueinführung  von  Unterstützungen  hat  in  Grossbritannien  nur  in  sehr  ge- 
ringem Masse  eine  Erhöhung  der  im  Gcsamtdurchschnitt  auf  ein  Mitglied  ent- 
fallenden Ausgaben  bewirkt.    Von  den  Verwaltungs-  und  sonstigen  Ausgaben 
kamen  auf  ein  Mitglied  in  Deutschland  1901  5.54  Mark,  1902  5,77  Mark.  1903 
6,17  Mark,  1904  6.30  Mark,  1905  6,58  Mark,  1906  8,20  Mark;  in  Grossbritan- 
nien 1901  5.52  Mark,  1902  5,73  Mark.  1903  7,40  Mark,  1904  7,28  Mark,  1905 
7,23  Mark,  1906  7,21  Mark.    In  den  Jahren  1903  bis  1905  hatte  ein  Mitglied 
der  100  britischen  Gewerkschaften  mehr  für  Verwaltungskosten  usw.  zu  zahlen 
als  ein  Mitglied  der  freien  Gewerkschaften  Deutschlands.    Die  Differenz  ist  in 
keinem  Jahre  gross. 

Abgesehen  von  der  Streikunterstützung  erfordert  die  Arbeitslosenunterstützung 
in  Deutschland  sowohl  wie  in  Grossbritannien  höhere  Summen  als  jede  andere. 
Die  Verbände,  die  Arbeitslosenunterstützung  zahlten,  hatten  in  Deutschland 
im  Jahre  1906  I  138738  Mitglieder,  in  Grossbritannien  nicht  ganz  1  Million 
Mitglieder  (nur  die  in  die  100  hauptsächlichen  Gewerkschaften  einbezogenen 
Organisationen,  welche  Arbeitslosenunterstützung  zahlen).    Die  Kosten  dieser 
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Unterstützung  sind  in  den  einzelnen  Verbänden  überhaupt  und  pro  Mitglied 
sehr  verschieden.  In  Deutschland  verausgabten  im  Jahre  1906  für  Arbeits- 
losenunterstützung am  Ort  und  auf  der  Reise :  Die  Metallarbeiter  850  005  Mark 
(2,73  Mark  pro  Mitglied),  die  Holzarbeiter  600414  Mark  (4,10  Mark  pro 
Mitglied),  die  Buchdrucker,  beide  Verbände,  592502  Mark  (12,31  Mark  pro 
Mitglied),  die  Fabrikarbeiter  322227  Mark  (2,78  Mark  pro  Mitglied),  die  Litho- 
graphen in  330  Mark  (7,08  Mark  pro  Mitglied),  die  Zimmerer  103213  Mark 
(2,04  Mark  pro  Mitglied),  die  Buchbinder  68708  Mark  (3,38  Mark  pro  Mit- 
glied), die  Bildhauer  66622  Mark  (13,51  Mark  pro  Mitglied)  usw.  In  keinem 
anderen  Verband  betrugen  die  Ausgaben  für  Arbeitslose  am  Ort  und  auf  der 
Reise  über  50000  Mark.  In  Grossbritannien  zahlten  im  selben  Jahre  für 
Arbeitslosenunterstützung:  die  Maschinenbauer  (Amalgamolcd  Society  of 
Enginccrs)  1  179880  Mark  (11,25  Mark  pro  Mitglied),  die  Kesselschmiede 
und  Eisenschiffbauer  954820  Mark  (18,34  Mark  pro  Mitglied),  die  Giesser 
353654  Mark  (18,75  Mark  pro  Mitglied),  die  Stahlschmelzer,  Eisen-  und 
Blechwerksarbeiter  145395  Mark  (10,77  Mark  pro  Mitglied),  die  Maler  und 
Dekorateure  (National  Amalgamatcd  Society)  518744  Mark  (31,75  Mark  pro 
Mitglied),  die  Baumwollspinner  247804  Mark  (11,84  Mark  pro  Mitglied), 
die  Buchdrucker  (Typographical  Association)  227870  Mark  (11,93  Mark  pro 
Mitglied)  usw.  Nach  Gewerbegruppen  verteilt  sich  der  Gesamtbetrag  der  im 
Jahre  1906  ausgezahlten  Arbeitslosenunterstützung  wie  folgt.  Deutschland: 
Baugewerbe  148849  Mark.  Bergbau  6705  Mark,  Metallgewerbe  und  Schiff- 
bau 916  133  Mark,  Textilgcwcrbe  9775  Mark,  andere  Gewerbe  2330056  Mark: 
Grossbritannien:  Baugewerbe  2  511  480  Mark,  Bergbau  611  700  Mark.  Metall- 
gewerbe und  Schiffbau  3142740  Mark,  Textilgewerbe  480980  Mark,  andere 
Gewerbe  1678940  Mark.  In  Deutschland  haben  die  Verbände  der  Bauarbeiter 
mit  Ausnahme  der  Zimmerer  nur  die  Reiseunterstützung  eingeführt;  das  selbe 
gilt  von  den  Textilarbeitern.  In  Grossbritannien  haben  zahlreiche  Bauarbeiter- 
und  Textilarbeiterorganisationen  die  Arbeitslosenunterstützung  am  Ort. 

Der  Vermögensbestand  der  britischen  Gewerkschaften  ist  viel  grösser 
als  der  der  deutschen,  da  ihre  Beiträge  in  der  Regel  hoch  genug  bemessen  sind, 
um  die  Ansammlung  starker  Reservefonds  zu  ermöglichen.  Dieses  Anhäufen 
von  Geldmitteln  hat  manchmal  in  Deutschland  Missbilligung  gefunden,  aber  zu 
Unrecht,  denn  die  bedeutenden  Reservefonds  verringern  die  Angriffslust  der 
Unternehmer  und  verleihen  den  Gewerkschaften  Kraft.  Der  Vermögensbestand 
der  freien  Gewerkschaften  Deutschlands  und  der  100  hauptsächlichen  britischen 
Gewerkschaften  stellte  sich  in  den  Jahren  1901  bis  1906  wie  folgt: 


Deutsche  Gewerkschaften 

Knglischc  Gewerkschaften 

Jahr 

Vermögensbestand 

Vermögensbestand 

überhaupt 

pro  Mitglied 

überhaupt 

pro  Mitglied 

1901 
1902 
1903 
1004 
«005 
1006 

8  798  333  Mark 
10253559  „ 
12973726  „ 
16109903  „ 
19  635  850  „ 
25312634  „ 

13,00  Mark 
13.98  „ 
14.62 

I5,3i 

14,60  „ 
M.98  ,. 

8268,960  Mark 
88417660  „ 

92  095  480  „ 

93  317  UO  » 
96  261  100 

103970720  „ 

68,96  Mark 

73.86 

77.73 

79,27 

80,92 

81,61 
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Seit  1901  hat  sich  also  das  Vermögen  der  deutschen  Gewerkschaften  nahezu 
verdreifacht,  während  das  der  britischen  nur  um  etwa  ein  Viertel  stieg.  Die 
absolute  Vermögensvermehrung  betrug  in  Deutschland  16514301  Mark,  in 
Grossbritannien  21384760  Mark.  Der  auf  ein  Mitglied  entfallende  Betrag 
des  Vermögens  stieg  in  Deutschland  um  1,98  Mark,  oder  um  15  %,  in  Gross- 
britannien um  12,65  Mark,  oder  um  19  %.  Dies  ist  um  so  bemerkenswerter  als 
die  Unterstützungseinrichtungen  der  britischen  Gewerkschaften  in  den  ange- 
gebenen Jahren  in  ausserordentlicher  Weise  in  Anspruch  genommen  wurden. 
Die  vorstehenden  Zahlen  werden  hinreichen,  um  die  Verschiedenheiten  im 
Finanzwesen  der  Gewerkschaften  Deutschlands  und  Grossbritanniens  zum  Aus- 
druck zu  bringen.  Es  ist  nicht  zu  bestreiten,  dass  das  gewerkschaftliche  Unter- 
stützungswesen in  Grossbritannien  besser  ausgebildet  ist,  und  dass  die  dortigen 
Gewerkschaften  finanziell  erheblich  besser  stehen  als  die  deutschen.  Man  darf 
aber  dabei  nicht  vergessen,  dass  sie  bedeutend  älter  sind,  dass  ihre  Entwickelung 
in  den  letzten  Jahrzehnten  ruhiger  vor  sich  gehen  konnte,  und  dass  ihre 
Finanzen  durch  Arbeitskämpfe  weit  weniger  in  Anspruch  genommen  worden 
sind,  als  die  der  freien  Gewerkschaften  Deutschlands. 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 
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<DFF€NTLICP>€S  L€B€N 

Wirtschaft  /  Richard  Calwer 

Prühjahrsbcio  i„  weiten  Kreisen  des  ge- 
MD*  werblichen     LeDcns  hatte 

man  gehofft,  dass  der  März 
wieder  eine  stärkere  Aufwärtsbewegung 
im  Geschäftsleben  einleiten  werde.  Wenn 
nun  auch  gegenüber  den  Wintermonaten 
in  der  Tat  ein  regerer  Beschäftigungs- 
grad zu  verzeichnen  ist,  so  bleibt  doch  die 
Konjunkturkurvc  weit  hinter  dem  Stande 
des  Vorjahres  zurück.  Die  Entlassungen 
im  letzten  Halbjahr  waren  so  beträcht- 
lich, und  die  Neueinstellungen  in  den 
Frühjahrsmonaten  bisher  so  bescheiden, 
dass  noch  ein  erheblich  stärkerer  Prozent- 
satz Arbeiter  als  im  Vorjahre  Anfang 
April  nicht  wieder  eingestellt  und  be- 
schäftigt war.  Das  ist  eine  ernste  Er- 
scheinung, wenn  sie  auch  dadurch  ge- 
mildert wird,  dass  erstens  die  Abnahme 
der  Beschäftigten  diesmal  lange  nicht  so 
gross  ist  wie  in  der  letzten  Krisenperiode, 
und  dass  zweitens  der  ArbeiLsmarkt  im 
Ausland,  vornehmlich  in  England  und  in 
den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  we- 
sentlich ungünstiger  liegt  als  der  deutsche 
Arbeitsmarkt.  Der  Rückgang  des  ge- 
werblichen Beschäftigungsgrades  vollzieht 
sich  bei  uns  nicht  so  schroff  wie  in  den 
Vereinigten  Staaten  und  nicht  so  stark 
wie  in  England  sondern  langsam  und  all- 
mählich, ohne  Überstürzung  und  ohne  zu 


heftige  Erschütterungen.  Erfreulicherweise 
ist  es  auch  noch  gelungen  im  Baugewerbe 
ohne  einen  grösseren  Kampf  eine  Eini- 
gung zwischen  Arbeitgebern  und  Arbei- 
tern herbeizuführen.  Dadurch  ist  wenig- 
stens der  Gefahr  einer  längeren,  auf  viele 
Gebiete  sich  erstreckenden,  völligen 
Stockung  der  Bautätigkeit  vorgebeugt. 
Bei  einer  weiteren  Erleichterung  am  Geld- 
markt ist  es  sogar  nicht  ausgeschlossen, 
dass  die  nächsten  Monate  die  Arbeits- 
gelegenheit im  Baugewerbe  nicht  un- 
wesentlich vermehren  werden.  Jede  er- 
heblichere Belebung  des  Baugeschäftes 
würde  aber  auf  die  wirtschaftliche  Ge- 
samtlage günstig  zurückwirken. 
X  X 
Arbeiter ver-  Tn  einem  Artikel  der  Neuen 
tn  Me  Zeit  wird  auf  grund  der 
Lohnnachweisungen  der  ge- 
werblichen Berufsgenossenschaften  unter- 
sucht, wie  sich  die  wirtschaftliche  Lage 
der  grossgewerblichen  Arbeiterschaft  im 
Jahre  1006  gegenüber  1005  gestaltet  hat. 
Es  ist  zunächst  erfreulich,  dass  die  Neue 
Zeit  diese  Lohnnachweisungen  für  ge- 
eignet hält  die  Bewegung  des  Lohnniveaus 
der  gewerblichen  Arbeiter  zu  verfolgen. 
Allerdings  müssen  die  Nachweisungen 
mit  Vorsicht  benutzt  werden.  In  der 
Neuen  Zeit  werden  die  Versicherten  der 
Zahl  der  tatsächlich  beschäftigten  Ar- 
beiter gleichgesetzt.  Das  ist  unzulässig. 
Man  kann  vielmehr  nur  vom  Vollarbeiter 
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ausgehen,  wenn  man  richtige  und  ver- 
gtachbarc  Daten  erlialten  will.  Doch 
die  methodischen  Bedenken  gegen  die 
Ausführungen  jenes  Artikels  seien  um 
fies  Schlussergebnisses  willen  zurückge- 
stellt. Dieses  wird  in  folgendem  Satze 
zusammengefasst :  »Schlägt  man  die  Ver- 
teuerung der  Lebenshaltung  auch  mit  nur 
5  %  an,  dann  ergibt  sich,  dass  von  den 
gegen  Unfall  versicherten  Arbeitern  und 
Arbeiterinnen  mindestens  die  Hälfte  keine 
Verbesserung  der  Lebenshaltung  erzielt 
hat;  für  zirka  30%  ist  aber  auch  dann 
noch  eine  Verschlechterung  eingetreten, 
wenn  die  Preisaufschläge  auf  Lebens- 
mittel usw.  4%  des  durchschnittlichen 
Einkommens  ausgemacht  haben.«  Anders 
ausgedrückt :  Für  die  eine  Hälfte  der  in 
Frage  kommenden  Arbeiterschaft  hat  sich 
nach  der  Neuen  Zeit  die  Lage  verbessert. 
Die  zweite  Hälfte  teilt  sich  wieder:  Für 
den  einen  Teil  oder  20%  blieb  die  Lage 
gegen  1905  gleich,  für  den  andern  Teil 
oder  30  %  brachte  das  Jahr  1906  eine 
Verschlechterung.  Wenn  50  %  sich  ver- 
bessert haben,  20  %  gleich  geblieben  sind 
und  30%  sich  verschlechtert  haben,  so 
bleibt  als  Gesamteffekt  noch  immer  eine 
durchschnittliche  Besserung  für  das  Ganze. 
Bei  jeder  Durchschnittsberechnung  gibt 
es  Posten,  die  unter  den  Durchschnitt 
herabsinken  oder  über  ihn  hinausgehen: 
l>cr  rechnerische  Durchschnitt  ist  nur  eine 
Formel,  um  eine  Gesamtheit  von  Er- 
scheinungen zusammenzufassen.  Nie  ist 
von  mir  behauptet  worden,  dass  die 
Besserung  der  wirtschaftlichen  Lage  im 
Jahre  1906  allen  Arbeiterschichten  zu  gute 
gekommen  sei.  Aber  die  Verbesserun- 
gen wiegen  die  Verschlechterungen  so 
sehr  auf,  dass  als  Gesamtdurchschnitt 
eben  eine  Verbesserung  für  das  Jahr  1906 
bleibt.  Nach  meinen  Berechnungen,  die 
vom  VoUarbciter  ausgehen,  stellt  sich  die 
Besserung  allerdings  sehr  viel  erheblicher 
als  nach  der  Neuen  Zeit,  aber  mir 
kommt  es  augenblicklich  weniger  um  den 
Grad  der  Besserung  im  Jahre  1906  an 
als  vielmehr  darauf,  dass  die  Kennzeich- 
nung des  Jahres  1906  als  eines  Hunger- 
jahres von  der  Neuen  Zeit  preisgegeben 
wird.  Man  wird  dies  Zugeständnis  aber 
cr.st  voll  würdigen  können,  wenn  man 
sich  noch  einmal  vergegenwärtigt,  wegen 
welcher  Äusserungen  ich  den  Unwillen 
des  Vorwärts  hervorrief.  Anfang  1907 
schrieb  ich  an  dieser  Stelle  (pag.  59)  in 
einem  Rückblick  auf  1906:  »Es  spricht 
eine  Reihe  von  gewichtigen  Artzeichen 
dafür,  dass  die  Steigerung  der  Gesamt- 
lolmsumme nicht  in  dem  Grade  zuge- 


nommen hat  wie  es  1905  im  Verhältnis 
zur  Aufwärtsbewegung  der  Warenpreise 
der  Fall  gewesen  war. Wenn  sich  auch  noch 
nirgends  eine  nennenswerte  Ermattung 
des  Konsums  gezeigt  hat.  so  scheint  doch 
auf  gewissen  Gebieten  eine  Stagnation 
eintreten  zu  wollen.  So  wird  namentlich 
in  letzter  Zeit  vielfach  über  eine  unge- 
nügende Nachfrage  nach  Bekleidung  und 
Wäsche  geklagt.  Wenn  in  der  Tat  der 
noch  immer  steigenden  Erzeugung  ein 
Stillstand  in  der  Zunahme  des  Konsums 
gegenübertreten  sollte,  so  hätten  wir  mit 
der  Möglichkeit  eines  Rückschlages  im 
kommenden  Jahre  zu  rechnen.«  Diese 
sicherlich  sehr  reservierte  Würdigung 
des  Jahres  1906  passte  nun  freilich  damals 
nicht  zu  den  düsteren  Schilderungen  über 
die  Wirkung  der  neuen  Handelsverträge. 
Man  erging  sich  in  allen  möglichen  und 
unmöglichen  Schwarzmalereien  und 
konnte  es  nicht  ertragen,  dass  einige 
Leute  noch  nüchtern  geblieben  waren. 
X  X 
J"22*«if*r  Es  ist  eben  auch  bis  jetzt 
!      1  1  nicht  eingetroffen,  was  man 

als  Folgen  der  neuen  Han- 
delsverträge vorher  gesagt  hatte.  Der 
auswärtige  Handel  hat  den  Schwarz- 
sehern nicht  den  Gefallen  getan  sich  nach 
ihnen  zu  richten.  Er  hat  sich  vielmehr 
1906  und  1907  ganz  kräftig  entwickelt. 
Die  Ausfuhr  ist  nicht  unterbunden  wor- 
den oder  gar  zurückgegangen,  sondern 
sie  ist  von  Jahr  zu  Jahr  gestiegen.  Die 
Gesamtausfuhr  ohne  Edelmetalle  betrug 
im  Jahne  1905  5732  Mill.  M.,  im  Jahre 
1906  6359  Mill.  M.,  im  Jahre  1907  6851 
Mill.  M.  Von  1905  auf  1907  ist  die 
deutsche  Ausfuhr  gewachsen :  nach  den 
Tarifvertragsstaaten  um  573  Mill.  M. 
(=  28%),  nach  den  Mcistbcgünstigungs- 
staaten  um  488  Mill.  M.  (=  14%).  nach 
den  vertragslosen  Staaten  um  58  Mill.  M. 
(=  22%).  Diese  Resultate  rechtferti- 
gen jedenfalls  die  pessimistischen  Voraus- 
sagen nicht,  die  vor  dem  März  1906  dem 
deutschen  Aussenhandcl  eine  förmliche 
und  unmittelbare  Krise  in  Aussicht  ge- 
stellt hatten.  Noch  nie  hat  überhaupt 
die  deutsche  Ausfuhr  innerhalb  zweier 
Jahre  einen  so  starken  Aufschwung 
durchgemacht  wie  gerade  1906  und  1907. 
X  X 
Kurze  Chronik  Die  Erhöhung  der  K  o  h  - 
1  e  n  p  r  e  i  s  c  für  das  Jahr 
1908-1909  trat  am  I.  April  in 
Kraft.  X  Das  Reichsgericht  wies  am 
8.  April  die  Revision  des  preussi sehen 
Fiskus  im  //  i  b  e  r  n  i  a  p  r  o  z  e  s  s  zu- 
rück. X  Der  Reichstag  nahm  am  8.  April 
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die  Börscngcsctznovellc  an.  X 
Die  Fördercinschränkung  der 
Werke  des  rheinisch-westfälischen  Koh- 
lensyndikats wurde  für  die  Monate  Mai 
und  Juni  auf  12V2  %  bei  Kohle,  auf  30  % 
bei  Koks  und  auf  5  %  bei  Briketts  fest- 
gesetzt. X  Am  27.  April  wurde  der 
Reichsbank  d  i  s  k  o  n  t  von  5V2  auf  5% 
herabgesetzt.  X  Die  Farbenfabri- 
ken vormals  Friedrich  Bayer  &  Co.  in 
Elberfeld  verteilten  für  das  Jahr  1007 
eine  Dividende  von  36  %,  genau  so  viel 
wie  für  das  Jahr  1906. 

Politik  /  Ma»  Schippe! 

Rdchftschui-  Auch  Schulden  will  der 
deotllguog       ßlock    tj]g€n.  die 

bestehende  Rcichsschuld, 
also  mindestens  4V2  oder  demnächst 
sogar  5  Milliarden  M.,  mit  1  %,  spätere 
Anleihen,  falls  sie  für  werbende  Anlagen 
bestimmt  sind,  mit  jährlich  2%,  falls  sie 
unproduktiven  Zwecken  gelten-,  sogar  mit 
3%%.  Die  Budgetkommission  hat  das 
im  Auseinandergehen  noch  rasch  be- 
schlossen. 

Damit  wären  der  langen  und  überlangen 
Rechnung,  die  der  Block  baldigst  zu  be- 
gleichen haben  würde,  noch  20  Mill.  M. 
pro  Jahr  hinzugefügt,  über  die  30  Mill. 
hinaus,  die  nach  dem  Finanzreformgesetz 
von  1006,  das  heisst  bei  %  %  gesetz- 
licher Tilgung,  eigentlich  schon  von 
unseren  Schulden  jährlich  abgeschrieben 
werden  sollten.  Oder  kommt  es  auch 
diesmal  wieder  anders?  Denn  die  Be- 
stimmung von  1006  hat  bisher  ein  gar 
eigenartiges  Schicksal  gehabt.  Sie  sollte 
zum  ersten  Male  im  Etat  für  1008  Leben 
gewinnen.  Das  ist  derm  auch,  da  Ge- 
setze geachtet  werden  müssen,  geschehen  ; 
im  laufenden  Etat  des  Reichsschatzamtis 
ist  ein,  der  erwähnten  Quote  vorläufig 
entsprechender  Betrag  von  23,0  Mill.  M. 
eingestellt.  Im  Etatsgesetz  jedoch  ist 
die  —  NichtVerwendung  der  Summe  vor- 
gesehen, weil  bei  dem  schlechten  Stande 
der  Reichsfinanzen  sonst  die  Einzel- 
staaten  die  Kosten  hätten  zahlen  müssen ! 
In  der  Tat.  die  Feststellung  einer  Zah- 
lungsverpflichtung war  von  jeher  viel 
leichter  als  das  Zahlen  selber.  Hat  der 
Block  den  Mut  der  Konsequenz,  so  wird 
er  in  der  nächsten,  entscheidenden 
Sitzungsperiode  für  400  Mill.  M.  regel- 
mässiger, jährlicher  Mehreinnahmen  zu 
morgen  haben. 

Der  neue  Reichsschatzsekretär  unter- 
nahm zunächst  eine  Rundreise  nach  den 
süddeutschen  Hauptstädten,  um  mit  den 
Finanzministern  eine  Verständigung  für 


das  weitere  Vorgehen  anzubahnen.  Dass 
hier  der  Wind  zunächst  genau  so  weht 
wie  im  preussischen  Norden,  zeigte  aber- 
mals eine  Rede  des  bayerischen  Finanz- 
leitcrs,  die  auf  den  alten  Satz  hinaus- 
lief: Nur  keine  direkten  Reichssteuern, 
weder  Einkommen-,  noch  Vermögens- 
steuer ! 

X  X 
0»t-  und  Nord.  Die  am  23.  April  unter- 
.««bkommtn  ^ichneten  Abkommen  über 
die  Ost-  und  Nordsee  sind 
unterdes  im  Wortlaut  bekanntgegeben 
worden.  Sic  sichern  die  >Aufrechterhal- 
tung  des  jetzigen  territorialen  Status  quo* 
zu,  und  zwar  für  die  an  die  betreffenden 
Meere  grenzenden  Gebiete  und  unter  Ein- 
schränkung auf  die  eigentliche  Ter- 
ritorialfrage, also  ohne  die  Ausübung 
sonstiger  Hoheitsrechte  zu  berühren.  Da- 
nach hätte  also  zum  Beispiel  das  Nord- 
secabkommen  nichts  mit  dem  Schicksal 
der  holländischen  Kolonieen  und  nichts 
mit  einer  etwaigen  zollpolitischcn  An- 
gliederung  Hollands  an  das  Deutsche 
Reich  zu  tun.  Doch  ist  das  alles  vor- 
läufig kaum  von  Belang,  wie  überhaupt 
die  Verträge  wenig  mehr  bedeuten  als 
eine  Kundgebung  des  guten,  friedlichen 
Willens  der  Beteiligten.  Hervorzuheben 
wäre  eher,  dass  es  England  nicht  gelun- 
gen ist  zu  dem  Ostseevertrag  als  Teil- 
nehmer hinzugezogen  zu  werden.  Die 
englischen  Blätter  weisen  deshalb  darauf 
hin.  dass  durch  ihren  gleichzeitigen  Al>- 
schluss  gewissermassen  beide  Abkommen 
als  eine  untrennbare  Einheit  anzusehen 
wären,  und  dass  dies  in  Zukunft  eine  ab- 
ändernde Sonderverständigung  innerhalb 
der  Ostseestaatengruppe  ausschlösse, 
denn  die  Aufrcchterhaltung  des  Ter- 
ritorialbestandes in  der  Ostsee  gehe  nun 
einmal  nicht  nur  die  eigentlichen  Küsten- 
staaten dieses  Erdenwinkels  an.  Das 
mag  sein,  gilt  jedoch  vom  Westen  des 
Mittelländischen  Meeres  in  gleicher 
Weise  und  hat  England  dennoch  nicht 
gehindert  seine  Abkommen  ausschliess- 
lich mit  Frankreich  und  Spanien  zu 
schlicssen  und  innerhalb  dieser  Gruppe 
weiter  zu  verhandeln.  Unaufgeklärt  ist 
das  Fembleiben  Belgiens  vom  Nordsee- 
vertrag. Allerdings  haben  sich  mit  seiner 
Integrität  schon  genug  europäische  Ver- 
träge beschäftigt.  Ob  das  aber  wirklich 
der  durchschlagende  Grund  ist? 
X  X 

Alher  zSit  Schon  aus  Wahlrucksichten 
tariV  begwmt  es  nunmehr  in  den 

Vereinigten  Staaten  mit  der 
Revision  des  Zolltarifes  ernster  zu  wer- 
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den.    Selbst  ein  so  konservativer  Hoch- 
schutzzöllner    wie    der  einflussreiche 
Senator  Aldrich  gab  die  Abänderungsbe- 
dürftigkeit zu  und  erklärte  sogar,  man 
hätte    die    Reform    schon    vor    2  oder 
3   Jahren    in    Angriff   nehmen  sollen. 
Den  ersten  Schritt  stellt  die  am  30.  April 
vom  Vorsitzenden  der  Budgetkommission 
(des  Ways  and  Means  Committec)  des 
Repräsentantenhauses    eingebrachte  Re- 
solution dar:  während  der  parlaments- 
losen  Zeit  die  Kommission  die  Tarit- 
frage  unter  Zuziehung  von  Sachverstän- 
digen und  Interessenten  untersuchen  und 
beraten  zu  lassen.   Die  republikanischen 
Führer  beider  Häuser  sollen  sich  über 
einige  Grundlinien  des  Reformprogramms 
bereits    verständigt    haben.    Nach  den 
Zeitungsmitteilungen  neigen  sie,  was  auch 
sonst  der  Wahrscheinlichkeit  entspricht, 
dem  Doppeltarif  nach  französischem 
Muster  zu,  das  heisst  einer  Zollskala  für 
normale,    aber    kühle  handelspolitische 
Beziehungen,  einer  niedrigeren  Skala  für 
Staaten,    die    ihrerseits  Zugeständnisse 
machen ;  direkte  handelspolitische  Feind- 
seligkeiten soll  danm  der  Präsident  noch 
mit  Zuschlägen  auf  die  Normalskala,  bis 
zu      20  %,      erwidern      dürfen.  Der 
McKinleytarif  bestand  von  1800  bis  1804, 
das  Wilsongesetz  nur  von  1804  bis  1897; 
der  Dingleytarif  hat  also  viel  länger  als 
seine  Vorgänger  geherrscht.     An  eine 
Erschütterung  des  Schutzzollsystems  sel- 
ber ist  heute  in  den  Vereinigten  Staaten 
noch  immer  nicht  zu  denken.  Doch  haben 
sich  so  viele  Verschiebungen  in  der  inne- 
ren   Produktion    und    in    den  inter- 
nationalen Konkurrenzverhältnissen  voll- 
zogen, dass  man  mit  den  alten  Zollsätzen 
kaum  noch  länger  weiter  wursteln  kann. 
Das  fühlte  man  bereits  in  den  letzten 
Jahren,  nur  scheute  man  vor  den  Schwie- 
rigkeiten zurück,  die  jedes  Eingreifen  in 
so  vielgestaltige  widersprechende  Inter- 
essen bietet. 

X  X 
Kurs«  Chronik  Dcm  Reichstag  ist  ein 
Weissbuch  über  Ma- 
rokko zugegangen.  Da- 
nach hätten  sich  beide  Sultane  an 
Deutschland  gewendet,  seien  jedoch  da- 
hin beschieden  worden,  Deutschland 
könne,  nachdem  die  Algccirasakte  in 
Kraft  getreten  sei.  in  der  Sache  nicht 
wohl  mehr  allein  etwas  tun:  die 
kaiserliche  Regierung  werde  indes  nicht 
unterlassen  die  ihr  marokkanischerseits 
geäusserten  Wünsche  ohne  Verzug  zur 
Kenntnis  der  französischen  Regierung  zu 
bringen.    X    In  Dänemark    ist  am 


4.  Mai  das  neue  Zollgcsetz  zur  Annahme 
gelangt,  so  dass  es  sich  bald  entscheiden 
muss,  ob  man  noch  zu  einem  deutsch- 
dänischen Handelsvertrag  gelangt.  X 
An  der  indisch-afghanischen 
Grenze  haben  neue  Kämpfe  begonnen,  bei 
denen  man  in  London  dem  Emir  von 
Afghanistan  eine  sehr  zweideutige  oder 
sogar  direkt  englandfeindliche  Rolle  zu- 
schreibt. Auch  die  Gärung  in  Indien 
selber  lässt  nicht  nach,  wie  neuerdings 
ein  Bombenattentat  in  Bengalen  bewies, 
das  einem  gegen  aufrührerische  Hand- 
lungen scharf  vorgehenden  Beamten  galt, 
bei  dem  aber  zwei  unbeteiligte  englische 
Damen  umkamen.  In  Kalkutta  will  mau 
zwei  Bombenfabriken  entdeckt  haben.  X 
Der  Reichstag  ist  am  7.  Mai  bis 
zum  20.  Oktober  vertagt  worden. 

Sozialpolitik  /  Robert  Schmidt 
Bauarbeiter-  Dje  Zentralkommission  für 
*c  a  r  ßauarbeiterschuts  hat  ihren 

Bericht  für  das  Jahr  1906 
und  1907  in  einer  stattlichen  Broschüre 
veröffentlicht.  Eine  Fülle  wichtigen 
Materials  wird  uns  gut  gesichtet  unter- 
breitet. Ausführlich  wird  darin  die  Stel- 
lung des  Reichstags,  der  Regierungen 
der  EinzeLstaaten  und  der  Verwaltungs- 
behörden zur  Frage  des  Bauarbeite.- - 
schutzes  behandelt,  und  mit  Nachdruck 
wird,  wie  schon  in  den  vorangegangenen 
Berichten^  darauf  hingewiesen,  welche 
erhebliche  Opfer  an  Gesundheit  und 
Menschenleben  das  Baugewerbe  fordert. 
Berechnet  man  für  das  Baugewerbe  im 
Jahre  220  Arbeitstage,  so  ergaben  die 
Nachweise  der  Bauberufsgenossenschaften 
für  1905  auf  den  Arbeitstag  307  UnfälK' 
mit  62,6  Schwerverletzten  und  5,4  Toten. 
Diese  Zahlen  allein  beweisen  die  drin- 
gende Notwendigkeit  eines  guten  Bau- 
arbeiterschutzes für  die  Arbeiter  diese* 
Berufes.  Der  Berichterstatter  stellt  sehr 
eingehende  Betrachtungen  über  die 
Strafen  an,  die  bei  leichtfertiger  Bauaus- 
führung und  Aufführung  schlechter  Ge- 
rüste verfügt  werden.  Sowohl  die  Be- 
ruf sgenossenschaften  als  auch  die  ordent- 
lichen Gerichte  versagen  hier,  denn  die 
Beispiele  aus  solchen  Verhandlungs- 
berichten zeigen,  dass  selbst  schwere, 
von  den  traurigsten  Folgen  begleitete 
Vergehen  eine  so  milde  Beurteilung  fan- 
den, dass  die  verhängten  Strafen  keine 
abschreckende  Wirkung  auf  die  Bau- 
unternehmer ausüben  können.  Die  Kom- 
mission wird  deshalb  auch  ferner  bemüht 
sein  müssen,  in  den  Kreisen  der  Arbeiter 
das  Interesse  für  den  Bauarbeiterschutz 
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wachzurufen,  um  durch  ihre  Kritik  ge- 
bieterisch Abhilfe  zu  fordern.  Die  Ge- 
setzgebung muss  der  Frage  nähertreten 
und  vor  allem  das  Verlangen  der  Bau- 
arbeiter, an  der  Kontrolle  der  Bauten 
selbst  mitteil zunehmen,  erfüllen. 

X  X 
Der  Verein  der  genossen- 
schaftlichen Gehilfenver- 
treter in  Wien  unterhält 
seit  dem  Jahre  1906  eine  Zentralstelle  für 
Lehrlingsschutz.  Die  Ergebnisse  der 
Bemühungen  werden  in  einer  Broschüre 
veröffentlicht.  Danach  musste  die  Kom- 
mission in  326  Beschwcrdefällcn.  bei 
denen  allein  126  elternlose  Lehrlinge  in 
betracht  kamen,  eingreifen.  Die  Klagen 
über  Missständc  in  der  Lehrlingsausbil- 
dung sind  die  gleichen  wie  bei  uns.  Die 
Ixmrlinge  führten  Beschwerde  über  rohe 
Behandlung,  über  lange  Arbeitszeit, 
schlechte,  ungenügende  Kost,  Nichtein- 
haltung der  Sonntagsruhe,  mangelhafte 
Ausbildung,  ungesetzliche  Verlängerung 
der  Lehrdauer.  Abhaltung  vom  Schul- 
besuch usw.  Am  Schluss  sind  eine  An- 
zahl Fälle  geschildert,  die  dem  ehrsamen 
Handwerk  nicht  zur  Ehre  gereichen.  In 
vielen  Fällen  konnte  die  Lehrlingsschutz- 
stclle  erfolgreich  für  ihre  Schutz- 
befohlenen eintreten. 
X  X 
Tarifvertrag  Dcr  italienische  Obere 
Arbeitsrat  hat  in  einem  län- 
geren Gutachten  die  gesetz- 
liche Regelung  des  Tarifvertrags  befür- 
wortet. Einige  der  wichtigsten  Vor- 
schläge mögen  hier  wiedergegeben  wer- 
den. 

Der  Tarifvertrag  soll  auch  denjenigen 
Personen  gegenüber  beachtet  werden,  die 
beim  Vertragsabschluss  nicht  unter  den 
Tarif  mit  einbegriffen  waren.  Bei  ausser- 
halb des  Vertrags  sfehenden  Unterneh- 
mern darf  der  Arbeiter  nur  dann  Arbeit 
nehmen,  wenn  er  bei  Vertragstreuen  keine 
Beschäftigung  fand.  Verträge,  welche 
von  Personen  geschlossen  werden,  die 
einer  Organisation  nicht  angehören, 
haben  nur  Geltung  für  ein  Jahr;  solche 
Verträge  bedürfen  der  Zustimmung  von 
mindestens  %  der  in  der  Versammlung 
anwesenden  Arbeitgeber  und  Arbeitneh- 
mer. Die  Berufsorganisationen  haben 
das  Klagerecht,  um  gegen  Verstösse 
wider  die  Vertragsbestimmungen  vorzu- 
gehen. Rücktritt  von  der  Organisation 
berechtigt  während  der  Vertragsdauer 
nicht  zur  Aufgal>e  des  Tarifvertrags. 
Die  Berufsvereine  sollen  einen  Garantie- 
funds für  die  Verpflichtungen  schaffen. 


die  aus  den  von  ihnen  geschlossenen  Ta- 
rifverträgen entstehen  können,  in  einer 
Form,  über  die  sich  die  Parteien  unter- 
einander einigen.  Es  wird  ferner  die 
Eintragung  der  Berufsvereine  verlangt, 
und  esisollen  ihnen  die  Rechte  der  juristi- 
schen Person  zuerkannt  werden.  Mangels 
entgegenstehender  Vorschriften  der  Par- 
teien sollen  die  Arbeitgeber,  wenn  ein 
Tarifvertrag  mit  einem  eingetragenen 
Berufsverein  abgeschlossen  ist,  verpflich- 
tet sein  das  von  ihnen  benötigte  Personal 
vom  Verbände  zu  verlangen.  Die  Or- 
ganisationen sollen  haftpflichtig  sein,  die 
Entschädigung  soll  bis  zu  10  %  des  ent- 
gangenen Lohnes  betragen,  die  Arbeiter- 
verbände können  eventuell  an  Stelle  der- 
jenigen, die  den  Vertrag  brachen,  andere 
Arbeiter  zur  Verfügung  stellen.  Wenn 
Tarifverträge  von  75  %  der  Industriellen 
oder  Arbeiter  einer  Industrie  oder  der 
Örtlichkeit,  auf  die  der  Tarif  sich  er- 
streckt, angenommen  sind,  soll  der  Tarif 
auch  auf  diejenigen  ausgedehnt  werden, 
die  ihm  nicht  angehören.  Diese  Ausdeh- 
nung soll  vom  Gewcrbegcricht  geneh- 
migt werden. 

X  X 
Kurze  Chronik  D{c  deutsche  Arbei- 
terversichcrung  ist 
in  einer  Beilage  des  Korre- 
spondenzblattes der  Generalkommission 
der  Gewerkschaften  sehr  eingehend  auf 
grund  der  amtlichen  statistischen  Ergeb- 
nisse behandelt.  Das  Material  gibt  einen 
wichtigen  Anhalt  über  die  Leistungen 
und  die  Ausdehnung  der  Arbeiterver- 
sichcrung,  wie  wir  ihn  in  ähnlicher  Bear- 
beitung bisher  nicht  besitzen.  X  In 
Dänemark  ist  durch  ein  Gesetz  die 
staatliche  Subventioiiierung  von  Arbeits- 
losenkassen der  Arbeitervereinigungen 
beschlossen.  Um  ein  Anrecht  auf  die 
Unterstützung  zu  erlangen,  müssen  die 
Vereine  Statuten  und  Rechnungs- 
abschlüsse einem  von  der  Regierung  er- 
nannten Aufsichtsbeamten  unterbreiten. 
X  X 
Literatur  Tm  Auftrage  des  statisti- 
schen Amtes  der  Stadl 
München  hat  Dr.  Adolf 
Günther  den  Tarifvertrag  in  Mün- 
chen, seine  geschichtliche  Entwickelung, 
seine  rechtliche  Struktur,  seine  sta- 
tistisch -  wirtschaftlichen  Grundlagen 
/München,  Lindauer/  untersucht.  Der 
Verfasser  gibt  eine  objektive  Darstellung 
der  Entwickelung  des  Tarifvertrages  im 
Münchener  Gewerbe,  er  ist  dessen  eifri- 
ger Befürworter.  Das  reichhaltige  Ma- 
terial ist  teils  den  einschlägigen  Akten 
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des  Gewerbegerichts  entnommen  teils  der 
Bearbeitung  eines  Fragebogens,  der  an 
die  Handelskammer,  die  Handwerks- 
kammer, die  Gewerkschaften  und  die 
Unternehmervereine  gesandt  wurde.  X 
Das  Gewerkschaftssekretariat 
in  Hannover-Linden  veröffentlicht  über 
die  tvirtschaftliche  Lage  der  Arbeiter  in 
Hannover,  Linden  und  Umgegend  das 
Ergebnis  einer  Statistik,  die  sich  auf 
2t  307  Fragebogen  stützt.  Ermittelt  sind 
Arbeitszeit  und  LohnverhäJtnisse,  die 
Frauen-  und  Kinderarbeit  und  die  Woh- 
nungsverhältnissc.  Das  Material  ist  gut 
zusammengestellt  und  bietet  einen  Ein- 
blick in  die  Erwerbs-  und  Lebensbedin- 
gungen der  Arbeiter. 

Kommunalpolitik  /  Hugo  Lindemann 
Berlin  und  Eine  sehr  bedeutsame  Ent- 
trassen  •  n  scneidung  hat  vor  kurzem 
das  Schiedsgericht  gefällt, 
das  von  der  Stadt  Berlin  und  der 
Grossen  Berliner  Strassenbahn  einge- 
setzt war,  um  die  Frage  zu  entscheiden, 
in  welchem  Umfange  ein  Entschädigungs- 
anspruch der  letzteren  gegen  die  ersterc 
wegen  der  Konkurrenz  der  Schnellbahnen 
gegen  die  Straßenbahnen  begründet  sei. 
Der  Schiedsspruch  erklärt  die  Stadt 
Berlin  für  verpflichtet  der  Grossen  Ber- 
liner Strassenbahn  den  Schaden  zu  er- 
setzen, der  ihr  durch  den  Betrieb  der 
von  der  Gemeinde  selbst  geplanten  Nord- 
Süd-Unterpflasterbahn  in  Zukunft  zuge- 
fügt werden  wird.  Dagegen  wird  für  die 
Unterpflasterbahn  Spittelmarkt-Schön- 
hauser  Allee  der  Anspruch  abgelehnt. 
Der  Schiedsspruch  ging  von  den  folgen- 
den Erwägungen  aus:  Der  Auffassung 
der  Strassenbahn,  dass  der  Gegenstand 
der  Verträge  die  Ausschliesslichkeit  des 
Betriebes  sei.  trat  das  Schiedsgericht 
nicht  bei.  Es  interpretierte  vielmehr  dm 
Uberlassungsvcrtrag  derart,  dass  der  Ver- 
tragswille der  Parteien  keineswegs  dahin 
gegangen  sei  die  Klägerin  gegen  den'  Mit- 
bewerb  von  Schnellbahnen  auch  nur  auf 
den  ihr  überlassenen  Strassen  unter  allen 
Umständen  zu  schützen.  Denn  die  Klä- 
gerin habe,  obwohl  ihr  zur  Zeit  des  Ver- 
tragsschlusses der  Plan  der  Hochbahn 
und  deren  Linienführung  bekannt  gewesen 
sei,  weder  Widerspruch  erhoben  noch  Be- 
rücksichtigung im  Vertrage  verlangt.  Das 
Schiedsgericht  hielt  es  für  angemessen 
von  den  Rechtsvsätzen  auszugehen,  die  das 
Reichsgericht  in  dem  Vorprozess  für  die 
Auslegung  von  Überlassungsverträgen 
aufgestellt  hat.  Es  berücksichtigte  ferner, 
dass  in  dem  Übcrlassungsvcrtrage  mit  der 


Klägerin  die  Beklagte  sich  beträchtliche 
finanzielle  Vorteile  über  das  im  Klein- 
bahnge>sctz  vorgesehene  Entgelt  für  die 
Strassenbenutzung  hinaus  ausbedungen 
habe.  Bei  einer  Abwägung  des  von  der 
Beklagten  vertretenen  öffentlichen  Inter- 
esses und  des  finanziellen  Interesses  der 
Klägerin  ergebe  sich,  dass  für  die  Her- 
stellung und  den  Betrieb  der  Schnellbahn, 
die  als  ein  einheitliches  Unternehmen  zu 
betrachten  «ei,  und  von  der  die  Schnell- 
bahn Spittelmarkt-Alexanderplatz-Schön- 
hauser  Allee  ein  notwendiges  Glied 
bilde,  ein  so  dringendes  Verkehrsbedürf- 
nis anzuerkennen  sei.  dass  die  finanziellen 
Interessen  der  Klägerin  dem  öffentlichen 
Interesse  weichen  müssen.  Der  Ersatz- 
anspruch für  diese  Linie  wird  also  abge- 
wiesen. Anders  wird  dagegen  der  Ersatz- 
anspruch gegenüber  der  Nord-Süd-Unter- 
pflasterbahn beurteilt.  Für  die  ganze 
Friedrichstrasse,  unter  der  diese  Bahn 
zum  grossen  Teile  geführt  werden  solle, 
sei  der  Strassenbahn  die  städtische  Zu- 
stimmung erteilt.  Ausserdem  sei  die 
Unternehmerin  dieser  Konkurrenzbahn 
gerade  die  Stadtgemeinde,  die  von  dem 
Betriebe  der  Strassenbahn  eine  sehr  hohe 
Einnahme  bezöge.  Unter  diesen  Um- 
ständen fallen  nach  Ansicht  des  Schieds- 
gerichts die  finanziellen  Interessen  dt-r 
Klägerin  gegenüber  dem  Verkehrstoter« 
esse  hier  entscheidend  in  die  Wagschalc. 
Bei  billiger  Auslegung  des  Vertrages 
müsse  die  Beklagte  für  verpflichtet  er- 
achtet werden  mangels  Verständigung 
über  einen  anderen  wirtschaftlichen  Aus- 
gleich der  Klägerin  den  Schaden  zu  er- 
setzen, der  ihr  durch  den  Betrieb  der 
Nord-Süd-Unterpflasterbahn  erwachsen 
werde,  und  zwar  ohne  Rücksicht  darauf, 
inwieweit  die  der  Klägerin  überlassenen 
Strassenstrecken  von  fkr  Unterpflaster- 
bahn benutzt  werden. 
Man  kann  nicht  gerade  behaupten,  das« 
der  Schiedsspruch  sich  durch  besondere 
Logik  auszeichnet.  Wenn  im  Falle  der 
Fortführung  der  Hochbahn  das  drin 
gendc  Verkehrsbedürfnis  ausreicht,  um 
einen  Schadensanspruch  der  Strassen- 
bahn abzuweisen,  so  gilt  ganz  das  näm- 
liche für  die  Nord-Süd-Untcrpflasterbahn. 
Auch  da.«?  Schiedsgericht  wird  zugetan 
müssen,  dass  der  Bau  dieser  Linie  eine 
unbedingte  Notwendigkeit  ist.  Ob  eine 
private  Gesellschaft  oder  die  Gemeinde  die 
Bahn  baut,  macht  bei  der  Beurteilung  der 
Frage,  ob  das  Verkehrsinteresse  den 
finanziellen  Interessen  der  Strassenbahn 
vorgehe,  nicht  das  geringste  au*.  Ebenso 
ist   es    für   diese   Abwägung  durchaus 
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gleichgültig,  dass  die  Gemeinde  von  dem 
Betrieb  der  Strassenbahn  eine  sehr  hohe 
Einnahme  bezieht.  Kam  das  Schieds- 
gericht im  ersten  Falle  zu  einer  Ab- 
lehnung der  Klage,  so  musste  es 
logiechcrweisc  aus  den  selben  Gründen 
auch  im  zweiten  Fall  den  Schadens- 
ersatzanspruch der  Klägerin  für  unbe- 
gründet halten.  Das  hätte  um  so  mehr 
geschehen  müssen  als  auf  dem  grössten 
Teil  der  Friedrichstrissc  überhaupt  keine 
Strassenbahnen  liegen,  also  eine  direkte 
Konkurrrenz  zwischen  der  Unterpflaster- 
bahn und  der  Strassenbahn  auf  dieser 
Strecke  nicht  gegeben  war.  Hei  der  Fort- 
führung der  Hochbahn  war  da«  etwas 
anderes,  da  es  sich  hier  um  Strecken  han- 
delt, bei  denen  tatsächlich  eine  Kon- 
kurrenz vorhanden  ist.  Der  Schieds- 
spruch ist  schon  darum  aufs  höchste  zu 
bedauern,  weil  er  geeignet  ist  den  Bau  der 
städtischen  Nord-Süd-Lime,  dem  ohnehin 
von  allen  Seiten  die  grössten  Schwierig- 
keiten in  den  Weg  gelegt  werden,  in 
Frage  zu  stellen,  auf  jeden  Fall  aber  ihn 
zu  verzögern.  Ausserdem  bildet  er  einen 
Präzedenzfall,  von  dem  die  Strassenbahn- 
gesellschaft  ganz  sicher  jedesmal  Ge- 
brauch machen  wird,  um  die  unliebsame 
Konkurrenz  neu  entstehender  Schnell- 
bahnen zu  bekämpfen. 
X  X 
voikMchai-  in  Elberfeld  ist  von 
wMcn  ^cm  Stadtschul  rat  Dr.  Schu- 

mann eine  l>enkschrift  aus- 
gf.rbeitct  worden,  in  der  er  eine  voll- 
ständige Reorganisation  des  Elberfelder 
Volksschtilwescns  vorschlägt.  Diese  Re- 
formpläne  wurden  sowohl  vom  Elber- 
felder Lchrcrvercin  wie  von  der  Schul- 
deputation einer  eingehenden  Beratung 
unterzogen  und  von  beiden  in  ihren  we- 
sentlichen Grundzügen  gebilligt.  Das 
Wesentliche  der  Reform  ist  die  Einrich- 
tung von  Förderklasscn,  wie  sie  zum  Bei- 
spiel in  Mannheim,  Charlottenburg  usw. 
eingerichtet  worden  sind.  Da  es  aber  der 
Schul deputation  zu  gewagt  schien  die 
Förderklasscn  zugleich  für  alle  Volks- 
schulen einzuführen,  sie  auch  die  erheb- 
lichen Kosten  scheute,  so  wurde  von  ihr 
beschlossen,  schrittweise  vorzugehen  und 
zunächst  für  4  Schuldistrikte  od?r  für 
je  2  benachbarte  Schulen  Förderklasscn 
einzurichten.  Bewährt  sich  die  Gliede- 
rung in  Normalklassen  für  normale 
Schüler,  Sonder-  oder  Förderklasscn  für 
Schwachbegabte  und  Hilfsklasscn  für 
Schwachsinnige,  so  soll  diese  Gliederung 
später  auf  sämtliche  Volksschulen  ausge- 
dehnt werden.    Es  sollen  ferner  die  er- 
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forderlichen  Massnahmen  getroffen  wer- 
den, um  einen  8jährigen  Schulbesuch  und 
dadurch  das  Erreichen  des  Schulzielo 
durch  einen  grösseren   Prozentsatz  von 
Schülern  zu  sichern.    Alle  Kinder,  die 
bis  zum  30.   September  des  laufenden 
Jahres  das  6.  Lebensjahr  vollenden,  sollen 
zum  1.  April  schulpflichtig  werden.  Die 
Klassenfrequenz  soll  derart  herunterge- 
druckt  werden,  dass  keine  Unterklasse 
über  56  und  keine  Oberklasse  über  50 
Schüler  zählt.    Die  ersten  4  Jahrgänge 
sollen  2  Stunden  planmässigen  Nachhilfe- 
unterricht, der  5.  Jahrgang  1  Stunde  er- 
halten, und  diese   Stunden   durch  Be- 
schränkung unwichtiger  Fächer  gewonnen 
werden.    Durch  Beschränkung  des  reli- 
giösen Stoffes  und  der  ihm  gewidmeten 
Stundenzahl  auf  der  Unter-  und  Mittel- 
stufe will  man  dem  deutschen  und  natur- 
kundlichen  Unterricht  grösseren  Raum 
schaffen.  Die  Stundenzahl  wird  im  unter- 
sten Jahrgang  auf  20  pro  Woche  festgesetzt, 
sie  steigt  alljährlich  um  2  bis  auf  28.  in 
den  oberen  3  Jahrgängen  auf  32.  Die 
Pflichtstundenzahl  der  Lehrer  soll  mit 
zunehmendem  Dienstalter  von  30  auf  24, 
für  Rektoren  von  20  auf  18  sinken. 
X  X 
Wohnung«      Vor  kurzem  ist  der  Jahres* 
n  pe    on      hericht  des  bayerischen 
Zcntralwohn^ungsinspektors 
für  das  Jahr  1907  erschienen,  dem  wir  die 
folgenden  Angaben  entnehmen.   Der  Zcn- 
tralwohnungsinspektor  trat  sein  Amt  am 
1.  Dezember  1906  an.    Seine  Dienstauf- 
gaben bestehen  darin  die  einheitliche  und 
gleichmässige  Durchführung  der  Wbh- 
nungsaufsicht  und  die  auf  Wohnungs- 
l>eschaffung  gerichteten  Bestrebungen,  na- 
mentlich   die   gemeinnütziger  Bauunter- 
nehmungen, zu  fördern.    Ausserdem  hat 
er  die  Berichte  der  Kreisregierungen  über 
die  Entwicklung  des  Wohnungswesens 
zu  bearbeiten  und  organisatorische  Fra- 
gen auf  dem  Gebiete  des  Wohnungswesens 
zu  begutachten.    Ferner  soll  er  in  der 
Regel  alle  2  Jahre  die  grösseren  Städte 
und  die  sonstigen  Orte  des  Königreiches 
mit  dichter  Bevölkerung  besuchen.  Auf 
diese  Tätigkeit  sowie  Dienstreisen  nach 
auswärts  wurden  ot  Tage  verwendet.  Von 
den   grösseren   Gemeinden   über  15000 
Einwohner  wurde  die  Mehrzahl  besucht. 
Bei  den  Gemeinden   unter   15000  Ein- 
wohnern überwiegt  dagegen  die  Zahl  der 
nicht     besuchten     Orte     ganz  bedeu- 
tend.   Gerade  in  diesen  kleineren  Ge- 
meinden ist  aber,  wie  die  Erfahrungen  in 
Hessen    zeigen,    die    Mitwirkung  des 
Landeswohnungsinspektors     sehr  wün- 
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sehenswert.  Da  die  Kräfte  eines  Mannes 
hierfür  offenbar  nicht  ausreichen,  wird 
die  Anstellung  weiterer  Landeswohnungs- 
inspektoren als  dringend  notwendig  be- 
zeichnet werden  müssen. 
Die  Ergebnisse  seiner  Aufsichtstätigkeit 
fasst  der  Wohnungsinspektor  in  folgen- 
dem zusammen :  i.  Von  München  und 
Nürnberg  abgesehen,  wo  noch  keine 
Wohnungsinspektoren  aufgestellt  sind, 
hat  sich  die  Wohnungsinspektion  mehr 
und  mehr  entwickelt  und  eine  zwar  lang- 
same, aber  doch  stetig  fortschreitende 
Besserung  der  Wohnungsverhältnisse  be- 
wirkt. 2.  In  grösseren  Städten  nimmt 
die  Wohnungsaufsicht,  wo  sie  durch  Kom- 
missionen oder  Inspektoren  im  Nebenamt 
ausgeübt  wird,  einen  langsamen  Fort- 
gang. Es  empfahl  sich  daher  der  Erlass 
einer  Vorschrift  über  die  Fristen,  inner- 
halb derer  die  Wohnungen  zu  besichtigen 
sind,  die  Aufstellung  von  Wohnungs- 
inspektoren in  Städten  mit  über  15000 
Einwohnern,  und  die  Revision  der  kleinen 
Mietswohnungen.  3.  Die  bisherigen  Er- 
gebnisse der  Wohnungshesdchtigungen  ge- 
währen zum  grossen  Teil  keinen  Einblick 
in  die  Belegungsverhältnisse;  sie  sollten 
daher  in  diesem  Sinne  ergänzt  werden. 
4.  Bei  der  Erörterung  der  Frage,  ob  in 
einer  Gemeinde  Wohnungsmangel  bestehe 
oder  nicht,  wurde  von  dem  Zentral  - 
wohnungsinspektor  stets  der  Mangel 
einer  Statistik  der  besetzten  und  leerstehen- 
den Wohnungen  empfunden.  Häufigere 
Zählungen,  am  besten  die  Einrichtung 
amtlicher  Wohnungsnachweise  in  Ver- 
bindung mit  einer  Baustatistik,  sind  da- 
her notwendig.  Auf  grund  dieser  Er- 
fahrungen des  Zentralwohnungsinspektors 
erging  am  12.  September  1007  eine  Er- 
schliessung des  Ministeriums  des 
Innern,  die  für  die  unter  Ziffer  1  bis  4 
behandelten  Verhältnisse  eine  allgemeine 
Regelung  brachte.  5.  Der  hohe  Geld- 
stand und  der  ungünstige  Geschäftsgang 
haben  auch  die  gemeinnützige  Bautätig- 
keit stark  beeinträchtigt. 
Erwähnt  seien  noch  kurz  die  Bemerkun- 
gen des  Zentralwohnungsinspektors  über 
das  Einfamilienhaus,  dessen  grosse  Ver- 
breitung in  England  er  gelegentlich  seiner 
Beteiligung  am  Londoner  Wohnungs- 
kongress  kennen  gelernt  hatte.  Auch  er 
hält  seine  Einbürgerung  in  unseren 
grösseren  Städten  für  durchaus  wün- 
schenswert, glaubt  aber,  dass  sie  nur  für 
die  höchstgelohnten  Arbeiterschichten  und 
für  die  bemitteltere  Bevölkerung  im  all- 
gemeinen in  betracht  kommen  könne. 
Im  übrigen  würde  es  seiner  Ansicht  nach 


schon  einen  grossen  Fortschritt  auf  dem 
Gebiet  des  Wohnungswesens  bedeuten, 
wenn  es  gelingen  sollte  das  jetzige  Miets- 
haus mit  seinen  vielen  Geschossen,  Teil- 
wohnungen und  Rückgebäudcn  in  unseren 
grösseren  Städten  einigermassen  bei  den 
künftigen  Stadterweiterungen  zu  ver- 
drängen und  dafür  Mietshäuser  in  be- 
schränkter Grösse  und  kleineren  Bau- 
blöcken auszuführen. 
X  X 
Kurze  Chronik  Die  Stadtverwaltung  in 
Mainz  hat  beschlossen 
eine  Abgabe  für  Besitz- 
wechsel und  die  Wertzuwachssteuer  ein- 
zuführen, um  für  den  im  Jahre  1910  be- 
ginnenden Wegfall  der  Oktroieinnahmen 
Ersatz  zu  schaffen.  X  Die  Stadt  Dres- 
den hat  beschlossen  zur  Überwachung 
der  der  Kinderpflege  gewidmeten  An- 
stalten eine  weitere  Pflegerinncnstelle 
beim  Waisenamte  einzurichten.  X  Das 
bayerische  Ministerium  des  Innern 
hat  eine  Entschließung  herausgegeben,  in 
der  es  den  Zusammenschluss  der  kleinen, 
leistungsschwachen  Gemeinden  zu 
grösseren,  leistungsfähigen  Verbänden 
empfiehlt.  X  Die  Stadtverordneten  in 
Plauen  haben  die  Errichtung  eines 
städtischen  Arbeitsnachweise*  l>cschlosscn. 

Rechtsprayis  /  Wolfgang  Heine 
Autorität  de*  \n  München  der  Schwur- 
taate»  gcrichtsprozess  gegen  den 
Schutzmann  Schauer,  der 
den  Studenten  Moschel  erschossen  hatte. 
Resultat:  Freisprechung  des  Schutz- 
manns. In  Berlin  zwei  gros«;  Straf - 
kammcrverhandlungcn  gegen  Teilnehmer 
an  der  Wahlrechtsdemonstration  vom 
18.  Januar  und  der  Arbeitslosendemon- 
stration vom  21.  Januar,  bei  denen  Polizei- 
beamte harmlose  Leute  jämmerlich  ver- 
prügelt hatten.  Resultat :  eine  Reihe 
Verurteilungen  der  Geschlagenen  wegen 
Aufruhrs,  Widerstands  usw.  zu  Gefäng- 
nisstrafen bis  zu  6  und  9  Monaten, 
Im  Norden  und  Süden  Deutschlands 
das  gleiche  Bild.  Höchstens  mit  dem 
Unterschiede,  dass  in  München  die 
Staatsanwaltschaft  den  revolverschiessen- 
den  Schutzmann  wenigstens  angeklagt 
und  seine  Verurteilung  beantragt  hatte. 
Ich  kann  mich  der  Überzeugung  nicht 
erwehren,  dass  m  Preussen  dieser  Teil 
der  Sache  anders  verlaufen  wäre:  man 
hätte  vermutlich  den  Schützen  ohne  An- 
klage ausser  Verfolgung  gesetzt,  dagegen 
die  Zeitungen  wegen  Beleidigung  verur- 
teilt, die  seine  Handlungen  nüt  scharfen 
Worten   charakterisiert    hätten.  Wenn 
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man  in  Bayern  eine  andere  Praxis  ge- 
übt hat,  so  ist  das  wohl  mehr  der  Klug- 
heit und  einer  gewissen  Zwangslage  zu 
danken  als  einem  besseren  Empfinden. 
Ks  war  zweifellos  gescheidter,  die  Ver- 
antwortung für  die  Freisprechung  des 
Schutzmanns  Schauer  auf  die  Geschwore- 
nen abzuwälzen;  Pressbeleidigungsklagen 
aber  aus  Anlass  dieses  Falles  hätte  man 
in  Bayern  nicht  wagen  können,  weil  die 
Geschworenen  doch  nicht  verurteilt  haben 
würden.  Das  ist  der  Unterschied, 
immerhin  einer,  der  für  Bayern  spricht; 
das  Übel  selbst  aber,  das  den  Vorfällen 
zu  gründe  liegt,  ist  dort  wie  hier  das 
selbe. 

Ich  will  damit  nichts  gegen  die  Frei- 
sprechung des  Schulzmanns  Schauer 
einwenden.  Die  Geschworenen  haben 
offenbar  angenommen,  dass  er  sich  einem 
gegenwärtigen  Angriffe  gegenübergesehen 
hat  oder  doch  geglaubt  hat  angegrif- 
fen zu  sein  und  6ich  nicht  anders  helfen 
zu  können,  und  dass  er  nur  in  der  Be- 
stürzung über  die  notwendigen  Grenzen 
der  Verteidigung  hinausgegangen  ist. 
Die  Zeugenaussagen  ergaben  zwar  man- 
ches, das  gegen  eine  so  günstige  Auf- 
fassung sprach,  aber  im  Zweifel  soll  zu- 
gunsten dos  Angeklagten  entschieden 
werden.  Aus  gelehrten  Richtern  be- 
stehende Strafkammern  sind  oft  nur  mit 
Schwierigkeit  davon  zu  überzeugen,  dass 
ein  Angegriffener  sich  auch  kräftig  seiner 
Haut  wehren  darf,  und  dass  es  für  ihn 
schwer  ist  abzumessen,  was  die  Ver- 
teidigung gerade  notwendig  erfordert ; 
es  ist  ein  Vorzug  der  Geschworenen- 
gerichte, dass  sie  auch  in  dieser  Be- 
ziehung liberaler  sind. 
Auch  die  Verurteilungen  in  Berlin  mögen 
vor  der  juristischen  Betrachtung  bestehen 
können.  Die  Rechtsprechung  hat  näm- 
lich die  in  Frage  kommenden  Begriffe 
derart  ausdehnend  ausgelegt,  dass  for- 
mell alles  zum  Schuldspruch  erforderliche 
vorhanden  gewesen  «ein  dürfte:  die 
öffentlich  zusammengerottete  Menschen- 
menge, die  rechtmässige  Amtsausübung 
der  Polizei,  Widerstandshandlungen 
mit  vereinten  Kräften.  Nach  der  Hetzerei 
in  der  reaktionären  Presse  und  im  Land- 
tage, wo  drakonische  Strafen  gefordert 
worden  waren,  ist  das  Resultat  sogar 
leidlich  glimpflich.  Man  hat  keinen  als 
Rädelsführer  angeklagt  oder  verurteilt, 
obgleich  es  nach  gewissen  Präjudikaten 
bei  einzelnen  Angeklagten  wohl  möglich 
gewesen  wäre;  wie  weit  dabei  der 
Wunsch  mitgespielt  hat  die  Sache  nicht 
vor  das  Schwurgericht  zu  bringen,  mag 


dahingestellt  bleiben.  Auch  die  erkann- 
ten Strafen  entsprechen  sicher  nicht  den 
Wünschen  des  Scharfmachertums,  das 
überhaupt  an  den  Prozessen  keine  unge- 
mischte Freude  gehabt  haben  dürfte. 
Also  das,  was  zur  Kritik  heraus  fordert, 
sind  nicht  die  Urteile  von  München  und 
Berlin  sondern  das,  was  den  von  den 
Gerichten  zu  beurteilenden  Vorfällen 
vorangegangen  war. 

Mag  Schauer  angegriffen  und  in  Not- 
ivehr  gewesen  sein,  mag  die  Polizei  in 
Berlin  in  rechtmässiger  Ausübung  ihres 
Amtes  den  Widerstand  einer  Zusammen- 
rottung von  Menschen  gefunden  haben : 
was  bedeuten  diese  juristischen  Formalien 
gegenüber  der  Tatsache,  dass  auf  den 
Strassen  Berlins  Bürgerblut  ver- 
gossen, dass  in  Münch  en  ein  Mensch 
erschossen  worden  ist,  beides  von 
Hütern  des  Lebeng  und  der  Ordnung, 
beides  ohne  jeden  zwingenden  Grund  und 
im  schreienden  Missverhältnis  zum  An- 
lass ! 

Warum  in  letzter  Reihe  ist  der  Student 
Moschel  erschossen  worden?  Weil  er  be- 
trunken einen  an  sich  harmlosen  Ulk 
mit  einem  Christbäumchen  gemacht,  ge- 
sungen und  schliesslich  einen  Schutz- 
mann zu  etwas  eingeladen  hatte,  das  die- 
ser nicht  zu  tun  brauchte.  Warum  ist 
in  Berlin  am  i3.  und  21.  Januar  auf  wehr- 
lose Menschen  mit  den  Säbeln  einge- 
hauen worden?  Weil  sie  unerlaubter- 
weise auf  der  Strasse  gingen,  ohne  jemand 
Übles  zu  tun,  weil  sie  dabei  für  ein  gerech- 
tes Wahlrecht  demonstrierten  und  ihrer 
Missbilligung  der  Bülowschen  Politik 
Ausdruck  gaben,  also  das  taten,  was  in 
allen  wirklichen  Kulturländern  der  Bür- 
ger ungehindert  zu  tun  pflegt.  Der  Stu- 
dent Moschel  würde  noch  etwas  gesungen 
haben  und  dann  zu  Bett  gegangen  sein, 
wenn  ihm  die  Schutzleute  Schauer  und 
Dobler  nicht  nachgegangen  wären  und 
den  Krakeel  geradezu  provoziert  hätten. 
Die  Berliner  Demonstranten  würden  sich 
friedlich  verlaufen  haben,  wenn  nicht  die 
LTngcschicklichkeit  der  in  unnötigen 
Massen  aufgebotenen  Polizei  an  einigen 
Stellen  Zusammenstösse  hervorgerufen 
hätte.  Die  Polizei  sollte  verhindern, 
dass  die  Mengen  am  Schloss  vorbei- 
zögen. Weshalb?  Dem  Kaiser  konnte 
in  seinen  durch  massenhaftes  Militär  ge- 
schützten Mauern  nichts  geschehen.  Aber 
der  Staatsautorität  wegen.  Wenn 
das  Volk  dem  Monarchen  Dank  zujubelt, 
dann  wird  es  gern  gesehen,  dann  stärkt 
das  die  Staatsautorität;  wenn  es  aber 
etwas  fordert,  für  dessen  Gewährung 


Digitized  by  Google 


RECHTSPRAXIS    WOLFGANG  HEINE 


637 


es  erst  wirklieben  Dank  empfinden 
könnte,  dann  soll  seine  Stimme  um  jeden 
Preiß  vom  Monarchen  ferngehalten  wer- 
den ;  denn  der  Ausdruck  meines  Wunsches 
erschüttert  die  Staatsautorität.  Unter  dem 
Zeichen  der  Staatsautorität  standen  auch 
die  überflüssigen  Polizeiattacken  selbst. 
An  der  Gertrau  dtenbrücke  wäre  die 
Menge  sicher  umgekehrt ;  ihr  Führer  for- 
derte sie  dazu  auf.  und  nur  weil  die  hin- 
teren, die  das  nicht  sofort  gehört  hatten, 
nachdrängten,  konnten  die  vordersten 
nicht  sofort  umkehren.  Aber  die  im 
Schutzmannssäbel  verkörperte  Autoritäts- 
idee gestattete  kein  Warten:  es  musste 
auf  die  flüchtende  Menge  eingehauen 
werden.  Am  Schiffbauerdamm  trieb  die 
tatendurstige  Polizei,  anscheinend  weil 
der  blinde  Eifer  des  Offiziers  auf  der 
einen  Seite  keine  Rücksicht  auf  das  Vor- 
gehen von  der  anderen  Seite  nahm,  die 
Menge  von  vorn  und  von  hinten  in  eine 
krumme  Strasse,  die  nach  keiner  Seite 
ein  Ausweichen  oder  Zerstreuen  der  Mas- 
sen gestattete;  dann  wurde  eingehauen 
und  die  Flüchtigen  wurden  bis  in  die 
Häuser  verfolgt.  Das  Bureau  des  Me- 
tallarbeitervcrbandes  liegt  etwa  7  Mi- 
nuten entfernt,  so  dass  der  Polizeihaupt- 
mann in  einer  Droschke  den  versprengten 
angeblich  10  Flüchtigen  nachfahren 
musste,  die  sich  dorthinein  gerettet 
hatten.  Anstatt  nun  zufrieden  zu  sein, 
dass  die  Menge  zersprengt  war,  musste 
die  Polizei  auch  noch  dort  die  Staats- 
autorität zeigen,  indem  völlig  über- 
flüssigerweise die  Bureaus  gestürmt  und 
eine  Menge  wehrloser  Menschen  miss- 
handelt  wurden. 

Und  in  München:  Der  Staatsautorität 
wegen  durften  sich  die  Schutzleute  die 
Aufforderung  des  betrunkenen  Moschel 
nicht  gefallen  lassen,  sondern  mussten 
ihm  nachlaufen ;  der  Staatsautorität 
wegen  trug  Schauer  die  verhängnisvolle 
Browningpistole,  mit  der  er  den  unbe- 
waffneten Menschen  niedermachte,  der 
ihm  schlimmstenfalls  den  Mantelkragen 
hätte  zerreissen  können. 
Die  Staatsautorität  ist  gewiss  etwas,  das 
ein  Sozialdemokrat  zu  allerletzt  gering- 
schätzen dürfte.  Sie  bezeichnet  —  oder 
sagen  wir  lieber :  sie  soll  bezeichnen  — 
was  an  verbundenen  und  verbindenden 
Kräften  der  Gesellschaft  über  dem  ein- 
zelnen steht,  was  ihn  sichert  und  stützt, 
und  dem  er  sich  unterordnen  muss.  Bei 
uns  freilich  hat  das  Wort  einen  unange- 
nehmen Beigeschmack,  weil  der  heutige 
Staat  nicht  die  Organisation  des  Volkes 
sondern    in    erster    Reihe    der  bevor- 


rechteten Teile  der  Nation  ist  und  nicht 
zum  wenigsten  der  Unterdrückung  der 
anderen  dient.  Indes,  denke  man  sich 
den  Staat  so  demokratisch  organisiert 
wie  möglich,  so  bleibt  die  Autorität  des 
Staates  immer  nur  ein  Mittel  zur  Er- 
füllung seiner  Zwecke,  vor  allem  der 
Sicherung  des  Lebens  und  der  Freiheit 
der  Uberzeugungen.  Eine  Staatautori- 
tät, die,  um  sich  zu  erhalten,  das 
Leben  und  die  Freiheit  unnötigerweise 
zerstört,  setzt  sich  in  Widerspruch  mit 
ihren  Aufgaben :  das  Mittel  tötet  den 
Zweck.  Diese  Tendenz  der  Verselbstän- 
digung des  Mittels,  dieses  Streben  des 
Dinges,  dessen  Recht  nur  darin  liegt,  dass 
es  einem  höheren  Ziele  dient,  sich  als 
Selbstzweck  zu  betrachten,  tritt  im  gesell- 
schaftlichen Sein,  bei  der  Teilung  der 
Funktionen  auf  jeder  Stufe  der  sozialen 
Leiter  immer  und  immer  wieder  hervor. 
Sie  ist  die  potenzierte  Sinnwidrigkeit,  die 
dem  gesellschaftlichen  Leben  den  Stempel 
des  Zwecklosen,  Verworrenen  aufdrückt 
und  zum  Verfall  führt. 
Nicht  leicht  könnte  man  sich  diese  ver- 
fehlte Tendenz  des  rasend  gewordenen 
Mittels  schädlicher  und  abstossen- 
der  verkörpert  denken  als  in  den  bureau- 
kratischen  und  polizeilichen  Ansprüchen, 
dass  der  Autorität  des  Säbels  und  Brow- 
nings der  Schutzleute  zuliebe  Leben 
und  Freiheit  vernichtet  werden,  die  zu 
schützen  der  Staat  die  Waffe  in  die  Hand 
erhalten  hat. 

X  X 
Ehrengericht  DaS  Ehrengericht  der  An- 
waltskammer hat  am  2g.  April 
den  Genossen  Dr.  Karl 
Liebknecht  von  der  Anklage  stan- 
desunwürdiger Handlung  freigesprochen. 
Der  Generalstaatsanwalt  hatte  die  un- 
dankbare Aufgabe,  gegen  Liebknecht  we- 
gen seiner  Militärbroschüre  Aus- 
schliessung aus  der  Anwaltschaft  zu  be- 
antragen, obgleich  dessen  Ehrenhaftigkeit 
allen  Berliner  Juristen  aus  persönlicher 
Erfahrung  bekannt  ist,  und  das  Reichs- 
gericht, das  Liebknecht  wegen  Hochver- 
rats verurteilte,  ihm  selbst  die  Ehren- 
haftigkeit seiner  Gesinnung  und  .seiner 
Motive  bescheinigt  hat.  Der  General- 
staatsanwalt Wachler  ist  der  Sohn  eines 
alten  Kämpen  der  Fortschrittspartei,  der 
in  der  Konfliktszeit  als  Stadtgerichts- 
direktor in  Breslau  die  Unabhängigkeit 
der  politischen  Überzeugung  der  Richter 
gegen  die  reaktionären  Tendenzen  des 
Justizministeriums  mutig  zu  vertreten 
pflegte.  Der  Gcneralstaatsanwalt  Wach- 
1er  galt  früher  selbst  als  ein  »liberaler 
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Mann«.  Nun  wird  die  Sache  an  den 
Ehrengerichtshof  in  Leipzig  gehen,  wo 
4  Richter  und  3  Anwälte  entscheiden. 
Halten  nur  die  Anwälte  fest  an  den 
freien  Traditionen  ihres  Berufs,  so  hat 
Liebknecht  nichts  zu  fürchten,  oder  rich- 
tiger gesagt,  so  hat  die  deutsche  Rechts- 
anwaltschaft nicht  zu  fürchten,  dass  ihre 
Unabhängigkeit  durch  eine  Verurteilung 
Liebknechts  geschändet  und  gebrochen 
würde. 

X  .  X 

Kurze  Chronik  Der  Redakteur  der  Berliner 
Morgenpost  wurde  wegen 
Beleidigung  des  Fräuleins 
Olga  Molitor  zu  9  Monaten  Gefäng- 
nis verurteilt  Die  Zeitung  hatte  wäh- 
rend des  Hauschen  Prozesses  ganz  ob- 
jektiv über  zwei  Unterredungen  mit  dem 
Staatsanwalt  Bleicher  und  dem  Verteidi- 
ger Dietz  berichtet.  Es  wurde  festge- 
stellt, dass  der  Angeklagte  von  dem  In- 
halt der  Artikel  und  ihrer  Veröffent- 
lichung keine  Kenntnis  gehabt  habe. 
Trotzdem  diese  exorbitante  Bestrafung. 
Man  versteht  weder,  was  für  ein  Inter- 
esse Fräulem  Molitor  an  solchen  Pro- 
zessen haben  kann  noch  weshalb  die  Auf- 
regungen des  Prozesses  gegen  Hau 
(vergl.  die  Rundschau  in  den  Sozialisti- 
schen Monatsheften,  1008,  I.  Band, 
pag.  126)  nach  Berlin  Wellen  zu  schlagen 
brauchten.  X  Endlich  ist  gegen  die  Führer 
der  Berliner  Bäckermeister  die 
Anklage  aus  §  153  G.  O.  erhoben  worden, 
weil  sie  die  Arbeitgeber,  die  die  Forderun- 
gen der  Gesellen  bewilligt  hatten,  durch 
Eh  rver  Setzungen  und  Hefeboykott  zur 
Unterwerfung  hatten  zwingen  wollen. 
Gegen  Arbeiter  werden  solche  Anklagen 
regelmässig  sehr  schnell  erhoben.  Gegen 
die  Innungsmeistcr  lehnten  Staatsanwalt 
und  Oberstaatsanwalt  das  Einschreiten  ab, 
erst  das  Kammergericht  ordnete  die  An- 
klage an. 

<ienossens<haftsbewegung  /  Gertrud  David 
arosstiakauts.Dic  abflauende  Konjunktur 
ion.te*  vergangenen  Jahres  hat 
sumrerela*  auf  die  Genossenschaftsbe- 
wegung erfreulicherweise  keinen  nieder- 
drückenden Einfluss  ausüben  können.  Im 
Gegenteil,  der  durch  den  unerwünschten 
Ausgang  der  Reichstagswahlcn  gegebene 
Impuls  scheint  eine  Dauerwirkung  ausge- 
löst zu  haben.  Der  allgemeine  Auf- 
schwung der  Konsumvereine  kommt 
natürlich  vor  allem  auch  ihrer  Zentral- 
organisation zu  gute.  Die  G.  E.  G.  hat 
ihrem  Geschäftsbericht  für  1007  zufolge 
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in  diesem  Jahre  eine  Steigerung  ihres 
Umsatzes  wie  in  keinem  vorhergehenden 
zu  verzeichnen  gehabt.  Der  Wert  der  von 
ihr  verkauften  Waren  stieg  von 
46503237  M.  in  1906  auf  59866220  M.  in 
1007  oder  um  fast  30%.  Erzielt  wurde 
dieser  Umsatz  im  Verkehr  mit  448  ange- 
schlossenen und  920  nicht  angeschlosse- 
nen Vereinen.  Zu  seiner  Bewältigung 
dienen  ausser  dem  Zentrallager  in  Ham- 
burg noch  5  Inlandläger  in  den  verschie- 
denen Teilen  Deutschlands. 
Ausser  Kolonialwaren  und  anderen  Le- 
bensmitteln vermittelte  die  G.  E.  G.  in 
grösserem  Umfange  noch  Manufaktur- 
und  Schuhwaren  (für  4430000  M.)  und 
Brennmaterialien  (für  897479  M.). 
Von  anderen  genossenschaftlichen  Insti- 
tutionen bezog  sie  für  1  249  844  M.  Waren. 
Der  direkte  Bezug  von  deutschen  land- 
wirtschaftlichen Genossenschaften  betrug 
429400  M.;  der  Verband  schweizerischer 
Konsumvereine  lieferte  für  60290  M. 
Käse  und  die  englische  C.  IV.  S.  ver- 
schiedene Waren  im  Werte  von  23680  M. 
Die  eigene  Kaffeerösterei  der  G.  E.  G. 
hat  ihren  Absatz  von  1  058909  kg  in  1906 
auf  1  398  360  kg  in  1907  vermehrt.  Leider 
hat  der  schon  so  lange  geplante  weitere 
Ausbau  der  Eigenproduktion  durch  Er- 
richtung einer  Seifenfabrik  auch  im  Be- 
richtsjahr keine  weiteren  Fortschritte  ge- 
macht. Das  Landesverwaltungsgericht  in 
Dessau  hat  vielmehr  die  Berufung  gegen 
die  Entscheidung  des  Kreisverwaltungs- 
gerichts  in  Zerbst,  das  die  Genehmigung 
zur  Errichtung  versagte,  verworfen.  An- 
gesichts dieser  Rückständigkeit  und  Hart- 
näckigkeit der  deutschen  Behörden  wird 
der  G.  E.  G.  wohl  nichts  anderes  übrig- 
bleiben als  von  der  Seifensiederei  abzu- 
sehen und  einen  anderen  Produktions- 
zweig, für  den  die  Genehmigung  nicht  so 
leicht  versagt  werden  kann,  zu  wählen. 
Sehr  erfreulich  ist  das  geschäftliche  Er- 
gebnis des  letzten  Jahres.  Der  Reinge- 
winn ist  sowohl  absolut  als  auch  relativ 
bedeutend  gestiegen,  was  teils  einer  Er- 
höhung des  Bruttogewinnes  an  den  Wa- 
ren teils  einer  relativen  Senkung  der  Un- 
kosten zuzuschreiben  ist.  Er  beträgt 
504910  M.,  fast  80%  mehr  als  im  Vor- 
jahre. Dem  Verteilungsvorschlag  der 
Verwaltung  zufolge  sollen  davon 
356294  M.,  also  der  grössere  Teil  den 
verschiedenen  Fonds  zugeschrieben  wer- 
den, die  damit  die  Höhe  von  900770  M. 
(=  90%  des  Stammkapitals)  erreichen 
würden.  Vom  Rest  wird  eine  Rückver- 
gütung von  1  Voo  auf  den  Umsatz  der  an- 
geschlossenen und  Vi  V»  auf  den  der  nicht 
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angeschlossenen  Konsumvereine  verteilt 
werden. 

Das  Hauptergebnis  des  Berichtsjahres 
war  die  Fertigstellung  des  eigenen  Ver- 
waltungsgebäude« der  Gesellschaft  in 
Hamburg.  Der  Geschäftsbericht  führt 
uns  in  einer  wohlgelungenen  Abbildung 
das  m  weissem  Sandstein  ausgeführte 
Haus,  das  seine  Mauern  neben  dem  Ge- 
werkschaftshause erhebt,  vor  Augen.  Die 
gesamten  Kasten  des  Gebäudes  ein- 
schliesslich des  Grundstücks  und  des  In- 
ventars belaufen  sich  auf  790  000  M. 
Die  Zahl  der  von  der  G.  E.  G.  beschäftig- 
ten Personen  hat  sich  im  Berichtsjahr 
von  254  auf  281  vermehrt.  Es  befinden 
sich  darunter  3  Geschäftsführer,  1  Dis- 
ponent, 6  Lagerverwalter,  6  Vertreter, 
128  Kontoristen,  15  Maschinenschreibe- 
rinnen usw.  Die  Gehalts-  und  Arbeits- 
verhältnisse der  kaufmännischen  Ange- 
stellten sind  nach  einem  mit  dem  Hand- 
lungsgchilfenverband  abgeschlossenen  Ta- 
rifvertrag geregelt. 

Mit  Freude  konstatiert  der  Geschäftsbe- 
richt den  glücklichen  Ausgang  des  Kamp- 
fes mit  dem  Verband  der  Markenartikel - 
fabrikanten.  Mit  Ausnahme  einiger  weni- 
ger Firmen  ist  nunmehr  der  Geschäfts- 
verkehr mit  sämtlichen  Verbandsfabri- 
kanten wieder  aufgenommen  worden.  Es 
muss  in  der  Tat  mit  Genugtuung  erfül- 
len, dass  diese  erste  Machtprobe  zwischen 
organisiertem  Kapital  und  organisierter 
Kundschaft  in  Deutschland  zu  gunsten 
der  letzteren  ausgefallen  ist  und  so  einen 
wohl  auch  für  manche  parteigenössische 
Kreise  überraschenden  Beweis  für  die 
Macht,  die  die  Massen  in  ihrer  Konsum- 
fähigkeit besitzen,  geliefert  hat. 
X  X 
iv"fbt7:  Es  ist  immer  eine  Freude 
0  "  00  über  ein  Geschäftsjahr  der 
Hamburger  Konsumgenos- 
senschaft zu  berichten.  Ein  nie  nach- 
lassender Unternehmungsgeist,  der  sich 
6tets  neuen  Sphären  der  genossenschaft- 
lichen Tätigkeit  zuwendet,  verbunden 
mit  einer  aussergewöhnlich  glücklichen 
Hand,  der  noch  keine  Aufgabe  versagt 
hat,  zeichnen  die  Leitung  der  jungen  Ge- 
nossenschaft aus.  Auch  das  neunte  Ge- 
schäftsjahr 1907  hat  das  Unternehmen 
wieder  ein  tüchtiges  Stück  vorwärts  ge- 
fordert. Die  Mitgliederzunahme  über- 
stieg die  aller  vorhergehenden  Jahre:  die 
Zahl  der  Genossen  vermehrte  sich  von 
22995  auf  27909.  Auch  der  Umsatz  hat 
eine  gewaltige  Steigerung  erfahren;  er 
betrug  5  746  167  M.  gegen  3  908  092  M. 
im  vorhergehenden  Jahre.    Erzielt  wurde 


die»>cr  Umsatz  in  47  Verkaufsstellen,  von 
denen  7  im  Laufe  des  Jahres  eröffnet 
wurden.  Sehr  günstig  hat  sich  d.is  ge- 
schäftliche Ergebnis  gestaltet  Der  Rein- 
gewinn ist  von  143964  M.  in  1906  auf 
349369  M.  oder  um  70,8%  gestiegen.  Es 
sollen  von  ihm  4  %  Zinsen  auf  die  ein- 
gezahlten Geschäftsanteile,  eine  Rückver- 
gütung von  5  %  (gegen  4V%  im  Vor- 
jahre) eingezahlt  und  54270  M.  den  Re- 
serven zugeschrieben  werden,  die  sich 
damit  auf  rund  137500  M.  erhöhen. 
Die  Rückvergütung  selbst  wird,  wie  be- 
kannt, dem  Mitglied  nicht  in  bar  ausge- 
zahlt sondern  zunächst  zu  einem  per- 
sonellen Notfonds  in  Höhe  von  100  M. 
angesammelt.  Diese  von  der  Produktion 
erstmalig  eingeführte  Einrichtung  hat 
sich  glänzend  bewährt.  Aus  dem  Nol- 
fonds,  der  Ende  1907  in  einer  Höhe  von 
429524  M.  bei  8351  beteiligten  Mit- 
gliedern vorhanden  war,  haben  im  Laufe 
des  Jahres  1941  Personen  49695  M.  abge- 
hoben. Gamz  besonders  erfreulich 
ist  die  Tatsache,  dass  die  Mitglieder  auch 
über  den  satzungsgemässen  Notfonds 
hinaus  bei  ihrer  Genossenschaft  Rück- 
lagen für  schlechte  Zeiten  machen.  Die 
Sparkasse  des  Vereins  schloss  1907  mit 
7419  Konten  ab,  auf  die  zusammen 
2875635  M.  eingezahlt  waren. 
Uber  die  einzelnen  Betriebszweige 
der  Genossenschaft  erfahren  wir,  dass 
die  Bäckerei  im  verflossenen  Jahre  einen 
Umsatz  von  793  545  M.  oder  48  %  mehr 
als  im  vorangegangenen  gemacht  hat. 
Trotz  allgemein  steigender  Mehlpreise 
gelang  es  der  Verwaltung,  im  Gegensatz 
zu  den  städtischen  Bäckern,  die  Brot- 
preise dauernd  auf  einem  sehr  niedrigen 
Stand  zu  halten.  Eine  höchst  erfreuliche 
Entwickelung  hat  die  Schlächterei  ge- 
nommen. Sie  hat  mit  ihrem  Umsatz  von 
I  162  712  M.  die  Bäckerei  sogar  noch 
überflügelt  Die  Schlächterei  der  Pro- 
duktion bildet  neben  den  Leipziger  und 
Baseler  Betrieben  einen  neuen  Beweis  da- 
für, dass  bei  richtiger  Handhabung  auch 
dieses  schwierige  Gebiet  der  genossen- 
schaftlichen Initiative  zugänglich  ist 
Besonders  rege  war  im  vergangenen 
Jahre  die  Bautätigkeit  der  Genossenschaft. 
Auf  dem  Grundstück  in  der  Wenden- 
strasse am  Kanal  würden  3  weitere 
Wohnhäuser  mit  zusammen  58  Wohnungen 
fertiggestellt,  ausserdem  ein  grosses  Ver- 
waltungsgebäude. Ferner  wurden  im 
Laufe  des  Berichtsjahres  noch  6  andere 
Grundstücke,  meist  in  Vororten,  er- 
worben und  mit  Wohnhäusern  und  Ge- 
schäftslokalitäten bebaut     Das  Grund- 
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Stückskonto  der  Genossenschaft  stand  am 
Jahresschlüsse  mit  3  180  061  M.  zu  Buch. 
Das  innere  genossenschaftliche  Leben 
wird  durch  den  Mitgliederausschuss, 
in  den  die  Käufer  jeder  Verkaufsstelle 
je  3  Mitglieder  wählen,  und  dem  die  Kon- 
trolle der  Verkaufsstellen  und  die  ge- 
nossenschaftliche Propaganda  obliegt, 
aufrecht  erhalten.  Ausserdem  haben  die 
Einwohner  des  grossen  Grundstückes  in 
Barmbeck  eine  Vereinigung  für  Haus- 
pflege gebildet,  die  sich  die  Abhaltung 
von  Unterhaltungsabenden,  Vorträgen, 
Veranstaltungen  für  die  Kinder  usw.  an- 
gelegen sein  lässt. 

X  X 
Jugendfilde  j>je  Gründung  einer  ge- 
nossenschaftlichen Jugcnd- 
gilde  ist  in  England  ins 
Auge  gefasst  worden.  Am  18.  Januar 
fand  in  London  auf  Anregung  der  ver- 
einigten genossenschaftlichen  Er- 
ziehungskomitees des  Südens  eine  Ver- 
sammlung statt,  in  der  über  die  Grund- 
züge der  zu  schaffenden  Organisation 
beraten  wurde.  Frau  Bury  aus  Darwen 
hielt  das  einleitende  Referat.  Sie  führte 
aus,  dass  in  dem  jetzt  hereinbrechenden 
Zeitalter  des  Kindes  die  Genossenschafts- 
bewegung noch  mehr  als  bisher  sich  der 
Jugend  anzunehmen  und  sie  für  sich  zu 
gewinnen  habe.  In  Frage  komme  nicht 
nur  die  Schuljugend  sondern  auch  die 
reifere  Jugend  bis  zum  18.  Lebensjahre. 
In  den  Gilden  müsse  Hn  Geist  der  Kame- 
radschaftlichkeit, des  sozialen  Verständ- 
nisses geweckt,  vorhandene  Talente  ent- 
deckt und  der  Genossenschaftssachc 
dienstbar  gemacht  werden.  In  der  Dis- 
kussion wurden  die  Anregungen  der 
Referentin  noch  ergänzt.  Die  bisherigen 
Bildungsbestrebungen  der  englischen  Ge- 
nossenschaften wurden  als  nicht  ge- 
nügend bezeichnet,  da  sie  zu  viel  Theorie 
und  zu  wenig  Praxis  enthielten.  Doch 
sollen  die  160  vorhandenen  genossen- 
schaftlichen Schulklassen,  in  denen 
gegenwärtig  zirka  12000  Kinder  durch 
besonders  vorgebildete  Lehrer  unter- 
richtet werden,  als  Grundlage  der  künfti- 
gen Organisation  benutzt  werden,  die 
voraussichtlich  in  eine  jüngere  und  eine 
reifere  Sektion  sich  gliedern  wird.  Die 
Leitung  der  Jugendgilden  soll  in  den  ge- 
meinsamen Händen  der  Frauengilden  und 
der  Bildungskomitees  liegen.  Doch  sollen 
die  Jugendgilden  auch  zur  Selbstver- 
waltung erzogen  werden,  zu  der  bereits 
Ansätze  vorhanden  sind.'  So  fungieren 
in  einer  Jugendorganisation  ein  14  jähri- 
ges Mädchen  ah  Präsidentin    und  ein 


gleichaltriger  Knabe  als  Sekretär.  Die 
Hereinziehung  der  jugendlichen  Ge- 
nossenschaftsangcstellten  in  die  Gilden 
wurde  ausdrücklich  hervorgehoben.  Be- 
sondere Aufmerksamkeit  soll  auch  der 
Ausbildung  der  Jugendliteratur  gewidmet 
werden,  zu  der  Anfänge  in  der  Jugend  - 
ecke  der  Cooperative  News  und  in  der 
Zeitschrift  Our  Circle  vorhanden  sind. 
Der  neue  Plan  der  englischen  Genossen- 
schafter zeugt  von  einem  ebenso  idealen 
wie  praktischen  Geist. 
X  X 
Kurze  Chronik  Am  i.  Februar  bestanden  in 
Deutschland  21  420  land- 
wirtschaftliche Ge- 
nossenschaften, und  zwar  14  359  Spar-  und 
Darlehenskassen,  2086  Bezugs-  und  Absatz-, 
291 1  Molkerei-,  373  Milchverwertungs- 
und 1891  sonstige  Genossenschaften.  X 
Die  3  Erholungsheime,  die  der 
Reichsverband  deutscher  landwirtschaft- 
licher Genossenschaften  für  seine  Ange- 
stellten auf  Rügen,  in  Lauterbach  und  im 
hessischen  Odenwald  errichtet  hat,  sind 
am  1.  Mai  wieder  eröffnet  worden.  X 
Der  Internationale  Genossenschaftsbund 
gibt  seit  dem  I.  April  eine  Zeitungs- 
korrespondenz  in  deutscher,  engli- 
scher und  französischer  Sprache  heraus. 

KUNST 

Bühnenkunst  /  Rudolf  Kurtz 


In  den  Kammerspielen 
führte  man  Hofmannsthals 
Tor  und  Tod  auf,  mit  dem 
schon  Zickel,  als  er  noch  die  literarische 
Gebärde  kultivierte,  erfolglos  experimen- 
tiert hatte.  Das  Werk  ist  ein  wunder- 
volles Gedicht,  und  selbst  das  allzu 
faustische  Bemühen  ändert  nicht  viel 
daran.  Es  wäre  auch  eine  wundervolle 
Aufführung  gewesen,  wenn  man  darauf 
verzichtet  hätte  die  Verse  mitzusprechen. 
So  wurde  man  auf  das  peinlichste  an  die 
Provinzspezialität  der  Lebenden  Lieder 
erinnert,  da  jede  Bewegung  um  das  Zehn- 
fache ihrer  Wirkungsfähigkeit  durch 
Worte.  Worte,  Worte  aufgehalten  wurde. 
Das  reine  Geschehen,  die  von  den 
illustrativen  Metaphern  befreite  Hand- 
lung, wäre  ein  starker  Erfolg  geworden 
und  eine  eindringliche  künstlerische  Im- 
pression: das  verriet  das  Pantomimische 
der  Aufführung,  das  Hervorschweben  der 
Schatten,  der  geigende  Tod.  der  Zug  der 
Gestorbenen,  silhouettenhaft  im  Garten 
sichtbar,  als  unter  des  Todes  Mantel  fal- 
ten der  bekehrte  Tor  verschwindet.  Aber 
wie  grob  wurde  das  alles,  als  man  der 
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Vision  szenische  Wirklichkeit  aufzwang, 
das  Schwebende  eines  unvergleichlichen 
Zustandes  durch  Worte  statt  Musik 
banalisierte.  Anstatt  des  schattenhaften 
Totentanzes,  befreit  von  der  süssen  Fülle 
dieses  Lebens,  abstrakter  und  darum  er- 
greifender, spielte  man  uns  unglaubhafte 
Begegnungen  vor.  Selbst  Moissis  ausser- 
ordentliche Kraft  der  Beseelung  versagte 
bei  dem  Versuch  die  fehlende  dritte  Di- 
mension durch  das  Wort  zu  ersetzen ; 
alles  andere  blieb  noch  widerspruchsvol- 
ler, lähmender,  einschlafender,  war  end- 
los deklamierter  Vers,  an  dem  das  unan- 
genehme Bemühen  störte  realistisch  zu 
sein-  Leer  und  bedeutungslos  blieb  der 
Tod  Beregis,  der  lebhaft  an  preussische 
Akademiekunst  erinnerte. 
Und  der  hypnotischen  Kraft  der  Hof- 
mannsthalvorstellung  erlag  die  Nju  des 
jungen  Russen  Ossip  Dymow,  eins  der 
wenigen  künstlerischen  Erträgnisse  die- 
ser Saison.  Es  sind  fragmentarische 
Szenen,  die  typische  Begegnungen  mit 
wundervoller  Konzentration  herausstel- 
len. Dymows  Nju  ist  endlich  wieder  ein 
Mensch,  ein  Weib,  nicht  nur  ein  scharf 
analysierter  und  schwankend  geformter 
Begriff.  Ein  gewöhnlicher  Mensch,  und 
darum  berühren  seine  Qualen  selt- 
sam, weil  man  das  Erwachen  spürt,  das 
Lösen  der  Ringe,  das  Schwellen  der 
Seele.  Frau  Eysoldt  wusste  allen  Glanz 
und  alle  Schatten  dieses  launischen  We- 
sens mit  grosser  Kraft  plastisch  werden 
zu  lassen :  man  spürte,  wie  sonderbar  ihr 
das  Wachwerden  ihres  Intellektes  war, 
wie  sie  ihr  Erwachen  als  etwas  Unerwar- 
tetes, Schreckliches,  Bejubeinswertes  emp- 
fand. Und  Moissi  traf  vortrefflich  den 
ironisch  kühlen  Ton  des  jungen  Lite- 
raten, der  so  ängstlich  um  seine  Haltung 
bemüht  ist,  machte  die  unterirdischen 
Vorgänge,  wo  die  Selbstbeobachtung  mit 
dem  Drang  nach  dumpfem,  einfach  hin- 
gen om  me  nem,  nicht  analysiertem  Leben 
kämpft,  hellseherisch  deutlich.  Winter- 
stein nahm  den  Gatten  zuerst  für  mein 
Empfinden  zu  sehr  als  Trottel,  später 
fand  er  den  rechten  Ton  für  ihn,  dessen 
eigentlicher  Fehler  doch  nur  der  ist,  mehr 
Charakter  als  Talent  zu  sein.  Übrigens 
ist  es-  mir  unbegreiflich,  warum  Reinhardt 
die  vollkommen  undramatische  Schluss- 
szene, die  sehr  unglücklich  als  erläutern- 
der Epilog  an  dem  Drama  hängt,  nicht  ge- 
strichen hat:  damit  zwang  er  die  Emp- 
findung auf,  dass  es  sich  eigentlich  um 
eine  dramatisierte  Novelle  handelt  Ich 
will  noch  die  aussergewöhnlich  sensible 
Übersetzung  C.  Ritters  erwähnen,  eine 


Betonung,     die     gegenüber     den  ge- 
wöhnlichen   Übertragungen     aus  dem 
Russischen  nicht  oft  anwendbar  ist. 
X  X 
Berlin:  Hebbel-vas    Hebbeltheater  führte 

,<r  eine     erotische  Komödie 

Paul  Apels  auf,  der  sich 
sonst  als  philosophischer  Schriftsteller 
betätigt  hat.  Kein  aussergewöhnlicher 
Fall ;  auch  Paul  Mongre,  der  Verfasser 
cfner  sehr  deutlichen  Farce,  ist  Professor 
in  Leipzig.  Apels  Sexualkomödie  ist  ein 
interessantes  Motiv,  sicher  interessanter 
als  die  mittelmässige  Darstellung,  und 
darum  mögen  ein  paar  Worte  über  sie  ge- 
sagt werden.  Die  Liebe  ist  kein  fertig 
gereiftes  Drama,  eher  die  erste  Nieder- 
schrift eines  solchen.  Und  zwar  auf  der 
Etappe,  wo  der  theoretische  Unterbau 
vollendet,  die  Beziehungen  des  Dialogs 
fixiert  und  ebenso  die  Handlung  bis  in 
ihre  Einzelheiten  festgestellt  ist;  was 
fehlt,  ist  die  natürliche  Leichtigkeit  des 
Geschehens,  die  aus  einer  Schreibtisch- 
arbeit ein  Bühnenwerk  macht.  Aber  der 
Griff  war  fest  und  gut;  Apel  hat  mii 
sicherer  Hand  den  Seclenzustand  eines 
gewissen  Alters  geformt,  in  dem  man  das 
ganze  Weltgeschehen  als  einen  Sexual- 
mechanismus erklären  möchte,  die  Welt- 
geschichte überlegen  als  ein  Geschlechts- 
problem definiert  und  seine  sehnsüchtige 
Pubertätsphilosophie  als  Überwindung 
des  Weibes  ausgibt.  Die  Liebe  setzt 
thematisch  dort  ein,  wo  Wedekinds  Früh- 
lings Erwachen  aufhört.  Die  Typen  kom- 
men grob  aber  sicher  heraus:  die  unbe- 
hilfliche, sich  allzu  ernst  nehmende  Ein- 
falt der  jungen  Studenten,  die  lächer- 
lichen Oberlehrergesten  in  gehobener 
Stimmung.  Aber  schliesslich  liegt  Tiefe- 
res darin,  dass  eine  leichtlebige,  ange- 
alterte Dame  noch  gut  ein  paar  Menschen 
zum  Problem  werden  kann,  zum  Symboi 
einer  grausamen,  unergründlichen  Be- 
gierde. Richard  Leopold  war  ein  aus- 
gezeichneter Kandidat,  der  mit  einer  fa- 
mosen Monotonie  in  der  Stimme,  in  die 
sich  das  Gefühl  der  eigenen  Wichtigkeit 
und  das  Auskosten  der  grossen,  willig 
hingegebenen  Worte  mischte;  besonders 
erzielte  er  in  den  Momenten  erotischer 
Begeisterung  groteske  Wirkungen. 
Ebenso  sei  der  weibliche  Dynamo  Fräu- 
lein Rolands  genannt,  der  vielleicht  zu 
wenig  natürliches  Feuer  besass,  bildlich 
gesprochen :  mehr  geistige  als  körperliche 
Fülle  hatte.  Unangenehm  war  das  lang- 
same Tempo  des  Spiels,  das  alle  Zu- 
dringlichkeiten des  Autors  gleichsam  auf 
ausgestrekter  Hand   präsentierte;  sonst 
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war  die  Regie  VV".  Runges  ausgezeich- 
net. 

X  X 
Provinz  Ejn  Zufall  brachte  mich  für 
einige  Tage  nach  Stettin, 
und  ich  Hess  es  mir  nicht 
nehmen  die  vorhandenen  Theater  aufzu- 
suchen. Ich  sah  zwei  Aufführungen  von 
Werken  des  gleichen  Autors  (Bernstein- 
Sawersky  Hofkomödie  und  Die  Kuh). 
Im  Stadttheater  herrschte  der  furcht- 
barste Dilettantismus,  den  ich  je  in  einer 
grösseren  Provinzstadt  gesehen  habe. 
Eine  vieljährige  Naive,  ein  monströser 
Held,  eine  gealterte  Soubrette:  furcht- 
bar, furchtbar.  Und  dabei  sind  die 
Opernaufführungen  ausgezeichnet.  Aber 
es  blieb  mir  unbegreiflich,  wie  vernunft- 
begabte Menschen  dem  Wortsinn  so  hilf- 
los gegenüberstehen  können,  selbstver- 
ständliche Bewegungen  so  preziös  und 
schematisch  vornehmen  können.  Und 
dann  Vorstellungen  von  gesellschaft- 
lichen Vorgängen  wie  etwa  in  der  Seele 
eines  Mädchens,  das  in  irgend  einem 
Kolportageroman  schwelgt ;  man  benahm 
sich  im  Fürstenhause  wie  an  einem  Her- 
renabend in  einem  Kabarett.  Und  dann 
wieder  die  schmierige  Liebenswürdigkeit 
dieses  heiseren  Tenors,  die  gealterte  Ko- 
ketterie der  Damen. 

Einige  Tage  später  ging  ich  in  das 
Bellevuetheater,  mit  nicht  viel  besseren 
Erwartungen.  Selten  sah  ich  mich  an- 
genehmer enttäuscht.  Hier  waren  doch 
Menschen  an  der  Arbeit.  Hier  sah  man 
doch  die  disziplinierende  Tätigkeit  eines 
Regisseurs,  eine  künstlerische  Abtönung 
des  Ensembles.  Hier  war  nicht  die 
Charge  die  Hauptsache,  sondern  man  be- 
mühte sich  um  die  Nuance.  Es  sei  dem 
Direktor  Gollbach  ausdrücklich  gesagt, 
dass  dieses  Stettiner  Provinztheater  ein 
weit  höheres  Niveau  hat  als  viele  unse- 
rer Berliner  Theater,  an  denen  gar  keine 
Geschlossenheit  des  Ensembles  und  wenig 
Regie  zu  spüren  ist.  Ich  war  erstaunt 
über  manches,  was  ich  dort  bei  zählbar 
geringen  Mitteln  an  künstlerischer  Ab- 
tönung sah,  Zufälligkeiten  im  Zusammen- 
spiel, Belebung  toter  Stellen:  im 
ganzen  eine  künstlerische  Höhe,  die  ich 
als  die  einzige  angenehme  Erinnerung 
meines  Stettiner  Aufenthaltes  mitge- 
bracht habe. 

X  X 
Kurze  Chronik  Die  N  e  d  e  r  l  a  n  d  s  c  h  e 
Tooneelvereeniging  gab  in 
Berlin  einige  Abende.  Ich 
kann  mir  nicht  helfen,  trotz  der  rühren- 
den  Schilderung  Heijermans'    von  der 


Zwangslage,  in  der  die  niederländischen 
Künstler  spielen:  ich  bin  vor  Langeweile 
fast  umgekommen.  Ich  habe  doch  die 
Russen  gesehen  und  verstehe  von  ihrer 
Sprache  kein  Wort :  aber  es  waren  schau- 
spielerische Leistungen  von  stärkster 
Qualität.  Aber  hier:  Soweit  ich  die 
Stücke  deutsch  kannte,  war  die  Darstel- 
lung alltäglich,  in  nichts  überraschend, 
vielleicht  für  mein  Gefühl  zu  einfach,  zu 
dickfädig.  X  Bei  Kroll  gastierte  Mou- 
n  e  t  -  S  u  1 1  y  mit  seiner  Truppe.  Ich 
sah  ihn  als  Hamlet.  Mit  einer  gewissen 
Kunst  war  das  Chaos  der  seelischen  Vor- 
gänge in  charakteristische  Posen  aufge- 
löst, unterirdische  Ausbrüche  strahlten  in 
den  besiegenden  Adel  seines  Wortes  auf, 
und  es  war  eine  vollendet  schöne 
Raserei.  Aber  eigentlich  sehr  leer.  Man 
wurde  nicht  warm  dabei. 
X  X 
Literatur  rjje  Kassandrarufe  vom 
Niedergang  der  deutschen 
Kultur  mehren  sich.  Nun 
ist  es  gewiss  sehr  fraglich,  ob  ein  Nieder- 
gang von  Zeitgenossen  überhaupt  kon- 
statiert werden  kann;  jeder  Geschichts- 
moralismus  ist  letzlich  historische  Kon- 
struktion. Interessant  bleibt  die  Persön- 
lichkeit, das  Positive,  das  in  den  Epochen 
als  Niedergangssymptom  gesehen  wurde. 
Die  mir  vorliegende  Broschüre  ist  nun 
weniger  eine  Persönlichkeitsmanifestation 
als  —  nun  eben  Glossen  über  den  Ver- 
fall der  Wiener  Theater  /Leipzig,  Verlag 
für  Literatur,  Kunst  und  Musik/. 
Eduard  Bacher  stimmt  in  den 
kaum  neuen  Klageruf  ein,  dass  man  statt 
der  Klassiker  die  Lustige  Witwe  auf- 
führt. Der  Irrtum  ist,  dass  es  sich  hier 
nicht  um  eine  Verschuldung  der  Theater- 
leiter als  vielmehr  um  die  des  Publikums 
handelt.  Die  Kunst  ist  gewöhnlich  nicht 
unterhaltsam  genug;  und  das  Publikum 
will  sich  amüsieren.  Es  muss  solche 
Unterhaltungstheater  geben,  oder  die 
Erde  wird  einen  Schatten  grauer.  Ich 
glaube  nicht,  dass  je  eine  moderne  Lite- 
ratur weitere  Kreise  interessieren  wird; 
Tendenzwerke  natürlich  ausgenommen. 
Wer  sich  eine  tiefere  Wirkung  des 
Theaters  auf  weitere  Kreise  verspricht, 
soll  Festspielhäuser  im  Sinne  Bayreuths 
bauen:  dort  macht  die  Umgebung  die 
Sinne  einprägsam  für  jede  Wirkung,  dort 
erst  ist  das  Theater  ganz  Theater  und 
darum  moralische  Anstalt.  Aber  in  unse- 
ren Salons,  die  sich  Theater  nennen,  wird 
sich  nie  jene  tiefere  populäre  Wirkung 
mitteilen:  sie  stellen  zu  grosse  Voraus- 
setzungen an  den  Zuschauer.   Dass  man 
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die  Direktoren  anhält  gute  Stücke  und 
nicht  irgendwelche  Dummheiten  zu 
geben,  ist  lediglich  eine  Folge  materieller 
Erwägungen,  um  junge  Triebe  nicht  im 
Keim  zu  ersticken.  Doch  das  führt  zu 
weit.  Aus  der  vorliegenden  Broschüre, 
der  ich  um  ihrer  guten  Überzeugung  wil- 
len Beachtung  in  den  betreffenden  Krei- 
sen wünsche,  will  ich  den  Bericht  über 
Lautenburgs  Wiener  Tätigkeit  erwähnen, 
.  der,  von  einem  Wiener  gesehen,  sehr 
merkwürdig  aussieht  Es  scheint  da  ein 
starkes  Manko  nationalen  Mitempfindens 
bei  dem  guten  Residenzler  im  Spiel  ge- 
wesen zu  sein:  denn  der  Weg  von  dem 
kräftig  angekündigten  Reichsdeutschen 
Elitetheater  bis  zur  Lustigen  Witwe  war 
überraschend  kurz.  Eine  leere  Kasse  ist 
ein  kräftiger  Wirbelwind:  Absichten, 
Ambitionen,  Direktoren,  alles,  alles 
fort  .  .  . 

PIV€RSA 

Rus  der  Zelt 

ruiigarten  f  Auf  der  sozialen  Wande- 
rung von  einem  ostelbischen 
Gutsbezirk  nach  dem  gross- 
industriellen Main-  und  Rhemgau  kann 
man  gar  mancherlei  entdecken.  Ich  habe 
das  grosse  Glück  gehabt  auf  dieser  Wan- 
derung in  Frankfurt  a.  M.  einem  wirk-, 
lieh  neuen  Menschen  zu  begegnen.,  einem 
seltenen  Manne,  in  dem  das  rein  Mensch- 
liche das  Klassenmenschlichc  fast  restlos 
überwand.  Er  hiess  Charles  L.  Hall- 
garten. Das  trauernde  Frankfurt  aller 
sozialen  Klassen  hat  ihn  am  22.  April 
zum  Friedhof  geleitet.  Das  reine  Herz 
war  in  diesem  Multimillionär  eine  so 
durchschlagende  Elementarkraft,  dass  es 
in  allen  menschlichen  Bestrebungen 
immer  sofort  das  Reine,  Ideale  suchte 
und  planvoll  und  tatkräftig  förderte. 
Daher  hat  dieser  Manp,  obwohl  ihn  seine 
soziale  Stellung  eng  an  das  Bürgertum 
knüpfte,  weit  über  das  Gebiet  bürger- 
licher Wohlfahrtspflege  hinaus  aufbauend 
gewirkt.  Und  im  Aufbauen  äusserte 
sich  recht  eigentlich  die  Seele  seines 
Wirkens.  Hallgarten  unterstützte  nicht 
eigentlich  den  Hilfsbedürftigen,  er  stützte 
ihn  nur,  damit  er  sich  aufrichte.  Sein 
Unterstützen  war  ein  Auf-,  ein  Empor- 
stützen. Und  er  half  nicht  nur  einzelnen 
auf,  sondern  grossen  ringenden  sozialen 
Gruppen.  Den  sozialen  Institutionen,  in 
denen  sich  die  arbeitende  Klasse  sieht 
barlich  zu  einer  neuen  sozialen  Existenz 
aufrichtete,  wandte  daher  der  aufhelfende 
Hallgarten  seine  tatkräftige  Liebe  zu: 


den  Genossenschaften,  den  Gewerk- 
schaften, den  Volksbildungsverbänden.  Im 
Kreise  der  kampferprobten  Gewerk- 
schafter Frankfurts  hat  dieser  Millionär 
im  Ausschuss  für  Volksvorlesungen  so 
häufig  die  brennende  Arbeiterbildungs- 
frage diskutiert,  zu  deren  Lösung  er  vor 
allem  die  Arbeiter  selbst  aufrufen  wollte. 
In  Hallgarten  ist  ein  uneigennütziger, 
grosszügiger  sozialer  Arbeiter  gestorben, 
der  bewusst  oder  unbewusst  an  dem  Zu- 
kunftsbau der  sozialdemokratischen  Ar- 
beiter mitgewirkt  hat.        pwl  kampff*eyöi 

Bücher 

Bo*c :  ZoiiMiii.  Je  mehr  durch  die  neueren 
zX«/o»i»  Zolltarifgesetze  und  Han- 
delsverträge  die  Handels- 
politik auf  Jahre  hinaus  festgelegt  er- 
scheint, desto  leidenschaftsloser  kann 
man  sich  wieder  über  das  Problem  der 
internationalen  Wirtschaftsbündnisse  aus- 
sprechen. Gelegentlich  mahnen  uns  auch 
Zwischenfälle  wie  der  Vorstoss  Öster- 
reichs zu  Beginn  des  Jahres  1906  gegen 
die  serbisch-bulgarisch«  Ver- 
ständigung an  die  immerhin  nicht  zu 
unterschätzende  Bedeutung  selbst  ver- 
hältnismässig engumgrenzter  handelspoli- 
tischer Sonderübereinkommen.  Die  fort- 
schreitende Zollbevorzugung  der  briti- 
schen Selbstverwaltungskolonieen  unter 
sich  und  des  Mutterlandes  in  den  über- 
seeischen Kolonieen  weckt  gleichfalls  von 
Zeit  zu  Zeit  immer  wieder  die  Aufmerk- 
samkeit Europas  für  die  neuartigen 
Gruppenbildungen,  die,  ohne  auf  selb- 
ständige Zolltarife  der  Einzelteilnehmer 
zu  verzichten,  ihren  inneren  Warenaus- 
tausch anders,  das  heisst  günstiger  behan- 
deln als  die  Zufuhr  der  Aussenseiter. 
Dazu  hat  sich  die  Brüsseler  Zuckerkon- 
vention, allerdings  ausschliesslich  für  eine 
bestimmte  Ware,  die  ähnliche  Aufgabe 
gestellt  auf  internationalem  Wege  die 
abseitsbleibenden  Prämienstaaten  zu  diffe- 
renzieren. 

Trotzdem  ist  im  Vergleich  zu  den  zahl- 
reichen, aus  den  verschiedensten  frei- 
händlcri  sehen  wie  schutzzöllnerischcn 
Quellen  fliessenden  Einigungs-  und  Bünd- 
nisprojekten so  gut  wie  nichts  Wirklich- 
keit geworden.  Eine  überaus  dankens- 
werte, hier  in  der  Rubrik  Wirtschaft 
(1907,  2.  Band,  pag.  558)  bereits  kurz 
registrierte  wissenschaftliche  Arbeit  Dr. 
LBoscs  (Unions  douanttres)  unterrichtet 
in  umsichtigster,  vorurteilsfreiester  Weise 
über  die  Entstehungsursachen  und  Ziele 
der  mannigfaltigen  deutschen,  französi- 
schen, ungarischen  Vorschläge,  über  die 
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panamerikanischen  und  allbritischen  An- 
läufe, über  die  hemmenden  Schwierig- 
keiten gegenüber  allen  solchen  Anregun- 
gen und  Versuchen.  Auch  die  Bestre- 
bungen im  Interesse  der  gegenseitigen 
Bevorzugung  innerhalb  der  Gruppe  die 
allgemein-unbedingte  Meistbegünstigungs- 
praxis und  -interprctation  umzubilden 
finden  eine  sachkundige  und  fesselnde 
Darstellung.  Ferner  ist  angesichts  der 
gegenwärtigen  französischen  Tarifreform 
und  der  abermals  sich  regenden  deutsch- 
französischen handelspolitischen  Annähe- 
rungsversuche die  geschichtliche  Vor- 
führung der  französischen  Gedanken- 
gänge, sowohl  der  befürwortenden  Vor- 
schläge wie  der  Einwendungen,  gerade  in 
der  Gegenwart  wieder  von  besonderem 
Wert.  Dr.  S.  Schilder  vom  österreichi- 
schen Handelsmuseum  in  Wien  hat  sich 
unbestreitbar  ein  Verdienst  damit  erwor- 
l>en,  dass  er  durch  eine  Ubersetzung,  die 
zugleich  eine  Reihe  wichtiger  Ergänzun- 
gen und  Fortführungen  bietet,  das  Werk 
einem  weiteren  deutschen  Leserkreis  zu- 
gänglich machte  (Zollalliansen  und  Zoll- 
unionen in  ihrer  Bedeutung  für  die  Han- 
delspolitik der  Vergangenheit  und  Zu- 
kunft, mit  einem  Vorwort  von  Dr.  H. 
Paasche  /Berlin,  Staude/).  Wie  er- 
wähnt, bietet  das  Werk  vorwiegend  eine 
geschichtliche  Analyse  der  verschieden- 
sten Anregungen  und  praktischen  Anläufe. 
Der  eigene  Standpunkt  des  Verfassers 
lässt  sich  etwa  dahin  zusammenfassen : 
Wirkliche  Zollunionen  nach  dem  Vorbilde 
des  einstigen  deutschen  Zollvereins  seien 
kaum  zu  erwarten.  Für  Komplexe  von 
Handelsverträgen  mit  Vorzugszöllen 
innerhalb  der  Vertragsgruppe  scheide 
Frankreich,  wegen  seines  Verzichtes  auf 
das  Regime  der  Tarifverträge  und  seines 
Systems  von  Minimal-  und  Maximal- 
tarifen aus,  und  deshalb  seien  auch  hier 
die  Hoffnungen  vorläufig  sehr  einzu- 
schränken. Dagegen  sei  es  keineswegs 
aussichtslos  für  bestimmte  Waren,  ähn- 
lich wie  beim  Zucker,  eine  gemeinsame 
Ausgleichszollpolitik  zu  schaffen  gegen 
bestimmte  gemeinsame  Gefahren,  die  von 
aussen  her  drohen,  vor  allem  gegen  aus- 
fuhrprämiierte Trusterzeugnissc.  >Man 
muss  das  Objekt  der  Verständigung 
innerhalb  gewisser  Grenzen  halten.  Dies 
ist  der  Schluss,  der  aus  der  Brüsseler 
Zuckerkonvention  hervorzugehen  scheint ; 
und  unter  Verallgemeinerung  ihres  Prin- 
zips kann  man  sagen,  dass  die  Zukunft 
des  Zollvereinsgcdankcns  in  zollpolitischen 
S  p  e  z  i  a  1  abmachungen  liegt.«  max  schippei 
X  X 


i.ux:  Der  Oe-  £>er  Geschmack   im  Alltag 

iau*«    Tjtei  «ine&  treff- 

lichen  Buches  des  den  Le- 
sern dieser  Zeitschrift  wohlbekannten 
Kunstschriftstellers  Joseph  August  Lux 
/Dresden,  Kühtmann/.  Leider'  lässt  der 
Verfasser,  von  dem  so  manche  feinsinnige 
Arbeit  stammt,  es  zu,  dass  wir  durch 
diverse  Äusserlichkeiten  ein  wenig  ver- 
ärgert werden.  Da  ist  einmal  der  Um- 
schlag, der  an  Unruhe  nichts  zu  wün- 
schen übrig  lässt,  und  der  dazu  noch  in 
Papier  Leinwand  vortäuscht.  Dann 
einige  Unterschriften  zu  den  Bildern ; 
zum  Beispiel  Moderne  Tür  mit  einem 
Vielsuviel  an  Zierat  .  .  .  Bedenklicher 
Geschmack!  oder  Butterdosen  .  .  .  W er 
diesen  Plunder  nicht  auf  seine  Ge- 
schmacklosigkeit erkennt,  gehört  nicht  zu 
den  Gebildeten  usw.  Einfacher  wäre 
wohl  die  Bezeichnung  Beispiel  und 
Gegenbeispiel  gewesen  und  eine  sachliche 
Erläuterung  der  Unterschiede  im  Texte 
selbst,  über  diesen  Dingen  soll  aber  der 
Wert  der  Aufsätze  nicht  zu  gering  an- 
geschlagen werden.  Sie  erstrecken  sich 
so  ziemlich  über  alle  Gebiete,  in  denen 
der  Mensch  Geschmack  oder  Unge- 
schmack  beweisen  kann.  Der  Verfasser 
gibt  nicht  nur  Regeln  für  die  Umge- 
staltung der  Gegenstände  sondern  weist 
uns  auch  auf  deren  technische  Struktur 
und  praktischen  Zweck  hin,  aus  dem  sich 
die  äusseren  Formen  ergeben  müssen. 
Dadurch  setzt  er  den  einzelnen  in  stand 
die  Dinge  nicht  nach  einer  irgendwie 
gepredigten  Schönheitsregel  zu  beurteilen 
sondern  selber  auf  Material  und  Zweck- 
mässigkeit zu  prüfen.  Es  lässt  sich  über- 
haupt eine  Besserung  nur  auf  Selbst- 
hilfe bauen,  und  zu  dieser  Selbsthilfe  for- 
dert der  Verfasser  auf.  indem  er  seine 
Käuferregeln  gibt.  Es  braucht 
nur  ein  wenig  Geduld;  wenn  man  erfah- 
ren hat,  wie  man  vor  einem  Jahrzehnt 
noch  ganz  Berlin  ablaufen  musste.  um 
ein  passendes  Schubladenschloss  zu  fin- 
den, und  wie  man  heute  alles  schon  in 
so  reicher  Auswahl  antrifft,  was  man 
sich  nur  wünschen  kann,  sobald  man  den 
Verkäufern  gegenüber  peremptorisch  die 
Zauberformel  anwendet :  >Was  man 
kauft,  interessiert  mich  gar  nicht,  ich 
will  das  und  das«,  so  weiss  man.  dass 
Hilfe  möglich  ist  und  kommen  wird. 
Und  hoffentlich  verhallt  auch  der  Appell 
des  Verfassers  an  die  Frauen  nicht,  denn 
freilich  wären  sie  es,  die  die  Kunst  im 
Alltag  wirklich  zu  etwas  Lebendigem 
machen  könnten.  Diese  Frauenfrage  ist 
auch  noch  lange  nicht  gelöst,  im  hAnmaix 
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WILLEM  HUBERT  VLIEQEN  •  DIE  BEDEUTUNG 
DES  HOLLÄNDISCHEN  PARTEITAGS  1908 

ON  unserer  holländischen  Sozialdemokratie  bekommen  die  Leser 
der  deutschen  sozialdemokratischen  Tageblätter  nicht  viel  Gutes  zu 
hören.  Als  vor  zwei  Jahren  in  Utrecht  der  Gruppe  in  der  Partei,  die 
alle  deutschen  Meinungsverschiedenheiten  ohne  jeden  Grund  nach- 
ahmen wollte  und  gegen  gewisse  führende  Parteigenossen  wahre 
Verfolgungen  in  Szene  gesetzt  hatte,  ein  lautes  Halt  zugerufen  wurde,  da  haben 
die  nämlichen  Parteigenossen  sich  den  Namen  Marxisten  angeeignet,  und  da 
war  natürlich  der  Name  Revisionisten  für  ihre  Gegner  gegeben.  Seitdem 
wird  im  Ausland  fleissig  kolportiert,  die  holländische  Sozialdemokratie  sei 
antimarxistisch,  sie  habe  den  Klassenstandpunkt  und  noch  eine  Anzahl  anderer 
Standpunkte  verlassen  und  stecke  vollkommen  im  Sumpfe  des  Opportunismus. 

Was  geschieht  denn  nun  so  Schreckliches  in  unserem  Ländchen?  Wieviel 
Sozialdemokraten  sind  schon  bei  uns  Minister?  Wieviel  sozialdemokratische 
Vizepräsidenten  haben  bereits  am  Hofe  ihre  revisionistischen  Waden  gezeigt? 
Welche  fürchterlichen  Kompromisse  hat  die  Partei  unter  revisionistischer 
Führung  schon  abgeschlossen?  Ich  wage  es  fast  nicht  sie  alle  aufzuzählen. 
Es  ist  unglaublich:  Alle  diese  Dinge  sind  in  Holland  vollständig  unbekannt. 
Aber  in  der  Leipziger  Volksseitung  vom  18.  April  1908  lesen  wir  in  einer 
holländischen  Korrespondenz : 

>Dke  niederländische  Sozialdemokratie  bot  im  vergangenen  Jahre  ein  Bild  des 
Opportunismus  und  der  Prinzipienverachtung,  wie  man  es  in  marxistischen  Kreisen 
kaum  besser  wünschen  konnte.« 

Unwillkürlich  liest  man  den  Satz  noch  einmal.  Doch  es  steht  da:  »wie  man 
es  in  marxistischen  Kreisen  kaum  besser  wünschen  konntet.  Also  man 
wünscht  in  marxistischen  Kreisen  den  »Opportunismus«  und  die  »Prin- 
zipienverachtung« ?  Irrt  der  Korrespondent  sich  nicht?  Nein,  er  ist  immun 
gegen  jeden  Irrtum:  ist  er  doch  Marxist.  Er  irrt  sich  wirklich  nicht.  In 
holländischen  marxistischen  Kreisen  wünscht  man  konstatieren  zu  können, 
dass  die  Partei  opportunistisch  und  prinzipienlos  ist.  Und  dass  der  Wunsch 
ein  fruchtbarer  Vater  ist,  ist  wohl  bekannt.   Und  darum  konstatiert  man.  Wie 

man  das  tut?    Nur  ein  einziges  Beispiel.    In  der  selben  Korrespondenz  der 
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Leipziger  Volksseitung  lesen  wir  über  die  Aktion  unserer  holländischen  Partei : 
»Bei  den  Wahlen  im  Sommer  des  vorigen  Jahres,  als  die  Gemeinderäte  sowie  die 
Provinzialstaatcn  zum  Drittel  erneut  wurden,  bildete  die  Partei  den  äussersten 
Flügel  eines  liberalen  Blocks  .  .  .  .« 

Da  haben  wir's!  Es  wird  deutschen  Lesern  vielleicht  etwas  sonderbar  in  den 
Ohren  klingen,  wenn  ich  ihnen  erzähle,  dass  diese  Mitteilung,  die  da  schwarz 
auf  weiss  steht,  rund  heraus  gesagt,  erfunden  ist.  Hält  die  Leipziger  Volks- 
seitung ihre  Leser  denn  einfach  zum  besten?  Ich  weiss  es  nicht,  aber  diese 
Mitteilung  ist  von  A  bis  Z  aus  den  Fingern  gesogen.  Auch  nicht  der  kleinste 
Kompromiss  ist  abgeschlossen  worden.  Das  erkennt  man  am  deutlichsten,  wenn 
ich  mitteile,  dass  alle  15  Provinzialstaatenmandate,  die  die  Partei  eroberte, 
ohne  eine  einzige  Ausnahme  dea  Liberalen  abgenommen  wurden.  Nirgends 
im  ganzen  Lande  hat  auch  nur  eine  Unterredung  mit  den  Liberalen  statt- 
gefunden. Und  doch  ein  Block  .  .  .  Ja,  der  Wunsch  ist  ein  fruchtbarer 
Vater,  sagte  ich  oben;  die  Phantasie  ist  aber  eine  noch  fruchtbarere  Mutter. 
Noch  ein  Beispiel  dafür,  wie  man  die  deutschen  Parteigenossen  über  unsere 
Verhältnisse  unterrichtet.  In  der  gleichen  Korrespondenz  wird  vom  Rotter- 
damer Ortskartell  gesprochen,  wo  »ein  gewisser  Spiekman,  bürgerlicher  Jour- 
nalist, aber  zugleich  Gewerkschaftsführer,  obgleich  er  kein  Mitglied  einer  Ge- 
werkschaft ist,  und  Mitglied  des  Parteivorstandes,  die  führende  Stellung  innc 
hat  .  .  .<  Dieser  »gewisse  Spiekmanc  war  einer  der  12  Unterzeichner  des 
Manifestes,  mit  dem  im  Jahre  1894  unsere  Partei  gegründet  wurde.  In  den 
Jahren  1899  und  1900  war  er  Parteivorsitzender.  Er  eroberte  den  ersten  Sitz 
für  die  Sozialdemokratie  im  Rotterdamer  Gemeinderat.  Seit  Jahren  ist  er 
Mitglied  des  Parteivorstandes.  Er  ist  unbestritten  der  Führer  unserer  Partei 
und  der  Arbeiterorganisation  in  Rotterdam,  einer  Stadt  von  mehr  als  400000 
Einwohnern:    ».  .  .  .  ein  gewisser  Spiekman  .  .  .< 

Alles,  was  man  den  deutschen  Genossen  im  Vorwärts,  in  der  Leipziger  Volks- 
seitung usw.  über  unsere  Partei  erzählt,  ist  der  hellste  Unsinn.  Die  nieder- 
ländische Sozialdemokratie  tut  bescheiden  aber  kräftig  ihre  Pflicht.  Die  ganze 
marxistische  Agitation  und  Opposition  ist  nichts  als  künstlich  angelegtes  Feuer, 
in  dem  man  den  Mangel  an  Brennstoff  durch  kräftiges  Blasen  zu  verdecken 
sucht.  Weil  es  in  ihren  Kram  passt,  hat  man  uns  und  den  deutschen  Partei- 
genossen vorgeredet,  wie  schrecklich  schlecht  es  unserer  Partei  geht.  Und 
weil  das  mit  den  Tatsachen  in  Widerspruch  steht,  müssen  natürlich  Redens- 
arten herhalten.  Die  erwähnte  Korrespondenz  tut  es  nur  unseren  Marxisten 
nach. 

Die  Mitgliederzahl  unserer  Partei  ist  1907  von  7471  auf  8443  gestiegen.  Dies 
ist  mit  einer  Ausnahme  die  stärkste  Zunahme,  die  je  ein  Jahr  brachte.  Man 
hat  nun  alles  versucht,  um  diesen  Erfolg  zu  verkleinern.  Man  hat  behauptet, 
dass  der  Erfolg  nur  dem  Lande  zuzuschreiben  sei,  was  widerlegt  wurde.  In 
Rotterdam  stieg  die  Mitgliederzahl  um  22%  <y0t  im  Haag  um  13  %;  nur  in 
Amsterdam,  das  teilweise  unter  marxistischer  Führung  steht,  zeigte  sich  fast 
ein  Stillstand.  Auch  tut  man  so,  als  ob  die  Marxisten  die  Städte  und  In- 
dustriezentren, die  Revisionisten  das  platte  Land  vertreten.  Auch  das  ist 
durch  die  Tatsachen  widerlegt.  In  keiner  einzigen  grossstädtischen  Partei- 
organisation haben  die  Marxisten  eine  starke  Mehrheit.  Nur  eine  von  den 
7  Amsterdamer  Sektionen  hatte  auf  dem  jüngsten  Parteitag  in  Arnheim  eine 
marxistische  Delegation.    In  Rotterdam  und  im  Haag  sind  sie  eine  ver- 
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schwindende  Minderheit.  Auch  die  Fabrikarbeitersektion  Enschedc,  ausser 
Amsterdam  die  grösste  der  Partei,  gab  mit  allen  Stimmen  ein  für  die  Partei- 
leitung günstiges  Mandat.  Ungefähr  alle  Fabrikstädte  waren  durch  Revisio- 
nisten vertreten. 

Nicht  viel  besser  stand  es  mit  den  Dingen,  die  man  auf  dem  Parteitag  gegen 
die  führenden  Organe  der  Partei  vorzubringen  hatte.1)  Und  doch  versuchte 
man  einen  Sturmlauf.  Frau  Roland  Holst,  die  es  diesmal  von  allen  am 
ärgsten  machte,  schrieb,  die  ganze  Partei  wäre  von  antisozialistischen  Ten- 
denzen durchzogen.  Beweise  blieben  natürlich  aus,  und  als  sie  auf  dem 
Parteitag  solche  zusammenzubringen  versuchte,  machte  sie  sich  lächerlich. 
Jedermann  wird  auch  begreifen,  dass  sich  eine  ernsthafte,  wachsende  Opposition 
zeigen  würde,  wenn  unsere  Partei  wirklich  auf  falschem  Wege  wäre.  Man  hat 
aber  zugeben  müssen,  dass  der  diesjährige  Sturmlauf  auf  die  führenden  Partei- 
organe jedes  ernsthaften  Grundes  entbehrte.  Doch  hatte  in  den  letzten  Monaten 
vornehmlich  ein  in  Amsterdam  unter  der  Redaktion  der  Genossen  Wijnkoop, 
van  Ravesteijn  und  Ceton  erscheinendes  Blatt  De  Tribüne  alle  Schranken 
überschreitende  Angriffe  auf  die  Parteiorgane  veröffentlicht,  wozu  noch  Kri- 
tiken auf  alles  und  jedes  kamen.  Erscheint  hier  eine  Broschüre  von  einem 
Revisionisten,  dann  sind  die  schlimmsten  Qualifikationen  nicht  schlimm  genug, 
um  die  Untauglichkeit,  die  Prinzipienlosigkeit,  die  Unwissenschaftlichkeit  dieser 
Publikationen  zu  beweisen.  Ein  Beispiel  dieses  vollständigen  Mangels  an 
Takt  und  Gefühl  sei  hiep  angeführt.  Anfang  dieses  Jahres  trat  ein  Franzis- 
kaner, Pater  Coelestinus,  mit  seinem  bürgerlichen  Namen  H.  J.  van  Vorst,  ei« 
im  katholischen  Süden  bekannter  Prediger,  zur  Partei  über.  In  einer  Polemik, 
in  die  dieser  Genosse  über  die  Frage  gezogen  wurde,  ob  ein  Katholik  An- 
hänger der  Sozialdemokratie  und  besonders  der  Sozialisierung  der  Produk- 
tionsmittel sein  könne,  schrieb  er  einige  abfällige  Worte  über  den  Materialis- 
mus, wie  er  ihn  verstand,  und  legte  dabei  den  Marxschen  Materialismus 
nicht  ganz  richtig  aus.  Da  fällt  das  ganze  marxistische  Ketzergericht  über 
ihn  her  und  zerfleischt  den  armen  Kerl,  der  dabei  das  Empfinden  gehabt 
haben  muss,  er  wäre  aus  der  einen  Kirche  als  Ketzer  weggelaufen,  um  in  einer 
andern  als  solcher  auf  den  Scheiterhaufen  geschleppt  zu  werden. 

Unser  Parteiorgan  Het  Volk  hat  kurz  vor  dem  Parteitag  einmal  in  einer 
Artikelserie  mit  diesen  Herren  und  Damen  Abrechnung  gehalten  und  natür- 
lich dadurch  Ärgernis  bei  diesen  Genossen  erweckt.  Auf  dem  Parteitag  ward 
daher  gegen  die  Redaktion  schweres  Geschütz  aufgefahren.  Trotz  der  stun- 
denlangen Reden  verschiedener  marxistischer  Genossen,  darunter  van  der  Goes 
und  Henriette  Roland  Holst,  wurde  nach  meiner  Verteidigung  der  Redaktion 
mit  204  gegen  86  Stimmen,  also  fast  Dreiviertelmehrheit,  ihre  kollektive  Form 
beibehalten.  Auch  eine  Anzahl  Revisionisten  stimmte  für  eine  Formänderung, 
was  die  Opposition  um  mindestens  20  Stimmen  vermehrte,  von  Delegierten, 
die  sonst  vollständig  auf  der  Seite  der  Parteileitung  standen.  Als  am  folgen- 
den Tage  die  Debatte  weitergeführt  wurde  und  auch  die  Kammerfraktion  auf 
die  Angriffe  geantwortet  hatte,  kam  nicht  einmal  ein  Antrag,  um  etwas  zu 
bedauern  oder  zu  rügen.  Die  Debatte  erlosch  wie  eine  Nachtkerze.  Bei 
einer  grossen  Anzahl  von  Delegierten  herrschte  natürlich  grosse  Missstimmung 

»)  über  diesen  Parteitag  ist  bereits  in  der  Rubrik  Sotialistische  Bewegung  der  Rundschau  in  den 
Sozialistischen  Monatsheften,  1908.  I.  Band.  pag.  57a  ff.,  referiert  worden. 
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darüber,  das  mehr  als  die  Hälfte  der  Parteitagszeit  an  einer  so  inhaltslosen 
Debatte  verschwendet  wurde. 

Wenn  diese  Dinge  nicht  vorhanden  gewesen  wären,  so  hätte  dieser  Parteitag 
die  glänzendste  Propaganda  abgeben  können.  Die  politischen  Verhältnisse 
haben  sich  geändert.  Das  liberale  Ministerium  de  Meester  ist  gestürzt, 
gestürzt  durch  die  militaristischen  Parteien  einerseits  die  Sozialdemokratie 
und  einen  Teil  der  Frcisinnig-Demokraten  andrerseits,  die  Regierung  ist  in 
den  Händen  der  Rechten,  der  Konservativen ;  die  Verfassungsrevision  ist  ein- 
gestellt. Es  wird  alle  Machtentfaltung  der  Arbeiterklasse  notwendig  sein,  um 
eine  lange  reaktionäre  Periode  zu  verhindern.  Die  Wahlrechtsbewegung  er- 
fordert alle  Kräfte;  denn  dem  niederländischen  Proletariat  ist  die  Eroberung 
des  allgemeinen  Wahlrechts  sehr  nahe,  wenn  es  dafür  sorgt,  den  bürgerlichen 
Parteien  weder  Rast  noch  Ruhe  zu  lassen.  Die  Liberale  Union,  mit  24  Mit- 
gliedern der  Kammer  die  stärkste  Fraktion  der  lihcralen  Partei,  hat  sich 
unlängst  für  das  allgemeine  Wahlrecht  ausgesprochen,  die  Freisinnig-Demo- 
kraten  sind  stets  dessen  Anhänger  gewesen,  in  der  katholischen  Partei  ist  eine 
sehr  starke  Strömung  dafür.  Jetzt  heisst  es  anpacken  und  festhalten.  Und 
gerade  in  der  Wahlrechtsbewegung  hatte  der  Parteitag  ein  sehr  erfreuliches 
Ereignis  zu  verzeichnen.  Der  Verband  der  niederländischen  Gewerkschaf len, 
der  jetzt  gegen  35000  Mitglieder  zählt,  hatte  sich  gerade  einstimmig  dafür 
ausgesprochen  an  der  Wahlrechtsbewegung  teilzunehmen,  falls  das  jetzige 
Wahlrechtskomitee  sich  auflösen  und  die  Führung  der»  Bewegung  an  die  sozial- 
demokratische Arbeiterpartei  übergehen  würde.  Für  letzteres  waren  schon 
wiederholt  Stimmen  laut  geworden.  Für  unsere  Wahlrechtsagitation  war  also 
ein  wichtiges  Moment  gegeben.  Die  Resolution  des  Parteivorstandes,  die  den 
Kampf  für  das  allgemeine  Wahlrecht  beschloss,  und  eine  zweite,  die  auch  das 
Frauenwahlrecht  verlangt,  wurde  einstimmig  angenommen. 

Die  Annäherung  der  Gewerkschaftsbewegung  an  die  sozialistische  Partei  ist 
für  Holland,  wo  noch  vor  wenigen  Jahren  das  Verhältnis  zwischen  der  Partei 
und  der  Mehrheit  der  Gewerkschaften  sehr  gespannt  war,  ein  höchst  erfreu- 
liches Ereignis.  Darum  musste  es  um  so  mehr  erbittern,  dass  gerade  jetzt 
Frau  Roland  Holst  auch  die  Gewerkschaften  anzugreifen  beliebte  und  ihnen 
antisozialistische  Tendenzen  vorwarf.  Einen  unglücklicheren  Moment  hätte 
sie  dafür  gar  nicht  wählen  können.  Immerhin  war  es  für  die  Marxisten  noch 
ein  Glück,  dass  der  Parteitag  die  hässlichen  Beleidigungen  noch  nicht  kannte, 
die  in  der  Leipziger  Volkszeitung  vom  18.  April  gegen  die  sehr  geschickte  und 
begabte  Leitung  der  niederländischen  Gewerkschaftszentrale  erhoben  worden 
waren,  weil  die  holländischen  Gewerkschaftsführer  die  reichen  Erfahrungen 
der  deutschen  nach  Kräften  ausnutzen. 

Was  die  anderen  Verhandlungsgegenstände  des  Parteitags  anlangt,  so  sei  die 
Frage  der  Frauenarbeit  genannt,  ein  Punkt  von  grosser  prinzipieller  Bedeu- 
tung. Doch  ist  diese  Materie,  bei  der  mancherlei  interessante  Gesichtspunkte 
in  Frage  kommen,  wichtig  genug,  um  später  einmal  in  einem  besonderen  Ar- 
tikel behandelt  zu  werden.  Der  Parteitag  hat  auch  keinen  bestimmten  Be- 
schluss  gefasst  sondern  sich  dafür  entschieden  die  Frage  noch  ein  Jahr  lang 
näher  untersuchen  zu  lassen,  um  dann  erst  dazu  Stellung  zu  nehmen.  Ein 
paar  Stunden  des  Parteitags  waren  dem  Unfallversicherungsgcsctz  gewidmet, 
das  augenblicklich  seitens  der  Unternehmer  heftig  angegriffen  wird.   Der  Par- 


Digitized  by  Google 


WILLEM  HUBERT  VLIEGEN  ■  DIE  BEDEUTUNG  DES  HOLLÄNDISCHEN  PARTEITAGS  1908  549 


teitag  nahm  Referate  der  Genossen  Duijs,  eines  Beamten  der  Reichsver- 
sicherungsbank, und  Spiekman  entgegen  und  beschloss  dann  sich  mit  der 
grössten  Energie  gegen  die  Pläne  der  Unternehmer  zur  Wehr  zu  setzten. 
Das  war,  von  einigen  organisatorischen  Angelegenheiten  abgesehen,  die  Arbeit 
des  Parteitags  1908.  Welche  Folgen  der  Parteitag  haben  wird,  kann  man 
jetzt  noch  nicht  mit  Bestimmtheit  sagen.  Der  erste  Eindruck  musste  der  sein, 
dass  die  Situation  schlimmer,  die  gegenseitige  Verbitterung  grösser  denn  je 
geworden  ist.  Dem  gegenüber  steht  aber  der  fast  allgemeine  Eindruck,  dass 
alles,  was  die  Marxisten  diesmal  gegen  die  führenden  Organe  und  gegen  die 
Partei  selbst  angeführt  haben,  so  sehr  jeder  Sachlichkeit  und  jedes  Ernstes 
entbehrte,  dass  auch  in  ihren  eigenen  Reihen  die  Einsicht  bald  einkehren  muss, 
dass  sie  auf  dem  Holzwege  sind.  Dazu  kommt,  dass  der  neue  Schwung,  der 
in  die  Wahlrechtsbewegung  gebracht  ist,  auf  die  Ausgleichung  der  inneren 
Gegensätze  günstig  einwirken  wird.  Meinte  doch  einer  der  Parteiführer  der 
Marxisten  selber,  dass  das  der  einzige  Punkt  wäre,  wo  alle  Sozialisten  mit 
voller  Kraft  zusammenhalten  könnten.  So  ist  die  Hoffnung  nicht  aufzugeben, 
dass  auch  die  Marxisten  Vernunft  annehmen  und  an  das  alte  holländische 
Sprichwort  denken  werden:  »Wer  seine  Nase  verunstaltet,  verunstaltet  sein 
Gesichte 
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MR*  SCHIPPEL  •  LRN  DTRGS  WRH LEU  UND  PRR- 
TEIEN  IN  PREÜSSEN 

EINE  der  alten  Parteien  Preussens  ist  zu  lebhafterem  Interesse  an 
einer  gründlichen  Wahlrechtsumgestaltung  anzustacheln  gewesen. 
Das  stellt  sich,  wie  wohl  niemand'  bestreiten  wird,  als  das  Endergeb- 
nis der  ganzen  schläfrigen  bürgerlichen  Landtagswahlbewegung 
heraus.  Unser  Druck  von  aussen  her,  durch  Presse,  Versammlungen 
und  Demonstrationen,  vermochte,  wie  sich  schon  vorher  erkennen  liess,  gegen  den 
vereinigten  Trägheitswiderstand  der  Regierung  und  der  Parteien  zunächst  nichts 
auszurichten.  Etwas  Greifbares  als  Wahlbundesgenossen  zu  bieten  waren  wir, 
bei  der  allseitigen  unüberwindlichen  Abneigung  gegen  den  Blockfreisinn  in 
unseren  Reihen,  erst  recht  nicht  m  der  Lage.  Der  ganze  Aufmarsch  der  bürger- 
lichen Parteien  hat  sich  unter  diesen  Umständen  lediglich  nach  den  kleinlichsten 
Fraktionsberechnungen,  ohne  jede  aufrüttelnde,  richtunggebende  und  durch- 
schlagende Wirkung  des  Wahlrechtsproblems  vollzogen.  Das  ist  bedauerlich, 
aber  die  Konstellationen  eines  Wahlkampfes  lassen  sich  nun  einmal  nicht  nach 
Belieben  künstlich  erzeugen,  und  die  Erfahrungen  der  letzten  Monate  Hessen 
kaum  einen  anderen  Verlauf  erwarten. 

Der  Kontrast  gegen  früher,  als  in  der  deutschen  Sozialdemokratie  die  ersten 
Erörterungen  über  die  Landtags  Wahlbeteiligung  begannen,  ist  allerdings  ein 
aussergewöhnlich  scharfer.  Damals,  vor  der  Mitte  der  neunziger  Jahre,  erwog 
man  bei  uns  in  voller  Ruhe  sogar  die  einfache,  von  Mandats-  und  Stiinmcn- 
gegenleistungen  ganz  unabhängige  Stimmabgabe  für  die  bürgerliche  Linke, 
soweit  sie  für  bestimmte  nächstliegende  Fortschritte  einzutreten  und  bestimmte 
drohende  Rückschritte  abzuwehren  versprach.  Die  tiefe  und  langanhaltende 
Erregung  über  den  Zedlitzschen  Schulgesetzcntwurf  hatte  diesem  Gedanken, 
bis  hinüber  zu  unseren  vermeintlich  Radikalsten,  manchen  angesehenen  und  eif- 
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rigen  Anhänger  verschafft.  Man  wollte  durch  ein  erstmaliges  Wahlcingreifen 
den  drückenden  Ring  der  konservativ-klerikalen  Herrschaft  in  Schule  und 
Kirche  wie  mit  einem  kecken  Handstreich  auseinandersprengen  und  damit  zu- 
gleich die  ganze  Dreiklassenwahl  derart  ad  absurdum  führen,  dass  die  Re- 
gierung selber  einen  Ausweg  aus  der  bösen  Sackgasse,  eine  Änderung  des 
Wahlsystems  suchen  müsse,  auf  dem  es  sich  bisher  so  bequem  geruht  hatte,  und 
das  nun  mit  einem  Male  recht  verblüffende  Nücken  und  Tücken  enthüllen  sollte. 
Ich  halte  diesen  Gedanken  selbst  heute  noch  keineswegs  für  den  schlechtesten. 
Aber  den  notwendigen  allgemeineren  Anklang  kann  er  selbstverständlich 
nur  unter  besonderen,  nicht  willkürlich  und  jederzeit  zu  schaffenden  Voraus- 
setzungen finden.  Nur  dann  nämlich,  wenn  grosse,  breite  Wählermassen  eine 
ernste  Gefahr  drohend  nahegerückt  sehen  und  deren  Vernichtung  und  Be- 
seitigung für  viel  wichtiger  halten  als  die  beliebten  gegenseitigen  Fraktions- 
anklagen und  die  üblichen  Aufklärungen  über  ziemlich  fernliegende  und  un- 
sichere Zukunftsziele.  Angesichts  der  geplanten  Auslieferung  der  staatlichen 
und  kommunalen  Volksschule  an  die  katholische  und  protestantische  Klerisei, 
dann  nochmals  während  des  Entrüstungssturmes  gegen  den  Reckeschen  Vereins- 
gesetzentwurf und  später  noch  dann  und  wann  bei  ähnlichen  Gelegenheiten 
hätte  sich  zweifellos  eine  ähnliche  Wahltaktik  nicht  bloss  denken  sondern  selbst 
den  meisten  noch  Widerstrebenden  plausibel  machen  lassen.  Heute  ist  damit 
gründlich  aufgeräumt.  Selbst  wenn  heute  wieder  ein  entsprechender  tatsäch- 
licher Zündstoff  vorläge  wie  damals,  so  würden  die  preussischen  Arbeiter  doch 
nirgends  eine  bürgerliche  Linke  sehen  wollen,  der  man  auch  nur  das  geringste 
Vertrauen  entgegenbringen  könnte.  Umgekehrt  hat  natürlich  diese  wachsende 
Entfremdung  und  Erbitterung  zwischen  der  bürgerlichen  Linken  und  der 
Sozialdemokratie  das  Anlehnungsbedürfnis  des  Freisinns  nach  rechts  verstärkt 
und  auch  dort  die  Verkünder  des  Bundes  aller  freiheitlichen  Elemente  zu  ein- 
samen Predigern  in  einer  menschenleeren  Wüste  gemacht.  Damit  haben  sich 
die  Aussichten  der  preussischen  Wahlrechtsentwickelung,  soweit  diese  von 
Verschiebungen  in  der  parlamentarischen  Parteigruppierung  abhängt,  überaus 
ungünstig  gestaltet. 

Die  Haltung  der  Freisinnigen  Volksparlei,  in  die  ja  sehr  bald  die  Freisinnige 
Vereinigung  aufgegangen  sein  wird,  kennzeichnet  Dr.  Barth  in  seiner  letzten 
Flugschrift  ganz  richtig: 

»Die  preussischen  Landtagswahlen  stehen  vor  der  Tür.  Man  hat  bisher  selbst  in  den 
Kreisen  der  Freisinnigen  Volkspartei  wenigstens  die  Fiktion  aufrecht  erhalten, 
als  ob  dabei  die  Forderung  der  Übertragung  des  Reichtstags  w  a  h  1  re  c  h  t  s  auf 
Preussen  den  sachlichen  Mittelpunkt  der  Wahlbewegung  für  die  Freisinnigen 
bilden  werde.  Wer  kann  im  Ernst  heute  daran  noch  glauben?  Es  ist  ein  offenes 
Geheimnis,  dass  die  Führer  der  Freisinnigen  Volkspartei  für  diese  Programm f orderung 
nur  ein  sehr  platonisches  Interesse  empfinden ;  aber  andere  haben  sie 
ernst  genommen  und  nehmen  sie  heute  noch  ernst.  Wie  will  man  jedoch  das  Ver- 
trauen in  die  Aufrichtigkeit  dieser  Bestrebungen  erwecken,  wenn  man  nach  dem 
Payerschcn  Rezept  verfährt  und  als  die  oberste  Richtschnur  des  politischen 
Verhaltens  der  gesamten  freisinnigen  Fraktionsgemeinschaft  das  Prinzip  aufstellt, 
dass  den  verbündeten  Regierungen  weder  ein  Grund  noch  ein  Vorwand  gegeben 
werden  dürfe  die  Freisinnigen  aus  dem  Bülowblock  auszuschalten.  Werden  die 
Gegner  der  Landtagswahlreform  in  Preussen  angesichts  dieser  Payerschen  Erklärung 
die  agitatorischen  Bemühungen  der  Freisinnigen  in  der  Wahlrechtsfrage  nicht  mit 
vollem  Recht  als  Schaumschlägerei  ansehen?  Wie  kann  man  an  die  Aufrichtigkeit 
der  freisinnigen  Wahlrechtsagitation  glauben,  nachdem  eben  erst  die  feierliche  Ver- 
sicherung abgegeben  ist,  dass  man  mit  Agrariern,  Antisemiten  und  Nationalliberalen, 
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also  den  entschiedensten  Gegnern  der  Übertragung  des  Reichstagswahlrechts  in 
Preussen,  weiter  kooperieren  wolle,  um  Zentrum  und  Sozialdemokratie,  das  heisst 
die  Parteien,  die  für  jene  Übertragung  eintreten,  zu  bekämpfen?  Die  Unaufrichtig- 
keit  dieser  Situation  springt  in  die  Augen,  und  deshalb  erscheint  es  ganz  aas- 
geschlossen, dass  der  Blockfreisinn  bei  den  bevorstehenden  Landtagswahlen  einen 
Kampf  um  eine  Landtagswahlreform  führen  wird,  der  mehr  bedeutet  als  ein  blosses 
Schaufechten.  Den  alten,  ererbten  Paradedegen  wird  man  ziehen,  aber  nicht  um 
gegen  die  Reaktion  einen  tüchtigen  Streich  zu  führen  sondern  um  schliesslich  vor 
ihr  zu  salutieren.«1) 

Die  Nationalliberalen,  mit  denen  in  erster  Linie  der  Freisinn  Wahlbündnisse 
abzuschliessen  sucht,  »verwerfen«  in  ihrem  Berliner  Wahlflugblatt  ausdrücklich 
»im  Gegensatz  zur  freisinnigen  Partei  die  Übertragung  des  Reichstagswahl- 
rechtes mit  seinem  gleichen  Wahlrecht  auf  Preussen  ....  Wir  wollen  nicht, 
dass  der  Mittelstand  künftig  überhaupt  keinen  Einfluss  auf  das  Wahlergebnis 
hat,  wir  wollen  nicht,  dass  Moabit  auch  im  Landtage  durch  einen  Sozialdemo- 
kraten vertreten  wird.«  1867  schrieb  diese  Partei  bekanntlich  dem  »nächsten 
Landtage«  die  Aufgabe  zu  das  überlebte  beschränkte  Klasscnwahlsystem  zu 
verlassen  und  den  »Übergang  zum  allgemeinen  Stimmrecht«  vorzubereiten.  Heute 
erstrebt  die  Partei  nur  noch  eine  stärkere  Zuweisung  von  Landtagssitzen  an  die 
industriellen  und  städtischen  Kreise,  die  Beseitigung  der  öffentlichen  und  in- 
direkten Stimmabgabe  und  einen  Ersatz  der  Bevorzugung  in  der  ersten  und 
zweiten  Wählerklasse  durch  eine  Art  Pluralstimmrecht  aller  derer,  die,  wie 
man  annehmen  darf,  im  Durchschnitt  gut  nationalliberal  wählen.  Ein  richtiges 
juste  vniiiVu-Programni,  nicht  ohne  Aussicht  auf  Unterstützung  aus  Regierungs- 
kreisen; aber  bei  Nationalliberalen  wird  man  froh  sein  müssen,  wenn  sie  unter 
dem  beginnenden  Drucke  der  Konservativen  selbst  von  diesem  bescheidenen 
Standpunkt  nicht  nochmals  weit  zurückweichen. 

Das  Aufreizendste  jedoch  ist  die  Haltung  des  Zentrums.  Diese  Partei  setzt 
offenbar  bei  ihren  Wählermassen  eine  derartige  Urteilslosigkeit  voraus,  dass 
ihr  nachgerade  jede  noch  so  plötzliche  Front  Veränderung  möglich  scheint.  Sie 
glaubt  noch  nicht  einmal  wie  der  Blockfreisinn  hier  und  da  eine  Bezirksvereins- 
opposition fürchten  zu  müssen,  wenn  sie,  eben  noch  über  die  gouvernementale 
Nachgiebigkeit  des  Freisinns  drei  Kreuze  schlagend,  den  Abmarsch  nach  der 
äussersten  Rechten  einleitet  und  mit  der  grössten  Skrupellosigkcit  bis  zu  den 
letzten  Schritten  durchführt.  Und  immer  ist  es  nur  das  engste  augenblickliche 
Fraktionsinteresse,  niemals  ein  grosses  dauerndes  politisches  Interesse,  nach 
dem  sie  ihre  geduldigen  Schutzbefohlenen  bald  nach  links  zur  Opposition  bald 
nach  rechts  zur  Reaktion  hindirigiert.  Mit  erstaunlicher  Offenherzigkeit  be- 
gründete kürzlich  Herr  Erzberger  im  Tag  vom  13.  Mai  die  von  oben  herab 
empfohlene  Wahltaktik,  das  heisst  die  Unterstützung  und  Verstärkung  der 
preussischen  Stockkonservativen  —  denn  selbst  die  Freikonservativen  sind 
diesen  seltsamen  Vorkämpfern  einer  »ehrlichen,  gesunden  Demokratie«  zu  sehr 
liberal  angekränkelt  und  blockverbündct  — : 

>Es  muss  im  Zentrum  das  stärkste  Misstrauen  gegen  die  Freisinnigen  Platz  greifen; 
denn  man  sagt  sich,  dass  man  nur  den  politischen  Kuhhandel  und  die 
politischen  Gewinne  des  Freisinns  erhöhen  würde,  wenn  man  diese  Gruppe  stärken 
wollte;  dafür  liegt  aber  für  die  Zentrumswählerschaft  gar  keine  Veranlassung  vor, 
und  sie  hat  in  einer  grossen  Anzahl  von  Kreisen  Gelegenheit,  dies  zu  verhindern. 
Der  Liberalismus  hat  offen  den  Kampf  gegen  Konservative  und  Zentrum  als  Ziel 
der  Wahlbewegung  bezeichnet,  was  die  Situation  klärt  Es  ist  ganz  naturgemäss, 
dass  die  beiden  Bedrohten  dementsprechend  ihre  Taktik  einrichten,  und  dass  vom 

*)  Vcrgl.  Throdor  Barth  Der  Freisinn  im  Block  /Berlin  1908/.  pag.  23  ff. 
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Zentrumsstandpunkt  aus  —  abgesehen  von  den  Wahlbündnissen  mit  den 
Polen  —  die  Konservativen  überall  das  kleinere  Übel  und  da- 
her nach  der  bewährten  Windthorstschen  Taktik  zu  unterstützen  sind. 
Dies  auszusprechen  fällt  mir  schwer,  da  ich  in  den  meisten  politischen  und  vielen 
sozialpolitischen  Fragen  den  Konservativen  so  fern  stehe  wie  nur  denkbar,  da  ich 
hundertmal  lieber  mit  einer  ehrlichen,  gesunden  Demokratie  gehen  würde. 
Aber  nach  den  jüngsten  Erfahrungen  im  Reichstag  findet  man  diese  auf  der  bürger- 
lichen Linken  nicht  mehr.  Da  aber  der  Liberalismus  der  christlich-konser- 
vativen (nicht  in  parteipolitischem  Sinne)  Weltanschauung  den  Kampf 
aufs  neue  angesagt,  da  Herr  Abgeordneter  Kopsch  gar  einen  Kulturblock  gegen 
Zentrum  und  Konservative  ins  Leben  rufen  will,  ist  die  Stellung  eines  Zentrums- 
wählers [!]  von  selbst  gegeben.  Die  Situation  ist  heute  so  geklärt  wie  nie  zuvor; 
die  Orientierung  wesentlich  erleichtert.  Ebenso  klar  ist,  dass  diese  Unterstützung 
nicht  für  die  Freikonservativen  in  betracht  kommt,  da  sie  in  der  Frage  der  Welt- 
anschauung überhaupt  nicht  wissen,  was  sie  wollen,  und  volle  Freiheit  lassen ; 
sie  sind  auf  diesem  Gebiete  das  Treibholz  der  Regierung.  Der  Ausfall  der  Wahlen 
ist  nach  diesem  Aufmarsch  nicht  mehr  ungewiss:  das  liberale  Kampfesziel  wird 
nicht  erreicht  werden.« 

Gewiss,  wenn  die  hehre,  die  Rechte  und  das  Zentrum  einigende  christlich-konser- 
vative Weltanschauung  in  den  Vordergrund  rückt,  wo  bleibt  da  in  der  Wahl- 
kampfführung noch  Raum  für  das  kümmerliche,  trennende  Wlahlrechtsproblem, 
bei  dem  sich  alles  auf  die  Zurückdrängung  eben  der  selben  preussischen  Rechten 
zuspitzt !  Aber  der  Segen  des  Himmels  ruht  sichtlich  auf  einem  solchen  prin- 
zipientreuen Zentrum.  Denn  während  andere  Parteien  nicht  selten  um  ihrer 
hochgehaltenen  Grundauffassungen  willen  reale  politische  Erfolge  in  der  Gegen- 
wart sich  entschlüpfen  lassen  müssen,  deckt  hier  die  ideale  Flagge  stets  die 
profitabelste  Fraktionshandelsware.  Die  Weltanschauung,  um  die  es  sich  hierbei 
dreht,  harmoniert  jederzeit  in  trefflichster  Weise  mit  der  simplen  hausbackenen 
Fraktionsberechnung,  dass  das  Zentrum  sich  niemals  vom  »Kuhhandele  aus- 
schalten lassen  dürfe,  von  dem  selben  Kuhhandel,  den  man  bei  Liberalen  als 
charakterloses  Strebertum  verurteilt.  »So  ergibt  sich  von  selbst  die  Scheidung 
der  Geister«,  fährt  Herr  Erzbcrger  in  seinen  Offenherzigkeiten  fort: 
»Zur  Zertrümmerung  der  konservativ-klerikalen  Mehrheit  muss  der  Liberalismus 
einschlieslich  der  Freikonservativen  rund  40  Mandate  erobern;  da  Konservative  und 
Zentrum  diesen  Verlust  erleiden  sollen,  ergibt  sich  für  den  bevorstehenden  Wahl- 
kampf von  selbst  die  Waffenbrüderschaft  der  Abwehr,  und  das  trotz 
aller  Gegensätze  in  der  Reichspolitik  und  in  Fragen  der  Landespolitik. 
Auch  die  Wahlrcchtsf  rage  ändert  an  dieser  Konstellation 
nichts.« 

Es  lohnt  nicht  heute  die  Frage  aufzuwerfen,  ob  diese  ganze  Partcikonstcllation 
in  Preussen  so  kommen  musste  wie  sie  nunmehr  an  der  Schwelle  der  Wahlen 
als  vollendete,  unabänderliche  Tatsache  vor  uns  steht.  Jedenfalls  ist  sie,  mehr 
noch  als  im  Reich,  für  unsere  nächsten  politischen  Forderungen  und  Wahl- 
erfolge in  Preussen  wesentlich  unvorteilhafter  als  man  das  noch  vor  Jahres- 
frist voraussehen  konnte.  Es  ist  uns  nicht  gelungen  Bundesgenossen  zu  finden 
und  dadurch  vielleicht  zu  einem  ersten  festen,  wenn  auch  kleinen  Kern  ent- 
schieden wahlformfreundlichcr  Abgeordneter,  auch  in  der  bürgerlichen  Linken, 
zu  gelangen.  Die  ganz  unter  sich  gebliebenen  bürgerlichen  Fraktionen  haben 
aus  sich  selber  heraus,  wie  zu  erwarten,  nichts  für  eine  Zusammenfassung  der 
vorwärtsdrängenden  Kräfte  getan,  und  sie  werden  nach  dem  ganzen  Gang 
der  Wahlbewegung  zu  urteilen  kaum  im  stände  sein  für  irgend  welche  Wahl- 
rcchtsumgcstaltung  in  irgend  einer  bestimmten  Richtung  eine  geschlossene 
Initiative  zu  entfalten.    Alles  wird  hier,  im  innerparlamentarischen  Getriebe, 
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nach  wie  vor  von  der  Regierung  abhängen,  die  doch  wenigstens  noch  einen 
einheitlichen  Willen  zu  entwickeln  vermag.  Die  wirklichen  Entscheidungen 
jedoch  werden,  wenn  der  3.  und  der  16.  Juni  vorüber  sind,  abermals  nach 
aussen,  in  die  Agitationen  unserer  Presse  und  Organisationen  verlegt  sein. 

Oder  sollte  uns  das  Dreiklassenwahlsystem  in  seiner  Unberechenbarkeit  auch 
einmal  angenehme  Überraschungen  bereiten? 

XXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXX 
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■  IR  stehen  nunmehr  inmitten  des  Wahlkampfs  zum  preussischen 
Abgeordnetenhause.  Doch  ist  von  einer  richtigen  Kampfstimmung 
noch  wenig  zu  merken.  Vielleicht  ändert  sich  das  noch  in  der 
letzten  Woche.  Das  Dreiklassenwahlsystem  ist  auch  darum  ver- 
llwerflich,  weil  es  an  die  Stelle  eines  frischfröhlichen  Kampfes  der 
Geister  den  Schacher  um  Mandate  setzt.  Den  Wählern  aus  der  breiten 
Volksmasse  wird  das  Wählen  gründlich  verekelt,  damit,  wo  nicht  der  Landrat 
die  Wahlen  macht,  die  handvoll  Wähler  der  anderen  Klassen  sich  möglichst 
ohne  Anstrengung  ihres  Hirns  in  die  Mandate  teilen  können.  Und  dieser 
T cilungsproscss  ist  natürlich  durch  die  Blockschöpfung  noch  gefördert  worden. 
Mandatsschacher  begegnet  uns  auf  Schritt  und  Tritt,  fast  durchgängig  diktiert 
von  dem  Wunsch  einem  rechten  Wahlkampf  aus  dem  Wege  zu  gehen,  den 
Wahlausgang  zu  einer  im  voraus  erledigten  Sache  zu  machen. 

Kein  Wunder,  wenn  sich  unter  solchen  Umständen  die  rechte  Kampfstimmung 
selbst  in  der  Arbeiterschaft  nur  langsam  einstellt.    Jeder  Kampf  braucht  ein 
bestimmtes  unmittelbares  Ziel,  mag  es  Etappc  oder  Endziel  sein.    Beim  Wahl- 
kampf heisst  es  Zählung  der  Kräfte  und  Einwirkung  auf  die  Zusammensetzung 
des  in  Frage  kommenden  Vertretungskörpers.    Für  die  Klasse  der  Arbeiter 
und  Abhängigen  ist  jedoch  durch  die  Vorschrift  der  öffentlichen  Stimmabgabe 
und  die  geschilderte  Beschlagnahme  der  Mandate  von  Seiten  der  privilegierten 
Wähler  beides  im  höchsten  Grade  eingeengt.    Die  Begeisterung,  wie  sie  der 
Reichstagswahlkampf  fast  von  selbst  hervorruft,  ist  unter  diesen  Umständen 
von  vornherein  beeinträchtigt.    Der  so  viel  schwerere  Kampf  geht  um  ein  viel 
/weniger  augenfälliges  Objekt  und  bedarf  daher  viel  stärkerer  Anfeuerung.  Bei 
/der  jetzigen  Wahl  ist  das  um  so  mehr  der  Fall  als  der  ungünstige  Gcschäfts- 
/  gang  den  Prozentsatz  der  Abhängigen  noch  erheblich  vermehrt  hat.  Jeder 
/  Erfolg,  jede  auch  nur  massige  Vermehrung  der  Stimmen  gegen  1903  wird 
/  daher  diesmal  um  so  höher  anzuschlagen  sein.    Das  bleibt  indes  vorerst  eine 
I  bloss  theoretische  Wertung,  während  die  Aufgaben  der  Zeit  danach  drängen 
die   sozialdemokratischen  Stimmen    praktisch    zur    möglichsten  Geltung  zu 
bringen. 

I  Unter  dem  Dreiklassenwahlsystem  kann  die  Partei,  die  ihre  Wähler  im  grossen 
und  ganzen  nur  in  der  dritten  Klasse  findet,  nur  in  dem  Masse  direkt  auf  die 
Gesetzgebung  einwirken,  als  sie  die  Gegensätze  zwischen  den  Parteien  der 
anderen  Klassen  ihren  Zwecken  dienstbar  zu  machen  versteht.  Dass  solche 
Gegensätze  bestehen,  bedarf  nicht  erst  einer  langen  Auseinandersetzung.  Wenn 
sie  gegenüber  dem  Kampf,  den  alle  jene  Parteien  heute  mit  der  Sozialdemo- 
kratie führen,  mehr  oder  weniger  leicht  ins  Gewicht  fallen,  so  sind  sie  darum 
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doch  da  und  streben  immer  wieder  dahin  sich  geltend  zu  machen.  Es  liegt  auch 
gar  nicht  in  unserm  Interesse,  dass  dieses  Spiel  aufhört  oder  sich  über  das 
Mass  hinaus  abschwächt,  von  dem  man  begründetermassen  sagen  kann,  dass  es 
durch  die  Existenz  der  Sozialdemokratie  unvermeidlich  vorgeschrieben  ist.  Ein 
Punkt,  bei  dem  manche  unter  uns  die  Unterschiede  gar  zu  gering  einschätzen, 
wie  sie  die  Dinge,  die  von  der  Gesetzgebung  entschieden  werden,  etwas  gar  zu 
leicht  nehmen.  Man  braucht  nur  den  Verhandlungen  über  die  Wahlrechts- 
änderung im  sächsischen  Landtag  zu  folgen,  um  sich  zu  überzeugen,  wie  wenig 
es  für  die  Sozialdemokratie  gleichgültig  ist,  welches  die  Zusammensetzung  des 
nächsten  preussischen  Abgeordnetenhauses  sein  wird.  Sie  zeigen  uns,  wie 
grosse  Meinungsverschiedenheiten  in  der  Bemessung  der  Weite  und  Formen 
des  Wahlrechts  unter  den  bürgerlichen  Parteien  selbst  dort  noch  möglich  sind, 
wo  man  überzeugt  ist,  dass  das  allgemeine,  gleiche,  direkte  und  geheime  Wahl- 
recht der  Sozialdemokratie  die  Mehrheit  im  Landtag  verschaffen  würde.  In 
Preussen,  wo  es  einstweilen  damit  noch  nicht  brennt,  wir  aber  grössere  Ver- 
hältnisse haben,  haben  die  Meinungsverschiedenheiten  um  so  grösseren  Spiel- 
raum, und  um  so  mehr  stehen  wir  vor  der  Aufgabe,  die  Klassenpolitik  der 
Sozialdemokratie  nicht  durch  gefühlspolitische  Regungen  bei  der  Wahl  beein- 
trächtigen zu  lassen. 

Erfahrungsgemäss  und  aus  leicht  zu  verstehenden  Gründen  pflegen  Parteien  sich 
um  so  leichter  in  die  Haare  zu  geraten,  pflegt  auch  der  Kampf  zwischen  ihnen 
ein  um  so  persönlicherer  zu  werden,  je  näher  sie  einander  stehen.  Die  Nach- 
barschaft lässt  die  kleinlicheren  Momente  mehr  in  den  Vordergrund  treten  und 
verursacht  Reibungen  und  Gehässigkeiten,  die  in  dem  Masse  in  Wegfall  kommen, 
wie  der  Berührungspunkte  weniger  werden.  Dazu  kommt,  dass  Nachbarparteien 
sich  die  am  meisten  störende  Konkurrenz  machen  und  bei  jeder  von  beiden  die 
Vorstellung  erwächst,  dass  es  für  sie  und  die  allgemeine  Sachlage  am  besten 
sein  würde,  wenn  dies  störende  Element  nicht  da  oder  zu  völliger  Impotenz  ver- 
urteilt wäre.  Sie  wird  auch  gewöhnlich  ein  Stück  Wahrheit  enthalten.  Aber 
doch  immer  nur  ein  Stück.  Denn  Parteien  sind  keine  Zufälligkeiten,  sondern 
haben  in  bestimmten  politischen  Zuständen  und  sozialen  Differenzierungen 
ihren  Nährboden,  und  Nachbarparteien  machen  sich  nicht  nur  Konkurrenz, 
sondern  führen  auch  in  bestimmten  Grenzen  gemeinsam  Kampf  gegen  Dritte. 
Andernfalls  sie  keine  Nachbarparteien  wären. 

Wtelche  Gefühlsregungen  die  Nachbarschaft  von  Freisinn  und  Sozialdemokratie 
bei  beiden  Parteien  hervorgerufen  hat,  ist  bekannt.  Bekannt  ist  auch,  dass 
die  Sozialdemokratie  ziemlich  ausnahmslos  durch  sie  das  politische  Urteil  sich 
bisher  nicht  hat  trüben  lassen.  Fast  stets  hat  sie  vielmehr  dort,  wo  es  von  ihr 
abhing,  ob  ein  Freisinniger  oder  ein  rechtsstehender  Politiker  gewählt  wurde, 
weder  der  Stimme  des  Verdrusses  über  Gehässigkeiten  und  Verrätereien  noch 
der  Vorstellung  Folge  gegeben,  dass  die  halben  Gegner  schlimmer  seien  als  die 
ganzen,  sondern  sie  hat,  um  ihre  grösseren  Gegner  zu  schwächen,  für  die  Frei- 
sinnigen gestimmt.  Sie  ist  dabei  nicht  schlecht  gefahren.  Wo  der  Freisinn 
solche  Unterstützung  mit  Verräterei  beantwortete,  hat  gewöhnlich  er  am  Ende 
den  Schaden  davongetragen.  Was  demokratisch  dachte,  fiel  von  ihm  ab  und 
der  Sozialdemokratie  zu.  Ihre  stets  auf  die  grossen  Interessen  der  Arbeiter- 
klasse gerichtete  und  gerade  darum  konsequent  demokratische  Politik  hat  der 
Sozialdemokratie  das  Vertrauen  aller  wirklichen  Demokraten  gewonnen  und 
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ihr  unter  anderm  immer  mehr  Anhänger  aus  solchen  Kreisen  zugeführt,  die 
der  Klassenlagc  nach  dem  Grenzgebiet  zwischen  Freisinn  und  Sozialdemokratie 
angehören. 

Was  hat  nun  der  Eintritt  des  Freisinns  in  den  Bülowblock  an  den  Voraus- 
setzungen jener  Taktik  geändert?  Es  ist  notwendig,  diese  Frage  jetzt  zu 
erörtern,  weil  sie  für  unser  Verhalten  zu  den  Abgeordnetenwahlen  von  Be- 
deutung ist. 

Parteipolitisch  richtet  der  Bülowblock  jetzt  seine  Spitze  in  erster  Linie  gegen 
die  Sozialdemokratie.  Sein  Kampf  gegen  das  Zentrum  galt  von  Anfang  an 
nur  der  parlamentarischen  Herrschaftsstellung  dieser  Partei  und  ist,  seitdem 
dieses  Ziel  einigermassen  erreicht  worden  ist,  völlig  abgeflaut.  Wenn  der  Frei- 
sinn bisher  in  neun  von  zehn  Fällen  lieber  einem  Erzreaktionär  ins  Parlament 
verhalf  als  einem  Sozialdemokraten,  so  wird  er  das  als  Blockteil  fortan  in  zehn 
von  zehn  Fällen  tun.  Das  war  als  naturgemässe  Folge  seines  Eintritts  in  den 
Block  vorauszusehen,  und  die  Antworten,  die  unsere  Genossen  in  Breslau  und 
anderwärts  auf  ihre  Anfragen  bezüglich  gegenseitiger  Unterstützung  bei  der 
Landtagswahl  von  den  freisinnigen  Wahlkomitees  erhalten  haben,  haben  es  bis 
zum  Überdruss  bestätigt.  Auf  irgend  welche  Gegenseitigkeit  bei  Wahlen  und 
eine  sie  voraussetzende  Wahlkombination  ist  gegenüber  dem  Blockfreisinn  nicht 
zu  rechnen.  Auch  im  Parlament  selbst  ist  eine  qualitative  Veränderung  des 
Freisinns  mit  Notwendigkeit  eingetreten.  Das  Wort  Regierungspartei  hat  in 
Deutschland,  wo  wir  keinen  richtigen  Parlamentarismus  sondern  nur  dessen 
Zerrbild  haben,  keinen  genau  bestimmten  Sinn.  Aber  es  bedeutet  jedenfalls  er- 
höhte Geneigtheit  zu  Zugeständnissen  an  die  Regierung  des  Tages.  Der  Freisinn 
wird  sich  bei  Rüstungen  noch  bewilligungseifriger  zeigen  als  bisher,  und  ebenso 
wird  er  der  Regierung  in  Steuerfragen  ein  Stück  weiter  entgegenkommen  und 
zum  guten  Ende  ihr  selbst  Verbrauchssteuern  bewilligen.  Vielleicht  wird  er  sie 
nur  mit  dem  schmückenden  Deckblatt  der  gleichzeitigen  Abschaffung  einer  un- 
populären oder  verfehlten  Steuer  bewilligen.  Aber  er  wird  sie  bewilligen. 
Das  ergibt  sich  mit  ebenso  grosser  Notwendigkeit  aus  seiner  Stellung  zur 
jetzigen  Regierung  wie  sein  Verhalten  in  der  Frage  des  Reichsvereinsgesetzes. 
Am  Beispiel  dieses  letzteren  haben  wir  aber  einen  Wegweiser,  wie  wir  es  jetzt 
mit  unseren  Kampf  gegen  den  Freisinn  halten  sollten. 

Das  neue  Reichsvereinsgesetz  hat  im  Sprächenparagraphen  und  in  den  Sätzen 
über  die  jugendlichen  Personen  Bestimmungen,  die  jeder  Sozialdemokrat  und 
selbst  jeder  bürgerliche  Demokrat  mit  der  äussersten  Energie  bekämpfen  musste. 
Ich  halte  es  auch  für  durchaus  richtig,  dass  unsere  Reichstagsfraktion  wegen 
dieser  Bestimmungen  das  Gesetz  ablehnte,  obwohl  es  Belästigungen  beseitigt, 
die  keine  Partei  so  heimsuchten  wie  die  Sozialdemokratie.  Es  verbot  sich  ein- 
fach für  uns  Erleichterungen  um  den  Preis  der  Zustimmung  zur  Verletzung  von 
fundamentalen  Rechtsgrundsätzen  der  Demokratie  einzutauschen.  Es  wäre  eine 
sehr  kurzsichtige  und  enge  Auffassung  vom  Klasseninteresse  der  Arbeiter  ge- 
wesen, wenn  wir  anders  gehandelt  hätten.  Wenn  umgekehrt  die  Freisinnigen 
für  das  Gesetz  stimmten,  so  kann  man  jedoch  nicht  sagen,  dass  irgend  ein 
spezifisch  bürgerliches  Klasseninteresse  sie  dazu  nötigte.  Das  Bürgertum  hat 
von  den  Polizeischikanen,  die  nach  dem  Gesetz  jetzt  aufhören  sollen,  wenig  zu 
spüren  bekommen,  und  für  die  bürgerlichen  Parteien  hat  die  Übertragung  der 
Vereinsgesetzgebung  auf  das  Reich  und  die  damit  verbundene  Übertragung  der 
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Kontrolle  seiner  Handhabung  auf  den  Reichstag  weit  geringeren  Wert  als  für 
die  Sozialdemokratie.  Es  sind  mehr  parteitaktische  Rücksichten,  die  der  Re- 
gierung wie  den  Blockparteien  die  Schaffung  dieses  Gesetzes  nahelegten.  Di  • 
Freisinnigen  müssen  ihren  Wählern,  die  ja  nicht  nur  Bourgeois  sind,  etwas  zu 
zeigen  haben,  um  ihre  Teilnahme  am  Block  zu  rechtfertigen.  Darum  haben  sie 
es  sich  angelegen  sein  lassen  auf  einigen  Verbesserungen  der  ursprünglichen  Vor- 
lage zu  bestehen,  und  darum  hat  die  Regierung  ihnen  nachgegeben. 

Auf  diese  Weise  werden  der  Block  und  der  Freisinn  im  Block  weiterarbeiten. 
Für  die  demokratischen  Elemente  im  Freisinn  ist  dessen  Beitritt  zum  Block 
ein  empörendes  Ereignis  gewesen,  musstc  er  es  sein;  uns  konnte  er  nicht  ent- 
rüsten, weil  er  uns  die  Mehrheit  dieser  Partei  in  keinem  neuen  Lichte  zeigt. 
Sie  hat  von  den  beiden  Wegen  sich  zur  Geltung  zu  bringen,  den  nach  rechts 
eingeschlagen,  aber  sie  wird  und  kann  nicht  aufhören  einen  gewissen  Liberalis- 
mus zu  markieren.  Es  wird  nach  wie  vor  Interessengegensätze  im  Block  geben, 
die  die  Regierung  bemüht  sein  wird  auszugleichen.  Nicht  zum  wenigsten  wird 
sich  das  zeigen,  wenn  die  Änderung  des  Wahlrechts  auf  der  Tagesordnung 
stehen  wird.  Das  allgemeine,  gleiche,  geheime  und  direkte  Wahlrecht  ist  dabei 
ausser  Frage.  Mit  Ausnahme  von  etwa  einem  halben  Dutzend  Leutchen  ist  den 
Blockfreisinnigen  das  demokratische  Wahlrecht  bestenfalls  ein  theoretisches 
Ideal,  das  ihnen  zu  hoch  steht,  um  sich  seinetwegen  in  Unkosten  zu  stürzen. 
Es  geht  ihnen  mit  ihm,  wie  Faust  mit  den  Sakramenten  der  Kirche.  Sie 
ehren  es  —  aber  ohne  Verlangen.  Das  heisst  indes  nicht,  dass  ihnen  jedes 
Wahlrecht  gleich  sein  wird,  wie  es  die  Regierung  etwa  vorschlagen  sollte  oder 
die  Konservativen  herzustellen  suchen  werden.  Ihre  Interessen  wie  diejenigen 
liberalen  Ideen,  die  sie  nun  einmal  schlecht  oder  recht  vertreten,  nötigen  sie 
zum  Kampf  wider  ein  allzu  plutokratischcs  oder  gar  ständisches  Wahlsystem. 
Es  fragt  sich  also,  inwiefern  man  sie  um  dieses  Umstandes  willen  nicht  doch 
den  Konservativen  vorziehen  soll.  Ich  erinnere  noch  einmal  daran,  dass 
als  vor  zehn  Jahren  im  preussischen  Landtag  die  lex  Recke  auf  der  Tages- 
ordnung stand,  A  uer  und  Bebel  sehr  energisch  dafür  eintraten  die  Frei- 
sinnigen bei  der  Landtagswahl  zu  unterstützen,  ohne  von  ihnen  eine  Gegen- 
leistung im  Wahlkampf  selbst  zu  verlangen.  Sie  kannten  ihre  Pappenheimer 
so  gut,  dass  sie  voraussahen,  diese  Forderung  würde  eher  noch  zu  einer  Ver- 
mehrung als  zu  einer  Verminderung  der  Machtstellung  der  Konservativen  und 
ihrer  Freunde  führen.  Viel  drastischer  als  in  seinen  Kongressreden  hat  Auer 
das  damals  in  Briefen  an  mich  entwickelt.  Sein  Standpunkt  war  durchaus  der 
des  ohne  Sentimentalität,  das  heisst  ohne  Schwärmerei  und  ohne  jedes  zweck- 
widrige Rachebedürfnis  handelnden  Politikers  der  Arbeiterklasse. 
Er  wusste  genau,  was  der  Freisinn  seiner  Natur  nach  leisten  konnte  und  würde, 
und  richtete  danach  seine  Taktik  ein.  Die  Parole,  für  die  neben  Auer  und 
Bebel  damals  unter  anderen  auch  Gustav  Kessler,  Carl  Legien,  Herrmann 
Molkenbuhr,  Max  Quarck,  Clara  Zetkin  eintraten,1)  hatte  denn  auch  den  Er- 
folg, dass  bei  den  Wahlen  von  1898,  wo  wir  den  ersten  Versuch  einer  Be- 
teiligung machten,  die  Position  der  Konservativen  im  Landtag  geschwächt 

')  Vcrgl.  darüber  das  Protokoll  des  Hamburger  Parteitags  der  deutschen  Sozialdemokratie  /1807 
sowie  die  Antworten  auf  die  Umfrage  über  die  Landtagswahlbcteiligung  in  den  Sozialistisch** 
Monatshrftrn,  1897,  pag.  375  ff.  und  457  ff.;  man  wird  da  manche»  Interessante  und  Lehrreiche  rinden, 
/um  Beispiel  befand  sich  damals  unter  denen,  die  von  einer  Beteiligung  an  der  Landtagswahl  und 
einer  Unterstützung  des  Freisinns  eine  Schädigung  der  Sittenreinheit  der  Sozialdemokratie  be 
fürchteten,  auch  Herr  Maximilian  Harden. 
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wurde.  Den  negativen  Beweis  hinsichtlich  der  Leistungsfähigkeit  des  Freisinns 
lieferten  die  Wahlen  von  1903.  Damals  stellten  wir  die  Gegenseitigkeits- 
forderung, das  Resultat  war  neues  Steigen  der  Macht  der  Konservativen. 

Nun  haben  sich  seither  die  Verhältnisse  immerhin  bedeutend  genug  geändert, 
dass  es  nicht  mehr  angeht  die  Parole  von  1898  kurzweg  zu  wiederholen.  Im 
Kreise  derer,  die  heute  in  der  Leitung  des  Freisinns  das  grosse  Wort  führen, 
gibt  es  Leute,  die  weder  wie  Eugen  Richter  durch  gewisse  Traditionen  an 
eine  leidlich  demokratische  Politik  gebunden  sind  noch  sonst  irgend  welche 
Bürgschaften  für  sie  darbieten,  Leute,  die  nicht  durch  Grundsätze  sondern  durch 
Umstände  in  ihre  Partei  gekommen  sind,  ihrer  Denkweise  nach  aber  ebenso 
gut  oder  besser  bei  den  Freikonservativen  als  auf  der  Linken  des  Parlaments 
sässen.  Aus  diesem  Grunde  und  wegen  des  ganzen  Blockverhältnisse3  konnte 
für  die  Urwahlen  keine  wesentlich  andre  Parole  ausgegeben  werden  als  sie 
der  Landesausschuss  der  Sozialdemokratie  Preussens  am  14.  April  veröffentlicht 
hat.  Wir  müssen  jetzt  unter  den  Freisinnigen,  zwischen  Leuten  ä  la  Gothein, 
Potthoff  usw.,  und  Leuten  ä  la  Fischbeck  differenzieren.  Das  konnte  aber  bei 
den  Urwahlen  nicht  geschehen,  ohne  den  grössten  Wirrwar  hervorzurufen.  Bei 
den  Abgeordnetenwahlen  ist  es  dagegen  ohne  solche  Wirkung  möglich,  und 
darum  sollte  es  dort  auch  geschehen.  Nach  erfolgter  Wahl  der  Wahlmänner 
liegen  die  Machtkonstellationen  schon  klar  vor  aller  Augen,  ebenso  ist  man 
alsdann  überall  betreffs  der  Natur  der  gegnerischen  Kandidaten  im  reinen. 
So  falsch  es  gewesen  wäre  Freisinnige  von  vornherein  unterschiedslos  zu  unter- 
stützen, so  falsch  wird  es  meines  Erachtens  später  sein  die  Freisinnskandidaten 
unterschiedslos  zu  gunsten  von  Konservativen  fallen  zu  lassen.  Wo  sie  Garantie 
bieten,  dass  sie  in  der  Wahlrechtsfrage  ihren  Mann  stellen  werden,  da  empfiehlt 
es  sich  die  gegen  den  Blockfrcisinn  als  Ganzes  obwaltenden  Gefühlsregungen 
zu  unterdrücken  und  für  sie  zu  stimmen.  Denn  ruhige  Prüfung  der  Sachlage 
führt  zu  der  Folgerung,  dass  es  für  die  Arbeiterklasse  nicht  gleichgültig  ist, 
wie  das  neue  Wahlrecht  für  den  preussischen  Landtag  aussehen  wird. 

Es  gibt  Leute,  die  da  meinen,  für  den  Freisinn  gäbe  es  nur  eine  Kur,  nämlich 
Durchfall  aller  seiner  Kandidaten.  Wenn  ihm  das  einmal  passiert  sei,  werde 
aus  den  Ruinen  des  verrotteten  Freisinns  ein  besserer  neuer  erstehen.  Ich 
will  die  möglichen  Folgen  dieser  Eisenbartkur  nicht  näher  untersuchen,  sinte- 
malen es  gar  nicht  in  unserer  Macht  steht  sie  anzustellen.  Wir  können  die 
Qualität  des  Liberalismus  nur  verbessern,  indem  wir  bei  ihm  Auswahl  treffen. 

Die  absolute  Enthaltung  wäre  nicht  Klassenpolitik  sondern  Gefühlspolitik  jener 
Art,  die  zu  allen  Zeiten  sich  als  verfehlt  erwiesen  hat. 
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Österreichs  zum  Streik,  stürmen  Bauernscharen  gegen  die  Univeriitätstore 
heran,  vertauschen  Priesterzöglinge  das  Brevier  mit  dem  Knüttel,  beraten 
Senate,  Parteien,  Minister,  und  der  kunstvoll  wohlgefügte  Bau  der  Parlaments- 
mehrheit gerät  ins  Wanken.  So  grosse  Folgen  scheinen  einen  bedeutenden 
Grund  zu  fordern.  Aber  man  übersieht  eben  zweierlei:  dass  in  einem  Lande, 
wo  alles  schweigt,  die  Stimme  des  einen  Rufenden  laut  schallen  muss  und  bei 
starker  Parlamentsgewalt,  also  reich  entwickelter  Demagogie,  die  meisten  Dinge 
leicht  politisch  werden,  alles  Politische  aber  mannigfaltiges  Blendwerk  und  ein 
vielverschlungenes  Wechselverhältnis  realer  und  agitatorischer  Interessen 
umgibt. 

Greift  einer  nun  nach  der  fast  schon  legendenhaft  gewordenen  Broschüre  Wahr- 
munds, die  der  Funke  ist,  aus  dem  diese  Feuerbrände  emporgeflammt  sind,  so 
würde  er  als  Freund  verwegener  und  unerhörter  Wahrheiten  recht  erstaunt 
und  enttäuscht  sein.  Wie?  Die  Bestreitung  der  unbefleckten  Empfängnis,  der 
Dreifaltigkeit,  der  Göttlichkeit  Jesu,  diese  scharfe  Kritik  der  Kirche  wecken 
solche  Stürme?  Haben  das  —  und  zwar  gleichfalls  in  populären  Schriften 
und  öffentlichen  Vorträgen  —  im  Reiche  Rohrbach,  Pfleiderer,  Delitzsch  und 
ungezählte  andere  nicht  ebenso  getan  und  sind  doch  Reichskommissare,  ordent- 
liche öffentliche  Professoren,  ja  auscrwählte  Gefässe  der  kaiserlichen  Huld  und 
Gnade  geworden  oder  geblieben?  Sollte,  was  im  konservativen  Deutschland 
für  Theologen  möglich  ist,  im  freien  Österreich  sogar  einem  Juristen  verwehrt 
sein?  Und  andrerseits,  warum  diese  grenzenlose  Erregung  und  Neugierde  bei 
einer  literarischen  Arbeit,  die  so  wenig  Neues  enthält? 

Die  Deutschen  Österreichs  —  und  diese  kommen  hier  fast  ausschliesslich  in 
betracht  —  sind  Katholiken  in  einem  katholischen  Staate.  Das  macht:  ihnea 
fehlt  das  intellektuelle  Interesse  für  Glaubenssachen,  wie  es  der  Protestantismus 
mit  seinem  auf  die  Bibel  gegründeten  Religionsunterricht  wecken  mag  und 
wie  es  allein  den  ausserordentlichen  literarischen  Erfolg  der  Schriften  der  ver- 
schiedenen Richtungen  des  Neoprotestantismus,  der  liberalen  und  radikalen 
Theologie  erklärt.  Sie  stehen  aber  auch  nicht  in  Spannung  gegen  eine  evan- 
gelische Mehrheit  wie  in  Deutschland,  kein  konfessioneller  Gegensatz  drängt 
zur  Beschäftigung  mit  Glaubensfragen  und  bietet  den  starken  Anstoss  zur  Ent- 
faltung eines  umfangreichen  Schrifttums  apologetischer  Natur.  So  ist  unter 
den  Gebildeten  die  vorherrschende  Richtung  gegenüber  der  Religion  der  In- 
differentismus in  allen  Graden  bis  zur  offenen  Verachtung;  zumal  gilt  das  von 
den  Deutschen  in  den  Sudetenländern,  wo  ein  kirchlich  Gesinnter  in  gebildeten 
Kreisen  eine  auffällige  und  erstaunliche  Seltenheit  bildet,  wo  selbst  die  bäuer- 
lichen und  kleinbürgerlichen  Massen  fast  vollständig  frei  von  klerikalem  Ein- 
fluss  sind  wie  kaum  sonst  in  einem  katholischen  Lande.  Diesen  stark  national 
empfindenden  Deutschen  ist  eben  der  Klerikalismus  noch  immer  national  ver- 
dächtig. In  den  Alpenländern  mit  ihrer  gewaltigen  klerikalen  Organisation 
liegen  die  Dinge  freilich  vielfach  anders,  doch  auch  hier  sind  die  eigentlich 
Gebildeten  vorwiegend  religiös  indifferent.  Ja,  so  stark  wirkt  der  Gegensatz 
der  aus  dem  Josefinismus  und  Liberalismus  überlieferten  Vorstellungsgruppen 
Fortschrittlich,  National,  Religiös  aufgeklärt  einerseits  und  Klerikal,  National- 
lau, Kulturfeindlich  andrerseits  in  den  Gemütern  noch  heute  nach,  dass  den 
Christlichsozialen,  die  doch  grossenteils  nur  klerikal  überfärbt  sind  und  über  die 
meisten  Stellen  und  Machtposten  verfügen,  es  herzlich  schwer  wird  eine  ge- 
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nügende  Zahl  Intellektueller  anzuwerben.  Die  klerikale  Gesinnung  ist  sehr 
bekömmlich,  doch  gilt  sie  noch  immer  gewissermassen  als  levis  tnaetda. 

Es  sind  also  vorzüglich  äussere  Ursachen,  die  den  Gebildeten  vom  Katholizis- 
mus trennen,  nicht  eine  bewusste  oder  irgendwie  durch  Argumente  vermittelte 
Ablehnung,  sondern,  was  ja  auch  sonst  wohl  als  die  Regel  gilt,  der  Glaube  wird 
mit  der  selben  Ignoranz  verworfen  wie  angenommen.  In  allen  Spielarten  stellt 
sich  der  Indifferentismus  dar.  Er  verträgt  sich  mit  der  äusseren  Erfüllung  ge- 
wisser Gebräuche,  die  Stellung  oder  Familie  fordern,  er  gestaltet  bei  den  inner- 
licher Gearteten  den  Katholizismus,  den  er  auf  den  blossen  Gottesglauben  be- 
schränkt, in  ein  zwischen  Protestantismus  und  Deismus  schwebendes  Etwas  um. 
Die  lästigsten  Gebräuche,  wie  österliche  Beichte  und  Kommunion,  halten  regel- 
mässig bloss  die  ganz  Fromrrien  ein,  die  jedoch  wieder  nach  der  tiefsten  Wesens- 
art katholischer  Gläubigkeit  vornehmlich  rituell  und  kultisch  an  die  Kirche  ge- 
bunden sind,  ohne  mit  dem  Gedanken  den  Glaubens  fragen  zu  folgen.  Die 
intellektuelle  Seite  des  Religiösen  überlassen  sie  ordnungsgemäss  der  lehrenden 
Kirche,  so  dass  der  sogenannte  Laisismus,  über  den  die  letzte  Enzyklika  Wehe 
schreit,  nirgends  weniger  als  in  Österreich  eine  Gefahr  bildet. 

Hinwiederum  stellt  jedoch  der  Klerikalismus  die  gewaltigste  politische  Macht 
dar,  die  es  in  Österreich  gibt.  Er  ist  nicht  nur  die  Denkweise  des  Hofs  und 
die  Mode  der  obersten  Schichten,  sondern  —  was  heute  weit  mehr  bedeutet  — 
er  verfügt  über  die  einzige  Organisation,  die  neben  der  Sozialdemokratie  den 
Vergleich  bestehen  kann.  Seinen  Geboten  gehorchen  die  mittleren  und  niederen 
Schulen,  und  die  sonst  so  zahm  gewordenen  Staatsanwälte  betrachten  ausser 
dem  Monarchen  und  der  ihm  gesetzlich  gewährleisteten  Ehrfurcht  die  Em 
r  'u  htungen  der  katholischen  Kirche  als  Reservatrecht  und  Altenteil  ihrer  kon- 
fiskatorischen  Tätigkeit.  Der  Klerikalismus  verfügt  als  die  einzige  unter  dem 
deutschen  bürgerlichen  Parteien  über  Verbindungen  mit  den  anderen  Nationen 
und  hat  sich  jetzt  zugleich,  unter  der  Führung  der  Christlichsozialen  und  mit 
ihnen  zur  grössten  parlamentarischen  Gruppe  verschmolzen,  den  Deutschen 
als  Schild  und  Wehr  des  nationalen  Besitzstandes  unentbehrlich  gemacht  Er 
gebietet  in  seiner  christlichsozialen  wie  in  seiner  rein  klerikalen  Form  des- 
potisch über  Wien  und  mehrere  Kronländer,  was  bei  der  ausgebildeten  Landes- 
und Städteautonomie  Österreichs  nichts  Geringes  besagt.  Und  endlich  hat  er 
die  Suggestion  grosser  Erfolge  für  sich,  so  dass  gerade  in  den  obersten 
Schichten  der  Intelligenz  —  und  vielfach  auch  unter  ihrem  sehr  zahlreichen 
jüdischen  Bruchteil  —  der  religiöse  Indifferentismus  und  die  Aufgeklärtheit  den 
Zug  vorsichtiger  Zurückhaltung  angenommen  haben.  Um  sich  selbst  die  Frei- 
heit des  Denkens  und  Forschens  ungeschmälert  zu  sichern,  will  man  sich  hüten 
die  fromme  Bestie  zu  Wutausbrüchen  zu  reizen. 

Das  sind  die  Umstände,  die  dem  Auftreten  Wahrmunds  den  Reiz  der  Neuheit 
und  die  Macht  einer  Sensation  verliehen  und  seine  harmlose  Broschüre  zum 
Mittelpunkt  eines  heftigen  politischen  Wirbels  machten.  Allein  in  einem  par- 
lamentarisch regierten  Lande  muss  alles,  was  in  die  politische  Sphäre  eintreten 
will,  einen  parteimässigen  Ausdruck  finden.  Wahrmund  hätte  hundertmal  die 
Jungfrauengeburt  Mariens  und  ihre  unbefleckte  Empfängnis  bestreiten  können: 
würde  dieses  an  sich  politisch  höchst  gleichgültige  Faktum  dem  Tiroler  Flügel 
der  Christlichsozialen  nicht  als  ausgezeichnete  Gelegenheit  erschienen  sein 
durch  Erfolge  für  die  Kirche  zu  glänzen,  so  wäre  sein  Vortrag  Vortrag,  seine 
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Broschüre  Broschüre  geblieben.  So  aber  haben  es  die  Tiroler  Parteiführer 
jetzt  sehr  nötig  Gottes  Kampf  zu  kämpfen.  Im  heiligen  Land  wurde  nämlich 
die  altklerikale  Partei  den  Christlichsozialen  nicht  angegliedert  sondern  von 
ihnen  niedergesäbelt,  und  mit  dem  Groll  des  Besiegten  rechnet  sie  dem  Siegor 
nach,  wie  die  gottlose  Frechheit  der  Hochschulen  im  allgemeinen  und  des 
Professors  Wahrmund  im  besonderen  nur  die  Wirkung  der  traurigen  Tatsache 
sei,  dass  das  Recht  der  Kirche  der  eifrigen  Verteidiger  jetzt  entbehre.  Kein 
geringer  Grund  für  die  Christlichsozialen  ein  helles  Glaubensfeuer  leuchten  zu 
lassen.  Doch  da  einmal  die  Tiroler  Volksseele  kocht,  erinnern  sich  auch  die 
steirischen  Klerikalen,  die  sich  nur  ungern  unter  die  christlichsoziale  Führung 
begeben  haben  und  grollend  den  Gottesfrieden  mit  den  Nationalen  aufrecht  er- 
hielten, ihrer  alten  Händel;  der  Zank  der  klerikalen  und  freiheitlichen 
Studentenverbindungen  wird  auf  dem  heissen  Boden  der  Universitäten  wieder 
lebendig.  Es  entsteht  ein  seltsames  Wogen  und  Sichkreuzen  der  kämpfenden 
Kräfte.  Die  obersten  Führer  der  Klerikalen,  denen  ihre  Macht  und  ihre  Porte- 
feuilles lieber  sind  als  der  Sturz  Wahrmunds,  wollen  das  Macht  verbürgende 
Bündnis  mit  den  freiheitlichen  Deutschen  festhalten,  wie  diese  gern  bereit 
wären  Wahrmund  und  was  drum  und  dran  ist,  gälte  es  die  Sicherung  der 
parlamentarischen  Mehrheit,  erbarmungslos  zu  opfern.  Allein  auch  ihnen  tritt 
ungeberdig  in  den  eigenen  Reihen  die  Kampflust  der  Studenten  entgegen,  und 
der  Versuch  eines  Kompromisses,  vom  Parlament  heimlich  eingeleitet,  wonach 
Wahrmunds  Vorlesungen  zunächst  sistiert  werden  sollten,  entfacht  bloss  die 
Erregung  zur  Siedehitze.  Blickt  man  tiefer,  so  erkennt  man,  dass  hier  wie  so 
oft  innerhalb  der  selben  Parteien  die  agitatorischen  Bedürfnisse  mit  den  par- 
lamentarisch-diplomatischen Notwendigkeiten  im  Streit  liegen,  die  Bedingungen 
des  parlamentarischen  Lebens  sich  gegen  dieses  selbst  empören. 

Der  Zusammenbruch  des  erfolgreichen  und  intelligenten  Regimes,  das  heute 
über  Österreich  waltet,  würde  als  ausserordentliche  Folge  eines  so  geringfügig 
scheinenden  Ereignisses  alle  Aufmerksamkeit  auf  sich  ziehen ;  dennoch  dünken 
mich  die  tieferen  Strömungen,  die  in  jener  Bewegung  wirken,  darum  bc- 
achtungswerter,  weil  sie  die  dauernde  Kraft  darstellen,  deren  Bedeutung  über 
ein  einzelnes  Ereignis  hinausreicht.  Es  ist  eben  nicht  bloss  agitatorisches  Be- 
dürfnis, was  zu  all  dem  Toben  und  Wüten  Sporn  und  Anlass  gibt,  sondern  in 
dem  grossen  und  aus  verschiedensten  Elementen  zusammengesetzten,  von  den 
verschiedenartigsten  Interessen  zusammengehaltenen  Gebilde  der  klerikalen 
Partei  liegt  eine  innerste  Schicht  echtesten  Klerikalismus,  sind  Gruppen  rastlos 
tätig,  in  denen  sich  die  römischen  Machtgedanken  in  Fanatismus,  in  persön- 
lichen Lebenswillen  umgesetzt  haben.  Ihnen  ist  die  klerikale  Partei  nicht  Mittel 
zum  Zweck  der  Herrschaft,  sondern  die  Macht  im  Staate  Mittel  zum  Zweck 
der  klerikalen  Herrlichkeit,  und  die  unablenkbare  Richtung  ihres  eigensinnigen 
Wollens,  Konzessionen  der  Klugheit  nur  selten  zugänglich,  zwingt  umgekehrt 
die  Führer  nachzugeben,  um  die  in  der  Einheit  ruhende  Unversehrtheit  des 
Parteiapparats  zu  retten.  Sie  stürmen  gegen  die  Universitäten  nicht  nur,  weil 
sie  sich  darüber  ärgern,  dass  die  öffentliche  Meinung  der  Studenten  die  kleri- 
kalen Kommilitonen  zu  akademischen  Bürgern  zweiter  Klasse  hcrabgedrückt 
hat:  sie  ahnen  mit  der  Spürkraft  des  Instinkts,  dass  diese  äusserliche  und  her- 
kömmliche Verachtung  des  Klerikalen  innerhalb  eines  vielfach  ebenso  äusscr- 
lichen  und  herkömmlichen  Indifferentismus  auch  durch  äussere  Erfolge  ge- 
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schwächt  und  gebrochen,  und  dass  so  die  Schranke  niedergelegt  werden  könnte, 
die  Talent  und  Besitz  der  Bildungsmittel  heute  vom  Ultramontanismus  fern- 
halten. Das  allgemein  ausgesprochene  klerikale  Losungswort:  man  müsse  die 
Gleichberechtigung  an  den  Universitäten  erobern,  um  das  beschämende  Miss- 
verhältnis politischer  Macht  und  kultureller  Einflusslosigkeit  zu  beseitigen, 
steigert  sich  bei  ihnen  zu  dem  wahnwitzigen  Vorsatz  die  moderne  Wissenschaft 
von  den  Stätten  ihres  Daseins  zu  vertreiben  und  durch  die  täuschend  nach- 
geahmte Scheinwissenschaft  apologetischer  Herkunft  und  jesuitischer  Mache  zu 
ersetzen.  Und  der  rein  katholische  Charakter  des  Staates  scheint  ihre  Chimäre 
zu  rechtfertigen. 

Gewiss,  ein  unmögliches  Ziel.  Doch  wieviel  Hemmungen  muss  schon  das 
Streben  danach,  wenn  nur  einiger  Erfolg  es  geleitet,  der  Kulturentwickelung 
schaffen !  Hier  ist  auch  der  Punkt,  wo  die  deutschösterreichische  Frage  zu- 
gleich zu  einer  gemeindeutschen  wird;  ja,  man  darf  sagen,  dass  in  Deutsch- 
land als  Gefahr  und  Verderben  zum  Teil  bereits  besteht,  was  sich  in  Öster- 
reich erst  drohend  ankündigt.  Es  hat  sich  in  Deutschland  mit  Recht  laute 
Empörung  erhoben,  als  der  preussische  Unterrichtsminister  Volksbibliotheken 
mit  seiner  Zensur  meistern  wollte:  mit  Recht  deshalb,  weil  ein  Kulturvolk  aus 
seinem  Selbstbewusstsein  heraus  solche  Eingriffe  der  Staatsgewalt  zurückweisen 
muss.  Doch  wird  niemand  ernstlich  behaupten  wollen,  dass  dergleichen  Vor- 
fälle den  Gang  des  deutschen  Geisteslebens  hemmen  könnten.  Wie  sonderbar 
mm,  dass  man  so  lässig,  so  gleichmütig  der  weit  schwereren,  weit  verbreiteren 
G<  fahr  der  klerikalen  Volksbüchereien  gegenübersteht !  Und  es  sind  nicht  diese 
Volksbüchereien  allein,  es  ist  die  ganze  klerikale  Literatur  und  Wissenschaft, 
die  ihr  Verderben  über  alle  Schichten  der  Gesellschaft  aussendet.  Kann  man 
es  denn  als  nebensächlich  behandeln,  dass  gut  die  Hälfte  der  Katholiken 
Deutschlands  von  der  geistigen  Gemeinschaft  der  Deutschen  ausgeschlossen  und 
abgeschnürt  ist?  Mich  dünkt,  nichts  schändet  unsere  Kultur  schlimmer  als 
diese  Tatsache,  neben  der  alle  die  anderen  Unerfreulichkeiten,  an  denen  die 
Entrüstung  aufschäumt  und  der  Spott  sich  übt,  in  wesenlosem  Scheine  ver- 
schwinden. 

Vielleicht  muss  man  geborener  Katholik  sein,  um  hier  recht  zu  sehen;  denn 
unter  Protestanten  kann  man  selbst  bei  ausgezeichneten  Sachkennern  wie  Har- 
nack  oder  Krüger  Urteile  von  erstaunlicher  Harmlosigkeit  lesen.  Die  Ver- 
blendung erreicht  offenbar  den  Gipfel,  wenn  protestantische  Schriftsteller  im 
Ton  eines  Anwalts  des  Katholizismus,  eines  Fassbender  oder  Ehrhardt,  gar  von 
dem  Wetteifer  katholischer,  will  sagen  klerikaler,  Geistesarbeit  reden.  War 
denn  in  irgend  einem  Augenblick  der  deutschen  Kulturgeschichte  die  Aufgabe 
gestellt  die  deutschen  Katholiken  durch  klerikale  Veranstaltungen  hinter  die 
Protestanten  zu  bringen?  Ist  die  deutsche  Kultur  nicht  ein  bereit  liegen- 
der Besitz  für  jeden  Deutschen,  dem  Parteimeinungen  und  Parteivorurteile  Herz 
und  Sinn  nicht  verschlossen  haben?  Posen,  Elsass  oder  Oberösterreich  haben 
in  dem  Drama  des  deutschen  Geisteslebens  kaum  in  einer  bedeutenden  Szene 
mitgespielt,  dennoch  findet  der  Posener,  Elsässer  und  Oberösterreicher  den  Weg 
zu  Goethe  nicht  schwerer  als  der  in  Frankfurt  oder  Weimar  Einheimische,  Die 
klerikale  Literatur  ist  kein  Werk  der  Kultur  sondern  ein  Kampf  mit  den 
Mitteln  der  Kultur  gegen  deren  Wesen.  Durchweg  trägt  sie  apologetischen 
Charakter,  auch  wo  sie  es  zu  verbergen  wünscht,  und  das  heisst  derb  und 
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geradezu  gesagt:  sie  ist  eine  Mathematik  und  Physik,  nicht  um  physikalische 
und  mathematische  Sätze  zu  beweisen  sondern  um  zu  beweisen,  dass  die  Katho- 
liken auch  eine  Mathematik  und  Physik  haben;  sie  ist  eine  Geschichts- 
schreibung, nicht  um  die  Vergangenheit  zu  erforschen  und  nach  der  individuellen 
Fähigkeit  des  Zusammenschauens  zum  Kunstwerk  zu  gestalten  sondern  um 
einen  Prozess  zu  führen  für  das  Recht  der  Kirche;  sie  ist  Philosophie,  die 
logische  Vorbauten  für  das  Dogma  aufrichtet.  Sie  hat  kein  eigenes  Leben  und 
keinen  eigenen  Zweck;  nicht  das  Band  lebendiger  Aktion  und  Reaktion  ver- 
bindet sie  zum  Organismus,  sondern  sie  ist  selbst  völlig  eine  Reaktion  auf  das 
moderne  Geistesleben,  dessen  Formen  sie  nachahmt,  um  sich  ihres  Inhalts  zu 
erwehren.  Nicht  Gesittung  trägt  sie  in  die  von  ihr  beherrschten  Kreise,  sondern 
sie  sucht  ein  leider  nun  einmal  vorhandenes  geistiges  Bedürfnis  durch  Surrogate 
zu  befriedigen,  damit  das  echte  Gute  nicht  eindringe.  Sie  schafft  nicht  neue 
Verknüpfungen  mit  der  grossen  Kulturgemeinschaft  sondern  schliesst  die 
Gläubigen  mit  einer  geistigen  Mauer  ab,  wie  die  katholischen  Tanz-  und  Turn- 
vereine eine  gesellschaftliche  Scheidewand  darstellen.  Möchte  man  mir  etwa 
Ehrhardt,  Hertling,  die  Indexbewegung  entgegenhalten,  so  wäre  der  Beweis  im 
einzelnen  hier  nicht  zu  führen,  doch  genügt  schon  hervorzuheben,  dass  sogar 
der  ehrliche  und  innerlich  ringende  Schell  in  harter  Lebensarbeit  einen  apolo- 
getischen Ausgleich  mit  der  Philosophie  suchte  und  zu  finden  glaubte,  der  das 
katholische  Lehrgebäude  in  den  wesentlichen  Stücken  unberührt  Hess.  Bis 
Männer  wie  Schnitzer  und  Bücher  wie  Günters  Legendenstudien  dem  Geist 
des  echten  Modernismus  unter  den  Katholiken  Deutschlands  die  Wege  bahnen, 
wird  dem  unter  der  Glasglocke  des  Zentrums  abgeschlossenen  Volk  viel  Zeit 
verfliessen,  und  auch  dann  würde  es  einen  Umweg  bedeuten  von  Frankreich, 
von  Italien  her  zu  empfangen,  was  dem  Deutschen  die  protestantische  Reli- 
gionsforschung aus  erster  Hand  zu  bieten  vermöchte. 

Man  sollte  glauben,  dass  hier  das  eigentliche  Feld  der  Betätigung  für  Goethe- 
bündler  und  sonstige  Kulturkämpfer  wäre.  Aber  es  scheint,  dass  man  gerade 
in  dem  unpolitischsten  Lande  Europas,  in  Deutschland,  das  Politische  auch  dort 
miteinfliessen  lässt,  wo  rein  geistige  Werte  entscheiden.  Die  Kulturgefahr 
des  Klerikalismus  verdeckt  vielen  die  in  ihren  Ursachen  doch  wohl  sehr 
durchsichtige  Opposition  des  Zentrums;  der  Blick  bleibt  allein  auf  den  Staat 
gerichtet,  auf  einzelne  Vorkommnisse,  an  denen  sein  (  bergreifen  in  die  geistige 
Sphäre  anschaulich  wird.  Allein  der  Staat  vermag  der  Wissenschaft  und  der 
Kultur  gegenüber  nichts  mehr,  wenn  er  nicht  mehr  alles  vermag.  Das  Zaren- 
tum  in  seiner  einstigen  Machtfülle  konnte  über  die  Universitäten  die  Ruhe  legen, 
die  auf  Friedhöfen  herrscht,  der  deutsche  Konservatismus  hindert  seine  Hoch- 
schulen nicht  die  blühendsten  Anstalten  Europas  und  das  Ziel  der  Sehnsucht 
aller  deutschen  Gelehrten  ausserhalb  des  Reichs  zu  sein.  Es  ist  mehr  die 
Idee  des  Staates  als  seine  Macht  im  Geben  oder  Nehmen  persönlicher  Vor- 
teile, was  beirrend  in  den  Gang  einzelner  Wissenschaften  greift.  Die  Hohen- 
zollcrnlcgende  hat  in  ihren  schöpferischen  Trägern  nicht  der  Byzantinismus 
hervorgerufen  sondern  die  Sehnsucht  nach  der  Einheit  der  deutschen  Nation 
und  deren  Erfüllung,  die  mit  dem  Staat  der  Deutschen  auch  dessen  Haupt  vor 
den  Augen  des  Rhetors  Treitschke  verklärte.  Umgekehrt  mag  man  sehen,  dass 
alle  die  reichen  Gaben,  die  sich  in  Österreich  über  die  Gelehrten  ausgiessen, 
denen  hier  Minister-,  Staatssekretär-  und  Statthalterposten    in  eine  Nähe 
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rücken  wie  kaum  noch  irgendwo,  die  Habsburgerlegende  nicht  zu  befruchten, 
polnische  und  tschechische  Gelehrte  nicht  von  der  rein,  deutsche  nicht  von 
der  vorwiegend  nationalen  Richtung  des  Denkens  abzulenken  vermocht  haben. 
Während  die  klerikale  Idee  wenigstens  unter  den  Deutschen  die  reinen  Öster- 
reicher und  Nichts-als-Patrioten  kostenlos  liefert,  und  neuestens  der  tolle  Wahn 
eines  Grossösterreich  in  all  seiner  politischen  und  historischen  Widersinnig- 
keit viele  Geister  patriotisch  umzustimmen  vermochte,  so  dass  sich  selbst 
die  Tollhausidee  als  Idee  noch  mächtiger  erweist  als  die,  geistig  gewertet,  so 
dürftige  Tatsache  des  bloss  geographisch  und  staatsrechtlich  existierenden 
Staates  oder  die  Lockungen  seiner  Würden  und  Ämter.  Im  höheren  und 
höchsten  Kulturleben  sind  trotzallem  die  ideellen  Motivationen  die  wirksam- 
sten. Nichts  kann  darum  der  Freiheit  und  Raschheit  der  Entwickelungs- 
prozesse  des  Gedankens  mehr  Hindernisse  bereiten  als  Ideen  von  weitem  Gebiet 
und  langer  Dauer  der  Herrschaft,  die  mit  ihrem  Inhalt  immer  mehr  der 
Vergangenheit  anheimfallen  und  doch  das  Meinen  der  Gegenwart  durch  Massen- 
suggestion und  Massenwirkungen  regieren.  Es  gilt  dies  aber  zunächst  und 
vor  allem  von  der  katholischen  Idee,  die  schon  deshalb  das  stärkste  und  um- 
fassendste Hemmungsmittel  darstellt,  weil  sie  die  Anmassung  mit  sich  führt 
das  Ganze  des  menschlichen  Daseins  in  seinen  leiblichen  und  geistigen  Äusse- 
rungen zu  umspannen,  zu  normieren  und  zu  leiten. 
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RICHRRD  CRLWER  -  DEUTSCH -FRANZÖSISCHE 
RNNRHERUNG 

IEDERHOLT  sind  im  Lauf  der  letzten  Jahre  Versuche  unter- 
nommen worden  durch  alle  möglichen  Veranstaltungen  dem 
Wunsche  einer  Annäherung  zwischen  Deutschland  und  Frankreich 
Ausdruck  zu  verleihen,  vielfach  mit  dem  Resultat,  dass  in  Frank- 
reich nach  jedem  solchen  Versuch  sich  eine  Reaktion  bemerkbar 
macht,  die  als  gutes  Barometer  für  die  Stimmung  des  französischen  Volkes 
gegen  Deutschland  betrachtet  werden  kann.  So  hat  der  kürzlich  veranstaltete 
Besuch  französischer  Studenten,  der  auch  der  Annäherung  zwischen  beiden 
Ländern  dienen  sollte,  nachträglich  in  Frankreich  ein  wenig  angenehmes  Echo 
ausgelöst,  über  das  man  freilich  sich  nicht  zu  erregen  braucht.  Denn  es  ist 
in  der  Tat  bei  der  Aufnahme  des  Besuches  etwas  gefehlt  worden,  so  dass  nicht 
nur  drüben  in  Frankreich  sondern  auch  bei  uns  die  Kritik  selbst  in  den  Kreisen 
einsetzte,  die  warm  für  eine  deutsch-französische  Annäherung  eintreten. 
Aber  das  ist  das  Leidwesen:  Man  verkennt  das  Wesen  der  Entwickelung, 
die  Zeit  haben  will,  man  will  einen  guten  Gedanken  sofort  verwirklicht  sehen 
und  arrangiert  dann  irgend  eine  Sache,  die  von  eifrigen  und  sicherlich  wohl- 
meinenden Entrepreneuren  mit  Rührigkeit  in  die  Hand  genommen  wird.  Im- 
pressionisten können  aber  nicht  Weltgeschichte  machen. 

Nein,  eine  Annäherung  zwischen  Deutschland  und  Frankreich  will  Zeit  haben; 
sie  lässt  sich  weder  künstlich  beschleunigen  noch  erzwingen.  Es  ist  gut,  wenn 
die  für  dieses  Ziel  sich  erwärmenden  Kreise  hüben  und  drüben  sich  zusammen- 
finden und  für  ihre  Gedanken  werben,  aber  sie  mögen  nie  vergessen,  dass 
sie  weder  im  Namen  des  deutschen  noch  in  dem  des  französischen  Volkes 
sprechen  können.   Alle  unangebrachten  Tiraden  schaden  mehr  als  sie  nützen. 
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Die  deutsch-französische  Annäherung  muss  und  wird  aus  wirtschaftlichen  Ur- 
sachen sich  entwickeln:  gemeinsame  Interessen  müssen  teilweise  stärker  wer- 
den teilweise  erst  entstehen.  Gemeinsamen  Gefahren  gegenüber  wird  man 
erkennen,  dass  sie  nur  durch  ein  Hand  in  Hand  Gehen  der  beiden  Völker 
abgewehrt  werden  können.  Auch  an  gegenseitigen  Reibungen  wird  es  nicht 
fehlen,  durch  deren  glatte  Überwindung  der  beste  Beweis  für  eine  friedliche 
Auseinandersetzung  erbracht  werden  kann.  Es  wäre  grundverkehrt,  wenn  von 
deutscher  Seite  Frankreich  wegen  der  Marokkoangelegenheit  Schwierigkeiten 
in  den  Weg  gelegt  werden  würden.  Auf  grund  der  Algecirasaktc  ist  eine 
Basis  geschaffen,  durch  die  unsere  Rechte  in  Marokko  umgrenzt  sind.  Frank- 
reich will  diese  Rechte  respektieren,  hat  sich  aber  in  Marokko  in  einer  Weise 
engagiert,  die  kein  Zurück  mehr  gestattet.  Nun  handelt  es  sich  nur  noch 
darum,  ob  Deutschland  eine  Frankreich  versöhnliche  Politik  machen  oder  ob 
es  Frankreich  noch  mehr  als  bisher  in  eine  Umarmung  mit  England  drängen 
will.  Unsere  Marokkopolitik  ist  der  beste  Prüfstein  für  Frankreich,  ob  in 
Deutschland  der  Wille  besteht  eine  aufrichtige  mitteleuropäische  Politik  zu 
treiben.  Freilich,  noch  wird  ja  die  Notwendigkeit  einer  mitteleuropäischen 
Wirtschaftspolitik  hüben  wie  drüben  nur  in  einem  recht  engen  Kreise  erst  er- 
kannt, und  es  wird  noch  langer  Zeit  bedürfen,  bis  beide  Völker  erkennen,  dass 
die  Zukunft  Mitteleuropas  nur  dann  allen  Stürmen  gegenüber  gefestet  dastehen 
wird,  wenn  Deutschland  und  Frankreich  das  Kriegsbeil  für  immer  begraben 
haben.  Das  wird  nicht  der  Entschluss  eines  Augenblicks  sein  sondern  das  Er- 
gebnis der  weltwirtschaftlichen  Entwickelung  der  nächsten  Jahrzehnte. 

Frankreich  ist  ein  Land  mit  einer  stagnierenden  Bevölkerung:  die  Einwohner- 
zahl nimmt  nicht  zu,  sie  geht  zum  Teil  sogar  zurück.  Das  ist  eine  sehr  ernste 
Tatsache,  deren  Bedeutung  heute  kaum  noch  übersehen  werden  kann,  die  von 
Jahrfünft  zu  Jahrfünft  an  Tragweite  gewinnt.  Die  Zahl  macht  gewiss  nicht 
alles,  aber  unter  sonst  gleichen  Umständen  ist  sie  ausschlaggebend.  Die  Welt- 
stellung Frankreichs  muss  infolge  dieser  Stagnation  wachsenden  Staaten 
gegenüber  bedroht  werden.  Frankreich  ist  kein  grossindustrielles  Land.  Auch 
der  Mangel  eines  grossindustriellen  Rückgrats  wird  um  so  schärfer  empfunden 
werden,  je  mehr  die  Grossindustrie  Englands,  Deutschlands  und  Amerikas 
den  Weltmarkt  beherrschen.  Frankreich  wird  dadurch  ganz  von  selbst  aus  dem 
Konzert  der  grossindustriellen  Mächte  ausgeschieden  werden,  und  das  hat  seine 
Rückwirkung  auch  auf  seine  politische  Stellung.  Gewiss  ist  Frankreich  ein 
von  Natur  reiches  und  durch  seine  Wirtschaftsgeschichte  auch  kapitalreich 
gewordenes  Land:  aber  seine  Ersparnisse  gehen  zu  einem  grossen  Teil  ins 
Ausland.  Mit  seinen  Anlagen  im  Auslande  hat  es  schon  manche  bitteren  Er- 
fahrungen gemacht.  Es  wird  noch  weitere  Opfer  bringen  müssen,  bevor  es 
erkennt,  dass  das  kapitalärmerc  Deutschland  für  Frankreichs  Ersparnisse  das 
beste  und  sicherste  Anlagegebiet  ist. 

Vor  allem  sieht  man  aber  in  Frankreich  ebensowenig  wie  in  Deutschland  die 
gemeinsame  Gefahr,  die  ganz  Mitteleuropa  von  der  wirtschaftlichen  Entwicke- 
lung Grossbritanniens  und  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  droht.  Die 
Verschiedenheit  der  Produktions-  und  Marktbedingungen  in  den  genannten 
drei  Wirtschaftsgebieten  ist  so  stark,  dass  Rivalitäten  und  Interessengegen- 
sätze nicht  ausbleiben  können.  England  sucht  nahen  Anschluss  an  seine  Kolo- 
nieen  und  schafft  sich  dadurch  ein  sehr  vorteilhaftes  Absatzgebiet  für  seine 
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Industrieerzeugnisse,  während  die  Kolonieen  das  Mutterland  mit  Getreide, 
Vieh  und  anderen  Erzeugnissen  der  Landwirtschaft  billig  versorgen.  Amerika 
aber  sucht  aus  einem  ganzen  Weltteil  ein  in  sich  abgeschlossenes  Wirtschafts- 
gebiet zu  bilden,  das  ebenso  über  eine  reiche  Landwirtschaft  wie  über  eine 
höchst  entwickelte  Industrie  verfügt.  Das  englische  wie  das  amerikanische 
Wirtschaftsgebiet  vermag  seine  Bevölkerung  mit  billigen  Nahrungsmitteln 
ebenso  reichlich  zu  versehen  wie  mit  Fabrikaten,  deren  Hersteller  bis  zum 
letzten  Arbeiter  hinunter  gut  bezahlt  werden.  Denn  sowohl  England  wie 
Amerika  verfügen  neben  einer  hochbezahlten  industriellen  Arbeiterschaft  über 
eine  Unmasse  äusserst  niedrig  gelohnter  Arbeitskräfte,  die  namentlich  in  der 
Landwirtschaft  Verwendung  finden.  Die  Massenfabrikation  gewerblicher  Er- 
zeugnisse ermöglicht  aber  auf  der  anderen  Seite  wieder  einen  Aufbau  des 
Produktionsapparates,  dessen  Leistungsfähigkeit  eine  hochbezahlte  Arbeiter- 
schaft garantiert. 

Ganz  anders  liegen  die  Verhältnisse  in  Mitteleuropa,  speziell  in  Deutschland 
und  Frankreich.  Die  Landwirtschaft  dieser  Länder  ist  mehr  als  tausend  Jahre 
alt,  stark  verschuldet  und  intensiv  entwickelt.  Weder  kann  Raubbau  grossen 
Stils  auf  ihrem  Boden  getrieben  werden  noch  stehen  Arbeiter  zur  Verfügung, 
die  einer  niedrigeren  Kulturstufe  angehören  und  entsprechend  billiger  arbeiten. 
Wenn  auch  in  den  europäischen  Ländern  die  Landwirtschaft  geringere  Löhne 
bezahlt  als  die  Industrie,  so  stehen  sie  doch  pro  Erzeugungseinheit  wesentlich 
höher  als  zum  Beispiel  in  Indien,  in  Argentinien,  in  den  amerikanischen  Süd- 
staaten usw.  Und  wo,  wie  in  Nordamerika,  die  Löhne  in  der  Landwirtschaft 
sehr  hoch  stehen,  da  können  durch  billigen  Boden,  Raubbau  und  extensiven  Be- 
trieb die  Gestehungskosten  noch  immer  so  herabgedrückt  werden,  dass  wir  in 
Mitteleuropa  nicht  mitkommen  können.  Will  Mitteleuropa  aber  seine  Land- 
wirtschaft, namentlich  seinen  Körnerbau  und  damit  das  wichtigste  Mittel  wirt- 
schaftlicher Selbständigkeit  nicht  preisgeben,  dann  muss  es  diesen  Verschieden- 
heiten in  der  Zusammensetzung  der  Produktionskosten  durch  seine  Wirtschafts- 
politik Rechnung  tragen.  Auch  industriell  liegen  die  Verhältnisse  in  Frank- 
reich und  Deutschland  anders  als  in  England  und  Amerika.  Beide  Länder 
haben  einen  breiten  Mittelstand,  der  das  Produkt  einer  vielhundertjährigen 
Entwickelung  ist  und  der  zweifellos  der  rücksichtslosen  Ausbreitung  der  Gross- 
industrie starke  Hemmungen  entgegensetzt.  Die  Massenfabrikation  findet  in 
Europa  keinen  solchen  grossen  Markt  wie  zum  Beispiel  in  den  englischen 
Kolonieen  und  in  Amerika.  Die  Folge  ist,  dass  auch  die  ganze  Struktur  des 
grossindustriellen  Produktionsapparats  in  Deutschland  nicht  in  dem  Grade 
wie  in  Amerika  und  teilweise  in  England  auf  die  blosse  Massenfabrikation  zu- 
geschnitten ist.  Wir  können  dementsprechend  die  Arbeit  noch  nicht  gleich 
gut  bezahlen  wie  diese  Länder. 

Als  Resultat  ergibt  sich  also,  dass  Mitteleuropa  aus  wirtschaftsgeographischen 
und  aus  historischen  Gründen  seine  Produktionserträge  sich  mit  grösserer  Ar- 
beit erwirtschaften  muss  als  das  grössere  England  und  als  Amerika,  dass  in- 
folgedessen aber  auch  das  wirtschaftliche  und  soziale  Niveau  nur  langsam 
steigen  kann.  Handelte  es  sich  nur  um  abgeschlossene  Wirtschaftsgebiete, 
dann  wäre  diese  Aussicht  für  Mitteleuropa  auch  schon  Grund  genug,  um  der 
heutigen  wirtschaftspolitischen  Zersplitterung  entgegenzutreten.  Erst  recht 
aber  gilt  diese  Erwägung  bei  der  immer  stärkern  Abhängigkeit  der  modernen 
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Länder  von  der  Weltmarktswirtschaft.  Weder  England  noch  Amerika  werden 
ausserhalb  ihres  vergrösserten  Wirtschaftsgebietes  aufhören  zu  kaufen  und  zu 
verkaufen.  Infolge  der  verschiedenartigen  Gestehungskosten  diktiert  aber  nicht 
Mitteleuropa,  sondern  diktieren  England  und  vor  allem  Amerika  den  Welt- 
marktpreis. Im  Handel  mit  beiden  Wirtschaftsgebieten  arbeitet  Mitteleuropa 
mit  Verlust,  sei  es  dass  es  landwirtschaftliche  Erzeugnisse  bezieht,  sei  es  dass 
es  Fabrikate  ausführt.  Es  ist  für  Mitteleuropa  nicht  vorteilhaft  landwirtschaft- 
liche Erzeugnisse  einzuführen,  mit  deren  Produktionskosten  unsere  Landwirt- 
schaft nicht  konkurrieren  kann,  und  es  ist  auch  nicht  vorteilhaft  Fabrikate  aas- 
zuführen, in  denen  geringer  bezahlte  Arbeit  steckt  als  in  entsprechenden  ameri- 
kanischen und  englischen  Erzeugnissen.  Noch  weit  schärfer  treten  aber  die 
wirtschaftlichen  Gefahren  in  den  Vordergrund,  wenn  Europa  dazu  ausersehen 
wird  den  Produktionsüberschuss  Englands  und  Amerikas  aufzunehmen.  Denn 
dann  gestatten  die  grossen  Inlandsmärkte  Englands  und  Amerikas  einen  solchen 
Preisdruck  auf  ihre  Exportpreise,  dass  das  ungeeinte  Europa  wehrlos  einer 
Krise  nach  der  andern  ausgesetzt  wäre.  Dass  es  zum  Schlimmsten  kommt,  ist 
nun  allerdings  nicht  anzunehmen.  Denn  je  häufiger  und  stärker  sich  die 
Wirkungen  der  wirtschaftlichen  Überlegenheit  Englands  und  Amerikas  auf  die 
mitteleuropäischen  Länder  bemerkbar  machen,  desto  mehr  geht  man  auch  den 
Ursachen  solcher  Erschütterungen  nach.  Die  gewerbliche  Depression,  in  der 
wir  gegenwärtig  leben,  hat  ihren  Ausgangspunkt  in  Amerika  genommen :  ganz 
Mitteleuropa,  auch  England  ist  von  ihr  ergriffen.  England  wird  gegen  solche 
Erschütterungen  durch  die  Schaffung  eines  grösseren  und  gesicherten  Absatz- 
gebietes in  seinen  Kolonieen  Schutz  und  Sicherung  suchen,  für  die  mitteleuro- 
päischen Länder  bleibt  als  Schutz  in  erster  Linie  eine  handelspolitische  An- 
näherung an  einander,  durch  die  die  gemeinsamen  Interessen  gegen  Amerika 
und  England  vertreten  werden  können.  Den  ersten  Schritt  zu  einer  Schaffung 
eines  mitteleuropäischen  Marktgebietes  bildet  aber  die  Verständigung  zwischen 
Frankreich  und  Deutschland. 

Man  glaube  also  nicht,  dass  die  Annäherung  beider  Länder  anders  zu  Wege  ge- 
bracht werden  könne  als  durch  einen  starken  Druck  von  aussen,  der  die  noch 
bestehende  politische  Spannung  zum  Verschwinden  bringt.  Vermag  man  frei- 
lich in  der  wirtschaftspolitischen  Entwickelung  Englands  und  Amerikas  keine 
gemeinsame  Gefahr  für  die  mitteleuropäischen  Länder  zu  erblicken,  werden 
also  die  zwingenden  Gründe  wirtschaftlicher  Natur  ausbleiben,  die  der  Ver- 
ständigung erst  die  solide  Basis  geben,  so  bleiben  alle  Annäherungsbestrebungen 
das  Monopol  kleiner  Kreise,  vermögen  aber  nicht  die  beiden  Völker  zu  durch- 
dringen. Das  vermag  nur  die  Erkenntnis  wirtschaftlicher  Notwendigkeit. 
XXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXX 

OLflV  KRIMGEM  •  DIE  KIRCHEMFRflGE  IM  DER 
NORWEGISCHEM  SOZIALDEMOKRATIE 

IM  Jahre  1536  erfolgte  durch  den  Reichstag  in  Kopenhagen  die  An- 
nahme der  lutherischen  Lehre  als  der  offiziellen  Staatsreligion  für  das 
dänische  und  das  damals  mit  ihm  vereinigte  norwegische  Reich. 
Die  Reformation  wurde  in  beiden  Ländern  durchgeführt,  und  die 
I reichen  Schätze  der  Kirche  und  die  Klostergüter  fielen  der  erschöpften 
Kasse  des  Königs  anheim.    In  den  fernen  Tälern,  wo  bisher  wenigstens  die 
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Legenden  des  Katholizismus  aufgeflackert  waren,  und  wo  die  Betriebsamkeit 
der  Mönche  eine  gewisse  Zivilisation  geschaffen  hatte,  erlosch  alles  geistige 
Leben.  Doch  die  Entwicklung  begann  wieder  von  neuem  und  schritt  langsam 
vorwärts,  bis  die  absolute  Macht  der  Kirche  fiel  und  diese  in  unserer  Zeit  so- 
wohl in  Dänemark  wie  in  Norwegen  unter  weltliche  Herrschaft  kam.  Zunächst 
ohne  es  zu  ahnen  oder  zu  fühlen,  da  die  wirklich  Herrschenden  ja  die  eigenen 
Männer  der  Kirche  waren.  Als  aber  die  Aufklärung  und  die  Anerkennung 
alles  wissenschaftlichen  Fortschritts  immer  weiter  um  sich  griffen,  als  man 
Männer  aus  dem  Volke  zu  Kultusministern  machte  und  bei  der  Ernennung 
theologischer  Universitätsprofessoren  nur  auf  die  wissenschaftliche  Befähigung 
der  Kandidaten  Rücksicht  zu  nehmen  begann,  die  mehr  und  mehr  der  freige- 
sinnten kirchlichen  Richtung  angehörten,  da  erwachte  das  Kirchenvolk.  Auf 
den  Rationalismus  der  Aufklärungszeit,  der  im  Ausgang  des  18.  und  im  Beginn 
des  19.  Jahrhunderts  das  Volk  durchsäuert  und  fast  alle  Kanzeln  mit  Frei- 
denkern besetzt  hatte,  folgte  eine  streng  pietistische  Laienbewegung.  Begonnen 
wurde  sie  von  dem  Bauernsohn  und  Prediger  Häns  Nielsen  Hauge,  der  einen 
vollständigen  Sieg  errang  und  durch  sein  Wirken  an  der  Universität  auch  die 
Geistlichkeit  für  den  Pietismus  gewann.  Diese  Richtung  ist  es,  die  die  religiös 
Interessierten  in  Norwegen  noch  heute  beherrscht.  Natürlich  rief  sie  eine 
Gegenbewegung  wach,  in  erster  Linie  bei  den  Gebildeten;  und  binnen  kurzem 
hatte  man  denn  auch  eine  innerhalb  der  Kirche  tätige  Organisation,  die  soge- 
nannte innere  Mission.  Sie  lebt  von  freiwilligen  Beiträgen,  ordnet  sich  jedoch 
im  übrigen  in  allen  Punkten  der  Staatskirche  ein.  Es  handelt  sich  hier  um  eine 
freiwillige  Äusserung  religiösen  Tätigkeitsdranges.  Erst  in  den  späteren  Jahr- 
zehnten begann  in  den  Fischerdörfern  des  südwestlichen  Norwegen  unter  den 
recht  zahlreichen  Laienpredigern  eine  Bewegung,  die  die  Abschaffung  der 
Staatskirche  und  eine  freie  Kirchenorganisation  proklamierte.  Dieser  oder 
jener  ein  wenig  allzu  rührige  Volksschullehrer  oder  ein  Pfarrer,  dem  nicht 
gerade  der  Mühlstein  um  den  Hals  hing,  trat  auf  und  erweckte  Ärgernis  unter 
jenen  schwerblütigen  Menschen  da  draussen. 

Wir  können  also  sagen,  dass  seit  den  Zeiten  des  Pietismus  im  19.  Jahrhundert 
bei  den  kirchlich  Gesinnten  in  Norwegen  zwei  Richtungen  gross  geworden  sind: 
eine  religiös  sehr  stark  interessierte,  die  die  Masse  des  Volkes  hinter  sich  hat 
und  ein  finsteres  pietistisches  Gepräge  trägt,  und  die  Bewegung  einer  geistigen 
Elite,  die  nur  schwach  religiös  interessiert  ist,  und  deren  wesentliche  Gefolg- 
schaft aus  den  Lehrern,  den  jüngeren  Pfarrern  und  im  übrigen  dem  aufge- 
klärten Teil  des  Volkes  aller  Klassen  besteht.  Diese  letztere  Richtung  hat  in 
den  letzten  zehn  Jahren  ein  rasches  Wachstum  erlebt,  und  zu  ihr  gehören  alle 
theologischen  Professoren  der  Universität.  Dass  sich  ihr  binnen  kurzem  auch 
der  überwiegende  Teil  der  breiteren  Volksschichten  anschliessen  wird,  darüber 
ist  kein  Zweifel  möglich. 

Bis  zum  Jahre  1901  hatte  die  norwegische  Sozialdemokratie  die  Abschaffung 
der  Staatskirche  auf  ihrem  Parteiprogramm  stehen,  strich  dann  aber  diesen 
Punkt.  Kurz  darauf  begannen  die  Pietisten  die  Agitation  zur  Auflösung 
der  Staatskirche  und  Errichtung  einer  freien  Kirche.  Die  Angelegenheit  fand 
von  Anfang  an  nur  wenig  Beachtung,  da  das  religiöse  Interesse  beim  Volke  für 
erheblich  geschwächt  galt. 

Die  Volksschulen  waren  am  Ausgang  des  18.  Jahrhunderts  ausschliesslich 
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Religionsschulen.  Das  dänische  Schulgesetz  aus  dem  Jahre  1720  und  das 
norwegische  aus  dem  Jahre  1739  behandelten  die  Schulen  als  reine  Religions- 
anstalten. Doch  die  anderen  Fächer  rückten  ein  und  drängten  den  Religions- 
unterricht zurück;  der  Platz,  den  er  nunmehr  einnimmt,  ist  zwar  nicht  unbe- 
trächtlich —  er  beträgt  1/1  der  ganzen  Schulzeit  — ,  aber  immerhin  bescheiden 
gegen  den,  der  ihm  in  den  Privatschulen  vieler  anderer  Länder  zugewiesen  ist. 
Die  Schulen  sind  sämtlich  öffentlich;  die  wenigen  anerkannten  Privatschulen, 
die  noch  ihr  Dasein  fristen,  sind  kaum  nennenswert.  Die  Volksaufklärung 
steht  auf  einer  hohen  Stufe. 

Die  Bewegung  zu  gunsten  der  freien  Kirche  erfuhr  eine  gewaltige  Förderung 
durch  die  Besetzung  einiger  theologischer  Lehrstühle  mit  Vertretern  der  moder- 
nen Theologie.  Denn  nun  hielten  die  alten  Theologen,  mit  de\n  meisten 
Bischöfen  und  älteren  Pastoren  an  der  Spitze,  grosse  Kirchen  Versammlungen 
ab  und  gaben  ihrem  Programm  eine  feste  Fassung.  Es  wurde  die  Errichtung 
eines  eigenen  von  der  Universität  unabhängigen  Pfarrerseminars  beschlossen 
—  dieser  Gedanke  ruht  zwar  einstweilen  — ,  und  man  trat  mit  einem  Vorschlag 
zur  Organisation  einer  freien  Kirche  hervor.  Dieser  Vorschlag  wurde  von  einem 
dazu  eingesetzten  Komitee  ausgearbeitet  und  läuft  in  seinen  Hauptzügen  auf 
Folgendes  hinaus: 

Der  Storthing  nimmt  ein  Gesetz  an,  das  eine  konstituierende  Kirchen  Versammlung 
damit  beauftragt,  der  norwegischen  Kirche  ein  Verfassungsgesetz  zu  geben.  Diese 
Kirchenversammlung  wird  vom  König  einberufen  und  soll  aus  84  Repräsentanten 
sämtlicher  Gemeinden.  24  Repräsentanten  der  Geistlichkeit,  aus  den  6  Bischöfen 
und  3  vom  König  ernannten  Repräsentanten  bestehen.  Der  Entwurf  des  Komitee* 
für  ein  solches  Verfassungsgesetz  beruht  auf  dem  Prinzip  von  der  Souveränität  des 
Kirchen  Volkes. 

Organisation.  Jede  Gemeinde  hat  ihre  Gemeindeversammlung;  stimmberechtigt 
ist  hier  ohne  Unterschied  des  Geschlechts  jeder,  der  das  Alter  von  25  Jahren  er- 
reicht hat.  und  der  seine  Aufnahme  in  die  Kirchengemeinschaft  wünscht  Ferner 
hat  jede  Gemeinde  einen  Gemeinderat,  der  aus  4  bis  10  Mitgliedern  bestehen 
soll,  die  durch  die  Gemeindevensammlung  für  die  Dauer  von  4  Jahren  gewählt 
werden.  Dieser  Gemeinderaf  hat  die  eigentliche  Führerschaft  in  der  Gemeinde. 
Ausserdem  soll  ein  Rat  der  Ältesten  gewählt  werden,  der  religiösen  Charakter  hat. 
Jeder  Stiftsbezirk  hat  seine  Bezirksversammlung,  die  aus  je  3  Repräsentanten  jeder 
Probstei  besteht,  nämlich  einem  Geistlichen  und  zwei  Laien,  und  seinen  Bezirksrat, 
der  sich  aus  3  Mitgliedern  zusammensetzt,  nämlich  dem  Bischof,  welcher  eir  für 
allemal  den  Vorsitz  führt,  und  zwei  anderen,  von  der  Bezirksversammlung  gewählten 
Repräsentanten.  Das  Landesorgan  der  Kirche  ist  die  Kirchenversammlung,  deren 
Repräsentanten  von  den  Bezirkövcrsammlungen  gewählt  werden.  Die  Kirchenver- 
sammlung ihrerseits  wählt  einen  Kirchenrat,  dessen  Vorsitzender  durch  Sonderwahl 
auf  2  Jahre  ernannt  wird. 

Gesetzgebung.  Alle  Kirchengesetze  werden  auf  der  Kirchenversammlung  an- 
genommen, bedürfen  aber  der  Genehmigung  des  Königs.  Gesetze,  die  Veränderungen 
in  der  augenblicklich  geltenden  Gesetzgebung  betreffs  der  kirchlichen  Fonds,  der  Ge- 
hälter der  Geistlichkeit  sowie  der  ökonomischen  Verfassung  der  Kirche  mit  sich 
führen,  bedürfen  der  Bestätigung  durch  Staatsgesetze,  um  Gültigkeit  zu  erlangen. 
Nur  diese  Gesetze  sind  Gegenstand  der  Handhabung  durch  die  staatlichen  Behörden, 
ökonomische  Verfassung.  Die  Einnahmen  der  Kirche  setzen  sich,  abge- 
sehen von  ihrem  Anteil  an  den  Fonds  für  das  Volksbildungswesen,  teils  aus  Ab- 
gaben teils  aus  freiwilligen  Opfern  zusammen.  Die  Abgaben  sind  keine  mit  gericht- 
lichen Mitteln  eintreibbare  Steuer. 

Bekenntnis.  Im  kirchlichen  Bekenntnis  tritt  keine  Änderung  ein.  Die  Entschei- 
dung über  alle  Lehrfragen  liegt  in  den  Händen  der  Kirchcnversammlung.  Betreffs 
des  Bekenntniszwanges  der  Pastoren  schlägt  das  Komitee  vor:  Falls  ein  Pfarrer 
zu  der  Anschauung  gelangt,  dass  die  Lehre  der  Kirche  unrichtig  sei,  so  legt  er 
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die  Frage  seinem  Bischof  vor.  Befriedigt  ihn  die  Entscheidung  des  Bischofs  nicht, 
so  kann  er  die  Sache  der  Kirchenversammlung  unterbreiten.  Diese  entscheidet  dann 
endgültig,  inwieweit  seine  Lehre  öffentlich  verkündigt  werden  kann.  Falls  ihm  die 
Entscheidung  nicht  zusagt  und  er  sich  der  Auffassung  der  Kirchen  Versammlung 
nicht  beugen  zu  können  meint,  so  muss  er  sein  Amt  niederlegen,  behält  aber  ein 
Anrecht  auf  Pension. 

Freie  Gemeinden.  Um  den  verschiedenen  Strömungen  innerhalb  der  Kirche 
grössere  Freiheit  zu  verschaffen,  schlägt  das  Komitee  vor  die  Gründung  von  freien 
Gemeinden  zuzulassen ;  aber  auch  sie  sollen  Mitglieder  der  Landeskirche  sein  und 
müssen  auf  dem  Boden  des  evangelisch-luthcrisclten  Bekenntnisses  stehet;.  Zur 
Organisation  einer  freien  Gemeinde  bedarf  es  der  Einwilligung  des  Kirchenrats, 
nachdem  Erklärungen  von  dem  betreffenden  Gemeinde-,  Ältesten-  und  Stiftsbezi  rks- 
rat  eingeholt  worden  sind.  Als  Bedingung  für  die  Einwilligung  ist  unter  andrem 
eine  gewisse  Garantie  dafür  erforderlich,  dass  die  Gemeinde  eine  sichere  ökonomische 
Grundlage  hat. 

Staat  und  Kirche.  Die  Bewilligungsvollmacht  über  den  Fonds  für  das  Volks- 
bildungswesen wird,  nach  Abzug  der  zirka  225  000  Kronen,  die  jährlich  der  Uni- 
versität zufallen,  ebenso  wie  über  die  übrigen  Kirchenfonds  der  Kirchenversamm- 
lung übertragen.  Mit  der  Verwaltung  wird  der  Kirchenrat  betraut.  In.  Verbindung 
hiermit  schlägt  das  Komitee  vor  die  kirchliche  Abteilung  des  Departements  aufzu- 
leben und  ihre  Geschäfte  dem  Kirchenrat  zu  übertragen. 

Ausbildung.  Die  Ausbildung  der  Pfarrer  erfolgt  entweder  an  der  Universität 
oder  an  einer  Lehranstalt,  die  die  gleichen  Anforderungen  stellt-  Das  theologische 
Staatsexamen  wird  vor  einer  Kommission  abgelegt,  die  aus  4  Mitgliedern  besteht; 
von  diesen  werden  2  vom  Unterrichtsdepartement  und  2  vom  Kirchenrat  ernannt. 
Das  praktisch-theologische  Seminar  wird  ganz  dem  Kirchenrat  unterstellt.  Bei  der 
Ernennung  theologischer  Professoren  soll  das  Gutachten  des  Kirchenrats  eingeholt 
werden. 

Aus  diesem  Vorschlag  wird  man  ersehen,  dass  er  den  deutlichen  Versuch  macht 
nicht  allein  die  Freiheit  der  Kirche  und  ihre  Unabhängigkeit  vom  Staat  durch- 
zusetzen sondern  ihr  auch  eine  Machtstellung  zu  geben,  die  jedenfalls  eine 
gewisse  Ähnlichkeit  mit  derjenigen  hat,  die  die  Kirche  in  den  katholischen 
Ländern  einnimmt. 

Nach  unserer  jetzigen  Kirchenordnung  gilt  die  Kirche  als  ein  Glied  des  Volks- 
bildungswesens, und  die  Männer  der  Kirche,  die  Pfarrer,  werden  dadurch  ge- 
zwungen mit  den  Strömungen  der  Neuzeit  mitzugehen.  Als  Staatskirche  in 
dem  Sinne,  wie  er  in  den  nordischen  Ländern  gilt,  ist  die  Organisation  welt- 
lich; der  oberste  Herr  der  Kirche,  der  die  Pfarrämter  vergibt  und  die  höchste 
Machtinstanz  bildet,  kann  recht  gut  seines  Zeichens  ein  Schuster  oder 
Schneider  sein;  augenblicklich  ist  es  ein  Bauer.  Aber  auch  der  Charakter 
der  Organisation  ist  weltlich.  Eine  Religionsänderung  oder  sogar  die  Ab- 
schaffung aller  Religion  braucht  die  Organisation  als  solche  nicht  zu  berühren. 
Die  freikirchliche  Bewegung  seitens  der  Religiösen  ist  darum  leicht  erklärlich. 
Ebenso  verständlich  ist,  dass  die  Scheidung  nicht  ohne  Kampf  ablaufen  wird. 

Unter  den  Sozialdemokraten  hat,  wie  erwähnt,  der  Gedanke  der  Beibehaltung 
der  staatlichen  Macht  über  die  Kirche  bisher  dominiert  Es  gibt  jedoch  inner- 
halb unserer  Partei  auch  eine  Richtung,  die  an  der  ursprünglichen  Forderung, 
an  der  Einrichtung  der  Privatkirche,  festhält,  wie  es  im  Einklang  mit  der  Er- 
klärung steht,  dass  die  Religion  Privatsache  sei.  Der  Verfasser  der  vorliegen- 
den Arbeit  hat  in  einer  Broschüre  geltend  zu  machen  versucht,  dass  die  Religion 
ein  Begriff  ist,  der  in  einer  Privatkirche  schwer  einen  privateren  Charakter 
haben  kann  als  in  einer  vom  Staate  geleiteten  Kirche.1)    Inwieweit  aber  die 
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Majorität  innerhalb  der  Sozialdemokratie  diesen  Standpunkt  einnimmt,  steht 
nicht  fest.  Darum  ist  auch  zu  erwarten,  dass  sich  in  dieser  Frage  eine  Mei- 
nungsverschiedenheit innerhalb  unserer  Partei  geltend  machen  wird. 

Der  religiöse  Kultus  macht  einen  so  bedeutenden  Teil  unseres  sozialen  Lebens 
aus  und  greift  so  tief  in  alle  Verhältnisse  ein,  dass  es  mit  grossem  Risiko  ver- 
bunden ist  ihn  der  privaten  Initiative  zu  überlassen.  Man  wird  gewahr,  dass 
die  Kirche  sich  nicht  mit  irgend  einem  bescheidenen  Winkel  in  der  Gesellschaft 
begnügt.  Sic  will  herrschen.  Will  über  Verhältnisse  herrschen,  die  sie  nichts 
angehen.  Drum  wird  man  einen  ständigen  Kampf  mit  der  Privatkirche  zu 
führen  haben,  um  sie  zu  hindern,  dass  sie  ihr  Gebiet  überschreitet.  Derjenige 
Teil  der  Sozialdemokratie,  der  sich  zur  Privatkirche  bekennt,  kann  nun  ant- 
worten, dass  das  religiöse  Bedürfnis  des  Volkes  im  Abnehmen  ist,  und  dass  man 
durch  Aufklärungsarbeit  und  Bekämpfung  der  religiösen  Dogmen,  ja  sogar  der 
Religion  selbst,  noch  eine  weitere  Reduktion  bewirken  kann.  Hierzu  ist  zu 
sagen,  dass  zwischen  der  Existenz  der  Kirche  und  den  religiösen  Bedürfnissen 
kein  absolutes  Abhängigkeitsverhältnis  besteht.  Es  liegt  in  der  Natur  der 
Sache,  dass  ein  Kampf  zwischen  der  Sozialdemokratie  und  der  Privatkirche 
unvermeidlich  ist:  Schon  das  rein  Organisatorische  würde  dazu  führen.  Die 
Sozialdemokratie  sieht  sich  hier  durch  ihre  Aufgaben  gezwungen,  viel  Raum 
zu  beanspruchen,  und  die  Kirche  ist,  wie  wir  wissen,  in  der  selben  Lage.  Doch 
auch  die  prinzipiellen  Gesichtspunkte  müssten  zu  einem  Kampf  zwischen  der 
Sozialdemokratie  und  der  Privatkirche  führen.  Dieser  Kampf  ist  in  all  den 
Ländern  im  Gange,  wo  die  Privatkirchc  existiert,  so  in  allen  katholischen 
Ländern.  Und  der  Kampf  ist  so  realer  Natur,  dass  es  keine  besondere  Auf- 
merksamkeit erweckt,  wenn  ein  Schuhmacher,  Schriftsteller  oder  ein  weltlicher 
Universitätslehrer  Sozialist  ist,  während  die  Tatsache  des  Übertritts  eines 
Pfarrers  auf  der  Stelle  Sensation  erregt.  Wenn  die  Sozialdemokratie  in  ihrer 
Gesellschaft  der  Privatkirche  einen  Platz  einräumen  will,  so  muss  das  Pro- 
gramm hierzu  fertig  sein,  bevor  wir  ans  Werk  gehen. 

Die  religiösen  Gefühle,  die  bei  jedem  Individuum  verschieden  sind  —  ein 
jeder  hat  auch  in  der  christlichen  Kirche  seinen  Spezialgott  — ,  existieren 
nun  einmal.  Ich  behaupte  auch,  dass  sie  sehr  stark  sind.  Die  Unbegreiflichkeit 
der  kirchlichen  Dogmen,  die  ganze  Art  ihrer  Ausgestaltung,  ihre  ehrwürdig 
alte  Entstehung  vermehren  nur  ihren  Mystizismus  und  ziehen  sogar  die  Men- 
schen unserer  Zeit  an.  Soll  man  das  alles  dann  auf  schiessen  und  sich  frei  ent- 
wickeln lassen?  Ich  glaube,  dass  wir  am  weitesten  an  den  skandinavischen 
Ländern  gekommen  sind,  wo  die  Kirche  als  Glied  der  allgemeinen  Volksunter- 
weisung der  staatlichen  Leitung  unterstellt  ist.  Dadurch  ist  eine  Kontrolle  ge- 
sichert und  die  Kirche  selbst  gezwungen  sich  dem  Gesetz  der  Entwickelung  zu 
beugen.  Sonst  existiert  nirgendwo  eine  Staatskirche,  die  ihrer  Organisation 
nach  mit  der  norwegischen  und  der  dänischen  zu  vergleichen  ist.  Die  schwedi- 
sche kommt  ihr  noch  am  nächsten. 

Man  wird  bemerken,  dass  die  Art,  wie  unsere  kirchlich  gesinnten  Kreise  die 
Kirche  organisiert  wissen  wollen,  in  vielen  Punkten  mit  der  jetzt  in  Frank- 
reich eingeführten  Ordnung  übereinstimmt.  Die  ganze  Bewegung  ist,  wie 
erwähnt,  von  den  pietistischsten  Kreisen  ausgegangen,  von  denjenigen 
Schichten,  für  die  das  Wort  Sosialismus  ein  Greuel  ist.  Sic  ist  gefördert  worden, 
indem  sich  ihr  starre  orthodoxe  Pfarrer  und  Bischöfe  anschlössen;  und  seine 
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praktische  Ausgestaltung  hat  das  Ganze  durch  die  Hilfe  reaktionärer  Juristen 
erfahren.  Der  Unterschied  zwischen  den  norwegischen  und  den  französischen 
Verhältnissen  ist  nämlich  durch  den  Charakter  der  ursprünglichen  Kirchen- 
ordnung bedingt.  Es  ist  wohl  unzweifelhaft,  dass  für  Frankreich  die  dort 
zur  Annahme  gelangte  Ordnung  einen  Fortschritt  bedeutet.  Aber  selbst  wenn 
wir  hingingen  und  die  neue  französische  Ordnung,  die  radikalen  Ursprungs 
ist,  vollständig  kopierten,  so  würde  das  für  uns  einen  Rückschritt  bedeuten. 
Man  beachte,  mit  welchem  Vertrauen  unsere  Reaktionäre  auf  den  Beistand 
des  Gesetzes  verzichten,  wenn  es  die  Einforderung  ihres  Anteils  gilt !  Sie 
wissen,  dass  sie  stärkere  Mittel  haben  als  den  Arm  des  weltlichen  Gesetzes. 
Sie  haben  den  Schlüssel  zum  Himmel  in  Händen,  sie  haben  die  Macht  über  die 


Die  kirchliche  Frage  wird  in  Norwegen  als  soziale  Aufgabe  eine  dominierende 
Rolle  bei  der  nächsten  Storthingwahl  im  Jahre  1909  spielen.  Das  aufgestellte 
Programm  zur  Erichtung  einer  Privatkirche  ist  den  religiösen  Pietisten  und 
den  kirchlich  Orthodoxen  so  sympathisch,  dass  ihre  darauf  gerichtete  Agitation 
schon  in  vollem  Gange  ist.  Und  sie  brauchen  nichts  hervorzuzwingen.  Es 
kommt  ganz  von  selbst. 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 

RICHARD  DEHMEL  •  DIE  ARMEM  •  MflCH  EMILE 
VERHEEREN 

IE  sind  so,  diese  armen  Herzen, 
ganz  ausgehöhlt  von  stummen  Schmerzen, 
blass  und  wie  Teiche  voll  Geweine: 
rings  Leichensteine. 

Sie  sind  so,  diese  armen  Rücken, 
verkrümmt  vom  Tragen  und  vom  Bücken, 
krummer  als  auf  den  Dünenhütten 
die  Dachschütten. 


Sie  sind  so,  diese  armen  Hände, 
zittrig  wie  Gräser  im  Gelände, 
wie  dürre*  Gräser,  die  zittern 
vor  nahen  Gewittern. 


Sie  sind  so,  diese  armen  Augen, 
die  nur  zu  Dienst  und  Demut  taugen, 
trauervoller  als  die  von  Tieren, 
wenn  sie  nach  Freiheit  stieren. 


So  sind  sie,  diese  armen  Leute: 
dem  Elend  fallen  sie  zur  Beute 
mit  lammgeduldiger  Gebärde, 
rings  auf  der  freien  Flur  der  Erde. 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 
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Ii       ~Jl]  OTT,  so  ein  Hungerleider.    Es  war  eigentlich  nicht  recht  standes- 
I             gem. iss  von  Papa  ihn  einzuladen.    Die  verstorbene  Mama  hatte  das 
1  UühI  auc^  ^ctun<lcn     s 0  ein  gewesener  Lithographenlehrling,  der  dann 
A  JM      von  irgend  jemand  entdeckt  und  zum  Künstler  ausgebildet  worden 
Iii  -      ■  war.    Einfacher  Buchdrucker  war  sein  Vater  und  sollte  noch  heute 
irgendwo  wohnen,  vier  Stock  hoch  im  Hinterhaus  einer  Mietskaserne  

Hildegard  stand  aufgeregt  vor  der  blonden  Schwester,  die  mit  roten  Tausend- 
schönchen und  Perlhyazinthen  im  Schoss  unter  der  blühenden  Kastanie  sass 
und  träumerisch  zusah,  wie  die  Zweige  in  Sonne  und  Wind  ein  wunderlich 
lebendiges  Schattenspiel  an  der  weissen  Wand  des  Herrenhauses  machten. 

»Du  brauchst  ja  nicht  mit  ihm  zu  sprechenc,  sagte  Gertrud  langsam  mit  ihrer 
unsicheren,  zärtlichen  Stimme,  lächelte  in  sich  hinein  und  dachte  daran,  dass 
es  ein  wirklicher,  ganz  wirklicher  Künstler  sein  würde,  so  einer,  von  dem  Bilder 
im  Museum  hingen,  der  heut  nachmittag  mit  Papa  hier  durch  den  Garten  gehen 
würde,  und  sie  fing  bereits  an  Bäume  und  Teich  und  die  gestreckten  Scheunen 
mit  den  Augen  des  Fremden  zu  betrachten. 

»Du  brauchst  ja  weiter  nicht  mit  ihm  zu  sprechen«,  wiederholte  sie,  stand  auf, 
so  dass  alle  Blumen  von  ihrem  Schoss  fielen,  und  bückte  sich  dann  sie  auf- 
zuheben. 

»Na  danke  für  gütigen  Ratschlag«,  sagte  Hildegard  abweisend,  »<lass  i  c  h  nicht 
anfange,  darauf  kannst  du  sicher  sein.  Ich  verstehe  Papa  nur  nicht  ganz.  Wir 
kennen  ihn  doch  fast  gar  nicht  Man  weiss  nicht  einmal  ob  er  Manieren  hat .  .  . 
Alles  in  allem  bleibt  es  eine  Zumutung  ihn  zu  empfangen.  Aber  so  was  findest 
du  natürlich  romantisch.  Nein,  ich  werde  Papa  zusetzen,  dass  er  dich  endlich 
zum  Winter  in  die  Pension  schickt.  Da  bekommt  man  erst  den  richtigen 
sicheren  Blick  für  das  Leben.  Vor  zwei  Jahren,  da  war  ich  auch  noch  so  ein 
Kindskopf  wie  du  .  .  .  Wenn  Mama  noch  lebte,  die  hätte  dich  längst  fort- 
geschickt gehabt.« 

»Ach,  du  blaublütiges  Pensionsfräulein!«  sagte  Gertrud,  und  ihr  weiches  volles 
Gesicht  verzog  sich  schnippisch.  »Du  hast  ja  überhaupt  den  Adelstick,  ja,  das 
hast  du.  Herr  Referendar  und  Herr  Leutnant,  und  alle  deine  Freundinnen 
müssen  von  sein.« 

Hildegard  warf  einen  kalten  Blick  auf  die  Schwester,  fand  dass  es  unter  ihrer 
Würde  sei  zu  antworten,  raffte  ihr  Kleid  zusammen  und  stolzierte  gemessenen 
Schrittes  den  dunklen  Parkweg  entlang. 

An  der  ziegelgedeckten  Mauer,  die  Gemüseland  und  Wirtschaftshof  von  ein- 
ander schied,  tat  sich  die  weisse  Gitterpforte  auf.  Eine  breite  Männergestalt 
betrat  den  Park,  zögerte,  entdeckte  die  Mädchen  und  näherte  sich  ihnen  rasch. 
Graue  Schnurrbartenden  flatterten  um  ein  von  Lebensfreude  gerötetes  Gesicht. 
»Aber  Kinder,  wo  bleibt  ihr?  Ich  denke,  wir  wollen  zusammen  an  die  Bahn 
fahren  ?« 

»Sie  will  ja  nicht!«  sagte  die  jüngere  Schwester  und  sprang  dem  Vater  ent- 
gegen. »Sie  könnte  sich  doch  freuen,  dass  endlich  mal  jemand  zu  uns  kommt, 
es  kommt  ja  sonst  nie  jemand  zu  uns,  die  drei  oder  vier  Leute  abgerechnet,  die 
immer  kommen.«  Schmeichelnd  heftete  sie  dem  Vater  ein  paar  rote  Tausend- 
schönchen ins  Knopfloch. 
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»Wenn  s  i  e  nicht  mit  will :  i  c  h  komme  wenigstens.« 
Damit  sprang  sie  ins  Haus  Hut  und  Umhang  zu  holen. 

Langsamer  folgte  Hildegard,  wandte  sich  auf  der  Treppe  noch  einmal  zum 
Garten  zurück,  sah  den  Vater  zur  Eile  winken  und  stieg  daraufhin  noch  etwas 
langsamer  die  Verandastufen  hinan. 

Eine  Viertelstunde  später  rollte  der  gelbe  Jagdwagen  zum  Torweg  hinaus. 
Eilig  jagten  die  glänzend  braunen  Pferde  unter  dem  tanzenden  Ledergeschirr 
im  feuchten  Halbschatten  des  Weges  dahin.  Hildegard  hielt  die  Zügel  und 
war  es  selber,  die  zur  Eile  trieb :  es  wäre  noch  besser,  wenn  so  ein  Paar  Kutsch- 
pferde es  nicht  leisten  könnten  zur  rechten  Zeit  am  Bahnhof  zu  sein!  Sie 
kamen  an,  gerade  als  der  Zug  hielt.  Papa  sprang  aus,  bevor  die  Pferde  standen 
und  begrüsste  den  Maler,  der  im  blauen  Anzug,  suchend  und  dann  hut- 
schwenkend, sich  dem  Wagen  näherte. 

Gertrud  war  auch  ausgestiegen  und  Hess  sich  errötend  und  zur  unrechten  Zeit 
knixend  mit  dem  Maler  bekannt  machen,  was  Hildegard  mit  Triumph  und 
Missbilligung  bemerkte.  Sie  selber  gab  ihm  keine  Hand,  nickte  nur,  kitzelte 
die  Pferde  mit  der  Peitsche  und  murmelte  zum  Vater  gewandt  etwas  von  schnell 
Einsteigen  und  Franz  und  Junos  Ungeduld. 

»Nun,  nun,  so  gefährlich  ist's  doch  nicht !«  Der  Papa  Hess  sich  Zeit,  klopfte  die 
schäumenden  Tiere  mit  dem  wirr  und  heiss  gewordenen  Fell  und  bat  dann  den 
Maler  Platz  zu  nehmen,  während  Gertrud  zur  Schwester  hinaufkletterte. 

Es  war  verabredet  worden,  dass  auf  dem  Heimweg  sie  die  Zügel  bekommen 
sollte.  Aber  nun  blieb  Hildegard  straff  aufrecht  am  Kutscherplatz,  wusste  von 
nichts,  und  ihre  Augen  sahen  unter  dem  zurückgeschlagenen  Schleier  fest  und 
scharf  den  Geleisen  des  Fahrweges  entgegen.  Und  Gertrud  vergass  ihr  Recht 
durchzusetzen.  Sie  sass  ein  wenig  seitwärts  geneigt,  warf  hin  und  wieder 
einen  raschen  Kinderblick  auf  den  rötlichen  Spitzbart  des  Malers,  glitt  zu  den 
sehr  blauen  Augen  hinauf  und  sah  dann  jedesmal  ein  wenig  erschrocken  nach 
der  Seite,  wo  Papa  sass,  lauschte  auch  ein  Weilchen  aufmerksamer  dem  leb- 
haften Gespräch,  das  zwischen  den  beiden  Männern  in  Fluss  kam. 

Die  gemeinsamen  Bekannten  in  der  Landeshauptstadt,  bei  denen  man  sich 
kennen  gelernt,  die  Bilder,  die  Papa  kurz  darauf  in  der  Ausstellung  gesehen. 
Ihm  waren  ja  die  Landschaften  mit  wenig  Erde  und  viel  Gewölk,  oder  den 
grossen  Flächen  von  Wald  und  Korn  ein  wenig  zu  still,  er  hätte  gern  Arbeiter 
oder  wenigstens  Tiere  darauf  gehabt,  aber  er  wusste  ja,  dass  »die  Geschmäcker 
verschieden«  seien,  und  war  im  übrigen  stolz  darauf,  dass  der  Maler  schon 
mehr  als  einmal  skizzierend  in  der  Umgebung  des  Gutes  umhergestreift  war. 
Das  war's  ja  auch,  was  ihn  zu  dieser  Einladung  veranlasst  hatte,  und  der  Maler 
sagte  —  viel  zu  oft,  fand  natürlich  Hildegard  —  dass  es  ihn  »doli  freute«  all 
dies,  was  ihm  seit  Jahren  heimlich  lieb  geworden,  wiederzusehen. 

Es  war  ein  windiger  Maitag,  voll  von  Duft  und  Fruchtbarkeit.  Glänzendes 
Gewölk  und  Buchten  von  tiefem  Blau  wechselten  am  heiteren  Himmel.  Flattern 
und  Schaukeln  war  überall  in  den  Zäunen,  die  der  letzte  Regen  schnell  un- 
durchsichtig gemacht  hatte.  In  den  Lücken  der  Hecktore  tauchten  dann  die 
grünen  Felder  auf:  am  Horizont  eine  Waldlinie  oder  eine  Windmühle,  manch- 
mal auch  beides,  zuletzt  dann  öfter  und  näher  das  blaue  Meer.  Eine  doppelte 
Allee  von  Linden,  die  noch  nicht  so  grün  war  wie  alles  sonst,  führte  ein  wenig 
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ernsthaft  vom  Torweg  zum  Herrenhaus  hinauf,  das  abseits  von  den  Wirtschafts- 
gebäuden sich  erhob  und  mit  zwei  kurzen  Flügeln  Auffahrt  und  Rasen  trotzig 
umklammert  hielt. 

Das  blossarmige  Mädchen  im  Häubchen  eilte  die  Steintreppe  herab,  vom  Stall 
kam  der  Kutscher  herbei  und  nahm  die  Zügel  an  sich.  Man  stieg  vom  Wagen, 
und  im  nächsten  Augenblick  stand  der  Maler  lachend  und  hilflos  zwischen 
einer  Schar  von  bellenden  Hunden,  die  zudringlich  an  ihm  aufsprangen.  Hilde- 
gard trieb  sie  zurück  mit  einer  kleinen  Lederpeitsche,  die  sie  im  Aermel  trug, 
stampfte  auch  mit  dem  Fuss,  zornig  und  beherrscht,  als  zwei  junge  Doggen  ihr 
ungehorsam  mit  täppischen  Seitensprüngen  antworteten. 

»Gnädiges  Fräulein,  Sie  verstehen  aber  mit  dem  Viehzeug  fertig  zu  werden  !c 
sagte  der  Maler  und  bewegte  dankbar  lächelnd  den  Kopf.  »Unsereins,  das 
hat  sein  Zigeunerblut  im  Leib  und  fürchtet  sich  vor  Hunden.c 
Hildegard  fand,  dass  er  nicht  noch  mit  seiner  geringen  Herkunft  hätte  zu 
protzen  brauchen,  und  dann  sagte  er  gnädiges  mit  drei  richtigen  langen  Silben, 
so  als  ob  es  etwas  recht  Ungewohntes  für  ihn  wäre  mit  einem  gnädigen  Fräu- 
lein zusammen  zu  sein. 

Die  jungen  Mädchen  gingen  zum  Ablegen  in  ihr  Zimmer  hinauf,  während  der 
Maler  mit  dem  Hut  in  der  Hand  stand  und  die  gewundene  Treppe  betrachtete, 
die  weiss  und  golden  in  den  Flur  eingebaut  war,  mit  doppelten  Armen,  die  sich 
über  der  Saaltür  zu  einem  kleinen  Balkon  vereinigten.  Natürlich  imponierte 
ihm  das.  Jemand  mit  Zigeunerblut:  dem  war  es  wohl  was  Seltenes  in  einem 
Hause  zu  sein  mit  einer  Treppe  aus  dem  vorigen  Jahrhundert !  Hildegard  wusch 
ihr  Gesicht  mit  kaltem  Wasser  und  lächelte  und  war  stolz  auf  die  Treppe,  und 
dabei  stieg  trotz  aller  Geringschätzung  ein  kleines  Wohlgefallen  in  ihr  auf  an 
dem  Fremden,  dem  gegenüber  sich  so  recht  von  Herzen  fühlen  Hess,  was  es 
hiess  schon  von  Geburt  aus  anders  als  andere  zu  sein. 

Als  die  beiden  Mädchen  herunter  kamen,  sassen  Papa  und  der  Fremde  schon 
im  kühlen  Saal  vor  der  offenen  Verandatür,  das  Mädchen  reichte  den  Kaffee 
herum.  Alles  war  weiss  und  hell:  die  gescheuerte  Diele  und  der  mächtige 
Bauch  des  Kachelofens,  die  goldgemusterte  Lilientapete,  das  Geschirr,  das  durch 
die  Scheiben  der  Mahagonischränke  leuchtete,  und  die  Gipsabgüsse  der  Büsten 
von  Plato  und  Sokrates  auf  dem  Eckbrett.  Dazu  das  schimmernde  Tischtuch 
und  die  Mullgardinen,  die  sich  nach  dem  offenen  Fenster  zu  bewegten,  jedesmal, 
wenn  eine  Tür  ging. 

Gertrud  nahm  dem  Mädchen  den  silbernen  Kuchenteller  ab  und  bot  selber 
herum,  dann  sass  sie  still  mit  glänzenden  Augen,  hörte  kaum  zu,  war  ver- 
sunken in  das  Gefühl,  dass  ein  wirklicher  lebendiger  Künstler  da  mit  ihnen  in 
dem  weissen,  ernsthaften  Saal  sass,  der  immer  so  still  war  sonst,  auch  wenn 
ein  paar  Gutsnachbarn  kamen  und  bei  Wein  und  Whist  froh  waren  mit  Papa. 

Hildegard  hatte  zuweilen  ein  rasches  Wort,  das  sie  mit  einem  kleinen  hoch- 
mütigen Ruck  des  Kopfes  in  die  Unterhaltung  warf,  und  das  mehr  ihre  gute 
Erziehung  als  ihre  Teilnahme  am  Gespräch  zeigen  sollte.  Der  Maler  wandte 
sich  ihr  jedesmal  mit  einem  aufmerksamen  Blick  zu,  aber  das  genügte  sie  ganz 
verstummen  zu  lassen,  und  das  Ende  davon  war,  dass  auch  der  Fremde  sie 
nicht  sonderlich  mehr  beachtete,  dafür  um  so  lieber  dem  Papa  zuhörte,  der  über 
Anlage  und  Entstehungszeit  von  Park  und  Herrenhaus  eine  umständliche  Er- 
klärung abgab.    Er  schloss  mit  der  Aufforderung  einen  gemeinsamen  Rund- 
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gang  durch  das  Gebäude  zu  machen;  später  wollte  man  dann  in  Park  und 
Feldern  sich  umsehen.  O,  es  war  Zeit,  viel  Zeit  bis  zum  letzten  Zug !  Hilde- 
gard lehnte  mit  einem  raschen  Blick  ab  den  Papa  zu  begleiten.  Sie  wollte  mit 
der  Wirtschafterin  das  Abendbrot  besprechen.  Dann  versuchte  sie  auch  Gertrud 
zurückzuhalten,  aber  Gertrud  tat  blind  und  taub,  recht  dick  aufgetragen,  hängte 
sich  an  Papas  Arm  und  lachte  erst  vom  anderen  Zimmer  her  noch  einmal  froh 
ihrer  Flucht  die  Schwester  an. 

Hildegard  setzte  sich  an  den  Flügel,  der  das  einzig  Dunkle  hier  war,  zugleich 
aber  all  das  schimmernde  Weiss  von  Zimmer  und  Fenster  her  schimmernder 
zurückwarf.  Sie  blätterte  in  Mozarts  Sonaten,  nahm  dann  ein  Liederalbum  vor, 
ohne  einen  Ton  anzuschlagen,  stand  auf  und  setzte  sich  wieder  auf  das  selbst- 
gestickte Polster  des  runden  Sesselchens,  drehte  sich  ein  wenig  herum  und  hielt 
jedesmal  unwillig  an,  wenn  die  Schraube  unten  zu  quieken  begann.  Eigentlich 
ärgerte  sie  sich,  dass  sie  nicht  mitgegangen  war:  Was  hatten  sie  übrigens 
nur  so  lange  im  Haus  zu  besehn? 

Nach  einer  halben  Stunde  erst  kamen  die  anderen  von  ihrem  Rundgang  zurück, 
lächelnd  und  händereibend  der  Papa,  Gertrud  mit  verklärten  Augen,  und  ganz 
ausgelassen  vor  Begeisterung  der  Maler:  Das  Gelb  der  Wände,  die  Decke  im 
niedrigen  Billardzimmer,  die  schweren  bäuerlichen  Renaissancestühle  im  ge- 
täfelten Speisesaal,  ein  Fetzen  von  blauem  Gobelin,  der  Empireschreibtisch, 
gelb  mit  schmalen  Streifen  von  Grün  eingelegt:  Donnerwetter,  wo  hatten  die 
Leute  von  Anno  dazumal  nur  immer  all  das  feine  Kirschholz  her!  Dann  die 
alten  Familienbilder,  vor  allem  das  Pastell  der  blonden  Urgrossmutter  im 
schimmernden  Atlasweiss.  Das  musste  eine  Frau  gewesen  sein,  doli  fein. 
Allein  wie  an  den  Schläfen  das  Haar  ansetze!  Dann  die  Linie  des  Mundes, 
aufgebogen  in  der  Mitte  und  nach  den  Winkeln  zu  schmerzlich  gesenkt  .  .  .  . 
Übrigens  war  die  Ähnlichkeit  mit  Fräulein  Gertrud  auffallend,  bis  auf  die  Be- 
wegung der  Schultern  zu  verfolgen. 

Das  blonde  Mädchen  mit  den  feinen  roten  Wangen  errötete,  und  Papa  lächelte 
und  sagte :  >Na,  du  kleine  Urgrossmutterc  und  beguckte  sein  Kind  ein  bisschen. 
Hildegard  aber  schlug  ungeduldig  vor,  wenn  man  gehen  wollte,  wolle  man  jetzt 
gehen,  denn  mit  dem  Regen  sei  es  nicht  sicher  heut;  und  herablassend  ver- 
schwand sie  ihre  Jacke  zu  holen. 

Man  stieg  die  Verandatreppe  hinab. 

Es  war  sehr  warm  im  Park.  Alleen  und  Laubengänge  schatteten  noch  kaum. 
Aber  es  war  auch  eigentlich  nicht  die  Sonne,  die  wärmte  sondern  die  ganze 
feuchte  Frühlingsluft,  die  schwer  war  vom  harzigen  Duft  der  Koniferen  und  voll 
von  Vogelgesang;  besonders  ein  Vogel  war  es,  der  mit  drei  Tönen  immer 
wieder  rief:  genau  die  drei  ersten  Töne  der  Ouvertüre  vom  Oberon,  und  als 
der  Maler  das  gesagt  hatte,  spitzte  er  seinen  Mund  zum  Pfeifen  und  pfiff 
sie  nach. 

Man  wollte  die  Schwäne  auf  dem  Teich  sehen,  aber  sie  hatten  sich  im  Schilf 
versteckt,  und  erst  als  Papa  den  Handstock  im  Kreise  schwang,  kamen  sie  ge- 
schwommen und  fauchten  den  grossen  Doggen  entgegen,  die  von  Hildegard 
herangerufen  bellend  am  Ufer  auf-  und  niedersprangen. 

Aus  der  Pforte  an  der  Waldseite  trat  man  später  durch  die  grünen  Buchen- 
reihen aufs  freie  Feld  hinaus.    Die  Sonne  schien  nicht  mehr,  aber  es  war 
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wärmer  und  fast  windstill  geworden.  Ruhig  lag  die  Erde,  die  Ferne  fast  so 
deutlich  wie  das,  was  nah  war,  und  darüber  ein  bedeckter  Himmel,  graugelb, 
von  tausend  kleinen  Wolken  belebt,  die  aussahen  wie  verstreute  Flachsknoten, 
geballt  am  Grund,  nach  oben  leicht  und  hell  verflatternd.  In  stumpfen  Pfaden 
lag  das  glänzende  Gras  hinter  den  schreitenden  Füssen.  Das  Gespräch 
war  für  eine  Weile  eingeschlafen.  Hier  draussen  kamen  Papa  allerhand  wirt- 
schaftliche Gedanken,  die  sich  mit  Klee,  Rüben  und  Brachfeld  befassten.  Auch 
war  es  ihm  nicht  recht,  dass  das  Wasser  für  die  Kühe  aus  der  sumpfigen  Moor- 
grube geholt  wurde,  und  er  herrschte  den  vorbeifahrenden  Knecht  an  und  war 
dann  unzufrieden  mit  Hildegard,  weil  sie  die  beiden  Hunde  mitgenommen. 
»Das  Viehzeug  ist  schon  so  unruhig  genug.  Jedesmal  merkt  man  sowas  nachher 
an  der  Milch.« 

Hildegard  blieb  stehen,  bereit  mit  den  Hunden  zurückzubleiben.  Aber  da  war 
Papas  Zorn  schon  verraucht,  und  er  lachte  und  sagte:  »Na,  ich  weiss  ja, 
Schlossfräulein,  dass  du  so  etwas  um  dich  herum  nötig  hast.« 
Diese  vornehm  spöttische  Handwegung  war  ebenso  unpassend  von  Papa  wie 
vorhin  das  mit  der  Milch.  Hildegard  war  unzufrieden,  und  in  dieser  Stimmung 
vermisste  sie  es  doppelt,  dass  der  Maler  gar  kein  bisschen  verwundert  schien 
über  die  endlos  lange  Reihe  der  roten  Kühe,  und  sie  hätte  ihn  gern  noch  einmal 
entschieden  darauf  aufmerksam  gemacht.  Aber  wenn  e  r  nicht  mit  ihr  sprach : 
s  i  e  fing  wahrhaftig  nicht  an ! 

»Gnädiges  Fräulein,  Sie  haben  einen  Anbeter« :  das  war  es,  was  sie  schliesslich 
hinter  sich  hörte. 

Stolz  und  verständnislos  wandte  sie  sich  um.  Der  Maler  hatte  sich  gebückt  und 
?tand  nun  aufrecht  mit  dem  Dornbusch  in  der  Hand,  den  er  vom  Saum  ihres 
Kleides  losgehäkelt  hatte. 

»Sie  kennen  dieses  Wort  wohl  gar  nicht?«  lachte  er.   »Mich  wundert  übrigens, 

dass  er's  gewagt  hat  «    Damit  schleuderte  er  den  Busch  weit  hinaus 

in  das  silberne  Gras. 

»Doch,  ich  habe  es  gehört,  in  der  Pension«,  sagte  Hildegard  verächtlich  und 
schritt  schneller  voran,  von  nun  an  nur  noch  mit  ihren  Hunden  beschäftigt, 
während  Gertrud  nach  wie  vor  an  Papas  Arm  hing  und  nur  zuweilen  seitwärts 
ins  Gras  hineinschnellte,  voll  von  Hoffnung  auf  ein  Vierklee  und  traurig,  dass 
sie  immer  noch  keins  fand.  Es  wäre  so  schön  gewesen  heut  ein  Vierklee  zu 
finden  und  in  Geibels  Gedichten  zu  pressen. 

Der  Maler  schwärmte,  kniff  die  Augen  zusammen  und  prüfte  mit  schief  ge- 
haltenem Kopf  die  Landschaft.  Dies  wahnsinnige  Gelb  des  Rapssaatfeldes, 
das  in  einer  Zunge  in  den  Meeresstreifen  hineinwuchs,  so  dass  Blau  und  Gelb 
schroff  aufeinanderplatzten :  zu  schroff,  um  möglich  zu  sein.  Die  jungen 
Pferde,  die  auf  dem  Hügelkamm  weideten  und  riesenhaft  gegen  den  glänzenden 
Himmel  standen,  das  Lila,  mit  dem  der  grüne  Wald  gegen  das  grüne  Feld  ab- 
setzte, und  dann  fiel  ihm  auf,  wie  das  rote  Halsbandleder  zum  stahlgrauen  Fell 
der  Doggen  »klang«. 

Als  er  das  sagte,  sah  Hildegard  ihre  Hunde  an,  und  während  sie  noch  eben 
innerlich  bereit  war  über  das  klang  zu  spotten,  wurde  plötzlich  der  alltägliche 
Anblick  etwas  ganz  Neues,  fremdartig  Schönes,  und  als  sie  betroffen  von  dieser 
Entdeckung  die  Augen  abwandte,  sah  sie  statt  Meer  und  Rapssaat  lodernde 
Flächen  von  Blau  und  Gelb,  sah  dass  da  hinten  irgendwo  schöne  schlanke  Pferde 


Digitized  by  Gc 


HELENE  VOIGT-D1EDERICHS  ■  BESUCH 


677 


weideten,  ohne  daran  zu  denken,  dass  es  ihres  Vaters  Pferde  waren,  und  eine 
unklare  Scham  befiel  sie  und  eine  Ahnung  von  dem,  was  da  war:  niemand  zu 
eigen  als  dem,  der  es  zu  fühlen  verstand.  Sie  spürte  ein  wenig  Wärme  und 
Neugier  in  sich  heraufkommen,  zugleich  aber  regte  sich  etwas  wie  Eifersucht, 
dass  der  Fremde  da  von  dem  was  ihnen  gehörte  etwas  besass,  was  sie  nicht 
haben  sollte,  und  dann  sagte  sie  so  obenhin,  dass  das  mit  dem  roten  Leder  etwas 
ganz  Zufälliges  sei.  Sie  hätte  gern  noch  seine  Antwort  gehört,  aber  nun  mischte 
Papa  sich  wieder  ins  Gespräch  und  man  redete  weiter  von  Hunden  und  Pfer- 
den, vom  schönen  Land  und  von  der  schönen  Jahreszeit  und  Papa  sagte  einmal 
über  das  andere,  dass  es  etwas  Seltenes  für  ihn  wäre  so  mit  jemand  zu  gehen, 
der  so  viel  Freude  hätte  an  allem:  Gott  ja,  fünfundzwanzig  Jahre  weiter  zurück, 
da  hätte  ihm  auch  noch  so  ziemlich  der  Sinn  gefehlt  für  das,  was  jetzt  die 
Hauptsache  sein  musste. 

Auf  Umwegen,  vorbei  an  versprengten  Buchenwäldchen  und  grünen  Teichen, 
in  denen  die  Frösche  anfingen  laut  zu  werden,  kam  man  nach  Hause  zurück. 
Auf  der  Veranda  war  der  Tisch  zum  Abendbrot  gedeckt.  Alles  in  Weiss  und 
Silber,  gelber  Wein  funkelte  in  der  geschliffenen  Karaffe,  und  säuerlich  duftete 
der  rote  zerschnittene  Rhabarber  aus  der  offenen  Glasschüssel.  Papa  war  sehr 
aufgelegt  während  des  Essens.  Er  lachte,  sprach  von  seiner  Jugendzeit,  seinen 
Reisen,  seinem  Studium,  und  fragte  dann  den  Maler  nach  "Italien,  nach  Neapel, 
das  er  so  gut  kannte  aus  Andersens  Improvisator,  Hess  sich  von  der  römischen 
Campagna  vorschwärmen,  hob  dann  das  Glas  gegen  seine  Töchter  und  sagte: 
»Kinder,  wahrhaftig,  wenn  ihr  gross  seid,  fahren  wir  auch  noch  mal  hin  !« 

Man  war  längst  fertig  mit  dem  Essen,  aber  nun  sass  der  Maler  und  erzählte  von 
der  Riviera,  vom  Gletschergrün,  vom  Engadin:  während  in  der  Waldlücke 
drüben  plötzlich  noch  einmal  die  Sonne  im  Untergehen  sichtbar  ward  und  für 
eine  Sekunde  tausend  rote  Lichter  aufbrannten  in  Glas,  Silber,  Wein  und 
Menschenaugen. 

Dann  fiel  das  Wort  Nietzsche. 

Papa  kannte  ihn  nicht,  er  wusste  nur  das  eine  von  ihm,  dass  er  schuld  sei  an 
der  heutigen  Sucht  der  jungen  Leute  sich  auszuleben. 

>Na,  das  ist  ein  weites  Feld!«  lachte  der  Maler.  »Wenigstens,  ich  sag  Ihnen, 
Sachen  hat  er  geschrieben,  doli  fein.  Der  Zarothustra  ist  immer  in  meiner 
Tasche.« 

Er  zog  ein  braunes  Lederbändchen  heraus,  blätterte  darin,  hielt  an  und  zitierte : 
»Nacht  ist  es:  nun  reden  lauter  alle  springenden  Brunnen.  Und  auch  meine 
Seele  ist  ein  springender  Brunnen.  Nacht  ist  es :  nun  erst  erwachen  alle  Lieder 
der  Liebenden.  Und  auch  meine  Seele  ist  das  Lied  eines  Liebenden.« 
Papa  fürchtete,  es  möchte  etwas  kommen,  was  seinen  Töchtern  schaden  könnte, 
und  er  schickte  Hildegard  nach  den  Zigarren,  und  Gertrud  sollte  fragen,  ob 
das  Mädchen  dem  Kutscher  Bescheid  gesagt,  und  als  der  Maler  noch  immer  mit 
seinem  Buch  in  der  Hand  sass,  sagte  er  aus  Höflichkeit,  es  würde  ihn  sehr 
interessieren  den  Mann  kennen  zu  lernen. 

Dann  hörte  man  draussen  die  Wagenräder  auf  dem  Kies,  das  Mädchen  kam  und 
meldete,  dass  alles  zur  Abfahrt  bereit  sei. 

Der  Maler  erhob  sich. 

Von  den  Töchtern  verabschiedete  er  sich  oben  an  der  Haustür.   Von  Gertrud 
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mit  einem  Blick,  in  dem  ein  ganz  klein  wenig  harmlose  Huldigung  für  das 
zärtliche  Kind  lag,  von  Hildegard  mit  einer  absichtlich  förmlichen  Verbeugung 
und  einem  halben  mitfühlenden  Lächeln:  freu  dich,  dass  du  den  Eindringling 
los  bist! 

Papa  begleitete  den  Maler  an  den  Wagen,  gab  dem  Kutscher  mit  der  Uhr  in 
der  Hand  eine  Anweisung,  lehnte  allen  Dank  ab,  sah  das  rollende  Gefährt  in 
der  langen  Allee  verschwinden,  bewegte  noch  einmal  den  Hut  und  trat  dann 
mit  herzlichem  Lachen  seinen  Töchtern  entgegen. 

»Ein  drolliger  Hering!  Aber  bei  allem,  er  gefällt  mir;  er  gefällt  mir  nicht 
schlecht.  Schade,  dass  er  aus  der  Gegend  fortzieht:  man  könnte  ihn  öfters 
da  haben.c 

Er  nahm  seine  beiden  Töchter  unter  den  Arm,  sprach  noch  eine  Weile  heiter 
auf  sie  ein  und  Hess  sich  dann  Lampe  und  Zeitung  auf  die  Veranda  bringen. 

Gertrud  war  müde  vom  langen  Tag  und  allem,  was  sie  erlebt  hatte.  Sie  sagte 
Gute  Nacht  und  ging  hinauf.  Aber  nach  einer  Weile  kam  sie  noch  einmal  in 
den  Saal  geschlichen,  leise,  dass  auf  der  Veranda  sie  niemand  hören  sollte,  und 
band  ein  Seidenbändchen  um  das  Bein  des  Stuhles,  auf  dem  der  Maler  gesessen. 
Hildegard  blieb  noch  mit  einer  Stickerei  beschäftigt  neben  dem  Vater.  Sie 
hatte  sich  vorgenommen,  dass  sie  vor  dem  Schlafengehen  noch  eine  Blume 
und  zwei  Schnörkel  machen  wollte  an  der  Nachtzeugtasche  für  die  Pensions- 
freundin. Aber  sie  hatte  keine  rechte  Ruhe  dazu,  und  als  sie  einen  ganzen 
Stengel  mit  falschen  Stichen  gemacht  hatte,  wurde  sie  ärgerlich  und  fand, 
dass  beides,  Tasche  und  Freundin,  ein  wenig  albern  war. 

Sie  warf  ihre  Arbeit  hin  und  ging  in  den  Park  hinunter,  und  sie  jagte  die 
Hunde  zurück,  die  unter  der  Veranda  hervorsprangen  und  mitlaufen  wollten.  Ganz 
gegen  ihre  Art,  sie  wusste  selbst  nicht  warum,  jagte  sie  die  lauten  Hunde  zurück. 
Unten  auf  der  Brücke  aus  schimmerndem  Birkenholz  stand  sie  regungslos  und 
sah  den  langen  Baumgang  hinunter  mit  den  schweren  Schatten  rechts  und  links, 
und  dann  fiel  ihr  plötzlich  der  Vers  ein,  den  der  Maler  vorgelesen:  >Nacht 
ist  es  .  .  .  .c  Ob  wohl  das  Buch  drinnen  im  Saal  liegen  geblieben  war?  Eine 
Sehnsucht  befiel  sie  nach  den  Worten,  die  sie  nicht  mehr  wusste,  und  ein  Ver- 
langen, die  Hände  auszustrecken  nach  etwas,  das  heut  an  ihr  vorbeigegangen. 
Und  sie  schritt  die  Parkwege  zurück,  voll  von  einem  wunderlichen  Gefühl  für 
all  dieses  Dunkel  und  Grau  um  sich  herum,  nichts  sah  sie  mehr  als  dieses 
Dunkel  und  Hellgrau,  und  es  schien  mehr  zu  sein  und  lebendiger  als  alles,  was 
wirklich  da  war. 

Im  Saal  brannte  kein  Licht  mehr,  suchend  tappte  sie  mit  den  Händen  über  den 
Tisch  und  über  den  Flügel,  aber  sie  fand  das  Buch  nicht,  und  als  sie  enttäuscht 
zum  Vater  zurückgehen  wollte,  sah  sie  plötzlich  an  der  weissen  Flurtür  die 
Gestalt  ihrer  Schwester  lehnen. 

>Gertrud  .  .  .  .,  aber  Gertrud,  wenn  dich  jemand  sieht  im  Hemd!  Was  willst 
du  denn  noch?< 

»Ich  hatte  etwas  vergessene,  sagte  das  Kind,  heiser  vor  Schrecken,  dass  sie 
ertappt  war. 

Hildegard  griff  schnell  nach  der  Schwester  Händen:  nein,  das  Buch  hatte  sie 
nicht,  wie  hätte  sich  das  Kind  daran  verderben  können  I  Aber  die  Finger  der 
Rechten  blieben  zusammengekniffen,  und  Gertrud  machte  nicht  auf,  Hildegard 
konnte  so  viel  drücken,  quälen  und  kitzeln,  wie  sie  wollte.   Nein,  sie  gab  nicht 
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nach:  es  war  ja  auch  nichts  drin,  was  sie  nicht  hätte  nehmen  dürfen,  nichts 
als  ein  Häufchen  Asche,  Asche  aus  der  Schale,  in  die  der  Maler  seine  Zigarette 
abgestossen. 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 
HEINRICH  HRRPÜDER  •  INDIVIDUALISMUS  UND 
SOZIALISMUS 

IN  seiner  reinsten,  konsequentesten  und  eben  deshalb  extremste*i 
[Form  ist  der  Individualismus1)  die  Weltanschauung  von  gestern.  Oder 
eigentlich  hat  er  es  nie  zu  einer  allgemeineren  Anerkennung  gebracht ; 
er  ist  stets  das  geblieben,  was  er  von  allem  Anfang  an  war,  damah 
laber  sein  musste:  Glaubenssatz  einer  verschwindenden  Minorität, 
Sektendogma.  Dass  aber  seine  Ausbreitung,  sein  Wachstum  in  die  Tiefe  und 
Breite  schon  auf  der  ersten  Stufe  erstarrte  und  trotz  aller  Wiederbelebungsver- 
suche nur  noch  mehr  versteinerte,  darin  liegt  schon  sein  Todesurteil  gefällt,  seine 
Lebensunfähigkeit  von  der  Entwickelung  bestätigt.  Denn  in  noch  viel  höherem 
Grade  als  früher  ist  heutzutage  alles  Massenbewegung,  jeder  Sieg  ein  Massen- 
sieg —  oder  er  ist  eine  Niederlage.  Dieser  Individualismus  ist  nie  über  das 
lebenslängliche  Theorem  hinausgekommen.  Es  ist  nie  auch  nur  der  Schein 
eines  ernsthaften  Versuchs  gemacht  worden,  ihn  aus  dem  luftigen  Reiche 
menschlichen  Denkens,  philosophischer  Spekulation,  in  die  harte,  aber  wert- 
voll greifbare  Realität  der  Erde  umzusetzen,  die  mühsam  mit  dem  Pfluge  will 
bearbeitet  sein.  Das  Scheitern  eines  solchen  Wagnisses  etwa  die  unendlich 
geistreichen,  aber  vagen  Stirnerschen  Ideen  aus  Nebelheim  in  eine  zu  schaffende 
gesellschaftliche  Organisation  herunterzuholen  und  praktisch  zu  verwirklichen 
liegt  zu  offensichtlich.  Es  ist  bezeichnend,  dass,  wo  immer  man  sich  daran 
machte  auf  Grundlage  dieser  Gedanken  ein  halbwegs  oder  entfernt  durchführ- 
bares Zukunfts-  und  Gegenwartsprogramm  aufzubauen,  dies  immer  nur  auf 
dem  Wege  der  Korrumpierung  seines  Wesens  und  seines  reinen  Charakters 
durch  mehr  oder  weniger  soziale  und  demokratische  Elemente  gelang:  so  beim 
Bakunismus  durch  Aufpfropfen  eines  kollektivistischen  Zweigsystems  auf  den 
schlackenfrei  individualistischen  Stamm  des  Stirnerschen  Anarchismus.  Was 
alles  natürlich  am  utopischen  Charakter  der  Grundsteine  und  damit  des 
ganzen  Baus  nichts  verändern  konnte.  Es  wurzelt  eben  im  Wesen  des  Indi- 
vidualismus, dass  seine  Realisierung  ein  frommer  Wunsch  bleibt,  solange  er 
er  selbst  ist,  frei  von  allen  Fremdkörpern,  die  ihn  verstümmeln.  Robinson,  um 
diesen  ewigen  Juden  der  Sozialwissenschaft  noch  einmal  zu  missbrauchen, 
konnte  sich  den  Luxus  gestatten  nach  einer  extrem  individualistischen  Welt- 
anschauung sein  Dasein  einzurichten;  auch  dann  noch,  als  er  nicht  mehr  der 
Einsige  sondern  mit  Freitag  zu  zweien  war,  ja  selbst,  wenn  sich  diesem  Freitag 
noch  ein  Donnerstag,  Mittwoch  usf.  hinzugesellt  hätte.    Auch  der  Besitzer 

>)  Eiae  objektive  Orientierung  über  den  allgemeinen  Gedankenkomplex  des  Individualismus  bietet 
die  Schrift  Walther  Borgius'  Die  Ideenwelt  des  Anarchismus  /Leipzig  1904/.  über  die  in  der 
Rundschau  dtr  Sozialistischen  Monatshefte  (1904,  2.  Band,  pag.  677  ff.)  bereits  referiert  wurde.  Von 
Behandlungen  vom  sozialistischen  Gesichtspunkt  aus  seien  genannt:  Josef  Bloch  (CatiHno)  Di« 
anarchistischen  Lehren  und  ihr  Verhältnis  sum  Kommunismus  im  Sozialistischen  Ahademiker, 
18951  P*f-  -73  ff.;  Georg  Plechanow  Anarchismus  und  Sozialismus  /Berlin  1904/;  Eduard 
Bernstein  Die  soziale  Doktrin  des  Anarchismus  in  der  Neuen  Zeit.  1891-1802,  1.  Band.  pag.  358  ff.; 
Alexandre  Hamon  Der  Anarchismus,  eint  Richtung  des  Sozialismus?  im  Sozialistischen 
Akademiker,  1896,  pag.  107  ff. 
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eines  ganzen  Heeres  von  Dienern  und  Sklaven  hat  die  Macht  in  seiner  kleinen 
Gesellschaft,  in  seinem  Staate  ein  ganzer,  vollgewichtiger  Ludwig  XIV.  zu 
sein  und  seinen  Willen  zur  suprema  lex  zu  dekretieren.  Dass  er  ganz  nach 
seinem  Kopfe  leben  könnte,  ist  denkbar.  Ein  praktischer  Nonsens  aber  ist, 
trotz  aller  Theorie,  ein  Individualismus  —  und  wir  sprechen  hier  zunächst  nur 
von  seiner  reinen  extremen  Gestalt  —  unter  lauter  Individualitäten.  So 
paradox  es  klingen  mag:  Individualismus  ist  nur  möglich  zwischen  Indi- 
vidualität und  Nichtindividualität.  Als  Fundament  für  die  Beziehungen 
der  Persönlichkeiten  untereinander  wäre  er  heute  die  Auflösung  aller  Gesell- 
schaft, ihr  Harakiri,  oder  aber  er  hat  zur  notwendigen  Voraussetzung  eine 
völlig  anders  geartete  menschliche  Natur,  einen  neuen  Menschentypus,  den  eines 
Ober-,  Edel-  oder  Adelsmenschentums.  Für  dies  Amerika  muss  aber  erst  noch 
der  Columbus  geboren  werden.  Aus  diesem  Grunde  muss  meines  Erachtens 
einer  Kritik  des  praktischen,  in  unserem  Sinne  des  mit  sozialen  Momenten 
durchsetzten  Individualismus  zunächst  eine  Kritik  des  reinen  Individualismus 
vorangehen. 

Jede  Weltanschauung,  mag  sie  sich  in  das  Prunk-  und  Staatskleid  eines 
religiösen  Glaubensbekenntnisses  oder  in  den  simplen,  aber  oft  solideren  Mantel 
einer  Philosophie  hüllen,  ist,  was  ihren  Inhalt  wie  ihren  Ursprung  betrifft,  eine 
Auseinandersetzung  des  Menschen  mit  den  Problemen  des  Lebens :  naturwissen- 
schaftlichen wie  sozialen.  Was  in  dieser  Beziehung  die  Gegenwart  von 
früheren,  weiter  zurückliegenden  Epochen  absondert,  ist,  dass  heute  das  cha- 
rakteristische Merkmal  einer  konkreten  Weltanschauung  weniger  auf  natur- 
wissenschaftlichem als  gerade  auf  gesellschaftlichem  Boden  liegt.  Das  soziale 
Problem  ist  das  zentrale  Problem  der  Jetztzeit.  So  unterscheiden  sich  auch 
die  beiden  Weltanschauungen  des  Individualismus  und  Sozialismus  auf  sozialem 
Gebiete  durch  die  einer  jeden  eigenen  Auffassung  des  Problems  Individuum 
und  Gesellschaft.  Welche  Stellung  nimmt  der  einzelne  in  der  Gesamtheit  ein, 
und  welche  kommt  ihm  in  ihr  zu?  Je  nachdem  der  eine  oder  andere  diese 
Frage  beantwortet,  neigt  er  mehr  der  sozialen  sozialistischen  oder  der  indi- 
vidualistischen Weltanschauung  zu,  mag  er  nun  in  Denken  und  Tun  die  letzten 
Konsequenzen  seiner  Antwort  ziehen  und  damit  beweisen,  ob  er  sich  der  Ge- 
wichtigkeit seiner  Entscheidung  bewusst  war  oder  nicht. 

Ludwig  Feuerbach  sagt:  »Der  Mensch  ist  dem  Menschen  das  höchste  Wesen.« 
Der  extreme  Individualismus  geht  von  dem  Satze  aus :  Ich  bin  Mir  das  höchste 
Wesen.  Mir  geht  nichts  über  Mich.  Es  gibt  nichts,  das  über  Mir  steht:  Ich 
vertrage  das  nicht.  Alles  steht  unter  Mir,  die  Sachenwelt  wie  die  Menschen- 
welt, beide  sind  Mir  gleichermassen  botmässig:  so  will  es  Mein  Wille.  Ich 
kann  keine  Herren  über  Mir  dulden:  Ich  selbst  will  ihr  Herr  sein.  Die 
Imperative  des  Dekaloges:  Ich  bin  dein  einziger  Gott,  du  sollst  keine  Götzen 
haben  ausser  Mir,  wendet  der  Individualist  auf  sich  an:  Ich  bin  Mein  ein- 
ziger Gott;  ausser  Mir  gibt  es  nichts,  das  Ich  anbeten,  zu  dem  Ich  emporsehen 
müsste,  nichts  unberührbares,  das  Ich  nicht  umstossen  dürfte.  Ich  darf  alles, 
wofern  Ich  es  kann.  Mein  Recht  hat  bloss  eine  Grenze :  Meine  Macht.  Ich 
erkenne  kein  Gesetz  an  als  Meinen  Willen.  Ethik,  Humanität,  Gesellschaft, 
Staat,  Nation,  Recht  sind  für  Mich  leere  Begriffe,  Schreckgespenster  und  Spuk- 
geister, ein  Schein,  hinter  dem  nichts  steckt.  Ich  brauche  bloss  nicht  an  sie 
zu  glauben,  und  sie  sind  nicht  da.    Sic  sind  Netze,  aufgestellt,  damit  Ich 
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Mich  in  ihren  Maschen  verfange  und  Mich  zeitlebens  im  Dienste  eines  Sparrens 
abzappele:  Ich  bin  dazu  nicht  töricht  genug.  >Ich  hab'  Mein'  Sach'  auf  Nichts 
gestellt  [als  auf  Mich]<.s) 

Das  ist  so  etwa  der  konzentrierte  Gehalt  des  konsequenten  Individualismus  in 
der  wikingerkühnen  Fassung  Stirners.  Man  ist  nun  sehr  leicht  verleitet  zu 
schliessen  —  und  wir  begegnen  auch  in  der  Tat  diesem  Schluss  allzu  häufig  — , 
dass  diese  Art  des  Individualismus  nichts  als  ein  geistreiches  System  des 
krassesten  Egoismus  darstellt  oder,  wenn  nicht  von  vornherein  so  gewollt,  mit 
Naturnotwendigkeit  in  ein  solches  münden  muss.  Nichts  ist  falscher  als  diese 
Annahme.  Die  fortwährende  Betonung  des  Ipse,  des  Ego  verführt  dazu.  Aber 
Egozentralismus  muss  nicht  notwendig  in  selbstischen  Egoismus  hinauslaufen. 
Wenigstens  nicht  in  einen  Egoismus  in  unserem  vulgärüblichen  Sinn:  als 
Antialtruismus.  Der  Kult  der  eigenen  Persönlichkeit  kann  möglicherweise  zur 
Anerkennung  des  Rechtes  eines  anderen  auf  Persönlichkeit  führen,  für  kürzere 
oder  längere  Zeitdauer,  auf  schmälerer  oder  breiterer  Basis.  Aber  —  und  das 
ist  der  springende  Punkt  —  er  m  u  s  s  nicht  dazu  führen.  Da  das  Individuum 
souverän  ist,  kann  es  einem  anderen  Rechte  einräumen,  sie  aber  auch  sofort 
zurückziehen,  wenn  sein  Interesse  es  gebietet  oder  wenn  auch  nur  seine  Laune 
umschlägt.  Etwas  Bindendes  gibt  es  für  es  nicht,  wenn  nicht  die  Faust 
dieses  anderen.  Und  dann  entscheidet  eben  der  Kampf  oder  vielleicht  schon 
das  blosse  Pochen  auf  die  Macht  und  die  mutmasslichen  Aussichten.  Wie  es 
überhaupt  dem  reinen  individualistischen  Gedanken  eigentümlich  ist,  dass,  sobald 
er  als  massgebendes  Prinzip  den  Plan  für  den  Unterbau  einer  realen,  nicht 
bloss  ideellen  Gesellschaftsordnung  liefern  würde,  diese  aller  nun  einemal  nötigen 
Stabilität  —  im  relativen  Sinne  —  ermangeln  müsste,  ihre  Grundlagen  keine 
festen,  beständigen,  beharrlichen  sondern  höchst  unbeständige,  jeden  Augenblick 
veränderliche,  unter  den  Füssen  wankende  und  flüssige  sein  würden.  Der 
Aggregatzustand  einer  exklusiv  individualistischen  Gesellschaft,  wenn  man  dieses 
Gebilde  überhaupt  unter  den  unendlich  viel  festeren  und  strafferen  Begriff  der 
Gesellschaft  bringen  darf,  wäre  ewig  schwankend,  sowohl  in  Inhalt  wie  Form, 
Dichte  des  gesellschaftlichen  Zusammenhanges,  der  Rechte  und  Pflichten  des 
einzelnen  usw.,  keinen  Augenblick  konstant,  ein  perennierendes  Hin-  und 
Herfluten. 

Da  das  Individuum  über  der  Gesellschaft  steht,  kann  es  von  keiner  ausser  ihm 
thronenden  Gewalt  gezwungen  werden  Glied  eben  dieser  Gesellschaft  zu  wer- 
den und  zu  bleiben.  Findet  es  der  einzelne  gut,  so  scheidet  er  aus  und  ist  damit 
von  allen  gesellschaftlichen  Satzungen,  an  deren  Aufstellung  er  vielleicht  selbst 
mitgearbeitet,  losgebunden.  Majorisieren  lässt  er  sich  nicht,  das  widerspricht 
seiner  Auffassung  von  seiner  Souveränität  und  seiner  Freiheit.3)  Es  müsste 
erst  vorher  das  Sphinxrätsel  gelöst  werden:  alles  allen  recht  zu  machen.  Die 

*)  Vergl.  vor  allem  Max  Stirners  Werk  Der  Einzige  und  jei»  Eigentum,  dazu  die  sa- 
tirischen Glossen  Karl  Marx'  und  Friedrich  Engels'  gegen  Stirncr  Sinkt  Max,  ver- 
öffentlicht in  den  Dokumenten  des  Sozialismus,  4.  Band,  pag. -mo  ff.,  und  Eugen  Dietzgen  Mar 
Stirner  und  Josef  Dietsgen  im  Anhang  zu  des  letztern  Streifzügen  eines  Sozialisten  in  das  Gebiet 
der  Erkenntnistheorie  /Stuttgart  1906V;  ferner  John  Henry  Mackay  Die  Anarchisten  /Berlin 
189»'. 

•)  »Der  Staat  muss  weg!  Bei  der  Revolution  tue  ich  auch  mit.  Untergrabt  den  Staatsbegriff,  stellt 
die  Freiwilligkeit  und  das  geistig  Verwandte  als  das  für  ein  Bündnis  einzig  Entscheidende  auf: 
das  ist  der  Anfang  einer  Freiheit,  die  etwas  wert  ist!  Ein  Wechsel  der  Regierungsformen  ist 
weiter  nichts  als  eine  Pusselei  mit  Graden  —  ein  bisschen  mehr  oder  ein  bisschen  weniger  —  Tor- 
heit alles  zusammen!«    So  Henrik  Ibsen  an  Georg  Brandes  am  17.  Februar  1871. 
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Gesellschaft  ist  für  ihn  keine  Zwangsorganisation,  in  die  man  hineingeboren  wird 
und  aus  der  man  bloss  austreten  kann,  indem  man  herausstirbt.  Sein  Prophet 
wider  Willen  ist  Rousseau.  Der  Contrat  social  die  typische  Organisation  der 
Individualisten.  Sie  schliessen  einen  Vertrag,  treten  einen  Teil  ihrer  Rechte, 
ihrer  Macht,  ihrer  Befugnisse,  ihrer  Hoheiten  einer  ideellen,  juristischen  Person, 
ihrer  Vertretung,  ab;  behalten  sich  aber  co  ipso  und  stillschweigend  —  und 
damit  schreiten  sie  über  Rousseau  hinaus,  der  bloss  eine  räsonable  Erklärung 
der  Staats-  und  Fürstensouveränität  geben  wollte  —  das  Recht  des  Austrittes 
für  jeden  Augenblick  vor. 

Diesem  Individualismus  ist  das  Recht  des  Individuums  das  Primäre,  Originäre, 
das  Gesellschaftsrecht,  soweit  er  ein  solches  überhaupt  anerkennt,  das  Se- 
kundäre, Abgeleitete,  eine  Derivation.  Umgekehrt  dem  Sozialismus.  Während 
der  Individualismus  alles  Sozialrecht  als  Recht  der  Gesellschaft  an  ihren  Glie- 
dern aus  dem  Recht  der  einzelnen  Individuen  durch  Synthese  vieler  Teilwillen 
entstehen  lässt,  erhebt  der  Sozialismus  das  Recht  der  Gesellschaft  zur  Quelle 
der  Rechte  jedes  einzelnen,  macht  er  die  Souveränität  der  Gesamtheit  zur 
Mutter  der  den  Individuen  von  Gesellschafts  wegen  eingeräumten  Hoheitsrechtc, 
Freiheiten  und  Befugnisse.  Und  alles  dieses  im  Namen  und  zum  Heile  selbiger 
Individuen.  Man  mag  vielleicht  darin  eine  Entwürdigung  der  Persönlichkeit 
erblicken;  aber  sie  wird  bloss  ideell  entwürdigt,  um  dann  reell  in  alle 
Würden  eingesetzt  werden  zu  können.  Die  Gesellschaft  beschneidet  die  Rechte, 
den  Willen,  die  Handlungsfreiheit  des  einzelnen  zu  gunsten  der  Rechte,  der 
Freiheit  und  der  Willcnsbestimmung  aller  andern.  Da  dies  jedoch  gleich- 
zeitig an  allen  andern  vollzogen  wird,  keiner  eine  Exemtion  bildet,  wächst 
einem  jeden  an  Rechten  und  Befugnissen  hier  zu,  was  ihm  auf  der  anderen 
Seite  genommen  worden.  Beraubt,  steht  er  reicher  da  denn  zuvor.  Er  wurde 
gebunden,  um  in  Wahrheit  desto  freier  im  Sozialismus  sich  auswirken  und  aus- 
leben zu  können. 

Ebenso  deplaciert  wie  der  Vorwurf  des  Antialtruismus,  den  man  so  oft  dem 
Individualismus  in  seiner  Reinkultur  macht,  ist  allerdings  auch  der,  dass  er 
unsittlich,  antiethisch  sei;  ebenso  hinfällig  wie  seinerzeit  der  der  Immoralität 
gegen  Nietzsche;  Nietzsche,  den  grössten,  höchststehenden  und  fanatischesten 
Moralisten.  Der  Individualismus  steht,  er  kann  sich  darauf  berufen,  jenseit 
von  Gut  und  Böse.  »Was  gut,  was  böse !  Ich  bin  ja  selber  Meine  Sache, 
und  Ich  bin  weder  gut  noch  böse.  Beides  hat  für  Mich  keinen  Sinn.c  Er 
ist  nicht  so  sehr  antiethisch  als  er  vielmehr  anethisch  ist.  Die  Ethik,  wie 
ihre  Tochter,  das  fixierte,  fest  niedergelegte  Recht,  hat  die  soziale  Aufgabe, 
dem  einzelnen  in  seinem  Tun  und  Lassen  Zügel  anzulegen,  ihn  in  seiner  Frei- 
heit, sobald  diese  in  gesellschaftsschädlicher  Weise  die  ihr  zugemessenen 
Grenzen  überschreitet,  zu  beschränken,  ihm  ihr  Veto  zuzurufen,  damit  nicht 
die  andern  darunter  leiden  müssen.  Der  Individualismus  aber  versagt  wohl 
jeder  ihm  von  aussen  aufgedrängten  Fussfessel  die  Anerkennung,  erblickt 
darin  eine  Usurpation,  einen  widerrechtlichen  Eingriff  in  seine  Machtsphäre 
und  folgert  daraus  die  Berechtigung  dagegen  zu  protestieren  und  eventuell 
zu  rebellieren.  Aber  er  selbst,  er  darf  sich  eigenmächtig  die  Fussfessel 
anlegen.  Nichts  kann  ihn  daran  hindern.  L'£tat  c'est  moi.  Sieht  er  die 
Ratsamkeit  ethischer  und  rechtlicher  Imperative  ein,  erkennt  er,  dass  er  als 
Individuum  ein  gewichtiges  Interesse  an  einer  Rechtsordnung,  an  ethischen, 


Digitized  by 


HEINRICH  HARPUDBR  ■  INDIVIDUAUSMUS  UND  SOBAUSMUS 


683 


allgemein  gültigen  Maximen  hat,  so  kann  er  sich  ihnen  freiwillig  unter- 
ordnen. Aber  —  und  damit  taucht  wieder  das  Faunsgesicht  der  Labilität  einer 
individualistischen  Gemeinschaft  auf  —  alles  beruht  nur  auf  momentanem 
Übereinkommen,  auf  der  Konvention.  Spricht  die  Vernunft  oder  die  Willkür 
anders,  so  ist  Ethik  und  Recht  auf  Kommando  für  ihn  nicht  mehr  vor- 
handen, sie  sind  ihm  Luft  geworden.  Der  Gesellschaftsbau  des  Individualismus 
ist  ein  gänzlich  loser,  ob  sich  die  Menschen  in  beruflichen  oder  anderen 
Interessengruppen  vereinigen;  die  Steine  sind  nie  mit  Mörtel  fest  und  dauer- 
haft verbunden.  Sie  liegen  lose  auf  einander,  wie  die  zu  einem  Bau  gefügten 
Steine  eines  Baukastens.  Oder,  ein  recht  grober  Vergleich,  ihr  Gesellschafts- 
körper  ist  ein  Organismus,  dessen  einzelne  Zellen,  die  Individuen,  völlig 
souverän  sich  der  sozial  absoluten  Freiheit  erfreuen;  behagt  es  ihnen  in  der 
Gesellung  nicht,  so  dürfen  sie  auseinanderstieben.  Zwischen  den  einzelnen 
Gliedern  erkennt  er  kein  anderes  Bindemittel  an  ausser  dem  des  individuellen 
Wollens:  der  beliebig  widerruflichen  Einwilligung.4) 

Aus  eben  dem  selben  Grunde  muss  aller  Iidividualismus  antidemokratisch  sein, 
muss  er  jedes  Majoritätsprinzip  als  letztes,  entscheidendes  Wort  verwerfen. 
Majorisierung  bedeutet  für  den  einzelnen  Vergewaltigung  seines  Einzel  willens 
durch  den  Gesamtwillen.6)  Und  da  ihm  dieser  sein  Einzel wille  sein  unan- 
tastbares Sanktissimum  verkörpert,  so  muss  er  dagegen  rebellieren,  rebeUe  ä 
Vabandon.  Völlig  anders  vom  Standpunkte  einer  sozialen  Weltanschauung. 
Da  das  Recht,  die  Freiheit  usw.  des  Individuums  Ausfluss  des  Gesamtwillens 
ist,  ein  bescheidenes  Segment  dessen,  so  ist  die  Majorisierung  des  einzelnen 
nicht  sinngleich  mit  seiner  Tyrannisierung  oder  seiner  Vergewaltigung.  Die 
Gesellschaft  ist  souverän  und  nur  durch  diese  vermittelt  das  Individuum. 
Glaubt  es,  dass  der  Majoritätsbeschluss  eine  zufällig  oder  künstlich  hervor- 
gerufene falsche  Interpretation  des  Gesamtwillens  ist,  so  mag  es  auf  eine 
Korrektur  hinwirken.  Dazu  ist  es  berufen;  nicht  aber  den  Gesamtbeschluss 
um  deswillen  nicht  anzuerkennen,  weil  dem  etwa  sein  persönlicher  Wille 
widerschlägt. 

Ob  Individualismus  oder  Sozialismus,  beruht  auf  dem  Unterschied  des  Seh- 
apparates. Oder,  anders  ausgedrückt,  der  Individualismus  sieht  durch  eine 
Zerstreuungslinse.  Die  gesellschaftliche  Einheit  wird  ihm  zur  Vielheit  und 
Mannigfaltigkeit,  zur  Buntheit.  Der  Gesamtwille  zersplittert  in  eine  Summe,  in 
eine  Unzahl  von  kleinen  und  winzigen  Willen,  die  einander  fieberhaft  be- 
kämpfen, die  tödliche  Waffe  in  der  Hand  und  so  oft  eine  heimtückische 
Hinterlist  im  Herzen,  und  die  verurteilt  sein  sollen  dies  ewig  zu  tun.  Das 
Gemeininteresse  atomisiert  sich  in  eine  Sahara  von  kleinsten  und  kleinlichen 
Sonderinteressen.  Alles  zerstäubt.  .  .  .  Der  Sozialismus,  die  Kristallisation 
der  einzig  zu  Ende  gedachten  sozialen  Weltanschauung,  sieht  durch  eine 
Sammellinse.  Auf  seiner  Netzhaut  sammeln  sich  wieder  die  zerstreuten  Ele- 
mente und  Gesellschaftsatome  zu  einer  vielfarbigen  organischen  Einheit  mit 

•)  Vergl.  hierzu  Rudolf  Stammler  Die  Theorie  des  Anarchismus  /Berlin  1894/. 
*)  Als  Anarchisten,  das  heisst  Leute  ohne  Regierung,  bekämpfen  wir  jeden,  der  sich  irgendwie 
Gewalt  über  die  Menschen  angeeignet  hat,  den  Besitzer,  Fabrikanten,  jeden  Staat,  auch  den  soziali- 
stischen. Jeder  Gedanke  an  Autorität  ist  uns  zuwider,  jedes  Gesetz  ist  unser  Feind.  Unser  Ziel 
ist  daher  Vernichtung  jedes  Staates  durch  eine  revolutionäre  Bewegung;  alle  gesetzlichen  Mittel, 
auch  das  allgemeine  Stimmrecht,  verabscheuen  wir.«  (Aus  dem  Manifest  des  2.  anarchistischen 
Kongresses  zu  Genf  am  ta.  August  188a.  zitiert  bei  A.  Kuroff  Der  Anarchismus  keine  Richtung 
des  Sozialismus  im  Sosiotistischen  Akademiker,  1896,  pag.  693.) 
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einem  Gesamtinteresse,  einer  kommunen  Freiheit,  einem  gemeinsamen, 
alle  umspannenden  Wollen. 

Die  Thesen  des  extremen  Individualismus  stellen  eine  historisch  durchaus  ver- 
ständliche Verirrung  des  menschlichen  Denkens  dar,  in  der  die  Konsequenz  so 
weit  geführt  wird,  dass  sie  in  eine  Inkonsequenz  münden  muss.  Eine  partielle 
wertvolle  Wahrheit,  wie  sie  ohne  jeden  Zweifel  der  Kerngedanke  des  Indivi- 
dualismus ist,  wird,  indem  sie  über  die  ihr  eigentümlich  zugehörende  Sphäre 
hinaus  zur  Dominante,  zum  leitenden  Prinzip  aller  sozialen  Lebensbetätigung 
aufgebläht  wird,  zu  einer  totalen  Unwahrheit.  Denn  der  ausschliessliche  und 
sich  immer  in  den  Vordergrund  drängende  Ichgedanke  des  extremen  Individua- 
lismus ist  nichts  als  die  bis  auf  die  äusserste  Spitze  getriebene  Lehre  vom 
Wert  der  Persönlichkeit,  von  der  Bedeutung  einer  allseitig  durchgebildeten, 
selbständigen  Individualität,  die  in  gleicher  Weise  wie  sie  ihr  Gewicht,  so 
auch  das  der  ganzen  Gemeinschaft  richtig  einzuschätzen  versteht.  So,  in 
einer  engeren,  aber  dafür  richtigen  Umgrenzung,  begriffen,  wird  der  Indivi- 
dualismus gerade  für  jene  Weltauffassungen  eine  Notwendigkeit,  wenn  nicht 
eine  unumgängliche  Voraussetzung,  die  an  Stelle  eines  losen  Verbandes  der 
Menschen  eine  innigere,  vielfach  verschlungene  Verknüpfung  gesetzt  wissen 
wollen.  Je  höher  die  Individualität  der  einzelnen  Gesell schaftsglieder  ausge- 
bildet und  je  grösser  der  Reichtum  an  vollen  Persönlichkeiten,  desto  leichter 
und  auf  desto  höherer  Stufenleiter  können  die  sozialen  Aufgaben  erfüllt 
werden.  So  muss  der  Sozialismus  den  Individualismus  wollen ;  er  muss, 
denn  sein  Bestand,  vor  allem  aber  seine  Entwickclungsfähigkeit  und  damit 
seine  geschichtilche  Berechtigung  hängt  hiervon  ab.  E  r  aber  erst  kann  und 
wird  das  Recht  auf  Individualität  aus  einem  Privileg  einzelner,  besonders 
Begünstigter  zu  einem  Gemeingut  aller  umwandeln.  Er  ist  kommu- 
nistisch, deshalb  vertritt  er  auch  den  Kommunismus  —  der  Individualität.  Er 
ist  der  Feind  aller  Sonderrechte.  Und  da  er  das  ist,  so  sucht  er  auf  gesell- 
schaftlichem Wege  jedem  das  Recht  auf  Persönlichkeit  zu  garantieren.  Des- 
halb fällt  unter  seiner  Hand  die  Schrankenlosigkeit  des  Sichauslebens,  die 
herrische  Eigenmacht,  das  Allestundürfen.  Indem  er  die  Machtsphäre  jedes 
einzelnen  gegen  die  jedes  anderen  abgrenzt,  macht  er  ihn  zum  Herrn  dieser 
seiner  ureigenen  Domäne;  indem  er  ihn  materiell  in  eine  gesicherte,  auf 
breiterer  und  schönerer  Basis  aufgebaute  Lebenslage  bringt,  gibt  er  ihm  erst 
die  Möglichkeit,  seine  Herren-  und  Hoheitsrechte  auszuüben.  Die  absolute 
Freiheit  fällt,  sie,  die  niemals  bestanden  hat ;  die  mögliche  Freiheit  wird 
verwirklicht,  sie,  die  bisher  nur  Sonntagskindern  in  den  Schoss  fiel.  Der 
blinde  und  eitle  Kultus  des  Ich  ist  aufgehoben,  das  Individuum  atmet  auf, 
erlöst  von  dem  für  Menschen  unwürdigen  Zustande  der  Vergötterung  und 
Vergötzung:  ein  Mensch  unter  Menschen  kann  es  sich  frei  bewegen,  befreit 
von  dem  Drucke  einer  endlosen  Verantwortlichkeit.  Propagiert  man  den  In- 
dividualismus nicht  als  Ausnahmeerscheinung,  nicht  als  Minoritätsdogma  son- 
dern als  wünschenswerte  Forderung  für  die  Gesamtheit,  so  muss  man  den 
Sozialismus  wollen.  Ohne  ihn  keinen  allgemeinen  Individualismus.  Der 
extreme  Individualismus  ist  eine  Illusion,  der  Sozialismus  die  Verwirklichung 
der  Freiheit.  Was  echt,  was  gross  an  jenem  ist,  die  Logik  lässt  es  im 
Sozialismus  münden,  hier  nur  lässt  die  Praxis  die  Idee  zur  Tat  werden,  hier 
nur  bekommt  die  Seele  einen  Leib.    Und  dieser  Sozialismus  ist  nicht  nur 
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um  seiner  selbst  willen  da,  er  ist  kein  Endzweck  sondern  das  Mittel  zu  einem 
Zwecke,  und  der  heisst  Individuum.  Eine  wahre  Gesellschaft,  wie  er  sie  ver- 
langt, ist  kein  Moloch,  dem  von  den  Menschen  Rauchopfer  steigen,  sondern 
ihr  Diener  und  das  ganz  eigener  Art.  Er  dient  auch  denen,  die  in  einer 
kurzsichtigen  Verranntheit  in  irgend  ein  /cAprinzip  nach  seinen  Diensten  nicht 
verlangen.  Er  dient  der  Menschheit,  mag  sie  wollen  oder  nicht.  Das  Wohl 
der  Individuen  ist  sein  Ziel;  ihre  Höherzüchtung,  ihre  Emporführung  zu 
immer  grösserer  Vollkommenheit  sein  Existenzgrund :  schon  um  deswillen 
kann  er  nicht  ihr  Feind  sein  und  nicht  ihre  Fussfcssel.  Die  sozialistische 
Gemeinschaft  ist  ein  Diener,  aber  um  gerade  allen  in  gleicher  Weise  dienen 
zu  können,  muss  sie  bis  zu  einem  gewissen  Grade  souverän  sein.  Das  aber 
ist  sie  auch  nur  so  lange  als  sie  eben  dient.  Würde  sie  sich  jemals  zum 
freischaltenden,  selbstherrlichen  Autokraten  auf  werfen,  dem  die  Individuen 
zum  Werkzeug  seiner  Lust  und  Laune  werden,  dann  hebt  sie  sich  selbst  auf. 
Denn  ihr  Daseinsgrund  ist  fruchtbarer  Humus  zu  sein  für  die  Aussaat,  auf 
dass  das  grösstmögliche  Glück  aller  daraus  spriesse. 

Alles  Individuelle  ist  Sache  des  Individuums,  alles  Soziale  Sache  der  Gesell- 
schaft. In  allen  Angelegenheiten,  die  lediglich  meine  eigene  Person  betreffen, 
in  denen  ich  nicht  in  den  Rechtskreis  meines  Nachbarn  störend  eingreife  — 
und  das  ist  durchaus  kein  engbegrenztes  Gebiet  — ,  bin  ich  mein  eigener, 
unbeschränkter  Herr  und  Richter,  mein  Regierer,  Verwalter,  Gesetzgeber.  Wo 
dagegen  Gesellschaftsinteressen  in  Frage  kommen  oder  gar  mit  meinen  persön- 
lichen in  Kollision  geraten,  da  geht  Gesellschaftsinteresse  vor  Individual- 
interesse. Reichsgesetz  bricht  Landesgesetz,  Landesgesetz  Kommunalgesetz 
und  so  in  immer  sich  verengendem  Zirkel.  Die  Grenze  ist  nicht  genau  ab- 
gesteckt; Grenzstreitigkeiten  sind  möglich,  im  Einzelfall  ist  die  Entscheidung 
nicht  allzu  schwer.  Der  Sozialismus  ist  die  Realisierung  des  Individualismus, 
weil  er  alles  Illusorische,  Tote,  nicht  Lebensfähige,  das  seiner  Verwirklichung 
hindernd  im  Wege  steht,  von  ihm  lostrennt.  Und  weil  er  zugleich  seine 
Demokratisierung  ist:  er  sanktioniert  nicht  das  schrankenlose  Recht  des  einen 
einzelnen  an  seiner  Persönlichkeit,  wohl  aber  das  aller  an  ihrer  Individualität. 
Er  demokratisiert  den  aristokratisch-oligarchischen  Individualismus.  Er  schafft 
den  Einzigen  aus  einer  Ausnahme  zum  herrschenden  Typ  um,  indem  er  ihm. 
beschränkend-befreiend,  erst  ermöglicht  er  selbst  zu  sein;  so  aber,  dass  das 
gleiche  allen  möglich  sei.  Der  Sozialismus  ist  nicht  exklusiv  sozial.  Sein 
Glaubensbekenntnis  lautet,  mit  allen  jeder  komprimierten  Formel  anhaftenden 
Ungenauigkeiten,  etwa:  Individualismus  nach  innen,  Sozialismus  nach  aussen! 

XXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXX 

MICHREL  KEIDITSCH  •  DIE  MILZBRRNDGEFRHR 

[NTER  den  vielen  Gefahren,  die  Gesundheit  und  Leben  der  Industrie- 
arbeiter dauernd  bedrohen,  steht  die  der  Milzbrandvergiftung  mit  an 
erster  Stelle.  Insbesondere  sind  die  Arbeiter  der  in  den  letzten 
j  Jahren  stark  emporgekommenen  Bürsten-  und  Pinselindustrie  stets 
in  Gefahr  von  diesem  meist  tötlich  wirkenden  Gifte  infiziert  zu 
werden.  Im  Reichstag  ist  schon  wiederholt  auf  diese  Gefahr  hingewiesen 
worden,  und  insbesondere  die  Darlegungen  der  verstorbenen  sozialdemo- 
kratischen Abgeordneten  Grillenberger  und  Oertel,  beide  Vertreter  von  Nürn- 
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berg,  der  Metropole  der  deutschen  Pinselindustrie,  führten  zu  einem  Erlass 
der  bundesratlichen  Verordnungen  vom  28.  Januar  1899  und  22.  Oktober  1902 
auf  grund  des  §  102c  der  Gewerbeordnung.  Durch  diese  Verordnungen 
kann  die  Gefahr  der  Milzbranderkrankungen  zwar  abgeschwächt,  aber  nicht 
beseitigt  werden.  Die  Tatsache,  dass  bis  in  die  neueste  Zeit  hinein  Erkran- 
kungen und  Todesfälle  an  Milzbrandvergiftungen  vorgekommen  sind,  beweist 
das  eindringlich.  Von  der  gewerkschaftlichen  Organisation  ist  auch  immer  un- 
ablässig gemahnt  worden,  und  auch  der  jetzige  Abgeordnete  für  Nürnberg, 
Dr.  Südekum,  wies  am  24.  Februar  1903  wiederum  darauf  hin,  dass  die 
neuesten  Verordnungen,  die  die  Regierung  erlassen  hat,  nicht  so  durchgreifend 
sind,  dass  nicht  neue  Wünsche  uud  neue  Forderungen  zu  stellen  Recht  und 
Pflicht  bliebe.    Er  sagte  wörtlich: 

>Es  kommt  hier  bei  diesem  Schutzgesetz  etwas  ganz  anderes  in  Frage  als  bei  unseren 
gewöhnlichen  Arbeiterschutzgesetzen.  Bei  den  andern  Arbeiterschutzgesetzen  handelt 
es  sich  im  wesentlichen  darum  die  Gesundheit  der  Arbeiter  vor  Schädigungen  zu  be- 
wahren und  ihre  Arbeitskraft  möglichst  lange  zu  erhalten.  Das  ist  in  diesem  Falle 
nicht  so,  sondern  bei  den  Verordnungen  zum  Schutze  der  Arbeiter  gegen  Milz- 
branderkrankungen handelt  es  sich  direkt  um  das  Leben  der  Arbeiter.  Wenn  ein 
Arbeiter  überhaupt  mit  Milzbrandsporen  infiziert  worden  ist,  dann  ist  er  in  der 
Regel  auch  rettungslos  verloren.  Schon  daraus  geht  hervor,  dass,  da  es  sich  um 
Menschenleben  handelt,  andere  Rücksichten  nicht  vorwalten  können.  Menschen- 
leben gehen  unter  allen  Umständen  den  Interessen  der  Industrie  vor.« 

Art  und  Verlauf  dieser  Krankheit  ist  den  weitesten  Kreisen  nur  wenig  bekannt, 
so  dass  eine  gedrängte  Schilderung  an  dieser  Stelle  wohl  angebracht  sein 
dürfte.*)  Der  Milzbrand  ist  eine  der  zuerst  bekannt  gewordenen  Tierkrank- 
heiten, und  die  Untersuchungen  über  seine  Natur  führten  zu  den  ersten 
glänzenden  und  bahnbrechenden  Erfolgen  der  Bakteriologie.  Besonders 
empfänglich  für  diese  Krankheit  sind  Rinder,  Pferde,  Schafe,  Schweine, 
Ziegen  usw.  In  manchen  Ländern,  auch  in  verschiedenen  Teilen  Deutschlands, 
treten  regelmässig  wiederkehrende  Milzbrandepidemieen  unter  den  Tieren  auf. 
Dadurch,  dass  Milzbrandkadaver  oft  stunden-  und  selbst  tagelang  auf  dem 
Boden  liegen  bleiben,  ist  es  möglich,  dass  die  Keime  durch  andere  Tiere  und 
Insekten  verbreitet  und  auch  durch  Wind  und  Regen  in  Gewässer  hinein- 
getragen werden,  das  heisst  also,  es  entsteht  eine  Gefahr  für  die  gesamte 
Bevölkerung.  Im  besonderen  sind  die  Industriearbeiter,  die  mit  den  Tier- 
materialien, wie  Fleisch,  Häuten,  Haaren,  Borsten  usw.  umzugehen  haben, 
ständig  bedroht.  Aber  auch  Personen,  die  mit  dem  Rohstoffe  direkt  nichts 
zu  tun  haben,  kann  der  von  diesem  stammende  Schmutz  und  Staub  ver- 
hängnisvoll werden.  Frauen,  die  die  ArbeitskJeider  ihrer  mit  derartigem 
Material  beschäftigten  Männer  ausbesserten,  erkrankten.  Die  Mutter  einer 
Arbeiterin,  die  das  von  ihrer  Tochter  bei  der  Arbeit  getragene  Halstuch 
umgebunden  hatte,  starb  an  einem  Milzbrandkarbunkel  am  Halse.  Ein  Tischler, 
der  mit  Pinselarbeitern  gemeinschaftlich  speiste,  starb  an  innerem  Milzbrand. 
Sogar  durch  Benutzung  von  Haar-  und  Zahnbürsten  sollen  Erkrankungen  vor- 
gekommen sein.  Auch  die  Maler,  die  die  Gepflogenheit  haben  einem  neuen 
Pinsel  im  Munde  durch  Befeuchten  eine  spitze  Form  zu  geben,  sind  besonders 
zu  warnen. 

Nun  einiges  über  die  verschiedenen  Formen  der  Milzbranderkrankung.  Die 

')  Ausführlich  wird  der  Milzbrand  von  dem  Budapester  Professor  Dr.  Friedrich  von  Koränyi 
behandelt,  in  seinem  Buch  Zocnosen  /Wien  1897'. 
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häufigste  ist  der  Hautmilzbrand,  dem  besonders  verletzte  und  weiche  Haut- 
stellen ausgesetzt  sind.  Professor  Koch  hat  1077  Fälle  zusammengestellt,  von 
denen  905  auf  die  oberen  Körperteile,  wie  Gesicht,  Hals,  Nacken  usw.  entfallen. 
In  der  Regel  findet  man  die  Kranken  mit  nur  einem  Hautkarbunkel  behaftet, 
der  ein  Brennen  verursacht.  Nach  etwa  12  Stunden  bildet  sich  das  Milzbrand- 
bläschen, das  meist  aufgekratzt  wird,  wodurch  sich  dann  eine  Bläschengruppe 
in  kreisförmiger  Anordnung  bildet.  Wird  nicht  schnell  und  geschickt  von 
einem  Arzt  eingegriffen,  so  entwickeln  sich  gastrische  Störungen  und  Fieber; 
der  Kranke  wird  auffallend  matt,  und  oft  schon  am  dritten  Tage,  meist  aber 
am  Ende  der  ersten  oder  am  Anfange  der  zweiten  Woche,  selten  später,  er- 
folgt der  Tod.  Dies  ist  der  typische  Verlauf  der  Milzbranderkrankungen, 
wovon  es  natürlich  mehrfache  Abweichungen  gibt.  Doch  jede  Form  des 
Milzbrandes  bedeutet  eine  schwere  Erkrankung.  Die  Infizierung  der  Mund- 
schleimhaut und  der  Zunge  sowie  Magen-  und  Darminfektion  führen  gewöhn- 
lich zum  Tode.  Bei  Arbeitern,  die  mit  trockenen  Tierstoffen  zu  tun  haben, 
tritt  auch  häufig  der  Lungenmilzbrand  auf,  der  durch  Einatmung  von  Milz- 
brandsporen entsteht  und  den  Tod  raeist  schon  am  dritten.  Tage  herbeiführt 
In  Rosshaar-  und  Wollspinnereien,  Pinsel-  und  Bürstenfabriken,  bei  der 
Hadernmanipulation  und  in  Papierfabriken  wird  in  den  Arbeitsräumen 
reichlich  Staub  aufgewirbelt.  Stammen  nun  die  Rohprodukte  von  milz- 
brandkranken  Tieren,  so  enthält  dieser  Staub  auch  Milzbrandsporen.  Und 
gerade  diese  Eigentümlichkeit  des  Milzbrandbazillus,  die  Bildung  von 
Sporen,  macht  ihn  zu  dem  gefährlichsten  Krankheitserreger.  Während  der 
Bazillus  sich  relativ  leicht  abtöten  lässt,  zeigen  die  Sporen  —  das  sind  glän- 
zende Kügelchen  innerhalb  der  Stäbchen  —  eine  erstaunliche  Widerstands- 
kraft. Sie  überdauern  sogar  einen  minutenlangen  Aufenthalt  in  strömendem 
Wasserdampf  von  ioo°  Celsius. 

Am  11.  August  1894  wählten  die  Bürsten-  und  Pinselindustriearbeiter  in  Nürn- 
berg eine  Kommission,  der  die  Aufgabe  oblag  geeignete  Mittel  und  Wege 
aufzusuchen,  um  die  Erkrankungen  und  Todesfälle  durch  Milzbrandansteckung 
zu  verhüten.  Die  Stimmen  der  Arbeiter,  vornehmlich  derer  in  Nürnberg, 
drangen  bis  an  das  Reichsgesundheitsamt,  das  sich  dadurch  veranlasst  sah 
eine  Abordnung  Sachverständiger  nach  Nürnberg  und  anderen  Industriezentren 
zu  schicken,  um  sich  über  die  hygienischen  Verhältnisse  in  den  Fabriken  zu 
orientieren.  Nach  vielen  Untersuchungen  und  Eingaben  an  die  Behörden 
seitens  der  Milzbrandkommission  gelangte  im  Jahre  1898  ein  auf  Vorschlag 
des  Reichsgesundheitsamtes  vom  Reichsamt  des  Innern  ausgearbeiteter, 
19  Paragraphen  enthaltender  Entwurf  von  Vorschriften  über  die  Einrichtung 
und  den  Betrieb  der  Rosshaarspinnereien,  Haar-  und  Borstenzurichtereien  sowie 
der  Bürsten-  und  Pinselmachereien  in  die  Öffentlichkeit. 

Der  Verband  deutscher  Bürsten-  und  Pinselindustrieller  wandte  sich  hierauf  in 
einer  langen  Petition  an  das  Reichsamt  des  Innern  mit  dem  Ersuchen  den 
Vorschlägen  des  Reichsgesundheitsamtes  in  der  gegebenen  Form  die  Zustim- 
mung zu  versagen.  Unter  anderm  wandte  sich  die  Petition  gegen  die  Des- 
infektion mit  strömendem  Wasserdampf  unter  dem  Vorwand,  dass  durch  die 
Einführung  eines  solchen  Zwanges  die  Borstenindustrie  einen  ungeheuren  Nach- 
teil erleiden  und  der  ganze  Handelsverkehr  mit  Borsten,  der  seinen  Hauptsitz 
in  Leipzig  habe,  zu  gunsten  der  anderen  Länder  sich  verschieben  würde,  wo- 
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durch  die  Borstenindustrie,  deren  Ausfuhr  im  Jahre  1896  den  Wert  von 
20595000  Mark  betrug,  einer  grossen  Gefahr  entgegengehen  würde.  Der 
Einwand,  dass  alles  Material  leide,  ist  blosse  Ausrede,  was  schon  dadurch 
bewiesen  wird,  dass  beispielsweise  in  Baden  seit  1892  eine  Verordnung  existiert, 
durch  die  die  Rosshaarspinnereien  verpflichtet  werden  sämtliche  aus  Russland 
und  den  Balkanstaaten  stammenden  Rosshaare  15  bis  20  Minuten  lang 
strömendem  Wasserdampf  von  1050  Celsius  auszusetzen.  Auch  eine  Mai- 
lander Firma  wendet  seit  langem  ein  ähnliches  Verfahren  mit  sicherem  Erfolge 
an.  Ein  weiterer  Einwand  in  der  Petition,  nämlich  dass  die  ausländischen 
Pferde-  und  Rinderhaare  die  Ursache  der  bisherigen  Milzbrandfälle  gewesen 
seien,  musste  einfach  lächerlich  wirken.  Nach  Professor  von  Koränyi,  einer 
ersten  Autorität  auf  diesem  Gebiete,  waren  vor  zehn  Jahren  die  Flussgebiete 
der  Saale,  der  Mosel  und  des  Pregel,  das  Gebiet  zwischen  dem  Main,  dem 
oberen  Rhein  und  der  Donau,  das  Königreich  Sachsen,  ein  Teil  Bayerns, 
Magdeburg  und  Frankfurt  als  milzbrandverseucht  bekannt.  Da  nach  dem 
Viehseuchengesetz  die  Milzbrand  fälle  der  Anzeigepflicht  unterworfen  sind, 
konnten  noch  im  Jahre  1905  nach  amtlichen  Ermittelungen  6133  Milzbrand- 
fälle festgestellt  werden.  In  der  vor  mehreren  Wochen  dem  Reichstag  zu- 
gegangenen Novelle  zum  Viehseuchengesetz  heisst  es  auch  in  der  amtlichen  Be- 
gründung, dass  der  Milzbrand  keine  wesentliche  Verringerung  erfahren  habe. 

Noch  eine  ganze  Reihe  nichtiger  Einwände  waren  in  der  genannten  Petition 
enthalten,  einzig  und  allein  um  eine  ganz  geringe  Erhöhung  der  Betriebskosten 
zu  vermeiden,  obwohl  dabei  Gesundheit  und  Leben  der  Arbeiterschaft  auf  dem 
Spiele  stehen.  Leider  trug  der  Bundesrat  den  Wünschen  der  Industriellen 
nach  verschiedenen  Richtungen  hin  Rechnung.  Die  wesentlichen  Bestimmungen 
seiner  Verordnung  vom  28.  Januar  1899  sind  folgende :  Die  aus  dem  Auslände 
stammenden  Pferde-  und  Rinderhaare,  Schweinsborsten  und  Schafswollen  wer- 
den dem  Desinfektionszwang  unterworfen.  Die  Desinfektion  muss  nach  Wahl 
der  Betriebsunternehmer  geschehen  entweder  durch  mindestens  halb- 
stündiges Einwirken  strömenden  Wasserdampfes  bei  einem  Überdruck  von 
0,15  Atmosphären,  oder  zweitens  durch  mindestens  einviertelstündiges  Kochen 
in  2prozentiger  Kaliumpermanganatlösung  mit  nachfolgendem  Bleichen  mittels 
drei-  bis  vierprozentiger  schwefcliger  Säure,  oder  drittens  durch  mindestens 
zweistündiges  Kochen  in  Wasser.  Der  Reichskanzler  kann  auch  andere  Ver- 
fahren zur  Auswahl  zulassen.  Die  höheren  Verwaltungsbehörden  können  Aus- 
nahmen vom  Desinfektionszwang  für  Materialien  zulassen,  die  entweder  durch 
eines  der  zugelassenen  Desinfektionsverfahren  einer  erheblichen  Schädigung 
ausgesetzt  werden,  oder  die  nachweislich  bereits  im  Ausland  einer  der  vor- 
schriftsmässigen  inländischen  Desinfektion  gleichwertige  Behandlung  erfahren 
haben.  Jugendliche  Arbeiter  dürfen  zu  Verrichtungen  mit  undesinfiziertem 
Material  nicht  verwendet  werden.  Der  Arbeitgeber  hat  über  das  von  ihm  be- 
zogene Material  Buch  zu  führen.  Ausserdem  enthält  die  Bekanntmachung 
noch  besondere  Vorschriften  für  Betriebe,  in  denen  in  der  Regel  mindestens 
10  Arbeiter  beschäftigt  werden.  Die  besonderen  Vorschriften  beziehen  sich 
hauptsächlich  auf  Ausgestaltung,  Reinigung,  Lüftung  und  Trennung  der 
Arbeitsräume,  sowie  Anschaffung  von  Arbeitskleidern  und  Reinigungsartikeln 
und  auf  Aufbewahrung  von  nichtdesinfiziertem  Material  in  gesonderten 
Räumen. 
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Als  trotz  dieser  Vorschriften  infolge  ihrer  Mängel  fortgesetzt  neue  Erkran- 
kungen und  Todesfälle  an  Milzbrandvergiftungen  eintraten,  war  der  Beweis 
erbracht,  dass  diese  Schutzvorschriften  zur  Abwendung  der  Milzbrandgefahr 
unzureichend  seien.  Die  Fabrikinspektionsberichte  legen  davon  Zeugnis  ab. 
Wie  oft  wurde  da  konstatiert,  dass  diese  Verordnung  infolge  des  Widerstandes 
der  Unternehmer  wirkungslos  blieb,  so  dass  eher  eine  Zu-  als  eine  Abnahme 
der  Milzbrandfälle  eintrat.  Am  13.  Mai  1901  beschloss  die  Arbeiterschaft  der 
Nürnberger  Pinselindustrie  abermals  eine  Eingabe  an  den  Reichskanzler  zu 
richten,  in  der  unter  anderm  zum  Ausdruck  gebracht  wurde,  dass  die  Aus- 
dehnung des  Desinfektionszwanges  auf  das  inländische  Material  sowie  auf 
sämtliche  Ziegenhaare  unerlässlich  sei.  Nachdem  Dr.  Südekum  im  Reichstage 
dieses  allzubegründete  Verlangen  wirksam  unterstützt  hatte,  hat  der  Bundesrat 
die  Verordnung  einer  Revision  unterzogen  und  mit  dem  Datum  des  22.  Okto- 
ber 1902  eine  neue  reformierte  Verordnung  herausgegeben,  die  sich  allerdings 
wenig  von  der  ersten  am  28.  Januar  1899  erlassenen  unterscheidet.  Bemerkens- 
wert ist  nur,  dass  auch  das  ausländische  Ziegenhaar  der  Desinfektionspflicht 
unterworfen  ist,  und  dass  einige  Schutzvorschriften,  die  erst  nur  für  Fabriken 
galten,  auf  alle  Werkstattbetriebe  ausgedehnt  werden.  Das  inländische  Material 
ist  nach  wie  vor  vom  Desinfektionszwang  befreit,  ebenso  kann  die  Desinfek- 
tion immer  noch  durch  das  zweifelhafte  Verfahren  mittels  Kochen  erfolgen, 
und  somit  ist  die  Gefahr  der  Milzbrandvergiftungen  keineswegs  aus  der  Welt 
geschafft,  was  wiederum  aus  den  Berichten  der  verschiedenen  Fabrikinspektoren 
hervorgeht.  Besonders  gross  ist  die  Gefahr  in  der  Hausindustrie,  zumal  die 
Unternehmer  selbst  die  bestehenden  Vorschriften  nicht  innehalten. 

Der  Vorsitzende  der  badischen  Fabrikinspektion,  Dr.  Karl  Bittmann,  der 
Untersuchungen  in  einem  grossen  Bürstenindustriegebiet  im  badischen  Schwarz- 
wald vornahm,  sagt  in  seinem  Bericht  an  das  grossherzoglich  badische  Mini- 
sterium des  Innern  über  Hausindustrie  und  Heimarbeit  im  Grossherzogtum 
Baden  zu  Anfang  des  20.  Jahrhunderts  wörtlich: 

»Betrübenderweise  wurden  in  zahlreichen  Behausungen  von  Heimarbeitern  der 
Bürstenindustrie  undesinf  izierte,  ausländische  Borsten  vorgefunden.  Es 
handelte  sich  dabei  ausschliesslich  um  schwarze  chinesische  Borsten;  die  Unver- 
sehrtheit der  aus  leichtem,  mit  chinesischen  Schriftzeichen  bedecktem  Papier  bestehen- 
den Originalpackungen  Hess  keinen  Zweifel  darüber,  dass  eine  Desinfektion  nicht 
stattgefunden  hatte.  Und  solches  Material  fand  sich  in  den  Ortschaften  zerstreut, 
nachdem  die  Fabrikanten  kurz  zuvor  auf  das  bestimmeste  erklärt  hatten,  dass  nie- 
mals undesinfizierte  Ware  in  die  Hausindustrie  gegeben  werde!  Weitere  Nach- 
forschungen ergaben,  dass  einzelne  Fabrikanten  die  schwarzen  chinesischen  Borsten 
zum  grossen  Teil  undesinfiziert  sowohl  in  der  Fabrik  als  auch  in  der  Hausindustrie 
verarbeiten  lassen  und  eine  Desinfektion  dieser  Sorte  nur  vornehmen,  wenn  diese 
Prozedur  den  Borsten  eine  für  bestimmte  Waren  gewünschte  Beschaffenheit  geben 
soll.  Für  diese  offenbare  Gesctzesverletzung,  die  in  Hunderten  von  Wohnungen 
Gesundheit  und  Leben  der  Familie  bedroht,  wurden  die  Gründe  angegeben,  mit  denen 
die  Fabrikanten  sich  schon  in  früheren  Jahren  allgemein  gegen  die  erlassene  Vor- 
schrift wandten :  grosse  Unkosten,  Herabminderung  des  Gewichts  und  des  Ge- 
brauchswertes, und  dergleichen.  Wie  wenig  stichhaltig  diese  Gründe  sind,  erhellt 
aus  der  Tatsache,  dass  andere  Fabrikanten  die  ordnungsgemässe  Desinfektion  vor- 
nehmen und  dabei  weder  technische  Schwierigkeiten  finden  noch  in  ihren  kaufmänni- 
schen Kalkulationen  gestört  werden.« 

Neuerdings  erheben  sich  immer  mehr  Stimmen  zum  Schutze  der  Arbeiterschaft 
sowie  der  gesamten  Bevölkerung.  Eine  grössere  Versammlung  in  Nürnberg 
hat  am  l.  Dezember  1907  beschlossen  eine  Petition  um  Ergänzung  der  Bundes- 
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ratsvorschriften  zu  erlassen.  Diese  ist  au  den  Reichskanzler  abgegangen.  Sie 
weist  zunächst  darauf  hin,  dass  es  unumgänglich  notwendig  ist  den  Desinfek- 
tionszwang auf  das  gesarate  in-  und  ausländische  Material  auszudehnen  und 
als  Desinfektionsmittel  nur  strömenden  Wasserdampf  mit  dem  nötigen  atmo- 
sphärischen Überdruck  zuzulassen.  Die  Erfahrung  hat  gelehrt,  dass  gerade 
dieses  Desinfektionsmittel,  das  bisher  allein  sichere  Gewähr  für  Abtötung  der 
Milzbrandbazillen  und  -Spören  bot,  am  wenigsten  zur  Anwendung  gelangt  und 
in  den  meisten  Fällen  das  Kochen  des  Materials  vorgezogen  wird,  da  dies  mit 
den  wenigsten  Schwierigkeiten  verbunden  ist  und  schwer  kontrolliert  werden 
kann.  Für  Material,  das  bei  Desinfektion  durch  Dampf  eine  bedeutende  Schädi- 
gung erleiden  würde,  soll  der  Bundesrat  durch  ein  Preisausschreiben  ein  Des- 
infektionsmittel zu  finden  suchen,  das  die  Milzbrandkeime  mit  Sicherheit  zer- 
stört. Weiter  weist  die  Petition  auch  auf  die  Notwendigkeit  einer  Ausdehnung 
der  besonderen  Vorschriften  für  die  grösseren  Betriebe  auch  auf  die  kleinen 
Betriebe  hin,  die  in  hygienischer  Beziehung  sehr  viel  zu  wünschen  übrig  lassen. 
Insbesondere  sollen  die  Vorschriften  auch  auf  die  Haus-  und  Heimarbeit  An- 
wendung finden. 

Am  4.  Januar  dieses  Jahres  fand  auch  im  Rcichsversicherungsamt  unter  Teil- 
nahme eines  Vertreters  des  Reichsgesundheitsamts  mit  Vertretern  der  Leder- 
industrieberufsgenossenschaft eine  Besprechung  über  die  Milzbrandfrage  statt. 
Vom  1.  Januar  1906  bis  zum  31.  Dezember  1907  sind  aus  Gerbereien  77  Milz- 
bandfälle gemeldet.  Und  doch  nimmt  die  Berufsgenossenschaft  heute  einen 
ähnlichen  Standpunkt  in  dieser  Frage  ein  wie  die  deutschen  Bürsten-  und 
Pinselindustriellen  vor  10  Jahren.  Sie  sagt,  dass  durch  die  Vorschriften  über 
die  Einrichtung  und  Desinfizierung  der  Lagerräume  sowie  die  Beschaffung  be- 
sonderer Arbeitskleider  die  Gerbereien  ganz  erheblich  belastet  würden  und 
eine  Durchführung  solcher  Vorschriften  teilweise  gar  nicht  möglich  sei.  Diese 
ßerufsgenossenschaft  erblickt  das  Allheilmittel  in  der  Belehrung  der  Unter- 
nehmer und  Arbeiter  über  die  Milzbrandgefahren  und  in  der  sofortigen  Über- 
führung jedes  milzbrandverdächtigen  Arbeiters  in  das  nächste  geeignete 
Krankenhaus.  In  jener  Konferenz  kam  man  zu  der  merkwürdigen  Überzeugung, 
dass  die  vorliegende  Frage  noch  nicht  genügend  geklärt  sei,  um  der  Industrie 
belastende,  in  ihrer  Wirkung  zweifelhafte  Bestimmungen  aufzuerlegen.  Gerade 
in  den  Gerbereien  und  Fellzurichtercien  kommen  indessen  notorisch  die  weitaus 
gefährlichsten  Milzbrandvergiftungen  vor,  und  es  bleibt  deshalb  eine  dringende 
Pflicht  der  öffentlichen  Gesundheitsbehörden  auch  diese  Arbeiter  zu  schützen. 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 
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Wirtschaft  /  Richard  Calwer 

Allgemeine     Der  Rückgang   der  Kon- 
**  junkturkurve   geht  weiter. 

Im  Monat  April  haben  die 
Verkchrscinnahmen  eine  Abnahme  er- 
fahren, der  Warenhandel  mit  dem  Aus- 
land hat  sich  abgeschwächt,  die  gewerb- 
lichen Neuinvesticrungen  waren  geringer 


als  im  Verglcichsmonat  1907.  Wenn  auch 
nicht  angenommen  werden  konnte,  dass 
der  gewerbliche  Beschäftigungsgrad  sich 
wieder  merklich  heben  würde,  so  konnte 
man  doch  nach  dem  Stande  der  Beschäf- 
tigtenziffer im  Anfang  April  nicht  an- 
nehmen, dass  die  Nachfrage  nach  Arbei- 
tern so  wenig  zunehmen  würde  wie  dies 
im  April  der  Fall  gewesen  ist.  £9  mag 
richtig  sein,  dass  vielfach  die  Rücksicht 
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auf  das  Osterfest  eine  Retardierung  des 
Geschäftsganges  mit  sich  gebracht  hat. 
Das  würde  die  schwache  Nachfrage  nacli 
Arbeitskräften  zwar  erklären,  aber  die 
Ungunst  im  April  keineswegs  abschwä- 
chen. Sollte  jetzt  wieder  eine  stärkere 
Erholung  kommen,  so  wäre  eine  solche 
Wendung  sehr  zu  begrüssen;  denn  seit 
vielen  Monaten  hat  kein  Monat  so  un- 
günstig auf  den  Arbeitsmarkt  eingewirkt 
wie  gerade  der  Monat  April. 
X  X 
Arbcitsoiarfct  ist  doch  durch  die  geringe 
Zahl  der  offenen  Stellen 
ein  solcher  Andrang  auf 
dem  Arbeitsmarkte  eingetreten,  dass  auf 
je  ioo  offene  Stellen  141,8  Arbeitsuchende 
kamen,  also  49  mehr  als  im  April  1907. 
Das  Mehr  gegenüber  dem  Vorjahr  war 
im  Dezember  1907  bisher  am  höch- 
sten, in  welchem  Monat  es  37,6  betrug. 
Die  Zahl  der  offenen  Stellen  ist  bei  den 
nämlichen  Arbeitsnachweisen  von  79000 
im  April  1907  auf  56405  zurückgegangen. 
Und  fast  der  ganze  Rückgang  entfällt 
auf  den  Arbeitsmarkt  für  Männliche,  wo 
die  offenen  Stellen  im  Vorjahre  54803, 
im  laufenden  Jahre  nur  32480  betrugen. 
Bemerkenswerterweise  hat  die  Zahl  der 
Arbeitsuchenden  nicht  allzu  erheblich  zu- 
genommen ;  es  wäre  sonst  das  Gepräge 
des  Arbeitsmarktes  noch  sehr  viel  un- 
günstiger ausgefallen.  Die  Zahl  der  Ar- 
beitsuchenden stieg  bei  den  gleichen  Ar- 
beitsnachweisen von  73  3^5  im  April  1907 
auf  79989  im  April  des  laufenden  Jahres. 
Relativ  ist  hier  sogar  die  Zahl  der  weib- 
lichen Arbeitsuchenden  stärker,  nämlich 
von  17  715  auf  20550,  gestiegen  als  die 
der  männlichen.  So  war  die  Andrangs- 
ziffer im  April  äusserst  hoch,  wie  ein 
Vergleich  mit  früheren  Jahren  ergibt. 
Auf  100  offene  Stellen  kamen  nämlich 
Arbeitsuchende  im  April  1896  115,5, 
1897  109,5,  1808  108,6,  1899  95,5,  1900 
934,  1901  1414,  1902  147,5,  1903  135,2, 
1904  112,8,  1905  111,0,  1906  100,3,  1907 
92.8.  Mit  Ausnahme  des  Jahres  1902 
war  in  keinem  Jahre  der  Aprilandrang  so 
stark  wie  1908;  er  geht  um  eine  Kleinig- 
keit sogar  über  den  Andrang  im  April 
1901  hinaus.  Damals  war  aber  der  starke 
Andrang  weniger  durch  den  Rückgang 
der  offenen  Stellen  als  vielmehr  durch 
eine  ungewöhnlich  starke  Zunahme  Ar- 
beitsuchender veranlasst.  Dieser  wich- 
tige Unterschied  ist  für  die  Beurteilung 
der  gegenwärtigen  Lage  des  Arbeitsmark- 
tes nicht  gleichgültig.  Er  lässt  darauf 
schliessen,  dass  ein  grosser  Teil  des  Neu- 
angebotes in  der  Landwirtschaft  unterge- 


691 

bracht  wurde,  und  dass  auch  die  Be- 
schäftigtenziffer nicht  zurückgegangen 
sein  dürfte.  Uber  den  letzteren  Punkt 
werden  die  Ausweise  der  Krankenkassen, 
die  für  eine  aktuelle  Berichterstattung 
immer  noch  viel  zu  spät  veröffentlicht 
werden,  genauere  und  nähere  Auskunft 
bringen. 

X  X 
Eisenioduttri«  Die  missliche  Lage  der 
reinen  Walzwerke  hat  im 
Verlauf  der  letzten  Monate 
wieder  so  zugenommen,  dass  die  beteilig- 
ten Werke  sich  zu  einem  einheitlichen 
Vorgehen  gegen  die  Preispolitik  des 
Stahlwerksvcrbandes  entschlossen  haben. 
Der  Stahlwerksverband,  dessen  Mitglie- 
der selbst  Walzwerke  besitzen,  hält  den 
Preis  für  Halbzeug  so  hoch,  dass  den 
reinen  Walzwerken  der  Wettbewerb 
äusserst  erschwert,  wenn  nicht  gar  un- 
möglich gemacht  ist.  Vor  allem  wird 
durch  die  Preispolitik  des  Stahlwerks- 
verbandes der  Export  unterbunden,  da 
die  Weltmarktpreise  für  Walzwerkser- 
zeugnisse niedriger  stehen  als  es  dem 
deutschen  Halbzeugpreis  entspricht. 
Ganz  anders  stellt  sich  der  Betrieb  für 
die  Walzwerke  der  gemischten  Betriebe, 
die  dem  Stahlwerksverbande  angehören: 
für  sie  kommt  Halbzeug  sehr  viel  bil- 
liger zu  stehen;  sie  können  daher  ihre 
Walzwerkserzeugnisse  sowohl  im  Inland 
als  auch  im  Ausland  wesentlich  billiger 
anbieten  als  die  reinen  Walzwerke.  Nun 
verfolgt  allerdings  der  Stahlwerksver- 
band mit  seiner  Politik  ein  bestimmtes 
Ziel :  nämlich  die  reinen  Walzwerke  für 
eine  Verbandsbildung,  zunächst  für  Stab- 
eisen, geneigt  zu  machen,  während  diese 
auf  die  Bedingungen  des  Stahlwerks- 
verbandes bis  jetzt  nicht  eingehen  woll- 
ten. Die  reinen  Walzwerke  treten  nun 
dafür  ein,  dass  ihnen  der  Bezug  aus- 
ländischen Halbzeuges  zu  möglichst  bil- 
ligem Preis  ermöglicht  wird.  Unter  der 
Mitwirkung  mehrerer  Parlamentarier  soll 
man  dahin  übereingekommen  sein  für 
den  Bezug  ausländischen  Halbzeugs  Era- 
fuhrscheine  zu  gewähren,  deren  Wirkung 
wäre,  dass  für  die  ausgeführten  Walz- 
werk serzeugnisse  ein  entsprechendes 
Quantum  Halbzeug  zollfrei  eingeführt 
werden  könnte.  Wie  im  einzelnen  diese 
Massregel  durchgeführt  werden  soll,  dar- 
über verlautet  noch  nichts.  Es  ist  aber 
klar,  dass  der  Stahlwerksverband  diese 
Durchkreuzung  seiner  Politik  nicht  ruhig 
hinnehmen  wird. 

X  X 
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Kune  Chronik  Die  preussische  Eisenbahn- 
verwaltung gab  Anfang 
Mai  den  Lokomotivbau- 
anstalten 515  Lokomotiven  in  Be- 
stellung. X  Die  österreichischen  Walz- 
werke Hessen  Preisermässigtmgen  ein- 
treten. X  Nachdem  der  Tapeten  trust 
nicht  verwirklicht  werden  konnte,  ver- 
einigten sich  zunächst  eine  Anzahl  Fa- 
briken zu  der  Tapetenindustrie  A.  G., 
deren  Sitz  in  Altona  ist.  X  Die  B.  E.  W. 
beabsichtigen  die  Angliederung  der 
Elektrizität  slief  er  ungs  gesell-* 
schaff. 

X  X 

Literatur  Dr.  L.  Sinzheimer  gibt 
eine  Sammlung  Tech- 
nisch -  volkswirt- 
schaftliche Monographieen 
/Leipzig,  Klinkhardt/  heraus,  von  der  bis 
jetzt  2  Bände  erschienen  sind.  Der  1. 
Band  von  Dr.  Schuchart  behandelt  Die 
volkswirtschaftliche  Bedeutung  der  tech- 
nischen Entwickelung  der  deutschen 
Zuckerindustrie,  der  2.  von  Dr.  Haar- 
mann Die  ökonomische  Bedeutung  der 
Technik  in  der  Seeschiffahrt.  Beide 
Bände  sind  von  grossem  Interesse  für 
alle  Nationalökonomen,  indem  sie  die 
engen  Beziehungen  zwischen  Wirtschaft 
und  Tecknik  auf  einzelnen  Spezialge- 
bieten aufzeigen.  Technik  allein  ohne 
Rücksicht  auf  die  wirtschaftlichen  Be- 
dingungen und  Voraussetzungen  schafft 
noch  keinen  Fortschritt.  Erst  die  Öko- 
nomik verleiht  dem  technischen  Produkt 
den  Gutscharakter,  wie  sich  Haarmann 
treffend  ausdrückt.  Auf  der  anderen 
Seite  schafft  aber  die  Technik  der  Wirt- 
schaft wieder  neue  Bedingungen,  an  die 
diese  sich,  oft  mit  grossen  Opfern,  an- 
passen muss.  X  Eine  sehr  ausführliche 
Studie  Das  Branntweinmonopol  in  Russ- 
land hat  Dr.  V.  L  e  w  i  n  /Tübingen, 
Laupp/  erscheinen  lassen,  die  vor 
allem  eine  genaue  Darstellung  der  gan- 
zen Monopolorganisation  gibt,  aber  auch 
die  finanziellen  Ergebnisse  und  die 
sozialen  Wirkungen  des  Monopols  be- 
rücksichtigt. X  Die  Sammlung  Gö- 
schen bringt  als  neue  Bändchen,  die 
hier  zu  erwähnen  sind,  eine  Darstellung 
des  Professors  Arndt  über  Deutschlands 
Stellung  in  der  Weltwirtschaft  und  einen 
Überblick  über  Die  deutsche  Landwirt- 
schaft von  W.  Ciaassen.  X  B.  A.Hoff- 
mann  zeichnet  Grundlinien  einer  sozialen 
Bank  /München,  Heindl/,  durch  die  die 
Losung  der  Arbeiterfrage  angestrebt 
werden  soll. 


Politik  /  May  Schtppel 

Sachsen:        Die   sächsischen  National- 

Wahl  ~ht 

liberalen  und  Konservativen 
haben  sich  zu  einem  Koni  - 
promiss  in  der  heiklen  Wahl  frage  zu- 
sammengefunden. Zunächst  nur  für  den 
Wahlrcchtsausschuss,  aber  nach  alter  Er- 
fahrung kann  bei  so  verwickelten,  wider- 
strebenden Interessen  das  Plenum  ge- 
wöhnlich nicht  mehr  viel  abändern  son- 
dern in  allen  wesentlichen  Grundzügen 
nur  glatt  annnehmen  oder  ablehnen.  Es 
bliebe  also  noch  der  Widerstand  der  Re- 
gierung; aber  diese  lenkt  offensichtlich 
ein;  von  einem  schroffen  Unmöglich  ver- 
lautete nichts  mehr ;  es  hiess  ebenso  klein- 
laut wie  einfach,  das  Gesamtminlsterium 
werde  Stellung  nehmen,  sowie  die  Be- 
schlüsse der  Kammer  selber  vorlägen. 
Dass  die  erste  Kammer  unter  solchen 
Umständen  noch  eine  ausschlaggebende 
Gegnerschaft  entwickeln  sollte,  ist  kaum 
anzunehmen.  Die  Chancen  des  Vor- 
schlages scheinen  also  keine  ungünstigen. 
In  seinem  politisch  bedeutsamsten  Kern 
läuft  er  darauf  hinaus  den  Einfluss  der 
Arbeiter  zurückzudämmen  einmal  durch 
die  Bedingung  einer  längeren  Wohnsitz- 
dauer und  durch  die  Zuweisung  mehrerer 
Stimmen  an  die  konservativeren  Bevölke- 
rtmgsschichten.  Für  die  Stimmberechti- 
gung soll  ausser  dem  25.  Lebensjahr  und 
Entrichtung  einer  direkten  Staatssteuer 
gefordert  werden:  Wohnsitz  am  Orte 
der  Listenaufstellung  von  mindestens 
2  Jahren  bei  Abschluss  der  Wählerliste 
und  Besitz  der  sächsischen  Staatsange- 
hörigkeit in  der  nämlichen  Dauer.  Aus- 
geschlossen vom  Stimmrecht  soll  ferner 
sein,  wer  auf  die  in  den  letzten  zwei 
Jahren  vor  Abschluss  der  Wählerlisten 
fällig  gewesenen  Staats-  oder  Gemeinde- 
steuern Rückstände  gelassen  hat.  Damit 
wären  also  die  mehr  fluktuierenden  und 
ärmeren  Elemente  bereits  stark  ausge- 
schaltet. Dann  soll  je  eine  Zusatzstimme, 
zusammen  bis  zu  drei  Zusatz-,  also  im 
ganzen  ein  Stimmrecht  bis  zu  4  Stimmen, 
erworben  werden:  durch  höheres  Alter, 
durch  Grundbesitz  (von  mindestens  75 
Steuereinheiten),  durch  wissenschaftliche 
Vorbildung,  wie  sie  der  einjährig-frei- 
willige Militärdienst  verlangt,  durch  eine 
gewisse,  näher  bestimmte  Selbständigkeit 
(ständige  Beschäftigung  von  mindestens 
zwei  Personen,  oder  Beamtenstellung  mit 
mindestens  1800  M.  Einkommen,  Aus- 
übung des  Geistlichen-,  Ärzte-  und 
Rechtsanwaltsbcrufes),  endlich  durch 
Versteuerung  eines  Einkommens  von 
über  2200  M.   Das  ganze  Bemühen  läuft 
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mit  einer  geradezu  lächerlichen  Deutlich- 
keit darauf  hinaus  auf  der  Seite  der 
Lohnarbeiterklasse  Stimmen  wcgzu- 
aehmen  und  auf  der  anderen  Seite  Stim- 
men hinzuzufügen.  Die  sächsischen  Par- 
teigenossen denken  jedoch  in  letzter 
Stunde  ein  Wörtchen  mitzusprechen  und 
bereiten  grosse  Gegenkundgebungen  vor. 
X  X 
Mecklenburg:  Noch  viel  vorsintflutlicher 


Verfassung; 


die  Verfassungsvor- 


lage in  Mecklenburg  aus. 
Nur  hat  in  diesem  vorwiegend  agrari- 
schen Staate,  anders  als  in  dem  gewerb- 
lich hochentwickelten  Sachsen,  niemals 
eine  eigentliche  Volksvertretung  und  ein 
liberaleres  Wahlrecht  seit  dem  Scheitern 
der  1848er  Bewegung  bestanden.  Keine 
gewählte  Volksvertretung  überhaupt,  da 
sowohl  die  Ritter  —  das  heisst  die  land- 
tagsfähigein  Besitzer  von  Hauptgütern 
mit  obrigkeitlicher  Gewalt  —  wie  die 
Bürgermeister  der  landtagsfähigen  Städte 
ohne  die  Umständlichkeiten  eines  Wahl- 
kampfes und  Wahlganges  in  den  Landtag 
einrückten,  während  das  Domanium, 
dessen  Einwohner  fast  ein  Drittel  der  Ge- 
samtbevölkerung  ausmachen,  seine  Ver- 
tretung ausschliesslich  im  Grossherzog 
und  in  der  Regierung  erblicken  musstc. 
Die  Thronrede  kündigte  nunmehr  eine 
»durchgreifende  Umgestaltung  altüber- 
kommener  Einrichtungen«  an.  Aber 
worin  soll  sie  bestehen?  Es  bleibt, 
Schwerin  zur  Grundlage  genommen,  die 
besondere  Vertretung  der  Ritterschaft, 
der  selbständigen  Gutsbezirke,  und  zwar 
mit  17,  die  der  Städteverwaltungen  ein- 
schliesslich Rostock  mit  15  Abgeordneten. 
Daran  reihen  sich  4  Abgeordnete,  die  der 
Grossherzog  ernennt,  endlich  Vertreter, 
die  von  wissenschaftlichen,  kirchlichen, 
wirtschaftlichen  Organisationen  gestellt 
werden :  je  einer  von  der  Universität,  aus 
dem  Kreise  der  Superintendenten  und 
nochmals  der  Geistlichkeit,  von  der  Land- 
wirtschafts-, der  Handels-  und  der  Hand- 
werkskammer. Mitten  hinein  in  diese 
Standes-  und  Körperschaftsdelcgiertcn 
sollen  jedoch  10  städtische  und  15  länd- 
liche Abgeordnete  verpflanzt  werden, 
wirklich  von  breiteren  Bevölkerungs- 
schichten gewählt,  freilich,  wie  beschwich- 
tigend hinzugefügt  wird,  unter  Abstufung 
des  Wahlrechtes  nach  Bildung  und  Be- 
sitz und  in  indirektem  Verfahren.  Nimmt 
man  beide  Mecklenburg,  deren  Landtags- 
union aufrechterhalten  bleiben  soll,  zu- 
sammen, so  entfallen  von  84  Abgeord- 
neten 21  auf  die  alte  Ritterschaft,  18  auf 
die    Landschaft    (die    Magistrate  der 


Städte),  nur  32  auf  eigentliche  gewählte 
Vertreter  des  Volkes,  die  übrigen  auf 
Ernannte  oder  Erkorene  der  Regierung 
und  der  erwähnten  körperschaftlichen  Or- 
ganisationen. Dabei  ist  diesem  seltsamen 
Gebilde  das  Vichtige  parlamentarische 
Recht  der  eigenen  Initiative  in  Gesetz- 
gebungsfragen vorenthalten;  es  steht  ihm 
zwar  das  Ersuchen  um  die  Vorlegung 
von  Gesetzentwürfen  zu,  aber  es  darf, 
entgegen  dem  bisherigen  Landtage,  Ge- 
setzentwürfe nicht  selbständig  einreichen. 
Ob  die  Regierung  auf  Wünsche,  Vor- 
schläge und  Beschwerden  Auskunft  er- 
teilen will,  steht  ihr  frei.  Die  Gesetz- 
gebung für  das  Domanium,  die  der  Lan- 
desherr bisher  ganz  selbstherrlich  ausübte, 
soll  zwar  in  Zukunft  an  die  Zustimmung 
der  Landtage  gebunden  sein ;  aber  eine  mo- 
derne Abgrenzung  zwischen  landesherr- 
lichen Privatfinanzen,  Domanial-  und 
Staatsvermögen  ist  kaum  angebahnt,  ge- 
schweige denn  gesichert.  Möglich,  dass 
Mecklenburg  jetzt,  nachdem  das  Reich 
endlich  ein  Vereins-  und  Versammlungs- 
recht gebracht  hat.  zum  erstenmal  wieder 
eine  allgemeine  öffentliche  Agitation  er- 
lebt. Selbst  die  Liberalen  verlangen  zu 
einem  grossen  Teile  die  Ablehnung  des 
Verfassungsentwurfes  und  die  Ein- 
bringung einer  neuen  Vorlage.  Unsere 
Parteigenossen  rühren  sich  im  ganzen 
Lande  in  Versammlungen  und  in  Flug- 
blätterprotestcn,  vor  allem  in  der  Grün- 
dung von  politischen  Organisationen. 

X  X 
England:  neue  englische  Premier 

Budget  Asquith,    obwohl    er  das 

Schatzamt  an  Lloyd-George 
abgetreten  hat,  brachte  am  7.  Mai  noch- 
mals den  Etat  ein.  Er  konnte,  hauptsäch- 
lich wegen  des  Mehrertrages  der  ver- 
schiedensten Einnahmequellen,  dann 
aber  auch  wegen  einiger  Ausgabenver- 
kürzungen für  1008- 1009  mit  einem  Uber- 
•schuss  von  nicht  weniger  als  4,9  Mi  11. 
Lstrl.  rechnen.  Davon  will  er  3,4  Mill. 
zur  Herabsetzung  der  Zuckersteuer  ver- 
wenden, die  bekanntlich  1001  als  Kriegs- 
steuer eingeführt  wurde ;  statt  4  s.  2  d.  für 
den  englischen  Zentner  soll  der  Zoll  in 
Zukunft  1  s.  10  d.  betragen.  Die  wei- 
tere Hautpverwcndung  des  Überschusses 
bezieht  sich  auf  Alterspensionen,  die, 
wenn  die  gesetzliche  Regelung  der  Alters- 
unterstützung so  rasch  gelingt  wie 
Asquith  in  seiner  einführenden  Rede  vor- 
aussetzt, das  letzte  Finanzquartal 
(1.  Januar  1009  bis  Ende  März)  mit 
1,2  Mill.  Lstrl.  belasten  würden.  Wir 
begnügen  uns  heute  die  Grundzüge  des 

45 


Digitized  by  Google 


694 


POLITIK  I  MAX  SC  HIPPEL 


entwickelten  Planes  festzuhalten.  Das 
ganze  Projekt  bezieht  sich  überhaupt  nur 
auf  die  Altersunterstützung,  nicht  auf 
die  Invaliden  Versicherung,  auf  die 
Unterstützung  der  Erwerbsunfähigkeit 
durch  Invalidität,  wie  das  im  deutschen 
Gesetze  weitaus  das  wichtigste  ist  (1905 
zum  Beispiel  114,3  Mill.  M.  ausschliess- 
lich für  Invalidenrenten,  neben  Beitrags- 
erstattungen. Heilverfahren  usw.,  knapp 
19,5  Mill.  M.  für  Altersrenten).  Die 
Rente  soll,  wie  in  Deutschland,  mit  70 
Jahren  fällig  werden,  und  260  M..  für 
Verheiratete  195  M.  pro  Kopf  betragen 
(Deutschland  je  nach  den  Lohnklassen 
110  bis  230  M.J.  Ausser  dem  Alter  ge- 
hört zum  Rentenempfang  das  dürftige 
Einkommen,  nämlich  unter  520  M.  pro 
Jahr,  oder  bei  Verheirateten  unter  780  M.. 
während  wir  als  Rentenvoraussetzung 
einfach  die  Versicherungspflicht  oder  doch 
die  tatsächliche  Versicherung  haben,  von 
der  man  in  England  nach  wie  vor  voll- 
kommen absieht.  Ausländer,  Verbrecher, 
Unzurechnungsfähige  und  Almosenemp- 
fänger sollen  nach  der  Rede  von  Asquith 
keine  Alterspension  erhalten.  Die  Be- 
mühungen der  Arbeitervertreter  richten 
sich  hauptsächlich  auf  Herabsetzung  der 
Altersgrenze  auf  65  oder  60  Jahre. 
X  X 
Karze  Chronik  Noch  im  Laufe  des  Jahres 
will  man  die  europäischen 
Schutztruppen  von  Kreta 
zurückziehen,  da  die  Bildung  einer  ein- 
heimischen Gendarmerie  und  Miliz  von 
den  vier  Schutzmächten  ab  vollendet  an- 
gesehen wird ;  die  noch  engere  Verbin- 
dung der  Insel  mit  Griechenland  dürfte 
damit  einen  grossen  Schritt  vorwärts- 
gerückt sein.  X  In  Marokko  scheinen 
sich  neuerdings  die  Aussichten  des 
Gegensultans  Mulai  Hafid  wesentlich 
verbessert  zu  haben.  In  Berlin  benutzten 
die  Alldeutschen  die  Anwesenheit  von 
Delegierten  dieses  Gegensultans  zu 
chauvinistischen  Lärmversammlungen 
gegen  die  allzu  nachgiebige  deutsche  Di- 
plomatie. Sicher  ist.  dass  das  uner- 
wartete Vorrücken  Mulai  Hafids  den 
französischen  Regierungskreisen  schwere 
Verlegenheiten  bereitet. 
X  X 
Literatur  Wer  noch  der  kindlichen 
Meinung  ist,  dass  sich, 
selbst  in  Zeiten  fortreissen- 
der  höchster  revolutionärer  Erregung,  be- 
stimmte soziale  Entwickelungsstufcn 
einfach  überspringen  Hessen,  und  dass 
daher  eine  wirklich  zielsichere  Taktik 
sich   im   wesentlichen   darin  erschöpfen 


könne,  die  Kluft  zwischen  der  Arbeiter- 
klasse und  den,  bis  zu  einem  gewissen 
Grade  rivalisierenden  bürgerlich-fort- 
schrittlichen Schichten  zum  Bewusstsein 
zu  bringen  und  bewusst  zu  erweitern,  dem 
sei  die  Schrift  A.  Tscherewanins 
Das  Proletariat  und  die  russische  Revo- 
lution /Stuttgart,  Dietz/  zu  recht  ernstem 
Nachdenken  empfohlen.  Der  Verfasser 
geht  sogar  so  weit,  dass  er  das  Wieder- 
aufstreben und  Wiedererstarken  der  alten 
Rcgierungsgewalt  der  Taktik  zuschreibt: 
den  nächsten  notwendigen  Zielen,  dem 
Kampf  zwischen  Absolutismus  und  bür- 
gerlicher Gesellschaft,  immer  gleich  das 
Zukunftsendziel,  den  Kampf  zwischen 
bürgerlicher  Gesellschaft  und  Proletariat, 
als  Knüppel  zwischen  die  Beine  zu  wer- 
fen. >Die  alten  Bundesgenossen,  mit 
denen  das  Proletariat  soeben  den  Oktober- 
sieg gemeinsam  durchgefochten  hatte,  hat 
es  rücksichtslos  von  sich  gestossen.  Um 
in  diesem  gefährlichen,  verhängnisvollen 
Moment  die  Kluft  zwischen  dem  Prole- 
tariat und  den  Massen  der  Bourgeoisie 
und  bürgerlichen  Demokratie  noch  tiefer 
und  klaffender  zu  machen,  Hess  die  So- 
zialdemokratie ...  die  Idee  einer  Revo- 
lution in  Permanenz  und  des  unmittel- 
baren Überganges  der  bürgerlichen  Revo- 
lution in  eine  soziale  Revolution  auf- 
tauchen .  .  .  Das  war  eine  unheilvolle 
Idee,  die  der  Revolution  nichts  als  Scha- 
den bringen  konnte  .  .  .  Diese  Taktik 
stärkte  die  Machtstellung  der  Re- 
gierung im  Moment  ihres  Zusammen- 
stosses  mit  der  Duma,  gab  ihr  die  Kühn- 
heit die  Duma  auseinander  zu  jagen,  be- 
vor diese  Zeit  hatte  die  Volksmassen  zu 
gewinnen  und  zu  organisieren,  und  nach 
der  Di/maauflösung  machte  sie  das  Auf- 
treten des  Proletariats  und  die  allgemeine 
Unterstützung  der  Duma  unmöglich.«  So- 
viel heute  über  den  allgemeinen  Stand- 
punkt der  wertvollen  Schrift,  die  freilich 
auch  manche  Legende  —  zum  Beispiel 
über  den  Charakter  der  Volksauf  stände 
im  Kaukasus,  in  den  baltischen  Provin- 
zen —  zerstört. 

Sozialpolitik  /  Robert  Schmidt 

Kr.nkenkQ».  \n  Berlin  tagte  am  12.  und 
senkontret»     ^    Maj   cin   Kongrcss  fcv 

Krankenkassen,  an  dem 
IIIS  Delegierte  teilnahmen,  darunter  un- 
gefähr ein  Drittel  Arbeitgeber.  Ver- 
treten waren  alle  Arten  der  Kranken  - 
kassenorganisationen,  am  stärksten  die 
Ortskrankenkassen.  Das  Reichsamt  des 
Innern  hatte  die  Einladung  zum  Kongrc>s 
abgelehnt  und  mitgeteilt,  dass  die  A1>- 
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sieht  bestehe  Vertreter  der  Kranken- 
kassen zu  einem  Gutachten  über  die  Re- 
form der  Arbeiterversicherung  heranzu- 
ziehen. Den  preussischen  Ministerien 
fehlte  es  an  Zeit,  um  an  den  Beratungen 
teilzunehmen.  Dagegen  hatte  die  Ber- 
liner städtische  Verwaltung  einige  Ver- 
treter der  Behörden  entsandt,  die  mit  den 
Kassenverwaltungen  zu  tun  haben,  ferner 
waren  Vertreter  der  verschiedenen  Ge- 
werkschaftskorporationen und  einige 
Reichstagsabgeordnete  erschienen.  Zur 
Erörterung  standen  zwei  für  die  Kran- 
kenkassen sehr  wichtige  Fragen:  die 
Bestrebungen  zur  Reform  der  Arbeiter- 
versicherung und  die  Gefährdung  der 
Selbstverwaltung  der  Krankenkassen.  Der 
Referent  des  ersten  Punktes,  Gustav 
Bauer,  forderte  einen  Zusammenschluss 
aller  Versicherungszweige,  mindestens 
aber  eine  organische  Verbindung  aller 
Kassencinrichtungen,  ferner  die  Mitwir- 
kung der  Versicherten  bei  den  Verwal- 
tungen und  die  Aufrechterhaltung  des 
Selbstverwaltungsrechtes  der  Kassen. 
Die  Verwaltung  soll  auf  grund  eines 
Proportionalwahlsystems  bestimmt  wer- 
den. 

Ober  den  Ausbau  der  Leistungen  der 
einzelnen  Versicherungszweige  beschloss 
man  folgendes: 

Krankenversicherung:  Inten- 
sivste Ausgestaltung  und  Ausdehnung  der 
Fürsorge  und  Prophylaxe  auch  auf  die 
Angehörigen  der  Versicherten.  Ein- 
räumung des  Rechts  für  die  Betriebe 
hygienische  Vorschriften  zu  erlassen  und 
Kontrolle  über  deren  Durchführung  und 
über  die  auf  grund  der  Gewerbeordnung 
erlassenen  Bestimmungen  auszuüben. 
Invalidenversicherung:  Ausge- 
staltung dieser  zu  einer  Pensions-.Witwen- 
und  Waisenversicherung ;  Ausdehnung 
der  Versicherungspflicht  auf  alle  gegen 
Entgelt  beschäftigten  Personen,  deren 
Jahresverdienst  bis  5000  M.  beträgt.  Un- 
zulässigkeit aller  privaten  Ersatz- 
institute; Anerkennung  der  Beruf sinva- 
lidität.  Die  Kosten  der  Versicherung 
werden  zu  gleichen  Teilen  vom  Reich, 
Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  getragen. 
Die  Belastung  des  Reiches  soll  aus  direk- 
ten Steuern  gedeckt  werden.  Ent- 
sprechend der  Erweiterung  der  Ver- 
dienstgrenze sind  die  Beitragsklassen 
auf  10  zu  erhöhen. 

Unfallversicherung:  Entschä- 
digung ist  nicht  nur  bei  Unfällen,  die 
durch  das  Erwerbsleben  verursacht  wer- 
den, sondern  auch  bei  solchen  durch  das 
gewöhnliche  Leben  hervorgerufenen  zu 


gewähren.  Chronische  Gewerbekrank- 
heiten sind  als  Folgen  von  Betriebs- 
unfällen anzusehen.  Die  Entschädi- 
gungspflicht der  Berufsgenossenschaften 
beginnt  mit  dem  Tage  des  Unfalls.  Die 
Leistungen  sind  auszugestalten. 
Streitigkeiten:  Gewährung  der 
Rechtshilfe  und  Einheitlichkeit  des  Rechts- 
weges für  alle  Träger  der  Arbeiterver- 
sicherungsgesetzgebung. 
Die  Bestrebungen  eine  besondere  Ver- 
sicherungsemrichtung  für  Privatbeamte 
zu  schaffen,  fanden  keinen  Anklang;  mit 
grosser  Majorität  entschied  man  sich  für 
deren  Angliederung  an  die  Landesver- 
sicherungsgesellschaften. Es  braucht  kaum 
betont  zu  werden,  dass  die  Reformvor- 
schläge der  Regierung,  die  gegenwärtig 
im  Auszug  in  der  Presse  bekanntgegeben 
werden,  weder  von  Referenten  noch  in 
der  Diskussion  vertreten  wurden,  viel- 
mehr verlangte  man  eine  einheitliche 
grosszügige  Reform,  wie  sie  vom  Refe- 
renten mit  guter  Sachkenntnis  darge- 
stellt wurde. 

Der  zweite  Referent  Albert  Kohn-Berlin 
widerlegte  mit  einem  sorgfältig  zu- 
sammengetragenen Material  die  seit  ge- 
raumer Zeit  mit  grosser  Gehässigkeit 
gegen  die  Selbstverwaltung  der  Kranken- 
kassen erhobenen  Angriffe  und  zeigte  zu- 
gleich, zu  welchen  unsinnigen  Mass- 
nahmen die  Aufsichtsbehörden  oft 
greifen.  Bemerkenswert  ist,  dass  der 
Selbstverwaltung  auch  aus  den  Kreisen 
der  Unternehmer  ungeteilte  Zustimmung 
zu  teil  wurde.  Diese  Kundgebung  von 
Männern,  die  als  berufene  Beurteiler  aus 
der  Praxis  ihr  Urteil  bilden,  gewinnt  da- 
mit an  Bedeutung  und  lässt  die  von  poli- 
tischem Hass  und  Leidenschaft  diktierten 
Verdächtigungen  reaktionärer  und  liberal 
schillernder  Arbeiterfeinde  glatt  zu 
Boden  sinken. 

An  dem  Urteil  eines  so  wichtigen  Kon- 
gresses wird  auch  die  Regierung  nicht 
achtlos  vorübergehen  können. 
X  X 
Arbeitersekre- Die  Statistik  der  General- 
tariatc  kommission    der  Gewerk- 

schaften über  die  Arbeiter- 
sekretariate in  Deutschland  gibt  uns  eine 
Übersicht  der  Inanspruchnahme  und  der 
fortgesetzten  Ausdehnung  dieser  Insti- 
tute. Im  Jahre  1907  bestanden  96  Sekre- 
tariate und  Auskunftstellen,  die  an 
419832  Personen  Rat,  Auskunft  in 
Rechtsstreitigkeiten  erteilten.  Eine  Ge- 
genüberstellung der  Zahlen  vom  Jahre 
1901  vergegenwärtigt  uns  die  schnelle 
Entwickelung  der   Sekretariate.  Diese 
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ersten  Erhebungen  verzeichneten  29  Se- 
kretariate und  167363  Besucher.  Von 
den  im  Jahre  1907  erteilten  Auskünften 
entfallen  auf  die  Arbeiterversicherung 
134  447,  Bürgerliches  Recht  127762,  Ar- 
beits- und  Dienstvertrag  67  597,  Straf- 
recht 32833,  Gemeinde-  und  Staatsbürger- 
recht 57719,  Handels-  und  Gewerbe- 
sachen und  Privatversicherung  6362,  Ar- 
beiterbewegung 7412  und  sonstige  Sachen 
8081.  Von  den  Sekretariaten  werden  9 
vom  Verband  der  Bergarbeiter  mit  ge- 
ringen Zuwendungen  der  Gewerkschafts- 
kartelle erhalten.  Für  2  Sekretariate  be- 
streitet die  Generalkommission  die  Aus- 
gaben, daneben  sind  für  eine  Anzahl  an- 
derer besondere  Zuwendungen  gewährt. 
In  35  Orten  trägt  die  sozialdemokratische 
Partei  und  in  12  Orten  die  Parteipresse  zu 
den  Kosten  bei.  Die  Mittel  zur  Unter- 
haltung werden  sonst  fast  ausschliesslich 
aus  Beiträgen  der  Kartelle  bestritten,  die 
Jahresbeiträge  von  20  Pfg.  bis  1,56  M. 
pro  Mitglied  erheben.  Nach  den  An- 
gaben von  88  Sekretariaten  beliefen  sich 
die  Einnahmen  auf  428372  M.  und  die 
Ausgaben  auf  368 132  M.  Nicht  einbe- 
griffen in  diese  Statistik  ist  das  Zentral- 
arbeitersekretariat  in  Berlin,  das  von  der 
Generalkommission  erhalten  wird  und 
seine  Tätigkeit  nur  auf  die  Vertretung 
der  Ansprüche  aus  der  Arbeiterversiche- 
rung vor  dem  Reichsversicherungsamt  be- 
schränkt. Das  Zentralarbeitersekrctariat 
erhielt  von  den  Sekretariaten,  Gewerk- 
.schaftsorganisationen  und  auch  direkt 
von  einzelnen  Personen  im  Jahre  1907 
1352  Streitsachen  übermittelt,  die  mit 
den  Rückständen  aus  dem  Vorjahr  die 
Bearbeitung  von  1620  Streitsachen  er- 
gaben. Von  den  Streitsachen  betreffend 
die  Unfallrente  wurden  463  ganz  oder 
teilweise  zu  gunsten  und  409  zu  Ungunsten 
der  Verletzten  entschieden.  Von  den  55 
Revisionen  in  Invalidensachen  hatten  24 
der  Versicherten  und  6  der  Landesver- 
sicherungsanstalten keinen  Erfolg.  In 
698  Fällen  wurde  ausser  den  laufenden 
Streitsachen  schriftliche  Auskunft  er- 
teilt. Die  Ausgaben  für  das  Zentral- 
arbeitersekretariat  betrugen  im  Jahre  1907 
13  45649  M. 

X  X 
Karze  Chronik  im  Reichstag  wurde  noch 
kurz  vor  Schluss  der  Tagung 
die  Regierungsvorlage,  die 
eine  Änderung  des  §  63  H.  G.  B.  ver- 
langte, abgelehnt,  die  Kommissions- 
beschlüsse wurden  angenommen.  Danach 
soll  den  Handlungsgehilfen  bei 
Verhinderung  an  der  Dienstleistung  durch 


unverschuldetes  Unglück  während 
6  Wochen  das  Gehalt  ohne  jeden  Abzug 
fortgezahlt  werden.  Die  Regierung  hat 
erklärt,  dass  die  Fassung  des  Para- 
graphen für  sie  unannehmbar  ist.  X  Die 
österreichische  Regierung  hat 
einen  Gesetzentwurf  eingebracht,  der  den 
Arbeitern  in  der  Zündholzfabrikation  bei 
der  Verarbeitung  des  gelben  Phosphors 
grösseren  Schutz  gewähren  soll.  Die 
besten  Massregeln  müssen  hier  ihren 
Zweck  verfehlen,  wenn  nicht  zum  Ver- 
bot der  Verarbeitung  von  gelbem  Phos- 
phor übergegangen  wird.  X  Die  engli- 
sche Regierung  hat  dem  Parlament 
einen  Gesetzentwurf  betreffend  die 
Altersversicherung  unterbreitet. 

Kommunalpolitik  /  Hugo  Undemann 

Vbrkedrver"  In  den  SitzunBen  vom 
ürosL Berlin  un<I  n-  ^ai  hatte  sich  die 
Berliner  Stadtverordneten- 
versammlung mit  der  Magistratsvorlagc 
über  die  Errichtung  eines  Verkehrsver- 
bandes mit  den  Vorortgemeinden  zu  be- 
schäftigen. Die  Gründung  dieses  Zweck- 
verbandes wurde  von  der  Berliner  Stadt- 
verwaltung bereits  im  Vorjahre  angeregt, 
als  sie  endlich  zu  der  Erkenntnis  gekom- 
men war,  dass  sie  den  Kampf  gegen  die 
Grosse  Berliner  Strassenbahn  und  die 
unter  ihrer  Kontrolle  stehenden  Vorort- 
bahnen nur  in  engster  Verbindung  mit  den 
Vorortgemeinden  erfolgreich  aufnehmen 
könne.  Sie  arbeitete  seinerzeit  einen  Sta- 
tutenentwurf nebst  Erläuterungsbericht 
aus  und  legte  ihn  im  Juli  1907  einer 
Versammlung  von  Vertretern  der  Ge- 
meinden und  Kommunalverbände  Gross 
Berlins  vor.  Die  Vorortgemeinden  nah- 
men damals  eine  ziemlich  ablehnende 
Haltung  ein.  Nur  Fricdrichsfelde  erklärte 
seine  Zustimmung  zum  Entwurf,  während 
die  anderen  namentlich  den  §§  2,  6,  9.  13 
und  18  des  Statutenentwurfes  mit  grossen 
Bedenken  gegenüberstanden.  Nach  §  2 
des  Entwurfs  sollten  nämlich  die  Mitglie- 
der des  Verbandes  alle  ihre  Rechte  auf 
Übernahme  der  Grossen  Berliner  Strassm- 
bahn  und  der  Berliner  Vorortbahnen  an 
den  Verband  übertragen  und  darauf  ver- 
zichten diesen  Gesellschaften  neue  Rechte 
einzuräumen,  die  die  Übernahme  immög- 
lich machen  oder  erschweren.  §  6  handelt 
von  dem  Ausbau  neuer  Strecken,  der  auf 
Antrag  von  ein  oder  mehreren  Verbands- 
mitgliedern erfolgen  soll.  Für  diesen 
Fall  haben  die  Antragsteller  die  Selbst- 
kosten des  Baus  und  des  Betriebes  dem 
Verband  zu  erstatten.  Die  Feststellung 
des  Stimmrechtes  der  Gemeinden  mi  Vcr- 
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band  ist  in  §  9  festgelegt,  die  Zusammen- 
setzung des  Ausschusses  in  §  13,  während 
§  18  den  Austritt  der  Mitglieder  aus  dem 
Verband  ordnet.  Mehrere  Gemeinden 
sprachen  die  Befürchtung  aus,  das«  der 
Verzicht  auf  die  Erteilung  weiterer  Kon- 
zessionen an  die  Privatgesellschaften 
einen  Stillstand  in  der  Entwickelung  der 
Gemeinden  bis  zum  Jahre  1919  bedeuten 
würde.  Bis  dahin  läuft  eine  grössere 
Anzahl  von  Konzessionen,  neue  sollen 
mcht  erteilt  werden,  und  der  Zweckver- 
band wird  kaum  in  der  Lage  sein  vorher 
neue  zu  bauen.  Die  Deckung  der  Selbst- 
kosten, wie  sie  §  6  vorschreibt,  dürfte 
für  manche  Gemeinden  unerschwinglich 
sein.  Der  Entwurf  wurde  einer  Kommis- 
sion zur  Bearbeitung  überwiesen  und 
liegt  nunmehr  in  abgeänderter  Fassung 
den  verschiedenen  Gemeinden  zur  Be- 
schlussfassung vor.  Die  Berliner  Stadt- 
verordneten beschäftigten  sich,  wie  be- 
reits angeführt,  in  ihren  Sitzungen  vom 
7.  und  11.  Mai  mit  ihm.  Nach  §  1  des 
abgeänderten  Entwurfes  soll  der  Verband 
die  Interessen  der  angeschlossenen  Kom- 
munen. Kreis-  und  Kommunalverbändc 
gegenüber  der  Grossen  Berliner 
Strassenbahn  und  der  Berliner  Vorort- 
bahnen gemeinsam  wahrnehmen  und  die 
ihnen  zustehenden  Rechte  auf  Über- 
lassung der  Bahnen  gemeinschaftlich  aus- 
üben. Ausserdem  soll  'der  Verband  be- 
rechtigt sein  andere  in  Berlin  oder  den 
Vororten  betriebene  Strassenbahnen  zu 
erwerben  und  zu  betreiben  sowie  neue 
Strassenbahnen  zu  bauen  und  zu  betrei- 
ben. Hoch-  oder  Untergrundbahnen 
sollen  nach  einem  Zusatzantrag  des  Aus- 
schusses nicht  zu  den  Strassenbahnen  im 
Sinne  des  Vertrages  gehören.  In  der 
Beratung  über  den  §  1  führte  der  Gegen- 
satz zwischen  den  allerdings  stark  zu- 
sammengeschmolzenen Anhängern  der 
Privatgesellschaft  und  den  Vertretern  der 
Mehrheit  zu  scharfen  Konflikten.  Die 
freisinnige  Mehrheit  der  Stadtverord- 
netenversammlung, die  von  jeher  die 
Grundsätze  eines  beschränkten  Man- 
chestertums  vertreten  hat,  ist  durch  die 
aggressive  Haltung  der  Privatgesell- 
schaft allmählich  von  ihrem  Standpunkt 
abgedrängt  worden.  Während  man  früher 
die  Übertragung  des  Strassenbahnwesens 
an  eine  private  Gesellschaft  im  weitesten 
Umfang  als  den  Gipfel  der  kommunalen 
Verwaltungskunst  anpries,  ist  man  jetzt 
zu  der  Erkenntnis  gekommen,  dass  man 
sich  mit  der  Konzessionierung  dieser  Ge- 
sellschaft eine  Rute  aufgebunden  habe, 
deren  Streichen  man  sich  kaum  noch  er- 


wehren kann.  Man  erhoffte  bei  Ab 
schluss  des  Vertrages  von  der  Konkurrenz 
der  Privatgesellschaften  unter  einander 
alles  mögliche.  Das  Ergebnis  der  Ent- 
wickelung war  aber  in  Berlin  das  gleiche 
wie  in  anderen  Grossstädten  auch:  an 
die  Stelle  der  Konkurrenz  trat  das  Mono- 
pol. Die  Grosse  Berliner  Strassenbahn 
hat  die  übrigen  Gesellschaften  unter  ihre 
Kontrolle  gebracht  Sie  Hess  sie,  wie 
der  sozialdemokratische  Stadtverordnete 
Heimann  ausführte,  formell  fortbestehen 
und  gewann  damit  die  Möglichkeit  Ver- 
träge mit  den  Vororten  abzuschließen 
und  durch  Anschlussverträge  den  Ein- 
heitstarif zu  durchlöchern,  den  sie  mit  der 
Stadt  Berlin  abgeschlossen  hatte.  Der 
Einfkiss  der  Gesellschaft  steigerte  sich 
unaufhörlich,  und  durch  die  Übernahme 
des  Ministerialdirektors  Micke  in  die  Ge- 
sellschaft verstand  sie  es  sich  die  wert- 
vollsten Beziehungen  zum  preussischen 
Eisenbahnministerium  zu  verschaffen. 
Die  besten  Verträge,  die  die  Stadt  mit 
der  Gesellschaft  abgeschlossen  hatte,  wur- 
den trotz  aller  ihrer  juristischen  Finessen 
wertlos,  weil  die  Gesellschaft  sich  ihrer 
Verpflichtungen  zu  entledigen  wusste. 
Ohne  Kenntnis  der  Stadt  Berlin  ver- 
schaffte sie  sich  eine  Konzessionsver- 
längerung für  den  Fortbetrieb  der 
Strassenbahnen  bis  zum  Jahre  1049.  Sie 
verstand  es  die  Stadt  trotz  des  Betriebs- 
umwandhingsvertrages  dabei  gründlich 
übers  Ohr  zu  hauen.  Vergeblich  hat  sich 
die  Stadt  gegen  die  Machenschaften  der 
Strassenbahngesellschaft  zu  wehren  ge- 
sucht. Sie  schloss  den  Vertrag  mit 
Siemens  &  Halske  ab  wegen  der  Hoch- 
und  Untergrundbahn,  sie  übernahm  einige 
Strassenbahnlinien  in  eigene  Regie,  be- 
schloss  den  Bau  einiger  städtischer 
Linien,  insbesondere  auch  das  bekannte 
Nordsüdbahnprojekt,  um  den  Macht- 
bereich der  Privatgesellschaft  einzu- 
schränken. Alle  diese  Gegenzüge  der 
Gemeinde  parierte  die  Gesellschaft  mit 
dem  grossen  Untertunnelungsprojckt  in 
der  Leipziger  Strasse,  und  mit  dem  Ver- 
langen einer  Konzessionsverlängerung  um 
90  Jahre.  Und  wie  bei  allen  Projekten, 
so  fand  sie  auch  bei  diesem  das  unbe- 
schränkte Wohlwollen  der  Staatsbehör- 
den, die  der  Kommune  Berlin  mit  dem 
gleich  grossen  Übelwollen  gegenüber- 
stehen. Selbst  der  Vertreter  der  frei- 
sinnigen Mehrheit  hielt  eine  Einigung  der 
Stadt  und  der  Privatgesellschaft  über 
diese  Projekte  und  die  durch  sie  beding- 
ten und  von  der  Gesellschaft  bereits  ge- 
forderten  Tariferhöhungen   für  absolut 
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ausgeschlossen.    Herr  Cassel  ist  an  und 
für  sich  kein  Gegner  einer  Einigung  mit 
der  Privatgesellschaft,  aber  die  Aufgabe 
der  Tunnelprojekte  macht  auch  er  zur 
Vorbedingung  jeder  Einigung.   Auch  aus 
seinen  Ausführungen  wie  aus  denen  der 
Mehrzahl  der  Redner  sprach  die  Furcht 
vor  dem  Eingriff  der  Staatsbehörden  in 
die   Rechte   der   städtischen  Selbstver- 
waltung.   Schutz  dagegen  erwartet  auch 
er  von  dem  Gemeindeverband,  denn  gegen 
30  Gemeinden,  die  sich  geeinigt  haben, 
kann  der  Staat  nicht  in  der  gleichen 
Weise  vorgehen  wie  gegen  die  einzelne 
Stadt  Berlin.    Gegenüber  den  Empfeh- 
lungen, die  von  einer  Anzahl  von  Stadt- 
verordneten ausgesprochen  wurden,  man 
möge  doch  den  Weg  der  Verständigung 
mit  der  Privatgesellschaft  betreten,  sie 
sei  nicht  der  Feind   sondern  der  Sosius 
der  Stadt,  man  möge  das  Alte  begraben 
sein  lassen  und  neue  Bedingungen  aus- 
machen, legte  Oberbürgermeister  Kirsch- 
ner   in  einer   glänzenden  Rede,  deren 
Schärfe  bei  ihm  besonders  auffiel,  die  Art 
des  SoriMjrverhältnisses  zwischen  Privat- 
gesellschaft und  Stadt  klar.  Die  Grosse. 
so  führte  er  aus,  hat  von  dem  Mittel  sich 
aller  Verpflichtungen  ledig  zu  machen  in 
ausgiebigster  Weise  Gebrauch  gemacht. 
Sie  hatte  sich    verpflichtet,    der  Stadt 
den  Wegekörper,  die  Patente  usw.  im 
Jahre  1919  zu  überlassen.  »Wie  konnte 
ein  Unternehmer«,  rief  Herr  Kirschner 
aus,  »unter  diesen  Umständen,  wenn  er 
irgendwie  ehrlich  war.  sich  über  1919  die 
Konzession  erteilen  lassen  ?    Die  Kon- 
zession des  gemischten  Systems  Hess  sich 
die   Grosse   abkaufen.     Hinter  unserm 
Rücken  ist  ihr  von  einer  höheren  Gewalt, 
angeblich  ohne  ihre  Zustimmung  die  Last 
des  unbequemen  Akkumulatorensystems 
abgenommen,    und    statt    der    2  %  = 
600000  M.  haben  wir  eine  Entschädigung 
von  etwa  18000  M.  erhalten.«   Trotz  des 
Vertrages  denkt  die  Grosse  nicht  mehr 
daran  für  Verlängerungen  der  Linien  die 
Zustimmung  der  Stadtverwaltung  nachzu- 
suchen. Bei  Verkürzungen  macht  sie  nur 
Mitteilung,  statt  die, Genehmigungder  Stadt 
nachzusuchen.  »Der  10  Pf.-Tarif  war  unser 
Stolz,  die  Grosse  hat  die  Erfindung  der 
Anschlussbetriebe  gemacht,  und  es  gibt 
15  Pf.-Strecken !«    Freieste  Konkurrenz 
wollte  man  durch  den  Vertrag  sichern: 
drei  Gerichtserkenntnisse  waien  nötig,  um 
den  Einspruch  der  Grossen  gegen  die 
Untergrundbahn    aus    dem    Wege  zu 
räumen,  250  000  M.  Prozesskosten  kostete 
der  Scherz  die  Stadt.    Bei  der  Gewinn- 
beteiligung ist  die  Stadt  nach  den  Aus- 


führungen Herrn  Kirschners  ganz  erheb- 
lich   benachteiligt    worden,    und  jetzt 
kommt  die  Grosse  mit  der  Forderung 
einer  Konzcssion  auf  90  Jahre  mit  Tarif- 
erhöhung!    So  hat  der   loyale  Sozius 
seine  Pflicht  erfüllt!    Heri  Kirschner 
wies  darm  auf  den  mächtigen  Einflusi 
hin,  den  sich  die  Grosse  in  der  Presse  zu 
sichern  gewusst  hat.    »Es  ist  uns  wieder- 
holt schwer  gefallen  in  einen  grösseren 
Kreis  von  öffentlichen  Blättern  tatsäch-. 
liehe  Berichtigungen  zur  Aufnahme  zu 
bringen«,    sagte    Herr  Kirschner.  »Auf 
einem  der  wichtigsten  Gebietendes  öffent- 
lichen Lebens  hat  sich  die  Grosse  mit 
der  Zeit  eine  Macht  angeeignet,  die  die 
Selbstverwaltung  aufhebt.    Wir  müssen 
um  unsere  Existenz  kämpfen.«   Alle  Ver- 
suche der  Anhänger  der  Grossen  Berliner 
Strassenbahn    in  der  Stadtverordneten- 
versammlung waren-  gegenüber  diesen 
erdrückenden  Tatsachen  nicht  im  stände 
den  Vertrag  zum  Scheitern  zu  bringen. 
Mit  überwältigender  Mehrheit  wurde  §  1 
der  Vorlage  angenommen,  und  ebenso  in 
der  Sitzung  vom  Ii.  Mai  auch  die  übrigen 
Paragraphen.     Auch  hier   wurde  noch 
einmal  der  Versuch  gemacht  den  ganzen 
Vertrag  durch  Einschaltungen,  die  dein 
Verband  die  Ausführung  aller  möglichen 
Strasscndurchbrüche  auferlegen  wollten 
zu  hintertreiben.   Mit  grossen  Mehrheiton 
wurden  aber  die  Angriffe  abgeschlagen 
und  schliesslich  die  ganze  Vorlage  an- 
genommen sowie  der  städtischen  Ver- 
kehrsdeputation die  Verwaltung  der  Ge- 
schäfte übertragen,  die  der  Stadt  als  Mit- 
glied des  Verkehrsverbandes  Gross  Berlin 
obliegen. 

X  X 
tieimfttftchuti  Nach       dem  Vorbilde 

Preusscns  hat  auch  die 
sächsische  Regierung 
den  Landständen  und  zwar  zunächst  der 
ersten  Kammer  den  Entwurf  eines  Ge- 
setzes gegen  die  Verunstaltung  von  Sudt 
und  Land  vorgelegt.  Der  Antrag  ist  in 
der  ersten  Deputation  dieser  Kammer  ix-- 
raten  worden,  und  vor  kurzem  der  Be- 
richt darüber  erschienen.  Nach  dem 
Entwurf  erhalten  die  Polizeibehörden  — 
das  sind  die  Amtshauptmannschaften,  und 
in  den  Städten  mit  revidierter  Städte- 
ordnung die  Stadträte  —  das  Recht.  Re- 
klamczeichen  aller  Art  zu  verbieten, 
wenn  sie  Strassen,  Plätze  oder  einzelne 
Bauwerke,  das  Orts-  oder  Landschaft  s- 
bild  zu  verunstalten  geeignet  sind.  Die 
Reklamezeichen  umfassen  Aufschriften. 
Abbildungen.  Bemalungen,  Schaukästen. 
Auch  Beleuchtungseffekte  durch  Schein- 
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werfcr  sollen  darin  einbegriffen  sein, 
wobei  allerdings  Bedingung  ist,  dass 
eine  Verunstaltung  des  abendlichen  Orts- 
bildes eintreten  muss,  nicht  nur  eine  Be- 
lästigung vorliegt.  Auch  Aufschriften, 
Anschläge,  Abbildungen  und  Bemalungen 
anderer  Art  fallen  unter  den  §  i.  Unter 
den  Bemalungen  ist  auch  der  Anstrich 
der  Häuser  zu  verstehen.  Im  §  2  wird 
der  Baupolizeibehörde  das  weitere  Recht 
gegeben  die  Genehmigung  zur  Ausführung 
von  Bauten  und  zu  baulichen  Änderun- 
gen zu  versagen,  wenn  durch  die  Bauaus- 
führung ein  Bauwerk  oder  dessen  Um- 
gebung, oder  das  Strassen-,  Orts-  oder 
Landschaftsbild  verunstaltet  werden 
würde.  Ebenso  kann  die  Genehmigung 
von  Bebauungs-  oder  Fluchtlinienplänen 
von  ihr  versagt  werden,  wenn  durch  deren 
Ausführung  die  gleichen  Verunstaltungen 
herbeigeführt  werden  würden.  Durch 
die  §§  i  und  2  wird  also  der  Schutz  der 
Polizei  übertragen,  und  diese  damit  zum 
Kunstrichter  gemacht.  Man  mag  von  der 
Notwendigkeit  des  Heimatschutzes  noch 
so  sehr  überzeugt  sein  und  wird  doch 
zugeben  müssen,  dass  mit  solchen  Ge- 
setzen den  Polizeibehörden  Vollmachten 
gegeben  werden,  die  zu  den  allergcfähr- 
lichstcn  Missbräuchen,  Eingriffen  in  das 
Privateigentum  und  Schablonisicrungen 
des  Bauwesens  führen  können.  Denn  die 
Baupolizeibehörde  ist  sicherlich  trotz  der 
§§  i  und  2  keine  kunstverständige  Be- 
hörde. Auch  die  Zuziehung  von  Sachver- 
ständigen wird  diesen  Mangel  nicht  aus- 
gleichen können,  ganz  abgesehen  davon, 
dass  bei  den  Sachverständigen  in  Kunst- 
sachen in  der  Regel  ebenso  viel  Meinun- 
gen wie  Köpfe  sind.  Die  Baupolizei- 
behörde ist  an  das  Urteil  der  Sachver- 
ständigen in  keiner  Weise  gebunden.  Sie 
kann  von  ihm  Gebrauch  machen,  sie 
kann  es  aber  auch  ebenso  gut  bei  sehe 
legen,  wenn  es  ihr  nicht  zusagt,  und  sie 
ihr  eigenes  Kunsturteil  für  richtiger  hält. 
Wie  kann  man  erwarten,  dass  die  Bau- 
polizeibehörden plötzlich  in  den  Besitz 
eines  feinen  Empfindens  für  ästhetische 
Bauweise  gelangen  ?  Und  dann  die  grosse 
Gefahr  der  Versteinerung  dieses  ästheti- 
schen Empfindens,  das  sich  allen  origi- 
nalen Schöpfungen  gegenüber  ablehnend 
verhält  und  die  Entwickclung  einer  neuen 
Baukunst  verzögert!  Die  §§  3  und  4  des 
Entwurfs  wollen  dann  weitergehend  die 
Beeinträchtigung  von  Bauwerken,  die 
durch  ihr  Alter  oder  ihren  Kunstwert 
ausgezeichnet  sind,  oder  von  Strassen- 
und  Ortsbildern  alter  und  interessanter 
Städte,  von  Landschaftsbildern  hervor- 
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ragend  schöner  Gegenden  durch  Neu- 
bauten oder  bauliche  Änderungen  alter 
Bauwerke  verhindern.  Dieser  Schutz 
wird  aber  an  den  Erlass  eines  Orts- 
gesetzes geknüpft.  Gemeinden,  die  kein 
Verständnis  für  diese  Aufgaben  haben, 
können  durch  das  Ministerium  des  Innern 
zum  Erlass  solcher  Ortsgesetze  angehalten 
werden;  falls  sie  der  Aufforderung  nicht 
nachkommen,  kann  das  Ministerium  an 
ihrer  Stelle  die  erforderlichen  Vorschrif- 
ten erlassen.  Auch  hier  treffen  die 
gleichen  Bedenken  zu  wie  gegen  die  bei- 
den ersten  Paragraphen.  Reglementiere- 
rei in  Kunstsachen  scheint  uns  die  grösste 
Gefahr  für  die  Kunst  selbst  zu  bedeuten. 
X  X 
Kurz«  Chronik  £)je  zweite  sächsische 
Kammer  hat  das  Fürsorge- 
gesetz nach  den  Be- 
schlüssen ihrer  Gesetzgebungsdeputation 
angenommen.  Das  Gesetz  belastet  die 
Gemeinden  beträchtlich  und  bedeutet  zu- 
gleich eine  Einschränkung  ihrer  Selbst- 
verwaltung. X  Die  städtischen  Kollegien 
in  Freiberg  i.  S.  haben  beschlossen 
eine  Mütterberatungs-  und  Säuglingsfür- 
sorgestelle im  städtischen  Krankenhaus; 
zu  errichten.  X  Die  Wormser  Stadt- 
verordnetenversammlung bewilligte  cur 
Erbauung  neuer  städtischer  Arbeiter- 
wohnhäuser für  städtische  Arbeiter 
82000  M.  X  Die  Hanauer  Stadl- 
verordneten bewilligten  für  die  städti- 
schen Beamten  mit  einem  Gehalt  bis 
3000  M.  eine  Teuerungszulage  von  je 
150  M.,  für  die  mit  einem  Gehalt  von 
3000  bis  4560  M.  eine  solche  von  100  M. 
X  Die  Mainzer  Bürgermeisterei  hat 
den  Stadtverordneten  eine  Vorlage  wegen 
Einführung  einer  Besitzwechselabgabe 
und  einer  Wertzuwachssteuer  gemacht. 

Gewerkschaftsbewegung  Ernst  Deinhardt 
Baugewerbe  Die  grosse  Tarifbewegung 
im  Baugewerbe  hat  nun 
ohne  einen  grösseren 
Kampf  ihren  Abschluss  gefunden.  Nach 
Abbruch  der  zumeist  ergebnislosen  ört- 
lichen Verhandlungen  fanden  vom  23.  bis 
zum  27.  April  in  Berlin  nochmals  Eini- 
gungsverhandlungcn  und  wiederum  unter 
dem  Vorsitz  der  Gewerbegerichtsvor- 
sitzenden von  Schulz-Berlin,  Dr.  Prc-n- 
ner-München  und  Dr.  Wiedfeldt-Essen 
statt,  die  nach  stürmischen  Auseinander- 
setzungen zum  Frieden  führten.  Zunächst 
wurde  über  den  Abschluss  eines  Ver- 
trages für  das  Berliner  Vertragsgebiet 
verhandelt,  über  den  eine  Einigung  unter 
den  Parteien  nicht  erzielt  wurde,  so  das? 
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die  3  unparteiischen  Vorsitzenden  einen 
Schiedsspruch  fällen  mussten.  Danach  gilt 
für  Berlin  bis  zum  31.  März  1910  der  im 
vorigen  Jahr  dort  abgelaufene  Vertrag, 
der  für  Maurer  und  Zimmerer  einen 
Stundenlohn  von  7S,  Pf.,  für  Bauarbeiter 
von  50  Pf.  vorsieht.  Auch  über  die 
materiellen  Streitfragen  an  den  übrigen 
Orten  war  eine  Einigung  nur  möglich 
auf  grund  eines  von  den  Organisationen 
akzeptierten  Schiedsspruches  der  3  Un- 
parteiischen. Sie  entschieden,  dass  irgend 
eine  Verschlechterung  der  Lohnbedin- 
gungen nicht  eintreten  darf,  dass  bereits 
vereinbarte  oder  von  Unternehmern  an- 
gebotene Lohnerhöhungen  durchzuführen 
sind,  dass  in  den  Lohngebieten,  wo  nach 
dem  I.  April  1906  Lohnerhöhungen  nicht 
eingetreten,  auch  nicht  bis  zum  1.  April 
1909  vorgesehen  sind,  mit  dem  I.  April 
1909  der  Stundenlohn  um  1  Pf.  zu  er- 
höhen ist.  dass  für  jeden  Bezirk  respek- 
tive für  jedes  Lohngebiet  ein  Schieds- 
gericht mit  unparteiischem  Vorsitzenden 
durch  die  zuständigen  Organisationen 
einzusetzen  ist,  das  die  ausser  der  Lohn- 
frage bestehenden  Streitigkeiten  bis  zum 
16.  Mai  endgültig  zu  entscheiden  hat. 
Für  die  Arbeiter  bringt  dieser  Abschluss 
immerhin  eine,  wenn  auch  geringe  Besse- 
rung der  Verhältnisse,  während  die  Un- 
ternehmer auf  die  Durchführung  ihres 
weitgehenden  Scharfmacherprogramms 
verzichten  mussten.  Und  dass  es  zu  dem 
geplanten  grossem  Kampf  im  Baugewerbe 
nicht  kam,  ist  der  grösste  Gewinn  dieser 
Bewegung. 

X  X 
Malergewerbe  Auch  im  Malergewerbe  ist 
bereits  eine  Einigung  er- 
zielt worden,  und  zwar 
ebenfalls  durch  Eingreifen  der  genann- 
ten 3  Unparteiischen.  Die  entscheiden- 
den Tarifverhandlungen  fanden  vom 
28.  bis  zum  30.  April  in  Berlin  statt.  Es 
wurde  zunächst  die  Frage  der  Zulassung 
der  Arbeiterorganisationen  geregelt.  Die 
Unparteiischen  entschieden,  dass  alle  Ge- 
werkvereine im  Verhältnis  ihrer  Mit- 
glicderstärke  zugelassen  werden  sollten, 
und  so  wurde  dem  Hirsch-Dunckerschen 
Gewerkverein  I,  dem  christlichen  Ge- 
werkverein 4  und  der  freien  Gewerk- 
schaft 50  Vertreter  zugebilligt.  Eine 
von  den  Unternehmern  verlangte  Be- 
stimmung betreffs  Lohneinbehaltung 
wurde  beim  Vertragsentwurf  von  den 
Unparteiischen  beseitigt;  für  Lohnarbeit 
wurde  die  Notwendigkeit  der  Festsetzung 
eines  Leisttmgstarifs  ausgesprochen. 
Über  die  Lohnfrage  entschieden  die  Un- 


parteiischen: I.  in  Lohngebieten  mit 
einer  längeren  als  der  iostündigen  Ar- 
beitszeit wird  der  Arbeitstag  mit  Beginn 
des  Vertrages  auf  10  Stunden  festge- 
setzt; 2.  von  den  Parteien  für  die  Ver- 
tragsdauer bereits  vereinbarte  Lohner- 
höhungen sind  durchzuführen ;  3.  von  de« 
Arbeitgeberorganisationen  bereits  ange- 
botene Lohnerhöhungen  müssen  gewährt 
werden  ;  4.  in  den  übrigen  Lohngebieten, 
wo  1907  keine  Lohnerhöhung  vorgenom- 
men ist,  wird  der  Stundenlohn  von  Be- 
ginn der  Vertragsdauer  um  2  Pf.,  soweit 
im  Jahre  1907  eine  Lohnerhöhung  vor- 
genommen ist,  jetzt  um  1  Pf.,  vom  1.  Ja- 
nuar 1909  ab  um  einen  weiteren  Pfen- 
nig erhöht;  5.  für  jeden  Gau,  nötigen- 
falls für  jedes  Lohngebiet  ist  eia 
Schiedsgericht  mit  unparteiischem  Vor- 
sitzenden zu  bilden,  das  über  alle  sonst 
noch  bestehenden  Differenzen  bis  16.  Mai 
endgültig  zu  entscheiden  hat. 
Auch  hier  ist  der  Schiedsspruch,  der  den 
Arbeitern  ganz  annehmbare  Vorteile 
bietet,  von  den  beteiligten  Organisationen 
akzeptiert  worden,  so  dass  auch  im  Ma- 
lergewerbe der  Friede  für  dieses  Jahr  ge- 
sichert ist. 

X  X 
Kongrewe  und i )j ..  Steinarbeiter 
Verbandatage  hidten  ihren  Verbandstag 
in  der  ersten  April woche  in 
Kassel  ab.  Die  Einführung  der  Erwerbs- 
losenunterstützung wurde  abgelehnt,  die 
Streikunterstützung  erhöht.  Der  Vor- 
stand wurde  verpflichtet,  für  die  Ver- 
schmelzung der  Bauarbeiterorganisa- 
tionen zu  einem  gemeinsamen  Verband 
rege  zu  wirken.  Im  Anschluss  an  den 
Verbandstag  fand  ein  internationa- 
1  e  r  Steinarbeiterkongress  statt,  der  unter 
anderem  beschloss,  dass  die  Landesorga- 
nisationen für  die  Aufbringimg  der  Un- 
terstützung bei  Streiks  selbst  zu  sorgen 
haben,  ferner  dass  eine  internationale 
Statistik  über  Arbeitszeit.  Akkordarbeit. 
Berufskrankheit  und  Unfallhäufigkeit 
aufzunehmen  sei.  deren  Resultat  den 
Regierungen  unterbreitet  werden  soll. 
Der  Vorort  des  internationalen  Sekre- 
tariats bleibt  Zürich. 
Die  Maschinisten  und  Heizer 
tagten  während  der  Ostertage  in  Köln. 
Der  Beitrag  wurde  auf  50  Pf.  pro  Woche 
erhöht,  nur  in  rückständigen  Gegenden 
soll  der  alte  Satz  beibehalten  werden. 
Es  sollen  ein  zweiter  Vorsitzender.  2 
weitere  Gauvorsteher  und  in  Zahlstellen 
von  über  500  Mitgliedern  eventuell  Lokal- 
beamte angestellt  werden.  Die  Streik- 
und  Gemassregeltenunterstützung  wurde 
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erhöht,  und  die  Erwerbslosen-  und  Kran- 
kenunterstützung neu  normiert  Das 
Verbandsorgan  erscheint  künftig  alle  14 
Tage  und  bekommt  ausschliesslich  den 
Charakter  einer  Gewerkschaftszeitung. 
Wichtige  Änderungen  beschlossen  die 
Bureau]angestellten  ' auf  ihrem 
zu  Ostern  in  Berlin  abgehaltenen  Ver- 
bandstag. Sie  führten  ihre  Verschmel- 
zung mit  dem  Verband  der  Verwaltungs- 
beamten durch,  beschlossen  Beiträge  von 
60  Pf.  und  1,20  M.  pro  Monat,  wofür 
eine  Arbeitslosen-,  Kranken-,  Gemass- 
regeltcn-,  Streik-  und  Sterbeunter- 
stutzung  gewährt  wird.  Sitz  des  Ver- 
bandes ist  Berlin. 

Zu  gleicher  Zeit  tagten  die  Dach- 
decker in  Mannheim.  Der  Vorstand 
wurde  ermächtigt  in  Verbindung  mit  dem 
Ausschuss  weitere  Gauleiter  anzustellen. 
Die  Beiträge  wurden  neu  »normiert,  sie 
schwanken  zwischen  40  und  75  Pf.  pro 
Woche.  Ferner  wurde  die  Reise-, 
Sterbefall-  und  Streikunterstützung  er- 
höht und  eine  Krankenunterstützung  neu 
«ingeführt ;  die  Unterstützungssätze 
schwanken  je  nach  Beitragshöhe  und 
Mitgliedschaftsdauer  zwischen  2,10  und 
7.20  M.  pro  Woche.  Das  Verbandsorgan 
soll  künftig  8tägig  erscheinen. 
Schliesslich  ist  noch  kurz  über  den  Ver- 
bandstag der  Textilarbeiter  zu 
berichten,  der  in  der  zweiten  Maiwoche 
in  Leipzig  stattfand.  Hier  wurde  mit 
allen  gegen  5  Stimmen  die  Einführung 
der  Arbeitslosenunterstützung  beschlos- 
sen. Sie  soll  je  nach  der  Beitrags- 
klasse und  Mitgliedschaftsdauer  in  Höhe 
von  4  bis  9  M.  und  für  die  Dauer  von 
6  bis  10  Wochen  gewährt  werden.  Der 
Beitrag  wurde  um  10  Pf.  erhöht.  Die 
Gehälter  der  Beamten  wurden  erhöht, 
dergestalt,  dass  Vonstandsbeamte  pro 
Jahr  2000  M.,  steigend  bis  3000  M., 
Hilfsarbeiter  jährlich  1800  M„  steigend 
bis  2600  M.  beziehen. 
X  X 
Schweiz  Das  Bundeskomitee  des 
Schweizerischen  Gewerk- 
schaftsbundes erstattete  in 
der  Arbeiter  stimme  seinen  Rechenschafts- 
bericht für  die  letzte  2  jährige  Ge- 
schäftsperiode. Die  typischen  Erschei- 
nungen dieser  Periode  sind  guter  Ge- 
schäftsgang, Verteuerung  der  Lebens- 
bedingungen der  Arbeiter,  eine  erhebliche 
Zunahme  der  Lohnbewegungen  und  ein 
beträehtliches  Erstarken  der  wirtschaft- 
lichen Organisationen  der  Arbeiter  wie 
der  der  Unternehmer.  Die  Entwickelung 
stellte  an  das  Bundeskomitee  erhöhte  An- 


forderungen, besonders  auf  dem  Gebiet 
der  Agitation.  Leider  waren  die  Mitte! 
des  Komitees  nur  beschränkte,  so  dass 
seiner  Tätigkeit  verhältnismässig  enge 
Grenzen  gezogen  waren.  Immerhin  war 
sie  von  grossem  Einfluss  auf  die  Bewe- 
gung. Auch  an  der  Gründung  des  Han- 
dels- und  Transportarbeiterverbandes  hat 
das  Bundeskomitee  mitgewirkt.  In  der 
Berichtsperiode  wurden  ferner  der  Ver- 
band der  Hilfsarbeiter  im  graphischen 
Gewerbe  und  der  Hutmacherverband  in 
den  Bund  aufgenommen;  der  Schneider- 
verband hat  durch  Urabstimmung  den 
Anschluss  abgelehnt.  Die  Konzentration 
der  Gewerkschaften  zu  grösseren  Ver- 
bänden hat  weitere  Fortschritte  gemacht 
So  hat  sich  der  Verband  der  Hafner  dem 
Steinarbeiterverband  angeschlossen,  die 
Uhrenarbeiterverbände  haben  im  Prinzip 
beschlossen  sich  zu  einem  allgemeinen 
Verband  zu  vereinigen,  die  Verbände  in- 
der  Textilindustrie  haben  ihre  Vereini- 
gung in  einer  Organisation  schon  am 
I.  April  1908  vollzogen;  die  Verbände 
der  Schuhmacher  und  Sattler  planen  die 
Gründung  einer  allgemeinen  Lederarbei- 
terorganisation, und  die  Verbände  der 
Buchbinder  und  der  graphischen  Hilfs- 
arbeiter betreiben  ebenfalls  den  Zusam- 
menschluss.  So  sind  in  der  schweize- 
rischen Gewerkschaftsbewegung  alle  An- 
zeichen zu  einer  günstigen  Entwickelung 
gegeben.  Störend  wirkten  dabei  neben 
vielen  anderen  Momenten  der  Syndikalis- 
mus, der  in  der  Schweiz  einigen  Anhang 
hat.  und  die  Sprachunterschiede. 
Dem  Bundeskomitee  stehen  3  Beamte 
zur  Verfügung,  2  Sekretäre  und  1  Se- 
kretärin. Es  Verfügte  in  den  Jahren 
1906  und  1907  über  24423  respektive 
20  545  fr.  Einnahmen,  denen  22257  re- 
spektive 17  536  fr.  Ausgaben  gegenüber- 
standen. 

Auf  dem  Gewerkschaftskongresss,  der  zu 
Ostern  in  Biel  tagte,  wurde  einer  ge- 
wissen Unzufriedenheit  mit  den  gegen- 
wärtigen Verhältnissen  im  Gewerkschofts- 
bund  Ausdruck  gegeben.  Im  Herbst  soll 
ein  ausserordentlicher  Kongress  statt- 
finden, der  sich  ausschliesslich  mit  der 
Reorganisation  des  Bundes  beschäftigen 
soll. 

X  X 
Karze  Chroalk  Dje  christlichen  Gewerk- 
schaften hatten  in  den 
letzten  Wochen  wieder  ihren 
Fall,  diesmal  einen  Fall  Behrens. 
Franz  Behrens,  der  Generalsekretär  des 
christlichen  Bergarbeiterverbandes,  da- 
neben aber  auch  noch  christlich-sozialer 
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Politiker  ist,  hatte  bei  der  zweiten  Le- 
sung des  Reichsvereinsgesetzes  im 
Reichstag  für  den  Sprachenparagraph 
gestimmt  und  damit  einem  Ausnahme- 
gesetz gegen  die  Gewerkschaften  zur 
Annahme  verholfen.  Bei  der  Schluss- 
abstimmung über  das  ganze  Gesetz  hat 
Behrens  sich  dann  der  Abstimmung  ent- 
halten. Ob  dieses  Verhaltens  machte 
sich  in  den  Kreisen  der  christlichen  Ge- 
werkschaften grosse  Missstimmung  be- 
merkbar, doch  hat  die  Leitung  der  christ- 
lichen Gewerkschaften  und  der  Vorstand 
des  christlichen  Bergarbeiterverbandes 
Herrn  Behrens  schnell  ein  Vertrauens- 
votum ausgestellt,  um  den  Entrüstungs- 
sturm gegen  ihn  einzudämmen.  Nun  ist 
alles  wieder  gut.  X  Im  Form- 
stecherverband  ist  durch  Urab- 
stimmung mit  267  gegen  132  Stimmen 
der  Anschluss  dieser  Organisation  an 
den  Lithographenverband  beschlossen 
worden. 

WI55€NSCF>AFT 

Sozialgeschichte  /  Paul  Kampffmeyer 

l>eut»chiands  £m  Franzose  hat  uns  mit 
n  n*  einem  guten  Buch  über  das 

moderne  Deutschland  und 
seine  Entunckelung  /Dresden,  Reissner/ 
beschenkt :  Henri  Lichtenberger. 
Die  Hauptmomente,  die  Deutschland  in 
einen  kapitalistischen  Industriestaat  um- 
schufen, hat  Lichtonbcrger  packend  zu- 
sammengestellt. Dem  Aufstieg  des 
kapitalistischen  Unternehmertums  durch 
die  wirtschaftlichen  Entwickelungsphasen 
der  Heimarbeit  und  Manufaktur  zur 
Grossindustrie  widmet  Lichtenberger  we- 
nige, aber  um  so  inhaltreicherc  Seiten. 
In  der  Darstellung  der  deutschen  Agrar- 
revolution des  19.  Jahrhunderts  hat  Lich- 
tenberger nicht  die  bauernfeindliche 
preussische  Deklaration  von  1816  berück- 
sichtigt. Sie  begrenzte  die  Regulierbar- 
keit der  bäuerlichen  Stellen  sehr  wesent- 
lich, sie  führte  zur  Vernichtung  ganzer 
Klassen  leistungsfähiger  Bauern,  zur  De- 
gradation dieser  zu  unselbständigen  Tage- 
lobnern  und  zur  kolossalen  Bereicherung 
des  Adels  mit  Land  und  Kapital. 
Den  Sieg  der  preussi sehen  Monarchie 
über  Deutschlands  Einzelstaatcn  hat 
Lichtenberger  in  gar  zu  starken  Farben 
gemalt  Er  schreibt:  »Seit  1870  gibt  es 
in  Deutschland  im  Grunde  genommen 
keine  Staaten  mehr,  sondern  nur  noch 
Provinzen.  Die  kaiserliche  Autorität  ist 
immer  ausschlaggebender  geworden,  und 
die  Einrichtungen  des  Reiches  haben  sich 


in  einheitlichem  Sinne  entwickelt.  Das 
neue,  von  Bismarck  geschmiedete 
Deutschland  ist  kein  einfacher  Bund  un- 
abhängiger Staaten  mehr  sondern  eine 
starke  Militärmonarchie,  die  kaum  weni- 
ger zentralisiert  ist  als  die  anderen  cum- 
päischen  Staaten.«  Und  diese  eiserne 
>Militärmonarchie«  verscheuchte  mit 
rauher  Hand  alle  die  Weltfriedensträume 
bürgerlicher  Idealisten.  Sie  hat  bisher 
noch  kein  festes  harmonisches  Verhält- 
nis zu  der  französischen  Nation  gefun- 
den. Nicht  ohne  innere  starke  Ergriffen- 
heit schreibt  Lichtenberger  die  Zeilen 
nieder:  »Ich  beschränke  mich  darauf 
festzustellen,  dass  zwischen  Deutschland 
und  Frankreich  seit  dem  Frankfurter 
Frieden  ein  gewisses  gegenseitiges  Miss- 
trauen besteht,  das  schwer  zu  zerstreuen 
und  jederzeit  bereit  ist  wieder  hervorzu- 
brechen. Trotz  des  künstlerischen  und 
intellektuellen  Austausches  zwischen  bei- 
den Ländern,  der  so  lebhaft  ist  wie  nie. 
trotz  der  grossen  Fortschritte  auf  dem 
Wege  der  Annäherung,  der  jedermann 
als  höchst  vernünftig  und  wünschenswert 
erscheint,  und  obgleich  man  sich  gegen- 
seitig immer  besser  kennen  und  immer 
mehr  schätzen  lernt« 
In  der  deutschen  Entwickelungs- 
geschichtc  Lichtenbergers  ist  anschaulich 
und  zutreffend  das  Eindringen  der 
sozialen  Klasseninteressen  in  die  Prin- 
zipien und  die  Taktik  der  politischen  Par- 
teien dargestellt  Die  konservative  Partei 
wandelte  sich  durch  den  Bund  der  Land- 
wirte in  eine  agrarische  Partei  mit 
christlichen  und  antisemitischen  Tenden- 
zen, die  nationalliberale  Partei  wurde  das 
politische  Organ  der  deutschen  Groß- 
industrie. Nicht  gerecht  wird  Lichten- 
berger der  Bedeutung  der  Sozialdemo- 
kratie für  die  brennende  Frage  der  De- 
mokratisierung Deutschlands.  Und  das 
erklärt  sich  aus  seiner  irrigen  Grund- 
vorstellung von  dem  Wesen  dieser 
Partei,  in  der  er  immer  noch  einen  star- 
ken philosophischen  Utopismus  arbeiten 
sieht,  obwohl  er  selbst  nicht  die  zu- 
nehmende praktische  Tätigkeit  der 
Sozialdemokratie  verkennt.  »Er  Tder 
Sozialismus]«,  schreibt  Lichtenberger. 
»beschränkt  sich  mehr  und  mehr  auf  eine 
rein  praktische  Aufgabe:  die  Organisation 
des  Proletariats  zum  Klassenkampf,  die 
friedliche  Eroberung  der  Macht  mit 
Hilfe  des  Stimmzettels  und  der  Propa- 
ganda des  Gedankens.«  Diese  von  prak- 
tischen Aufgaben  ganz  erfüllte  sozialdemo- 
kratische Partei  hat  bei  dem  Absterben  des 
deutschen   radikalen   Liberalismus  auch 
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die  grosse  historische  Mission  einer 
wurzeltiefcn  Demokratisierung  der  poli- 
tischen Institutionen  Deutschlands  zu  er- 
füllen. 

Das  Lichtenbergersche  Buch  wird  den 
Franzosen  trefflich  das  Verständnis  für 
die  Entwicklung  und  das  Wesen  der 
deutschen  Einrichtungen  vermitteln,  aber 
auch  der  gebildete  Deutsche  dürfte  aus 
diesem  Buche  noch  vieles  lernen. 
X  X 
Hner  Ar-  Die  Geschichte  der  Berliner 
Arbeiterbewegung  Eduard 
Bernsteins  /Berlin, 
Buchhandlung  V orwärts/  ist  im  wesent- 
lichen eine  Geschichte  der  Berliner 
Sozialdemokratie.  Und  eine  derartige 
Geschichte  lag  ja  auch  ganz  in  der  Ab- 
sicht Bernsteins.  Er  nennt  zwar  seine 
Arbeit  bescheiden  nur  ein  Kapitel  zur 
Geschichte  der  deutschen;  Sozialdemo- 
kratie, in  Wirklichkeit  schreibt  er  aber 
die  Hauptkapitel  einer  Geschichte  der 
deutschen  Sozialdemokratie.  Das  gilt 
namentlich  für  seine  historische  Dar- 
stellung des  Kampfes  der  gewaltigen 
anonymen  Masse  gegen  das  Polizeibüttel- 
und  Spitzeltum  des  Ausnahmegesetzes. 
An  vielen  Stellen  seines  Werkes  strebt 
aber  Bernstein  über  den  Rahmen  einer 
sozialdemokratischen  Parteigeschichte  hin- 
aus. Jene  aber  werden  den  Kulturhistoriker 
am  stärksten  fesseln,  denn  Bern- 
stein lässt  ihn  tief  in  die  Lebensver- 
haltnisse des  vormärzlichen  Arbeiters 
hineinblicken.  In  den  Lohnverhältnissen 
des  Arbeiters  des  Jahres  1848  spricht  sich 
die  ganze  Enge  der  sozialen  Verhältnisse 
des  Proletariats  der  ersten  Hälfte  des 
19.  Jahrhunderts  aus.  Die  von  Bern- 
stein wiedergegebenen  Reden  Berliner 
Arbeiter  der  Märztage  atmen  zum  Teil 
noch  den  Dunst  der  kleinmeisterlichen 
Werkstatt.  Bernstein  braucht  nur  die 
ersten  Kapitel  seines  Werkes  durch  einige 
Züge  aus  dem  familiären  und  sozialen 
Leben  des  Berliner  Proletariats  zu  er- 
gänzen, und  wir  haben  den  leibhaftigen 
Berliner  Arbeiter  der  Märztage  in  seinem 
ganzen  äusseren  und  inneren  Leben  vor 
uns.  Gerade  das  Bernsteinschc  Werk 
regt  uns  immer  wieder  zu  den  Fragen 
an :  Wie  wohnte  der  Berliner  Arbeiter 
der  Märztage,  hauste  er  noch  in  der 
Familie  des  Meisters,  wie  gestaltete  er 
seine  materielle  und  geistige  Bedürfnis- 
welt? Dem  sozial-kulturellen  Moment 
in  der  Geschichte  der  Berliner  Arbeiter- 
schaft wird  Bernstein  jedenfalls  in 
dem  3.  Bande  seines  Buches  noch  eine 
grössere  Bedeutung  beimessen  als  in  den 


vorhergehenden  Bänden.  Bernstein  wid- 
met mit  Recht  der  kulturellen  Schöp- 
fung der  Berliner  Arbeiterschaft,  der 
Berliner  Freien  Volksbühne  bereits  einige 
Seiten.  Kulturhistorisch  treten  gerade 
die  Wandlungen  in  der  Lebensweise,  in 
den  geistigen  Bedürfnissen  des  Berliner 
Arbeiters  in  den  Vordergrund.  Der 
heutige  Berliner  Arbeiter,  der  seinen 
Sonntag  im  Kiefernwaldc  zubringt,  der 
sich  durch  eine  Ibsenvorstellung  der 
Freien  Volksbühne  anregen  lässt,  ist 
doch  eine  ganz  andere  geistige  Persön- 
lichkeit als  der  Arbeiter  der  siebziger 
Jahre  des  verflossenen  Jahrhunderts,  der 
sich  im  dunstigen  Räume  der  Budike 
herumdrückte  und  der  durch  die  mangel- 
hafte Entwicklung  der  Berliner  Ver- 
kehrsmittel von  dem  erhebenden  Natur- 
genuss  ausgeschlossen  war.  Wie  reizvoll 
wäre  eine  Untersuchung  über  die  Er- 
weiterung des  geistigen  Horizontes  des 
Berliner  Arbeiters,  eine  Erweiterung,  die 
ja  treu  der  wachsende  Inhalt  der  Ber- 
liner sozialdemokratischen  Zeitungen 
widerspiegeln  muss! 

X  X 
Karze  Chronik  Am  8.  Mai  feierte  die 
Handelskammer  Frank- 
furt a.  M.  ihr  100  jähriges 
Bestehen.  Zu  ihrem  Jubiläum  gab  sie 
eine  umfangreiche  Geschichte  der  Han- 
delskammer su  Frankfurt  a.  M.  1707  bis 
1908,  Beitrage  sur  Frankfurter  Handels- 
geschichte /Frankfurt  a.  M.,  Baer/  heraus. 
In  dem  Werke  rollt  sich  ein  grosses 
Stück  der  wirtschaftlichen  und  wirt- 
schaftepolitischen Geschichte  der  Stadt 
Frankfurt  a.  M.  ab.  Und  mit  dieser 
Geschichte  verknüpft  sich  aufs  innigste 
die  Geschichte  der  Probleme,  die  sich 
dem  deutschen  Volke  auf  dem  Gebiet 
der  Handels-  und  Gewerbepolitik  wäh- 
rend zweier  Jahrhunderte  aufdrängten.  X 
Zur  75.  Wiederkehr  des  Hambacher 
Festes  bereitete  Wilhelm  Herz- 
berg eine  grössere  Arbeit  Das  Ham- 
bacher Fest,  Geschichte  der  revolutio- 
nären Bestrebungen  in  Rheinbayern  um 
das  Jahr  1832  /Ludwigshafen,  Gerisch/ 
vor.  Bei  dieser  Arbeit  schlössen  sich 
ihm  die  klaffenden  Lücken  der  sonstigen 
Geschichtsschreibung  über  jene  bedeu- 
tungsvolle demokratische  Kundgebung 
auf ;  seine  auf  Quellenstudium  gestützte 
Schrift  sucht  sie  auszufüllen. 
X  X 
Literatur  Aus  der  historischen  Arbeit 
Dr.  Adolf  Werners 
Die  politischen  Bewegungen 
in   Mecklenburg  und  der  ausserordent- 
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liehe  Landtag  im  Frühjahr  1848  /Bertin, 
Rothschild/  tritt  besonders  klar  die  um- 
wälzende Macht  des  18.  März  auf  die 
politischen  Geschicke  der  norddeutschen 
Einzelstaaten  hervor.  Dr.  Werner  zitiert 
folgende  charakteristische  Stelle  aus  dem 
Tagebuch  des  Grossherzogs  Friedrich 
Franz  II.:  »Ich  hatte  bisher  gesucht  das 
monarchische  und  ständische  Prinzip  zu 
retten.  Im  Gegensatz  zu  letzterem  er- 
schien mir  das  konstitutionelle  unge: 
eignet,  weil  in  der  Theorie  falsch  und  in 
der  Praxis  nicht  hinlänglich  bewährt. 
Durch  Gewalt  gedrängt,  war  ich  ent- 
schlossen, den  Andringenden  mich  oder 
die  Konstitution  zur  Wahl  zu  stellen. 
Da  kam  die  Proklamation  des  Königs 
[von  Preussen]  vom  18.,  der  Kampf  in 
der  Nacht  auf  den  19. !  Das  alte  System 
war  gefallen,  das  konstitutionelle  hatte 
gesiegt  .  .  .«  Bei  den  Wahlen  zur  Frank- 
furter Nationalversammlung  bekundeten 
die  mecklenburgischen  Tagelöhner  einen 
gesunden  Klasseninstinkt :  »Die  Gross- 
grundbesitzer«,' so  schreibt  Dr.  Werner, 
»schnitten  also  schlecht  ab  bei  der  Wahl ; 
da  die  Tagelöhner  es  für  die  Hauptauf- 
gabe der  Abgeordneten  ansahen  ihre 
Lage  zu  verbessern  und  die  Gutsherren 
nicht  dafür  geeignet  hielten,  hatten  sie 
auch  nur  ausnahmsweise  Gutsbesitzer  zu 
Wahlmännern  gewählt.«  X  In  seiner 
Urgeschichte  der  Ehe  /Stuttgart, 
Franckh/  bekämpft  F.  von  Reitzen- 
stein  die  Westermarcksche  Ansicht, 
dass  die  Monogamie  die  Urform  der  Ehe 
sei.  Das  wahre  monogamische  Verhält- 
nis habe  die  Liebe  zum  Weibe  zur  Vor- 
aussetzung. Wissenschaftlich  sei  aber 
festgestellt,  dass  die  Naturvölker  die 
psychische  Liebe  überhaupt  nicht  kennen, 
sie  ziehe  zum  Weibe  nur  ein  rein  körper- 
licher Drang.  Von  ehelosen  Zuständen 
zur  Ehe  und  in  dieser  von  der  Viel- 
weiberei zur  Einweiberci  ist  die  Mensch- 
heit nach  Reitzenstein  emporgestrebt. 
Erst  nach  und  nach  erwächst  aus  der 
physischen  Liebe  die  psychische,  »die 
Trägerin  höherer  Beziehungen  zwischen 
den  beiden  Geschlechtern  und  die  Haupt- 
grundlage für  die  Monogamie,  insbe- 
sondere für  deren  edelste  Form,  die 
freie  Ehe«. 

KUNST 

Dichtkunst  /  May  Hochdorf 

Hcrm»nn        Als  vor  zwei  Jahren  der 
Roman     Jettchen  Gebert 
des   Georg   Hermann  er- 
schien, da  konnte  ich   schon  auf  die 


zarte  Begabung  des  Schriftstellers  hin- 
weisen, der  im  stände  ist  in  die  duft- 
losen Dinge  unseres  Lebens  ein  poeti- 
sches Dasein  zu  zaubern ;  ich  sagte  aber 
sebon  damals,  dass  Georg  Hermann  einer 
Hauptperson  seines  Werkes,  dem  lieben- 
den Dichter  Kössling,  nur  ein  blasses 
und  verwehendes  Wesen  eingegeben  hat, 
dass  er  solchen  Typus  nicht  genügend 
kannte  und  deswegen  auch  nicht 
plastisch  formen  konnte.  Nun  ist  der 
2.  Band  des  Romans  erschienen,  der  das 
Geschick  der  Jettchen  Gebert  bis  zu 
ihrem  frühen,  aber  notwendigen  Selbst- 
mord schildert.  Henriette  Jacoby 
/Berlin,  Fleischel/  betitelt  er  sich-  Die 
Jungfrau  Gebert  hat  sich  von  dem  auf- 
gezwungenen Gatten  zu  trennen,  und  in 
der  neuen  Erzählung  ist  es  ein  lieblicher 
Zug,  dasis  sie  selbst  in  solch  lautes,  viel- 
leicht auch  unsauberes  Geschäft  fast  gar 
nicht  verwickelt  wird.  So  bleibt  ihre 
rührende  Schönheit,  manchmal  wohl  eine 
zu  rührende,  gekünstelte  und  in  Empfin- 
dung etwas  überschwengliche,  rein  und 
rosig.  Aber  während  Jettchen  spielend 
aus  den  legitimen  Verhältnissen  erlöst 
wird,  spinnen  sich  um  sie  Schicksale,  die 
der  Dichter  mit  geübter,  für  den  Be- 
trachter dos  Technischen  sehr  ange- 
nehmer Hand  wob.  Der  Liebhaber 
Kössling  wird  immer  mehr  von  ihr  ent- 
rückt. Der  Dichter  hat  ihn  zu  sehr  ins 
Schattenhafte  entfernt  und  dadurch  einen 
Hauptspieler  des  Dramas  zum  Schaden 
der  vollständigen  Harmonie  ausge- 
schaltet. Der  nur  geschriebene,  nicht 
gesehene  Kössling  hat  einen  heftigen 
Nebenbuhler  im  Onkel  Jason,  dem  stän- 
digen Beschützer  des  holden  Jettchen. 
Diese  Figur  ist  ihrem  Schöpfer  wohl  ver- 
traut, und  so  hat  er  diesen  Onkel  und 
dem  heimlichen  Wachsen  seiner  Neigung 
das  Beste  gewährt,  das  er  aus  einem 
bewegten  Gemüt  holen  konnte.  Jettchen 
und  Jason  müsste  die  stille  Liebesge- 
schichte heissen,  derentwegen  das  Buch 
seinen  ernsthaften  Wert  erhält.  Sonst 
ist  alles  Klang,  Nachhall  in  der  zweiten 
Geschichte,  durch  die  als  klug  und  herz- 
lich erlebte  Episode  das  Hinsterben 
zweier  Eheleute  im  greisen  Alter  gewirkt 
ist.  Dann  aber  kommt  ein  Ende,  das 
noch  ans  Ende  der  nicht  gewünschten 
Romanschlüssc  streift,  das  viel 
schwächer,  viel  gewöhnlicher  ist  als  alles 
Vorherige.  Und  doch,  wenn  man  noch 
einmal  den  ganzen  Roman  überdenkt,  der 
sich  die  Liebe,  das  Gerede  und  das  Geld 
der  Massen  gewann,  dann  muss  man  den 
Erfolg  des  Verfassers  ehrlich  erworben 
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hcissen.  Er  ist  einer,  der  gewissenhaft, 
ernst  und  liebend  an  den  Menschen  vor- 
übergeht. Es  Hegt  in  seinem  Leben  und 
in  seinem  Temperament  begründet,  dass 
er  nur  in  einen  einzigen  Kreis  von  Men- 
schen gelangte,  dass  sein  Verständnis  für 
Schicksale  der  Seelen  sich  nicht  sehr 
verzweigen,  nicht  sehr  ausdehnen  konnte. 
Die  Welt  aber,  in  die  er  sich  vertiefen 
durfte,  hat  er  begriffen  und  ihr  Wesen 
behorcht. 

X  X 
Romane  Hermann  ist  ein  subjektiver 
Schriftsteller,  der  mit  seinen 
Menschen  redet,  der  sie 
verteidigt  und  sie  schilt,  der  uns  von 
vornherein  sagt,  wohin  unsere  Freund- 
schaft gleiten  soll.  Und  wie  er  sein 
Bestes  schafft,  indem  er  die  Wesen  und 
das  Walten  einer  behäbigen,  versunkenen 
Welt  von  neuem  belebt,  so  ist  auch  sein 
Stil  dem  breiten,  überreichen  Stil  des 
Biedermeiers  angepasst.  Es  muss  aber 
in  tausend  Herzen  die  Stimmung  für 
solche  urgTossväterliche  Rhetorik  schlum- 
mern, da  tausend  Herzen  von  ihr  innig 
berührt  werden.  Wenige  —  aber  nicht 
die  schlechtesten  —  Herzen  dürften  vor- 
bereitet sein,  um  das  Klingen  in  der  Kunst 
des  Grafen  Eduard  von  Keyser- 
ling zu  hören.  Dieser  wahre  Dichter 
hat  ein  grosses,  hier  schon  oft  gerühm- 
tes Talent.  Seine  Objektivität,  seine 
Raffiniertheit,  die  sich  mit  Schlichtheit 
paart:  all  das  ist  ungewöhnlich;  und 
wenn  man  bedenkt,  dass  er  jetzt,  schwer 
leidend,  ein  dünnes,  aber  durchaus  gutes 
Werklein  dichtet,  dann  muss  man  hoch- 
zufrieden  sein.  Dumala  heisst  der  Ro- 
man /Berlin,  S.  Fischer/.  Der  Pastor 
von  Dumala,  der  gerad  und  gesund  ist 
und  doch  unbewusst  die  Enge  empfindet 
und  sehnsüchtig  über  die  Mauer  sieht,  hat 
eine  heimliche  Liebe  zur  adligen  Guts- 
herrin. Die  Gutsherrin  hat  einen  rücken- 
markschwindsüchtigen Gemahl,  einen  sie 
anbetenden  Pagen  und  einen  weit- 
erfahrenen,  zugreifenden  Patron  von 
Liebhaber.  Mit  diesem  brennt  sie  durch. 
Sie  leidet  hierbei  Schiffbruch,  und  nach- 
dem der  Gemahl  der  schmerzenden  Glie- 
der auf  die  Bahre  gestreckt  hat,  kommt 
sie  zur  Verwunderung  einer  hocharisto- 
kratischen Sippschaft  zur  Trauer.  Alle 
sind  der  Frau  fremd.  Nur  der  Page 
schwört  in  sich  auf  ihre  Grösse,  und  der 
Pastor  fühlt  mit  ihr.  Aber  all  diese 
Schicksale  werden  nicht  etwa  geklärt, 
sondern  jeder  geht  weiter  mit  seinem 
Schmerze,  mit  seiner  Sehnsucht,  mit 
seinem  Hochmut,  auch  mit  seiner  Dumm- 


heit. Der  Dichter  denkt  nie  daran  per- 
sönlich in  den  Gang  der  Dinge  einzu- 
greifen. Objektiv  und  abwartend  ver- 
harrt er,  und  wir  sehen  weder  seine 
Freude  noch  seine  Tränen.  Keyserling 
ist  ein  karger  und  ein  keuscher  Dichter. 
Es  scheint,  dass  die  Dichter  gezwungen 
sind  wieder  auf  die  Objektivität  und  die 
Menschenforschung  zurückzugehen.  Denn 
sie  werden  viel  zu  persönlich  in 
ihrem  gegenwärtigen  Schaffen.  Sie  wer- 
den, um  es  rund  heraus  auszudrücken,  zu 
grossen  Dandies.  Indem  sie  nur  sich 
selber  lieben,  verehren,  besingen  und 
kennen,  wächst  der  Subjektivismus  ins 
Masslosc.  Sie  verlernen  die  Welt,  und 
ihr  weltfremdes  Schreiben  ist  langweilig, 
öd  und  geschwollen.  Hagia  Hybris  sagt 
einer  von  ihnen,  Hanns  Floerke 
/München,  Georg  Müller/,  und  in  seinem 
Zorn,  der  eine  ganz  profane,  gar  nicht  ge- 
weihte Überheblichkeit  ist,  zieht  er  gegen 
moderne  Erziehungskunst  in  einem  Er- 
ziehungsroman zu  Felde.  Den  Grund  der 
Bildung  empfängt  der  Jünger  des  Buches 
in  der  Einsamkeit.  Früher  waren  die 
Robinsonaden  des  Handwerks  in  Mode, 
heute  sind  es  die  Eremitengeschichten  der 
Ästheten.  Aber  das  ist  eben  ihr  Fehler, 
dass  sie  vermeinen  Dichter  zu  werden, 
wenn  sie  nur  träumen.  Dichter,  die  uns 
heute  etwas  sein  sollen,  müssen  vor  allen 
Dingen  sehen.  Das  kann  er  nicht.  Sein 
Buch  des  Zorns  und  der  Weltliebe  gilt 
daher  wenig. 

Wie  anders  wirkt  zum  Beispiel  der  Sohn 
Peter  Roseggers  auf  uns,  H.  L.  R  o  s  e  g  - 
gerf  Er  ist  jetzt  schon  mehr  als  sein 
Vater,  obwohl  er  die  Feder  erst  eintaucht. 
Er  Hess  einen  Tagebuchroman  Die  Ver- 
brecherkolonie /Zehlendorf,  Krüger/  er- 
scheinen. Die  einzelnen  Menschen  sind 
darin  voll  von  Leben.  Vor  allen  Dingen 
dieser  Einsiedler,  der  an  Verbrechern, 
an  einer  traurigen  Geliebten,  an  einer 
erst  leichtfertigen,  dann  sehnsüchtig 
resignierten  Frau  seine  schöne  Mensch- 
lichkeit übt. 

Noch  ein  Grazer  Poet,  Wilhelm 
Fischer,  ist  zu  loben,  nicht  wegen 
seiner  Phantasie,  auch  nicht  wegen 
seiner  Gestaltungskraft,  sondern  wegen 
seiner  lieben  herzlichen  Art  in  die  Men- 
schen hineinzureden  und  die  Menschen 
reden  zu  lassen.  Sein  letzter  Roman 
Sonnenopfer  /München,  Georg  Müller/ 
schildert  das  Absterben  einer  alten  Zeit, 
das  Heraufkommen  einer  neuen.  In  der 
alten  stehen  die  innigen,  individuellen 
Menschen,  in  der  neuen  die  flattrigen,  die 
leichten.    Tod  und  auch  Liebe  webt  in 
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diesen  Ereignissen,  die  nicht  immer  ganz 
neu,  vielleicht  auch  ein  wenig  zu  lehr- 
haft gruppiert,  die  aber  schliesslich 
Erzeugnisse  eines  Dichterhirnes  sind. 
Als  ein  solches  kann  man  die  Arbeit 
des  geistreichen  Journalisten  Alexan- 
der U  1  a  r  ,  den  wirklich  spannenden 
Roman  Die  gelbe  Flut  /Frankfurt  a.  M., 
Rütten  &  Loening/  freilich  nicht  be- 
zeichnen. Aber  geschickt  geschrieben  ist 
das  Buch.  Nur  an  wenigen  Stellen 
wird  dieser  gute  Stilist  töricht.  Meist 
charakterisiert  er  sehr  gut,  sehr  ge- 
wandt, sehr  eindrucksvoll,  fast  künst- 
lerisch, die  Chinesen,  ihren  Kampf 
gegen  die  Grossuntemehmer  Europas, 
die  Passionen  der  modernen  Welt- 
croberer.  Selbst  wenn  man  das 
Lockende  der  Exotik  abzieht,  bleibt  eine 
sehr  achtungswerte  Arbeit. 
Feiner  und  zarter  ist  dann  schliesslich 
noch  der  dänische  Roman  des  Karl 
Larsen.  Eine  alltägliche  Ehe- 
geschichte /Stuttgart,  Juncker/.  Es  ist 
an  diesem  Buche  der  Vorzug,  dass  leis 
und  vorsichtig  ein  Ehebruch  vorbereitet 
wird,  der  am  Ende  doch  nie  geschieht. 
Mir  scheint  diese  Wendung  eine  starke 
Seelenerkenntnis,  und  der  Schriftsteller, 
der  sie  fand,  ein  nicht  wenig  Begabter. 
X  X 
Karze  Chronik  Ein  Lyriker,  der  mit  edlem 
FIciss  und  ernster  Schön- 
heitsliebe der  Kunst  diente, 
der  nicht  neue  Wege  wies,  aber  auf  alten 
sicher  und  liebenswert  ging,  ist  mit  dem 
Prinzen  Emil  von  Schönaich- 
Carola  t  h  gestorben.  X  Der  Russe 
Ossip  Dymow  hat  seine  AUtags- 
tragödie  Nju,  von  der  bereits  in  der  Ru- 
hrik  Bühnenkunst  (pag.  641)  die 
Rede  war,  als  Buch  erscheinen  lassen 
/Berlin,  Ladyschnikow/.  Das  sind  in 
novellistischem  Dialog  fein  gesponnene 
Gespräche  zwischen  einer  Frau,  deren 
Geliebten  und  dem  verlassenen  Gatten 
dieser  Frau.  Das  hat  alles  viel  gut  ge- 
hörte Scelenmystik,  aber  es  blieb  doch 
im  schattenhaften  Umriss  stecken. 
X  X 
Literatur  Tst  ^ic  Sprache  das  abso- 
lute Mittel  des  Denkens; 
ist  sie  das  Werkzeug,  das 
die  Gedanken  formt  und  sie  hervor- 
wachsen lässt  zur  logischen  Klarheit? 
Oder  ist  die  Sprache  das  unbeständige, 
gefährliche  Mittel,  das  den  Gedanken  ihre 
vernünftige  Reinheit  nimmt  und  die 
Menschen  verführt,  das  Absolute,  die 
endgültige  Wahrheit  bis  zur  Undeutlich- 
keit  zu  verschleiern?    Das  sind  die  bei- 


den Fragen,  die  seit  dem  seligen  Mon- 
boddo.  dem  Vorgänger  Herders,  die 
Sprachforscher  und  Sprachphilosophen 
nicht  ruhen  liessen.  Fritz  Mauthner 
hat  in  drei  Folianten  schon  zu  dem  Pro- 
blem Stellung  genommen,  und  er  hat  es 
jetzt  wiederum  in  dem  Bändchen  Die 
Sprache  getan,  das  in  der  Sammlung  Die 
Gesellschaft  /Frankfurt  a.  M.,  Rüttner 
&  Loening/  erschienen  ist.  Mauthner  ist 
der  leidenschaftlich  verteidigten  Ansicht, 
dass  die  Sprache  das  lieblichste,  der 
menschlichen  Phantasie  entspringende 
Verständigungsmittel  unter  den  Men- 
schen sei.  Aber  die  Sprache  ist  niemals 
ein  Mittel  Dingen  der  Einsicht  und  Ver- 
nunft ihre  absolute  Wesenheit  nachzu- 
zeichnen. Sie  ist  dagegen  ein  herrliches 
Mittel  die  Scheinsphäre  der  Kunstdinge 
und  ihrer  Formen  schillern  zu  lassen. 
Mauthner  ist  stolz  auf  diese  Entdeckung, 
und  er  ist  mit  vielem  Pathos  und  vielem 
Witz  auf  dem  Felde,  um  seine  Entdeckung 
als  eigentlich  originär  zu  rühmen.  Das 
haben  ihm  einige  sehr  heisse Enthusiasten, 
die  blindlings  glaubten,  auch  ebenso  eifrig 
bestätigt.  Sic  haben  sogar,  Landauer 
und  Saudek  zum  Beispiel,  ein  eigenes 
System  Mauthncrs  konstruiert.  Die 
mehr  Unterrichteten  und  ruhiger  Prü- 
fenden haben  sich  gern  von  Mauthner 
das  Geständnis  von  der  tropischen  Pracht 
der  Sprache  und  ihrer  logischen  Ohn- 
macht wiederholen  lassen,  sie  können 
aber  nicht  das  unerhört  Neue  in  diesem 
scharfen  Kopfe  unbedingt  anerkennen. 
In  einem  Kapitel  über  Dichtkunst  soll 
Mauthners  Buch  aber  genannt  werden, 
weil  es  unterhaltend  und  klug  von  den 
Vorteilen  spricht,  die  unsere  Sprache 
allen  poetisch  Zeugenden  gewährt. 

Musik  /  Huflo  Lekhtentritt 
RuMen  Diesmal  sei  die  Rede  von 

einer  Anzahl  ausländischer 
Kompositionen,  üjber  die 
zu  berichten  sich  früher  keine  Gelegen- 
heit geboten  hatte.  Von  interessanten 
russischen  Novitäten  ist  seit  Jahren  fast 
in  jeder  Saison  zu  referieren.  Auch  dies- 
mal gab  es  wieder  einige*  besonders  Be- 
merkenswerte. Oskar  Fried  führte  in 
Berlin  die  hier  fast  unbekannte  2.  Sym- 
phonie B  o  r  o  d  i  n  s  auf,  eines  der 
besten  Werke  dieses  bedeutenden 
Meisters,  der,  gleich  einer  Anzahl  anderer 
russischer  Komponisten,  die  Kunst  nur 
im  Nebenfach,  also  als  Dilettant  betrieb. 
Dieser  rassigen,  von  reichem  rhythmi- 
schen Leben  erfüllten,  geistreichen  und 
meisterlich  durchgearbeiteten  Musik  wird 


Digitized  by  Google 


MUSIK  /  HUGO  LEICHTENTRITT 


man  es  aber  schwerlich  anhören,  dass 
ihr  Schöpfer  Doktor  der  Medizin  und 
staatlicher  Professor  der  Chemie  war. 
Borodin  gehört  zu  der  älteren  Gruppe 
der  russischen  Radikalen,  die  mit  aller 
Macht  ein  Los  von  Deutschland  in  musi- 
kalischen Dingen  erstrebten,  die  das 
RussLschnationale  mit  aller  Schärfe  be- 
tonten. Unter  den  Schöpfern  einer  spe- 
zifisch russischen  Musik  steht  er  obenan, 
neben  Mussorgskij,  Balakirew  und  Rims- 
kij-Korsakow.  Neben  ihnen  kommt 
selbst  ein  Tschaikowskij  trotz  seiner 
Weltberühmtheit  als  nationalrussischcr 
Komponist  nur  mit  mancherlei  Ein- 
schränkungen in  betracht.  Die  jüngere 
Jetzt  noch  wirksame  Generation  hat  zwar 
die  glänzende  technische  Gewandtheit 
jener  älteren  Meister  geerbt,  steht  an 
Originalität  jedoch  sehr  erheblich  hinter 
ihnen  zurück. 

Gegenwärtig  hört  man  Werke  des  Pe- 
tersburger Konservatoriumsdirektors 
G 1  a  s  u  n  o  w  sehr  häufig ;  in  diesem 
Winter  wurden  hier  von  ihm  aufgeführt 
die  6.  Symphonie  (in  den  Panzner- Kon- 
zerten), ein  Streichquartett  (vom  Peters- 
burger Quartett),  eine  Klaviersonate 
(von  Ossip  Gabrilowitsch).  Alle  Künste 
einer  raffinierten  Technik  vermögen  nun 
freilich  nicht  darüber  hinwegzutäuschen, 
dass  es  sich  hier  nicht  um  urwüchsig« 
Kunst  handelt,  dass  nur  eine  Musik  aus 
zweiter  Hand  vorliegt.  Viel  wertvoller 
war  eine  Symphonie  des  jung  verstor- 
benen Kalinnikow,,  die  in)  ihrer 
frischen  melodischen  Erfindung,  ihrer 
charaktervollen  Prägung,  ihrem  fremd- 
ländischen, reizvollen  Kolorit  einen  be- 
deutenden Eindruck  hinterliess.  - 
Auch  von  Rachmaninow  hörte  man 
interessante  Stücke,  besonders  sein  Kla- 
vierkonzert, von  ihm  selbst  mit  einer  er- 
staunlichen Vollendung  vorgetragen,  schlug 
ein.  Vielleicht  hat  die  Kunst  des 
Pianisten  an  diesem  Erfolg  sogar  mehr 
Anteil  als  die  des  Komponisten. 
X  X 
RuMi«che  Klr-So  sehr  nun  auch  alle  diese 
c  enmus  k  Russen  in  ihren  Kompo- 
sitiönen  sich  von  der  west- 
lichen Musik  unterscheiden,  russische 
Musik  von  reinstem  Wasser  bieten  sie 
noch  viel  mehr  in  ihren  Vokalwerkcn  als 
in  den  Orchester-  und  Kammermusik- 
werken. Diesen  Winter  hatten  wir  zum 
erstenmal  Gelegenheit,  ein  paar  Proben 
neurussischer  Kirchenmusik  zu  hören, 
die  sonst  für  die  westlichen  Länder  eine 
Mythe  ist.  Man  bekommt  davon  trotz 
grosser  Mühe  nicht    einmal  gedruckte 
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Exemplare  zu  sehen.  Vorgetragen 
wurde  diese  seltsame  Musik  von  einer 
Vereinigung,  die  ihnesgleichen  wohl 
kaum  wieder  findet,  dem  Archangelsk^ 
Chor.  Das  Stimmenmaterial  dieses 
Chors  ist  überwältigend.  Besonders  die 
Bässe  haben  eine  fabelhafte  Tiefe  — 
sie  singen  fast  eine  Oktave  tiefer  als  die 
unsrigen  — ,  dabei  eine  Kraft  und  ein  Vo- 
lumen des  Klanges,  die  hierzulande  un- 
bekannt sind.  In  Reisebeschreibungen 
ist  oft  die  Rede  von  dem  überwältigen- 
den Eindruck,  den  der  Chorgesang  in  der 
Moskauer  Kathedrale  macht.  Dass  der- 
artige Schilderungen  wohl  nicht  über- 
trieben sind,  lehrte  uns  Archangelsks, 
der  auf  die  Durchbildung  seines  Giors 
Jahrzehnte  verwendet  hat.  Nicht  nur 
die  absolute  Vollendung  der  technischen 
Dinge  im  Chorgesang  setzt  in  Erstaunen. 
Zu  einem  aufs  reichste  nüancierten  Vor- 
trag kommt  eine  Musik,  die  von  unserer 
Chormusik  ganz  und  gar  verschieden 
ist:  eine  Musik,  die  den  polyphonen 
Satz  verschmäht,  der  uns  als  das  Er- 
strebenswerteste im  vornehmen  Chorsatz 
gilt,  eine  Musik,  die  mit  meines  Erach- 
tens rein  instrumentalen  Mitteln  arbeitet, 
einer  zügellos  beweglichen  Harmonik, 
richtiger  akkordisch  gesungener  Be- 
gleitung zu  solo  rezitierter  Psalmodie, 
dynamischen  Effekten  von  ungeahnter 
Kühnheit.  Das  Ergebnis:  Stücke  von 
seltsamster  Beschaffenheit,  aber  von 
einer  Unmittelbarkeit  des  Ausdrucks,  die 
ausserordentlich  stark  wirkte.  Da  gab 
es  zum  Beispiel  Stücke,  die  direkt  auf 
Schreien,  Stammeln,  Schluchzen  gestellt 
waren  und  diesen  primitiven,  elemen- 
taren Gefühlsäusserungen  bei  geringer 
Stilisierung  doch  eine  starke  künstle- 
rische Wirkung  abgewannen.  Kompo- 
nisten, wie  Gretschaninow,  der  schon 
genannte  Kallinikow,  Lwowskij,  Kastals- 
kij,  Archangel skij,  Napravnik,  und  an- 
dere waren  vertreten. 
X  X 
Amerikaner  Was  aus  anderen  Ländern 
kam,  war  nicht  so  sehr 
von  Belang.  Eine  Serenade 
für  Blasinstrumente  des  Amerikaners 
Arthur  Bird  war  immerhin  ein  recht 
gutes  Stück,  doppelt  annehmbar,  wenn 
man  an  die  Kargheit  der  Literatur  für 
Blasinstrumente  denkt. 
Ein  homo  novus  aus  Amerika,  Henry 
H  a  d  1  e  y  ,  stellte  sich  mit  grossen 
Werken  vor,  einer  Symphonie,  einer  Ton- 
dichtung Salome  nach  Wilde  und  an- 
derm.  Man  merkte  solides  Können,  er- 
hebliches Talent,  indessen  fehlt  es,  wie 
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fast  immer  bei  diesen  Angelsachsen  an 
Persönlichkeit. 

Ossip  Gabrilowitsch  spielte  das  opus  2 
eines  jungen  Amerikaners,  Daniel 
M  a  s  o  n  ,  eine  Elegie  in  Variationen- 
form, in  der  sich  ungewöhnliche  Be- 
gabung und  sehr  ansehnliche  Satzkunst 
kundgeben.  Sicherlich  eine  der  gehalt- 
vollsten Klavierkompositionen  der  letz- 
ten Jahre. 

X  X 
Belgier  Der  Dirigent  der  Ostender 

Symphoniekonzerte,  Leon 
Rinskopf,  gab  in  Berlin 
ein  Orchesterkonzert  mit  belgischen 
Kompositionen.  Das  Hauptstück  war 
La  hier  von  Paul  G  i  1  s  o  n  ,  vom 
Komponisten  als  esquisses  symphoniques 
bezeichnet.  Diese  Komposition  hat  vor 
etwa  15  Jahren  den  Ruf  des  jungen  Gil- 
son  begründet  und  hat  ihren  Weg  in  die 
Symphoniekonzerte  aller  Lander  gefunden. 
Damals  erregte  sie  Aufsehen,  galt  als 
vielversprechend,  als  kühn  und  neu, 
heute  wirkt  sie  äusserlich,  geräuschvoll, 
leer,  theatralisch.  Man  fragt  sich  ver- 
wundert, was  wohl  damals  so  stark  für 
das  Werk  einnahm.  Parallelen  zu  diesem 
Fall  sind  neuerdings  in  der  Literatur 
und  Malerei  häufiger  gewesen  als  ge- 
rade in  der  Musik. 

Aber  auch  das  machte  hier  wenig  Ein- 
druck, was  die  in  Belgien  gefeierten 
Jan  Blockx.  Edgar  Tinel  zu  sagen  hat- 
ten, dieser  in  seiner  Ouvertüre  zu  der 
dramatischen  Legende  Godoleva,  jener 
in  einer  ziemlich  groben  Karnevals- 
musik aus  der  Oper  Princesse  d'Auberge. 
Von  den  Belgiern  fesselte  mich  am 
stärksten  T  h  6  o  p  h  i  1  e  Ysayc,  der 
Bruder  des  berühmten  Geigers  mit  einer 
Phantasie  über  ein  wallonisches  Thema, 
und  diese  Komposition  war  überdies 
noch  bis  in  die  Fingerspitzen  pariserisch. 
X  X 
Kurze  Chronik  Tm  Berliner  Opernhause 
wurde  mit  mässigem  Er- 
folge E.  N.  von  Rcz- 
n  i  c  e  k  s  musikalisches  Lustspiel  Donna 
Diana  aufgeführt,  eine  Oper,  die  schon 
vor  etwa  15  Jahren  über  deutsche  Büh- 
nen ging.  X  Die  Leitung  der  Sympho- 
niekonzerte der  Berliner  könig- 
lichen Kapelle  hat  Dr.  Richard  Strauss 
übernommen,  nach  einem  Interregnum, 
das  seit  Wcingartners  plötzlichem  Weg- 
gang ausgefüllt  war  durch  Hofkapell- 
meister  Blech  aus  Berlin,  Generalmusik- 
direktor Schlich  aus  Dresden  und  haupt- 
sächlich Kapellmeister  Laugs  aus  Hagen. 
X  X 


Zur  Wagnerliteratur 
gehört  das  gemeinsame 
Werk  der  Herren  Eduard 
Fuchs  und  Emst  Kreowski  Richard 
Wagner  in  der  Karrikatur  /Berlin,  Behr/. 
Auch  aus  der  Gegnerschaft,  die  ein 
Künstler  fand,  aus  der  Leidenschaftlich- 
keit, mit  der  er  bekämpft  wurde,  ergibt 
sich  schliesslich  ein  Massstab  für  seine 
Grösse.  So  gibt  also  auch  das  Thema 
Wagner  als  Zielscheibe  des  Spottes  man- 
cherlei Aufschluss  über  den  Gang  der 
Wagnerbewegung,  über  die  merkwürdige 
Persönlichkeit  dieses  Musikers,  über  die 
Heftigkeit  des  Kampfes,  der  damals  um 
die  neue  Kunst  tobte.  Eine  Fülle  von 
Abbildungen  aus  den  Witzblättern  jener 
Jährest  über  das  Buch  verstreut,  und 
darunter  sind  nicht  wenige,  die  als 
Kunstwerke  eine  eingehendere  Betrach- 
tung wohl  verdienen.  Die  Sammlung  und 
Auswahl  der  Zeichnungen  besorgte 
Fuchs.  Kreowski  schrieb  dazu  einen 
ausführlichen  Kommentar,  der  sich  nicht 
auf  die  Erörterung  der  Zeichnungen  be- 
schränkt sondern  ausgiebige  Seitenblicke 
in  die  Biographie  tut.  Der  Ton  ist  frei- 
lich zuweilen  sehr  unangebracht  und 
manche  Polemik  ist  stark  veraltet.  Das 
Ganze  ist  ein  ebenso  unterhaltsames  wie 
in  mancher  Hinsicht  lehrreiches  Buch 
und  sei  deswegen  der  Beachtung  emp- 
fohlen. X  Das  Klavier  buch  Walter 
N  i  e  m  a  n  n  s  /München,  Callwey/  will, 
wie  der  Untertitel  besagt,  eine  kurze  Ge- 
schichte der  Klaviermusik  und  ihrer  Afei- 
ster, des  Klavierbaues  und  der  Klavicr- 
literatur  sein.  Zwei  bedeutende,  umfang- 
reiche Bücher  gibt  es  über  dieses  Thema, 
SeirTert-Weitzmanns  Geschichte  der  Kla- 
viermusik, eine  durch  ihre  einsichtige 
Quellenforschung  grundlegende  Behand- 
lung der  älteren  Zeit,  und  Oskar  Ries 
Klaz'ier  und  seine  Meister,  was  die 
ästhetische  Betrachtung  und  die  Schreib- 
weise angeht,  eines  der  besten  Bücher 
über  Musik.  Niemanns  kleines  Buch 
steht  mit  keinem  der  genannten  Werke 
auf  gleicher  Stufe,  hat  aber  gleichwohl 
seinen  Wert,  indem  es  ein  zuverlässiger, 
kenntnisreicher,  eindringlicher  Berater 
ist,  den  jeder  Liebhaber  der  Klavier- 
musik bei  Gelegenheit  wohl  mit  Nutzen 
befragen  wird.  Insbesondere  die  Kapitel 
über  die  ausländische  Klaviermusik  und 
über  die  kleineren  Klaviermeister  in  der 
Gefolgschaft  der  Romantiker  Mendels- 
sohn. Schumann  bringen  manche  feine 
Bemerkung  über  zu  Unrecht  vergessene 
oder  bei  uns  noch  ganz  unbekannte  Kla- 
viermusik. 
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GRESS  IM  HRMBURG 

AMBURG  galt  unbestritten  bis  in  die  neueste  Zeit  als  die  Hoch- 
burg unserer  gewerkschaftlichen  Bewegung.  Dort  wird  jetzt  vom 
Z2.  bis  zum  27.  Juni  der  6.  Kongress  der  Gewerkschaften  Deutsch- 
lands tagen.  Hamburg  stand,  was  die  Zahl  der  gewerkschaftlich 
organisierten  Arbeiter  anlangt,  immer  mit  an  erster  Stelle  unter  den 
Grossstädten.  Mit  seinen  23287  Gewerkschaftsmitgliederrr,  die  es  1891  hatte, 
wurde  es  auch  in  der  absoluten  Zahl  der  Mitglieder  von  keiner  anderen 
Grossstadt  übertroffen.  Diese  Zahl  ging  dann  in  den  Jahren  1892  bis  1894 
auf  11  021  zurück,  eine  Folge  zahlreicher  verlorener  Kämpfe  und  der  durch 
Beendigung  der  Zollanschlussbauten  bewirkten  überaus  ungünstigen  wirtschaft- 
lichen Konjunktur.  In  den  folgenden  Jahren  zeigte  sich  wieder  eine  erfreu- 
liche Aufwärtsbewegung.  Der  Mitgliederbestand  belief  sich  1900  auf  32  182 
und  1906  auf  84322:  relativ  wohl  der  höchste,  den  eine  Stadt  in  Deutschland 
aufzuweisen  hat. 

Aber  nicht  nur  wegen  seines  günstigen  Standes  der  Organisation  hat  Hamburg 
stets  eine  hervorragende  Rolle  im  Gewerkschaftslcben  Deutschlands  gespielt, 
es  hat  auch  einen  entscheidenden  Einfluss  auf  die  Entwickelung  der  Gewerk- 
schaften in  ganz  Deutschland  ausgeübt.  Von  hier  aus  sind  die  ersten  An- 
regungen zur  Zentralisierung  der  gewerkschaftlichen  Bewegung  gegeben 
worden.  Auf  der  7.  Generalversammlung  des  Allgemeinen  deutschen  Arbeiter- 
vereins im  August  1868  in  Hamburg  wurde  unter  dem  Einfluss  Geibs, 
Fritzsches  und  von  Schweitzers  der  Beschluss  gefasst  dem  Präsidenten  des 
Vereins  das  Recht  zu  geben  einen  allgemeinen  Gewerkschaftskongrcss  zur 
Gründung  von  Gewerkschaften  und  zur  Einigung  der  einzelnen  gewerkschaft- 
lichen Organisationen  einzuberufen.  Der  Kongress,  der  am  27.  September  1868 
in  Berlin  tagte,  vereinigte  die  bestehenden  und  neugegründeten  Verbände  in 
dem  Allgemeinen  Arbeiterschaftsverband.  Als  dann  1875  die  Einigung  der 
beiden  sozialdemokratischen  Parteien  Deutschlands  eintrat,  ging  von  Hamburg 
die  Anregung  aus  nun  auch  die  beiden  gewerkschaftlichen  Richtungen  zu  ver- 
einigen. Am  27.  März  1875  traten  die  Vorstände  der  Hamburger  Gewerk- 
schaften zusammen  und  setzten  eine  Kommission  ein,  die  die  Aufgabe  hatte 
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eine  Gewerkschaftskonferenz  vorzubereiten,  die  dann  auch  am  28.  Mai  1875 
in  Gotha  tagte.  Auch  bei  der  Vorbereitung  der  2.  Konferenz  der  Gewerk- 
schaftsvertreter im  Jahre  1878  hatte  Hamburg  regen  Anteil,  und  das  von  der 
Konferenz  angenommene  Statut,  nach  dem  eine  Verbindung  sämtlicher  Ge- 
werkschaften herbeigeführt  werden  sollte,  war  unter  dem  entscheidenden  Ein- 
fluss  der  Hamburger  Gewerkschaftsvertreter  zu  stände  gekommen. 

Das  Sozialistengesetz,  das  in  seinen  ersten  Jahren  alles  gewerkschaftliche 
Leben  in  Deutschland  vernichtete,  verhinderte  auch  die  Durchführung  dieses 
Organisationsplanes.  Jedoch  bei  dem  langsamen  Wiederaufbau  der  Gewerk- 
schaften um  die  Mitte  der  achtziger  Jahre  wurde  von  Hamburg  aus  stets 
das  Prinzip  der  Zentralisation  vertreten,  im  Gegensatz  zu  der  besonders  von 
Berlin  aus  propagierten  lokalen  Gewerkschaftsorganisation  mit  politischem 
Charakter.  Da  mit  Rücksicht  auf  die  Vereinsgesetze  der  grössten  Bundes- 
staaten, die  eine  Verbindung  politischer  Vereine  verboten,  die  zentralisierten 
Gewerkschaften  sich  jeder  politischen  Betätigung  enthalten  mussten,  wurde 
von  Hamburg  aus  die  Gründung  unpolitischer  gewerkschaftlicher  Organi- 
sationen propagiert,  die  sich  ausschliesslich  der  Erringung  besserer  Lohn-  un  l 
Arbeitsbedingungen  widmen  sollten.  Von  den  Anhängern  lokaler  Gewerk- 
schaftsorganisationen wurde  dies  Bestreben  als  Hamburger  cx  bezeichnet, 
und  jahrelang  diente  diese  Bezeichnung  als  Schlagwort  bei  dem  Meinungs- 
streit über  die  Form  der  Organisation.  Das  von  den  Hamburger  Leitern 
der  gewerkschaftlichen  Bewegung  Erstrebte  wird  heute  von  allen  im  Gewerk- 
schaftsleben Tätigen  als  das  richtige  angesehen,  und  man  wird  zugestehen 
müssen,  dass  die  heutige  Einigung  in  der  gewerkschaftlichen  Bewegung 
Deutschlands  zum  guten  Teil  den  hamburgischen  Zentralisationsbestrebungcn 
zu  danken  ist.  Bei  dem  Drängen  nach  zentralisierten  gewerkschaftlichen 
Vereinigungen  mag  der  Umstand  eine  grosse  Rolle  gespielt  haben,  dass  das 
hamburgische  Vereinsgesetz  das  Verbindungs verbot  für  politische  Vereine  nicht 
hatte,  und  so  der  Behörde  ein  Eingreifen  auf  grund  des  Vereinsgesetzes  nicht 
über  den  Zentral  verbänden  nicht  ohne  Rechtsbeugung  möglich  war.  Anderer- 
seits aber  bot  das  Sozialistengesetz  hierfür  eine  Handhabe,  und  dieses  Gesetz 
ist  von  der  Hamburger  Behörde  bis  in  die  letzten  Jahre  seines  Bestehens 
gegen  die  Gewerkschaften  und  besonders  gegen  die  in  Hamburg  erscheinende 
Gewerkschaftspresse  angewandt  worden.  Trotz  der  ständig  drohenden  Gefahr 
übernahmen  die  Hamburger  Gewerkschaften  die  Zentralleitung  der  Verbände, 
und  im  Jahre  1891  hatten  von  den  54  Zentralverbänden,  die  ihre  Tätigkeit 
auf  ganz  Deutschland  ausdehnten,  24  ihren  Sitz  in  Hamburg. 

Es  war  denn  auch  erklärlich,  dass  der  Sitz  der  am  17.  November  189.1 
auf  einer  Gewerkschaftskonferenz  in  Berlin  eingesetzten  Generalkommission, 
die  eine  Verbindung  sämtlicher  Gewerkschaften  herbeiführen  sollte,  nach 
Hamburg  gelegt  wurde.  Die  Kommission  hatte,  obgleich  sie  von  den  Ham- 
burger Gewerkschaften  die  lebhafteste  Unterstützung  fand,  in  den  ersten 
Jahren  ihres  Bestehens  durchaus  keinen  leichten  Stand.  Die  Aufgaben,  die  ihr 
gestellt  waren,  vermochte  sie  zum  Teil  nicht  zu  erfüllen.  Sie  sollte  Abwehrkämpfe 
unterstützen  und  die  hierzu  erforderlichen  Mittel  von  den  einzelnen  Gewerk- 
schaften geliefert  erhalten.  Diese  waren  jedoch  fast  ausnahmslos  finanziell 
nicht  leistungsfähig,  worüber  die  Kommission  leider  nicht  ausreichend 
unterrichtet  war.    Im  Vertrauen  auf  die  Rückerstattung  verauslagter  Unter- 
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Stützung  an  die  um  das  Koalitionsrecht  kämpfenden  Arbeiter  durch  die  Zentral- 
verbände nahm  die  Kommission  Darlehen  auf,  und  da  die  Rückerstattung  nicht 
erfolgte,  musste  die  Kommission  dem  ersten  Gewerkschaf tskongress  1892  be- 
richten, dass  sie  eine  Schuldenlast  von  31  950  Mark  habe,  während  die  regel- 
mässigen Einnahmen  nur  gerade  die  laufenden  Ausgaben  zu  decken  vermochten. 
Erst  nach  dem  Gewerkschaftskongress  von  1892  wurden  an  die  Kommission 
die  festgesetzten  Beiträge  von  den  Gewerkschaften  regelmässig  bezahlt.  Von 
1892  bis  1896  war  eine  Einnahme  an  Quartalsbeiträgen  von  94629  Mark  zu 
verzeichnen,  wozu  9187  Mark  kamen,  die  als  Extrabeitrag  zur  Deckung  des 
Defizits  geleistet  waren.  So  verfügte  denn  zur  Zeit  des  Berliner  Gewerkschafts- 
kongresses /1896/  die  Kommission,  trotz  Rückzahlung  von  17730  Mark  Dar- 
lehen über  einen  Kassenbestand  von  35  720  Mark.  Dieser  konnte  nur  durch 
äusserste  Sparsamkeit  geschaffen  werden,  und  so  kam  es  denn,  dass  auch  auf 
dem  Kongress  von  1896  die  Gewerkschaften  mit  der  Tätigkeit  der  General- 
kommission keinesfalls  zufrieden  waren;  es  war  sogar  eine  starke  Strömung 
dafür  vorhanden  das  Institut  der  Gencralkommission  in  der  vom  Kongress  1892 
geschaffenen  Form  zu  beseitigen.  Hierzu  kam  es  glücklicherweise  nicht.  Als 
dann  der  Geheimerlass  des  Grafen  von  Posadowsky  und  die  Ankündigung 
des  Zuchthausgesetzes  im  Jahre  1898  kam,  zeigte  sich  die  Notwendigkeit  einer 
gewerkschaftlichen  Zentralinstanz,  und  seit  dem  Gewerkschaftskongress  von 
1899  ist  eine  Meinungsverschiedenheit  hierüber  in  den  Kreisen  der  gewerk- 
schaftlich organisierten  Arbeiter  nicht  mehr  vorhanden.  Die  finanziellen  Ver- 
hältnisse der  Kommission  hatten  sich  wesentlich  gebessert.  Die  Einnahme 
an  Quartalsbeiträgen  war  in  den  3  Jahren  von  1896  bis  1899  auf  115  680  Mark 
gestiegen,  während  sie  in  den  4  Jahreu  vorher  nur  94000  Mark  betragen 
hatte.  In  den  folgenden  Jahren  gestalteten  sich  die  Verhältnisse  noch  weit 
günstiger.  Von  1899  bis  1902  war  eine  Einnahme  an  Quartalsbeiträgen  von 
193948  Mark  zu  verzeichnen,  und  die  Kommission  hatte,  trotz  grosser  Auf- 
wendungen zur  Erfüllung  ihrer  Aufgaben,  einen  Kassenbestand  von  102  000 
Mark.  Der  Kongress  von  1902  kam  denn  auch  zu  dem  Beschluss  die  Tätig- 
keit der  Gencralkommission  zu  erweitern.  Das  Zentralarbeitersekretariat 
wurde  geschaffen,  und  dies  bedingte  die  Verlegung  der  Kommission  von 
Hamburg  nach  Bcrlm.  Als  sie  Hamburg  verliess,  hatten  die  angeschlossenen 
Gewerkschaften  733  206  Mitglieder,  am  Schluss  der  Geschäftsperiode,  über  die 
die  Kommission  an  der  Stätte  ihres  12jährigen  Wirkens  zu  berichten  hat. 
aber  deren  1 865  506.  Die  Gewerkschaften  selbst  sind  finanziell  wesentlich 
erstarkt,  der  Kommission  stehen  die  Mittel  ihre  Aufgaben  zu  erfüllen  in  ge- 
nügendem Masse  zur  Verfügung,  über  alle  grundlegenden  Fragen  herrscht 
Einmütigkeit  in  den  Gewerkschaften,  und  mit  Genugtuung  kann  man  sich 
angesichts  dieser  Entwickelung  der  Zeit  des  ersten  Wirkens  der  Gencral- 
kommission in  -»Hamburg  erinnern. 

In  dieser  Situation  werden  auch  die  Verhandlungen  des  Gewerkschafts- 
kongresses den  Stempel  rüstigen  Fortschreitens  und  fester  Zuversicht  auf 
die  weitere  Entwickelung  der  Gewerkschaftsbewegung  tragen.  Die  Tages- 
ordnung enthält  in  erster  Linie,  wie  die  der  früheren  Kongresse,  Fragen  der 
Agitation  und  des  Auslands  der  gewerkschaftlichen  Einrichtungen.  Es  wird 
anschliessend  an  den  Rechenschaftsbericht  der  Gencralkommission  über  all- 
gemeine Agitation,  das  Arbeiterinnensekretariat,  das  in  der  letzten  Geschäfts- 
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periode  geschaffen  worden  ist,  die  Agitation  unter  den  Dienstboten,  die 
Agitation  unter  den  fremdsprachigen  Arbeitern,  Streikstatistik  und  Streik- 
unterstützung, Heimarbeiterschutz,  Beseitigung  des  Kost-  und  Logiszwanges 
beim  Arbeitgeber  und  das  Zentralarbeitcrsekretariat  verhandelt  werden.  Es 
soll  ferner  Stellung  genommen  werden  zur  Zurückweisung  von  Gewerkschafts- 
vertretern und  Arbeitersekrctärcn  als  Vertreter  der  Rechtsuchenden  vor  den 
Gerichten  sowie  zur  staatlichen  Versicherung  der  Privatangestellten.  Beim 
letzten  Punkt  soll  die  Meinung  der  gewerkschaftlich  organisierten  Arbeiter 
über  die  Versuche  durch  besondere  Versicherungseinrichtungen  die  Privat- 
angestcllten  von  den  Arbeitern  zu  trennen  zum  Ausdruck  gebracht  werden. 
Der  Kongress  wird  weiter  über  die  gewerbsmässige  Stellenvermittelung,  den 
Boykott  als  gewerkschaftliches  Kampfesmittel  und  über  die  Organisation  zur 
Erziehung  der  Jugend  verhandeln.  Zur  letztgenannten  Materie  hat  bereits 
eine  Konferenz  von  Vertretern  der  Vorstände  der  Zentralverbände  Stellung  ge- 
nommen, bevor  noch  durch  das  Reichsvercinsgesetz  eine  veränderte  Situation 
geschaffen  war.  In  gewerkschaftlichen  Kreisen  war,  was  auf  der  Konferenz 
der  Vorstandsvertreter  einmütig  zum  Ausdruck  gebracht  wurde,  allgemein  die 
Ansicht  vorherrschend,  dass  die  in  den  letzten  Jahren  geschaffenen  Jugend- 
organisationen ein  verfehltes  Unternehmen  seien.  Gewiss  muss  von  der  Arbeiter- 
schaft, sowohl  der  gewerkschaftlich  wie  der  politisch  organisierten,  auf  die 
Erziehung  der  Jugend  eingewirkt  werden,  zumal  die  christlichen  und  liberalen 
Parteien  ihren  Einfluss  auf  diese  geltend  zu  machen  suchen,  um  sie  von  der 
modernen  Arbeiterbewegung  fernzuhalten.  Hierzu  bedarf  es  aber  nicht  be- 
sonderer Vereinigungen  der  Jugendlichen,  die  ohne  genügenden  Einfluss  Er- 
wachsener leicht  auf  Wege  geraten,  die  nicht  zur  Heranbildung  der  Jugend- 
lichen zu  tätigen  Mitgliedern  der  Arbeiterorganisationen  führen.  Der  Jugend 
muss  die  Jugendzeit  erhalten  bleiben.  Man  soll  nicht  zu  frühzeitig  ihr  Hirn 
mit  schwierigen  sozialen  oder  politischen  Fragen  beschäftigen  sondern  die 
körperliche  Entwickelung  fördern  und  in  Verbindung  damit  den  Geist  zu 
beeinflussen  suchen.  In  einem  gesunden  Körper  eine  gesunde  Seele:  das  muss 
der  leitende  Gedanke  bei  der  Erziehung  der  jugendlichen  Arbeiter  und 
Arbeiterinnen  sein.  Darum  müssen  Einrichtungen  geschaffen  werden,  in  denen 
geeignete  erwachsene  Personen  unter  Anteilnahme  einer  Vertretung  der 
Jugendlichen  in  dieser  Weise  wirken,  aber  eine  selbständige  Organisation  der 
Jugendlichen  erweist  sich  nicht  als  zweckmässig.  Nunmehr  hat  das  Reichs- 
vercinsgesetz die  Organisation  der  Jugendlichen  in  der  bisherigen  Form  und 
mit  dem  bisherigen  Charakter  ohnehin  unmöglich  gemacht,  daher  wird  der 
Gewerkschaftskongress  und  anschliessend  auch  der  Parteitag  der  sozialdemo- 
kratischen Partei  über  die  Einrichtungen,  die  zur  Erziehung  der  Jugend  zu 
treffen  sind,  zu  entscheiden  haben. 

Die  Grenzstreitigkeiten,  das  hetsst  die  Differenzen  zwischen  einzelnen  Ver- 
bänden über  die  Abgrenzung  des  Agitationsgebietes,  sind  fast  auf  jedem  Ge- 
werkschaftskongress gestreift  worden.  Auf  Wunsch  des  letzten  Kongresses 
sollen  sie  in  Hamburg  einen  besonderen  Tagesordnungspunkt  bilden.  Es 
wird  nicht  an  unliebsamen  Erörterungen  hierbei  fehlen,  doch  dürfte  das  Er- 
gebnis der  Beratungen  die  streitenden  Parteien  kaum  befriedigen.  Diese 
Fragen  können  eben  weder  auf  einem  Gewerkschaftskongress  noch  auf  allge- 
meinen Gewerkschaftskonferenzen  entschieden  werden,  sie  lassen  sich  nur  durch 
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Verständigung  und  Vereinbarung  zwischen  den  unmittelbar  beteiligten  Orga- 
nisationen lösen.  Der  Kongress  kann  und  wird  Anregungen  hierzu  geben, 
die  endgültige  Regelung  aber  wird  er  den  einzelnen  Organisationen  über- 
lassen müssen. 

Den  Schluss  des  Kongresses  soll  ein  Referat  über  die  Entwickelung  der 
sozialen  Gesetzgebung  in  Deutschland  bilden.  Es  ist  unverkennbar,  dass  die 
soziale  Gesetzgebung  in  den  letzten  Jahren  keine  Fortschritte  macht,  während 
auf  der  anderen  Seite  Gesetze  in  Vorschlag  gebracht  oder  angenommen  werden, 
die  geeignet  sind  die  Tätigkeit  der  Arbeiterorganisationen  zu  hemmen.  Die 
Zuchthausgesetz-  und  Berufsvereinsgesetzentwürfe,  selbst  das  Reichsvereins- 
gesetz zeigen  deutlich  diese  Tendenz.  Sicher  ist  auch,  dass  die  Unternehmer- 
organisationen, besonders  der  Zentralverband  deutscher  Industrieller,  auf  diese 
Haltung  der  Regierung  einen  entscheidenden  Einfluss  ausüben.  Daher  müssen 
auch  die  Arbeiterorganisationen  zu  diesen  Fragen  Stellung  nehmen  und  ihren 
Einfluss  geltend  zu  machen  suchen. 

Abgesehen  von  der  Frage  der  Grenzstreitigkeiten,  die  aber  nicht  von  Einfluss 
auf  die  Gesamtbewegung  ist,  wird  in  den  Angelegenheiten,  die  den  Gewerk- 
schaftskongress  beschäftigen,  prinzipiell  eine  Einhelligkeit  der  Vertreter  sich 
zeigen.  Der  Gewerkschaftskongress  in  Hamburg  wird  daher  voraussichtlich 
einen  Eindruck  hervorrufen,  der  der  Stärke  der  gewerkschaftlichen  Organi- 
sationen und  dem  Einfluss  entspricht,  den  diese  heute  bereits  im  öffentlichen 
Leben  ausüben,  wenn  er  auch  nicht  unter  Anteilnahme  von  Vertretern  höherer 
und  höchster  Behörden  tagen  wird.  Nachdem  das  Reichsamt  des  Innern 
es  wegen  Mangel  an  Zeit  und  verfügbaren  Kräften  abgelehnt  hat  sich  auf 
dem  Heimarbeiterschutzkongress  vertreten  zu  lassen,  ist  in  den  Gewerkschaften 
keine  Neigung  mehr  vorhanden  Einladungen  an  dieses  Amt  oder  andere  Be- 
hörden zur  Entsendung  von  Vertretern  zu  den  gewerkschaftlichen  Tagungen 
ergehen  zu  lassen.  Mögen  Hirsch-Dunckersche  Gewerkvereine  oder  christ- 
liche Gewerkschaften  sich  solcher  Vertretung  auf  ihren  Kongressen  erfreuen, 
die  auf  dem  Boden  der  modernen  Arbeiterbewegung  stehenden  Verbände 
bedürfen  ihrer  nicht,  weil  sie  sich  ihrer  Kraft  bewusst  sind,  und  diese  zum 
Ausdruck  kommt,  auch  wenn  ihnen  nicht  durch  Anwesenheit  von  Vertretern 
der  Staatsbehörden  Anerkennung  für  ihr  Wirken  gezollt  wird. 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 

OTTO  HUE  ■  HUS  DER  GEWERKSCHAFTLICHEM 
STURM-  UND  DRflNGPERIODE 

IT  seiner  Geschichte  der  österreichischen  Gewerkschaftsbewegung 
hat  uns  Julius  Deutsch  ein  Buch  geschenkt,  das  auch  von  solchen  mit 
grossem  Nutzen  gelesen  werden  kann,  denen  die  österreichischen 
Arbeiterorganisationen  schon  bisher  kein  unbekanntes  Land  waren.1 ) 
Wohl  der  interessanteste  Teil  dieses  Buches  handelt  von  den 
inneren  Kämpfen  der  Gewerkschaften  Österreichs  in  den  achtziger  Jahren. 
Wenn  man  diese  Buchstellen  liest,  dann  fragt  man  sich  unwillkürlich,  ob  die 
Verquickung  gewerkschaftlicher  mit  parteipolitischen  Obliegenheiten  denn 
wirklich  so  unbedenklich  ist,  wie  ein  Teil  unserer  Parteigenossen  in  Deutsch- 

')  Vergl.  Julius  Deutsch  Geschieht*  Ji-r  östfrreichischen  Geuerkschaflsbfurgung  AVicn  i'*>*  . 
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land  immer  noch  behauptet.  Eine  politische  Partei  wie  die  Sozialdemokratie 
kann  nicht  umhin  fortgesetzt  Untersuchungen  anzustellen  über  die  Richtigkeit 
ihrer  programmatischen  Leitsätze.  Dass  diese  Untersuchungen  auch  zu  partei- 
erschütternden Auseinandersetzungen,  selbst  zu  Spaltungen,  führen  können, 
wissen  wir  aus  der  Geschichte  der  internationalen  sozialistischen  Bewegung. 
Während  aber  die  Partei  sich  elastischer  über  solche  Wirren  hinweghelfen 
kann,  hindern  sie  die  Gewerkschaft,  den  anderen,  auf  stabilere  Organisations- 
verhältnisse angewiesenen  Ann  der  Arbeiterbewegung,  in  ganz  ausserordent- 
lichem Masse  an  der  Erfüllung  ihrer  Aufgaben,  wenn  der  Streit  um  die  richtige 
Parteitheorie  und  die  beste  Parteitaktik  auch  im  Rahmen  der  Gewerkschafts- 
organisation ausgefochten  wird,  wie  das  in  Österreich  vor  einem  Vierteljahr- 
hundert geschah.  Da  die  Gewerkschaften  alle  Berufsangehörigen  ohne  Unter- 
schied des  parteipolitischen  und  religiösen  Bekenntnisses  aufnehmen  müssen, 
kann  innerhalb  der  Mitgliedschaft  niemals  eine  derartige  Homogenität  der  Auf- 
fassung von  Politik  und  Religion  bestehen,  die  zunächst  vorausgesetzt  werden 
inuss,  wenn  die  den  Gewerkschaften  durch  das  Hineinziehen  in  parteipolitisch.' 
und  religiöse  Streitigkeiten  unter  allen  Umständen  zugefügte  Erschütterung 
ohne  grösseren  Schaden  vorübergehen  soll.  Die  freigewerkschaftlichen  Zentral- 
verbände in  Deutschland  haben  von  1900  bis  jetzt  ihre  Mitgliederzahl  von 
680427  auf  bald  2  Millionen  erhöht.  Dr.  Paul  Hirschfeld  bringt  in  seinem 
neuesten  Buch  den  statistischen  Nachweis,  dass  innerhalb  der  letzten  Jahre 
auch  Gewerkschaftsortsgruppen  in  Landesteilen  entstanden  sind,  wo  bisher 
noch  kein  Gedanke  an  eine  sozialdemokratische  Parteiorganisation  war.5) 
Selbstverständlich  befinden  sich  unter  den  Hunderttausenden  von  neugewonnenen 
Gewerkschaftsmitgliedern  unzählige,  die  noch  im  Banne  bürgerlich-politischer 
Anschauung  liegen.  Darum  handelten  unsere  Zentralgewerkschaften  klug, 
sowohl  im  Interesse  der  Gewerkschafts-  als  auch  der  sozialistischen  Partei - 
bewegung,  dass  sie  dem  Rate  der  Lokalisten  zuwider  sich  nicht  als  Partei- 
gewerkschaften konstituierten.  Auch  wo  der  Possibilismus  oder  der  Revisio- 
nismus die  leitenden  Parteikreise  mehr  als  anderswo  beherrscht,  wie  beispiels- 
weise in  Dänemark,  waren  es  die  mit  der  Partei  aufs  engste  liierten  gewerk- 
schaftlichen Organisationen,  die  am  aktionsunfähigsten  wurden,  als  dort  die  be- 
hördliche Verfolgung  der  Sozialdemokraten  wütete.3)  Was  für  eine  soziali- 
stische Schulmeinung  gerade  herrscht,  kann  bei  Erörterung  der  Frage,  welches 
organisatorische  und  taktische  Verhältnis  zwischen  Partei  und  Gewerkschaft 
beiden  Teilen  am  zuträglichsten  ist,  nicht  in  betracht  kommen.  Eine  Partei 
kann  sich  im  Notfalle  in  geheimen  Organisationen  erhalten.  Die  Gewerk- 
schaften dagegen  sind  naturgemäss  unbedingt  auf  öffentliche  Betätigung  ange- 
wiesen. Wohin  eine  Einheit  zwischen  Gewerkschaft  und  Partei,  wie  sie  von 
unseren  Lokalgewerkschaftern,  jetzt  Anarchosozialistsn,  verstanden  wird,  führte 
irzählt  uns  Deutsch  aus  Österreich. 

In  Österreich  bestand  ursprünglich  die  denkbar  intimste  Einheit  zwischen 
Partei-  und  Gewerkschaftsorganisationen.  Es  war  nicht  einmal  die  heute  durch- 
geführte Arbeitsteilung  vorhanden.     Deswegen  wurden  die  Gewerkschaften 

*)  Vergl.  Dr.  Paul  Hirsch  leid  Die  freien  Gewerkschaften  in  Deutschland  >$</>  bis  1906 
/Jen»  1908/. 

*)  Vergl.  Emil  Helms  D\e  sozialdemokratische  und  die  gmerkschoftliche  Beiverunt  in  Dänemark 

/Leiptif  1907'. 
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unmittelbar  auch  von  den  heftigen,  jahrelangen  Parteistreitigkeiten  erfasst. 
Deutsch  schreibt:  •, 

»Am  meisten  litten  unter  diesem  Streit  die  Gewerkschaften,  sie,  die  in  der  schweren 
Zeit  der  [ Wirtschafts- J  Krise  die  Einigung  am  nötigsten  gehabt  hätten,  sahen  sich 
in  zwei  feindliche  Lager  gespalten«. 

Eine  Anzahl  Vereine  ging  in  dem  Kampf  zwischen  Radikalen  und  Getnässigten 
ganz  zu  gründe,  fast  alle  erlitten  schwere  Mitgliederverluste.  Nur  die  Buch- 
drucker und  die  Hutmacher,  deren  Gewerkschaften  in  einem  loseren  Verhält- 
nis zur  Partei  standen,  überdauerten  die  Konfliktszeit  ohne  nennenswerte 
Schädigungen.  Natürlich  war  der  Mitgliederverlust  oder  -gewinn  der  ein- 
zelnen Gewerkschaften  kein  Beweis  für  oder  gegen  die  Richtigkeit  der  ge- 
mässigten oder  der  radikalen  sozialistischen  Lehre  sondern  ein  rein  mechani- 
scher Vorgang  spielte  sich  ab.  An  fortgesetzten,  wenn  auch  noch  so  tief- 
sinnigen Diskussionen  finden  nur  wenige  Gefallen;  arten  diese  Diskussionen 
gar  in  persönliche  Verdächtigungen  und  tumultuarische  Szenen  aus,  dann 
halten  auch  von  diesen  wenigen  nur  noch  vereinzelte  stand.  Die  jungen  öster- 
reichischen Gewerkschaften  von  damals  durften  sich  erst  recht  nicht  zerrüt- 
tende und  zersplitternde  Streitigkeiten  erlauben,  zumal  nicht  solche,  deren 
innere  Beweggründe  dem  Gros  der  Mitglieder  völlig  fremd  waren. 

Nach  einer  für  das  Jahr  1892  aufgenommenen  Statistik,  von  der  sich  einige 
Gewerkschaften  ausschlössen,  gab  es  in  Österreich  damals  31454  gewerkschaft- 
lich organisierte  Arbeiter  und  Arbeiterinnen;  eine  andere  Zählung  berichtet 
von  31  265  Organisierten  im  Jahre  1872.  Zwanzig  Jahre  kein  gewerkschaftlicher 
Fortschritt !  Inzwischen  hatte  sich  in  Österreich  die  Industrie  wohl  erheblich 
ausgedehnt,  aber  in  diese  zwei  Jahrzehnte  fallen  die  mit  leidenschaftlicher  Er- 
bitterung ausgefochtenen  Streitigkeiten  innerhalb  der  österreichischen  Sozial- 
demokratie. Die  Streitigkeiten  entstanden  nicht  über  gewerkschaftliche  Fragen 
sondern  gingen  aus  von  Meinungsverschiedenheiten  der  Parteiführer  über  die 
Stellung  der  sozialdemokratischen  Partei  zum  Staate,  zur  bürgerlichen  Gesell- 
schaft. Kurzum,  man  stritt  über  die  Länge  des  Weges,  der  noch  bis  zur  Rea- 
lisierung der  sozialistischen  Forderungen  zurückzulegen  sei.  Im  Grunde  ge- 
nommen handelt  es  sich  stets  um  nichts  anderes  bei  den  Zwistigkeiten  zwischen 
Gemässigten  und  Radikalen.  Possibilisten  und  Revolutionären,  Revisionisten 
und  strengen  Marxisten.  Wer  der  Ansicht  ist,  die  bürgerliche  Gesellschafts- 
ordnung sei  mit  einigen  revolutionären  Anläufen  zu  beseitigen,  wird  natürlich 
eine  andere  Taktik  empfehlen  als  ein  Parteigenosse,  der  das  Ziel  weiter  entfernt 
sieht.  Während  des  grossen  Parteizwistes  in  Österreich  stellte  sich  heraus, 
dass  man  sich  in  der  Verurteilung  der  kapitalistischen  Wirtschaftsweise  durch- 
aus einig  war,  sich  aber  in  die  Haare  geriet  in  der  Diskussion  über  den  Grad 
der  Entwickelung  und  der  Widerstandskraft  dieser  Wirtschaftsweise.  Die 
östereichischc  Metallarbeiter/ac/isfi/'oig  schrieb  am  21.  Juni  1883: 
»Jede  einzelne  Gewerkschaft  sollte  heute  schon  sich  mit  allen  Kräften  darauf  vor- 
bereiten die  Produktion  in  die  Hand  zu  nehmen,  in  Theorie  und  Praxis  alle  mög- 
lichen Experimente  [ !]  anzustellen,  um  sich  jenen  Grad  von  Fähigkeit  anzueignen, 
welcher  dazu  gehört,  um  sofort  [!],  ohne  dass  eine  Unterbrechung  der  Produktton 
einzutreten  brauche,  die  Umwandlung  der  gesellschaftlichen  aus  der  privatkapitalisti- 
schen zu  vollziehen«. 

Wir  sehen,  diese  Gewerkschaftszeitung  war  der  Ansicht  so  dicht  vor  den 
Mauern  Jerichos  zu  stehen,  dass  die  Arbeiterorganisationen  ihre  Zeit  und 
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Mittel  nicht  im  Kleinkampf  um  das  tägliche  Brot  vertrödeln  dürften  sondern 
»mit  allen  Kräften<  sich  zur  Übernahme  der  Produktion  theoretisch  und  prak- 
tisch vorbereiten  müssten!  Was  das  Fachblatt  schrieb,  war  ein  Niederschlag 
der  Auffassung  des  radikalen  Parteiflügels  über  die  nächsten  Aufgaben  de-. 
Proletariats.  Natürlich  fehlte  es  auch  nicht  an  extrem  entgegengesetzten 
Auslassungen.  Im  gleichen  Jahre  forderten  Provinzialvereine  der  Buchdrucker 
die  Wiener  Buchdrucker  auf  »von  den  betretenen  sozialistischen  Pfaden  abzu- 
weichen und  sich  fortan  wie  früher  nur  dem  Ausbau  der  Organisation  zu 
widmenc.  Der  einen  Richtung  war  schon  ein  kühles  Interesse  für  den  Sozialis- 
mus zu  weitgehend,  die  andere  fordert  auf  sich  für  die  nihe  bevorstehende  Ver- 
wirklichung der  sozialistischen  Wirtschaftsordnung  bereit  zu  machen.  Würden 
diese  gegensätzlichen  Anschauungen  ausserhalb  der  Gewerkschaftsorganisa- 
tionen aufeinandergeplatzt  sein,  der  Mitgliederverband  hätte  nicht  entfernt  so 
zerrissen  werden  können,  wie  es  nun  infolge  der  so  gut  wie  faktischen  Einheit 
der  Gewerkschafts-  und  Parteiorganisationen  geschah.  Deutsch  schildert  an- 
schaulich, dass  nach  und  nach  fast  alle  Gewerkschaftsvercine  von  dem  Streit 
zwischen  Radikalen  und  Gemässigten  ergriffen  wurden.  Wer  für  seine  Rich- 
tung die  Mehrheit  gewann,  begann  mit  dem  Ausschluss  der  Arbeiterverräter. 
Mit  dem  Sieg  war  aber  auch  oft  die  Zertrümmerung  der  Organisation  über- 
haupt besiegelt;  so  beispielsweise  im  Falle  des  starken  Wiener  Vereins  der 
Metallarbeiter.  In  den  Gewerkschaftsversammlungen  hatte  die  Diskussion  um 
die  schnellste  Verwirklichung  der  sozialistischen  Ideale«  die  Beratung  der 
eigentlichen  Gewerkschaftsaufgaben  ganz  zurückgedrängt.  Deutsch  sagt: 
»Die  Gewerkschaften  bildeten  die  Cadres  der  sozialistischen  Partei.  Unter  allen 
Verfolgrungen  des  Sozialismus  hatten  sie  zuerst  zu  leiden.  Ein  eigentlich  gewerk- 
schaftlicher Geist  konnte  da  nicht  gedeihen«. 

Hier  wäre  statt  »eigentlich  gewerkschaftlicher  Geiste  zweckmässiger  EU 
sagen :  die  Uberzeugung  von  der  Notwendigkeit  der  Arbeits- 
teilung zwischen  Parteiorganisation  und  Gewerkschaft.  Eine  politisch».* 
Partei  kann  nicht  nur  aus  Lohnarbeitern  bestehen ;  eine  Gewerkschaft  ist  aber 
die  Organisation  der  Lohnarbeiter  eines  Berufes.  Zum  Zweck  der  Förderung 
der  Berufsinteressen  dieser  Lohnarbeiter  ist  die  Gewerkschaft  geschaffen, 
was  natürlich  nicht  besagt,  dass  diese  Aufgabe  zur  Gewerkschaftssimpelei 
führen  muss.  Die  gewerkschaftlichen  Kämpfe  lenken  den  Blick  der  Beruf^- 
genossen  von  selbst  über  den  Rahmen  ihres  Gewerbes  hinaus,  lassen  sie  dio 
Gemeinsamkeit  der  Interessen  aller  Arbeiter  erkennen.  Wenn  der  Agitator 
nicht  geflissentlich  Sozialistenbekämpfung  betreibt,  dann  sorgen  schon  die 
wirtschaftlichen  und  politischen  Ereignisse  dafür,  dass  in  der  Gewerkschaft 
kein  antisozialistischer  Geist  aufkommt.  Selbst  dann,  wenn  die  Führer  siel' 
bemühen  die  Sozialdemokratie  als  arbeiterfeindlich  zu  denunzieren,  ist  die  Ent- 
wickelung  eines  antikapitalistischen  Geistes  in  der  Arbeiterorganisation  nicht 
aufzuhalten.  Dafür  legt  in  Deutschland  die  fortschreitende  Radikalisierung 
der  christlichen  Gewerkvereine  Zeugnis  ab.  Ist  aber  Partei-  und  Gewerk- 
schaftsorganisation identisch,  wie  seinerzeit  in  Österreich,  und  die  an  ihrer 
inneren  Ausreife  arbeitende  Partei  gerät  in  zerrüttende  Wirrnisse,  so  lässt  sich 
gar  nicht  vermeiden,  dass  dadurch  die  Gewerkschaftsorganisation  für  ihre 
primären  Zwecke  völlig  lahmgelegt  wird.  Wer  will  beweisen,  solche  Perioden 
könnten  sich  nicht  wieder  ereignen?  Die  gegenwärtigen  Gewerkschafts-  und 
Parteiverhältnisse  in  Italien  und  Frankreich  wollen  wir  doch  auch  nicht  ausser 
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acht  lassen.  Warum  entwickelte  sich  dort  der  antiparlamentarische  Syndi- 
kalismus ? 

Zur  Klärung  der  theoretischen  Streitigkeiten  über  die  Haltbarkeit  oder  Un- 
nahbarkeit dieses  oder  jenes  sozialistischen  Programmsatzes  hat  die  seinerzeit 
erfolgte  Zertrümmerung  der  österreichischen  Gewerkschaften  nicht  beigetragen, 
wohl  aber  lange  Zeit  die  wirtschaftlichen  Interessen  der  Arbeiter  schwer  are- 
schädigt.  Schliesslich  entwickelte  sich  auch  in  Österreich  ein  gewerkschafts-  und 
parteifeindlicher  Anarchosozialismus.  Selbstverständlich  kreuzen  sich  auch  hier 
wieder  mehrere  Fäden.  Nach  dem  grossen  Gründerkrach  /1873/  breitete  sich 
eine  ungemein  heftig  wirkende  Wirtschaftskrise  aus.  Die  während  der 
Gründerperiode  erzielten  Löhne  wurden  stark  gedrückt.  Soweit  die  nur  kurze 
Zeit  existierenden  Gewerkschaften  den  Kampf  gegen  Lohndruck  usw.  auf- 
nahmen, erlitten  sie  meistens  schwere  Niederlagen.  Wir  wissen  aus  der 
Praxis,  wie  das  auf  die  Gesinnung  zumeist  ungeschulter  Organisationsmit- 
glieder wirkt.  Eine  resignierte  Stimmung  ist  die  erste  Folge.  In  den  Kreisen 
der  Sozialisten  wurde  die  ausserordentlich  starke  und  langdauernde  Wirt- 
schaftskrise als  ein  sicheres  Vorzeichen  für  den  baldigen  Zusammenbruch  der 
bürgerlichen  Gesellschaft  bewertet.  Wer  nicht  so  optimistisch  dachte  und  e? 
aussprach,  durfte  sich  darauf  gefasst  machen  Leisetreter  oder  sogar  Judas. 
Arbeiterverräter  genannt  zu  werden.  Aus  der  sachlichen  Meinungsver- 
schiedenheit über  den  nahen  oder  fernen  Zusammenbruch  entstanden 
leidenschaftliche  persönliche  Feindschaften.  Ganz  natürlich,  dass  die 
unter  den  Krisenfolgcn  am  ärgsten  leidenden  Lohnarbeiter,  entmutigt 
durch  gewerkschaftliche  Misserfolge,  dem  am  liebsten  zuhörten,  der 
alle  Palliativmittelchen,  als  da  sind  Gewerkschaftsarbeit,  parlamentarische 
Tätigkeit,  genossenschaftliche  Organisation  usw.,  grundsätzlich  und 
radikal  bekämpfte.  Fort  mit  den  Palliativmittelchen:  die  halten  uns 
nur  auf,  stützen  nur  die  bürgerliche  Gesellschaft  usw. !  Joseph  Peukert 
mit  seiner  anarchistischen  Zukunft  wurde  der  Prophet  der  meisten  österreichi- 
schen Gewerkschaftsmitglieder.  Der  Standpunkt  der  heutigen  Syndikalisten 
in  Italien  und  Frankreich  ist  ziemlich  der  gleiche  wie  der  der  Majorität  der 
österreichischen  Gewerkschafter  vor  25  Jahren.  Brutale  polizeiliche  und  ge- 
richtliche Verfolgungen,  das  Ausfechten  des  parteipolitischen  Kampfes 
zwischen  Radikalen  und  Gemässigten  im  Rahmen  der  Gewerkschaftsorgani- 
sation, durch  die  sie  zerrüttet  und  erst  recht  unfähig  wurde  den  Kampf  um  die 
wirtschaftlichen  Interessen  der  Arbeiter  zu  führen,  und  nach  dem  Ausbruch  der 
Wirtschaftskrise  viele  Streikniederlagen :  alles  das  wirkte  zusammen,  um  eine 
verzweifelte  Stimmung  zu  erzeugen.  Das  war  der  Boden,  auf  dem  keine  sorg- 
fältige Gewerkschaftsarbeit,  wohl  aber  die  wahnsinnige  Propaganda  der  Tat 
gedeihen  konnte.  Und  sie  gedieh.  Die  Geschichte  der  österreichischen 
Arbeiterbewegung  jener  Zeit  enthält  darüber  ein  tief  trauriges  Kapitel. 

Es  ist  sehr  lehrreich  nachzulesen,  wie  sich  die  Gemässigten  bemühten  die 
Arbeiter  zur  gewerkschaftlichen  Selbsthilfe  zu  bewegen,  weil,  wie  das  Organ 
der  Gemässigten,  die  Wahrheit,  am  2.  Januar  1882  schrieb,  »auch  etwas  ge- 
schehen müsse  um  die  heutige  Lage  der  Arbeiter  nach  Möglichkeit  er- 
träglicher zu  machen«.  Die  Wahrheit  wandte  sich  aber  auch  gegen  die  Nur- 
gewerkschafter und  redete  neben  der  gewerkschaftlichen  der  parteipolitischen 
Betätigung  unbedingt  das  Wort.    Sie  hatte  damit  geringen  Erfolg.    Die  grosse 
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Mehrheit  der  Gewerkschaften  schloss  sich  den  Radikalen  an.  Wie  diese  die 
Aufklärung  des  Proletariats  anfassten,  dafür  einige  charakteristische  Zitate. 
Die  bereits  erwähnte  Zukunft  erklärte  am  27.  Juli  1882,  es  handle  sich  »heute 
hauptsächlich  darum  von  den  herrschenden  Klassen  keine  Reformen 
mehr  zu  verlangen,  also  auch  keinen  Kampf  zur  Erlangung  des  allgemeinen 
Wahlrechts  zu  führen«.  Am  14.  Mai  1883  erklärte  sich  ein  radikaler  Führer 
gegen  den  Normalarbeitstag  und  gegen  den  Streik:  die  könnten  nichts 
nützen;  es  müssten  »stärkere  Mittel«  angewendet  werden.  Die  Sozialistische 
Fachzeitung  der  Metallarbeiter  schrieb,  die  »Fachblatttaktik  [gemeint  war  die 
gewerkschaftliche  Tätigkeit]«  stehe  »im  Widerstreit  mit  der  Solidarität  des 
Arbeiterstandes«,  sei  ein  »Faustschlag  gegen  den  Radikalismus  .  .  .,  sie  ist  der 
Ausfluss  des  Palliativismus  .  .  .« 

Man  gab  die  Gewerkschaftsarbeit  überhaupt  auf.  Die  Radikalen  jglitteji 
immer  mehr  ins  Fahrwasser  der  Anarchisten  hinüber  und  machten  dabei  die 
selbe  Erfahrung  wie  ein  Viertel  Jahrhundert  später  die  Lokalisten  in  Deutsch- 
land.  Deutsch  schreibt: 

»Von  den  radikalen  Gewerkschaften  ist  zu  sagen,  dass  sie  während  des  immer  ar- 
arebistischer  werdenden  Gebarens  ihrer  Partei  den  Charakter  von  Ge*  erkvereinen  zum 
grossen  Teil  veiloren  und  lediglich  Agitationsklubs  [!]  wurdem. 
Eine  leicht  begreifliche  Entwickelung.  Aber  auf  die  Dauer  sind  nur  wenige 
mit  blossen  Deklamationen  zu  befriedigen,  das  Streben  nach  realen  Resultaten 
liegt  in  der  Natur  des  Menschen  begründet;  und  nur  eine  verschwindende 
Minderheit  ist  zu  Opfern  bereit,  ohne  dafür  materiellen  Gewinn  zu  heischen. 
Daran  ist  nicht  zu  rütteln,  wie  die  Erfahrung  lehrte.  Die  freien  Zentral  - 
ge werkschaften  Deutschlands  haben  sich  auf  den  Boden  der  Tatsachen  ge- 
stellt, umfassen  nur  darum  heute  fast  2  Millionen  Mitglieder  und  sind  dadurch 
eine  respekteinflössende  Macht  geworden,  während  die  anarchosozialistischen 
Lokalisten  nur  noch  Agitationsklubs  bilden.  Durchaus  logisch  entwickelten 
sich  auch  die  österreichischen  Radikalen  in  der  Hoffnung  auf  das  grosse  Er- 
eignis, dem  eventuell  etwas  nachgeholfen  werden  müsse,  zu  Verächtern  der 
gewerkschaftlichen  Kleinarbeit.  Die  selben  Kräfte,  die  ausgelöst  waren,  um 
den  Sozialismus  eventuell  mit  den  stärksten  Mitteln  rascher  zu  realisieren, 
führten  die  österreichische  Arbeiterbewegung  in  die  antigewerkschaftliche  und 
antiparlamentarische  Sackgasse.  Statt  raschere  Fortschritte  in  der  Emanzi- 
pation des  Proletariats  zu  machen,  führten  die  inneren  Streitigkeiten  zur  Selbst - 
zerfleischung.  Verstehen  kann  man,  dass  nach  dem  Fehlschlagen  der  Hoff- 
nungen auf  schnellere  Zersetzung  der  kapitalistischen  Wirtschaftsweise  sich  der 
Drang  entwickelte  durch  Anwendung  vermeintlich  radikaler  Mittel  die 
Widerstände  rascher  zu  überwinden.  Die  Geschichte  der  österreichischen  Ge- 
werkschaften lehrt  uns  aber  auch,  dass  wirklich  radikal  nur  wirkt,  wer  die 
gegebenen  Verhältnisse  berücksichtigt,  systematisch  von  unten  herauf  organi- 
siert, sich  nicht  einbildet  in  langen  Zeiträumen  Gewordenes  gewissermassen 
uber  Nacht  beseitigen  zu  können.  Das  eben  glaubten  auch  die  Radikalen  in 
Österreich  fertig  bringen  zu  können,  diese  Anschauung  kommt  in  ihren  mar- 
kantesten Publikationen  zum  Ausdruck.  Die  gewerkschaftliche  Sturm-  und 
Drangperiode  unserer  österreichischen  Bruderorganisationen  charakterisiert 
sich  als  der  Zustand,  in  dem  man  sich  noch  nicht  klar  geworden  war  über 
die  intellektuellen  und  wirtschaftlichen  Vorbedingungen  für  den  Sieg  der 
arbeitenden  Volksschichten. 
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Als  dies  Missverhältnis  zwischen  Wollen  und  Können  von  mutigen  Männern 
wie  Viktor  Adler  offenherzig  klargestellt  war,  und  sie  in  geschickter,  allen 
Verdächtigungen  trotzender  Weise  den  Arbeitern  begreiflich  gemacht  hatten, 
was  die  Stunde  erforderte,  da  bahnte  sich  die  Gesundung  an.  Es  ist  nun 
wieder  interessant,  wie  die  von  Adler  am  it.  Dezember  1886  erstmalig  heraus- 
gegebene Gleichheit  ihre  Reformarbeit  einleitete.  Sie  schrieb: 
>Der  Arbeiterschaft  ohne  Rücksicht  auf  Fraktionsunterschiede 
eine  nun  in  Wien  schon  lange  und  schwer  entbehrte  Waffe  im  Kampfe  für  ihr  gutes 
Recht  und  die  von  ihr  erkannte  Wahrheit  zuzuführen  ist  die  offene  Absicht  und  der 
einzige  Zweck  dieses  Unternehmenst. 

Ist  es  nicht  auffallend,  dass  der  Reformator  der  österreichischen  Arbeiter- 
bewegung den  selben  Weg  ging  wie  die  reichsdeutschen  Gewerkschaftsführer 
York  usw..  als  sie  das  Einheitsband  um  die  parteipolitisch  und  fraktionell 
zersplitterten  Arbeiter  Deutschlands  schlingen  wollten?  Heinrich  Bürger  er- 
zählt zum  Teil  mit  den  nämlichen  Worten  wie  Julius  Deutsch,  wie  die  auch 
innerhalb  der  deutschen  Gewerkschaftsorganisation  geführten  Kämpfe  zwischen 
den  Lassalleanern  und  den  Ehrlichen  den  Hamburger  Gewerkschaften  »zum 
grössten  Schaden«  gereichten,  ihre  Entwickelung  lahmlegten.4)  Auf  dein 
Erfurter  Gewerkschaftskongress  /1872/  wurde  eine  von  York  eingebrachte 
Resolution  angenommen,  worin  es  heisst,  der  Kongress  erkläre  es  »für  die 
heiligste  Pflicht  der  Arbeiter  allen  Parteihader  bei  seitc  zu  setzen,  um  auf 
dem  neutralen  Boden  einer  einheitlichen  Gewerkschaftsbewegung  die  Vor- 
bedingungen eines  erfolgreichen  Widerstandes  zu  schaffen«.  Wenn  man  bei 
l>eutsch  und  Bürger  nachliest,  wie  gerade  die  Gewerkschaften  durch  die  in 
ihren  Reihen  angefochtenen  parteipolitischen  Kämpfe  zerrüttet  worden  sind, 
dann  kann  man  verstehen,  warum  die  Yorksche  Resolution  einstimmig  ange- 
nommen worden  ist,  und  warum  Adler  seine  Aufbauungsarbeit  damit  begann 
»ohne  Rücksicht  auf  Fraktionsunterschiede«  den  Gewerkschaftsgedanken  zu 
propagieren.5)  Weder  von  York  noch  von  Adler  wird  man  sagen  können, 
sie  seien  Neutralitätsduslcr  gewesen  respektive  beabsichtigten  durch  ihre 
Organisationsreform  die  sozialistische  Bewegung  zu  schwächen.  Sie  trugen 
den  harten  Tatsachen  Rechnung  und  förderten  damit  die  Interessen  der 
Arbeiterklasse  in  jeder  Beziehung.  Yorks  Reformwerk  wurde  durch  das  Aus- 
nahmegesetz jäh  unterbrochen.  Dieses  warf  die  Gewerkschaftsbewegung  in 
Deutschland  zeitweilig  fast  vollständig  zu  Boden  und  hat  es  verschuldet,  dass 
wir  im  Jahre  1890  zum  grossen  Teil  gewissermassen  dort  wieder  anfangen 

4)  Vergl.  Heinrich  Bürger  Die  Hamburger  Gewerkschaften  und  deren  Kampfe  von  1X6$  bt> 
1X00  /Hamburg  1899/. 

*)  Anlässtich  des  25jährigen  Jubiläums  des  deutschen  Schuhmacherverbandes  brachte  das  Sckuli- 
maekerfachblali  vom  24.  Mai  dieses  Jahre*  einen  Artikel,  worin  es  heisst:  «Zehn  Jahre  lang  hatt<- 
•  tie  Gewerkschaft  bestanden,  wenn  man  sie  auf  die  Gründung  im  September  1868  durch  den  ersten 
Schuhmachcrkongrcss  in  Berlin  zurückführen  will.  Leider  war  aber  rasch  eine  dreifache  Zer 
tplitterung  eingetreten.  Der  Alleemeine  deutsche  Schuhmacherverein  war  in  Berlin  von 
I^assal  leanern  gegründet  worden.  Bald  tauchte  der  Hirsch-Dunckcrsche  Getverkveretn  der  Schult 
macher  und  Lederarbeiter  auf,  und  schliesslich  gründete  auch  die  sogenannte  Eisenocker  Richtung. 
deren  Führer  Bebel.  Liebknecht  und  andere  bekannte,  hcrvoi ragende  Marxisten  waren,  die  Inter- 
nationale Getverksgenossenschaft  der  Schuhmacher,  die  Ende  Oktober  1869  von  dem  in  Leipzig 
«itatt  gefundenen  deutschen  Schuhmacherkongrcss  als  Zentralorganisation  gegründet  wurde  und  die 
«•ich  allmählich  zur  bedeutendsten  deutschen  Schuhmacherorganisation  entwickelte.  Der  Allgemein! 
deutsche  Schuhmacherverein  mit  dem  Sitz  in  Berlin  und  die  Infernalionale  Gewerksgenossenschai t 
der  Schuhmacher,  die  der  Reihe  nach  ihren  Sitz  in  Leipzig,  Zürich.  Nürnberg- Furth,  Dresden  und 
Gotha  hatte,  führten  jahrelang  in  Versammlungen  und  in  der  Presse  einen  heftigen  Kafnpi  mit 
einander,  bis  endlich  im  Jahre  1875  der  Bruderkrieg  auf  dem  Vcreinißungxkongress  in  Koburn 
beendet  und  die  Sckuhmacherg,werk.uhaft  gegründet  wurde.« 
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mussten,  wo  die  österreichischen  Gewerkschaftsrefonnatoren  vier  Jahre  früher 
begannen.  Ohne  das  Ausnahmegesetz  hätten  wir  uns  nicht  noch  über  ein 
Jahrzehnt  mit  sonst  längst  erledigten  Diskussionen  über  die  beste  Gewerk- 
schaftstaktik und  -form  befassen  müssen.  In  Österreich  ist  es  nach  der  Über- 
windung der  inneren  Organisationsstreitigkeiten  sowohl  mit  der  Gewerkschaft 
wie  auch  mit  der  sozialistischen  Partei  erfreulich  vorwärts  gegangen.  Es 
mögen  dafür  folgende  Ziffern  aus  den  Berichten  der  österreichischen  Geiverk- 
Schaftskommission  sprechen : 


Jahr 

Mitgliederzahl 

Gesamteinnahme 
Kronen 

Gesamtausgabe 
Kronen 

Kassenbestand 
Kronen 

18Q2 

31  454 

i8q6 

q8  o6q 

082  2(>  2 

599  433 

735  260 

KK>6 

448  270 

6  982  374 

5  (KM)  8lO 

7  318006 

IOO7 

501  094 

8  120  763 

7  «47  730 

8806000 

Heute  noch  marschieren  Gewerkschaft  und  Partei  in  Österreich  enger  als  in 
Deutschland  zusammen.  Aber  es  ist  eine  vernünftige  Arbeitsteilung  durch- 
geführt; so  ermöglichte  man  ein  Nebeneinander-  und  Miteinanderarbeitcn  von 
Partei  und  Gewerkschaften,  ohne  dass  gegenseitig  in  das  Sondergebiet  über- 
gegriffen wird.  Entstehen  doch  Kompetenzkonflikte,  dann  bürgt  die  real- 
politische Denkungsart  der  leitenden  Personen  für  eine  schnelle  kollegiale  Ver- 
ständigung. Ich  habe  persönlich  auf  österreichischen  Gewerkschaftstagen 
beobachtet,  welche  ungeheuren  Schwierigkeiten  den  schwarzgelben  Kollegen 
bei  ihrer  Organisationsarbeit  heute  wieder  aus  der  nationalistisch  aufge- 
bauschten Sprachenfrage  entstehen.  Durch  den  Augenschein  ist  mir  offenbar 
geworden,  dass  die  Österreicher  aus  der  trüben  Vergangenheit  gelernt  und  nicht 
vergessen  haben,  was  für  schlimme  Folgen  die  Betätigung  der  Berufsorgani- 
sationen an  Angelegenheiten,  die  die  eigentlichen  Gewerkschaftsaufgaben  er- 
schweren, zeitigte.  Angesichts  der  von  den  Gewerkschaften  zu  erfüllenden 
Mission  ist  es  nötig  von  Zeit  zu  Zeit  die  Lehren  der  Vergangenheit  zu  Rate 
zu  ziehen,  um  ähnliche  Fehler  und  damit  Schädigungen  zu  vermeiden. 
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IOHL  kein  Einwurf  hat  der  Tarifvertragspolitik  so  viele  Schwierig 
keiten  bereitet  wie  der,  dass  durch  das  Zusammenwirken  mit  den 
Unternehmern  der  Arbeiterbewegung  der  Klassenkampfcharakter 
genommen  und  ein  Zustand  der  Harmonie  Seligkeit  herbeigeführt 
I  werde,  der  für  die  Entwicklung  der  Arbeiterbewegung  nicht  er- 
wünscht sein  könne.  Angstlich  suchte  man  eine  Regelung  der  Lohn-  und 
Arbeitsbedingungen  durch  gegenseitiges  Einverständnis  zu  vermeiden;  was 
nicht  durch  Kampf  errungen  wurde,  galt  als  minderwertig.  Diese  Auffassung 
resultierte  aus  der  ganzen  Entwickelung  der  Arbeiterorganisationen;  solange 
sie  schwach  waren,  legten  sie  das  Schwergewicht  auf  die  Agitation  zwecks 
Gewinnung  von  Mitgliedern  und  Aufklärung  über  die  Klassengegensätze  der 
Arbeiter  zum  Unternehmertum  im  allgemeinen.    Mit  der  Erstarkung  der  ge- 
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werkschaftlichen  Organisationen  wuchs  jedoch  das  Verantwortlichkeitsgefühl. 
namentlich  der  leitenden  Kreise,  und  es  brach  sich  die  Erkenntnis  Bahn,  dass 
die  Gewerkschaften  ohne  Gefährdung  ihrer  Zukunft  sich  nicht  darauf  be- 
schränken konnten  lediglich  die  Gegensätze  zum  Unternehmertum  zu  betonen 
sondern  ihren  Mitgliedern  praktische  Erfolge  erringen  müssten. 

Die  Anschauung,  dass  bei  den  vorhandenen  scharfen  Gegensätzen  nur  durch 
wirtschaftlichen  Kampf  ein  ökonomischer  Fortschritt  für  die  Arbeiter  zu  er- 
zielen sei,  fand  eine  gewisse  Bestätigung  durch  das  Verhalten  der  Unter- 
nehmer, die  ein  Mitbestimmungsrecht  der  Arbeiter  bei  Regelung  der  Lohn- 
und  Arbeitsbedingungen  durchaus  nicht  anerkennen  sondern  selbstherrlich  be- 
stimmen wollten,  wie  hoch  die  Leistungen  ihrer  Arbeiter  zu  bewerten  seien. 
Wollten  die  Arbeiter  sich  mit  dem  Gebotenen  nicht  begnügen,  so  blieb  eben 
nur  der  Kampf  mit  seinen  tiefgreifenden  wirtschaftlichen  Schädigungen  beider 
Teile.  Dieser  bedauerliche  Zustand  gestaltete  sich  besser,  als  im  Buchdruck- 
gewerbe der  Weg  friedlicher  Verhandlungen  beschritten  wurde,  die  den  Beweis 
erbrachten,  dass  es  wohl  angängig  sei  die  Frage  der  Lohn-  und  Arbeits- 
bedingungen unter  Wahrung  der  beiderseitigen  Interessen  zu  regeln,  ohne  zvt 
dem  äussersten  Mittel  zu  greifen.  Es  ist  bekannt,  welchem  Misstrauen  diese 
neue  Taktik  begegnete,  und  erst  der  Frankfurter  Gewerkschaftskongress 
/1899/  rnusste  tariflichen  Vereinbarungen  einen  Gelcitbrief  ausstellen,  um 
sie  vor  dem  Odium  zu  bewahren,  dass  sie  einer  modernen  Gewerkschafts- 
politik unwürdig  seien.  Seitdem  trat  eine  erfreuliche  Entwickelung  des  Tarif- 
gemeinschaftsgedankens ein.  Auch  die  Unternehmer,  die  sich  nur  schwer  ent- 
schliessen  konnten  den  Arbeitern  respektive  deren  Organisationsvertretungen 
ein  Mitbestimmungsrecht  einzuräumen,  wurden  durch  den  Druck  der  öffent- 
lichen Meinung,  die  die  kulturelle  Bedeutung  der  tariflichen  Vereinbarungen 
lebhaft  würdigte,  gedrängt  ihr  Vorurteil  dagegen  aufzugeben.  Zweifellos 
können  wir  heute  wohl  von  einem  Siegeszuge  des  Tarif vertragswesens  sprechen. 
Jeder  objektiv  Urteilende  wird  diese  Entwickelung  freudig  begrüssen.  Ist  sie 
doch  ein  Beweis  des  wachsenden  Einflusses  und  der  Stärke  der  Gewerkschafts- 
organisationen sowie  des  Kulturfortschrittes  gegenüber  den  früheren  brutalen 
Kämpfen,  die  oft  Tausende  von  Existenzen  schwer  schädigten  und  selbst 
Erfolge  durch  die  gebrachten  Opfer  paralysierten.  Zudem  wurde  bei  dem 
unterlegenen  Teil  so  viel  Missmut  und  Bitterkeit  wachgerufen,  dass  ein  sicherer 
Friedenszustand  nicht  aufkommen  konnte  sondern  nur  die  geeignete  Zeit  ab- 
gewartet wurde,  um  die  verlorene  Position  zurückzuerobern. 

Nachdem  uns  auf  dem  Gebiet  der  Tarifverträge  nunmehr  die  Erfahrungen 
verschiedener  Jahre  vorliegen,  dürfte  es  zweckdienlich  sein  kurz  zu  erörtern, 
welche  Nutzanwendungen  aus  dieser  Entwickelung  seitens  der  Arbeiter  ge- 
zogen wurden,  und  ob  der  Wert  der  Verträge  die  richtige  Würdigung  gefunden. 
Nach  meinen  Beobachtungen  sind  die  Angehörigen  der  Berufe,  in  denen  tarif- 
liche Vereinbarungen  bestehen,  in  dieser  Frage  in  zwei  Kategorieen  zu  trennen. 
Die  erste,  enthaltend  die  überwiegende  Mehrzahl,  nimmt  den  jetzigen  Zustand 
als  gegebenen  und  selbstverständlichen  hin,  ohne  tiefer  darüber  nachzudenken 
oder  Vergleiche  mit  den  früheren  Verhältnissen  anzustellen.  Es  liegt  in  der 
Natur  des  Menschen  das  Verhältnis,  unter  dem  er  arbeitet,  mehr  auf  seine 
eventuellen  Missstände  zu  prüfen  als  etwaige  Vorteile,  die  durch  den  Vertrag; 
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erzielt  wurden,  zu  würdigen.  Hinzu  kommt,  dass  jedem  Berufe  respektive 
jeder  Organisation  fortgesetzt  neue  Kräfte  und  Mitglieder  zugeführt  werden, 
die  sich  nicht  auf  grund  gesammelter  Erfahrungen  ein  Urteil  über  die  früheren 
und  gegenwärtigen  beruflichen  Verhältnisse  bilden  können,  vielmehr  sich  ein 
solches  je  nach  der  ihnen  zu  teil  gewordenen  Belehrung  oder  ihrer  Auffassung 
bilden  müssen.  Gerade  dieser  Umstand  erschwert  so  sehr  eine  praktische 
Gewerkschaftspolitik,  da  den  jüngeren  Generationen  nicht  die  praktischen  Er- 
fahrungen zur  Seite  stehen,  die  Vergleiche  ermöglichen.  Das  schliesst  frei- 
lich nicht  aus,  dass  auch  ältere  und  auf  Erfahrungen  zurückblickende  Ge- 
werkschafter den  Tarifverträgen  keine  Sympathieen  entgegenbringen ;  und  das 
ist  die  zweite  Kategorie,  der  eben  der  Klassenkampfstandpunkt  Lebensbedürfnis 
ist.  Mit  einer  Findigkeit,  die  einem  Detektiv  Ehre  machen  würde,  durch- 
forschen sie  den  Tarifvertrag  auf  seinen  Klassenverrat ;  in  ihren  Augen  ist 
der  Kampf  in  Permanenz  der  Idealzustand.  Diesen  Standpunkt  geben  sie  auch 
nicht  auf,  wenn  sie  selbst  überzeugt  sind,  dass  durch  einen  schwer  schädigenden 
Streik  nicht  einmal  das  erreicht  werden  würde,  was  friedliche  Verständigung 
erzielte.    Der  Klassenkampf  Standpunkt  ist  hier  eben  Prinzip. 

Einer  solchen  Auffassung  kann  man  noch  Verständnis  entgegenbringen,  wenn 
das  Unternehmertum  jeder  Vertragsverhandlung  ablehnend  gegenübersteht  und 
dadurch  dokumentiert,  dass  es  die  Arbeiter  nicht  für  gleichwertig  erachtet 
und  ihnen  ein  Mitbestimmungsrecht  nicht  zubilligt.  Da  ist  es  begreiflich, 
dass  das  Klassengefühl  erwacht  und  sich  gegen  diese  Minderbewertung  empört. 
Bedenklich  erscheint  jedoch  das  fortgesetzte  Hervorheben  des  Klassenkampf- 
standpunktes in  Berufen  respektive  Organisationen,  wo  die  Lohn-  und  Arbeits- 
bedingungen durch  beiderseitige  Verständigung  ihre  Regelung  finden.  Es  ist 
unlogisch  einerseits  den  Weg  des  Tarifvertrages  zu  beschreiten  und  anderer- 
seits fortgesetzt  das  Kampfross  zu  reiten.  Soll  der  Tarifgedanke  sich  weiter 
entwickeln,  und  sollen  die  Verträge  eine  fortgesetzte  Vervollkommnung  er- 
fahren, so  ist  es  notwendig,  dass  das  gegenseitige  Vertrauen  vorhanden  ist 
zu  der  ehrlichen  Absicht  die  gewerblichen  Differenzen  möglichst  in  beider- 
seitigem Einverständnis  zu  schlichten.  Die  stereotype  Hervorhebung  des 
Klassenkampfes  muss  direkt  schädigend  wirken,  da  sie  bei  den  Unternehmern 
die  Auffassung  befestigen  muss,  dass  der  gewerbliche  Friede  jeden  Augenblick 
erschüttert  werden  kann.  Eine  solche  Situation  ist  aber  nicht  der  Boden, 
auf  dem  noch  so  berechtigte  Forderungen  der  Arbeiter  ihre  Befriedigung 
finden. 

Ich  bin  keinen  Augenblick  darüber  im  Zweifel,  dass  die  Betonung  des  gewerb- 
lichen Friedens  von  den  Vertretern  der  Klassenkampfidee  als  Beweis  dafür 
erachtet  wird,  wie  der  Tarifvertragsgedanke  zur  Harmoniescligkcit  führt.  Eine 
Schlussfolgerung,  der  ich  entschieden  widersprechen  muss.  Auch  die  Tarif- 
verträge schaffen  die  Interessengegensätze  nicht  aus  der  Welt,  und  wer  das 
zweifelhafte  Vergnügen  gehabt  hat  bei  Tarifverhandlungen  die  Interessen  der 
Arbeiter  zu  vertreten,  wird  nicht  den  Eindruck  gewonnen  haben  eine  inter- 
essante Unterhaltung  zu  pflegen,  sondern  es  wird  auch  ihm  der  scharfe 
Interessenkampf  zum  Bewusstsein  gekommen  sein,  nur  dass  dieser  Kampf  in 
anderer  Form  zum  Austrag  gelangt  als  durch  Arbeitsniederlegung  der  Massen. 
Ausschlaggebend  für  den  Erfolg  der  Verhandlungen  wird  namentlich  sein,  was 
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für  eine  Armee  hinter  den  Vertretern  steht.  Die  Interessengegensätze  stossen 
bei  den  Verhandlungen  hart  auf  einander,  und  nicht  leicht  ist  es  in  allen 
Fragen  die  Mitte  zu  finden,  wo  beide  Teile  zu  ihrem  Rechte  kommen. 

Tarifverträge  abschliessen  heisst  praktische  Gegenwartsarbeit  verrichten;  mit 
Schlagworter.  lässt  sich  da  nichts  anfangen.  Beide  Teile  haben  ein  Interesse 
an  der  Festlegung  einer  bestimmten  Friedensdauer,  und  die  Unternehmer  sind 
leichter  geneigt  materielle  Zugeständnisse  zu  machen,  wenn  ihnen  dafür  eine 
gewisse  Stabilität  für  ihre  geschäftlichen  Dispositionen  geboten  wird.  Diesem 
Vereinbaren  und  Verstandigen  schliesst  es  aber  aus,  dass  hier  mit  dem 
Klassenkampf  operiert  werden  kann.  Die  Tarifgemeinschaften  respektive 
-Verträge  sind  ein  Erfolg  des  wirtschaftlichen  Kampfes,  und  naturgemäss 
nehmen  die  Auseinandersetzungen  mit  den  Unternehmern  nach  Erreichung 
dieses  Zieles  andere  Formen  an  als  sie  in  permanenter  Kampfzeit  üblich  waren. 
Die  Arbeiter  haben  kein  Interesse  an  der  Zuspitzung  der  Gegensätze,  ihnen 
liegt  lediglich  etwas  an  der  Erreichung  der  gestellten  Forderungen.  Die 
Klassenkampftheorie  am  unrechten  Ort  angewandt  kann  nur  Verwirrung 
stiften. 

Fragt  man  nun,  weshalb  verschiedentlich  die  Betonung  des  Klassenkampfes 
für  unvermeidlich  erachtet  wird,  so  bleibt  nur  die  Erklärung  übrig,  dass  man 
glaubt  damit  besser  wirken  zu  können;  ob  aber  der  Sache  damit  genützt  wird, 
ist  zu  bezweifeln.  Gewiss  ist  es  für  den  Versammlungsrcdner  ein  dankbareres 
Thema  den  Gegensatz  zwischen  Kapital  und  Arbeit  zu  betonen  und  die  Hörer 
mit  einigen  Schlagworten  zu  enthusiasmieren  als  in  nüchterner  Abwägung  der 
tatsächlichen  Verhältnisse  friedliche  Abmachungen  zu  vertreten.  Ja,  es  muss 
gesagt  werden,  dass  wirtschaftliche  Niederlagen,  wenn  sie  mit  dem  erforder- 
lichen Brimborium  verzuckert  werden,  von  vielen  höher  bewertet  werden  als 
ein  durch  kampflose  Verständigung  erzielter  Erfolg. 

Nun  könnte  man  es  ja  jedem  überlassen  seine  Ansichten  über  Klassenkampf 
zu  haben,  wie  es  ihm  beliebt,  wenn  sie  lediglich  als  theoretische  Erörterungen 
zu  bewerten  wären.  Leider  ist  die  Wirkung  der  unentwegten  Vertretung 
dieses  Standpunktes  jedoch  für  die  Gewerkschaften  und  für  die  Existenz  der 
Arbeiter  von  so  einschneidender  Bedeutung,  dass  es  das  Allgemeininteresse 
erfordert  diesem  schädigenden  Radikalismus  entgegenzutreten.  Es  sei  nur  an 
die  Vorkommnisse  im  vorigen  Jahre  im  Baugewerbe  erinnert,  wo  die  Orga- 
nisationsleitung dringend  von  einem  Kampfe  abriet  und  zur  Verständigung 
mahnte;  den  kampfesmutigen  Reden  gegenüber  blieb  jedoch  der  auf  genauer 
Kenntnis  der  Verhältnisse  beruhende  Rat  der  Leitung  wirkungslos :  gegen  ihren 
Willen  wurde  in  Berlin  der  Kampf  aufgenommen,  und  er  endete  mit  einer 
Niederlage.  Jedenfalls  ist  es  bedauerlich,  dass  die  Neigung  sich  an  radikalen 
Reden  zu  berauschen  erst  durch  schwere  Schädigungen  von  Existenzen  ein- 
gedämmt werden  muss,  und  dass  der  Wert  kampfloser  Errungenschaften  so 
geringe  Würdigung  findet. 

Die  Ursache  dafür  dürfte  auch  zum  Teil  darin  zu  suchen  sein,  dass  man 
dem  Wesen  der  Tarifverträge  gerade  in  den  Kreisen  der  Arbeiter  noch  nicht 
mit  vollem  Verständnis  begegnet.  Inwieweit  die  Art  der  Agitation  daran 
schuld  ist,  mag  hier  unerörtert  bleiben;  bestritten  kann  aber  nicht  werden, 
dass  die  ausschliessliche  Betonung  der  Klassengegensätze  nicht  dazu  beitragen 
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kann  Propaganda  für  Tarifverträge  und  deren  Ausbau  zu  machen.    Da  indes 
die  Schaffung  von  Tarifverträgen  für  die  Arbeiterschaft  als  empfehlenswert 
bezeichnet  ist,  wird  man  sich  wohl  oder  übel  dazu  aufschwingen  müssen 
diesen  Weg  konsequent  zu  gehen  sowie  sich  darüber  klar   werden  müssen, 
dass  auch  in  dieser  Form  die  Interessen  der  Arbeiterklasse  gefördert  werden, 
und  der  sich  ein  weit  höheres  Verdienst  um  das  Wohl  der  Klassengenossen 
erwirbt,  der  ohne  grosse  Schlagworte  durch  praktisches  und  taktisches  Handeln 
ihre  Lebenslage  hebt  als  derjenige,  der  den  Klassenkampf  fortgesetzt  im  Munde 
führt  und  dadurch  nur  ein  einheitliches  Wirken  der  Gewerkschaften  erschwert. 
Hierbei  sei  noch  ein  Argument  erwähnt,  das  seinerzeit  von  den  Gegnern  der 
Tarifverträge  gegen  sie  ins  Feld  geführt  wurde,  dass  nämlich  durch  solche 
langfristigen  Verträge  die  Arbeiter  eingeschläfert  und  unfähig  würden  für  ihre 
Interessen  einzutreten.    Die  Erfahrung  hat  gerade  das  Gegenteil  gelehrt.  Da 
bei  Geltendmachung  der  Forderungen,  die  aus  dem  Vertrage  entspringen,  nicht 
wie  früher  die  Existenz  aufs  Spiel  gesetzt  zu  werden  braucht,  sondern  die 
vertraglichen  Vermittelungsinstanzen  hier  eingreifen,  wird  selbst  von  sonst 
ängstlichen  Gemütern  auf  strikte  Innehaltung  des  Tarifvertrages  gedrungen. 
Es  trifft  auch  nicht  zu,  dass  die  Tarifgemeinschaft  jeden  Kampfesmut  ersticke. 
Als  Beweis  diene  die  Tatsache,  dass  die  Errungenschaft  der  letzten  Tarif- 
revision im  Buchdruckgewerbe,  die  der  Gehilfenschaft  10  %  Lohnerhöhung  und 
verschiedene  andere  Zugeständnisse  —  und  das  bei  niedergehender  Konjunktur 
—  brachte,  von  einer  erheblichen  Minorität  abgelehnt  wurde.    Das  spricht 
gerade  nicht  für  die  Erziehung  zu  allzu  grosser  Bescheidenheit  durch  Tarif- 
verträge und  beweist  ferner,  dass  es  des  fortgesetzten  Betonens  des  Klassen- 
kampfes nicht  bedarf.    Die  wirtschaftliche  Entwickelung  sowie  der  Kurs  un- 
serer inneren  Politik  sorgen  schon  dafür,  dass  der  Arbeiter  gedrängt  wird  fort- 
gesetzt nach  Verbesserung  seines  Lohnes  zu  streben.    Die  Tarifverträge  sind 
kein  Hindernis  für  dieses  Streben,  sondern  sie  setzen  —  praktisch  ausgebaut  — 
das  Unternehmertum  infolge  ihrer  gleiche  Konkurrenzverhältnisse  schaffenden 
Wirkung  in  den  Stand  die  berechtigten  Forderungen  der  Arbeiter  zu  erfüllen. 
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THEODOR  LEIPRRT  •  DER  BOYKOTT  RLS  GE- 
WERKSCHAFTLICHES KRMPFMITTEL 

M  Jahre  1880  fasste  die  Landliga  in  Irland,  die  die  Abschaffung  des 
Grundherrentums  und  die  Rückgabe  des  irischen  Landes  an  das 
irische  Volk  erstrebte,  den  Beschluss  den  Gutsverwalter  James 
Boycott  in  Verruf  zu  erklären,  weil  er  sich  weigerte  der  Landliga 
beizutreten  und  deren  Bestrebungen  zu  unterstützen.  Er  wurde  von 
allem  Verkehr  ausgeschlossen,  niemand  durfte  Geschäfte  mit  ihm  machen, 
niemand  bei  ihm  dienen  oder  für  ihn  arbeiten.  Das  gleiche  Verfahren  wurde 
später  von  der  Landiiga  gegen  alle  angewandt,  die  sich  ihren  Bestrebungen 
widersetzten,  und  es  erhielt  nach  dem  erwähnten  ersten  Beispiel  die  Bezeich- 
nung boycottiug. 

So  ist  der  Ausdruck  boykottieren  entstanden  für  eine  neue  Form  der  alten 
Achterklärung,  die  auf  den  Getroffenen  als  Pressionsmittel  wirken  soll,  um  ihn 
entweder  zu  einer  Handlung  oder  zu  einer  Unterlassung  zwangsweise  zu 


I 


Digitized  by  Google 


THEODOR  LEIPART  •  DER  BOYKOTT  ALS  GEWERKSCHAFTLICHES  KAMPFMITTEL 


725 


nötigen.  In  diesem  Sinne  hat  auch  die  moderne  Arbeiterbewegung  den  Boykott 
in  die  Reihe  ihrer  Kampfmittel  aufgenommen  und  ihn  seit  Jahrzehnten  in 
mancherlei  Formen  angewendet,  am  erfolgreichsten  und  häufigsten  wohl  mit 
der  Lokalsperre  gegenüber  solchen  Lokal inhabern,  die  ihre  Säle  nicht  gut- 
willig zu  Arbeiterversaramlungen  zur  Verfügung  stellen  wollten.  Als  Mittel 
zur  Unterstützung  respektive  Durchführung  von  gewerkschaftlichen  Forde- 
rungen kam  der  Boykott  hauptsächlich  in  den  Lebensmittelbranchen  in  betracht, 
gegen  die  Brauereien  bei  Braucreiarbeiterstreiks,  gegen  die  Bäckermeister  bei 
Streiks  der  Bäckergesellen.  Auch  die  Schuhindustrie  hat  ihre  Boykotts  ge- 
habt, ich  erinnere  an  den  jahrelangen,  in  ganz  Deutschland  durchgeführten 
Boykott  gegen  die  bekannte  Firma  Conrad  Tack.  Ein  Boykott  war  auch  das 
Vorgehen  der  Hutmacher  mit  ihrer  Kontrollmarke  nach  dem  Muster  der  amern 
kanischen  Union  Labels;  durch  die  vom  Hutmacherverband  ausgegebene 
Parole  Kauft  nur  Hüte  mit  der  Kontrollmarke!  waren  alle  diejenigen  Hut- 
fabriken boykottiert,  die  die  Forderungen  der  Hutmacher  nicht  anerkannten 
und  deswegen  die  Kontrollmarken  nicht  erhielten.  Ferner  haben  die  Friseur- 
gehilfen und  die  Kellner  sich  des  Boykotts  bedient,  nicht  nur  um  ihre  gewerk- 
schaftlichen Forderungen  durchzusetzen  sondern  auch  zu  dem  Zwecke  die  un- 
organisierten Gehilfen  zum  Anschluss  an  die  Verbände  zu  nötigen;  die  organi- 
sierten Arbeiter  anderer  Berufe  sollten  sich  nur  durch  organisierte,  mit 
Kontrollkarte  versehene  Friseurgehilfen  und  Kellner  bedienen  lassen. 

Der  Gewerkschaftskongress  in  Köln  /1905/  hat  einen  vom  Vorstand  des 
Friseurgehilfen  Verbandes  eingebrachten  Antrag  angenommen,  worin  die  Not- 
wendigkeit ausgesprochen  wurde,  »dass  die  gewerkschaftlich  organisierten 
Arbeiter  jede  sich  ihnen  als  Kunden  der  Barbier-  und  Friscurgcschäfte  bietende 
Gelegenheit  zur  Aufklärung  der  Gehilfen  benutzen  und  nötigenfalls  ihren  Ein- 
fluss  geltend  machen,  um  die  Geschäftsinhaber  zu  bewegen  das  Koalitions- 
recht anzuerkennenc.  Soweit  das  Verlangen  des  Friseurgehilfenverbandes  da- 
hin geht,  dass  die  organisierte  Arbeiterschaft  nach  Möglichkeit  zur  Aufklärung 
der  indifferenten  Friseurgehilfen  beitragen  möge,  kann  man  natürlich  durchaus 
damit  einverstanden  sein.  Nicht  aber  damit,  dass  durch  den  Boykott  der 
Geschäftsinhaber  deren  Gehilfen  gezwungen  werden  sollen  der  Organisation 
beizutreten.  Das  scheint  aber  wenigstens  teilweise  noch  heute  die  Forderung 
des  Friseurgehilfen  Verbandes  zu  sein,  noch  in  dem  Bericht  des  deutschen 
Delegierten  in  der  im  vorigen  Jahre  in  Stuttgart  abgehaltenen  internationalen 
Konferenz  der  Friseurgehilfen  findet  sich  der  Satz:  »Wir  forderten  daher  von 
der  Arbeiterschaft,  sie  möge  sich  nur  von  organisierten  Gehilfen  bedienen 
lassen.«  Und  der  Boykott  wird  in  diesem  Bericht  als  die  Hauptwaffe  bei  den 
Ixmnkämpfen  bezeichnet. 

Zu  der  Kontrollmarke  als  gewerkschaftliches  Kampfmittel  hat  schon  der 
Gewerkschaftskongress  in  Halbcrstadt  /1892/  Stellung  genommen  durch  An- 
nahme einer  von  den  Delegierten  der  Tabakarbeiter  eingereichten  Resolution, 
worin  verlangt  wird  »die  Schutzmarke  überall  da,  wo  sie  sich  mit  Erfolg  ein- 
führen Iässt,  als  berechtigtes  Kampfmittel  auf  wirtschaftlichem  Gebiet  anzu- 
erkennenc, und  die  organisierte  Arbeiterschaft  Deutschlands  wird  verpflichtet 
^diesem  System  die  vollste  Unterstützung  angedeihen  zu  lassen«.  Die  Ein- 
leitung dieser  Resolution  stellt  zugleich  ihre  Motivierung  vor  und  sagt,  »dass 
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bei  der  gegenwärtigen  zügellosen  Produktion  die  industrielle  Reservearmee 
beständig  wächst  und  daher  der  Streik  als  Mittel  zur  Erreichung  besserer 
Arbeitsbedingungen  immer  mehr  an  Wert  verliert«.  Deshalb  wollte  man  nun- 
mehr an  Stelle  des  Streiks  die  Schutzmarke  zur  Anwendung  bringen. 

Wie  unberechtigt  die  pessimistische  Beurteilung  des  Streiks  als  Kampfmittel 
durch  den  Halberstädter  Gewerkschaftskongress  war,  darüber  braucht  heute 
nichts  mehr  gesagt  zu  werden.    Der  bevorstehende  Gewerkschaftskongress  in 
Hamburg,  auf  dessen  Tagesordnung  bekanntlich  der  Boykott  verzeichnet  steht, 
wird  sicherlich  ein  anderes  Urteil  fällen  als  sein  Vorgänger  vor  16  Jahren. 
Erwähnt  möge  hier  werden,  dass  eine  am  i.  März  in  Bern  abgehaltene  Vor- 
standskonferenz der  schweizerischen  Gewerkschaften  zu  dem  Label  als  Kampf- 
mittel der  Gewerkschaften  Stellung  genommen  und  in  der  Beschlussfassung 
anerkannt  hat,  »dass  die  Gewerkschaftsmarke  sowie  die  Kontrollkarte  unter 
gewissen  Vorbedingungen  ein  Mittel  sein  kann  die  gewerkschaftliche  Orga- 
nisation zu  fördern  und  zu  vervollständigen«.    Das  Bundeskomitee  wurde  ver- 
pflichtet  die  Gewerkschaftsmarken  oder  Kontrollkarten  von  Verbänden  zur 
Kenntnis  aller  Mitglieder  des  Gewerkschaftsbundes  zu  bringen  und  deren  An- 
erkennung zu  veranlassen.    Davon  das  Label  als  Kampfmittel  zu  gebrauchen 
ist  in  diesem  Beschluss  also  nicht  eigentlich  die  Rede,  dagegen  erkennt  er 
es,  darin  im  Sinne  des  Verlangens  der  deutschen  Friseurgehilfen,  als  ein 
Agitationsmittel  zur  Stärkung  der  Organisation  an.    Die  Konsequenz  dessen 
ist  nach  meiner  Meinung,  dass  mit  dem  gleichen  Recht  wie  den  Friseuren, 
Hutmachern,    Schneidern    usw.    der    Gebrauch    der    Kontrollmarke  zu- 
gesprochen wurde  auf  der  anderen  Seite  die  Bäcker,  Brauer  usw.  zu  dem 
gleichen  Zweck  auch  die  Anwendung  des  Boykotts  verlangen  können.  Der 
Unterschied  ist  wenigstens  nicht  sehr  gross,  da  der  Gebrauch  der  Kontroll- 
marke unter  allen  Umständen  auch  einen  Boykott  darstellt.    Einen  Boykott 
gegen  eine  Brauerei  zu  dem  Zweck  die  darin  beschäftigten  Brauereiarbeiter 
zum  Eintritt  in  den  Verband  zu  zwingen  wird  aber  der  Hamburger  Gewerk- 
schaftskongress hoffentlich  nicht  als  ein  anwendbares  Agitationsmittel  aner- 
kennen.   Hier  ist  vielmehr  nach  meiner  Meinung  auch  heute  noch  als  richtig 
anzuerkennen,  was  der  sozialdemokratische  Parteitag  zu  Berlin  /1892/  über 
den  Punkt  beschlossen  hat,  nämlich,  »unter  keinen  Umständen  aber  darf  der 
Boykott  zu  einem  Mittel  der  politischen  oder  wirtschaftlichen  Vergewaltigung 
werden  zu  dem  Zwecke  die  politische  Gesinnung  oder  persönliche  Überzeugung 
zu  strafen,  oder  die  äussere  Bekundung  einer  politischen  Meinung  oder  deren 
Betätigung  zu  erzwingen«.   In  direkter  Verbindung  mit  der  Frage  des  Boykotts 
hat  dieser  Parteitag  bekanntlich  auch  zur  Kontrollmarke  Stellung  genommen 
und  ausgesprochen,  dass  die  Parteigenossen  sich  in  allen  den  Fällen  gegen  die 
Kontrollmarke  zu  erklären  haben,  wo  ihrer  Einführung  der  Gedanke  zu  gründe 
liege  mittels  ihrer  den  gewerkschaftlichen  Kampf  überflüssig  zu  machen,  oder 
wo  sie  als  direktes  Zwangsmittel  dazu  dienen  solle  jungen  oder  schwachen 
Organisationen  Mitglieder  zuzuführen  oder  zu  erhalten.    »Diese  Verwandlung 
der  Kontrollmarke«,  so  heisst  es  in  der  Resolution,  »zu  einer  Art  Prämie 
führt  nur  zur  politischen  Heuchelei  um  augenblicklicher  Vorteile  willen,  zur 
moralischen  und  materiellen  Vergewaltigung  einzelner  und  schliesslich  zur 
völligen  Demoralisation  und  Auflösung  der  gesamten  Organisation.« 
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Heute,  wo  die  Hamburger  Verhandlungen  über  den  Boykott  bevorstehen,  ist  es 
für  jeden  Gewerkschafter  äusserst  lohnend  das  Referat  Auers  und  auch  die 
Diskussion  in  dem  Protokoll  des  Berliner  Parteitags  nachzulesen.  Ganz  richtig 
nach  meiner  Meinung  hat  Auer  damals  darauf  angespielt,  dass  der  Boykott 
als  ernstgemeintes  Kampfmittel  eine  gewisse.  Ähnlichkeit  hat  mit  dem 
Generalstreik.  Die  berechtigten  Einwendungen  und  Bedenken  gegen 
ihre  Anwendung  sind  in  beiden  Fällen  ziemlich  die  gleichert.  Dass  der 
Boykott  in  der  Regel  ins  Wasser  fällt,  weil  er  sich  nicht  auf  die  grosse 
Masse  stützen  kann,  hat  uns  leider  gar  zu  häufig  die  bittere  Erfahrung 
schon  gelehrt.  Dass  es  sich  hierbei  aber  keineswegs  nur  um  einen  Mangel 
bei  den  Arbeitern,  um  deren  guten  Willen  handelt,  hat  von  Elm  vor  drei 
Jahren  nach  Beendigung  des  Hamburger  Bierboykotts  in  einem  vorzüglichen 
Artikel  in  den  So  statistischen  Monatsheften  in  zahlenmässiger  Berechnung 
nachgewiesen.  Nach  der  Nachweisung  von  Elms  sind  nur  40  %  der  Erwerbs- 
tätigen in  Hamburg  ihrer  Klassenzugehörigkeit  zufolge  bei  einem  Bierboykott 
überhaupt  interessiert.  Hierzu  kommt  dann  obendrein  noch,  dass  nur  die 
Hälfte  davon,  nämlich  nur  die  organisierten  Arbeiter,  wirklich  zuverlässig 
ist,  so  dass  von  Elm  zu  dem  Schluss  kommt:  »Gestützt  auf  unsere  eigene 
Kraft  könnten  wir  mithin  den  Bierkonsum  durch  einen  Boykott  nur  um  20  % 
schwächen«:.1)  Eine  solche  Verminderung  des  Absatzes  mache  sich  für  die 
Brauereien  zweifellos  auch  schon  unangenehm  fühlbar,  aber  genüge  nicht  die 
Unternehmer  zur  Kapitulation  zu  zwingen.  Wenn  die  Dinge  aber  in  Hamburg 
schon  so  liegen,  der  anerkannten  Hochburg  der  Arbeiterbewegung,  um  wie- 
viel geringer  sind  dann  die  Aussichten  auf  eine  erfolgreiche  Anwendung  des 
Boykotts  in  anderen,  zurückgebliebenen  Bezirken  !  Das  betonte  auch  Auer  in 
seinem  erwähnten  Referat,  indem  er  ausführte:  »Der  Boykott  setzt  voraus, 
dass  möglichst  breite  Schichten  der  Bevölkerung  seine  Notwendigkeit  und 
Erspriesslichkeit  einsehen.  Er  verlangt,  dass  nicht  bloss  die  organisierte 
Arbeiterschaft  sondern  die  gesamte  Arbeiterschaft  daran  teilnimmt.«  Man 
wird  nicht  sagen  können,  dass  seitdem  immer  nach  dieser  Erkenntnis  ge- 
handelt worden  wäre;  manche  Niederlage  wäre  uns  sonst  sicherlich  erspart 
geblieben. 

Mit  energischem  Nachdruck  hat  Auer  damals  auch  den  Streik  gegen  den 
Vorwurf  in  Schutz  genommen,  dass  er  als  Mittel  zur  Erreichung  besserer 
Arbeitsbedingungen  immer  mehr  an  Wert  verliere.  Damals  wird  mancher 
Auer  diese  Kritik  des  Halberstädter  Gewerkschaftskongresses  übel  genommen 
haben,  und  doch  hatte  Auer  durchaus  recht,  wenn  er  den  Boykott  mittels 
Kontrollmarke  als  Ersatzmittel  für  den  Streik  ablehnte.  Ihm  trat  insbesondere 
Augustin-Berlin  entgegen,  der  die  Kontrollmarke  als  ein  ganz  ausserordent- 
liches Kampfmittel  pries.  Mit  ihr  bekomme  der  Arbeiter  »die  Macht  in  die 
Hände«,  gewinne  er  »ein  Machtmittel,  welches  er  noch  nicht  besessen  hat«. 
In  gewissen  Gewerben  sei  die  Kontrollmarke  »wirklich  dazu  angetan  den 
Streik  aus  der  Welt  zu  schaffen«.  Aus  welchen  Stimmungen  heraus  sich 
solche  Anschauungen  Raum  verschaffen  konnten,  geht  aus  einer  Be- 
merkung des  Genossen  Schmal feldt-Brcmerhaven  hervor,  der  da  ausführte: 
»Tatsache    ist,    dass    die    Gewerkschaftsbewegung    im    rapiden  Rückgang 

')  Vergl.  Adolph  von  Elm  Der  Boykott  als  Waffe  im  wirtschaftlichen  Kampf  in  den  Soziali- 
stischen Monatsheften,  1905.  t.  Band,  pag.  41. 
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begriffen  ist,  und  bei  dem  zunehmenden  Pauperismus  ist  es  sehr 
zweifelhaft,  ob  sie  sich  je  wieder  erheben  wird.  Die  Gewerkschafts- 
bewegung hat  sich  deshalb  nach  anderen  Mitteln  umgesehen.«  Dabei 
hatte  schon  zwei  Jahre  vorher  auf  dem  Parteitag  in  Halle  /1890/  Karl 
Kloss  in  seinem  Referat  über  Streiks  und  Boykotts  die  wahren  Ursachen  für 
die  häufigen  Niederlagen  der  Gewerkschaften  bei  den  Streiks  der  damaligen 
Zeit  sehr  klar  aufgedeckt.  Er  führte  aus,  die  vielen  Streiks,  von  gar  nicht 
oder  erst  kurze  Zeit  organisierten  Arbeitern  inszeniert,  seien  >gewissermassen 
einem  Erwachen  aus  dem  Schlafe  zu  vergleichen,  wo  der  Erwachende  sich  im 
Augenblick  nicht  klar  in  die  wirklichen  Verhältnisse  hineinversetzen  kann«. 
Wer  in  damaliger  Zeit  in  der  Gewerkschaftsbewegung  mit  tätig  war,  wird 
gut  genug  wissen,  wie  sehr  Kloss  mit  diesem  Vergleich  das  Richtige  ge- 
troffen hat.  Zum  grossen  Glück  steht  der  Hamburger  Gewerkschaftskongress 
heute  vor  anderen,  besseren  Verhältnissen,  und  wenn  wir  Schmalfcldt  an  seine 
vor  16  Jahren  ausgesprochene  trübe  Prophezeiung  erinnern,  wird  er  heute  sich 
selbst  eines  Lächelns  nicht  erwehren  können. 

Nicht  uninteressant  ist  übrigens,  dass  der  Parteitag  in  Halle  Streik  und 
Boykott  durchaus  gemeinsam  behandelt  und  beide  gewissermassen  auf  die 
gleiche  Stufe  gestellt  hat.  Kloss  legte  als  erfahrener  Gewerkschafter  aller- 
dings in  seinem  Referat  das  Hauptgewicht  auf  die  gewerkschaftliche  Organi- 
sation und  erwarb  sich  namentlich  dadurch  ein  Verdienst,  dass  er  sehr 
energisch  für  die  damals  noch  recht  angefeindeten  Zentralorganisationen  eine 
T^anze  brach.  In  der  vom  Parteitag  angenommenen  Resolution  aber  wird 
neben  dem  Streik  auch  der  Boykott  als  >eine  unumgängliche  Waffe  für  die 
Arbeiterklasse«  anerkannt.  Im  zweiten  Absatz  wird  dann  zwar  wieder  eine 
erhebliche  Einschränkung  vorgenommen,  und  Streiks  und  Boykotts  werden  als 
zweischneidige  Waffen  bezeichnet,  die  >am  unrechten  Orte  oder  zur  unrechten 
Zeit  angewendet,  die  Interessen  der  Arbeiterklasse  mehr  schädigen  als  fördern 
können«.  In  seinem  Schlusswort  führte  Grillenberger  diese  Bedenken  speziell 
gegen  die  Anwendung  des  Boykotts  ins  Feld,  den  er  als  Kampfmittel  für 
die  Gewerkschaften  im  Grunde  genommen  überhaupt  nicht  gutheissen  wollte. 
»Den  Boykott  aber  in  allen  den  Fällen,  wo  es  sich  um  eine  kleine  Differenz 
zwischen  Unternehmern  und  Arbeitern  handelt,  gleichsam  als  ständige 
Institution  ins  ganze  gesellschaftliche  Leben  zu  übertragen  wäre  das  gefähr- 
lichste, was  seitens  der  Arbeiterbevölkerung  überhaupt  geschehen  könnte«,  so 
äusserte  sich  Grillenberger,  und  man  wird  ihm  im  grossen  und  ganzen  noch 
heute  darin  beistimmen  müssen. 

Ich  habe  die  Überzeugung,  dass  der  für  den  Hamburger  Gewerkschaftskongress 
aufgestellte  Referent,  der  Vorsitzende  des  Bäckerverbandes  Allmann-Hamburg, 
die  grossen  Schwierigkeiten  eines  wirklich  ernsthaften  Boykotts  nicht  ausser 
acht  lassen  wird.  Leicht  wird  aber  gerade  ihm  diese  Aufgabe  nicht  fallen  j 
denn  der  Bäckerverband  ist  bekanntlich  in  dieser  Frage  auch  Partei,  er  hat 
schon  in  manchen  Städten  und  erst  im  letzten  Jahre  in  Berlin  einen  grösseren 
Boykott  geführt.  In  seinem  letzten  Jahrbuch  habe  ich  eine  Schilderung  des 
Berliner  Bäckerstreiks  und  -boykotts  gelesen,  die  mir,  was  die  tatsächliche 
Wirkung  des  letztern  anlangt,  teilweise  doch  etwas  überschwänglich  er- 
schienen ist.   Jedenfalls  wäre  es  sehr  verkehrt  neben  den  vereinzelten  erfolg- 
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reichen  Boykotts  die  grosse  Zahl  der  erlittenen  Niederlagen  und  Ent- 
täuschungen etwa  zu  vergessen.  Als  gewerkschaftliches  Kampfmittel  kann 
nach  meiner  Ansicht  der  Boykott  nur  in  ganz  seltenen  Ausnahmefällen  in 
betracht  kommen.  Um  aber  aussichtslose  Boykotts  und  damit  Schädigungen 
unserer  ganzen  Bewegung  zu  verhüten,  muss  der  Gewerkschaftskongress  die 
Bedingung  aufstellen,  dass  die  beteiligte  Gewerkschaft  für  sich  allein  nicht 
das  Recht  hat  die  Verhängung  eines  Boykotts  zu  beschliessen.  Mit  der  ein- 
getretenen Erstarkung  aller  Gewerkschaften  ist  bei  einmütigem  Vorgehen  die 
Möglichkeit  eines  erfolgreichen  Boykotts  grösser  geworden  als  ehedem,  aber 
wir  wollen  nicht  vergessen,  dass  auch  das  Risiko  und  die  Verantwor- 
tung um  ebenso  viel  gestiegen  sind  und  in  Zukunft  noch  grössere  Vorsicht 
erheischen  als  in  der  Vergangenheit  schon  geboten  war. 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 
JOHANNES  TIMM  •  ZUR  VEREINHEITLICHUNG 
DER  RRBEITERVERSICHERUNQ 

ACH  Mitteilungen  in  der  Presse  soll  im  Reichsamt  des  Innern  ein 
Gesetzentwurf  zur  Reform  der  Arbeiter  Versicherung  fertiggestellt 
sein.  Der  Entwurf  nebst  Begründungen  soll  sich  zurzeit  bei  den 
Bundesregierungen  zur  Begutachtung  befinden.  Bei  dem  grossen  Inter- 
esse, das  die  beteiligten  Kreise  der  Versicherten  an  der  beabsichtigten 
Reform  der  Arbeiterversicherung  haben,  wäre  es  zweifellos  richtiger  gewesen  die 
Grundzüge  für  die  Abänderung  der  Arbeiterversicherungsgesetze  zugleich  der 
Öffentlichkeit  zu  unterbreiten.  Die  Versicherten  haben  ein  Recht  zu  verlangen, 
dass  sie  laufend  über  die  Pläne  der  Reform  unterrichtet  werden,  damit  sie  als  Be- 
teiligte ihren  Einfluss  auf  die  weitere  Gestaltung  der  Dinge  ausüben  können. 
Da  also  im  gegenwärtigen  Stadium  der  Angelegenheit  nur  die  Bundesregie- 
rungen ihre  Meinung  zu  äussern  haben,  und  da  auch  nicht  bekannt  ist,  von 
welchen  Grundzügen  aus  die  Regierung  eine  Reform  der  Arbeiterversicherung 
vornehmen  will,  so  wird  es  nicht  unangebracht  sein,  wenn  an  dieser  Stelle 
kurz  die  Hauptgesichtspunkte  hervorgehoben  werden,  von  denen  eine  fortschritt- 
liche Reform  der  Arbeiterversicherung  ausgehen  muss. 

Eine  gründliche  Reorganisation  in  der  Verwaltung  und  ihre  einheitliche  Ge- 
staltung für  Unfall-,  Invaliden-  und  Krankenversicherung  ist  der  wichtigste 
Schritt.  In  seiner  bedeutsamen  Reichstagsrede  vom  2.  März  1905  hat  Graf 
Posadowsky  mit  vollem  Recht  die  besondere  Organisation  in  der  Kranken-, 
Unfall-  und  Invalidenversicherung  scharf  verurteilt.  Unfall,  Krankheit  und 
Invalidität  sind  drei  physiologische  Zustände,  die  mit  einander  in  ihren  Ur- 
sachen und  Wirkungen  eng  zusammenhängen.  Als  vollständig  richtig  muss 
der  Posadowskysche  Gedanke  auch  heute  noch  anerkannt  werden,  dass  die 
drei  grossen  Versicherungszweige  in  einen  einheitlichen,  klaren  und  schnell 
arbeitenden  neuen  Organismus  eingefügt  werden. 

Nur  sozialpolitische  Erwägungen  dürfen  bei  der  Reform  der  Arbeitenrer- 
sicherung  ausschlaggebend  sein.  Jede  andere  Nebenabsicht  muss  von  Anfang 
an  auf  das  schärfste  bekämpft  und  zurückgewiesen  werden.  Will  die 
Regierung  bei  der  Neugestaltung  der  Arbeiterversicherung  damit  die  Frage* 
der  Unterbringung  von  Militäranwärtern  verbinden  oder  gar  in  den  Vorder  - 
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grund  rücken,  so  wäre  nichts  verfehlter  als  das.  Denn  eine  moderne  Reform 
nniss  davon  ausgehen  den  Versicherten  seihst  den  weitestgehenden  Einfluss 
auf  die  Verwaltung  einzuräumen.  Das  Vordrängen  ungeeigneter  bureaukra- 
tischer  Elemente  in  die  Verwaltung  kann  nur  geeignet  sein  tiefes  Misstrauen 
hervorzurufen,  das  eine  glatte  Erledigung  der  Geschäfte  sehr  hindern  muss. 
Die  Arbeiterversicherung  muss,  um  wirksam  zu  sein,  in  ihren  sämtlichen 
Zweigen  volkstümlich  gestaltet  werden,  damit  sie  das  Vertrauen  der  Ver- 
sicherten erringt.  Die  grossen  sozialpolitischen  und  sozialhygienischen  Auf- 
gaben der  Arbeiterversicherung  können  nur  durch  die  weitestgehende  Anteil- 
nahme der  Beteiligten  an  der  Verwaltung,  durch  eine  auf  breitester  demokra- 
tischer Grundlage  aufgebaute  Organisation  gelöst  werden. 

Dazu  gehört  die  Einbeziehung  aller  bestehenden  und  noch  zu  schaffenden 
Zweige  der  Arbeiterversicherung  in  einen  einheitlichen  Verwaltungskörper. 
Unter  den  zahlreichen  Vorschlägen  zu  einem  Um-  und  Ausbau  der  Arbeiter- 
versicherung tritt  immer  deutlicher  der  hervor  zunächst  die  Invaliden-  und 
Krankenversicherung  zu  einem  Verwaltungskörper  zu  vereinigen,  dagegen  aber 
die  Unfallversicherung  in  ihrer  bestehenden  Organisation  unangetastet  zu 
lassen.  Als  Grund  hierfür  werden  die  besonderen  Schwierigkeiten  ange- 
führt, die  sich  bei  einer  Angliederung  der  Unfallversicherung  ergeben  müssen. 
Aber  die  gleichen  Reformer  suchen  mit  teilweise  recht  erkünstelten  Gründen 
nachzuweisen,  dass  eine  Zusammenlegung  der  Invaliden-  und  Krankenver- 
sicherung sich  schmerzlos  vollziehen  lässt.  Dabei  geht  wie  ein  roter  Faden 
der  Gedanke  durch  ihre  Vorschläge  das  keineswegs  übermässig  entwickelte 
Sclbstverwaltungsrecht  der  Krankenversicherung  bedeutend  zu  beschneiden.  Auf 
das  fadenscheinige  Tatsachenmaterial,  das  mit  mehr  Eifer  als  Geschick  herbei- 
geschleppt wird,  um  die  Gründe  mühsam  zu  stützen,  soll  hier  nicht  weiter 
eingegangen  werden.  Wir  wollen  uns  vielmehr  darauf  beschränken  in  einem 
kurzen  Überblick  die  Gesichtspunkte  zu  zeigen,  die  für  eine  organische 
Verschmelzung  aller  Zweige  der  Arbeiterversicherung  sprechen. 

Der  grösstc  Mangel  der  Organisation  der  Unfallversicherung  ist  die 
Gliederung  in  Berufsgenossenschaften,  die  sich  ausschliesslich  in  den  Händen 
der  von  Arbeitgebern  gewählten  Organe  befinden,  soweit  die  gewerblichen 
Berufsgenossenschaften  in  Frage  kommen.  Die  Verwaltung  der  land-  und 
forstwirtschaftlichen  Berufsgenossenschaften,  die  meistens  den  Staatsbehörden 
übertragen  ist,  kann  ebenfalls  als  keine  praktische  gelten.  Den  Arbeitern  ist 
das  Recht  der  Teilnahme  an  der  Erlassung  von  Unfall  Verhütungsvorschriften 
und  an  der  Rechtssprechung  eingeräumt ;  dagegen  scheiden  sie  bei  der  wichtigen 
erstmaligen  Rentenfestsetzung  aus.  Die  Ausschaltung  der  Arbeiter  von  der 
Verwaltung  hat  den  grossen  Nachteil,  dass  ein  Vertrauen  zu  der  Objektivität 
der  einseitig  geleiteten  Berufsgenossenschaften  nicht  besteht  und  auch  nicht 
vorhanden  sein  kann.  Denn  trotz  aller  Sicherungsbestimmungen,  die  das 
Gesetz  für  eine  objektive  Festsetzung  der  Renten  vorgesehen  hat,  bleiben  diese 
Vorschriften  meistens  nur  auf  dem  Papier  stehen.  Die  Leiter  der  Berufs- 
genossenschaften gehen  meistens  nur  von  dem  einseitigen  Bestreben  aus  die 
Genossenschaft  möglichst  zu  entlasten.  Die  Rechte  der  Versicherten  treten 
dabei  in  den  Hintergrund.  Wenn  das  Bestreben  vorhanden  wäre  ein  einwand- 
freies Material  über  die  Missstände  der  einseitig  geleiteten  Unfallversicherungs- 
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Organisation  zu  sammeln,  würden  die  Berufsgenossenschaften  ein  solches  in 
Hülle  und  Fülle  bieten.  Die  Verschwendung  in  der  Verwaltung,  das  Bestreben 
einzelner  Personen,  die  ehrenamtlich  tätig  zu  sein  haben,  sich  grosse  materielle 
Vorteile  zu  verschaffen  und  anderes  mehr  sind  nirgends  so  krass  ausgeprägt 
wie  hier.  Merkwürdigerweise  nimmt  man  daran  an  den  massgebenden  Stellen 
aber  weiter  keinen  Anstoss. 

Das  vollständig  erschütterte  Vertrauen  der  Versicherten  zu  einer  objektiven 
Würdigung  ihrer  Rechte  in  der  Verwaltung  der  Berufsgenossenschaften  hat  in 
der  Praxis  dazu  geführt  die  Schiedsgerichte  für  Arbeiterversicherung  ausser- 
ordentlich zu  belasten.  Die  Schiedsgerichte  sind  in  der  Mehrzahl  der  zu  er- 
ledigenden Fälle  erst  die  eigentlichen  Rentenfestsetzungsinstanzen.  Nicht  durch 
eine  Beschneidung  des  Rechtsweges  sondern  nur  durch  eine  Umformung  der 
Verwaltung  können  die  Rechtsprechungsinstanzen  im  Unfallversicherungsver- 
fahren mit  Erfolg  entlastet  werden.  Die  Unfallverhütung,  die  Bestrebungen 
eines  besseren  Fortkommens  der  Unfallverletzten,  die  Ausgestaltung  des  Heil- 
verfahrens erfordern  ein  gemeinschaftliches  Zusammenwirken  von  Arbeitern 
und  Arbeitgebern  in  der  Verwaltung.  Und  die  Zusammenhänge  zwischen 
Unfall  und  Krankheit  machen  es  notwendig,  dass  die  Unfallversicherung  in  die 
allgemeine  Vereinigung  der  Arbeiterversicherung  einbezogen  wird.  Jede 
Reform,  die  darauf  abzielt  die  Unfallversicherung  als  getrennte  Organisation 
für  sich  bestehen  zu  lassen,  müsste  als  eine  sozialpolitisch  verfehlte  bezeichnet 
werden. 

Soweit  die  Verwaltungsorganisation  in  betracht  kommt,  ist  sie  bei  der 
Invalidenversicherung  zweifellos  fortschrittlicher  als  bei  der  Unfall- 
versicherung. Aber  der  bestehende  Verwaltungsapparat  muss  als  ein  zu 
bureaukratischer  bezeichnet  werden.  Es  ist  durch  nichts  gerechtfertigt,  dass 
den  beamteten  Vorstandsmitgliedern  eine  bevorrechtigte  Stellung  eingeräumt 
wird;  auch  hier  muss  verlangt  werden,  dass  die  Verwaltung  eine  möglichst 
volkstümliche  Ausgestaltung  findet.  Der  Einfluss  der  Versicherten  und 
der  Arbeitgeber  muss  gehoben  werden.  Damit  wird  das  Interesse  beider  Teile 
an  dem  gemeinsamen  Wohl  mitzuwirken  zweifellos  gehoben. 

Am  besten  hat  sich  die  Verwaltungsorganisation  in  der  Krankenver- 
sicherung bewährt.  Darüber  sind  die  Stimmen  aller  fortschrittlichen 
Kreise  einig.  Und  doch  geht  eine  einseitige,  scharfmacherische  und  cinflussreiche 
Strömung  dahin  das  Verwaltungsrecht,  wie  es  in  der  Krankenversicherung  be- 
steht, zu  beseitigen.  Auf  dem  diesjährigen  Krankenkassenkongress  wurde 
wiederholt  von  unparteiischer  Arbeitgeberseite  anerkannt,  dass  der  ausschlag- 
gebende Einfluss  der  Versicherten  für  die  Leistungen  der  Krankenkassen  von 
grösstem  Nutzen  gewesen  ist.  Die  Arbeitnehmer  seien  in  den  Krankenkassen 
das  anregende,  vorwärtsdrängende,  vorwärtsstürmende  Element.  Die  Beamten 
der  Krankenkassen  hätten  meist  glänzend  ihre  Pflicht  getan.  Es  wäre  eine  inter- 
essante Aufgabe  eine  Denkschrift  auszuarbeiten,  in  der  die  riesigen  Fortschritte 
der  Krankenkassen  über  die  gesetzliche  Mindesleistung  hinaus  dargestellt 
werden.  Dann  würden  die  Regierenden  staunen  über  die  Riesenleistungen  der 
Selbstverwaltung. 

Fassen  wir  zusammen,  so  sprechen  alle  sachlichen  Gründe  dafür,  dass  aus  den 
drei    grossen  Versicherungsgesellschaften    ein    einheitliches  Gebilde  gefügt 
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werden  müsse.  Die  in  Aussicht  genommene  Witwen-  und  Waisen  Versicherung 
wäre  diesem  grossen  Versicherungskörper  anzugliedern.  Die  Vereinheitlichung 
kann  aber  nur  dann  vorteilhaft  sein,  wenn  eine  Verwaltungsorganisation  ge- 
schaffen wird,  die  den  beteiligten  Versicherten  und  Arbeitgebern  die  ausge- 
dehnteste Selbstverwaltung  sichert.  Das  Bestreben  die  Versicherten  zu 
majorisieren  muss  aufs  entschiedenste  zurückgewiesen  werden.  Denn  der 
stärkste  Einfluss  der  Versicherten  selbst  ist  unbedingt  erforderlich  zur  Ver- 
tiefung und  Förderung  der  grossen  Aufgaben  der  Arbeiterversicherung.  Diese 
Grundsätze  müssen  jeder  wirksamen  Reform  der  Arbeiterversicherung  vor- 
angestellt werden.  Auch  wer  sich  noch  nicht  dazu  bekennt,  wird  sich  über- 
zeugen müssen,  dass  ohne  sie  jede  Änderung  unvollkommenes  Flickwerk  bleiben 
wird.  Ist  man  sich  indessen  darüber  klar  geworden,  dass  alle  Zweige  der  Ar- 
beiterversicherung in  die  vorgeschlagene  fortschrittliche  Verwaltungsorgani- 
sation gebracht  werden  müssen,  so  erscheint  es  nicht  mehr  als  eine  allzu  schwie- 
rige Arbeit  mit  der  einheitlichen  Verschmelzung  die  weiteren  Aufgaben  der 
Versicherung  zu  lösen. 

Es  ist  hier  aus  Raumverhältnissen  nicht  der  Platz  näher  auf  die  zahlreichen 
Einzelvorschläge  zu  diesem  Thema  einzugehen.  Beachtenswerte  Vorschläge 
für  eine  einheitliche  Arbeiterversicherung  hat  der  als  Zentralarbcitersekretär 
zweifellos  kompetente  Robert  Schmidt  in  den  Sozialistischen  Monatsheften  ge- 
macht.1) Arbeitersekretär  G.  Bauer  hat  zur  Reform  der  Arbeiterversicheruruj 
dem  oben  erwähnten  Krankenkassenkongress  ausführliche  Leitsätze  unter- 
breitet, die  im  einzelnen  Vorschläge  zur  Abänderung  enthalten.2)  Ferner  hat 
Friedrich  Kleeis  den  Aus-  und  Umbau  der  Arbeiterversicherung  vom  Stand- 
punkt der  Versicherten  in  einer  umfangreichen  Broschüre  behandelt.8)  Ausser- 
dem sind  in  der  Fachliteratur  zahlreiche  Arbeiten  über  Vorschläge  zur  Um- 
gestaltung der  Arbeiterversicherung  erschienen.  Das  Problem  ihrer  künftigen 
Vereinheitlichung  ist  nach  allen  Richtungen  beleuchtet.  Die  widerstreitenden 
Meinungen  und  Vorschläge  hier  näher  zu  behandeln  erscheint  vorläufig  nicht 
am  Platze,  weil  anzunehmen  ist,  dass  das  Reichsamt  des  Innern  bald  seine 
Grundsätze  zu  der  beabsichtigten  Reform  der  Öffentlichkeit  unterbreiten  wird. 

Worauf  es  uns  ankam,  war  an  dieser  Stelle  nochmals  scharf  zu  betonen,  das< 
eine  fortschrittliche  Reform  der  Arbeiterversicherung  einheitlich  sein  muss, 
und  dass  sie  nur  unter  weitestgehender  Mitwirkung  der  Versicherten  an  der 
Selbstverwaltung  wirksam  gestaltet  werden  kann. 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 
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N  den  Kreisen  der  Parteigenossen  macht  sich  seit  geraumer  Zeit 
das  Verlangen  nach  einer  Vertiefung  unserer  theoretischen  Erkennt- 
nis mit  regen  Eifer  bemerkbar.  Für  diese  Zwecke  sind,  ganz  abge- 
sehen von  unserer  sehr  umfangreichen  Literatur,  Einrichtungen 
dienstbar  gemacht,  deren  Unterhaltung  ganz  erhebliche  finanzielle 
Aufwendungen  beansprucht.    Bildungsvereine  und  Unterrichtskurse  sind  in 

')  Vcrgl.  Robert  Schmidt  Eine  einheitliche  Arbeiter-Versicherung  in  den  Sozialistischen 
Monatsheften,  1906,  1.  Band.  pag.  469  B. 

!)  Vcrgl.  die  Rubrik  Soiialpoh'ik  der  Rundschau  in  diesem  Bande  der  Sozialistischen  Monatshefte, 
pag.  694  ff. 

»)  Vcrgl.  Friedrich  Kleeis  Aus-  und  Umbau  der  Arbtiterver Sicherung  /Berlin' 1907'. 
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zahlreichen  Orten  ins  Leben  gerufen,  um  dem,  der  Neigung  und  Interesse  zeigt 
über  seine  dürftige  Volksschulbildung  hinauszugelangen,  die  Gelegenheit  zur 
Weiterbildung  zu  bieten.  Der  Mannheimer  Parteitag  /1906/  hat  einen  be- 
besonderen Ausschuss  eingesetzt,  dem  eine  systematische  Förderung  der  Bil- 
dungsbestrebungen übertragen  wurde;  die  Parteischule  und  die  Unterrichts- 
kurse der  Gewerkschaften  bemühen  sich  die  Teilnehmer  in  die  wichtigsten  Ge- 
biete der  Wissenschaften  einzuführen,  die  derjenige  beherrschen  sollte,  der  im 
öffentlichen  Leben  steht  oder  an  verantwortungsvollem  Posten  die  Verwaltung 
einer  grossen  Organisation  übernimmt. 

Es  lag  nahe,  dass  bei  diesem  Durst  nach  Aufklärung  auch  die  Bildung  der 
Jugend  eine  Rolle  spielen  musste.  Dem  jungen  Menschen,  dem  die  Schule  so 
manche  Lücke  im  Wissen,  Vorurteile  und  Unklarheiten  hinterliess,  musste  die 
Gelegenheit  gegeben  werden  das  von  der  Schule  Versäumte  mit  Hilfe  der 
Institutionen,  die  Partei  und  Gewerkschaften  schaffen  konnten,  nachzuholen. 
Vor  allem  ihm  auch  für  die  Politik  und  Gewerkschaft  Interesse  einzuflössen, 
die  ihm,  sobald  er  der  elterlichen  Fürsorge  entrückt  ist,  im  Ringen  um  seine 
wirtschaftliche  Selbständigkeit  als  Probleme  entgegentreten. 

Die  Jugendorganisation  in  Deutschland  hat  sich  leider  nicht  in  enger  Ver- 
bindung mit  der  Partei  oder  Gewerkschaft  entwickelt,  sie  ist  vielmehr  ihren 
eigenen  Weg  gegangen,  ohne  dass  die  andere  Seite  ernste  Versuche  unter- 
nommen hätte  einen  bestimmenden  Einfluss  auf  die  Organisation  zu  gewinnen. 
Diese  Zurückhaltung  ist  bedauerlich,  es  wären  die  jungen  Kräfte,  die  sich  in  den 
Jugendorganisationen  regen,  erfolgreicher  den  Aufgaben  zuzuführen,  die  einer 
Jugendbildung  harren.  Die  süddeutsche  Organisation,  die  ihre  Anregung 
aus  den  französischen,  belgischen  und  holländischen  Jugendbestrebungen  er- 
hielt, versuchte  eine  Zeitlang  eine  antimilitaristische  Spielerei  nachzuahmen, 
die  ihre  sehr  bedenklichen  Seiten  hatte.  Auch  die  internationale  Konferenz, 
die  im  vorigen  Jahre  im  Anschluss  an  den  internationalen  Kongress  in 
Stuttgart  tagte  und  mit  grossen  Programmerklärungen  und  internationaler 
Organisation  endete,  zeigt  einen  Zug  starken  Selbstbewusstseins  in  politischen 
Fragen  und  ein  Hinübergreifen  in  die  Befugnisse  der  Parteitage,  die  in  Deutsch- 
land berufen  sind  über  diese  Dinge  zu  entscheiden.  Die  internationale  Ver- 
bindung zu  pflegen  wird  Aufgabe  der  Partei  und  Gewerkschaft  bleiben,  das 
Hineindrängen  anderer  Korporationen  erscheint  zum  mindesten  überflüssig. 
Die  norddeutsche  Organisation  hat  sich  von  dieser  Tendenz  freigehalten, 
die  Teilnahme  an  der  internationalen  Konferenz  abgelehnt  und  sich  der  un- 
politischen Aufklärung  ihrer  Mitglieder  gewidmet. 

Eine  selbständige  Jugendorganisation  muss  immer  erhebliche  Schwächen  zeigen, 
denn  die  Jugendorganisation  soll,  wenn  sie  ihre  Aufgabe  richtig  erfasst,  eine 
Vorbereitungsschule  für  die  Partei  und  die  Gewerkschaft  sein,  in  die  später 
die  jungen  Leute  eintreten  sollen.  Die  Vereine  der  Jugendorganisation 
werden  mithin  einem  fortwährenden  Wechsel  ihrer  Mitglieder  unterworfen 
sein,  da  jene  für  die  jungen  Leute  nur  eine  Durchgangsstation  bedeuten. 
Dazu  gesellt  sich  der  Mangel  an  praktischer  Erfahrung,  der  es  zu  keiner  sta- 
bilen Vereinsführung  kommen  lässt.  Eine  andere  Schwäche  der  Organisation 
ist  ihre  ungünstige  finanzielle  Lage,  da  bei  dem  geringen  Verdienst  ihrer  Mit- 
glieder, der  bei  den  Lehrlingen  oft  ganz  fortfällt,  die  Mittel  für  die  Organi- 
sation nur  spärlich  aufkommen  und  damit  die  Vereinstätigkeit  sehr  gehemmt 
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wird.  Die  weiteren  Aufgaben  der  bestehenden  Organisationen,  wie  Lehrlings- 
fürsorge, Errichtung  eines  Arbeitsnachweises,  würden  besser  von  den  Gewerk- 
schaften und  Arbeitersekretariaten  übernommen  werden  können,  sie  müssen 
sogar  von  der  Gewerkschaft  als  Eingriff  in  das  Gebiet  ihrer  Tätigkeit  be- 
trachtet und  zurückgewiesen  werden.  Den  Jugendorganisationen  haftet  zu  vi  »I 
Vereinscharakter  an,  der  sie  auf  politischem  und  gewerkschaftlichem  Gebiet 
zu  Betätigungen  und  Entscheidungen  führt,  die  wir  der  Partei  und  Gewerk- 
schaft vorbehalten  müssen.  Wollen  wir  die  Erziehung  der  Jugend  fördern,  dann 
muss  der  Vercinscharakter  zurücktreten,  und  die  Bildungsbestrebungen  müssen 
unter  Führung  geeigneter  Personen  aus  der  Partei  und  den  Gewerkschaften  in 
die  richtigen  Bahnen  geleitet  werden;  nicht  dass  junge  Leute  in  ihrem  Eifer, 
der  sehr  lobenswert  ist,  selbst  sich  berufen  fühlen  als  Lehrer  aufzutreten, 
obwohl  ihnen  dazu  die  sichere  Grundlage  fehlt. 

Die  Frage  der  Jugendorganisation  ist  durch  das  Vereinsgesetz  in  ein  neues 
Stadium  getreten,  die  Teilnahme  an  politischen  Vereinen  und  Versammlungen 
ist  Personen  unter  18  Jahren  bei  Strafe  verboten.  Die  Folge  ist,  dass  wir  wohl 
oder  übel  die  Politik  aus  der  Jugendaufklärung  ausmerzen  müssen,  denn  wir 
werden  die  Verantwortung  nicht  übernehmen  können,  dass  junge  Leute  wegen 
der  Anteilnahme  an  politischen  Vereinen  oder  Versammlungen  bestraft 
werden;  den  Kampf  auf  politischem  Gebiete  hat  die  sozialdemokratische  Partei 
zu  führen;  wir  können  unselbständige,  im  Lehrverhältnis  stark  abhängige 
junge  Menschen  nicht  in  eine  Situation  hineinzerren,  der  sie  nicht  gewachsen 
sind,  und  die  ihnen  unter  Umständen  die  ganze  Berufskarriere  zerstören  kann. 
Die  Aufgabe  sich  der  Erziehung  und  Bildung  der  Jugend  zu  widmen  tritt  unter 
den  gegebenen  Verhältnissen  mit  grossem  Nachdruck  an  uns  heran,  doch 
bietet  ihre  Lösung  nicht  unerhebliche  Schwierigkeiten.  In  einigen  Gewerk- 
schaften ist  man  der  Frage  bereits  nähergetreten;  man  hat  Jugendabteilungen 
eingerichtet,  besondere  Veranstaltungen  getroffen  und  den  Beitrag  für  jugend- 
liche Mitglieder  möglichst  niedrig  gestellt.  Auf  die  grosse  Zahl  der  unge- 
lernten jugendlichen  Arbeiter  und  Arbeiterinnen  kann  die  Gewerkschafts- 
organisation nicht  verzichten,  da  sie  bei  Lohnkämpfen  ein  bedeut- 
samer Faktor  in  der  Bewegung  sein  können.  Und  da  nach  der 
Erklärung  des  Staatssekretärs  von  Bethmann-Hollweg  die  Gewerkschaften 
nicht  als  politische  Vereine  im  Sinne  des  Vereinsgesetzes  anzusehen  sind, 
besteht  kein  Anlass  jugendliche  Arbeiter  und  Arbeiterinnen  von  der  Mit- 
gliedschaft in  den  Gewerkschaften  auszuschliessen.  Weniger  Wert  werden  die 
Gewerkschaften  auf  die  Heranziehung  der  Lehrlinge  legen,  da  diese  für  den 
Lohnkampf  nicht  in  betracht  kommen.  Die  enge  Vertragsbindung  und  die 
Rechtsstellung  der  Lehrlinge  nach  der  Gewerbeordnung  verbietet  ihre  Teil- 
nahme an  der  Lohnbewegung;  eine  solche  wäre  für  die  Lehrlinge  ein  Ver- 
tragsbruch, der  zu  sehr  unangenehmen  Konsequenzen  führen  muss.  Es  stände 
in  solchem  Fall  dem  Lehrherrn  frei  den  Lehrling  durch  die  Polizei  zur  Rück- 
kehr zu  zwingen  oder  den  Vertrag  zu  lösen  und  vom  Vater  oder  Vormund  des 
Lehrlings  die  Vertragsbruchstrafe  einzufordern.  In  solche  Konflikte  darf 
der  Lehrling  nicht  hineingetrieben  werden. 

Für  unsere  Parteiorganisationen  scheiden  nach  dem  Vereinsgesetz  Personen 
unter  18  Jahren  als  Mitglieder  aus,  es  kann  also  die  Parteiorganisation  innerhalb 
des  Vereins  jugendlichen  Personen  keine  Anleitung  bieten.    Die  Neuregelung 


Digitized  by  Google 


ROBERT  SCHMIDT  ■  JUGENDBILDUNO  735. 

der  Jugendbelehrung  wird  auf  ganz  anderer  Grundlage  erfolgen  müssen  als  es 
bisher  geschah.  In  einer  Beratung  des  sozialdemokratischen  Parteivorstandes 
mit  der  Generalkommission  der  Gewerkschaften  hat  man  sich  dahin  ver- 
ständigt, dass  die  Bildung  von  Kommissionen  aus  Vertretern  der  Partei  und 
Gewerkschaften,  die  eine  planmässige  Agitation  übernehmen,  an  allen  Orten 
angeregt  werden  soll.  In  diese  Kommissionen  sollen  die  Jugendlichen  ihre 
Vertretung  entsenden,  die  ganze  Leitung  und  die  Veranstaltungen  aber  wesent- 
lich in  den  Händen  Erwachsener  liegen.  Es  wäre  zum  Beispiel  so  zu  ver- 
fahren, dass  im  Winter  regelmässig  am  Sonnabend  oder  Sonntag  öffentliche 
Vorträge  veranstaltet  werden,  die  dem  Ideenkreis  der  Jugend  angepasst  sind: 
die  Vorträge  können  abwechselnd  aus  den  verschiedensten  Gebieten  der 
Wissenschaft  gewählt  werden,  können  eine  Vorbereitung  sein,  um  die  jungen 
Menschen  später  leichter  in  die  Politik  einzuführen,  wozu  ja  eigentlich  eine 
gute  Allgemeinbildung  Vorausetzung  ist.  Neben  diesen  Versammlungen 
können  dann  für  Personen  über  18  Jahre  Vortragszyklen  arrangiert  werden, 
die  politische  Themata  behandeln.  Man  wird  unter  geeigneter  Führung 
Museen  besuchen,  Unterhaltungsabende  veranstalten,  um  sowohl  den  Sinn  für 
das  Ernste  als  auch  für  eine  heitere,  fröhliche  Jugendlust  wachzurufen.  Im 
Sommer  können  auch  gemeinsame  Ausflüge  unternommen  werden,  und  Spiet 
und  Sport  mehr  zur  Geltung  kommen. 

Dies  Programm  durchzuführen  wird  keine  leichte  Aufgabe  sein;  es  wird  an 
Personen  fehlen,  die  dafür  die  nötige  Befähigung  haben,  sodann  ist  der  Kosten- 
punkt nicht  zu  unterschätzen.  Die  Mittel  können  die  Jugendlichen  allein  un- 
möglich aufbringen,  vielmehr  wird  Partei  und  Gewerkschaft  Gelder  hergeben 
müssen.  Aber  wir  haben  schon  grössere  Schwierigkeiten  überwunden,  und 
machen  wir  zunächst  einen  Anfang,  so  wird  sich  die  weitere  Entwickelung  voxr 
selbst  ergeben.  Die  Herausgabe  einer  gut  redigierten  Zeitung  ist  nicht  minder 
wichtig,  denn  die  beiden  bisher  erscheinenden  Blätter,  die  Junge  Garde  und  die 
Arbeitende  Jugend,  können  ihre  Aufgabe  nicht  erfüllen,  da  es  diesen  Unter- 
nehmungen an  genügenden  Mitteln  fehlt.  Eine  solche  Zeitung  mit  einem 
grossen  Mitarbeiterstab  müsste  mit  feinem  Takt  redigiert,  frei  von  aller 
schwerfälligen  Spintisiererei,  der  Jugend  ein  freundlicher  Wegweiser  sein. 

Die  Aufgaben,  die  die  Arbeiterorganisationen  auf  dem  Gebiet  der  Jugendbildung 
übernehmen  müssen,  sind  sehr  dankenswerte,  und  der  Gewinn  kann  nicht  aus- 
bleiben; Mühe  und  Arbeit  wird  belohnt  werden,  wenn  wir  in  der  jungen 
Generation  unsere  Ideen  erstarken  sehen,  wenn  wir  uns  die  Scharen  zuver- 
lässiger, aufgeklärter  Streiter  erziehen  werden,  denen  wir  freudig  und  voll 
Zuversicht  die  Zukunft  anvertrauen  können. 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 

HERMRNM  MRTTÜTRT  •  DIE  BERICHTERSTAT- 
TUNG DER  RRBEITERSEKRETRRIRTE 

NAHEZU  14  Jahre  sind  verflossen,  seit  in  Nürnberg  das  erste 
Arbeitersekretariat  errichtet  wurde.  Eine  verhältnismässig  kurze 
Zeit;  aber  welche  Entwickelung  haben  wir  seitdem  auf  dem  Gebiet 
des  sozialpolitischen  Auskunftswesens  erlebt !  Nach  dem  letzten  Ver- 
_  zeichnis  des  Korrespondemblatts  bestehen  gegenwärtig  in  Deutsch- 
land 96  teils  von  den  freien  Gewerkschaften  allein  teils  in  Verbindung  mit 
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den  Organisationen  der  sozialdemokratischen  Partei  errichtete  Arbeiter- 
sekretariate, ungezählt  die  von  katholischer,  evangelischer  oder  angeblich 
neutraler  Seite  gegründeten  und  unterhaltenen  Rechtsauskunftsstellen. 

Dass  die  Arbeitersekretariate  eine  für  die  arbeitende  Bevölkerung  ausser- 
ordentlich segensreich  wirkende  Einrichtung  sind,  wird  von  Freund  und 
Gegner  zugegeben,  und  die  jährlichen  Tätigkeitsberichte  der  Sekretariate  be- 
stätigen dies  in  eindrucksvollster  Weise.  Eine  reiche  Fülle  von  Erfahrungen, 
Anregungen  und  Material  über  die  soziale  Gesetzgebung,  Rechtsprechung  und 
die  Lage  der  Arbeiter  strömt  uns  aus  diesen  Berichten  entgegen:  ein  Uni- 
stand, der  ihnen  die  aufmerksamste  Beachtung  nicht  nur  in  den  Kreisen 
der  Sozialpolitikcr  sondern  ganz  besonders  auch  der  Arbeiter  verschaffen  sollte. 
Für  die  Arbeiter  bilden  die  Berichte  eine  wahre  Fundgrube  an  Belehrung,  die 
ihnen  in  unzähligen.  Fällen  von  praktischem  Nutzen  sein  kann.  Wer  die 
Auskunftstätigkeit  der  Sekretariate  kennt,  weiss,  wie  so  oft  Unkenntnis,  Sorg- 
losigkeit und  Unüberlegtheit  die  Ursache  schwerster  Schädigungen  ist.  Die 
Jahresberichte  führen  solche  Fälle  an,  decken  Schwindelmanipulationen  von 
Warenhäusern,  Abzahlungsgeschäften,  Versicherungsagenten  und  Schwindel  - 
kassen  auf  und  weisen  den  Weg,  den  der  Arbeiter  zur  Wahrung  seiner  Inter- 
essen zu  gehen  hat.  Aber  leider  finden  die  Berichte  nicht  die  ihnen  unter 
solchen  Umständen  zweifellos  gebührende  Beachtung. 

Dem  war  jedoch  nicht  immer  so.    Als  es  erst  nur  wenige  Sekretariate  gab. 
wurden  die  von  ihnen  herausgegebenen  Berichte  von  der  bürgerlichen  wie  von 
der  Arbeiterpresse  in  eingehender  Weise  gewürdigt.    Man  brachte  lange  Aus- 
zuge aus  dem  gebotenen  Material,   und   namentlich  die  Gewerkschaftspresse 
bemühte  sich   es  ihren  Lesern  in  weitestgehendem  Umfange  zugänglich  zu 
machen.    Mit  dem  Hinzukommen  immer  weiterer  Sekretariate  und  der  ent- 
sprechenden Vermehrung  der  Jahresberichte  wuchs  indes  der  gebotene  Stoff 
derartig,  dass  seine  gründliche  Bearbeitung  in  der  Presse  fast  unmöglich 
»vurde.   Einzelne  Blätter  versuchten  es  nun  mit  einer  summarischen  Behandlung 
der  Sekretariatsberichte,  gaben  den  Versuch  aber  bald  auf,  da  auf  diese  Weise 
eine  einigermassen  befriedigende  Verwertung  des  vorhandenen  Materials  nicht 
erreicht  werden  konnte.    Infolgedessen  ist  nichts  weiter  übrig  geblieben,  als 
dass  sich  noch  die  Lokalpresse  jeweilig  mit  dem  neuerschienenen  Bericht  des 
am  Orte  bestehenden  Sekretariats  in  einem  oder  zwei  Artikeln  beschäftigt 
und  die  Generalkommission  der  Gewerkschaften  Deutschlands  über  die  Tätig- 
keit aller  Arbeitersekretariate  einen  jährlichen  summarischen  Gesamtbericht 
veröffentlicht.    Hin  und  wieder  kommen  dazu  noch  Arbeiten  von  Schrift- 
stellern, die  das  Material  einer  kleineren  oder  grösseren  Anzahl  Berichte  ver- 
wenden, sonst  aber  wird  davon  nur  noch  wenig  Notiz  genommen. 
Gam  zweifellos  sind  die  Jahresberichte  der  Arbeitersekretariate  im  Gehalt  wie 
in  der  Form  in  den  letzten  Jahren  wesentlich  besser  geworden.     Die  ur- 
sprünglich dünnen  Heftchen  der  älteren  Sekretariate  haben  sich  zu  stattlichen 
Randen  entwickelt,  und  die  Berichte  der  jüngeren  Sekretariate  stehen  ihnen 
in  nichts  nach.    Unter  den  Sekretariaten  hat  sich  ein  förmlicher  Wettstreit 
herausgebildet,  wobei  sich  jedes  bemüht   sein  Bestes  zu  geben.    Dabei  wird 
nicht  selten  ziemlich  weit  über  das  ursprüngliche  Ziel  hinausgegangen,  und  es 
bleibt  längst  nicht  mehr  bei  dem  blossen  Geschäftsbericht,  sondern  man  gibt  in 
Verbindung  damit  gleich  einen  ganzen  sozialgesetzlichen  Rechtskommentar. 
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Ja,  in  einem  Falle  finden  wir  dem  Bericht  sogar  einen  Inseratenteil,  Kalender, 
politischen  Jahresrückblick,  Notizen-  und  Anekdotenteil  beigefügt:  ein  Ver- 
fahren, das  freilich  nicht  als  nachahmenswert  bezeichnet  werden  kann.  Trotz 
des  reichen  und  wertvollen  Inhalts  aber,  und  obgleich  für  die  Berichte  nur  ein 
lächerlich  geringer  Preis  gefordert  wird,  der  die  Herstellungskosten  bei  weitem 
nicht  deckt,  ist  ihre  Verbreitung  in  den  Arbeiterkreisen  nur  eine  sehr  geringe, 
die  Auflagen  bleiben  ganz  erheblich  hinter  der  Mitgliederzahl  der  den  Sekre^ 
tariaten  angeschlossenen  Organisationen  zurück.  Und  ob  die  abgesetzten 
Exemplare  schliesslich  wirklich  gelesen  werden,  ist  sehr  fraglich,  denn  die 
Häufigkeit  gewisser  Fälle,  die  trotz  der  in  jedem  Jahresbericht  wiederholten 
Warnungen  keine  Abnahme  erkennen  lassen,  berechtigt  in  dieser  Beziehung 
zu  starken  Zweifeln.  Es  ist  eben  nicht  jedermanns  Sache  sich  in  die  von  den 
Sekretariatsberichten  behandelte  Materie  zu  vertiefen,  und  es  fehlt  nebenbei 
auch  nur  zu  oft  an  der  dazu  erforderlichen  Bekanntschaft  mit  den  gesetzlichen 
Grundlagen.  Demnach  bleiben  als  Leser  nur  noch  die  sozialpolitisch  Inter- 
essierten übrig.  Aber  auch  hier  zeigt  sich  den  Berichten  gegenüber  eine  ziem- 
lich weitgehende  Tcilnahmlosigkeit,  die  leicht  verständlich  wird,  wenn  man 
bedenkt,  dass  die  Sekretariatsberichte  zum  überwiegenden  Teil  immer  wieder 
die  selben  Gegenstände  behandeln  und  sich  darin  notwendigerweise  zu  sound- 
sovielen  Malen  wiederholen  müssen. 

Angesichts  dieser  Verhältnisse  verlohnt  es  sich  wohl  die  Frage  aufzuwerfen,  ob 
es  sich  empfiehlt  die  Berichterstattung  der  Sekretariate  in  der  heutigen  Form 
fortzusetzen.  Gibt  man  zu,  dass  der  beabsichtigte  Zweck  nicht  erreicht  wird, 
so  sollte  man  zu  einer  Änderung  gelangen,  schon  aus  finanziellen  Gründen. 
Die  gegenwärtige  Art  der  Berichterstattung  ist  nämlich  ziemlich  kostspielig. 
Nehmen  wir  beispielsweise  an,  dass  von  den  vorhandenen  Sekretariaten  nur  50 
einen  gedruckten  Jahresbericht  herausgeben  und  ihren  Etat  hierfür  durch- 
schnittlich mit  400  Mark  pro  Jahr  belasten,  so  kommen  wir  auf  eine  Gesamt- 
ausgabe von  20000  Mark;  in  Wirklichkeit  dürfte  sie  aber  wesentlich  höher 
sein.  Es  kann  nicht  gleichgültig  sein,  ob  dieser  Betrag  resultatlos  verausgabt 
wird  oder  nicht. 

Die  Frage  der  Berichterstattung  der  Arbeitersekretariate  ist  aber  nicht  nur  vom 
finanziellen  sondern  auch  vom  Standpunkt  der  geistigen  und  physischen 
Leistungsfähigkeit  der  Arbeitersekretäre  zu  betrachten.  Die  Jahresberichte 
erzählen  zwar  nichts  davon,  unter  welchen  Verhältnissen  sie  entstanden  sind. 
Wer  die  Dinge  näher  kennt,  weiss  aber,  dass  die  Herausgabe  der  Berichte  in  der 
Regel  die  Arbeitskraft  der  Sekretäre  auf  das  höchste  anspannt.  Schon  in 
normalen  Zeiten  haben  sie  alle  Hände  voll  zu  tun,  um  nur  die  laufenden  Ge- 
schäfte zu  erledigen.  Das  Studium  der  einschlägigen  Fachliteratur,  die  Aus- 
arbeitung von  Referaten  usw.  muss  fast  stets  nebenher  in  den  Feierabend-  und 
Mussestunden  erfolgen,  falls  diese  Zeit  nicht  mit  gewerkschaftlicher  odor 
politischer  Tätigkeit  ausgefüllt  ist.  Zu  dieser  Überlastung  kommt  nun  noch 
am  Jahresschluss  die  Herstellung  des  Jahresberichts,  der  selbst  bei  sorg- 
fältigster Vorbereitung  eine  wochenlange  Arbeit  darstellt,  weil  sie  eben  nur 
nebenher  verrichtet  werden  kann.  Vergleicht  man  mit  diesem  Aufwand  an 
Geld  und  Überarbeit  den  schliesslichen  Erfolg,  so  kann  man  kaum  zu  einer 
anderen  Auffassung  kommen,  als  dass  die  heutige  Berichterstattung  der  Ar- 
beitersekretariate verfehlt  und  nicht  zeitgemäss  ist. 
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Selbstverständlich  wird  niemand  auf  die  Berichterstattung  selbst  verzichten 
wollen;  es  kann  sich  daher  nur  um  eine  Änderung  der  Form  handeln  und  eine 
solche  erscheint  angebracht.  Für  eine  Änderung  ergeben  sich  zwei  Möglich- 
keiten und  zwar  entweder,  dass  man  unter  Beibehaltung  der  seitherigen  Einzel- 
berichterstattung alles  Unnötige  und  Überflüssige  ausscheidet  oder  aber  die 
Einzelberichterstattung  vollständig  beseitigt  und  zu  einem  Kollektivboricht 
übergeht,  der  von  der  Gener alkemmission  herauszugeben  wäre.  Dass  sich  sehr 
gut  eine  erhebliche  Einschränkung  der  Berichterstattung  erzielen  lässt,  ist  beim 
Durchblättern  der  einzelnen  Berichte  leicht  zu  bemerken.  Man  kann  sich 
dabei  des  Eindrucks  nicht  erwehren,  als  ob  häufig  nicht  so  sehr  innere  Not- 
wendigkeit zu  der  kompendiösen  Ausgestaltung  des  Berichts  Ursache  und 
Anlass  war  als  die  Befürchtung  mit  einem  nach  aussen  weniger  stattlich 
wirkenden  Band  isoliert  dazustehen  und  als  minderleistungsfähig  zu  gelten, 
und  doch  wäre  sehr  oft  auch  hier  weniger  mehr.  Im  allgemeinen  verlieren  sich 
die  Berichte  viel  zu  sehr  ins  einzelne.  In  jedem  Jahresbericht  finden  wir  neben 
anderen  fast  die  gleichen,  oft  wenig  wichtigen  Fälle  wiederholt  und  durch  die 
wörtliche  Wiedergabe  belangloser  Schriftstücke,  Berufungsausführungen,  Ent- 
scheidungen und  Gutachten  ins  Endlose  ausgedehnt.  Es  wird  erzählt,  welche 
Rente  der  Verletzte  für  den  Verlust  eines  oder  mehrerer  Finger,  eines  Auges 
oder  eines  Fusses  erhalten  hat,  und  welche  Massnahmen  zu  seiner  Vertretung 
eingeleitet  wurden.  Den  Arbeitersekretär,  der  den  speziellen  Fall  bearbeitet, 
mögen  diese  Einzelheiten  interessieren,  für  die  Masse  der  Leser  haben  sie  da- 
gegen nicht  das  mindeste  Interesse;  ihnen  wird  die  Sache  durch  zu  breite  Be- 
handlung langweilig  und  ungeniessbar.  Eigentümlich  berührt  es  übrigens, 
<lass  sich  diese  Ausführlichkeit  der  Berichterstattung  fast  nur  auf  die  Unfall- 
versicherung erstreckt ;  über  die  anderen  Versicherungszweige  geht  man  meist 
schnell  hinweg.  Es  soll  nicht  geleugnet  werden,  dass  die  Unfallversicherung 
grosse,  der  Besprechung  werte  Mängel  aufweist  und  im  Laufe  des  Jahres  ein,; 
schier  unendliche  Menge  von  Konfliktsstoff  liefert,  der  sich  vortrefflich  zur  Ver- 
wendung bei  der  Berichterstattung  eignet.  Aber  auch  die  anderen  Ver- 
sicherungszweige weisen  keine  idealen  Einrichtungen  auf,  und  eine  Kritik  ihrer 
Mängel  wäre  —  wenn  man  nun  einmal  auf  eine  eingehende  Berichterstattung 
besonderen  Wert  legt  —  nicht  minder  notwendig. 

Einer  ganz  besonderen  Pflege  erfreut  sich  in  den  Berichten  die  Statistik,  und 
zwar  einer  so  weitgehenden,  dass  man  in  nicht  wenigen  Fällen  ohne  Über- 
treibung von  einer  statistischen  Spielerei  reden  kann.  Wir  üben  doch  sonst 
—  und  nicht  mit  Unrecht  —  Kritik  an  den  bureaukratischen  Sonderlich- 
keiten und  Gepflogenheiten  unserer  Staats-  und  Gemeindebehörden,  schelten 
über  die  unnütze  Vielschreiberei,  die  sich  nur  im  Aktenanhäufen  wohl  fühlt 
und  wegen  lächerlicher  Nichtigkeiten  Berge  von  Papier  verschwendet.  Was 
soll  man  aber  sagen,  wenn  wir  in  den  Berichten  sorgfältig  verzeichnet  finden, 
wieviel  Briefe  an  jedem  Tage  des  Jahres  ein-  und  ausgingen,  wieviel  Personen 
an  einem  Tage  oder  in  der  selben  Sache  das  Sekretariat  ein-,  zwei-  oder  dreimal 
besuchten,  aus  welchen  Orten  die  Besucher  kamen,  welchen  speziellen  Berufen 
sie  angehörten,  wieviel  Schriftsätze,  nach  Gruppen  klassifiziert,  angefertigt 
wurden  und  selbst  wieviel  Seiten  Papier  dabei  beschrieben  werden  mussten? 
Haben  alle  diese  Angaben,  deren  Anführung  für  den  Sekretär  bei  der  Zu- 
sammenstellung viele  Stunden  Arbeit  bedeutet,  auch  nur  den  geringsten  Wert? 
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Es  dürften  sich  nicht  viele  finden,  die  diese  Frage  bejahen.  Kein  Mensch 
fragt  danach,  ob  unter  den  vielen  Tausenden  von  Besuchern  des  Sekretariats 
ausgerechnet  i  Kahnführer,  I  Instrumentenmacher,  2  Kassenboten,  1  Käse- 
händler usw.  mitunterlaufen,  oder  wie  viele  Auskunftsuchende  auf  jeden 
einzelnen  Ort  des  Auskunftsbezirks  entfallen.  Kurze  summarische  Angaben 
erfüllen  hier  zur  Genüge  ihren  Zweck.  Die  Generalkommission  ist  leider  an 
solchen  Zahlenspielereien  in  den  Berichten  nicht  unschuldig,  denn  ihr  all- 
jährlich an  die  Arbeitersekretariatc  zwecks  Zusammenstellung  des  Gesamt- 
berichts versandter  Fragebogen  weist  eine  Anzahl  völlig  überflüssiger  Fragen 
auf,  die  von  den  Sekretären  nur  mit  übermässigem  Zeitverlust  beantwortet 
werden  können.  Darunter  ist  auch  die  Frage  nach  dem  Wohnort  der  Besucher, 
die  zu  ihrer  genauen  Beantwortung  die  Anlage  und  Führung  eines  eigenen 
alphabetischen  Registers  erforderlich  macht,  eine  in  jeder  Beziehung  zwecklose 
und  überdies  zeitraubende  Arbeit.  Nicht  besser  verhält  es  sich  mit  der  Frage 
nach  dem,  Ausgang  der  im  Laufe  des  Jahres  behandelten  Fälle,  ob  erfolg- 
reich, teilweise  erfolgreich  oder  erfolglos.  Die  Frage  nach  dem  partiellen 
Erfolg  ist  schon  dieses  relativen  Begriffs  wegen  überflüssig,  umsomehr  als  eine 
gar  nicht  so  geringe  Anzahl  von  Sekretariaten  es  noch  nicht  einmal  fertig 
gebracht  hat,  von  dem  Ausgang  der  von  ihnen  mit  vollem  Erfolg  behandelten 
Fälle  Kenntnis  zu  erhalten.  Ebenso  überflüssig  erscheinen  die  weiteren 
Fragen  über  die  Gebührenerhebung  für  Auskunftserteilung,  Schriftsätze,  per- 
sönliche Vertretung,  Porti  und  dergleichen,  die  spezialisiert  zu  geben  den 
Sekretären  ganz  unmöglich  ist.  Diese  Fragen  stellen  naturgemäss  nur  eine  un- 
nötige Belästigung  dar  und  sollten  für  die  Folge  von  den  Fragebogen  ver- 
schwinden. 

Wie  weit  sich  die  Vereinfachung  der  Berichterstattung  ausdehnen  lässt,  zeigt 
in  klarer  Weise  der  Bericht  des  Zentralarbeitersekretariats,  und  doch  ist  in  ihm 
alles  Notwendige  gesagt.  Dabei  läge  es  gerade  für  das  Zentralarbeiter- 
sekretariat sehr  nahe  bei  der  grossen  Zahl  wichtiger  und  prinzipieller  Fälle, 
die  es  alljährlich  zu  behandeln  hat,  einen  eingehenden  Bericht  herauszugeben. 
Dies  unterbleibt,  weil  man  sich  mit  Recht  sagt,  dass  prinzipiell  wichtige  Fälle 
bereits  auf  andere  und  zweckmässige  Weise  bekannt  gegeben  werden,  und  da- 
durch die  Kritik  über  die  Handhabung  der  Sozialgesetze  in  breitere  Kreise 
dringt  als  durch  die  Veröffentlichung  im  Jahresbericht.  Das  gleiche  trifft  für 
die  jetzige  Berichterstattung  der  Arbeitersekretariate  zu.  Die  in  den  Jahres- 
berichten niedergelegten  Beanstandungen  und  Anregungen  gehen  heute,  obwohl 
sie  sich  schliesslich  96  mal  wiederholen,  zum  grossen  Teil  unbeachtet  verloren, 
müssen  verloren  gehen.  Würde  dagegen  von  einer  Zentralstelle  aus  alles  zu- 
sammengefasst  in  die  Öffentlichkeit  gebracht  werden,  was  sich  durch  die  tägliche 
Erfahrung  der  Sekretariate  als  notwendig  für  eine  Neuschaffung  oder  Ab- 
änderung der  Gesetzgebung  erweist,  so  würden  solche  Anregungen  und 
Kritiken  grössere  Beachtung  finden. 

Damit  kommen  wir  zum  Kollektivbericht  an  Stelle  der  heutigen  Einzelberichte, 
für  den  in  dem  summarischen  Bericht  des  Zentralarbeitersekretariats  bereits  ein 
Vorläufer  geschaffen  ist.  Selbstverständlich  müsste  der  Bericht  in  diesem  Falle 
eine  weitere  Ausgestaltung  erfahren,  zu  dem  die  einzelnen  Sekretariate  das 
Material  zu  liefern  hätten.  Dieses  Material  zu  sichten,  zu  verarbeiten  und  in 
dem  Kollektivbericht  entsprechend  zu  gruppieren   wäre  Sache  des  Zentral- 
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arbcitersekretariats  oder  eines  damit  betrauten  Redakteurs.  Dass  ein  solcher 
Bericht  der  allgemeinen  Beachtung  sicher  wäre,  bedarf  keiner  Beweisführung. 
Daneben  könnten  die  Arbeitersekretariate  auch  für  die  Folge  kurze,  auf  das 
notwendigste  beschränkte  Tätigkeitsberichte  entweder  in  Verbindung  mit  den 
ebenfalls  einer  Kompression  sehr  fähigen  Kartellberichten  oder  in  der  lokalen 
Presse  veröffentlichen.  Für  Mitteilungen  von  allgemeinem  oder  für  die 
Arbeiter  unmittelbar  praktischem  Interesse  eignet  sich  letztere  fraglos  am 
besten,  schon  deshalb,  weil  solche  Veröffentlichungen  auf  diese  Weise  eine  viel 
grössere  Verbreitung  finden  und  den  Ereignissen  nicht  so  lange  nachhinken 
wie  bei  der  Bekanntgabe  durch  die  Jahresberichte. 

XXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXX'XXXXXXXXXXXXX 
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SORGEND  ein  indischer,  chinesischer  oder  altmcxikanischer  Gott  mit 
'drei  Kopien  hatte  soeben  die  Welt  geschaffen.  Fix  und  fertig  stand 
[die  Maschine  da.  Sie  war  ein  unerreichtes  Meisterstück,  ein  Per- 
petuum mobile;  der  Gott  brauchte  nur  Pt  zu  machen,  und  alle  die 
Milliarden  Räder,  grosse  und  kleine,  gezahnte  und  ungezahnte,  muss- 
ten  laufen,  zuerst  eines,  dann  zwei,  dann  vier,  dann  acht,  dann  sechzehn  und 
so  fort  in  geometrischer  Progression,  bis  das  ganze  Riesenwerk  in  Gang  war 
für  alle  Ewigkeit. 

Äonen  hindurch  hatten  die  drei  Köpfe  darüber  nachgesonnen,  und  lange  waren 
sie  über  das  System  der  Konstruktion  nicht  einig  gewesen.  Den  einen  ver- 
dross  es,  dass  das  Ding,  einmal  fertig  und  angeheizt,  fortschnurren  sollte 
ohne  Unterbrechung  und  ohne  dass  ein  weiteres  Hinzutun  notwendig  wäre. 
>Wenn  ich  mich  künftig  gar  nicht  mehr  einmischen  solle,  wandte  er  ein, 
»wozu  bin  ich  dann  da?  Seht  ihr  nicht  ein,  dass  wir  alle  drei  vollständig 
überflüssig  sind,  sobald  das  Ding  einmal  zu  gehen  angefangen  hat?« 
Die  beiden  anderen  sahen  das  in  der  Tat  nicht  ein.  Sie  beharrten  mit  dem 
Stolze  der  Erfinderschaft  auf  dem  Perpetuum  mobile  als  der  Krone  aller  denk- 
baren Erfindungen  und  erklärten  es  unter  ihrer  Würde  sich  aus  Liebhaberei 
mit  einer  weniger  vollkommenen  Einrichtung  abzugeben. 

»Sollen  wir  vielleicht  in  Zukunft«,  sagten  sie,  »beständig  dahinter  her  sein 
und  täglich  oder  stündlich  wieder  aufziehen,  nachheizen,  einölen  und  der- 
gleichen? Dieser  erbärmliche  Okkasionalismus  würde  uns  ja  den  ganzen  ästhe- 
tischen Genuss  verderben !« 

Und  da  sie  in  der  Majorität  waren,  setzten  sie  ihre  Ansicht  durch. 

Nun  war  der  grosse  Augenblick  gekommen.  Der  Gott  stellte  sich  an  die  Welt- 
achse, eine  ungeheure  Röhre  aus  glänzend  poliertem  Stahl,  die  vom  Zenit 
bis  zum  Nadir  lief,  und  richtete  seine  drei  Köpfe  nach  oben,  nach  unten  und 
nach  der  Mitte.  Dann  zählte  er:  »Eins,  zwei,  drei«.  Und  bei  drei  machten 
alle  drei  Köpfe  nach  oben,  nach  unten  und  nach  der  Mitte  mit  einem  leicht 
nachstürzenden  Hauch  PI 

Da  begann  sich  das  Werk  zu  regen  wie  ein  schlafendes  Ungeheuer,  das  mit 
Gebrüll  erwacht.  Langsam  setzte  sich  eine  Transmission  nach  der  andern  in 
Bewegung,  die  Räder  fingen  an  sich  zu  drehen,  und  Gottes  Hauch  sprang  wie 
ein  elektrischer  Funken  von  einem  Nietenkopf  zum  andern.  Bald  war  das 
Ganze  in  Gang,  donnernd  und  dröhnend,  schmetternd  und  schwirrend,  rollend 
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und  rasselnd,  klappernd  und  klirrend:  in  seinem  Höllenlärm  scheinbar  ein 
chaotisches  Durcheinander,  aber  für  die  Augen  des  Meisters  ein  Schauspiel 
voll  Wohlklang  und  sinnreich  klarer  Mechanik,  an  dem  er  sich  nicht  ersättigen 
konnte. 

Das  Wunderbarste  an  dieser  Maschine  war  die  Drehscheibe,  auf  der  die  mensch- 
lichen Wesen  befestigt  waren.  Jedes  von  ihnen  hatte  auf  dem  Kopf  einen 
spinnwebdünnen  Faden  eingehakt,  der  jedoch,  genauer  besehen,  sich  als  ein 
mikroskopisch  feines  Kettchen  erwies,  dessen  Glieder  mit  denen  aller  anderen 
Wesen  durch  noch  feinere  Fäden  verbunden  waren.  Dieses  ganze  Gespinst 
unzählbarer  Fäden  war  in  ein  gewaltiges  Seil  zusammengedreht,  das  sich  auf 
der  Weltachse  unten  aufspulte,  um  oben  wieder  hcrabzulaufen  und  sich  in 
einzelne  Fäden  zu  zerteilen.  Durch  die  Drehung  der  Weltachse  wurde  die 
Scheibe  in  gleichmässiger  Bewegung  erhalten;  aber  die  Püppchen,  die  auf  ihr 
so  eilfertig  zappelten  und  strampelten,  glaubten,  dass  sie  selbst  vermöge  ihrer 
emsigen  Tätigkeit  sich  vorwärts  bewegten.  Denn  sie  konnten  den  Faden  auf 
ihrem  Kopfe  nicht  erblicken,  noch  das  ganze,  göttliche  Gewebe,  in  das  sie 
hineingeknüpft  waren  wie  Glasperlen  in  einen  gestrickten  Geldbeutel. 

Die  Drehscheibe  bewegte  sich  um  die  Weltachse  dergestalt  herum,  dass  die 
eine  Hälfte  auf  der  beleuchteten,  die  andere  auf  der  finsteren  Seite  kreiste. 
Die  beleuchtete  Seite  nannten  die  Wesen  das  Leben,  die  finstere  den  Tod. 
Während  sie  auf  der  finsteren  Seite  waren,  erstarrten  sie  in  der  langen,  ein- 
förmigen Dunkelheit  zu  einer  Art  Winterschlaf,  und  wenn  sie  dann  wieder 
in  die  Helligkeit  kamen,  erinnerten  sie  sich  an  nichts  mehr.  Sie  waren  eben 
recht  grob  und  plump  organisiert ;  und  ihre  geistigen  Fähigkeiten  reichten 
nicht  weiter  als  es  für  die  Existenz  auf  einer  Drehscheibe  notwendig  ist.  Das 
aber  war  eine  weise  Vorkehrung  des  Erfinders.  Hätten  sie  nicht  immer  wieder 
die  alte  Welt  für  eine  neue  Welt  und  sich  selbst  für  etwas  Niedagewesenes 
gehalten,  so  wäre  ihnen  das  Leben  nach  einigen  tausend  Umdrehungen  uner- 
träglich langweilig  geworden,  und  ihr  Treiben  hätte  jenen  possierlichen  An- 
strich verloren,  den  sich  der  Gott  als  etvige  Heiterkeit  des  Lebens  gedacht 
hatte. 

So  ging  das  nun  fort  und  fort,  ganz  fabelhafte  Zeiträume  hindurch. 

Mittlerweile  hatte  der  linke  Kopf  Gottes  angefangen  sich  missvergnügt  zu 
schütteln.  Den  beiden  anderen  gab  ihr  orbis  picius  so  viel  zu  schauen,  dass 
sie  nicht  darauf  achteten. 

Eines  Tages  aber  sagte  er  plötzlich  laut:  »Nein,  jetzt  halte  ich  es  nicht  länger 
aus  !< 

Erstaunt  blickten  die  beiden  anderen  auf. 
*Wie  sagtest  du?c  fragte  der  Rechte  höflich. 

:Ich  sage,  ich  halt'  es  nicht  mehr  aus.    Das  ewige  Einerlei  langweilt  mich 
zum  Sterben.    Wie  lange  soll  denn  das  noch  dauern?« 
Feierlich  versetzten  die  beiden  anderen:  »Ewig.« 

»'Ja,  sagt  mir,  habt  ihr  es  denn  noch  nicht  satt  ?  Ich  muss  gestehen,  ich  möchte 
beinahe  lieber  unten  auf  der  Drehscheibe  kleben  als  hier  oben  zusehen,  wie  das 
so  eintönig  fortgeht  jahraus  jahrein.  Diese  Welt  hat  nicht  das  geringste 
Interesse  mehr  für  mich;  ich  kenne  sie  auswendig  von  Alpha  bis  Omega. 
Endlich  muss  doch  etwas  Neues  geschehen !« 
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Nun  war  die  Reihe  des  Kopfschütteins  *an  den  beiden  anderen.  Sie  begriffen 
diese  Neuerungssucht  durchaus  nicht  und  blieben  bei  ihrer  ursprünglichen  An- 
sicht, dass  diese  Welt  die  beste  aller  möglichen  Welten  sei.  Sie  ihrerseits 
würden  des  Zusehens  in  alle  Ewigkeit  nicht  satt  werden.  Der  Linke  versuchte 
durch  Argumente  zu  wirken ;  aber  sie  erklärten  diese  Argumente  für  sub- 
jektiv. Alles,  was  er  erreichte,  war,  dass  sie  ihm  die  Freiheit  einräumten 
seinen  subjektiven  Standpunkt  für  sich  zu  behalten.  Es  wäre  wider  alles  gött- 
liche Recht,  wenn  er  diesen  Standpunkt  auch  ihnen  aufnötigen  wollte. 
Nun  bemächtigte  sich  des  Linken  eine  wachsende  Verstimmung.  Hartnäckig 
hielt  er  seine  Augen  geschlossen.  Die  anderen  merkten  es,  aber  sie  über- 
liessen  ihn  sich  selbst,  wohl  wissend,  dass  solche  Unterschiede  in  der  Welt- 
anschauung nicht  durch  Auseinandersetzungen  zu  lösen  sind. 

Nach  einigen  Jahrtausenden  öffnete  der  Linke  wieder  seine  göttlichen  Augen. 
Sie  funkelten  unheimlich  wie  von  verhaltenem  Ingrimm. 
»Ihr  werdet  wohl  erraten,  was  ich  vorhabe«,  sagte  er. 

»Hast  du  eine  neue  Erfindung  gemacht?«  fragte  der  Rechte  erwartungsvoll. 
»Und  ihr  würdet  sie  einführen?« 

»Darüber  sind  die  Akten  geschlossen«,  versetzte  der  Mittlere  bestimmt. 
»Gut  denn,  ihr  wollt  es  nicht  anders  haben.    Meine  Geduld  ist  erschöpft.  Und 
ich  sage  euch,  es  wird  dennoch  etwas  geschehen!    Nicht  verbessern  will  ich 
euer  Machwerk :  ich  will  es  zerstören !« 

Ungläubig  lächelnd  blickten  ihn  die  beiden  anderen  an.  Aber  sie  konnten  sich 
nicht  mehr  darüber  täuschen,  dass  der  Linke  zum  Äusserstcn  gebracht  war. 
Eine  furchtbare  Veränderung  hatte  sich  an  ihm  vollzogen;  Blitze  schössen 
aus  seinen  Augen,  und  sein  Angesicht  glühte.  Sein  Atem  war  ein  schnau- 
bender Sturmwind,  seine  Stimme  wie  ein  heraufziehendes  Gewitter.  Und  plötz- 
lich ausbrechend,  in  rasendem  Zorn,  riss  er  sich  los  aus  der  göttlichen  Einheit 
und  sprang  mit  gellendem  Hohngelächter  hinab  in  die  Wirbel  der  Welt.  Don- 
nernd zerschellte  sein  Haupt  an  der  Weltachsc;  die  Räder  erfassten  die  Stücke 
und  zermalmten  sie  in  Milliarden  Atome.  Und  in  Milliarden  Tropfen  spritzte 
Feuer  aus  den  zerrissenen  Adern  und  ergoss  sich  über  die  Welt  und  zündete, 
wohin  es  traf. 

Die  beiden  anderen  sahen  zu.    Unbeweglich  verfolgten  sie  die  ungeheure  Tat. 
»Fr  wird  reuig  zurückkehren«,  meinte  der  Rechte. 
»Fr  wird  nicht  nachgeben«,  meinte  der  Mittlere. 

Wieder  vergingen  ungemessene  Zeiträume.  Der  abtrünnige  Gott  blieb  in  der 
Welt  verschollen.  Nicht  spurlos  aber.  Der  Mechanismus  stockte  bald  da,  bald 
dort ;  Nieten  lockerten  sich,  Ketten  rissen,  Riemen  dehnten  sich,  Kessel  platzten, 
Räder  liefen  sich  heiss,  Radkränze  barsten,  Seile  verknüpften  sich. 

Am  schlimmsten  ging  es  auf  der  Drehscheibe  zu.  Die  artigen  Püppchcn 
waren  nicht  wiederzuerkennen;  anstatt  ordentlich  fortzutrotten,  eines  neben 
dem  andern,  in  Reih  und  Glied,  auf  den  angewiesenen  Plätzen,  begannen  sie 
hin  und  her  zu  reissen,  einander  zu  drängeln  und  zu  stossen,  einander  auf  die 
Hacken  zu  treten  oder  ein  Bein  zu  stellen,  dass  eines  über  das  andere  pur- 
zelte. Zugleich  erhob  sich  unter  ihnen  ein  mörderliches  Geschrei;  die  einen 
redeten  vom  Sündenfall,  die  anderen  vom  Kampf  ums  Dasein ;  noch  andere 
kamen  auf  einmal  zur  Erkenntnis,  dass  sie  ja  alle  nichts  als  elende  Marionetten 
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seien,  an  unzerreissbaren  Fäden  durch  einen  unbekannten  Willen  gegängelt; 
und  sie  verkündeten  laut,  dass  die  angebliche  Freiheit  des  Willens  nur  eine 
Erfindung  der  Polizei  sei,  ein  windiger  Vorwand  zur  strafrechtlichen  Verfol- 
gung unverantwortlicher  Staatsbürger.  Viele  wollten  durchaus  nicht  weiter- 
zappeln, da  doch  die  ganze  Zappelei  keinen  Zweck  habe ;  sie  setzten  sich  nieder, 
betrachteten  ihren  Nabel  und  sagten,  man  müsse  die  Welt  verneinen,  das  sei 
das  einzige  Mittel,  um  aus  dieser  Höllenmaschine  herauszukommen.  Andere 
wieder  lehrten,  dass  diese  jammervolle  Existenz  auf  der  Drehscheibe  nur  die 
Vorbereitung  für  ein  besseres  Jenseits  sei,  und  dass  der  erhabene  Ingenieur, 
der  die  ganze  Anlage  geschaffen  habe,  die  Wesen,  die  sich  auf  der  Drehscheibe 
durch  ihren  Wandel  bewährten,  nach  Vollendung  ihrer  Laufbahn  zu  sich  zu 
nehmen  beabsichtige. 

Alle  diese  Hauptmeinungen,  deren  es  eine  Unmenge  gab,  fanden  Anhänger 
und  Gegner  und  spalteten  sich  in  immer  zahlreichere  Untermeinungen,  so  dass 
unter  den  Wesen  auf  der  Drehscheibe  allmählich  eine  heillose  Verwirrung 
um  sich  griff.  Und  in  ihrer  groben  Weise  sich  die  Sachen  zurechtzulegen 
fielen  sie  über  einander  her  und  schlugen  sich  weidlich  die  Köpfe  blutig,  alle 
gegen  alle,  alle  gegen  einen,  einer  gegen  alle,  wie  es  gerade  kam.  Kurz,  sie 
massten  sich  an,  über  sich  und  die  Welt  nachzudenken,  die  Narren,  und  merkten 
dabei  nicht,  dass  es  Gottes  Zorn  war,  der  in  ihnen  gärte.  Zuweilen  witterte 
ein  besonders  feiner  Kopf  etwas  dergleichen  und  predigte  vom  Teufel,  der  los- 
gelassen sei  und  umhergehe  wie  ein  brüllender  Löwe.  Dann  wuchs  die  Angst 
und  Pein  der  Wesen  auf  der  Drehscheibe  ins  Unerträgliche;  sie  stellten  in 
ihrer  Gewissensqual  die  verrücktesten  Dinge  an,  bis  sie  wieder  den  Teufel 
und  seine  Prediger  vergassen. 

Mit  der  ewigen  Heiterkeit  des  Lebens  war  es  aus.  Aber  auch  mit  der  ewigen 
Heiterkeit  seines  Schöpfers.  Sorgenvoll  ordneten  die  beiden  Köpfe  den  wider- 
spenstigen Mechanismus  immer  von  neuem.  Nicht  mehr  jedoch  mit  der  seligen 
Ruhe  der  ästhetischen  Kontemplation.  Sie  waren  schmerzlich  in  Mitleiden- 
schaft gezogen:  der  Gott  in  der  Welt  hatte  sich  nicht  gänzlich  von  dem  Gott 
ausser  der  Welt  geschieden. 

Endlich  erhob  sich  der  Rechte.  Die  Klarheit  eines  himmlischen  Entschlusses 
leuchtete  auf  seinem  Antlitz.   Er  liub  an: 

»Länger  kann  dieser  Zustand  nicht  dauern.    Er,  der  sich  hinabgestürzt  hat, 
um  mit  seinem  göttlichen  Leben  die  Harmonie  der  mechanischen  Ordnung  zu 
zerstören,  er  ist  der  Unüberwindliche  für  uns,  die  wir  von  aussen  lenken.  Es 
muss  ein  Opfer  gebracht  werden.    Ich  werde  in  die  Welt  hinuntersteigen.« 
»Und  was  wirst  du  in  der  Welt  tun?« 
>Ich  werde  ihn  suchen.« 
»Er  wird  sich  zur  Wehr  setzen.« 
»Ich  werde  mit  ihm  kämpfen.« 

»Welche  Waffe  hast  du  gegen  ihn,  der  den  Hass  in  die  Welt  gebracht  hat?« 
»Ich  werde  die  Liebe  in  die  Welt  bringen  .  .  .« 

Und  nun  sind  sie  beide  in  der  Welt,  suchen  und  fliehen  einander,  lieben  und 
hassen  einander.  Die  Welt,  sie  ist  voll  eines  Gottes,  der  mit  sich  uncins  ist: 
wer  kann  daran  zweifeln? 
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1CHT  nur  in  der  Parteigeschichte  der  Sozialdemokratie  sondern  auch 
in  der  politischen  Geschichte  Preussens  wird  der  3.  Juni  1908  cinea 
merkenswerten  Tag  bedeuten:  er  bedeutet  den  Eintritt  der  Sozial- 
demokratie in  das  preussische  Parlament.  Alle  Parteien  sind  darin 
einig,  dass  in  der  Eroberung  sozialdemokratischer  Mandate  die  Be- 
deutung der  neuesten  Landtagswahlen  liege,  ja  man  kann  sagen,  dass  sich  die 
Bedeutung  darin  erschöpfe.  Der  Erfolg  der  Sozialdemokratie  wird  auch  ge- 
bührend von  der  Parteipresse  gefeiert:  die  Arbeiterschaft  sendet  nunmehr  eine 
Anzahl  Vertreter  ins  Dreiklassenparlament,  so  dass  den  Arbeiterfragen  auch 
dort  künftig  grössere  Aufmerksamkeit  als  bisher  geschenkt  werden  muss, 
dass  eine  Reihe  von  Materien,  die  die  Arbeiterschaft  angehen,  die  Verhält- 
nisse der  Eisenbahnarbeiter,  der  Bergarbeiter  usw.,  eine  grosse  Anzahl  von 
Verwaltungsfragen  vom  Standpunkt  der  freien  Gewerkschaften  aus  behandelt 
werden  können.   Wer  wollte  diesen  Erfolg  unterschätzen? 

Wenn  ich  trotzdem  auch  an  dieses  Wahlresultat  einige  kritische  Bemerkungen 
knüpfe,  so  geschieht  es  nicht,  um  den  Erfolg  etwa  verkleinern  zu  wollen,  son- 
dern aus  einem  Grunde,  den  ich  schon  vor  einem  Vierteljahr  in  den  Sozia- 
listischen Monatsheften  auseinandergesetzt  habe,  als  ich  ausführte,  bei  der 
innegehaltenen  Taktik  werde  die  Zusammensetzung  des  preussischen  Ab- 
geordnetenhauses im  wesentlichen  die  bleiben,  die  sie  bisher  war:  es  werde 
keine  Vermehrung  der  oppositionellen  Linken,  sondern  nur  eine  Verschiebung 
eintreten;  eine  Schwächung  der  bisherigen  Majorität  werde  nicht  erreicht 
werden.1)  Und  in  der  Tat  hat  die  Sozialdemokratie  ihre  Erfolge  auf  Kosten 
der  liberalen  Parteien  erreicht.  Die  Hochburg  des  Freisinns,  Berlin,  ist  mit 
Erfolg  von  der  Sozialdemokratie  bestürmt  worden.  Es  ist  bitter  für  den 
Freisinn,  der  in  Selbstzerficischung  vor  den  Wahlen  das  Möglichste  leistete, 
sich  von  der  Deutschen  Tageszeitung  sagen  lassen  zu  müssen,  dass  »die  Wider- 
standskraft der  freisinnigen  Parteien  gegen  die  Demagogie  und  Massenver- 
hetzung sich  als  ausserordentlich  schwach«  erwiesen  habe.  Der  Freisinn  wird 
ja  in  seiner  jetzigen  Situation  diese  Charakterisierung  ruhig  hinnehmen  müssen, 
aber  vielleicht  wird  es  doch  da  und  dort  dämmern,  dass  der  Ruck  nach  rechts 
den  Liberalismus  bei  einem  grossen  Teil  der  Wähler  stark  diskreditiert  hat. 
Die  Niederlage  in  Berlin  ist  wenigstens  in  etwas  auf  dieses  sinkende  Vertrauen 
zurückzuführen. 

Wenn  einige  liberale  Blätter  für  die  Stichwahlen  die  Parole  Front  nach  rechts! 
ausgeben,  so  wäre  allerdings  dringend  zu  wünschen,  dass  danach  gehandelt 
würde.  Es  könnten  keine  entscheidenden  Änderungen  in  der  Zusammensetzung 
des  künftigen  Abgeordnetenhauses  mehr  erzielt  werden,  aber  immerhin  könnte 
die  Linke  wenigstens  einige  Verstärkung  erfahren.  Für  die  weitere  Entwicke- 
lung  der  Wahlrechtsfrage  wäre  dies  aber  nicht  gleichgültig.  Und  die  Haupt- 
bedeutung dieser  Wahl  soll  doch  darin  liegen,  dass  sie  einen  erheblichen  Schritt 
zu  einer  freiheitlicheren  Gestaltung  des  Wahlrechts  birngen  soll.  Werden  die 
liberalen  Parteien  von  diesem  Gesichtspunkt  aus  ihr  Verhalten  bei  den  Ab- 
geordnetenwahlen einrichten?  Ich  glaube  noch  eher,  dass  es  das  Zentrum  tun 
kwürde,  obwohl  die  Liberalen  doch  die  nächsten  dazu  wären.    Die  Sozialdemo- 

')  VtfgL  meinen  Artikel  Wahlrecht skam  ff  und  Wahl  kämpf  in  ilon  SosiaKiliscktn  Monatsheften. 
\<jO»,  I.  Band.  pif.  33'  rt. 
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kratie  wird  hoffentlich  überall  bei  den  Entscheidungen  die  Wahlrechtsfrage  in 
den  Mittelpunkt  rücken  und  jeden  Kandidaten  unterstützen,  der  für  die  radikale 
Umgestaltung  des  Wahlrechts  einzutreten  gewillt  ist.  Es  ist  zu  wünschen,  dass 
ausschliesslich  nach  diesem  grossen  Gesichtspunkt  verfahren  werden  wird. 

Freilich,  daran  ist  nichts  mehr  zu  ändern,  dass  die  einer  einschneidenden  Wahl- 
rechtsreform entgegenwirkende  Majorität  nach  wie  vor  fest  im  Sattel  sitzt. 
Die  Fehler,  die  veranlassten,  dass  es  so  kommen  musste,  sind  gemacht  und  ' 
können  nachträglich  nicht  mehr  korrigiert  werden.  Gut  Ding  will  nun  einmal 
Weile  haben,  und  man  muss  darauf  vertrauen,  dass  man  bei  den  nächsten 
Wahlen  das  Versäumte  nachholt.  Denn  seien  wir  doch  angesichts  unseres  Er- 
folges offen:  Konnten  wir  uns  nicht  schon  früher,  konnten  wir  nicht  schon 
seit  15  Jahren  uns  vielleicht  nicht  des  gleichen,  aber  doch  eines  ähnlichen  Er- 
folges erfreuen  ?  Die  heute  Hosianna  rufen,  haben  sie  nicht  einst  d  i  e  Ge- 
nossen, die  für  die  Sache  der  Landtagswahlbeteiligung  Pionierdienstc  geleistet 
haben,  in  wenig  freundlicher  Weise  kritisiert  und  abgetan?  Man  muss  es  be- 
dauern, dass  diese  Pioniere  —  wir  nennen  nur  der  zeitlichen  Reihenfolge 
nach  die  Namen  Schippel,  Bernstein  und  Arons  —  nicht  selber  in  das 
nunmehr  erschlossene  preussische  Parlament  einziehen;  sie  mögen  die  Genug- 
tung  empfinden,  das  trotz  aller  Anfeindung  aus  den  eigenen  Reihen  die  von 
ihnen  ausgestreute  Saat  schliesslich  doch  zur  erfreulichen  Ernte  herangereift  ist. 
Auch  das  muss  heute  nach  diesem  ersten  Erfolg  hier  ausgesprochen  werden, 
weil  es  sonst  vielleicht  nirgends  gesagt  werden  würde. 

Gerade  an  der  Entwickelung  dieser  Wahlbeteiligungsfrage  kann  man  wieder 
einmal  sehen,  wie  grundverkehrt  es  ist  die  freie  Diskussion  innerhalb  der 
Partei  einengen  zu  wollen.  Was  heute  vielleicht  noch  als  unzuträglich  für  die 
Partei  erkannt  wird,  das  ist  einige  Jahre  später  so  selbstverständlich,  dass  man 
gar  nicht  mehr  daran  glauben  will,  wie  die  Verfechtung  einer  fortschrittlichen 
Idee  innerhalb  der  Partei  eine  recht  unangenehme  Sache  war.  Man  kann  das 
ruhig  aussprechen,  ohne  sich  der  Hoffnung  hinzugeben,  dass  es  nun  mit  einem 
Schlage  anders  werden  wird.  Das  liegt  nun  einmal  so  in  der  Natur  der  Ver- 
hältnisse, in  der  Psychologie  fest  begründet.  Aber  man  kann  aus  solchen  Er- 
fahrungen die  Hoffnung  entnehmen,  dass  es  vorwärts  geht,  langsam  zwar,  aber 
sicher.  Ist  die  Sozialdemokratie  erst  einmal  im  preussischen  Abgeordneten- 
hause vertreten,  so  wird  das  Interesse  an  den  preussischen  Landesangclegcn- 
heiten  bei  den  Arbeitern  und  ihren  Abgeordneten  sich  noch  in  viel  intensiverem 
Grade  entwickeln  als  dies  vorher  der  Fall  war.  Man  wird  erst  recht  die 
Fesseln  des  Drciklassenwahlrechts  empfinden  und  nach  einer  Taktik  suchen, 
durch  die  die  Lösung  der  Wahlrechtsfrage  mehr  gefördert  wird  als  es  diesmal 
geschah.  Man  wird  zu  der  Erkenntnis  gelangen,  dass  eine  konsequente  Zu- 
sammenfassung aller  Parteien,  die  ein  freieres  Wahlrecht  fordern,  dass  eine 
gegenseitige  Unterstützung  dieser  Parteien  im  Interesse  der  einen,  wichtigsten 
politischen  Aufgabe  unumgänglich  notwendig  ist,  dass  jede  Zersplitterung, 
jede  Ablenkung  von  dieser  Hauptaufgabe  ein  politischer  Fehler  ist.  Denn 
darin  sind  sich  wohl  alle  einig,  dass  mit  dem  Ausgang  dieser  Wahl  die  einer 
Wahlreform  feindliche  Majorität  kaum  einen  Schaden  erlitten  hat.  Sagt  doch 
auch  der  Vorwärts  vom  4.  Juni  in  seinem  den  Wahlsieg  feiernden  Artikel: 
>Die  roten  Siege  des  3.  Juni  sind  ein  Schritt  zur  Befreiung  des  preussischen 
Volkes  von  übermütigen  Herren,  zur  Befreiung  Deutschlands  vom  preussischen 
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Alp,  vom  Druck  der  preussischen  Reaktion.  Ein  Schritt!  Nicht  mehr.  Wir 
werden  es  nicht  vergessen  über  dem  berechtigten  Triumphgefühl,  mit  dem  der 
stolze  Tag  uns  erfüllt.  Der  Jubel  des  Sieges  soll  uns  nicht  den  klaren  Blick 
umnebeln  für  die  harte  Tatsache,  dass  die  Volksfeinde  nach  wie  vor  das  Schick- 
sal des  preussischen  Volkes  in  ihrer  Gewalt  behalten.! 

Ein  Schritt;  nicht  mehr:  das  ist  auch  meine  Meinung.  Um  einen  weiteren, 
,  grösseren  Schritt  zum  Ziele  zu  tun,  dazu  ist  ein  Zusammengehen  mit  allen  den 
Parteien  notwendig,  die  sich  für  die  Wahlrechtsreform  gewinnen  lassen. 
Könnten  schon  die  Abgeordnetenwahlen  nach  dieser  taktischen  Maxime  erfolgen, 
so  würde  das  nicht  zum  wenigsten  dazu  beitragen,  dass  die  hier  vorgeschlagene 
Taktik  in  ihrer  grundsätzlichen  Berechtigung  von  der  Partei  anerkannt  und 
so  ein  Präzedenzfall  für  eine  Konzentration  der  Kräfte  bei  einer  Wahl,  bei 
der  es  um  ein  grosses  Ziel  geht,  geschaffen  wird. 

XXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXX 

RLFRED  FRÖHLICH  •  ZUR  PSYCHOLOGIE  DER 
TECHNIK 

fall  Ml  NGENIEURE  sind  im  allgemeinen  keine  Freunde  der  Philosophie. 
UMl  tV  Und  WCr  die  läti^feit  des  Ingenieurs  kennt,  seine  Arbeit  und  sein 
Bjflj  im  Streben,  wird  es  begreifen,  dass  er  den  subtilen  Untersuchungen  der 
nl'J  l'l  Philosophie  nicht  folgen  will,  vielleicht  auch  nicht  folgen  kann.  Der 
fisLlsy  Grund  hierfür  scheint  hauptsächlich  darin  zu  liegen,  dass  sein  ganzes 
Wesen  ihn  zu  Taten  drängt.  Im  Anfang  war  die  Tat,  und  nur  sie  entscheidet : 
das  könnte  man  als  Motto  seiner  Wissenschaft  setzen.  Nicht  Worte  und 
Begriffe  sind  für  ihn  bedeutend  sondern  ihre  Umsetzung  in  reale  Werte;  so 
gleicht  das  Ergebnis  seiner  Tätigkeit  einem  gewaltigen  Bau,  der  sichtbar 
in  die  reale  Welt  hinausragt,  während  das  Gebäude  der  Philosophie  ihm  wie 
ein  Luftschloss  erscheint,  das  nur  im  geistigen  Auge  weniger  weltfremder 
Denker  besteht. 

Und  doch  ist  die  Technik  nur  ein  kleiner  Teil  der  Äusserungen  des  Lebens; 
auch  sie  entspringt  dem  menschlichen  Wollen  und  muss  in  die  Lehre  von  den 
menschlichen  Handlungen  einbezogen  werden  können.  Sie  ist  ein  Teil  jener 
Wissenschaft  des  Lebens,  die  die  urewigen  Fragen  nach  Entstehung,  Ent- 
wickelung  und  Zielen  besonders  des  menschlichen  Daseins  zu  beantworten 
sucht.  Und  es  ist  kein  unwichtiger  Beitrag,  den  gerade  die  technische 
Wissenschaft  liefern  kann:  ist  doch  die  Technik  die  eifrigste  Förderin 
aller  Kultur,  ja  geradezu  ein  Massstab  ihrer  Grösse.  Freilich  scheint  sie  nur 
die  äussere  Kultur  zu  beeinflussen,  auf  die  sie  unmittelbar  wirkt;  die 
tausendfältigen  Wechselbeziehungen  des  äusseren  und  inneren  Lebens,  deren 
Summe  den  Inhalt  der  Kulturgeschichte  bilden,  lassen  jedoch  die  unendliche 
Tragweite  des  Einflusses  der  Fortschritte  der  Technik  auf  die  innere 
Kultur,  die  Versittlichung  und  Veredlung  des  Menschen  deutlich  erkennen. 
Aber  noch  in  anderer  Hinsicht  ist  die  Entwickelung  der  Technik  für  die 
moderne  Erkenntnistheorie  von  unendlichem  Wert.  Die  Geschichte  der 
Technik  ist  nicht  mit  Worten  sondern  mit  Taten  geschrieben.  Jedes  neue 
Werkzeug  zeigt,  wie  sich  der  Geist  des  Menschen  entwickelte,  wie  der  Mensch 
zum  Denker  wurde,  wie  er  beobachtete  und  Gesetze  fand;  die  Ausgrabungen 
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der  Werkzeuge  aus  prähistorischer  Zeit  sind  die  wahrhaftigsten  Dokumente 
der  Menschheit,  unzweideutiger  und  eindringlicher  geschrieben  als  je  eine 
Aufzeichnung  in  Stein,  Pergament  oder  Papier.  »Die  ganze  Menschen- 
geschichte, genau  betrachtet,  löst  sich  zuletzt  in  die  Geschichte  der  Erfindung 
besserer  Werkzeuge  auf«,  sagt  mit  Recht  Edmund  Reitlinger.  In  diesem  Sinne 
wäre  eine  Geschichte  der  Technik  gleichzeitig  die  Grundlage  einer  Psycho- 
logie der  Technik,  überhaupt  der  Unterbau  jeder  Erkenntnislehre.  Ihre  Auf- 
gabe wäre  Geburt,  Werden,  Ausgangspunkte  und  Ziele  der  Technik  zu  unter- 
suchen und  gleichzeitig  die  parallellaufende  Entwickelung  der  Wissenschaften 
zu  betrachten,  um  zu  zeigen,  wie  die  sich  in  Erfindungen  äussernde  Erkenntnis 
nach  und  nach  zu  Gesetzen  kristallisierte.  Eine  solche  Geschichte  der  Technik 
wäre  der  Rahmen,  in  den  sich  die  Kulturgeschichte  der  Menschheit  passend 
fügte,  ja  noch  mehr:  beide  müssten  zu  einer  untrennbaren  Einheit  ver- 
schmelzen. 

Ein  derartiges  Unternehmen  würde  die  Arbeitskraft  eines  einzelnen  weit  über- 
steigen; sie  würde  ein  geistiges  Zusammenarbeiten  bedeutender  Kräfte  fordern, 
deren  Ziel,  trotz  der  Verschiedenheit  der  Wege,  das  selbe  sein  müsste.  An 
einem  solchen  Werke  müssten  Ingenieure  und  moderne  Philosophen  be- 
teiligt sein.  Betrachtet  man  die  bisherige  schriftstellerische  Tätigkeit  des  In- 
genieurs, muss  man  beinahe  zur  Erkenntnis  kommen,  dass  ihm  der  historische 
Sinn  zu  fehlen  scheint.  Es  wäre  auch  erklärlich.  Der  Ingenieur  ist  ein  Gegen 
wartsmensch;  für  ihn  gilt  es  mehr  als  für  jeden  anderen  der  Forderung  des 
Tages  zu  leben;  im  wirtschaftlichen  Kampfe  muss  man  um  sich  und  vorwärts 
schauen;  die  Vergangenheit  ist  mit  der  Lehrzeit  abgetan.  Berufen  und  ge- 
wöhnt den  täglich  neuen  Aufgaben  des  praktischen  Lebens  gerecht  zu  werden, 
fehlt  ihm  sogar  die  Zeit  und  Müsse  zu  rückschauender  Betrachtung.  Der  Wett- 
bewerb der  siegreich  fortschreitenden  Industrie  gewährt  keine  Ruhepunkte, 
und  selbst  als  Gelehrter  muss  der  Ingenieur  noch  schöpferisch  tätig  sein,  will 
er  die  innige  Fühlung  mit  seinem  eigentlichen  Beruf  nicht  verlieren.  Technik 
heisst  Fortschritt  und  Entwickelung.  Was  war,  ist  überwunden  von  dem 
zwingenden  ist.  Das  Ideal  des  Ingenieurs  liegt  vor,  nicht  hinter  ihm.  Deshalb 
erscheint  ihm  die  bisherige  Gymnasialerziehung  unzureichend  als  Vorbildung 
kräftiger  Gegenwartsmenschen. 

Es  gibt  sicherlich  viele  zünftlerische  Gelehrte,  die  in  dem  Wesen  des  Ingenieurs 
nur  den  Ausdruck  jener  materialistischen  Gesinnung  erblicken,  die  unsere  Zeit 
jedes  Idealismus  bar  erscheinen  lässt.  Sehr  mit  Unrecht.  Der  Ingenieur  ist 
heute  mehr  als  je  von  einem  hohen  Idealismus  erfüllt,  allerdings  von  einem 
realen  Idealismus,  der  ihm,  ohne  Illusionen,  auf  dem  festen  Boden  der  Wissen- 
schaft einen  sicheren  Weg  nach  oben  weist.  Merksteine  dieses  Weges  sind 
Taten,  Wunderwerke  für  den  Laien,  Ergebnisse  eifriger,  zielbewusster 
Energie  für  den  Kenner.  Und  seine  Arbeit  wird  gedeckt  durch  das  sittliche 
Gefühl  der  vollen  Verantwortlichkeit  für  jede  Tat;  sie  wird  gehoben  durch 
das  Bewusstsein  mitzuwirken  an  nützlichen  Werken,  die  dem  Gemeinwohl 
dienen;  sie  wird  getragen  durch  das  Gefühl  der  Persönlichkeit,  das,  nach 
künstlerischer  Schönheit  dürstend,  seiner  Schöpfung  ein  künstlerisches  Ge- 
präge gibt.  Der  Ingenieur  steht  im  Leben,  dessen  Probleme  an  ihn  herantreten : 
neben  den  Aufgaben  seines  Berufes  der  wirtschaftliche  Kampf,  die  soziale 
Frage.   Gerade  die  letzte  zwingt  ihn  zur  grössten  Energieentfaltung,  um  seiner 
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hohen  Aufgahe  Vermittler  oft  widerstreitender  Interessen  zu  sein  gerecht  zu 
werden.  Sein  Blick  muss  daher  die  Gegenwart  scharf  ins  Auge  fassen,  und 
deshalb  fehlt  dem  Ingenieur  der  historische  Sinn.  Erst  jetzt  werden  aus 
Ingenicurkreiscn  die  ersten  Ansätze  einer  Geschichte  des  Maschinenbaues, 
einer  Würdigung  bedeutender  Männer  der  Technik  unternommen.  Es  ist 
daher  leicht  begreiflich,  dass  die  vor  dreissig  Jahren  erschienene  Philosophie 
der  Technik  von  keinem  Ingenieur  sondern  von  einem  Philosophen  geschrieben 
wurde.1)  Der  Verfasser  jenes  interessanten  Werkes  sieht  in  allen  Er- 
findungen, in  den  Werkzeugen,  Apparaten  und  Maschinen  unbewusste 
Projektionen  der  Organe  des  Menschen  auf  die  Ausscmvclt.  Was  je  erfunden 
wurde,  ist  nach  ihm  nichts  anderes  als  eine  unbewusste  Nachahmung  der 
Organe  und  Vorgänge  im  menschlichen  Körper.  Werkzeuge  sind  die  Fort- 
setzung vorbildlicher  Organe,  deren  Kraft  sie  beliebig  darüber  hinaus  ver- 
stärken, das  Netz  der  Blutgefässe  ist  ein  organisches  Vorbild  des  Eisenbahn- 
systems, die  Nerven  sind  Kabeleinrichtungen  des  menschlichen  Körpers  wie 
die  Telegraphenkabel  Nerven  der  Menschheit  sind  usw.,  wobei  alle  diese 
Äusserungen  nicht  etwa  bildlich,  als  blosser  Vergleich  sondern  wörtlich  zu 
nehmen  sind;  für  jede  Erfindung  schwebte  nach  Kapp  dem  Erfinder  unbe- 
w  u  s  s  t  ein  organisches  Vorbild  tatsächlich  vor.  Schon  Eyth  macht  sich  über 
das  Prokrustesverfahren  Kapps  in  heiterer  Ironie  lustig,  indem  er  auf  die 
erste  Feuererzeugung  hinweist,  die  wahrscheinlich  nach  Kapp  eine  Projektion 
des  Verbrennungsvorgangs  im  tierischen  Körper  bilde.2)  In  der  Tat  führt 
der  Philosoph  seine  Methode  mit  vielem  Scharfsinn  und  einem  grossen  Auf- 
wand an  Zitaten  durch;  dabei  hat  das  Buch  den  Vorzug  einer  durchaus 
schönen  und  klaren  Sprache.  Schade,  dass  er  für  die  Explosionsmaschine,  für 
die  Wasser-  und  Dampfturbine  kein  Vorbild  im  Körper  findet;  dass  er  die 
in  der  Technik  überhaupt  vorwiegend  herrschende  Rotationsbewegung,  sogar 
das  Rj'd.  aus  seinen  Betrachtungen  ausscheidet !  Gerade  die  Drehbewegung 
ist  ein  Beleg  dafür,  dass  die  Erfindertätigkeit  zum  grossen  Teile  in  einem 
darüber  hinaus  Schaffen  einer  etwa  zufällig  erlangten  Erkenntnis  besteht, 
abgesehen  davon,  dass  sie  im  Körper  nicht  vorhanden  ist. 
Es  ist  bis  heute  noch  nicht  gelungen  in  jenes  Mysterium  der  Geburt  grosser 
Gedanken  hineinzuleuchten;  selbst  ihre  Entdecker  wissen  davon  wenig  zu 
sagen.  Von  Faraday  sagt  Tyndall :  »Die  meisten  seiner  Gedanken  kamen 
vollkommen  überraschend,  wie  durch  einen  unbegreiflichen  Instinkt  gefunden, 
zu  tage,  und  Faraday  selbst  wusste  die  Gedankenverbindungen,  die  ihn  dazu 
geleitet  haben,  auch  später  kaum  in  klaren  Worten  wiederzugeben.«  Es  scheint, 
als  ob  das  Werden  grosser  Gedanken  sich  in  ähnlicher  Weise  äussere  wie 
die  Geburt  der  Tragödie  oder  eines  anderen  Kunstwerkes.  Eine  Erfindung 
ist  jedenfalls  eine  Folge  einer  Inspiration,  eine  Entladung  eines  geistigen 
Gewitters,  das  ungewollt  hereinbricht.  Auch  Eyth  weist  darauf  hin,  dass 
das  Erfinden  die  selbe  Wurzel  haben  müsse  wie  die  Kunst,  dass  bei  beiden  nur 
das  Handwerksmässig  erlernbar  sei.  Durch  die  Kenntnis  aller  Elementcn- 
paarc,  kinematischer  Ketten  und  ihrer  Umkehrungen  werden  bedeutende  Erfin- 
dungen ebensowenig  möglich  wie  die  Komposition  einer  bedeutenden  Sym- 
phonie durch  blosse  Studien  in  Harmonie-  und  Instrumentationslehre.  Die 
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Trager  grosser  Gedanken,  die  Entdecker,  Pfadfinder  der  Menscheit  sind  ebenso 
selten  wie  die  grossen  Künstler;  noch  hat  man  für  das  Genie  keine  Formel 
gefunden,  trotz  Lombroso  und  Nordau.  Das  Instinktive  und  Unbcwusste  eines 
grossen  Gedankens  hindert  jedoch  nicht,  dass  die  Umsetzung  in  die  Tat  das 
vollste  Bewusstsein  und  die  grösste  Tatkraft  erfordert.  Wie  bezeichnend  ist 
dafür  die  Äusserung  Haydns,  dass  er  mit  dem  Rosenkranz  um  Eingebung 
schöner  Themen  gebetet  habe,  um  sich  sodann,  mit  allen  Regeln  der  Kunst 
gewappnet,  ruhig,  ohne  Rosenkranz  an  die  Durchführung  zu  begeben. 

Es  wird  sicherlich  viele  geben,  die  einmal  einen  erleuchteten  Gedanken  ge- 
habt haben,  wenige  jedoch,  die  ihn  mit  zäher  Energie  bis  zum  Ende  durch- 
führten. »Gedanken  und  Meinungen  sind  oft  billig  wie  Brombeeren,  ihre 
brauchbare  Verwirklichung  meist  eine  mühevolle  Lebensarbeit«,  sagt  Professor 
Riedler.  Bei  den  ersten  Erfindungen,  von  den  ersten  Genies  gemacht,  war 
sicherlich  die  Tätigkeit  der  Hand,  des  »Premierministers  des  Menschen«,  wie 
sie  Bölsche  nennt,  vorbildlich;  handelte  es  sich  doch  darum  ihre  Leistungen 
zu  erhöhen,  zu  potenzieren.  Sicherlich  spielte  bei  diesen  Erfindungen,  den 
ersten  Werkzeugen,  der  Zufall  eine  grosse  Rolle,  der  jedoch  im  Gehirn  der 
ersten  Erfinder  neue  Gedanken  auslöste,  die  sie  dazu  veranlassten  die  zu- 
fällig gefundenen  Gegenstände  —  von  der  Natur  geformt  —  wiederholt  zu 
einem  bestimmten  Zwecke  zu  gebrauchen.  Wenn  die  ersten  Erfinder  ihren 
Gebrauchsgegenständen  eine  ihren  Organen  ähnliche  Form  gaben,  so  ist  dies 
zunächst  der  Erfahrung  zuzuschreiben,  die  sie  stündlich  und  täglich  an  ihrem 
eigenen  Körper  machten:  die  geballte  Faust  wird  für  den  Hammerkopf,  der 
Finger  für  den  Bohrer,  das  Gebiss  für  die  Säge  bewusstes  Vorbild.  Das 
Unvollkommene  wird  durch  das  Vollkommenere  ersetzt,  gerade  so  wie  im 
Laufe  von  Jahrtausenden  auch  die  Organe  eine  stete  Verbesserung  und  An- 
passung aufweisen.  Es  lässt  sich  deshalb  eine  Ähnlichkeit  der  Werkzeuge 
und  Organe  leicht  begreifen,  ohne  dass  man  beim  Unbewussten  eine  Anleihe 
zu  machen  braucht. 

Es  liegt  gewiss  ein  grossartiger  Gedanke  darin,  dass  die  Natur  in  den 
Schwungfedern  eines  Vogels  Körper  von  gleichem  Widerstandsmoment  ge- 
schaffen hat,  dass  die  Knochen  eines  Menschen  genau  so  aufgebaut  sind 
wie  der  Ingenieur  einen  ebenso  belasteten  Kran  konstruieren  würde:  ein 
Gedanke,  der  Mystikern  und  Poeten  höchst  willkommen  sein  wird.  Mit  Recht 
sagt  Mach  hierüber,  dass  nicht  die  blosse  Bewunderung  sondern  die  Er- 
forschung der  organischen  Natur  die  Aufgabe  der  Wissenschaft  sei,  und  er 
weist  dabei  auf  die  Anpassungstheorie  Darwins  als  ersten  Versuch  zur  Lösung 
dieser  Frage  hin.3)  Befriedigende,  einwandfreie  Erklärungen  für  solche 
Erscheinungen  gibt  es  nicht.  Wenn  der  Ingenieur  zu  ähnlichen  Resultaten 
gelangt  wie  die  Natur,  liegt  darin  ein  Beweis  für  die  Richtigkeit  seiner 
Gedanken.  Es  liegt  darin  aber  noch  der  Gedanke :  dass  der  Geist  als  ein 
Kind  der  Natur  die  selben  Wege  einschlagen  muss  wie  sie.  Was  die  Natur 
den  Körper  lehrte,  lehrte  sie  auch  den  Geist.  Zu  diesen  Momenten  tritt  noch 
eines  hinzu,  das  übrigens  das  Wesen  der  Technik  am  meisten  kennzeichnet: 
die  Ökonomie  der  Arbeit,  von  der  Mach  sagt :  »Es  geschieht  immer  nur  so  viel 
als  vermöge  der  Kräfte  und  Umstände  geschehen  kann«.    Wenn  das  Wasser 
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den  kürzesten  Weg  nach  unten  findet,  wenn  der  Lichtstrahl  sich  geradlinig 
fortpflanzt,  verlangt  auch  des  Menschen  Geist  nach  dem  kürzesten  Wege  ein 
gestecktes  Ziel  zu  erreichen.  Wenn  man  den  Geist,  gleichgültig  was  er  sei, 
als  eine  Energieform  auffasst,  ist  die  Einheitlichkeit  in  der  Behandlung  des 
vorliegenden  Problems  gegeben.  Wenn  die  ersten  Erfinder  durch  ihre  ersten 
Werkzeuge  eine  Ersparnis  an  Kraft  oder  eine  erhöhte  Leistung  erreichten, 
war  das  Tor  der  Kultur  geöffnet;  die  Not,  die  Quelle  alles  Fortschrittes 
zwang  sie  weiterzubaucn ;  aus  der  Not  entstand  das  Bedürfnis  das  Alte  zu 
verbessern  und  Neues  zu  finden. 

Und  im  selben  Geiste  arbeitet,  kämpft  und  forscht  heute  noch  der  Ingenieur; 
in  dem  selben  Masse  wie  die  Bedürfnisse  gestiegen  sind,  hat  er  seine 
Maschinen  und  Werkzeuge  verbessert  und  vervollkommnet.  Ihr  Zweck  ist 
aber  genau  der  selbe  geblieben  wie  beim  ersten  Werkzeug,  das  der  Troglodytc 
erfand:  die  Menschenarbeit  zu  erleichtern,  zu  potenzieren,  ja  zu  ersetzen.  Und 
wie  im  Leibe  alle  Spuren  der  entwickelungsrcichen  Vergangenheit  vorhanden 
sind,  hat  auch  der  Geist  die  Fähigkeiten  seiner  VorfaKren  geerbt  und  ent- 
wickelt. In  Werken  und  Schriften  ist  die  geistige  Arbeit  vergangener  Jahr- 
tausende niedergelegt,  und  ihr  Extrakt  bildet  den  Inhält  seiner  Wissenschaft, 
die,  einer  Biene  gleich,  aus  tausend  Erfahrungen  den  Honig  einer  einzigen 
Wahrheit  gesammelt  hat.  Dem  Ingenieur  von  heute  steht  die  Wissenschaft 
zur  Seite;  sie  lebt  in  ihm  und  die  Wissenspyramide  zeigt  ihm  in  ihrer 
obersten  Spitze  den  Satz  der  Erhaltung  der  Energie.  Nichts  Unmögliches 
wollen  heisst  ihn  seine  Erkenntnis.  Die  moderne  Technik  weiss,  was  sie  will, 
und  sie  kann,  was  sie  will.  Die  Wissenschaft  steht  im  innigsten  Zusammen- 
hang mit  der  Praxis.  Die  Kluft  zwischen  Theorie  und  Praxis,  von  der 
man  so  gern  sprach,  ist  überbrückt.  Es  gibt  keine  technische  Wissenschaft 
des  grünen  Tisches  mehr  sondern  nur  eine  solche,  die  sich  auf  realen  Ver- 
suchen aufbaut,  die  zu  den  Forderungen  des  Lebens  in  einem  bestimmten, 
bewussten  Verhältnis  stehen. 

Diesem  modernen  Geiste  der  wechselseitigen  Durchdringung  von  Theorie  und 
Praxis,  deren  Resultat  die  technische  Wissenschaft  bedeutet,  tragen  unsere 
Schulen  Rechnung;  sie  erziehen  für  das  Leben  und  erfüllen  schon  den  jungen 
Ingenieur  mit  dem  für  seinen  Beruf  nötigen  Idealismus.  Der  Mensch  muss 
frei  sein  und  Herr  über  die  Gewalten  der  Natur;  wie  seine  Urväter  mit 
ihren  armseligen  Waffen  bereits  die  Ungetüme  der  Urwelt  besiegen  konnten, 
unterjocht  er  heute  seinem  Willen  den  tosenden  Gebirgswasscrfall,  er  er- 
klimmt spielend  die  Höhe  des  Montblanc,  durchquert  den  Simplon.  über- 
windet das  Weltmeer  und  zwingt  die  Wellen  des  Äthers  seinen  Geist  von 
einem  Ende  der  Welt  zum  anderen  zu  tragen.  Was  ist  ihm  Raum  und  Zeit? 
Die  Tätigkeit  des  Ingenieurs  macht  die  Sklaven  frei,  die  unter  schwerer 
körperlicher  Arbeit  seufzen;  sie  führt  zu  jenem  Gedanken  empor,  dass  —  bei 
aller  Wertschätzung  der  körperlichen  Arbeit  —  die  geistige  Arbeit  einem 
freien  Menschen  notwendig  sei.  Der  Grundzug  der  Technik  führt  zur  Kon- 
zentration der  Energie  auf  kleinstem  Räume,  und  da  die  geistige  Energie 
die  konzentrierteste  zu  sein  scheint,  wäre  jede  andere  Tätigkeit  des  Menschen 
unwirtschaftlich.  Sie  soweit  als  möglich  durch  Maschinen  zu  ersetzen  ist  «las 
Ziel  der  Technik,  nicht  aus  Faulheit  oder  Bequemlichkeit  sondern  weil  die 
geistige  Arbeit  die  körperliche  an  Wert  übertrifft. 


Digitized  by  Google 


ALFRED  FRÖHLICH  •  ZUR  PSYCHOLOGIE  DER  TECHNIK 


75! 


Aber  es  ist  dafür  gesorgt,  dass  die  Bäume  nicht  in  den  Himmel  wachsen. 
Im  Wesen  der  Ökonomie  der  Arbeit  liegt  es  das  Angefangene  auf  kürzestem 
Wege  zur  Vollendung  zu  führen;  in  dem  Kampf  gegen  die  Naturkräfte,  in 
der  Überwindung  ihres  Widerstandes  regt  sich  das  Ideal  sie  völlig  zu  unter- 
jochen. Dass  dies  dem  Ingenieur  noch  nicht  gelungen  ist,  beweist  ein  Wort 
seines  Sprachschatzes:  der  Wirkungsgrad,  jenes  Wort,  das  er  nur  mit  Zähne- 
knirschen oder  Wehmut  aussprechen  sollte,  weil  es  ihm  zeigt,  wie  wenig  er 
eigentlich  erreicht  und  wie  viel  er  noch  zu  erreichen  hat.4)  In  jenem  un- 
scheinbaren Symbol  ^  liegt  der  Rechenschaftsbericht  seiner  Leistung,  die  an 
dem  Ideale  rt  —  i  gemessen  ihm  die  Ohnmacht  des  Menschen  deutlich  zeigt. 
In  der  Unmöglichkeit  der  Erreichung  dieses  Ideals,  in  dem  noch  fehlenden 
Rest  liegt  der  Tribut,  den  der  Mensch  der  AUmutter  Natur  zollen  muss; 
hier  zeigen  sich  die  Grenzen  seines  Könnens.  Sein  Kampf  ist  aussichtslos, 
weil  das  Naturkind  Geist  nie  stärker  werden  kann  als  seine  Mutter  Natur. 
Doch  auch  dies  ist  ein  Kennzeichen  dieses  Geistes:  nicht  das  Unmögliche 
fordern,  aber  das  Mögliche  fördern.  Es  ist  ein  Kennzeichen  des  Ideals,  dass 
es  unerreichbar  ist,  aber  es  entmutigt  starke  Menschen  nicht  sondern  feuert 
sie  zu  neuen  Taten  an. 

In  diesem  Sinne  ist  das  in  letzter  Zeit  häufig  bespöttelte  Jagen  nach  dem 
Zehntel  zu  verstehen.  Der  selbe  Geist  führte  zur  Vervollkommnung  der 
Dampfmaschine  und  über  das  Problem  hinaus  zur  besseren  Ausnützung  der 
Brennstoffenergie  in  der  Gasmaschine.  Versuche  und  nochmals  Versuche 
führten  zur  Erkenntnis  ihrer  Schwächen,  zur  Aufstellung  der  Bilanz.  Wir 
wissen,  wo  der  Hebel  anzusetzen  ist,  und  suchen  reale  Stützpunkte  für  »hu. 
und  es  ist  kein  Zweifel,  dass  solche  gefunden  werden,  durch  die  die  Ausnutzung: 
der  vorhandenen  Energieen  noch  wirtschaftlicher  erfolgen  wird  als  bisher. 
Die  Erkenntnis  der  Naturgesetze  im  Verein  mit  den  Forderungen  des  Lebens 
führt  die  Technik  auf  den  Weg  fortschreitender  Entwickelung;  ihr  Grund- 
gedanke aber  bleibt  immer:  den  Sieg  des  Geistes  zu  fördern,  den  Menschen 
zum  Herrn  und  Sieger  zu  machen,  um  ihn  durch  die  äussere  Kultur  zur 
Freiheit  und  Höhe  der  inneren  zu  führen. 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 

EMIL  QIRBIQ  -  DIE  FLRSCHEMMRSCHINE  IM 
DER  GLASINDUSTRIE 

U  einer  achtunggebietenden  Stellung  auf  dem  Weltmarkt  hat  sich 
die  deutsche  Flaschenindustrie  aus  ganz  kleinen  Anfängen  empor- 
geschwungen. Deutschland  steht  mit  seiner  Produktion  von  350 
Millionen  Flaschen  an  erster  Stelle  und  hat  die  englische  Flaschen- 
industrie  nicht  allein  an  Zahl  sondern  vor  allen  Dingen  in  der  Aus- 
führung bei  weitem  überflügelt.  Die  ungeheuren  Betriebe  der  Aktiengesell- 
schaft Gerresheimer  Glashüttenxverke,  Aktiengesellschaft  für  Glasindustrie  in 
Dresden  und  H.  Heye  in  Nienburg  an  der  Weser,  waren  noch  vor  dreissig 
Jahren  direkt  kleine  Fabriken.  Heute  sind  es  Riesenwerke,  in  denen  Tausende 
von  Arbeitern  den  Besitzern  unermessliche  Reichtümer  einbringen.  Auch  in 
anderen  Unternehmen  ist  die  Arbeitskraft  in  hohem  Masse  ausgenutzt  worden. 

«)  Wirkungsgrad  ist  das  Verhältnis  des  Erreichten  zum  Erreichbaren, 
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aber  gerade  die  Flaschenmachcr  haben  für  die  Besitzer  der  Betriebe  ein  unge- 
heures Kapital  erarbeitet. 

Die  am  i.  Januar  1908  aufgenommene  Statistik  der  organisierten  Flaschen  - 
macher,  die  sich  über  ganz  Deutschland  erstreckt,  zeigt  uns,  dass  im  ganzen 
an  46  Orten  50  Betriebe  mit  26  Press-  und  105  Wannenöfen  bestehen.  An 
diesen  131  Öfen  werden  11  237  Arbeiter  beschäftigt.  Darunter  sind  6604  ge- 
lernte Flaschenmacher,  1365  Lehrlinge,  sogenannte  Motzer,  396  Pfleger,  das 
heisst  Arbeiter,  die  die  heisse  Flasche  bis  zur  Abkühlung  pflegen,  und 
510  Feuerleute,  die  für  die  Inbetriebhaltung  der  Öfen  sorgen  müssen.  Die 
übrigen  2362  Arbeiter  sind  meist  solche,  die  die  fertigen  Flaschen  in  den 
Kühlofen  bringen.  Die  Arbeitszeit  ist  bei  der  kolossalen  Hitze,  unter  der 
die  Glasarbeiter  zu  leiden  haben,  eine  eminent  lange,  sie  schwankt  in  den 
einzelnen  Betrieben  zwischen  9  und  Ii  Stunden  einschliesslich  der  Pausen. 
Die  längste  Arbeitszeit  besteht  —  sowohl  bei  Tag-  wie  bei  Nachtschicht  — 
in  der  Dresdner  Gesellschaft  sowie  in  fast  allen  ihren  Zweigfabriken.  Diese 
übermässig  lange  Arbeitszeit  muss  die  Gesundheit  der  Arbeiter  sehr  bald 
ruinieren,  die  Krankenziffer  unter  den  Flaschenmachern  ist  auch  eine  ausser- 
ordentlich hohe.  Alle  Wünsche  und  Forderungen  der  Arbeiter  nach  dieser 
Richtung  eine  Besserstellung  zu  schaffen  werden  von  den  Industriellen  in  der 
rücksichtslosesten  Weise  zurückgewiesen.  Die  Organisation  der  Arbeiter  hat 
einen  schweren  Kampf  mit  dem  Ring  der  Flaschenindustriellen  zu  bestehen, 
und  schon  sind  ungeheure  Opfer  seitens  der  Arbeiter  gebracht  worden. 

Nun  ist  ein  neuer  Feind  aufgetaucht.  Eine  Flaschenmaschine  ist  erfunden 
worden,  und  es  heisst,  dass  nun  mit  einem  Schlage  die  Flaschenmacher  arbeits- 
los werden.  Es  ist  merkwürdig,  wie  ganz  besonders  bürgerliche  Blätter  mit 
einem  Mal  um  die  armen  Flaschenmacher  besorgt  sind,  die  nun  arbeitslos 
werden.  Die  Industriellen  des  ganzen  Kontinents  sind  am  15.  November  1907 
in  Düsseldorf  zusammengetreten  und  haben  einen  Europäischen  Verband  der 
Flaschenindustriellcn  gegründet.  Der  Zweck  des  Verbandes  soll  sein  das 
Owensche  Patent  zu  erwerben,  für  welches  12  Millionen  Mark  gezahlt  werden 
sollen.  Wie  klein  erscheinen  hier  die  Glasindustriellen !  Wäre  das  Owensche 
Patent  ein  solches  Nonplusultra,  wie  es  in  den  bürgerlichen  Blättern  dar- 
gestellt wird,  so  brauchten  die  Heye,  Siemens  etc.  zur  Erwerbung  jener 
Maschine  keinen  Europäischen  Verband  zu  gründen.  Die  Herren  sind  in 
ihren  Riesenbetrieben,  die  jährlich  Millionen  an  Gewinn  abwerfen,  in  der  Lage 
ohne  den  Europäischen  Verband  jenes  Patent  aufzukaufen  und  für  sich  allein 
auszunutzen.  Sie  trauen  aber  offenbar  der  Sache  nicht  recht.  Da  andrerseits 
die  Konkurrenz  des  Auslandes  —  ganz  besonders  Amerikas  —  zu  fürchten 
ist,  so  sind  sie  trotzdem  zusammengetreten  und  haben  1614  Millionen  Mark 
gezeichnet,  um  sich  den  Ankauf  des  Patents  zu  sichern.  Dem  einzelnen  war 
das  Risiko  zu  hoch;  daher  der  Europäische  Verband. 

Man  wird  also  jene  Maschine  trotz  der  hohen  Kosten  zur  Einführung 
bringen  und  verkündet  jetzt  schon,  dass  den  Flaschenmachern  der  ganzen 
Welt  das  Gespenst  der  Arbeitslosigkeit  drohe.  In  Amerika  soll  die  Maschine 
bereits  in  Betrieb  sein.  Eine  einzige  Maschine,  die  von  einem  Arbeiter  gehand- 
habt wird,  soll  30  Arbeiter  ersetzen  und  in  der  Minute  40  bis  50  Flaschen 
produzieren.    Damit  wären  mit  einem  Schlage  die  unzufriedenen  Flaschen- 
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macher  entbehrlich  geworden.  Die  Sache  hat  nur  einen  Haken:  Es  kommt 
nicht  allein  auf  die  Zahl  der  zu  produzierenden  Flaschen  an  sondern  vor 
allen  Dingen  auf  die  Haltbarkeit  jeder  einzelnen  Flasche.  Die  Flaschen- 
maschine, die  in  Amerika,  besonders  im  Staate  Ohio,  zur  Aufstellung  ge- 
kommen ist,  fertigt  Frucht-,  Milch-  und  Konservenflaschen  an.  Aus  den  Be- 
richten geht  aber  nicht  hervor,  dass  man  mit  deir  Owenschen  Flaschen- 
blasmaschine  auch  Flaschen  für  schäumende  Getränke  fabrizieren  kann,  die 
einen  sehr  erheblichen  Druck  auszuhalten  haben.  Flaschenmaschinen  sind 
nämlich  durchaus  keine  neue  Erscheinung;  schon  vor  zwanzig  Jahren  hat 
man  auch  in  Deutschland  Flaschen  in  tadelloser  Ausführung  mit  der  Maschine 
hergestellt.  Dann  besetzte  Heye  in  Nienburg  einige  Jahre  hindurch  einen 
ganzen  Wannenofen  mit  Maschinen;  aber  der  Betrieb  dieser  Maschine  ist 
heute  vollständig  wiedereingestellt.  In  Achern  (Baden)  ist  ebenfalls  ein 
grosser  Wannenofen  im  Betrieb,  an  dem  Flaschen  mittels  Maschinen  her- 
gestellt werden.  Aber  der  maschinelle  Betrieb  war  bisher  durchaus  unrentabel. 
Nicht  etwa,  weil  die  Maschine  nichts  leistete,  sondern  einzig  und  allein,  weil 
die  angefertigten  Flaschen  nicht  halten.  Dies  liegt  an  der  Eigenart  des 
Glases.  Das  Glas  ist  ein  eigenes  Produkt  und  lässt  sich  nicht  gleichmässig 
verarbeiten,  am  allerwenigsten  das  ordinäre,  gewöhnliche  Glas,  das  allein  bei 
der  Flaschenproduktion  Verwendung  findet.  Das  gute  weisse  Glas  würde 
den  Druck  noch  eher  aushalten,  weil  es  aus  bedeutend  besserem  Material 
ist.  Würde  man  aber  dies  teure  Glas  zur  Herstellung  der  gewöhnlichen 
Selters-,  Bier-  oder  Weinflaschen  verwenden,  so  würden  sich  die  Herstellungs- 
kosten ungemein  erhöhen,  und  der  Vorteil,  den  die  Maschine  brächte,  dürfte 
wohl  für  die  Industriellen  mehr  als  kompensiert  werden. 

Man  wird  vielleicht  einwenden,  es  stehe  doch  fest,  dass  die  Maschine  er- 
funden sei,  und  dass  man  durch  sie  eine  ungeheure  Zahl  Arbeitskräfte  er- 
sparen könne,  daher  werde  man  auch  noch  einen  Weg  finden  die  Haltbarkeit 
der  Flasche  zu  erreichen.  Dieser  Weg  ist  aber  keineswegs  leicht  zu  finden. 
Heye  in  Nienburg  hat  sich  mit  seinen  Direktoren  die  erdenklichste  Mühe 
gegeben  —  ohne  Resultat.  Ebensowenig  scheint  es  in  Amerika  geglückt  zu 
sein;  denn  nach  den  Berichten  werden  nur  solche  Flaschen  angefertigt,  die 
keinen  Druck  auszuhalten  haben.  Es  ist  doch  heute  schon  bei  der  Hand- 
flaschenfabrikation ein  schwerer  Übelstand,  unter  dem  Arbeiter  und  Unter- 
nehmer gleicherweise  zu  leiden  haben,  dass  die  Flaschen  nicht  halten.  Un- 
möglich kann  hier  eingewendet  werden,  dass  die  Maschine  gleichmässiger 
als  der  Handarbeiter  arbeite.  Bei  der  Herstellung  aller  anderen  Produkte 
mag  dieser  Einwand  seine  volle  Berechtigung  haben,  beim  Glas  ist  er  nicht 
zutreffend.  So  besitzt  zum  Beispiel  gepresstes  Glas  niemals  die  Haltbarkeit 
des  auf  gewöhnlichem  Wege  hergestellten.  Man  stelle  sich  einmal  vor,  eine 
grosse  Weinfirma  bestelle  bei  einer  Flaschenfabrik  50  000  Weinflaschen.  Diese 
Flaschen  würden  mit  teurem  Wein  gefüllt,  der  meist  jahrelang  zu  lagern  hat, 
und  da  mache  man  dann  die  Erfahrung,  dass  80  bis  90  %  der  Flaschen  den 
Druck,  den  der  Wein  durch  die  Gärung  erzeugt  hat,  nicht  ausgehalten  haben. 
Ein  solcher  Schaden,  wie  er  dem  Weinhändler  dadurch  entstehen  würde, 
könnte  die  Firma  leicht  ruinieren.  Bei  den  Brauereien  ist  es  nicht  anders. 
Der  Schaden,  den  die  Brauereien  durch  Zerspringen  der  gefüllten  Flaschen 
erleiden,  ist  ein  ganz  enormer.    Und  ebenso  verhält  es  sich  bei  dem  Seiter.- 
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und  natürlichem  Brunnenwasser,  das  aus  den  Gebirgsgegenden  oft  über  den 
ganzen  Kontinent  versandt  wird,  nur  dass  der  Schaden  hier  nicht  ganz  so 
hoch  ist  wie  beim  Wein.  Die  Weinhändler,  Brauereien  und  Lieferanten  von 
Sprudelgetränken  klagen  immer  wieder  und  wieder  über  die  geringe  Halt- 
barkeit der  Flaschen. 

Die  eingangs  erwähnte  Statistik  zeigt,  dass  in  den  50  Betrieben  333  Arbeits- 
plätze vakant  sind.  Die  Flaschenindustrie  steht  noch  immer  in  der  Hoch- 
konjunktur. Alle  Fabriken  haben  ungeheure  Aufträge.  Arbeitslose  Flaschen- 
macher gibt  es  heute  in  Deutschland  nicht.  Sollten  heute  in  Deutschland 
alle  frei  stehenden  Werkstellen  nach  den  Wünschen  der  Industriellen  besetzt 
werden,  dann  fehlten  sicher  400  Flaschenmachcr.  Aufträge  über  Aufträge 
sind  vorhanden.  Auch  hat  man  es  in  den  letzten  beiden  Jahren  nicht  zu 
einem  Streik  kommen  lassen.  Die  Industriellen  haben  fast  ausnahmslos  die 
geringen  Forderungen  der  Arbeiter  bewilligt.  Dies  geschah  nicht  etwa  aus 
Mitgefühl  für  die  Arbeiter  sondern  nur,  weil  sie  die  Arbeitskraft  des  einzelnen 
zu  schätzen  wissen,  und  die  letzten  Jahre  Ricsengewinnc  abwarfen.  Er- 
barmungslos würden  die  Flaschenmacher  auf  die  Strasse  gesetzt  werden, 
wenn  es  möglich  gewesen  wäre,  an  stelle  der  jetzigen  Produktionsweise  die 
Maschinenfabrikation  zu  setzen.  Die  Flaschenindustriellen  verfügen  über 
grosse  Kapitalien  und  werden  die  Maschine  sofort  ankaufen,  sobald  sie  die 
Gewissheit  haben,  haltbare  Flaschen  mit  ihr  herzustellen.  Solange  es  aber 
nicht  feststeht,  dass  auch  die  Maschine  die  selbe  individuelle  Rücksichtnahme 
auf  die  Eigenart  des  Glases  ermöglicht  wie  die  Handarbeit,  braucht  der 
Flaschenmacher  die  Konkurrenz  der  Owenschen  Erfindung  nicht  zu  fürchten. 
Und  kommt  es  über  kurz  oder  lang  zur  Einführung  von  Maschinen  wie  in 
anderen  Industricen.  so  wird,  wie  überall,  die  Arbeit  der  Maschine  die  der  Hände 
nicht  auf  die  Dauer  verdrängen :  die  steigende  Produktion  ruft  Bedürfnisse  und 
Notwendigkeiten  innerhalb  der  Produktion  hervor,  die  zur  Vermehrung  statt 
zur  Verminderung  der  Arbeiterzahl  führen. 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 
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Politik  '  May  Schippel 

Preu»»i*che  Die  Dreiklasscnwahl  hat  in 
wählen2*"  der  Tat  auch  diesmal  ihre 
Unberechenbarkeit  bewiesen. 
Blickt  man  ausschliesslich  auf  die  eigenen 
Wählerziffern  und  die  eigenen  Mandate, 
ohne  jede  Rücksicht  auf  das  parlamentari- 
sche Gesamtbild,  dann  haben  wir  als  So- 
zialdemokraten Grund  zum  Jubel.  Denn 
heute  darf  man  es  ruhig  heraus  sagen, 
dass  vor  dem  3.  Juni  in  weitesten  Partei- 
kreisen die  Zweifel  an  jedem  Erfolg  we- 
sentlich stärker  waren  als  der  Glauben. 
Heute  dagegen  wissen  wir,  dass  uns  der 
5.,  6.,  7.,  9.  und  II.  Berliner  Wahlkreis 
sicher   zugefallen    sind,    dazu  Rixdorf- 


Schöneberg  und  Linden.  Auch  ein  paar 
Stichwahlkrcise  erscheinen  zum  minde- 
sten als  nicht  ganz  aussichtslos,  so  Ber- 
lin XII,  Altona,  Frankfurt  a.  M.-Land. 
Unsere  Freude  ist  um  so  berechtigter  als 
unsere  Siege  mir  möglich  waren  durch 
die  unermüdliche,  unübertreffliche  Klein- 
arbeit des  Kernes  der  Parteiorganisation 
und  durch  das  ruhige  Selbstbewusstsein 
der  arbeitenden  Massen  Berlins,  die  den 
möglichen  Folgen  der  öffentlichen  Stimm- 
abgahe mutig  die  Stirn  boten,  selbst  in 
der  Zeit  der  Arbeitslosigkeit  und  Krisis. 
Für  ein  solches  musterhaftes  gemein- 
sames Zusammenwirken  gibt  es  tatsäch- 
lich kein  Hindernis,  das  sich  nicht  neh- 
men Hesse. 

Als  System  der  Unberechenbarkeiten  cr- 
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wies  sich  jedoch  die  Dreiklassenwahl  noch 
mehr  für  die  linke  Seite  des  Blocks,  hier 
allerdings  in  deprimierendster  Weise. 
Nationalliherale  und  Freisinnige  erhoff- 
ten, wie  sie  oft  genug  und  vielleicht  allzu 
oft  kundgaben,  eine  wesentliche  Ver- 
stärkung ihrer  Reihen,  um  die  alte,  bald 
latente  bald  lebendig  funktionierende 
konservativ-klerikale  Majorität  (zu- 
sammen 254  von  früher  433,  jetzt  443 
Sitzen)  auszuschalten  und  eine  arbeits- 
fähige Blockmehrheit  auch  im  Landtag 
bilden  zu  können.  Diese  Frontwendung 
gegen  die  Rechte  und  das  Zentrum  hat  in 
einem  kläglichen  Durcheinander  für  die 
Nationalliberalcn  geendet,  während  die 
Freisinnigen  froh  sein  müssen,  dass  sie 
ihr  Häuflein  von  Abgeordneten  notdürftig 
zusammenhalten  konnten.  Der  Traum  des 
ausschlaggebenden  Landtagsblocks  ist 
ausgeträumt  und  erst  recht  natürlich  der 
eines  Blocks,  bei  dem  die  Freisinnigen, 
weil  unentbehrlich,  zum  Zünglein  an  der 
Wage  aufrücken  könnten.  Konservative 
und  Zentrum  halten  mehr  als  je  das  Heft 
in  den  Händen,  obwohl  die  Verschiebun- 
gen sich  zuletzt  wahrscheinlich  als  ganz 
geringe  herausstellen  werden.  Das  par- 
lamentarische Gesamt  bild  hat  sich  also 
sicherlich  nicht  zu  unseren  Gunsten  ge- 
ändert. »Wie  1903  ist  auch  jetzt  der 
Generalangriff  gegen  rechts  abgeschla- 
gen«, konstatiert  Freiherr  von  Zedlitz  und 
Neukirch  hu  Tag  vom  5.  Juni. 
Trifft  das  jedoch  zu,  und  hat  der  uner- 
müdliche und  kluge  freikonservative 
Scharfmacher  weiter  recht  mit  seiner  Be- 
hauptung, dass  die  Regierung  nunmehr 
die  ganze  Wahlreform  als  Bagatelle  in 
grösster  Ruhe  von  oben  herab  behandeln 
könne,  so  wird  unsere  Partei  in  Zukunft 
noch  mehr  als  bisher  schon  vor  der 
grundlegenden  Frage  aller  unserer  Wahl- 
taktik stehen:  Beteiligen  wir  uns  an 
Wahlen,  lediglich  um  Stimmen  und  Man- 
date für  unser,  hinter  der  bürgerlichen 
Gesellschaft  liegendes  Endziel  zu  er- 
ringen und  zu  zählen,  oder  beteiligen  wir 
uns,  um  für  ein  paar  der  nächsten  Jahre 
die  parlamentarische  Gesamtlage  für  die 
Lösung  bestimmter,  realer  Gegenwarts- 
aufgaben günstiger  zu  gestalten  r  Je  nach 
der  Antwort  wird  man  Licht  und 
Schatten  bei  dem  diesmaligen  Wahl- 
ergebnis verschieden  verteilt  sehen  und 
eine  Aufrechterhaltung  oder  Änderung 
unserer  bisherigen  Wahltaktik  für  mög- 
lich und  ratsam  halten. 
Im  übrigen  sei  jedoch  wiederholt,  dass 
die  Wahlreform  in  Preussen  wahrschein- 
lich am  meisten  von  den  politischen  Kon- 


stellationen ausserhalb  des  parlamentari- 
schen Getriebes,  ausserhalb  dies  Drei- 
klassenlandtages abhängen  wird,  und  hier 
arbeiten  Zeit  und  Verhältnisse  unablässig 
für  uns.    Die  erste  Bresche  ist  gelegt, 
und  meist  hat  sich  das  bereits  als  An- 
fang vom  Ende  erwiesen. 
X  X 
EnKi.nd-        Die  englischen  Arbeiterver- 
RuMUnd        fr«1«  und  Radikalen  ver- 
suchten im  Unterhause  Ein- 
spruch zu  erheben  gegen  die  geplante 
Königsreise  zum  Zaren,  die  sie  wohl 
nicht  ohne  guten  Grund  mit  der  Absicht 
weitgehender   internationaler  Verständi- 
gungen in  Verbindung  brachten.  Einen 
Einfluss  auf  den  Gang  der  englischen 
auswärtigen   Politik    werden  natürlich 
diese  Verwahrungen  zunächst  nicht  ha- 
ben, obwohl  ihnen  der  Premier  Asquith, 
dem    hier    die    Vergangenheit  seiner 
eigenen  nächsten  Parteifreunde  im  Wege 
steht,  nur  verlegene  Redewendungen  ent- 
gegenzusetzen wusste.    Da  der  französi- 
sche Präsident  gleichzeitig  als  vielum- 
worbener Gast,  in  Begleitung  Pichons, 
in  London  weilte  und  Ende  Juli  gleich- 
falls den  Zarenhof  aufsuchen  wird,  so  ist 
es  kein  Wunder,  dass  viele  und  ernste 
Beobachter  einen  neuen  Dreibund  Frank- 
reich-Russland-England    am  Horizont 
auftauchen   und  seine  Spitze  abermals 
gegen    Deutschland    und  Deutschlands 
wirtschaftliches    und    politisches  Aus- 
dehnungsstreben   kehren   sehen.  Wenn 
man  die  Vielgeschäftigkeit  der  reisen- 
den gekrönten  und  ungekrönten  Diplo- 
maten —  auch  Eduard  VII.  wird  Sir 
Charles    Hardinge,    den    einstigen  Ge- 
sandten in  Petersburg,  mit  sich  nehmen 
—  nicht  für  eitel  Augenverblendung  hal- 
ten soll,  so  ist  in  der  Tat  schwer  ein 
anderes  Ziel  zu  denken:  die  Teilnehmer 
(*cr  unter  Englands  Führung  geschaffenen 
Ententen   sichern   sich   gegenseitig  ihre 
Expansionsgebiete  zu.  gestern  in  Afrika, 
heute  in  Mittel-  und  Ostasien,  morgen 
am  Bosporus,    während  sie  gleichzeitig 
jede   ähnliche   und   gleiche  Einflusser- 
weiterung Deutschlands  als  selbstsüchtige, 
ehrgeizige   Störung   des  internationalen 
Kräftegleichgewichtes  und  im  Notfall  als 
unerträglichen   feindlichen   Akt   zu  be- 
trachten  suchen.     Auf  jeden   Fall  be- 
deutet das  ein  verletzendes  Missachten 
der    internationalen  Gleichberechtigung, 
wie  sie  schliesslich  allein  die  Grundlage 
dauernder    friedlicher    Fortschritte  im 
modernen     Völkerlebcn     bilden  kann. 
Selbst  innerhalb  engster  Grenzen  gehal- 
ten, muss  eine  solche  Missachtung  er- 
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hittcrnd  wirken  wie  Nadelstiche,  über 
diese  Grenzen  hinausgetrieben  muss  sie 
unbedingt  zum  <lcn|cbar  gefährlichsten 
Spiel  mit  dem  Feuer  werden.  Hören  wir 
doch  unsere  Alldeutschen  immer  lauter 
vor  aller  Öffentlichkeit  die  Frage  erör- 
tern, ob  es  für  Deutschland  nicht  richti- 
ger sei  den  drohenden  Einschnürungsring 
zu  zersprengen,  solange  Russland  noch 
schwach  und  innerlich  zerrüttet  und 
Frankreich  durch  Marokko  halb  gelähmt 
sei.  Und  selbst  wenn  die  Prediger 
solcher  Hr.  Eisenbartscher  Radikal- 
kuren vereinzelt  bleiben,  so  müssen  wir 
deutschen  Sozialisten  dennoch  damit 
rechnen,  dass  der  Widerstand  gegen 
Flotten-  und  Armeevorlagen  in  den  bür- 
gerlichen Fraktionen  und  Wählermassen 
infolge  solcher  Vorgänge  zusehends 
immer  mehr  erlischt.  Wir  haben  daher 
alle  Ursache  den  englischen  Arbeiterabge- 
ordneten für  ihre  Proteste  dankbar  zu 
sein. 

X  X 
Bagdadbahn  Mit  welchem  Argwohn  man 
■sogar  rein  wirtschaftliche 
Erfolge  Deutschlands  beob- 
achtet, beweist  die  Aufnahme  der  Nach- 
richt, dass  am  2.  Juni  in  Konstantinopel 
der  nvue  Bagdadbahnvertrag  unterzeich- 
net worden  sei.  Eigentlich  beginnt  da- 
mit erst  der  Bahnbau.  Denn  bisher 
waren,  auf  grund  der  Konzession  von 
1903,  dem  früheren  anatolischen  Bahn- 
netz nur  200  km,  von  Konia  bis  Bulgurlu. 
hinzugefügt  worden,  während  der  Weg 
bis  an  den  Persischen  Golf  etwa  2400  km 
beträgt.  Die  4  neubeuilligtcn  Sek- 
tionen sind  zusammen  etwa  840  km  lang; 
sie  sollen  in  8  Jahren  betriebsfertig  voll- 
endet sein  und  bilden,  wie  man  glaubt, 
den  schwierigsten  Teil  des  Gesamtwerkes, 
weil  gleich  im  Anfang  die  taurischen 
Bergländereien  zu  überwinden  sind,  durch 
deren  Pässe  seit  dem  Altertum  die 
grossen  Heerstrassen  und  Handclswege 
der  asiatischen  Völker  liefen.  Die 
türkische  Kilometergarantie  ist  ungefähr 
in  der  alten  Weise  beibehalten :  sie  wird 
aus  den  Überschüssen  gespeist,  die  sich 
seit  der  Vereinheitlichung  der  türkischen 
Staatsschuld  aus  den  im  Muharremdekrct 
der  Dette  publique  überwiesenen  Einkünf- 
ten ergeben,  ferner  aus  der  Hammelstcuer 
der  durchlaufenen  Vilajets.  Die  Kosten 
der  Anlage  werden  auf  180  Mill.  M.  ge- 
schätzt. 

Wenn  für  das  deutsche  Kapital  rein  wirt- 
schaftliche Interessen  überwiegen,  so  soll 
damit  natürlich  nicht  bestritten  sein,  dass 
für  die  Türkei  militärische  und  sonstige 


staatliche  und  religiöse  Ziele  ausschlag- 
gebend sind.  Die  lose  angegliederten 
Innengebiete  Kleinasiens  rücken  durch 
den  Bahnbau  in  engere  Verbindung  mit 
der  Zentralregicrung,  die  Türkei  gewinnt 
eine  festere  strategische  Grundlage 
gegenüber  der  persischen  Grenze,  zum 
Teil  gegenüber  russischen  Vorstössen, 
alte  Handelsstrassen  werden  durch  ein 
modernes  Verkehrsmittel  ersetzt,  der  An- 
schluss  Konstantinopel-Mekka,  der  über 
Aleppo  führt,  wird  erreicht  und  dadurch 
ein  höherer  Einfluss  des  Sultans  auf  die 
vielverzweigtc  muhamedanische  Völker- 
weit  ermöglicht. 

X  x 

Karze  Chronik  Dic  Wahlrechtsdcputation 
der  sächsischen  2. 
Kammer  hat  die  in  voriger 
Rundschau  (pag.  692)  geschilderten  Vor- 
schläge in  2.  Lesung  angenommen,  ge- 
gen 4  Stimmen  bei  der  Endabstimmung. 
X  Der  englische  Premierminister 
teilte  einer  Deputation  von  60  liberalen 
Abgeordneten  mit,  dass  die  Regierung 
vor  den  nächsten  allgemeinen  Wahlen 
eine  umfassende  Wahlreform  plane.  Vor 
allem  solle  die  längere  Anwesenheit  am 
Orte  als  Vorbedingung  des  Stimmrechtes, 
ferner  die  Möglichkeit  des  Pluralstimm- 
rechtes beseitigt  werden.  Auch  dem 
Frauenstimmrecht  scheint  das  liberale 
Kabinett  freundlicher  als  früher  gegen- 
überzustehen; nach  den  Andeutungen  von 
Asquith  würde  das  Ministerium  ent- 
sprechende Anträge  des  Unterhauses 
nicht  ablehnen  (vergl.  die  Rubrik  Frauen- 
bewegung, pag.  761).  X  Dagegen  hat 
die  Ritterschaft  des  mecklenburgi- 
schen Landtags  in  ihrer  Vorversamm- 
lung am  3.  Juni  beschlossen  im  Plenum 
für  die  Beibehaltung  der  alten  ständi- 
schen Verfassung  zu  stimmen  und  damit 
die  Regierungsvorlage  (vergl.  pag.  693) 
zu  Fall  zu  bringen.  Die  Landschaft 
(Städte)  erklärte  die  Regierungsvorlage 
zur  Basis  einer  Verständigung  nehmen 
zu  wollen. 

Gewerkschaftsbewegung     Ernst  Deinhardt 

Internationale  Vor  kurzem  ist  der  4. 
Orraniaation  intcrnationajc  Bericht  über 
die  Gewerkschaftsbewegung 
1906  erschienen,  der  wieder  manch  inter- 
essanten Aufschluss  über  die  ausser- 
deutschc  Gewerkschaftsbewegung  bringt. 
Allerdings  ist  auch  dieser  Bericht  nicht 
vollständig;  aus  Amerika,  Australien, 
ebenfalls  aus  Frankreich  und  Russkind 
sind  keinerlei  Angaben  über  die  Organi- 
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sation  von  den  Landeszentralen  gemacht. 
In  folgenden  Ländern  waren  im  Jahre 
1906  gewerkschaftlich,  organisiert: 


in  Industrie, 
Handel  und 
Verkehr 

in  der 
Land- 
wirt 
schalt 

insge- 
samt or- 
gani- 
siert 

Laad 

• 

• 

insge- 
samt 
Perso- 
nen 

davon 
weib- 
liche 

Perso- 
nen 

England    .  . 
Holland     .  . 
Belgien      .  . 
Danemark 
Schweden  .  . 
Norwegen .  . 
Deutschland  . 
Österreich  .  . 
Ungarn  .    .  . 
Serbien  .   .  . 
Bulgarien  .  . 
Italien  .   .  . 
Spanien     .  . 

2  106  28} 

128645, 
158  tlti 
07  3^' 
193  o77 
-»5  339 
*  WS  165 
445  618 
'■»9  33' 
5  3SO 
5  000 
202  125 
.V><Jt  4 

150  000 

4  4So 

5  4'xj 
7842 

•  3  <i47 
1  010 

14»  S54 
41  838 

5  5°3 
55° 

1  7SJ 

200 

1  072 
7847 

2  652 
24  000 

71629 
1  «Ol 

2  106  283 
128845 
158  1 10 
98  432 
200  924 

*S339 
221s  105 
448  270 
«53  332 
5  350 
5  ono 

273  754 
32  405 

in  summa 

$742324 

372  006 

.088.ii 

5851  215 

In  den  13  Bericht  erstattenden  Ländern 
sind  also  nahezu  6  Millionen  Arbeiter 
gewerkschaftlich  organisiert.  Den  ge- 
werkschaftlichen Landeszentralen  gehör- 
ten hiervon  3222252  Mitglieder  an,  im 
Jahre  1905  2791453,  im  Jahre  1904 
2333261,  im  Jahre  1903  2053298  Mit- 
glieder. Hier  zeigt  sich  die  Entwicke- 
lung  gerade  der  fortgeschrittenen  Ge- 
werkschaftsbewegung, die  sich  in  den 
Landeszentralen  vereinigt,  von  Jahr  zu 
Jahr  günstiger. 

Ober  die  Einnahmen  und  Ausgaben  der 
Organisation  wird  nur  aus  12  Ländern 
(ausschliesslich  Spaniens)  und  nur  für 
4  483  1/3  Mitglieder  berichtet-  Die  be- 
richtenden Organisationen  hatten  eine 
Gesamtjahreseinnahme  von  108  283  428  M., 
eine  Ausgabe  von  91360424  M.  und  am 
Jahresschluss  einen  Vermögensbestand 
von  150509305  M.  Verausgabt  wurden 
für  Verbandsorgan  und  Bibliotheken 
3  537  036,  Rciseunterstützung  990  756. 
für  Arbeitslosenunterstützung  12  875  134, 
Krankenunterstützung  12743808.  Inva- 
lidenunterstützung 6861707,  Sterbegeld 

1  700613  und  sonstige  Unterstützungen 

2  935  285,  für  Unterstützungen  insgesamt 
38  107  303,  für  Streiks  und  Aussperrun- 
gen 22314077  M.  Die  Ausgabe  für 
Agitation.  Prozesskosten,  Kongresse  usw. 
betrug  9617238  M.,  die  für  Verwaltung 
17  341  663  M.  Die  höchste  Ausgabe  für 
Untenstützung  hatte  England  mit 
25597859  M.,  dann  folgt  Deutschland 
mit  9301238,  Österreich  mit  1902  077  M. 
Für  Streiks  wurde  der  höchste  Betrag 
in  Deutschland  mit  15  839318  M.  veraus- 


gabt, in  England  3158267,  in  Österreich 
1  631  065  M. 

Dem  Bericht-  sind  aus  14  Ländern 
Spczialberichte,  ferner  ein  Gutachten  der 
englischen  Gewerkschaften  über  die  Ar- 
beitslosigkeit und  die  tägliche  Arbeits- 
daucr  und  das  Protokoll  der  5.  inter- 
nationalen Konferenz  der  Sekretäre  der 
gewerkschaftlichen  Landeszcntralen  ein- 
gefügt. Alle  diese  Publikationen  ver- 
dienen die  weiteste  Beachtung  der  Ge- 
werkschafter. 

X  X 
Tarifbewe-  j}j€  Tarifbewegung  hat  in 
*unK  den  letzten  Jahren  einen  00 

grossen  Umfang  angenom- 
men, dass  man  sich  eigentlich  nicht  zu 
wundern  braucht,  wenn  jetzt  in  einer  gan- 
zen Reihe  von  Gewerben  Bestrebungen 
auf  Schaffung  von  Generaltarifen, 
Reichstarifen  oder  Durchführung  eines 
einheitlichen  Vertragsverhältnisses,  einer 
Tarifgemeinschaft  für  das  ganze  Reich, 
zu  tage  treten.  Diese  Bestrebungen  geben 
zurzeit  nicht  nur  der  Tarifbewegung  im 
Baugewerbe,  im  Malergewerbe  und  in 
der  Holzindustrie  ihren  bedeutungsvolle- 
ren Inhalt,  auch  in  anderen  Berufen  und 
Gewerben  zeigen  sich  solche  Bestrebun- 
gen. So  ist  am  29.  März  in  Kassel 
zwischen  den  beteiligten  Zcntralleitun- 
gen  der  Unternehmer-  und  Arbeiter- 
organisationen im  Stukkateur- 
gewerbe ein  Gencraltarif  vereinbart  wor- 
den, der  bei  den  örtlichen  Tarifverhand- 
lungen im  Gewerbe  künftig  zur  Grund- 
lage dienen  soll.  Auch  im  Stein- 
s  e  t  z  e  r  gewerbe  sind  schon  seit  einigen 
Jahren  Bestrebungen  im  Gange,  die  auf 
Abschluss  eines  einheitlichen  Arbeits- 
tarifvertrages für  das  gesamte  Reichs- 
gebiet hindrängen.  In  diesem  Gewerbe 
ist  bereits  durch  Abschluss  von  Bezirks- 
verträgen einem  Reichsvertrag  vorgear- 
beitet worden.  Ferner  sind  auch  in  der 
Po  r  t  e  f  e  ui  1  1  e  industrie  Vorarbeiten 
zur  Schaffung  eines  Einheitstarifes  für 
das  ganze  Gewerbe  getroffen  worden. 
Auf  einer  Konferenz  der  beteiligten 
Unternehmer-  und  Arbeiterorganisationen 
in  Berlin  wurde  vereinbart,  alle  bestehen- 
den Tarife  gemeinsam  zum  1.  Juli  zu 
kündigen  und  einen  Einheitstarif  abzu- 
schliessen  auf  der  Grundlage  der  höch- 
stens 9  stündigen  täglichen  Arbeitszeit 
und  der  Festsetzung  von  25  %  Zuschlag 
für  überarbeit,  eines  höheren  Zuschlages 
für  Nacht-  und  Sonntagsarbeit.  Die 
I-ohnfragc  soll  örtlich  geregelt  werden. 
Hier  ist  der  Abschluss  eines  Einheits- 
tarifes    in     greifbare     Nähe  gerückt. 

49 
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Schliesslich  sind  im  Schncider- 
gewerbe  zwischen  den  Arbeiter-  und 
Unteraehmerorganisationen  Vereinbarun- 
gen über  die  künftige  tarifliche  Gestal- 
tung der  Arbeitsverhältnisse  getroffen 
worden.  Auch  hier  ist  ein  Tarif  vertrags- 
schema  vereinbart  worden,  das  den  ört- 
lichen Verhandlungen  zu  gründe  gelegt 
werden  soll.  Die  Vereinbarung  hat  in 
diesem  Frühjahr  bereits  praktische  Er- 
folge gezeitigt,  indem  eine  Reihe  von  Ta- 
rifen durch  Eingreifen  der  Organisations- 
zentralen und  auf  der  früher  be- 
schlossenen Basis  auf  dem  Verhandlungs- 
wege abgeschlossen  worden  sind.  Auch 
im  Schuhmacher  gewerbe  sind  An- 
sätze zu  einer  allgemeinen  tariflichen  Re- 
gelung der  Arbeitsverhältnisse  gegeben. 
Sicher  entspricht  der  Weg,  der  hier  be- 
gangen wird,  nicht  den  Wünschen  aller 
Gewerkschafter,  doch  ist  diese  Entwicke- 
lung  notwendig,  sie  ist  die  Konsequenz 
der  von  den  Gewerkschaften  intensiv  ge- 
förderten Tarif bewegung.  und  sie  wird 
nur  die  Quelle  grosser  Erfolge  sein. 
X  X 
Frankreich  Vom  Arbeitsministerium 
wurde  kürzlich  eine  Sta- 
tistik der  Streiks  im  Jahre 
1906  veröffentlicht,  die  trotz  ihrer  Man- 
gelhaftigkeit Beachtung  verdient.  Die 
Zahl  der  Streiks,  ihre  Dauer  und  auch 
die  Zahl  der  beteiligten  Personen  ist  im 
Vergleich  zu  1905  beträchtlich  gestiegen. 
Das  ist  wohl  in  der  Hauptsache  darauf 
zurückzuführen,  dass  im  Jahre  1906  zwei 
grosse  Bewegungen  stattfanden,  der  Berg- 
arbeiterstreik des  Nordens  und  in  Pas 
de  Calais  und  die  Maibewegung  um  den 
Achtstundentag.  Es  wurden  im  Jahre 
1906  1309  (1905  830)  Streiks  geführt,  an 
denen  438466  (177666)  Personen  mit 
8692104  (2522030)  Streiktagen  beteiligt 
waren.  Von  diesen  Streiks  wurden 
19637  Betriebe  betroffen.  Auf  die  Mai- 
bewegung entfielen  allein  295  Streiks  mit 
202507  beteiligten  Personen  und  3571033 
Streiktagen.  Ein  Zeichen  dafür,  wie  sehr 
die  regere  Streikbewegung  des  Berichts- 
jahres durch  die  sogenannte  direkte 
Aktion  beeinflusst  war.  Viel  Erfolg 
hatte  diese  Streikbewegung  allerdings 
nicht  aufzuweisen,  denn  von  den  Streiks 
endeten  nur  278  mit  31  148  beteiligten 
Personen  erfolgreich,  539  mit  253264 
Personen  wurden  durch  einen  Vergleich 
beendet,  während  490  mit  154  010  be- 
teiligten Personen  den  Arbeitern  eine 
Niederlage  brachten.  Leider  sind  in  der 
Statistik  nähere  zusammenfassende  An- 
gaben über  da?  Mass  der  errungenen  ma- 


teriellen Erfolge  nicht  gemacht.  Es  wird 
nur  angegeben,  dass  in  383  Streiks  mit 
220438  Streikenden  eine  Arbeitszeitver- 
kürzung erzielt  wurde.  Für  183000  Ar- 
beiter wird  eine  Lohnerhöhung  im  Be- 
trage von  durchschnittlich  2  fr.  pro 
Woche  nachgewiesen,  während  die  Zahl 
der  Arbeiter,  die  in  diesen  Streiks  irgend- 
welche Lohnaufbesserungen  erzielten, 
wohl  um  ein  beträchtliches  höher  ist 
In  Paris  haben  die  organisierten  Unter- 
nehmer im  Baugewerbe  eine  Aus- 
sperrung inszeniert,  weil  die  Arbeiter 
sich  weigerten  auf  die  ihnen  diktierten 
Arbeitsbedingungen  einzugchen.  Doch 
hat  die  Aussperrung  lange  nicht  den  von 
den  Unternehmern  gewünschten  Umfang 
angenommen,  so  dass  sie  nach  kurzer 
Dauer  mit  einem  Fiasko  der  Unter- 
nehmer endete. 

XUrxe  ChronlkDic  christlichen  Ge- 
werkschaften veranstalten 
im  Juli  in  Zürich  eine  inter- 
nationale Konferenz.  Diese  soll  sich  mit 
der  Frage  der  Organisationsform,  mit  den 
organisatorischen  Aufgaben  der  christ- 
lichen Gewerkschaften  an  den  Grenz- 
gebieten und  mit  der  Gründung  eines 
internationalen  Sekretariats  befassen. 
Sonst  wurden  die  freien  Gewerkschaften 
von  den  Christlichen  verhöhnt,  weil  sie 
auf  die  Pflege  internationaler  Beziehun- 
gen Wert  legten.  X  Im  Kürschner- 
gewerbe hat  sich  nunmehr  eine  Eini- 
gung zwischen  der  lokalistischcn  Berliner 
Organisation  und  dem  Zentral  verband 
vollzogen.  X  Dem  Zeichnerverband 
haben  sich  auf  einem  Zeichnertag,  der 
Ostern  in  Dresden  tagte,  mehrere  lokale 
Zeichnerorganisationen  angeschlossen.  X 
Im  Bäckerverband  haben  bei  einer 
Probeurabstimmung  über  Verschmelzung 
der  Gewerkschaften  im  Nahrungsmittel- 
gewerbe zu  einer  Einheitsorganisation 
2796  Mitglieder  mit  Ja,  894  Mitglieder 
mit  Nein  gestimmt.  X  Am  13.  und  14- 
April  fand  in  Amsterdam  der  3.  allge- 
meine Kongress  des  Verbandes  der 
niederländischen  Gewerkschaf- 
ten statt.  Der  Kongress  erteilte  den  Ge- 
werkschaften unter  anderem  den  Auf- 
trag die  sozialdemokratische  Partei  im 
Wahlrechtskampf  tatkräftig  zu  unter- 
stützen. 

Bildungsbewegung  '  Franz  Undheimer 

J-'J|rer .und      Lehrer  und  Lehrerin  be- 
Lenrerin        titelt   Johannes   Tews  ein 
Kapitel  seiner  Schrift  Die 
deutsche    Volksschule     /Berlin,  Mar- 
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quardt/,  und  dieses  Kapitel  ist  nicht  das 
uninteressanteste  des  Buches,  das  in 
seiner  Gesamtheit  uns  ein  wenig  lau, 
wenn  auch  noch  immer  kritisch,  so  doch 
sicher  weniger  kampfesfreudig  vorkommt 
als  manches,  was  Tews  früher  über  und 
gegen  die  preussisch-deutsche  Volks- 
schulknebelung geschrieben  hat.  Päda- 
gogische Gesichtspunkte,  meint  Tews, 
kommen  heute  bei  der  Geschlechter  frage 
im  Lehrkörper  nicht  in  Frage.  Die 
Schulverwaltung  setze  vielmehr  ohne 
weiteres  die  Lehrerin  an  Stelle  des  Leh- 
rers, ohne  zu  fragen,  ob  man  Mann  und 
Weib  als  pädagogische  Faktoren  einfach 
vertauschen  dürfe,  was  doch  nicht  der 
Fall  sei.  Die  Lehrerinnenfrage  sei  eine 
soziale  und  politische  Frage.  Hinter  der 
Lehrerin  stehen  »Mächte,  die  durch  die 
Beschlüsse  der  Lehrerversammlungen 
nicht  im  entferntesten  berührt  werden, 
die  aber  in  der  Öffentlichkeit  eine  starke 
Vertretung  haben«.  Nämlich  die  katho- 
lische Kirche  und  die  moderne  Frauen- 
bewegung. Die  moderne  Frauen- 
bewegung, die  gemeint  ist,  ist  natürlich 
die  nichtproletarische,  erscheint  aber 
hier  nicht  als  der  Sport,  wie  in  manchen 
sozialdemokratischen  Betrachtungen, 
sondern  sie  tritt  als  eine  Waffe  im  wirt- 
schaftlichen Kampfe  vor  uns  hin.  »In 
der  Lehrerin«,  sagt  Tews,  »nimmt  im 
wesentlichen  die  Tochter  materiell  nicht 
besonders  gut  fundierter,  aber  politisch 
einflussreicher  Volkskreise  von  der 
Volksschule  Besitz.  Rekrutierte  sich  der 
Stand  der  Volksschullehrer  ebenfalls 
aus  diesen  Kreisen,  stände  der  um  das 
Amt  werbenden  Tochter  der  Sohn  ge- 
genüber, so  würder»  die  Interessen  der 
Volksschule  selbst  dabei  mehr  m  den 
Vordergrund  rücken.  Aber  da  dies  nicht 
der  Fall,  da  die  männlichen  Lehrer 
grösstenteils  aus  sozial  tiefer  liegenden 
und  politisch  weniger  einflussreichen 
Volksschichten  kommen,  so  handelt  es 
sich  hier  im  wesentlichen  um  den  Platz 
an  der  Sonne,  wenn  es  einen  solchen  in 
der  Volksschule  überhaupt  gibt,  um 
einen  Kampf,  der  weniger  zwischen 
Mann  und  Frau  ausgefochten  wird  als 
zwischen  sozialen  Schichten  und  poli- 
tischen Faktoren.«  Das  städtische  Schul- 
wesen werde  »verweiblicht«,  und  »der 
männliche  Lehrer  muss  sich  immer  mehr 
darauf  einrichten  bis  an  das  Ende  seiner 
Tage  da  zu  amtieren,  wohin  behördliche 
Fürsorge  ihn  zuerst  verwiesen«.  Der 
Lehrermangel  stehe  im  engsten  Zusam- 
menhange mit  der  Verweiblichung  des 
städtischen   Schulwesens,     und  solange 


man  hier  nicht  eingreife,  sei  selbst  bei 
erheblicher  Aufbesserung  der  ländlichen 
Gehälter  und  Beseitigung  des  niedern 
Kirchendienstes  und  der  geistlichen 
Schulaufsicht  nicht  an  eine  Änderung 
des  skandalösen  Zustandes  zu  denken, 
dass  Tausende  von  Schulstellen  lange 
Zeit  unbesetzt  bleiben.  Da  auf  einen 
solchen  Eingriff  aber  nicht  zu  hoffen 
ist,  so  rechnet  Tews  mit  der  natürlichen 
Entwickelung  und  dem  Gesetz  von 
Ebbe  und  Flut.  »Die  Frauenbewegung 
hat  bereits  höhere  Ziele.  Sie  sucht  für 
ihre  Schützlinge  mehr  und  Besseres  zu 
gewinnen  als  ein  Volksschulamt;  je 
mehr  man  das  Gewicht  der  betreffenden 
sozialen  Klasse,  aus  der  die  zu  Versor- 
genden stammen,  in  die  Wagschale  wirft, 
je  mehr  man  für  die  Frau  ein  besonderes 
Recht  auf  gewisse  Arbeitsgebiete  kon- 
struiert, um  so  mehr  wird  sich  wahr- 
scheinlich die  Frauenbewegung  zu  heute 
ihr  gleichgültig  oder  freundlich  gegen- 
überstehenden Faktoren  in  Gegensatz 
bringen.  Auch  die  Absichten  der  katho- 
lischen Kirche  bei  der  Förderung  der 
Lehrerin  werden  sicherlich  wieder  ein- 
mal stärker  ins  Bewusstsein  treten  als 
heute.«  Dass  man  den  Frauen  die 
Volksschule  so  bereitwillig  öffnet,  be- 
deutet übrigens  für  Tews  nicht  ohne 
weiteres  eine  Wertschätzung  der  weib- 
lichen Arbeit.  »Häufig  ist  es  umgekehrt: 
weil  man  die  Volksschule  nicht  beson- 
ders hoch  einschätzt,  hält  man  weibliche 
Arbeitskraft  in  ihr  für  ausreichend.« 
Die  Logik  dieser  als  Symptom  beach- 
tenswerten Ausführungen  zu  beurteilen 
können  wir  dem  Leser  überlassen,  der 
auch  zu  erkennen  vermag,  inwieweit  sie 
durch  die  Psychologie  wirtschaftlicher 
Konkurrenz  getrübt  sein  könnte.  Es  ist 
zu  bemerken,  dass  wegen  der  gleichen 
Anschauungen  das  Mitglied  der  Freisin- 
nigen Volkspartei  Herr  Kopsch  sich  von 
dem  Konservativen  und  ehemaligen 
Korpsstudenten  Herrn  von  Branden- 
stein im  preussischen  Abgeordneten - 
hause  beschränkt  und  reaktionär  nennen 
lassen  musste. 

X  x 

Kurie  Chronik  £jn  Jahresbericht  der 
Osakabibliothek  in  Japan 
tut  in  beredten  Zahlen  den 
Bildungshunger  des  japanischen  Volkes 
kund.  Im  vergangenen  Jahre  wies  die 
Bibliothek  eine  Frequenz  von  372845 
Bänden  auf,  davon  16554  in  fremden 
Sprachen.  Da  die  Bibliothek  damals 
53845  Bände  enthielt,  so  ergibt  sich, 
dass  jeder  Band  im  Jahre  7mal  entliehen 
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wurde,  ein  Prozentsatz,  den  die  übrigen 
grossen  Bibliotheken  nicht  annähernd 
aufweisen.  Bei  dieser  Zirkulation  ent- 
fielen 92427  auf  Philosophie  und  Lite- 
ratur, 50  711  auf  Kunstgeschichte,  35872 
auf  Weltgeschichte  und  Verwandtes. 
Die  105  237  Benutzer  (darunter  3308 
Frauen)  gliedern  sich  in  15000  Kauf- 
lcute.  1574  Regierungsbeamte,  43600 
Studierende  usw. 

X  X 
Literatur  \n  ihrer  neu  aufgelegten 
Broschüre  Welchen  Wert 
hat  die  Bildung  für  die 
Arbeiterin?  /Berlin,  Buchhandlung  Vor- 
wärts/ definiert  Wally  Zcpler  den 
Wert  der  Bildung  für  das  Kulturleben 
der  Menschheit  sehr  gut  in  folgenden 
Worten:  »Sie  eint  und  umspannt  die 
durch  die  Teilung  der  Arbeit  im  mensch- 
lichen Geiste  zerrissenen  und  durch  das 
Berufsleben  im  einzelnen  einseitig  ent- 
falteten Tätigkeiten.«  Nur  der  Gebildete 
sei  in  Wahrheit  ein  Kind  seiner  Zeit ; 
nur  er  verstehe  ihren  Geist.  Übergehend 
zu  der  speziellen  Frage,  die  der  Schrift 
den  Titel  gibt,  heisst  es,  dass  der  wirt- 
schaftliche Kampf  des  Proletariats  am 
wirksamsten  geführt  wird,  wo  eine 
theoretische  Grundlage  die  Möglichkeit 
gibt  den  proletarischen  Standpunkt  zu  be- 
gründen, und  dass  für  die  arbeitende 
Frau  und  Mutter  noch  eine  erhöhte 
Pflicht  bestehe  alles  aufzunehmen,  was 
ihr  geistiges  Verständnis,  Kunstsinn  und 
Schönheitsempfinden  bringen  kann. 
Denn  um  dem  Manne  eine  teilnehmende, 
verständnisvolle  Freundin,  dem  Kinde 
eine  Erzieherin  zu  sein,  »dazu  muss  man 
vor  allem  selbst  ein  Mensch  sein,  der  .  .  . 
Anteil  nimmt  an  allem,  was  draussen  vor- 
geht, .  .  .  der  selber  irteilt  und  denkt«. 
Derjenige  Mann,  der  seiner  Frau  Be- 
schränkung auf  das  Haus  auferlegt,  wisse 
nicht,  dass  er  bei  bester  Absicht  sich 
selbst  und  seine  Kinder  um  das  Beste 
betrügt,  was  er  besitzen  könnte.  Diesen 
leitenden  Gedanken  ist  unbedingt  zuzu- 
stimmen. X  Unter  dem  Titel  Das  Pro- 
blem der  Bücher-  und  Lesehallen  /Leip- 
zig, Maas/  hat  H.  E.  Greve  die  Er- 
fahrungen langjähriger  Studien  in  ver- 
schiedenen Ländern,  wobei  die  Biblio- 
theksbewegung in  Deutschland  in  den 
Vordergrund  des  Interesses  tritt,  heraus- 
gegeben. Im  1.  Kapitel  wird  die  sozial- 
pädagogische, im  2.  die  technische  und 
im  3.  die  finanzielle  Seite  des  Problems 
behandelt.  Die  gross  angelegte  Arbeit 
zeigt  den  Charakter  eines  umfassenden 
und     zuverlässigen  Nachschlagewerkes 


und  dürfte  in  Zukunft  von  keinem,  der 
sich  mit  der  zur  Behandlung  stehenden 
Frage  befassen  will,  zu  umgehen  sein. 
In  dem  Abschnitt,  der  sich  mit  dem  Ein- 
fluss  der  Volksbildung  auf  den  Klassen- 
kampf befasst,  tritt  der  Autor  der  be- 
kannten flachen  Meinung  Schmollers, 
der  letzte  Grund  aller  sozialen  Gefahr 
liege  nicht  in  der  Dissonanz  der  Besitz- 
sondern der  Bildungsgegensätze,  mit  be- 
merkenswerter Sachlichkeit  entgegen. 
Wenn  man  die  Umstände  näher  ansehe, 
die  das  Besitzergreifen  der  geistigen 
Entwickelung  bedingen,  dann  stosse 
man  doch  fortwährend  auf  Besitzgegen- 
sätze. Auch  beruhten  die  Machtverhält- 
nisse, die  auf  den  Klassenkampf  Einfluss 
üben,  »keineswegs  auf  einem  grössern 
oder  geringem  Masse  von  Entwickelung. 
Es  sind  im  Gegenteil  andere  als  Ent- 
wickelungs-,  «nämlich  Besitzgegensätze, 
die  den  Klassenkampf  ins  Leben  riefen 
und  am  Leben  erhalten.«  Geistiges  Ver- 
mögen sei  aber  ein  Hilfs-  und  Streitmit- 
tel im  Klassenkampf ;  daher  das  Inter- 
esse der  modernen  Arbeiterbewegung  an 
der  Vereinfachung  und  Verbilligung  des 
Weges  zur  geistigen  Entwickelung. 
X  In  seinen  l'olksunterhaltungs- 
abenden  /Hamm  i.  W.,  Beer  &" 
Thiemann/  bietet  Arnold  Hirtz 
Leitsätze  und  Material.  Die  Leitsätze 
enthalten  die  immerhin  löbliche  Erkennt- 
nis, dass  das  »unwissende  Volk«  nicht 
nur  vor  »den  I^ckrufen  der  Umsturz - 
partei«  zu  warnen  ist,  sondern  dass  es 
»auch  noch  in  anderer  Hinsicht  der  Be- 
lehrung bedarf«.  Das  Material  enthält 
sogar  kastrierte  Gedichte.  Dass  Freilig- 
raths Trompeter,  nachdem  er  den  Reiters- 
leuten den  Prinzen  Eugen  vorgesungen, 
den  Schnurrbart  streichen  und  sich  auf 
die  Seite  zu  der  Marketenderin  schleichen 
tät,  solch  eine  verruchte  Teufelei  kann 
ein  Rektor  in  Köln  a.  Rh.  dem  katholi- 
schen Volk  aber  auch  unmöglich  mit- 
teilen. 

Frauenbewegung  /  Wally  Zcpler 
Wahlrecht  \m  Mittelpunkt  des  Inter- 
esses für  die  Frauen,  die 
proletarischen  sowohl  wie 
die  bürgerlichen,  steht  gegenwärtig  die 
Frage  des  Fraucnstimmrechts  Unver- 
kennbar haben  die  letzten  Jahre  überali 
Fortschritte  nach  dieser  Richtung  hin  ge- 
bracht. Und  wo  die  Frauen  tatsächlich 
noch  keinje  neuen  politischen  Rechte  errun- 
gen haben,  da  war  doch  die  fortschreitende 
Bewegung  mindestens  in  dem  aufge- 
wandten Kampfeseifer  bemerkbar. 
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Von  Finnland  abgesehen,  wo  be- 
kanntlich in  der  Revolutionsströmung 
von  1006  das  allgemeine  aktive  und  pas- 
sive Frauenstimmrecht  erkämpft  worden 
ist  und  die  ins  Parlament  gewählten 
Frauen  (in  der  Mehrzahl  Sozialdemo- 
kratinnen) sich  sofort  als  eifrige  Mit- 
arbeiter an  der  Gesetzgebung  erwiesen, 
abgesehen  ferner  von  der  kleinen  Insel 
Man,  besitzen  die  Frauen  in  Europa 
politisches  Stimmrecht  nur  in  Nor- 
wegen. Dort  ist  es  ihnen  ebenfalls 
erst  im  vorigen  Jahre  verliehen  worden, 
und  zwar  in  beschränkter  Form,  an  ein 
Jahreseinkommen  von  zirka  400  M.  ge- 
bunden. 

Neben  diesen  Ländern  besteht  gegen- 
wärtig in  England  die  stärkste  Hoff- 
nung für  das  weibliche  Geschlecht  end- 
lich volle  politische  Gleichberechtigung 
zu  erringen.  Die  letzten  Tage  erst 
brachten  die  Nachricht,  der  englische 
Premierminister  Asquith  habe  noch  für 
diese  Session  eine  allgemeine  Wahl- 
reformbill in  Aussicht  gestellt  und  er- 
klärt: die  Regierung  werde  sich  bei  der 
Beratung  dieses  Gesetzentwurfs  einem 
Antrage  zu  gunsten  des  politischen 
Frauenstimmrechts  nicht  ablehnend 
gegenüberstellen.  Da  das  Unterhaus, 
wie  schon  früher  wiederholt,  im  April 
dieses  Jahres  in  2.  Lesung  bereits  das 
Fraucnstimmrecht  auf  gleicher  Grund- 
lage wie  das  Männerstimmrecht  votiert 
hat,  so  ist  nicht  daran  zu  zweifeln, 
dass  es  in  absehbarer  Zeit  Gesetz  wer- 
den dürfte.  Denn  mag  das  Oberhaus 
einen  Frauenstimmrechtsantrag  diesmal 
vielleicht  noch  zu  Fall  bringen,  auf  die 
Dauer  kann  es  sich  nicht  dem  vereinten 
Wunsche  von  Unterhaus  und  Regierung 
entgegenstellen. 

Jene  neueste  ministerielle  Erklärung 
scheint  jedenfalls  den  Anschauungen  der 
/.  L.  P.  gegenüber  dem  Standpunkte 
der  S.  D.  F.  recht  zu  geben.  In  der  von 
der  Regierung  angekündigten  Reformbill 
wird  vermutlich  eine  Erweiterung  des 
Wahlrechts  geschaffen  werden,  die  dann 
den  Frauen  so  gut  wie  den  Männern  zu 
gute  käme.  Damit  wären  aber  die  Ein- 
wände zum  Teil  schon  entkräftet,  die 
gegen  die  Ausdehnung  des  gegenwärti- 
gen englischen  Wahlrechts  auf  das  weib- 
liche Geschlecht  seitens  der  5".  D,  F.  wie 
der  deutschen  Genossinnen  auf  dem 
internationalen  Stuttgarter  Kongress  er- 
hoben worden  sind.  Wie  dem  indessen 
auch  sei,  unbedingt  musste  es  von  vorn- 
herein klar  erscheinen,  dass  bei  den 
demokratischen  englischen  Verfassungs- 


formen die  Wahlrechtsbeschränkungen 
bei  jedem  energischen  Ansturm  der  aus- 
geschlossenen Volksklassen  sehr  bald 
fortfallen  müssen,  und  ebenso,  dass  sich 
bei  einmal  erobertem  Frauenstimmrecht 
jede  Änderung  des  Wahlrechts  auf  die 
Frauen  mitbeziehen  würde.  Hätten  unter 
diesen  Umständen  die  Arbeitervertreter 
im  Parlament  —  soweit  sie  etwa  in  der 
Frage  ausschlaggebend  waren  —  das  be- 
schränkte Fraucnstimmrecht  abgelehnt, 
so  hätten  s  i  e  gerade  dem  Vordringen  der 
Bewegung  in  einer  ihrer  wichtigsten 
Etappen  Halt  geboten.  Dem  Grundsatz 
des  allgemeinen,  gleichen  und  direkten 
Wahlrechts  zuliebe,  der  in  diesem  Spe- 
zialfall höchstens  momentan  durch- 
brochen war,  für  die  weitere  Zukunft 
aber  ganz  und  gar  nicht  gefährdet  er- 
schien. 

Wir  stehen  hier  wieder  einmal,  wie  so 
oft  in  der  Parteipolitik  der  letzten  Jahre, 
vor  einem  Punkt,  wo  nach  der  Auffassung 
vieler  das  formale  Prinzip  dem  Sinn 
der  Sache  widerstreitet  Denn  die  Er- 
ringung des  Frauenstimmrechts  auf  glei- 
cher Grundlage  wie  das  Männerstimm- 
recht in  einem  politisch  und  wirtschaft- 
lich so  entwickelten  Lande  wie  England 
wäre  kulturgeschichtlich  so  bedeutungs- 
voll, dass  sie  auch  für  den  Fortschritt 
der  Arbeiterbewegung  bei  weitem  die 
kleine  Stimmverschiebung  aufwöge,  die 
dadurch  unter  dem  gegenwärtigen  Wahl- 
recht zu  Ungunsten  des  Proletariats  er- 
folgen könnte.  Diejenigen  deutschen 
Genossinnen,  die  das  Aufgeben  einer 
grundsätzlichen  Programmforderung  unter 
allen  Umständen  für  verwerflich  halten, 
stehen  durchaus  konsequent  auf  dem 
Standpunkt  der  S.  D.  F.  Aber  auch  die 
Geschichte  der  deutschen  Partei  hat  in 
den  letzten  Jahren  vollauf  bewiesen,  dass 
diese  absolute  Aufrechtcrhaltung  des 
Prinzips  in  der  politischen  Praxis  mehr 
und  mehr  unmöglich  wird.  Oder  sollte 
es  etwas  andres  sein  als  solch'  eine 
Prinzipdurchbrechung,  wenn  wir  heute 
bei  den  preussischen  Landtagswahlen 
mittun,  oder  wenn  die  Partei  in  den 
Reichs-,  Landes-  oder  städtischen  Parla- 
menten fortdauernd  ihre  Zustimmung  zu 
Gesetzen  gibt,  die  mit  Recht  nur  als  win- 
.zige  Abschlagszahlungen  auf  unsere 
Programm  f orderungen  bezeichnet  wer- 
den? Leider  ist  trotz  aller  Revi- 
sionistendiskussionen niemals  versucht 
worden  an  der  Hand  der  historischen 
politischen  Tatsachen  die  Grenzen  sol- 
cher Prinzipverletzungen  festzulegen. 
Oder  vielleicht  ist  diese  Aufgabe  an  sich 


Digitized  by  Google 


762 

unmöglich,  und  es  bleibt  im  Einzelfall 
nur  ein  scharfes  Abwägen  des  Für  und 
Wider  übrig. 

So  schreibt  auch  Genosse  Knudsen- 
Kopenhagen  in  einem  Artikel  der  Gleich- 
heit, ohne  damit  übrigens  einen  Wider- 
spruch der  Redaktion  wachzurufen: 
»Obgleich  wir  in  unserer  Eigenschaft  als 
Sozialdemokraten  nur  das  Einkammer- 
system und  das  direkte,  allgemeine  Wahl- 
recht anerkennen,  haben  wir  jedoch  vor- 
derhand geglaubt  weder  die  Abschaffung 
des  Landsthings  noch  der  höchstbe- 
steuerten Wählerklasse  beantragen  zu 
sollen.  Die  entsprechenden  Forderungen 
würden  nämlich  der  Herabsetzung  des 
Wahlrechtsaltcrs  wie  der  Einführung 
des  Frauenstimmrechts  unübersteigliche 
Hindernisse  in  den  Weg  legen.«  Der 
sozialdemokratische  Stimmrechtsantrag, 
auf  den  sich  dieser  Artikel  bezieht, 
führte  gegenwärtig  noch  zu  keinem  Er- 
folg. Dagegen  ist  in  Dänemark  nun 
von  beiden  Häusern  das  kommunale 
Frauenwahlrecht  votiert  worden,  leider 
in  einer  weit  reaktionäreren  Form  als  sie 
der  ursprüngliche  Regierungsentwurf 
vorsah.  Die  Frauen  sind  den  Männern 
im  kommunalen  Wahlrecht  zwar  völlig 
gleichgestellt,  aber  dieses  ist  auch  für 
die  Männer  bei  Gelegenheit  des  Frauen- 
stimmrechtsgesetzes mit  einer  Reihe 
neuer  Verklausulicrungen  zu  Ungunsten 
der  Arbeiterschaft  belastet.  Diese  un- 
günstigere Fassung,  die  einem  Kompro- 
miss  der  Regierung  mit  den  bürgerlichen 
Parteien  ihr  Entstehen  verdankt,  veran- 
lasste die  Sozialdemokraten  im  Folkc- 
thing  gegen  den  Entwurf  zu  stimmen, 
während  sie  ihn  in  seiner  ursprünglichen 
Formulierung  angenommen  hätten. 
In  Schweden  wurden  kürzlich  von  der 
sozialdemokratischen,  der  liberalen  und 
der  Lindhagcnpartci  eingebrachte  Frauen- 
stimmrechtsanträge mit  ziemlich  knapper 
Majorität  abgelehnt.  Auch  in  allen  an- 
deren, selbst  den  kulturell  weniger  her- 
vortretenden Ländern  ist  eine  verstärkte 
Bewegung  für  Frauenstimmrecht  deut- 
lich erkennbar. 

In  Österreich  beschäftigte  sich  die 
3.  sozialdemokratische  Frauenkonferenz, 
die  am  19.  und  20.  April  in  Wien  tagte, 
mit  der  Stimmrechtsfrage.  Genossin 
Schlcsingcr-Eckstein  hielt  das  Referat. 
Die  Konferenz  erklärte  es  in  der  zum 
Schluss  angenommenen  Resolution  für 
dringend  notwendig  und  unaufschiebbar 
in  Parlamenten  und  Parteiagitation  der 
Forderung  des  Frauenstimmrechts  eine 
erhöhte    Beachtung    zu    schenken.  Die 
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Feier  des  1.  Mai  sollte  zu  einer  besonde- 
ren Agitation  dafür  ausgestaltet  werden. 
In  Frankreich  findet  im  Juni  im  An- 
schluss  an  eine  internationale  Frauen- 
stimmrechtskonferenz ein  Kongress  zur 
Erörterung  der  bürgerlichen  und  politischen 
Rechte  der  Frauen  statt.  In  Italien 
brechen  sich  die  Ideen  der  sozialen  und 
politischen  Befreiung  des  weiblichen  Gc 
schlechts  trotz  der  in  vieler  Beziehung 
noch  so  rückständigen  wirtschaftlichen 
Entwickelung  des  Landes  rasche  Bahn. 
Vom  23.  bis  zum  30.  April  tagte  in  Rom 
der  1.  nationale  italienische  Frauen- 
kongress.  der  ohne  Widerspruch  allge- 
meines Frauenstimmrecht  in  seine  For- 
derungen aufnahm.  Auch  im  s  p  a  n  i 
sehen  Parlament  wurde  kürzlich  ein 
Antrag  auf  Gewährung  des  kommu- 
nalen Frauenstimmrechts  gestellt,  der 
natürlich  vorläufig  keine  Mehrheit  er 
zielte. 

Ähnlich  in  Einzellandtagen.  In  Böh- 
men, wo  an  dem  beschränkten  Wahl- 
recht zum  Landtag  auch  Frauen  teilneh 
men,  haben  diese  neben  den  Männern 
bei  der  letzten  Wahl  rege  mitgekämpft. 
Bei  der  Wahl  zum  g  a  1  i  z  i  s  c  h  e  r. 
Landtag,  zu  dem  ein  Teil  der  Frauen 
wahlberechtigt  ist,  wenngleich  sie  nur 
durch  Bevollmächtigte  stimmen  dürfen, 
war  von  den  Frauenrechtlerinnen  eine 
Kandidatin  aufgestellt  worden,  die  von 
5000  abgegebenen  Stimmen  500  auf  sich 
vereinigte. 

Dass  in  den  Vereinigten  Staaten, 
wo  das  Frauenstimmrecht  am  frühesten 
rastlose  und  energische  Vorkämpferin- 
nen fand,  die  Bewegung  in  absehbarer 
Zeit  zu  vollem  Erfolge  führen  muss. 
darf  man  als  sicher  annehmen.  Gegen- 
wärtig geniessen  die  Amerikanerinnen 
allerdings  erst  in  4  der  Unionsstaaten 
volle  politische  Gleichberechtigung,  in 
einigen  anderen  nur  ein  beschränktes 
Stimmrecht.  Aber  die  fortgesetzte 
kraftvolle  Agitation  schlägt  unermüdlich 
Bresche  in  das  Lager  der  Stimmrechts- 
gegner und  entreisst  ihnen  die  politischen 
Vorrechte  Stück  für  Stück.  Bemerkens 
wert  ist  in  Amerika  die  Tatsache,  dass 
in  einer  ganzen  Reihe  von  Unionsstaatcti 
Parlament  und  Regierung  wiederholt 
das  Frauenstimmrecht  votierten,  es  da- 
gegen in  der  Volksabstimmung  abgelehnt 
wurde.  Am  3.  März  dieses  Jahres  hatte 
der  amerikanische  Frauenstimmrechts- 
verband wiederum  Audienzen  bei  beiden 
Häusern  des  Kongresses.  In  der  Konfe- 
renz mit  dem  Repräsentantenhaus  trat 
der  Senator  von  Oklahoma  als  eifriger 
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Verfechter  des  Frauenstimmrechts  auf. 
Den  fortschreitenden  Erfolgen  im  Aus- 
land gegenüber  nimmt  Deutschland 
noch  eine  recht  abwartende  Haltung  ein. 
Als  bei  den  Etatsberatungen  dieses  Jah- 
res die  Sozialdemokraten  im  Reichstag 
von  neuem  einen  Antrag  auf  allgemeines 
Wahlrecht  für  alle  Parlamente  auch  für 
die  Frauen  einbrachten,  stimmten  selbst 
von  den  Liberalen  nur  2  Abgeordnete, 
D.  Naumann  und  Dr.  Potthoff,  dafür, 
Ein  gleich  grossartiges  Ergebnis  hatte 
eine  schriftliche  Umfrage  der  Ortsgruppe 
Berlin  des  Deutschen  Verbandes  für 
Frauenstimmrecht  an  sämtliche  Land- 
tagskandidaten für  Berlin  und  die  Vor- 
orte, wieweit  sie  sich  bereit  erklärten  im 
kommenden  preussischen  Landtag  An- 
träge auf  Einführung  des  allgemeinen 
Wahlrechts  für  Männer  und  Frauen  zu 
unterstützen  respektive  selbst  zu  stellen. 
An  Sozialdemokraten  war  die  Anfrage 
nicht  gerichtet  worden,  da  sich  eine  be- 
jahende Erwiderung  ihrerseits  von  selbst 
verstand.  Von  allen  anderen  Kandidaten 
antworteten  wiederum  ganze  2  in  rück- 
haltlos bejahendem  Sinne.  Ein  wahrhaft 
klägliches  Resultat.  Die  Berliner  Lokal- 
gruppe beschloss  darauf  —  von  ihrem 
Standpunkt  durchaus  konsequent  —  bei 
den  Wahlen  neben  jenen  beiden  nur  die 
Sozialdemokraten  zu  unterstützen.  Über 
den  Standpunkt  selber  soll  ein  andermal 
die  Rede  sein. 

X  X 
Karze  Chronik  Vom  24.  bis  zum  28.  Mai 
fand  in  Italien  ein  Kon- 
gress  für  soziale  Frauen- 
•  arbeit  statt,  dessen  Vorsitz  Ada  Negri 
führte.  X  Auf  der  3.  sozialdemokra- 
tischen Frauenkonferenz  Österreichs 
wurden  neben  dem  Frauenwahlrecht 
Fragen  der  inneren  Organisation,  der  poli- 
tischen Frauenarbeit  sowie  sozialpoli- 
tische Forderungen  erörtert.  X  Im  Ok- 
tober soll  in  Berlin  eine  Soziale 
Frauenschule  (Vorbildung  für 
den  häuslichen  Pflichtenkreis  und  fach- 
liche Ausbildung  für  soziale  Arbeit)  er- 
öffnet werden. 
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der  durch  sein  Buch  Zur 
Ethik  des  Gesamhvillens  zuerst  Aufmerk- 
samkeit erregte,  hat  jetzt  eine  die  dort 
angebahnten  Gedankenreihen  eigenartig 
weiterspinnende   Programmschrift  Ent- 


wickclungswcrttheoric,  Enttvickclungs- 
ökonomie,  Menschenökonomie  /Leipzig, 
Klinkhardt/  publiziert;  eine  prinzipielle 
Erörterung,  für  die  ein  demnächst  er- 
scheinendes grösseres  Werk  des  Autors 
nähere  Belege  und  Illustrationen  liefern 
soll.  Das  Buch  beginnt  mit  einer  Polemik 
gegen  die  übertriebene  Bedeutung,  die 
von  den  Darwinisten  der  sogenannten 
natürlichen  Auslese  als  kausal  wirk- 
samen Faktor  in  der  Entwickelung  der 
Lebewesen  beigemessen  werde.  Die  Aus- 
lese, das  Überleben  der  Passendsten  im 
Kampf  ums  Dasein,  bilde  vielmehr  nur 
einen  unter  den  unzählig  vielen  Faktoren, 
die  bei  Heraus-  und  Fortbildung  der 
Arten  im  Spiele  seien.  Auch  halte  sich, 
je  höher  organisierte  Arten  man  ins  Auge 
fasse,  der  Umfang  der  Reproduktion,  die 
Masse  der  Geburten,  die  das  Material  für 
die  Auslese  liefert,  der  Regel  nach  in  um 
so  engeren  Schranken.  Jene  Meinung,  dass 
mit  der  Härte  der  Daseinsbedingungen, 
der  Schärfe,  in  der  das  Prinzip  der  Aus- 
lese walte,  die  Chancen  für  die  Fortent- 
wickelung einer  Gattung,  für  die  Heran- 
züchtung von  Exemplaren  erhöhter 
Lebensfähigkeit  steigen  —  eine  Hypo- 
these, die  die  Lobredner  des  Bestehenden 
zur  Entschuldigung,  ja  zur  Verherr- 
lichung der  massenhaften  Lebensvernich- 
tung in  der  heutigen  Gesellschaft 
nutzen  — ,  zeuge  von  offenkundigster 
Missdeutung  der  naturwissenschaftlich 
gegebenen  Tatsachen.  Und  was  die 
menschliche  Entwickelung  anlangt, 
so  sei  diese  im  wesentlichen  überhaupt 
nicht  mehr  als  unbewusst  »passive  An- 
passung des  Subjekts  an  die  Tücken  und 
Launen  des  Naturlaufs«  sondern  umge- 
kehrt nur  als  planmässige  Umgestaltung, 
als  »aktive  Anpassung  des  Objekts  an  die 
Erfordernisse  des  Subjekts«  verständlich. 
Das  allgemeinste  Ziel  aber,  dem  eine 
solche  aktive  Entwickelung  vernünf- 
tigerweise zustreben  müsste,  kann, 
wenn  man  mit  Goldscheid  als  Massstab 
der  Wert-  und  Ziclbestimmung  nicht  ir- 
gend welche  subjektiven  Liebhabereien 
noch  egoistisch  partikulare  Interessen 
sondern  das  menschliche  Gattungs- 
interessc,  einen  (freilich  nur  in  der  Idee 
bestehenden)  vernünftigen  »Kollektiv- 
willcn  der  Kulturgemeinschaft«  annimmt, 
kein  anderes  sein  als  die  Herstellung 
eines  Gcsellschaftszustandes,  in  dem  all 
unsere  menschlich-kulturell  wertvollen 
Naturanlagen  in  freiester  Weise,  also 
ohne  Unterdrückung  und  Verkümmerung 
des  einen  Teils  der  Gesellschaftsglieder 
durch    den    anderen,    sich  entwickeln 
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können.  Es  ist  das  gleiche  Entwicke- 
lungsideal,  das  Kant  bereits  in  seiner 
kleinen  Abhandlung  Idee  su  einer  all- 
gemeinen Geschichte  in  weltbürgerlicher 
Absicht  formulierte,  freilich  ohne  sich  der 
in  einer  solchen  Formulierung  ent- 
haltenen ökonomischen  Konsequenzen 
bewusst  zu  werden. 

Aber  wenn  Kant  —  hierin  mit  dem  prin- 
zipiellen Standpunkt  der  Marxschen  Ge- 
schichtsauffassung durchaus  überein- 
stimmend —  die  Entwickelung  zu  diesem 
Ideal  durchaus  nicht  als  eine  von  der 
Einsicht  und  uneigennützig  idealistischen 
Gesinnung  der  Gesellschaftsglieder  plan- 
mässig  bewirkte  sondern  als  Bewegung 
auffasst,  die  unbeabsichtigt  und  doch  not- 
wendig aus  dem  Kampf  partikularer 
egoistischer  Interessen  im  Völker-  und 
Staatsleben  entspringe,  will  Goldscheid 
das  Ideal  unmittelbar  zum  Richt- 
mass  der  Kritik  des  Bestehenden,  zur 
wegweisenden  Instanz  für  die  gesell- 
schaftliche Praxis  machen.  Seine  Argu- 
mentation ist  schlagend  gegenüber  jener 
Sorte  Menschenfreunde,  die  konfus  an 
unkritisch  generalisierende  naturwissen- 
schaftliche Hypothesen  anknüpfend  die 
Misere  der  Volksmassen  in  eine  vom 
Aufstieg  der  Gattung  unabänderlich  ge- 
forderte, notwendige  Entwickelungs- 
bedingung  umschwindeln  möchte:  ob 
diese  Herrschaften  nun  in  dem  altspiess- 
bürgerlichcn  Malthuskostüm  oder  in  der 
noch  windigeren  Nietzsche-  und  (jfoer- 
menschenmode  von  vorgestern  auftreten. 
Sie  vermag  in  ihrer  methodischen  Be- 
gründung ausser  der  Widerlegung  solcher 
interessierten  und  frivolen  Trugschlüsse 
wohl  insofern  auch  positive  Arbeit  zu 
leisten  als  sie  in  Kreisen,  die  schon  eine 
gewisse  Prädisposition  dafür  besitzen,  die 
Gewissen  gegenüber  den  himmelschreien- 
den Missverhältnissen  unserer  so  ge- 
rühmten Kultur  aufrüttelt  und  schärft. 
Aber  eine  Denken  und  Handeln  revol- 
tierende Wirkung  in  dem  Umfange,  wie 
sie  der  Verfasser  /u  erwarten  scheint, 
kann  meines  Erachtens  schwerlich  von  ihr 
ausgehen. 

Der  Sozialismus,  der  die  Unterdrückten  in 
ihrem  Klassenintcresse  zum  Kampfe 
gegen  die  Lebenshemmungen,  die  die  ge- 
gebene Gesellschaftsordnung  für  sie  ein- 
schlicsst.  aufruft,  dieser  Sozialismus  hat 
ja  auch  überall  in  der  Darstellung  seiner 
Ziele  darauf  hingewiesen,  dass  die  von  ihm 
erstrebte  Wirtschafts-  und  Gesellschafts- 
ordnung eine  der  denkbar  höchst  gestei- 
gerten Entwickelungsmöglichkeiten  für 
jedermann  ist,  er  hat  seiner  Kritik  des  Be- 


stehenden vielfach,  wenn  auch  meist  nicht 
klar  ausgesprochen,  den  Massstab  eines  sol- 
chen Entwickelungsideals  zu  gründe  ge- 
legt. Wie  soll  aber  eine  etwas  andere 
Nuancierung  und  Begründung  dieses 
Massstabes,  in  der  Art,  wie  sie  von  Gold- 
scheid vertreten  wird,  die  Kraft  derartiger 
Argumente,  die  an  den  harten  Köpfen 
und  Herzen  der  Herrschenden  wie 
stumpfe  Pfeile  abprallten,  um  ein  Be- 
trächtliches vermehren?  Was  kümmert 
diese  Leute  der  Nachweis,  dass  die 
heutige  Gesellschaft,  deren  Privilegierte 
sie  sind,  mit  der  Gesundheit  und  Lebens- 
kraft der  Menschen,  dem  kostbarsten 
Entwickclungsgut.  eine  ruchlose  Vergeu 
dung  treibt,  was  der  Appell  an  das 
Gattungsinteresse?  Glaubt  er  durch  eine 
Widerlegung  der  von  Wortführern  der 
Herrschenden  ausgeheckten  Beschöni- 
gungstheorieen  Gesinnung  und  wirkliches 
Verhalten  dieser  Kreise  und  ihrer  ge- 
dankenlosen Mitläuferscharen  ändern  zu 
können  ? 

All  die  Gesichtspunkte,  die  Goldscheid 
für  eine  richtige  Ökonomie  entwickelt, 
das  heisst  für  eine  solche,  die  planmässig, 
hewusst  zum  Zweck  menschlicher  Erhal- 
tung und  Höherent wickelung  die  Arbeits- 
verteilung unter  die  verschiedenen  Tätig 
keitssphären  wie  die  Verteilung  der  Pro-, 
duktc  regelt,  unterstellen  ja  offensichtlich 
immer  schon  eine  Umgestaltung  der  pri- 
vaten in  eine  kollektivistische  Wirt- 
schaftsordnung. Das  ist  die  Vorbedin- 
gung, unter  der  so  etwas  wie  ein 
»Kollcktivwille  der  Kulturgemeinschaft« 
überhaupt  erst  sich  formieren  und  eine 
leitende  Macht  werden  kann  Die  natur- 
wissenschaftlich-evolutionistische  Basis, 
die  er  zur  Begründung  heranzieht, 
schafft  seinen  Postulaten  keine  vermehrte 
Wirklichkeitsmöglichkeit  im  Rahmen  des 
Bestehenden.  Was  und  wieviel  nach  die- 
ser Richtung  realisierbar  sein  wird, 
darüber  entscheidet  schliesslich  doch  nur 
immer  das  Wachstum  in  der  Macht  und 
dem  Einfluss  der  Arbeiterorganisation, 
die  als  Vertreter  ihres  Klasseninteresses 
im  Sinne  des  Gattungsintercsses  wirkt, 
aber  durchaus  nicht  der  Grad  von  Deut- 
lichkeit, bis  zu  dem  der  Begriff  eines 
rationellen  Entwickelungszicles  theo 
retisch  herausgearbeitet  ist.  Die  Be- 
gründung sozialer  und  sozialistischer  For- 
derungen vom  Standpunkt  des  Gold- 
scheidschen  Evolutionismus  und  einer 
Enhvickelungsiverttheorie,  die  den  höch- 
sten Wert,  den  Wert  des  Menschlichen 
als  letzte  Direktive  für  das  zu  Schaffende 
proklamiert,    mag    unserer  modernen 
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Denkart  angepasster  sein  als  die  Berufung 
auf  das,  was  man  früher  Menschen- 
rechte nannte,  praktisch  ändert  sich  da- 
mit wenig.  Beiderlei  Deduktionen  sind 
idealistisch  und  lösen  sich,  wo  sie  nicht 
den  Rückhalt  starker,  unmittelbarer 
Interessen  finden,  in  luftige  Gedanken- 
biidungen  ohne  selbstherrliche  historische 
Bewegungskraft  auf.  Gewiss  würde  zum 
Beispiel  die  Methode  einer  rationellen 
Entwickelungsökonomie,  wie  Goldscheid 
hervorhebt,  mit  drei  jeweils  konkret  ge- 
gebenen Momenten  zu  operieren  haben : 
mit  den  gesellschaftlich  notwendigen  Be- 
dürfnissen, das  heisst  den  Bedürfnissen, 
deren  Befriedigung  zur  zweckmässigsten 
Erhaltung  des  menschlichen  Organis- 
mus und  Entwickelung  seiner  geistigen 
Kräfte  notwendig  ist,  mit  den  verfüg- 
baren qualifizierten  und  unqualifizierten 
Arbeitskräften  der  Menschen  samt  den 
verfügbaren  Naturenergieen,  endlich  mit 
der  jeweils  gesellschaftlich  notwendigen 
Arbeitszeit,  die  bei  der  jeweiligen 
Technik  zur  Herstellung  der  vom  Ent- 
wickelungsbudget  erforderten  Güter  ge- 
braucht wird.  Aber  was  lässt  sich  heute 
mit  einer  solchen  Methode  anfangen,  wo 
sind  Ansatzpunkte  zu  irgend  einer  Prak- 
tizierung dieser?  Was  hat  also  die  von 
Goldscheid  der  Wissenschaft  zur  Pflicht 
gemachte  nähere  Beschäftigung  mit 
solchen  Entwickelungsbudgets  oder  ver- 
wandten Problemen  für  einen  Sinn  ?  Was 
hilft  es  über  die  Vorzüglichkeit  von  Reis 
und  Pflaumen  zu  philosophieren,  wenn 
man,  wie  Reuters  Bauern,  sie  doch  nicht 
kriegt?  Die  Bedeutung  humanitärer  Ent- 
wicketungsideen  gewinnt  wenig  durch 
Dctailausspmnung.  Das  Wesentliche  ist 
allein  der  Hinweis,  dass  die  Entwicke- 
lungsrichtung,  auf  die  heute  die  sozialisti- 
sche Bewegung  hindrängt,  mit  der  Ent- 
wickclungsrichtung,  die,  vom  Standpunkt 
der  Gattung  aus  gesehen,  rationell  er- 
scheint, zusammenfällt. 
X  X 
tJe*cMcht»«uf-Das  Archiv  für  Sozial- 
*MBOf  Wissenschaft  und  soziale  Ge- 

setzgebung, in  dem  Pro- 
bleme der  soziologischen  und  historischen 
Methodik  des  öfteren  anregend  diskutiert 
wurden,  brachte  im  2.  Heft  des  25.  Ban- 
des eine  kritische  überschau  des  Leip- 
ziger Professors  Eulenburg  über  die 
Haupterscheinungen  der  neueren  ge- 
schichtsphilosophischcn  Literatur.  Die 
Auseinandersetzung  mit  Kurt  Breysigs 
Aufbau  und  Gesetze  der  Welt- 
geschichte und  Karl  Lamprechts  Vor- 
trägen   Moderne  Geschichtswissenschaft 


beansprucht  durch  die  Art,  wie  hier  am 
Beispiel  dieser  beiden  Autoren  die 
Schwierigkeit  geschichtlicher  Klassi- 
fikationsprinzipien erörtert  wird,  ein  all- 
gemeineres Interesse.  Es  liegt  ja  auf  der 
Hand:  Der  Begriff  einer  geschichtlichen 
Entwickelung  schliesst  die  Vorstellung 
einer  von  den  verschiedenen  Gesellschaf- 
ten zu  durchlaufenden  Reihenfolge  so- 
zialer Zustände  in  sich ;  eine  einheitliche 
Charakteristik  dieser  St«fenfolge  aber  er 
heischt  als  Ausgangspunkt  die  Fixierung 
eines  gemeinsamen  Massstabes,  eines 
Klassifikationsprinzips,  dem  die  Merk- 
male zur  Unterscheidung  der  Stufen  ent- 
nommen werden  können.  In  der  Konse- 
quenz der  marxistischen  Geschichtsauf- 
fassung läge  es  die  Stufen  unmittelbar 
nach  Merkmalen  der  Produktionsordnung 
und  der  Produktionsmittel  abzugrenzen, 
indes  ist  diese  Aufgabe  für  das  grosse 
Ganze  der  Geschichte  vorerst  nur  postu- 
liert, nicht  durchgeführt,  und  Breysig  hat 
den  Einwand  erhoben,  dass  in  den 
früheren  Geschichtsperioden  die  Stufen, 
die  sich  so  rein  ökonomisch  unterscheiden 
Hessen,  für  die  Zwecke  des  Historikers 
und  Soziologen  zu  weit  gesteckt  und  zu 
viel  umspannend  seien.  Das  Einteilungs- 
prinzip, das  er  an  Stelle  des  von  ihm 
abgelehnten  ökonomischen  setzt,  unter- 
liegt aber,  wie  Eulenburg  schlagend 
nachweist,  nicht  nur  ganz  ähnlichen  Be- 
denken sondern  schwebt  auch  losgelöst 
von  jeder  kausalen  Fundamenticrung 
völlig  in  der  Luft.  Breysig  will  auf 
Merkmale  politischer  Organisation  und 
Machtcntfaltung  als  das  Entscheidende 
zurückgreifen.  Das  Nacheinander  der 
politisch  charakterisierten  Stufen  meint  er 
als  ein  in  gleicher  Weise  sich  bei  allen 
Völkern  wiederholendes  nachweisen  zu 
können,  in  wie  ungleichmässigem  Zeit- 
tempo  auch  die  Entwickelung  erfolge. 
Dabei  muss  er  jedoch  schliesslich  selbst 
einräumen,  dass  bei  dieser  Einteilung 
Gesellschaften  von  gänzlich  verschiedener 
Wirtschaftsweise  und  gänzlich  verschie- 
dener geistiger  Kultur  unter  die  selbe 
politische  Stufenrubrik  örrtfallcn ;  was 
doch  eben  beweist,  dass  jene  politischen 
Unterscheidungsmerkmale  einen  brauch- 
baren Index  für  den  jeweiligen  Gcsamt- 
charakter  einer  Gesellschaft  nicht  er- 
geben, dass  bei  solcher  Anordnung  und 
Gruppierung  soziale  Organismen  hete- 
rogenster Art  in  eine  Klasse  zusammen- 
gefasst  und  eng  verwandte  auseinander  - 
gerissen  werden.  Als  eigentlichen  Kar- 
dinalfehler aber  hebt  Eulenburg  mit 
vollem  Recht  hervor,  dass  jene  politische 
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Stufenfolge  bei  Breysig  zudem  nur  ein 
empirisch  aufgegriffenes  Nacheinander 
darstellt,  von  dem  es  gänzlich  unklar 
bleibt,  warum,  infolge  welcher  inneren 
Notwendigkeit  es  so  und  nicht  anders 
verlaufe:  es  fehlt  hier  gänzlich  die  Be- 
ziehung zu  einem  den  Veränderungen  zu 
gründe  liegenden,  sie  aus  sich  erzeugen- 
den, kausal  wirksamen  Grundfaktor  des 
sozialen  Lebens.  Mit  ähnlicher,  gleich 
treffender  Argumentation  wird  Lamp-. 
rechts  wunderlicher  Versuch  die  Stufen 
nach  psychologischen  Merkmalen  der  in 
ihnen  jeweils  vorherrschenden  Seelen- 
stimmung zu  sondern  abgewiesen.  Kon- 
ventionalismus soll  nach  diesem  Histori- 
ker die  Signatur  des  späteren  Mittelalters, 
Individualismus  die  der  neuen,  Subjekti- 
vismus und  potenzierte  Rcissamkeit  die 
der  neuesten  Zeit  sein.  Es  sind  das  viel- 
deutig schillernde  Bezeichnungen,  die. 
wie  Eulenburg  bemerkt,  vorwiegend  eine 
Charakteristik  des  Stimtnungs-  und 
des  Phantasielebens  im  Auge  haben, 
aber  hinsichtlich  des  Handelns  und  prak- 
tischen Verhaltens  der  Menschen,  mit- 
hin auch  der  realen  Bewegung  des 
sozialen  Lebens  auf  den  verschiedenen 
Stufen  gar  keine  halbwegs  fasslichen  Di- 
rektiven geben.  Hieran  schliesst  sich 
der  prinzipielle  Einwand,  dass  bei  jeder 
psychologischen  Klassifizierung  das  See- 
lische im  Völkerleben  am  Ende  immer 
als  ein  gesetzmässig  sich  durch  eine 
Reihe  bestimmter  Stadien  hindurch  ent- 
wickelnder Faktor  mit  vorausgesetzt  sei, 
während  doch  das,  was  dem  Seelischen 
die  Richtung  des  Handelns  gibt  und  es 
umsetzt  in  Aktion  und  in  gesellschaft- 
liche Bewegung,  in  erster  Reihe  die  ab- 
solut aus  keinem  Seelenschema  dedu- 
zierbaren äusseren  Verhältnisse  sind.  Die 
Standpunkte,  von  denen  eine  Geschichts- 
philosophie bei  dem  Versuche  metho- 
discher Stufencharaktcristik  ausgehen 
kann,  sind  ihrer  Zahl  nach  eng  begrenzt. 
Insofern  läuft  die  Aufdeckung  der  Wi- 
dersprüche, an  denen  ein  politisches  wie 
psychologisches  Klassifizierungsschema 
scheitern  muss,  der  Sache  nach,  so 
scheint  es,  auf  das  Resultat  hinaus,  dass 
die  Skizzierung  einer  Stufenfolge  ihren 
Ausgangspunkt  doch  immer  in  dem  öko- 
nomischen Prozess  zu  suchen  haben  werde. 
Sollten  die  sich  so  ergebenden  Haupt- 
stufen zu  weit  gespannt  sein,  so  bewiese 
das  nur.  dass  dies  Prinzip  der  Einteilung 
der  Ergänzung  durch  andere  Unterschei- 
dungsmerkmale bedarf,  die  dann  den 
ökonomischen  zu  subordinierer.  sind. 
X  X 


Kurze  Chronik  Nach  der  kurzen  Episode 
der  politischen  Wirksam- 
keit des  General- 
streiks, der  nach  verblüffenden  An- 
fangserfolgen sich  rasch  abnutzte,  kehrt 
man  jetzt  wieder  zu  dessen  Studium  zu- 
rück. Ein  Buch  Dr.  Elsbeth  Gcorgis 
/Jena.  Gustav  Fischer/  und  eine  Abhand- 
lung Emile  Vanderveldes  im  Archiv  für 
Sozialwisscnschaft  beschäftigen  sich  ein- 
gehend mit  der  Theorie  und  Praxis  die- 
ses Phänomens ;  das  erstgenannte  Werk 
bringt  auch  ausführliche  Literaturan- 
gaben. X  Eine  interessante  Publi- 
kation ist  die  Sammlung  der  Reden 
A.  M  i  1 1  e  r  a  n  d  s  Travail  et  travail- 
leurs  /Paris,  Fasquellc/,  die  ein  Bild 
seiner  Tätigkeit  und  sozialen  Auf- 
fassung gibt.  X  In  2.  Neuausgabc  ist 
Karl  Marx*  Schrift  Zur  Kritik  der 
politischen  Ökonomie  /Stuttgart,  Dietz/ 
erschienen,  vermehrt  durch  die  im  Nach- 
lass  vorgefundene  Einleitung  su  einer 
Kritik  der  politischen  Ökonomie.  X  An 
der  Berliner  Universität  ist  ein 
4.  Lehrstuhl  für  Nationalökonomie  er- 
richtet und  mit  dem  Professor  Ludwig 
Bernhard  aus  Kiel  besetzt  worden. 

X  x 

Literatur  Dje  verschiedenen  Arten 
und  Momente  der  modernen 
Wirtschaftskrisen  unter- 
sucht Dr.  Mentor  Bouniatian  im 
[.  Bande  seiner  Studien  zur  Theorie  und 
Geschichte  der  Wirtschaftskrisen,  den  er 
Wirtschaftskrisen  und  überkapitalisation 
/München.  Reinhardt/  betitelt.  Der  Ver- 
fasser sieht  in  der  der  kapitalistischen 
Produktionsweise  notwendig  inhäricren- 
den  Tendenz  zur  Überkapitalisation  den 
wesentlichen  Faktor  der  Krisenbildung. 
Seine  Erklärung  und  Deutung  der  Wirt- 
schaftszyklen  deckt  sich  im  allgemeinen 
mit  der  hergebrachten  Ansicht,  gibt 
aber  im  Detail  wohl  auch  neue  Anregun- 
gen. Die  relative  Überkapitalisation,  das 
heisst  die  Produktion  und  Anhäufung 
von  Betriebsmitteln  zur  Zeit  des  Auf- 
schwungs in  einem  Umfang,  in  dem  sie 
sich  bei  sinkender  Konjunktur  von  den 
kapitalistischen  Unternehmern  nur  noch 
zum  Teil  gewinnbringend  ausbeuten 
lassen,  hat,  wie  in  Übereinstimmung  mit 
der  sozialistischen  Kritik  betont  wird,  ihre 
Grundvoraussetzung  in  der  kapitalisti- 
schen Einkommensverteilung,  die  durch 
niedrige  Löhne  den  Massen  einen  Kon- 
ram,  der  mit  der  wachsenden  Ertrags- 
fahigkeit  der  Arbeit  Schritt  halten  könnte, 
unmöglich  macht.  X  Eine  zuerst  in  den 
Festgaben  für  Adolf  Wagner  abgedruckte 
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Arbeit  Dr.  Michael  Hainisch'  Die 
Entstehung  des  Kapitalsinses  /Wien, 
Dcuticke/  will  den  Nachweis  führen, 
dass  sich  das  entgeltliche  Darlehen  bei 
den  allerverschiedensten  Völkern  aus  der 
Viehleihe  an  Nachbarn  entwickelt  habe, 
indem  derjenige,  der  eine  Kuh  zur  Milch- 
nutzung langfristig  auslieh,  als  Gegen- 
dienst das  Kalb,  das  sie  warf,  samt  der 
Kuh  zurückverlangte.  Das  beigebrachte 
Material  ist  reich  und  interessant,  die 
These  einleuchtend  entwickelt  Dabei 
hebt  der  Autor  selbst  hervor,  dass  solche 
genetischen  Untersuchungen  natürlich 
auf  die  Frag«  nach  Wesen  und  Funktion 
des  Kapitalzinses  in  einer  ökonomisch 
entwickelten  Gesellschaft  keine  Antwort 
geben;  auch  verwirft  er  jene  vulgäre 
Theorie,  die  Gewinn  und  Zins  in  sol- 
chen Gesellschaften  aus  der  sogenannten 
Produktivkraft  des  Kapitals  herleitet.  Die 
Erklärung,  die  er  an  deren  Stelle  setzen 
will,  kann  freilich,  soweit  sich  aus  den 
Andeutungen  der  Vorrede  etwas  erken- 
nen lässt,  ebenso  wenig  befriedigen ;  sie 
verwechselt  anscheinend  die  Frage  nach 
dem  Kausalgrund  jener  Einkommens- 
arten innerhalb  entwickelter  Waren- 
produktion mit  der  Frage  nach  deren 
eventueller  Berechtigung  und  begeht  so 
ein  ganz  ähnliches  Quidproquo  wie  jene 
Produktivitätstheorie.  X  Ein  Vortrag 
des  Professors  Siegfried  Czapski, 
des  langjährigen,  nun  auch  verstorbenen 
Geschäftsleiters  der  berühmten  Carl 
Zeiss-Stiftung  in  Jena,  Ernst  Abbe  als 
Arbeitgeber  /Tübingen,  Laupp/  entwirft 
ein  eindrucksvolles  Bild  der  sozial- 
ethischen Auffassung  und  Tätigkeit  des 
trefflichen  Mannes.  Charakteristisch  ist 
die  scharfe  Betonung  des  Rechtsstand- 
punktes. Die  Einführung  der  Pensions- 
kassc  für  die  in  dem  Betriebe  alt  gewor- 
denen Arbeiter  sowie  die  relativ  hoch 
bemessene  Abgangsentschädigung  aller 
ohne  eigenes  Verschulden  Gekündigten 
galten  Abbe  nicht  als  wohltätige  Extra- 
leistung sondern  als  einfachste  aus  der 
Unternehmerfunktion  fliessende  Rechts- 
pflicht. Besonderes  Interesse  verdient 
der  Hinweis  auf  die  exakten  von  Abbe 
aufgestellten  Berechnungen  für  das  Ver- 
hältnis von  Arbeitszeit  und  Arbeits- 
leistung in  dem  Betrieb.  Die  Leistung 
stieg  bei  jeder  Kürzung,  auch  nach  der 
letzten,  die  die  Stundenzahl  von  Q  auf 
8  Stunden  herabsetzte.  X  In  den  sozial- 
psychologischen Monographieen  Die  Ge- 
sellschaft /Frankfurt  a.  M.,  Rütten  & 
Loening/  erschien  eine  Schrift  Richard 
Calwers  Der  Handel,  die  die  hervor- 


stechendsten Typen  der  Händlcrschaft  und 
die  Entwickclungstendenzen  des  Han- 
delsgewerbes in  knapper,  anregender 
Weise  skizziert.  X  Eine  vorzüglich  in- 
struktive und  dabei  gut  populäre  Dar- 
stellung von  Rousseaus  Lebenswerk  gibt 
Professor  Paul  Hensel  in  einem 
Bändchen  von  iao  Seiten  der  Sammlung 
Aus  Natur  und  Geisteswelt  /Leipzig, 
Teubner/.  In  erster  Reihe  dürften  die 
ausführlichen  Kapitel  über  die  Geschichts- 
und Rechtsphilosophie  des  eigenartigen, 
auch  heut  noch  fortwirkenden  Denkers 
interessieren. 

Hygiene  /  Heinrich  CjrOn 
Schulhygiene  £>je  Literatur  über  dies 
Kapitel  der  sozialen  Hygiene 
ist  in  den  letzten  Jahren  ins 
Unheimliche  gewachsen.  Es  wird  mit- 
unter sehr  Gutes  geboten,  aber  bisweilen 
stösst  man  auf  Thesen,  die  sehr  lebhaft 
an  Jules  Verne  erinnern:  verlockend  im 
ersten  Moment,  aber  unmöglich  zu  reali- 
sieren. Von  schulhygienischen  Schriften 
der  letzten  Art  kann  hier  kaum  ge- 
sprochen werden,  weil  an  dieser  Stelle  in 
erster  Linie  realpolitische  Forderungen 
von  Praktikern  registriert  werden 
sollen.  Allerdings  muss  man  sich  eins 
vor  Augen  halten :  Nicht  alle  Postulate 
der  Schulhygieniker,  vielleicht  die  wenig- 
sten, können  von  dem  Standpunkt  aus 
beurteilt  werden,  ob  sie  bei  den  kompe- 
tenten Faktoren  als  undurchführbar  be- 
zeichnet werden;  denn  fiskalische  Zuge- 
knöpftheit  und  kapitalistische  Engherzig- 
keit beurteilen  gewisse  Fragen  nur  nach 
den  erforderlichen  Opfern,  und  freiwillig 
werden  sich  gewisse  Machthaber,  von  der 
kleinsten  Dorfgemeinde  angefangen  bis 
hoch  hinauf  in  die  Ministerien,  niemals 
dazu  hergeben  dem  Allgemeinwohl  zu- 
liebe den  Geldbeutel  zu  öffnen.  Das  hat 
aber  bisher  die  Vertreter  der  Wissens- 
gebiete, die  für  die  Schulhygiene  von  Be- 
lang sind,  der  Baukunst,  der  P  ä  d  a  - 
g  o  g  i  k  und  der  Medizin,  nicht  ab- 
geschreckt vernünftige  Forderungen 
immer  und  immer  wieder  geltend  izu 
machen,  bis  die  leitenden  und  einfluss- 
reichen öffentlichen  Faktoren  klein  bei- 
gaben. Hierbei  muss  mit  besonderer 
Genugtuung  konstatiert  werden,  dass  die 
sterilen  Bureaukraten  und  kurzsichtigen 
Beschützer  des  Gemeinde-,  Landes-  oder 
Reichsvermögens  von  der  Sozialdemo- 
kratie ?o  lange  gestossen  wurden,  bis  sie 
sich  vor  der  Öffentlichkeit  ihrer  Rück- 
ständigkeit schämten  und  Vcrnunft- 
gründen  zugänglich  waren.    Sprach  doch 
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beispielsweise  ein  Abgeordneter  namens 
Reimer  in  einer  Sitzung  der  Hamburger 
Bürgerschaft  noch  am  24.  März  1897  die 
kulturwidrigen  Worte :  »Die  ungesunden 
und  unfreundlichen  Räume  in  den 
Häusern,  aus  denen  unsere  Volksschülcr 
kommen,  lassen  es  nicht  wünschenswert 
erscheinen  die  Kinder  durch  lichte, 
freundliche  Schulstätten  —  zu  ver- 
wöhnen t  H.«  Auch  in  Österreich  ist 
man  in  manchen  Städten  noch  der  offen 
ausgesprochenen  Meinung,  dass  der  Ge- 
gensatz zwischen  einer  hygienischen 
Schule  und  einem  unhygienischen  Heim 
die  Unzufriedenheit  der  Schüler  mit  den 
häuslichen  Verhältnissen  erzeuge.  Trotz 
solcher  Personen,  die  etwas  unzeitgemäss 
zur  Welt  kamen,  haben  es  die  an  der 
Schulhygiene  interessierten  Kreise  nicht 
daran  fehlen  lassen  die  Theorie  der 
Schulhygiene  so  lange  ins  Volk  zu  brin- 
gen, bis  man  für  sie  allerorts  Verständnis 
erweckte. 

Die  Schulhygiene  kann  nach  den  vielen 
zu  Gebot«  stehenden  instruktiven  Schrif- 
ten in  folgende,  den  drei  Wissensgebieten, 
Baukunst.  Pädagogik  und  Medizin  ent- 
sprechende Kapitel  eingeteilt  werden : 
I,  Hygiene  des  Schulgebäudcs  und  des 
Aufenthaltes  darin,  2.  Hygiene  des  Unter- 
richts und  der  Beschäftigung  in  der 
Schule  und  3.  Prophylaxe  von  Infek- 
tions-, Konstitutions-  und  Beschäftigungs- 
erkrankungen. Wir  wollen  im  folgenden 
einen  Überblick  über  die  wichtigsten  Er- 
fahrungen geben,  müssen  dabei  auch  all- 
gemein Bekanntes  berühren,  um  später 
fortlaufend  über  alle  bedeutenden  Neu- 
erscheinungen zu  referieren. 
Für  die  Hygiene  des  Schulgebäudes 
ist  die  Wahl  eines  geeigneten  Bauplatzes 
von  prinzipieller  Bedeutung.  In  Deutsch- 
land und  in  Österreich  sind  für  Schul- 
bauten und  Schuleinrichtungen  gewisse 
Bedingungen,  die  von  den  Ministerien 
aufgestellt  wurden,  zu  erfüllen.  Das 
Schulgebäude  soll  möglichst  eine  freie 
und  gesunde  Lage  haben,  ein  allerdings 
in  Grossstädten  oft  nur  irreales  Ver- 
langen. An  das  Schulgebäudc  soll  sich 
wenn  möglich  ein  Garten  anschliesscn, 
•  lamit  die  Schüler  während  der  Pausen 
gute  Luft  gemessen.  In  grossen  Städten 
muss  das  Schulhaus  von  einem  geräusch- 
losen Pflaster  umgeben,  und  auch  die 
Umgebung  des  Schulgebäudcs  soll  mög- 
lichst gepflastert  sein,  damit  die  Schüler 
nicht  allzuviel  Staub  in  die  Schule  brin- 
gen. Einige  Autoren  schlagen  daher 
ausserdem  in  den  Fussboden  eingelagerte 
Schuhreiniger  vor.  die  die  Schuhe  auto- 


matisch beim  Darübcrhingehcn  reinigen. 
Das  Schulzimmer  soll  gross  und 
ziemlich  geräumig  und  bloss  durch  Tages- 
licht erhellt  sein.  Am  besten  soll  das 
Licht  von  links  einfallen,  was  bei  einer 
grossen  Schule  allerdings  für  alle 
Klassen  nicht  so  ohne  weiteres  zu  er- 
möglichen ist.  Bei  der  für  Schulzimmer 
in  betracht  kommenden  Grösse  soll  man 
jedoch  den  geäusserten  Bedenken  der 
Pädagogen  Rechnung  tragen,  wonach  in 
allzu  grossen  Räumen  einerseits  der 
Lehrer  zu  laut  schreien  muss,  um  gehört 
zu  werden,  andrerseits  schwerhörige 
Schüler  weniger  vom  Unterricht  haben, 
und  endlich  bei  zu  grosser  Distanz  vom 
Sitz  der  Schüler  bis  zum  Katheder  die 
Schüler  auch  das  auf  die  Schultafel  Ge- 
schriebene nicht  gut  lesen  können.  Er- 
fahrene Hygicniker  berechnen  die 
grösste  Länge  des  Schulzimmers  auf  7  bis 
10  m.  die  Breite  auf  4  bis  6  m  und  endlich 
die  Höhe  auf  nicht  mehr  als  3%  bis  4  m. 
letzteres  deswegen,  weil  ein  zu  hohes 
Zimmer  schlechter  geheizt  werden  kann. 
Die  Zahl  der  Schüler  in  einer  Klasse 
muss  beschränkt  sein,  Überfüllungen  sind 
aus  mehrfachen  Gründen  unzulässig.  Mit 
Hinzurechnung  des  freien  Raumes  be- 
rechnen unsere  Schulhygieniker  den 
Flächenraum  für  jedes  Kind  mit  0,5  bis 
0,8  qm.  Der  Luftraum  für  jedes  Kind 
soll  nach  den  Verordnungen,  die  aller- 
dings nicht  selten  ausser  ach;  gelassen 
werden,  2,5  bis  5  cbm  betragen. 
Der  Fussboden  soll  leicht  zu  reini- 
gen und  womöglich  mit  Staubölen  be- 
strichen sein,  die  zur  Verringerung  der 
Staubplage  beitragen.  Wenn  auch  das 
Schulzimmer  täglich  einige  Male  zu 
lüften  ist,  so  sollen  doch  auch  während 
der  Schulzeit  Ventilatoren  für  die  Zufuhr 
frischer  Luft  sorgen.  Dr.  Hermann  Cohn 
aus  Breslau,  der  Altmeister  der  Schul- 
hygiene, verlangte  auf  dem  1.  internatio- 
nalen Kongrcss  für  Schulhygiene  in 
Nürnberg  /1004/,  dass  sich  der  Abort  un- 
mittelbar an  das  Schulzimmer  anschliesse, 
allerdings  so,  dass  in  letzteres  kein  übler 
Geruch  dringen  kann.  Damit  wollte  er 
verhindern,  dass  die  Kinder  durch  einen 
längeren  Gang  zum  Abort  den  Unbilden 
der  Witterung  ausgesetzt  werden.  Der 
Abort  soll  nach  jedesmaligem  Gebrauch 
durch  eine  dafür  angestellte  Person  zur 
Vermeidung  der  Übertragung  gewisser 
Krankheiten  gereinigt  werden.  Übrigens 
hätte  eine  solche  Person  die  Kinder  zu 
beaufsichtigen,  ihnen  Toilettepapier  und 
Waschgelegenheit  zu  bieten.  Die  Wasch - 
gelegenheit  sollte  nach  dem  selben  Autor 
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auch  auf  den  Korridoren!  des  Schul- 
gebäudes sein,  damit  die  Kinder,  bevor 
sie  ihr  Frühstück  essen,  bevor  sie  eine 
Reinschrift  beginnen  usw.,  die  von  Kreide, 
Tinte  oder  Staub  verunreinigten  Hände 
säubern  können. 

Über  die  geeignetste  Art  von  Schulbän- 
ken sind  die  verschiedensten  Auffassun- 
gen zur  Veröffentlichung  gelangt.  Aller- 
dings haben  sich  jetzt  die  meisten 
Autoren  dahin  geeinigt,  und  die  Praxis 
hat  ihnen  Recht  gegeben,  dass  die  Höhe 
der  Bank  der  Länge  des  Unterschenkels 
entsprechen,  die  Breite  der  Bank  hin- 
gegen dem  Oberschenkel  angemessen  sein 
muss.  Die  Lehne  muss  die  Lenden  und 
Brustwirbelsäule  unterstützen.  Hierbei 
sei  auf  den  in  der  schulhygienischen  Lite- 
ratur eingeführten  technischen  Ausdruck 
Distanz  hingewiesen.  Darunter  ist  die 
horizontale  Entfernung  des  Tisches  von 
der  Bank  zu  verstehen.  Ragt  die  Tisch- 
kantc  über  die  vordere  Bankkantc  nach 
rückwärts,  so  spricht  man  von  der  Minus- 
distanz, und  diese  ist  notwendig,  weil 
sich  dabei  der  Rücken  beim  Lesen  und 
Schreiben  an  die  Lehne  stützen  kann, 
während  sich  bei  Plusdistanz  —  das  ist 
eine  wirkliche  horizontale  Entfernung 
von  der  Bank-  und  Tischkante  —  der 
Körper  nach  vorwärts  zur  entfernten 
Tischkante  beugen  muss,  also  von  der 
Lehne  absolut  nichts  hat.  Die  Minus- 
distanz ist  also  für  die  Schulbank  eine 
hygienische  Bedingung. 
X  X 
Scbttlirzte  Das  Verlangen  nach  Schul- 
ärzten geht  längst  nicht  mehr 
von  Ärzten  oder  schrul- 
ligen Schulmeistern  allein  aus,  sondern 
alle  volks-  und  gesundheitsfreundlichen 
Kreise  haben  in  Wort  und  Schrift  die 
Forderung  nach  Schulärzten  ausge- 
sprochen. Wenn  diese  Institution,  ob- 
gleich sie  allen  Vernünftigen  als  eine 
unbedingte  Grundlage  für  Schulhygiene 
erscheint,  noch  immer  erst  in  verhältnis- 
mässig wenigen  Gemeinwesen  eingeführt 
ist  —  man  studiert  beispielsweise  im 
Ministerium  in  Österreich  schon  seit 
Jahren  an  der  Schularztfrage  — ,  so  ist 
dafür  lediglich  der  leidige  Geldpunkt  als 
Begründung  anzuführen.  Die  Schulärzte 
haben  in  erster  Linie  die  Schüler  in  ge- 
wissen Zeiträumen  zu  untersuchen;  das 
Ideal  wäre  allerdings  die  Schüler  täglich 
zu  visitieren,  ob  sie  sich  nicht  im  Inku- 
bations-  oder  Erkrankungsstadium  einer 
ansteckenden  Krankheit  befinden.  Bei 
Masern,  Scharlach,  Diphtheritis  und  an- 
deren  Infektionskrankheiten  würde  der 


Schularzt  oft  Prodromalzustände  finden, 
auf  grund  deren  er  für  die  frühere,  recht- 
zeitige Entfernung  der  Schüler  aus  der 
Klasse  Sorge  tragen  könnte.  Allerdings 
sind  dadurch  die  niemals  zu  vermeiden- 
den Gefahren  der  Ansteckung  im  Inku- 
bationsstadium nur  verringert,  nicht 
ausgeschaltet,  was  immerhin  auch  ein 
kleiner  Erfolg  wäre.  Die  Schulärzte 
haben  dafür  zu  sorgen,  dass  erkrankte 
Schüler  nicht  vorzeitig  die  Schule  wieder 
besuchen,  und  dass  auch  ihre  gesunden 
Wohnungsgenossen  nicht  vor  Ablauf  einer 
bestimmten  Zeit  zum  Schulbesuch  zuge- 
lassen werden. 

Als  eine  der  wichtigsten  Aufgaben  des 
Schularztes  ist  die  Untersuchung  neu 
aufzunehmender  Schüler  zu  betrachten. 
Er  hat  die  körperliche  und  geistige  Reife 
festzustellen,  etwa  vorhandene  Krank- 
heiten der  Behandlung  zuzuführen.  Ein 
Einblick  in  die  Berichte  der  Schulärzte 
belehrt  uns,  dass  bei  der  Qualifikation 
der  untersuchten  Schüler  einige  Skalen 
verwandt  werden,  und  zwar  bedeutet  gut 
den  vollkommenen  Mangel  eines  krank- 
haften Zustandes,  mittel  das  Vorhanden- 
sein chronischer  Zustände,  und  end- 
lich schlecht  hochgradige  Skrofulöse, 
lymphatischen  Habitus,  starke  Blutarmut, 
englische  Krankheit,  angeborene  und 
akquirierte  Herzfehler,  ererbte  Syphilis 
usw.  Die  bisherigen  Erfahrungen  der 
Schulärzte  besagen  beispielsweise,  dass 
bei  Neuaufnahmen  von  Schülern  Ver- 
änderungen und  Verkrümmungen!  der 
Wirbelsäule  nur  bei  i  bis  4  %  zu  konsta- 
tieren waren,  während  nach  längcrem 
Schulbesuch  45  bis  50  %  der  Schulkinder 
Wirbelsäulenveränderungen  aufzuweisen 
hatten.  Mussten  solche  Konstatierungen 
nicht  dazu  beitragen,  die  oben  be- 
sprochenen Schulbänke  einer  Reform  zu 
unterziehen?  Und  ist  die  orthopädische 
Behandlung  solcher  erkrankten  Kinder 
nicht  eine  wichtige  Lebensaufgabe  der- 
jenigen Faktoren,  denen  die  Schüler  an- 
vertraut sind? 

Wiederholte  Untersuchungen  der  Kinder 
durch  die  Schulärzte  bringen  oft  ver- 
borgene Leiden  an  den  Tag.  wie  Herz- 
fehler, Hernien.  Defekte  im  Seh-  und 
Hörvermögen  usw.  Bei  manchen  zu- 
rückgebliebenen Schülern  wurden  nicht 
selten  vom  Schularzt  Krankheiten  konsta- 
tiert, nach  deren  Behandlung  in  der  Regel 
sich  wieder  bessere  Unterrichtscrfolge 
einstellten. 

Die  Schulärzte  haben  endlich,  wie  uns 
die  Berichte  besagen,  durch  Aufklärung 
der  Schüler  in  hygienischen  Fragen,  be- 
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sonders  durch  Aufforderung  zu  gesun- 
dem Spiel  und  Sport,  eine  grosse  sozial- 
hygienische Aufgabe  geleistet.  Vielleicht 
werden  die  Schulärzte,  wie  manche  beab- 
sichtigen, auch  die  sexuelle  Aufklärung 
der  Schüler  in  die  Hand  nehmen,  wobei 
jedenfalls  nur  zu  wünschen  wäre,  dass 
sie  sich  dieser  Aufgabe  mit  Geschick 
entledigen.  Von  vielen  Seiten  wird  eine 
Änderung  der  Schulärzteinstitution  dahin 
verlangt,  dass  Spezialärzte,  wie  Augen-, 
Zahnärzte  usw.,  als  Schulärzte  fungieren 
sollen;  ich  bin  absolut  gegen  solche  Be- 
strebungen und  halte  die  Ausführungen 
Lcbermanns-Budapest  auf  dem  oben  er- 
wähnten Schul hygienekongress  in  Nürn- 
berg für  richtig,  nach  denen  man  die 
Schule  nicht  den  Spezialisten  ausliefern 
sondern  dafür  lieber  die  Schulärzte  zu 
Spezialisten  machen  solle,  indem  sie  für 
ihren  Sonderberuf  eine  gründliche  Ausbil- 
dung erhalten  und  ihr  Wissen  in  Wieder- 
holungs-  und  Fortbildungskursen  ver- 
tiefen können. 

X  X 

Kurz«  Chronik  Am  25.  Mai  hielt  Dr.  Ascher- 
Königsberg  in  der  Gesell- 
scliaft  für  sociale  Medizin, 
Hygiene  und  Medizinalstatistik  einen 
Vortrag  über  Sozialhygiene,  der  auf  die 
Forderung  der  Schaffung  von  sozialen 
Gesundheitsämtern  hinauslief.  X 
Das  österreichische  Handels- 
ministerium hat  am  15.  April  eine  Ver- 
ordnung zum  Schutz  der  Maler,  An- 
streicher und  Lackierer  bekanntgegeben. 
X  Der  Direktor  der  akademischen  Klinik 
für  Hautkrankheiten  in  Düsseldorf  Dr. 
Carl  Stern  fordert  zu  einer  öffentlichen 
Organisation  der  Lupusbekämp- 
fung an  Stelle  der  privaten  Gesell- 
schaften auf.  Er  erklärt  Lupus  bei  ent- 
sprechender Behandlung  für  unbedingt 
heilbar.  X  In  Österreich,  und  zwar  in  der 
Bukowina,  ist  die  chronische  Pellagra 
endemisch.  Sie  ist  eine  vcritabl«  Prole- 
tarierkrankheit, hervorgerufen  durch 
schlechte  Ernährung.  Die  Sozialhygieni- 
ker  arbeiten  mit  aller  Kraft  daran,  in  den 
Pellagragegenden  ständige  Volksküchen 
zu  etablieren.  X  Die  permanente  Agi- 
tation der  organisierten  Bürsten-  und 
Pinselmacher  Nürnbergs  zwecks  Ver- 
hütung der  Milzbrandgefahr  hat 
einen  schönen  Erfolg  gehabt.  Der  Stadt- 
magistrat hat  trotz  der  Einwendungen  der 
Industriellen  die  Zwangsdesinfektion  der 
zur  Verarbeitung  kommenden  Rinder-, 
Pferde-  und  Ziegenhaare  sowie  der 
Schweineborsten  angeordnet. 
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BeriioT  S+-  Die  Ausstellung  der  Ber- 
te"  oa  liner  Sezession  wurde  am 

14.  April  eröffnet  Wie  im 
vorigen  Jahre  die  SeparataussHI.ing  zur 
Feier  von  Liebermanns  60.  Geburtstag 
gibt  der  Veranstaltung  diesmal  das  Leibi- 
Kabinett  und  die  Reihe  von  15  zum 
grösseren  Teil  älteren  Gemälden  Wilhelm 
Trübners  das  Gepräge.  Das  ist  für  dieses 
künstlerische  Unternehmen,  das  der 
neuen  fortschreitenden  Entwicklung  ge- 
widmet sein  soll,  kein  günstiges  Zeichen. 
Die  fröhliche  Weiterbildung,  die  gerade 
von  dieser  Stelle  aus  alljährlich  in  zuver- 
sichtlichen Worten  verheissen  wurde, 
scheint  ausgeblieben  zu  sein,  Hoffnungen, 
die  überschwänglich  gehegt,  Talente,  die 
bereitwillig  geschmeichelt  und  gefördert 
wurden,  haben  nicht  gehalten,  was  sie 
versprachen.  Mit  Ausnahme  einer  Reihe 
von  anerkannten  Künstlern,  die  auf  der 
Höhe  blieben,  sieht  man  nur  ausnahms- 
weise sichere,  starke  Leistungen,  wäh- 
rend eine  Scheingenialität  und  ein  ge- 
fälschter Kolorismus  sich  von  Jahr  zu 
Jahr  mehr  vordrängen.  Die  Ernte  dieses 
Jahres  kann  aLs  Ganzes  gewiss  nicht  er- 
freulich genannt  werden. 
Die  verführerischen  Grundsätze  eines 
malerischen  Radikalismus  sind  an  den 
überall  bemerkbaren  Verwüstungen  nicht 
schuldlos.  Man  hat  so  lange  den  jungen 
Leuten  gepredigt,  dass  Darstellungsform 
und  Inhalt  nichts  bedeuteten,  dass  viel- 
mehr Farbe  alles  sei,  bis  es  ein  Glaubens- 
satz wurde,  man  brauche  nur  irgendwie 
den  Inhalt  seiner  Tuben  auf  die  Lein- 
wand auszuleeren,  um  von  nun  an  als 
Kolorist  zu  gelten.  Man  wollte  nichts 
mehr  davon  wissen,  dass  Farbe  nur  durch 
ein  bewusstes  ins  Verhältnis  Setzen  ver- 
schiedener Farbennuancen  und  Qualitäten 
entsteht,  und  man  übersah,  dass  bei  den 
mit  Bewunderung  genannten  Vorbildern, 
die  mehr  oder  minder  deutlich  den  Jün- 
geren vor  Augen  standen,  Farbe  niemals 
Selbstzweck  war,  sondern  dass  sie  als 
Ausdruck  für  räumlich -körperliche  Er- 
scheinungen die  Augen  genau  so  be- 
stimmt orientierte  wie  es  früher  etwa 
die  Linienperspektive  oder  die  über- 
triebenen Gegensätze  von  Hell  und  Dun- 
kel getan  hatten.  Niemals  bei  Lieber- 
mann oder  van  Gogh  und  selbst  nicht  bei 
Cezanne  schwanken  die  Gesichtscindrücke 
dermassen  durch  einander,  wie  man  es 
heute  bei  Heinrich  Nauen,  bei  Benno 
Berneis,  bei  Hans  Hofmann  sieht.  Dass 
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ein  Ton  kühler  oder  wärmer  hingesetzt 
wird,  hat  nur  insofern  «inen  Sinn  als 
das  Verhalten  des  Lichts  auf  den 
Flächen  dadurch  ausgesprochen  wird. 
Man  betrachte  den  krankhaft  gelben  Kopf 
von  van  Goghs  Selbstporträt.  Der  Ton 
soll  energisch  herauskommen,  vorne 
stehn.  Der  Hintergrund  mit  seinem 
Türkisblau  weicht  zurück.  Die  Gesichts- 
schatten, die  zu  den  beleuchteten 
Flächen  ungefähr  rechtwinklig  stehen, 
sind  eine  Mischung  von  Grau  (dem  min- 
deren Licht)  mit  Gelb  (der  Lokalfarbe 
der  Haut)  und  dem  Blau,  welches  Zu- 
rücktreten ausdrückt.  Man  vergleiche 
ferner,  wie  anschaulich  bei  Maurice  Denis 
die  Nähe  und  Ferne,  das  Beleuchtete  und 
Schattige  von  einander  geschieden  sind. 
Für  den  Sonnenschein  ist  das  Inkarnat 
mit  Gelb  gemischt,  im  Schatten  wird  es 
ein  Blaurosa.  Mit  Energie  sind  diese 
Unterscheidungen  festgehalten.  Selbst 
wo  die  Wahrscheinlichkeit  oder  Annehm- 
lichkeit eines  solchen  Tones  einmal  frag- 
lich bleibt,  wird  durch  die  unerschrockene 
Konsequenz  der  Anwendung  jeder  Wider- 
spruch zum  Schweigen  gebracht.  Ob  er 
weite  Abstände,  starkräumliche  Tiefen- 
erstreckung oder  engeres,  flacheres  Zu- 
sammendrängen der  Körper  ausdrückt, 
niemals  findet  man  sich  im  Zweifel  dar- 
über, an  welcher  Stelle  des  vorgestellten 
Raums  die  Augen  irgend  einen  Teil  des 
Bildinhalts  unterzubringen  hätten. 
Mit  solchen'  Vorstellungen  vor  ein  Bild 
wie  die  Aktkomposition  Benno 
B  c  r  n  e  i  s'  tretend  findet  man  sich  voll- 
ständig verwirrt.  Mann  und  Frau  auf 
rotbuntem  Teppich  im  Liegen  mit  ein- 
ander ringend:  so  viel  ist  eben  zu  sehen. 
Aber  über  die  Formen  dieser  Körper,  das 
Entscheidende  der  Bewegungen  sagt  diese 
wild  durch  einander  gefleckte  Farben- 
massc  nichts  aus.  Man  verstehe:  das  ist 
kein  Einwand  gegen  die  Derbheit  der 
Technik.  Nur  müssten  die  Striche  sich 
zu  klaren  Gruppen  einen,  es  müsste  irgend 
eine  Entfernung  geben,  aus  der  man  die 
Flecken  übersehen  kann  und  statt  dessen 
die  deutliche  Vorstellung  vor.  so  oder  so 
gerichteten  Körperoberflächen  erhält.  Ich 
behaupte,  dass  niemand  so  etwas  finden 
kann.  Ähnlich  steht  es  um  den  liegen- 
den Frauenakt  Nauens.  Dieses  un- 
ruhig hell  und  dunkel  zerwühlte  Blau 
und  Grün  im  Hintergrund  drängt  über 
die  Ebene  nach  vorn,  in  der  der  Frauen- 
körper liegen  soll.  Augenscheinlich  ist 
aber  das  Gegenteil  beabsichtigt.  An 
dieser  Stelle  ist  auch  von  Hugo  von 
Habermanns  Aktbildern  zu  reden. 


Seit  einigen  Jahren  muss  in  ihnen  eine 
erschreckende  Auflösung  aller  Form-  und 
Raumvorstellungen  beobachtet  werden. 
Von  willkürlichen  dunklen  Konturen  und 
Schattenstellen  begrenzt  windet  sich  der 
Körper  zwischen  flauen,  formlosen,  hellen 
Tönen,  aus  denen  brutal  einige  auffallend 
farbige  Flecken  herausfallen  (diesmal 
ein  Purpurrot  und  die  vergoldete  Lehne 
eines  Sessels).  Wo  selbst  ein  früher  so 
sicherer  Meister  des  Tons  zu  solchen 
Entgleisungen  kommen  konnte,  ist  ge- 
wiss Grund  vorhanden  gegen  jede  tech- 
nische und  formelle  Zuchtlosigkeit  Protest 
einzulegen. 

Vor  einem  Jahr  hat  Max  Beckmann 
Aufmerksamkeit  erregt.  Seine  Meer- 
bilder zeigten  eine  weite  Flächenaus- 
dehnung und  ein  Pathos  ernster  Farben- 
stimmung, ein  Bild  von  Männerakten 
schien  Sinn  für  organische  Durchbildung 
der  Menschenfigur  zu  verheissen.  So- 
gleich durfte  er  mit  dem  Preise  des 
Künstlerbundcs  nach  Florenz  gehen.  Er 
kehrt  wieder  mit  einer  Aktkomposition, 
die  er  Schlacht  nennt,  und  mit  einer 
Gruppe  bekleideter  Figuren  vor  dunklem 
Raum.  Im  Vergleich  mit  den  bisher  be- 
sprochenen Bildern  ist  in  beiden  Gemäl- 
den eine  absichtsvollere  Behandlung  der 
Farbe,  ein  Zeichnen  oder,  wenn  man  will, 
ein  Modellieren  mit  Tönen.  Die  gleich 
gerichteten  Flächen  haben  überein- 
stimmende Farbe,  man  kann  sich  Vor- 
stellungen über  die  Körperbewegungen 
und  ihr  Verhalten  im  Raum  machen. 
Aber  alle  diese  Figuren  würden  besser 
als  Einzelstudien  wirken.  Abgesehen  da- 
von, dass  man  bei  keiner  das  Modell  ver- 
gisst,  bestehen  keine  deutlichen  Be- 
ziehungen zwischen  den  verschiedenen 
Menschen.  An  Bewegung  und  Wildheit 
einer  Schlacht  ist  nicht  zu  denken,  und 
auch  in  dem  Gesellschaftsbilde  ist  keine 
Begründung  der  gewählten  Stellungen 
erkennbar,  kein  unmittelbares  Zusammen- 
hängen der  Gruppe,  hinweg  über  die 
Zwischenräume  des  an  sich  anschaulich 
vertieften  Raumes.  Es  scheint,  als  wenn 
hier  auch  das  Missverständnis  geschadet 
hat,  als  könne  man  mit  der  Skizze  an- 
fangen, weil  sie  grössere  Farbenfrische 
gewährt,  während  in  Wahrheit  das  An- 
deuten und  Weglassen  sich  nur  der 
Meister  gestatten  kann,  der  nach  jahre- 
langem Eingehen  auf  das  Detail  die  Natur 
völlig  beherrscht.  In  noch  höherem 
Grade  trifft  das  bei  O  1 1  o  H  e  1 1  n  e  r  zu. 
Dieser  hat  eine  plakatmässige  Verein- 
fachung von  Farbe  und  Linie  in  seinem 
Bilde,  das  er  Aufbruch  nennt.    Grell  in 
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Kolorit  und  Bewegung.  Nackte  Jüng- 
linge mit  ausgereckten  Armen  und  Beinen, 
mit  Fingern,  die  sich  in  den  Himmel 
hineinkrallen,  von  aufgehender  Sonne  ge- 
troffen. Orangerot  und  Hellblau,  nur 
eine  einzige  Bewegung  durch  die  ganze 
Reihe  wiederholt,  in  grossem  Massstab, 
und  Linie  wie  Farbe  übertrieben  und  leer. 
Er  mag  an  Hodlers  Umrisssprache  und 
an  die  Farbe  von  Denis  gedacht  haben, 
aber  ohne  beides  vielsagend  machen  zu 
können. 

Endlich  sei  noch  auf  E  d  v  a  r  d 
Münchs  Bilder  hingewiesen,  die  dies- 
mal weniger  als  je  von  seinen  Vorzügen 
enthalten.  Sicher  ist  das  stürmische  Ge- 
baren des  Norwegers  auf  die  jüngere 
deutsche  Generation  nicht  ohne  Einfluss 
geblieben,  um,  wie  das  in  solchen  Fallen 
zu  gehen  pflegt,  mehr  durch  Ausserlich- 
keiten  als  durch  den  Elan  seiner  Persön- 
lichkeit zu  wirken. 

Es  bleibt  von  den  Anziehungspunkten 
der  Ausstellung  zu  sprechen,  soweit  sie 
modernen  Ursprungs  sind.  Franz 
Stuck  hat  eine  Salome  von  sinnlich 
fortreissender  Wirkung,  eine  Mond- 
scheinbelcuchtung  auf  dem  leichtbewegten 
Weibeskörper  und  fliegende  schwarze 
Locken,  so  viel  Ausdruck  und  St immungs- 
kraft  in  Farbe  wie  in  der  Kontrasticrung 
der  Tanzenden  und  des  gebückten 
Schwarzen  mit  roter  Perücke,  der  ihr  das 
Haupt  des  Täufers  nachträgt.  Theo- 
dor Hummel  bleibt  seiner  weichen 
Eleganz  in  Ton  und  Detail  treu,  hat 
aber  seiner  Farbe  mehr  Kraft  der  Natur- 
wahrheit gegeben.  Hermann  Groe- 
b  e  r  hat  eine  bemerkenswertes  Männer- 
porträt mit  tieftoniger  Umgebung. 
Karl  Hofer-Rom  ein  Selb^tportrat 
und  mehrere  Frauenakte  von  delikater 
Farbenbehandlung  und  zarter  Empfin- 
dung. Eugen  Spiro  hat  in  Paris  be- 
trächtliche Schritte  vorwärts  gemacht. 
Das  Bildnis  eines  Malers  mit  der  Ver- 
teilung von  Braunrot  am  oberen  und 
unteren  Rahmenrande  und  dazwischen  das 
Blau  des  Sessels  vor  dem  grauen  Hinter- 
grunde ist  eine  aparte  koloristische  Kom- 
position. Von  den  Berlinern  sind  zu 
nennen  L  e  i  s  t  i  k  o  w  ,  dessen  Trüber 
Tag  eindrucksvolle  Naturwahrheit  gibt, 
absolut  anspruchslos  und  ohne  jede  Stili- 
sierung. Von  Cor  int  h  ist  der  Frauen- 
akt von  stärkster  Wirkung.  Charlotte 
Berend  (Frau  Corinth)  steht  neuer- 
dings ganz  unter  dem  Einfluss  ihres 
Gatten.  Die  Entbindungsszene  ist  als 
technische  Leistung  imponierend,  gibt 
aber  von  der  Selbständigkeit  der  Künst- 


lerin keinen  hohen  Begriff.  S  1  e  v  o  g  t 
malte  Frau  Duricux  als  Kleopatra  mit 
einer  frappierend  plastischen  Wirkung. 
Liebermann  hat  drei  Bildnisse  und 
eine  Amsterdamer  Judengassc.  Wald  c- 
m  a  r  R  ö  s  1  e  r  frische  Landschaften,  ein 
Blumenstilleben  und  eine  weibliche  Fi- 
gur in  Rückenansicht.  E.  R.  Weiss 
Frauenakte,  Blumen-  und  Fruchtstücke. 
Anna  Costcnoblc  und  Hedwig 
Weiss  farbig  vornehme  Stilleben. 
Aus  der  plastischen  Abteilung  sind  die 
Kalkstein  figur  eines  Mädchens  von 
Georg  Kolbe  und  eine  Brunnen- 
plastik von  P  ö  p  p  e  1  m  a  n  n  -  Dresden 
•  sowie  die  Grabreliefs  von  Arnold 
Waldschmidt  -  Berlin  hervorzuheben. 

X  X 
Auerdenkmal  ]£jn  Grabdenkmal  für  Ignaz 

Auer  von  der  Bildhauerin 
Helene  Quitmann 
wurde  am  3.  Mai  auf  dem  städtischen 
Friedhof  in  Friedrichsfclde  enthüllt. 
Neueren  guten  Vorbildern  entsprechend 
ist  die  einfache  Nischenumrahmung  der 
Bildnismaske,  die  mit  geschlossenen 
Augen  in  Würde  und  Ruhe  aus  den 
rauhen  Steinbossen  hervorsteht.  Nach 
unten  ist  der  Block  seitwärts  unterhöhlt, 
um  der  Figur  eines  Arbeiters  Raum  zu 
gewähren,  der  (sitzend)  einen  Kranz 
darbringt.  Wie  die  Figur  in  engein 
Raum  gefangen  sitzt,  unterstützt  den  Aus- 
druck von  Trauer,  doch  dürfte  die  Hal- 
tung weniger  weichmütig  sein.  Dem 
Ganzen  fehlt  straffer  Aufbau,  die  Sprache 
der  Architektonik,  zu  der  sich  gerade 
das  Grabmal  neuerdings  wieder  zurück- 
findet. Die  einerseits  ausgehöhlte  Form 
des  Steins  vermindert  das  Festwurzeln, 
und  nicht  einmal  der  obere  Umriss  hat 
festbegrenzte  symmetrische  Gestalt.  Die 
Zufallsform  der  Bossierung  ist  gerade 
für  ernste  plastische  Aufgaben  nicht 
günstig. 

X  X 
Kurte  Chronik  Am  i.  Mai  fand  in  Berlin 
die  Eröffnung  der  Grossen 
Kunstausstellung  statt.  X 
Am  gleichen  Tage  wurde  die  Dres- 
dener Ausstellung  eröffnet.  Eine 
bemerkenswerte  Sammlung  japanischer 
Kunst  ist  angegliedert.  Im  Sächsischen 
Hause  ist  eine  Übersicht  über  Kunst 
und  Kultur  unter  den  sächsischen  Kur- 
fürsten veranstaltet.  X  Die  Münche- 
ner Ausstellung  wurde  am  16.  Mai  er- 
öffnet. Am  Tage  darauf  wurde"  im 
Künstlcrthcater  die  erste  Aufführung  von 
Goethes  Faust  mit  der  künstlerischen 
Einrichtung    Fritz   Erlers  veranstaltet. 
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ASS  Preussen  das  eigentliche  deutsche  Problem  sei,  dieser  Satz  wird 
heute  auf  dem  ganzen  linken  Flügel  der  politischen  Schlachtreihe  in 
Fragen  und  Aussagen  variiert.  Meist  hat  das  Urteil  einen  moralischen 
Oberton :  Preussen  als  Hort  der  deutschen  Reaktion,  Preussen  als  Sitz 
aller  Hemmnisse  und  Quell  aller  übel.    Und  so  kehrt  die  Klage,  die 


in  den  sechziger  Jahren  mit  der  lächerlichsten  Umstellung  der  Tatsachen  von 
Liberalen  und  Demokraten  beweglich  und  unermüdlich  erhoben  wurde,  jetzt  mit 
dem  Ton  und  der  Kraft  der  Wahrheit  wieder.  Das  Alte  ist,  scheint  es,  neu 
geworden.  Der  politische  Quellenforscher  jedoch,  dem  so  selten  Neues  aufstiess, 
der  immer  wieder  erfuhr,  dass  in  der  trägen  Unbeweglichkeit  des  politischen 
Denkens  der  Gedanke  seinen  Anlass  und  Gegenstand  lange  überdauert,  um  als 
Gespenst  weiter  zu  spuken,  und  dass  alles  öffentliche  Wesen  voll  solchen 
muffigen  Gespenstergeraunes  ist,  wird  bedenklich  und  sinnt  nach,  ob  das  Alte 
nicht  doch  wohl  das  Alte  geblieben  sei.  Denn  zweifellos  gibt  es  eine  preussische 
Reaktion,  und  sie  ist  mit  den  Unerfreulichkeiten  im  Lauf  der  deutschen  Dinge 
innig  verkettet  und  verbunden.  Aber  meinen  die,  die  alltäglich  und  mit  einer 
Ausschliesslichkeit,  als  wäre  dies  die  alleinige  und  genügsame  Ausübung  des 
politischen  Gewerbes,  gegen  Preussen  mit  der  Feder  anrennen :  meinen  sie  das, 
was  heute  ist,  oder  geben  sie  nur  nach  gutem  Brauch  und  Herkommen  ihrer 
Zunft  auf  neue  Fragen  alte  Antworten? 

Man  kann  die  Sache  rasch  entscheiden  und  nach  einem  untrüglichen  Merkmal. 
Nehmen  die  Angreifer  ihren  Standpunkt  im  neuen  Reich,  das  ein  Preussen 
nicht  als  führenden  —  das  Wort  sagt  zu  wenig  —  sondern  als  den  umfassenden 
und  tragenden  Staat  seiner  Einheit  kennt?  Dann  kann  sich  ihre  Kritik  nicht 
gegen  Preussen  selbst  sondern  bloss  gegen  die  Reaktion  in  Preussen  wenden. 
Oder  beziehen  sie  ihre  Argumente  aus  der  Zeit,  da  das  Schicksal  der  Deutschen 
noch  zwischen  Preussen  und  Österreich  zu  schwanken  schien,  das  Gewimmel 
der  Kleinstaaten  an  ein  Deutschland  ausserhalb  Preussens  glaubte,  und  Demo- 
kraten und  Liberale  das  wahre  Heil  des  deutschen  Volkes  an  der  Seite  der 
Tschechen,  Slowaken,  Slowenen,  Ruthenen  und  Kroaten  suchten,  die  deutsche 
Freiheit  an  die  Wiener  Hofburg  verhaftet  meinten?    Die  üblichen  Ausdrücke 
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Verpreussung  Deutschlands,  Aufgehen  des  Reichs  in  Preussen,  preussisches 
über  gewicht  belehren  ausreichend  darüber,  dass  die  neuen  Preussen  feinde  ihre 
abgetragene  und  verschlissene  Phrasengarderobe  aus  dem  nachgelassenen  Ge- 
rumpel der  seligen  Erben  des  Rheinbunds  hervorgesucht  haben. 

Wer  die  Worte  Verpreussung  Deutschlands  auch  nur  ausspricht,  legt  das  un- 
verwerfliche Zeugnis  dafür  ab,  dass  seine  Beschränktheit  nicht  über  die  geo- 
graphischen Wissenselemente  der  Volksschule  verfügt.  Es  sei  denn,  dass  er 
gegen  sich  den  für  einen  Politiker  noch  traurigeren  Schluss  zulässt,  er  vermöge 
aus  den  elementarsten  geographischen  Tatsachen  die  Folgerung  auf  die  elemen- 
tarsten Notwendigkeiten  der  Politik  nicht  zu  ziehen.  Preussen  zählt  heute 
zwischen  37  und  38  Millionen  Einwohner,  ist  also  ein  Frankreich  an  Volkszahl 
ebenbürtiger  Staat.  Doch  das  gilt  nur  nach  dem  Buchstaben  und  der  Schein- 
barkeit der  Verfassung.  Wessen  Begriffe  über  die  Schranken  der  Klippschule 
hinaus  gereift  sind,  der  wird  seine  am  Wort  haftenden  Kenntnisse  durch  den 
Blick  auf  die  Landkarte  ergänzen.  Was  diese  zeigt,  hat  schlagende  Anschau- 
lichkeit. Könnte  man  sich  vorstellen,  Preussen  hätte  nach  der  Schlacht  von 
Königgrätz  bloss  die  Annexionen  vollzogen  und  nicht  einmal  den  Norddeutschen 
Bund  begründet,  so  befänden  sich  doch  mindestens  die  von  ihm  gänzlich  ein- 
geschlossenen Kleinstaaten  in  einer  Abhängigkeit  von  dem  umfassenden  Staat, 
die  die  heutige  unendlich  weit  überträfe,  und  wären  nichts  als  in  einigen  Be- 
ziehungen autonome  Provinzen  Preussens.  Es  würde  dieses  also  nach  heutiger 
Volkszahl  mit  45  bis  46  Millionen  Seelen  nicht  anders  als  das  Reich  selbst  an 
der  Spitze  der  europäischen  Staaten  stehen.  Und  wenn  ein  solches  Preussen 
auch  als  Volks-  und  Kulturmacht,  also  in  den  wichtigsten  Beziehungen,  hinter 
dem  heutigen  Deutschland  zurückbliebe,  als  politische  Macht  wäre  es  ihm  sogar 
überlegen,  weil  es  ohne  die  Fesseln  des  traditionellen  französischen  Gegen- 
satzes, womit  es  heute  als  Folge  des  Krieges  1870  wie  als  Wirkung  der 
geographischen  Lage  Süddeutschlands  beschwert  ist,  über  seine  Kräfte  frei 
verfügen  könnte. 

Nun,  dieses  Preussen  als  gewaltigste  geographisch-politische  Tatsache  West- 
europas besteht,  besteht  innerhalb  Deutschlands,  und  Kinder  wundern  sich,  dass 
sie  sich  fühlbar  macht.  Sie  tut  das,  weil  der  Regen  nässt,  weil  ein  Gross- 
staat, solange  er  in  seiner  Form  lebt,  nie  den  Machtwillen  gänzlich  einbüssen 
kann.  Das  preussische  Übergewicht  ist  mit  der  Stiftung  des  Reichs  mit  be- 
gründet worden,  ja,  sofern  dieses  seine  Gestalt  von  der  Rücksicht  auf  die 
Scheinsouveränität  der  Kleinstaaten  empfangen  hat,  entspringt  die  Verpreussung 
Deutschlands  folgerichtig  aus  der  fortdauernden  Kleinstaaterei,  bildet  die 
Reversseite  des  auch  heute  noch  von  allen  demokratischen  Gemütern  hoch- 
gelobten  Föderalismus.  Das  Übel  war  zu  verhüten  wie  es  in  Italien  verhütet  wurde. 
Preussen  musste  sich  im  Reiche  auflösen,  wenn  sich  das  Reich  in  Preussen 
aufgelöst  hätte.  Ein  deutscher  Einheitsstaat,  in  den  die  Flut  der  Deutschen 
aus  den  Kleinstaaten  frei  eingeströmt  wäre,  hätte  dem  ostclbischcn  Adel  so 
wenig  ein  Herrschaftsgebiet  dargeboten  wie  der  italienische  dem  ähnlich  ge- 
arteten piemontesischen.  Der  Unterschied  der  Schicksale  beider  Nationen  geht 
hier  zurück  auf  einen  Unterschied  der  politischen  Intelligenz.  Die  Freunde 
der  italienischen  Freiheit  misstrauten  dem  stockkonservativen  Piomont,  ja 
hassten  es,  allein  ihr  sicheres  Wissen,  dass  die  Brechung  der  österreichischen 
Fremdherrschaft  das  eine  grosse  Ziel  war,  Hess  sie  alles  andere  vergessen.  In 
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Deutschland  dachten  die  Freunde  der  Freiheit  —  sofern  sie  nicht  gar  die 
einfältige  Vorstellung  hegten,  das  zu  drei  Vierteln  nichtdeutsche  Österreich  sei 
fähig  Repräsentant  des  deutschen  Gesamtwillens  zu  sein  —  überhaupt  nicht 
mit  dem  eigenen  Kopf  sondern  nach  französischer  Schablone.  Und  als  lebten 
sie  im  Frankreich  der  Bourbonen  und  nicht  im  Deutschland  Metternichs,  schien 
ihnen  das  Schicksal  ihres  Volks  in  der  Alternative  Republik  oder  Monarchie 
beschlossen  zu  sein,  statt  dass  es  wirklich  beschlossen  lag  in  dem  Gegensatz  des 
guten  Rechts  der  Deutschen  und  der  veralteten  Ansprüche  der  Wiener  Hofburg. 
Allein  hinter  jenem  guten  Recht  stand  gar  nichts  als  Redensarten,  und  hinter 
den  Anmassungen  Wiens  marschierten  einige  hunderttausend  wohldisziplinierte 
Krieger  auf.  Gegen  Soldaten  helfen  nur  Soldaten.  Da  sie  Napoleon  für 
Deutschlands  Freiheit  nicht  aufgeboten  hätte  wie  für  die  Befreiung  Italiens, 
so  war  in  der  Tat  —  wenn  man  von  Resolutionen  und  Vereinsgründungen,  die 
Zeitungslärm,  jedoch  keine  Geschichte  machen,  wie  billig,  absieht  —  die 
deutsche  Frage  eine  Frage,  die  zwischen  dem  österreichischen  und  preussischen 
Heere  entschieden  werden  musste.  Auch  Italien  ist  nicht  von  den  Italienern 
als  Volk  befreit  worden,  die  dazu  so  wenig  fähig  waren  wie  die  Deutschen ;  sie 
hatten  indes  die  Klugheit  ihre  antipiemontesischen  Neigungen  dem  Gebot  der 
Notwendigkeit  zu  unterwerfen,  sie  setzen  ihre  höchsten  Ideale  über  ihre 
Privatgefühle,  sie  zogen  es  vor  bei  der  Verjagung  ihrer  Duodezfürsten  mit 
zu  helfen  und  dafür  einen  in  den  Grundlagen  demokratischen  Staatsbau  zu  ge- 
winnen. Die  Deutschen  hielten  in  Treue  an  ihren  Kleinstaatdynastieen  fest 
und  verdarben  ihnen  zuliebe  die  Reichsverfassung.  So  hat  jeder,  was  er 
wollte,  und  keiner  darf  sich  beklagen. 

Wenn  der  Unsinn  sich  zur  Geltung  bringt,  geht  er  bis  zu  den  äussersten  Kon- 
sequenzen. Man  kann  heute  auch  von  Sozialdemokraten  die  Meinung  hören, 
dass  die  deutschen  Kleinstaaten  die  Zuflucht  der  Freiheit  in  Deutschland  seien. 
Die  Bereitwilligkeit  solche  Torheiten  zu  glauben  hat  sich  in  der  letzten  Zeit 
durch  einige  Verfassungsreformen  bedeutend  gesteigert.  Es  ist  in  der  Tat  ein 
epochales  Ereignis,  wenn  die  etlichen  200000  Menschen,  die  nicht  hinreichen 
würden  die  Häuser  der  Vorstadt  Charlottenburg  zu  füllen,  als  Bewohner  der 
drei  Reiche  des  Oldenburgers  eine  neue  Verfassung  bekommen,  und  es  wirkt  erst 
recht  erhebend,  wenn  einige  50  000,  etwa  so  viel  wie  sich  an  einem  Winter- 
sonntag in  den  Berliner  Nachtlokalen  herumtreiben,  im  Fürstentum  Waldeck, 
dessen  Staatsherrlichkeit  sie  konstituieren,  auf  moderne  Weise  wählen  sollen. 
Doch  gleicht  ja  selbst  Bayern  an  Bevölkerungszahl  kaum,  an  wirtschaftlicher 
Bedeutung  gär  nicht  der  einzigen  preussischen  Rheinprovinz.  Was  kann  es  da 
mit  den  Vorgängen  in  einem  Grossstaat  Vergleichbares  geben?  Man  soll  die 
Reformen  in  den  Duodezfürstentümern  agitatorisch  ausnutzen,  sich  jedoch 
hüten,  dass  man  durch  Schlagworte  nicht  das  eigene  Denken  verwirre.  Klein- 
staat und  Grossstaat  sind  nicht  nur  quantitativ  sondern  qualitativ  verschiedene 
Grössen.  In  dem  einen  sinken  auch  wirkliche  Machtfragen  zu  den  Formen 
blosser  Verwaltungsmassregeln  herab,  in  dem  anderen  erhöht  sich  alles  zum 
Machtkonflikt.  Wenn  also  auch  in  beiden  scheinbar  das  selbe  geschieht,  so 
scharen  sich  doch  nur  in  diesem  die  gewaltigen,  nach  Interessen  verschiedenen 
Massen  gegen  einander,  entstehen  die  Spannungen,  bilden  sich  die  Gegensätze 
heraus,  die  ein  Volksleben  in  den  Tiefen  ergreifen  und  darum  wichtiger 
sind  als  alles,  was  man  den  Gegenstand  der  Politik  heisst.    Man  mag  den 
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Kleinstaaten,  die  es  so  leicht  haben,  gern  zugeben,  dass  sie  vielfach  gut  und 
volkstümlich  verwalten;  nur  ist  damit  noch  nicht  gesagt,  sie  könnten  über  ihre 
Grenzen  hinaus  wohltätig  wirken.  Das  Kleine  hat  heute  weniger  als  jemals 
früher  Macht  zur  Nachahmung  zu  zwingen.  Ausserdem  mutet  man  den 
deutschen  Fürsten  eine  grosse  Dummheit  zu,  wenn  man  sie  auffordert  im 
Reich  nach  Verbesserung  zu  streben.  Ihr  Ansehen  nährt  sich  doch  von  dem, 
was  im  Reich  und  in  Preussen  schlecht  ist.  Schon  vor  1870  wärmte  sich  die 
dynastische  Treue  in  Süddeutschland  an  der  Unpopularität  der  Krone  Preussen. 
Und  heute?  Wer  würde  nach  den  Kunstliebhabereien  des  Grossherzogs  von 
Hessen  fragen,  wenn  sie  nicht  durch  den  Gegensatz  der  ästhetischen  Anschau- 
ungen des  Kaisers  Interesse  gewännen?  Wer  würde  sich  darum  kümmern, 
dass  man  in  München  so  still  und  ohne  Gepränge  regiert,  wäre  Berlin  nicht  so 
laut  und  prachtliebend?  Nein,  die  Fürsten  haben  keinen  Grund  eine  Änderung 
zu  wünschen.  Das  ist  ja  überhaupt  ihre  Existenz,  dass  sie  dem  Reich  und 
damit  dem  das  Reich  beherrschenden  Preussen  alle  die  unliebsamen  Dinge,  Be- 
stimmung der  Militär-  und  Marinelasten  und  die  indirekten  Steuern  überlassen, 
daheim  aber  als  Förderer  der  Kulturzwecke  des  Staates  ein  landesväterliches 
Ansehen  geniessen. 

Was  bedeutet  überhaupt  das  Reich?  Wenn  man  so  ungeschichtlich  sprechen 
darf:  es  ist  jene  Unvollkommenheit  in  der  Form  des  Einheitsstaats,  die  das 
deutsche  Volk  in  den  Kauf  nehmen  musste,  um  den  Inhalt  der  Einheit  zu 
erlangen  und  sich  von  dem  Pfahlbürgcrtum  im  Kleinstaat  zur  Reichsangehörig- 
keit zu  befreien.  Es  ist  zugleich  jene  Konzession,  die  Preussen  für  die  Rcichs- 
gründung  gewähren  musste,  weil  ihm  die  politische  Lage  in  Europa  nicht  ge- 
stattete die  Duodezstaaten  insgesamt  in  die  Luft  zu  sprengen  und  so  die  völlige 
Einheit  herzustellen.  Was  die  Fürsten  haben,  ist  ein  Abzug  von  dem,  was 
der  Geschlossenheit  eines  grossen  Volkes  zusteht,  und  so  muss  man  auch 
wohl  die  ganze  Reichsverfassung,  sofern  sie  sich  von  der  des  Einheitsstaates 
unterscheidet,  den  Fürsten  zu  gute  schreiben.  In  der  Tat  wird  das  in  allem 
sichtbar.  Wenn  der  lippeschc  Graf  zürnt  und  der  bayerische  Thronfolger 
sogar  auf  fremdem  Boden  demonstriert,  so  würden  an  sich  diese  Äusserungen 
von  Vertretern  machtloser  Kleinstaaten  nur  Lächeln  erregen;  weil  jedoch  die 
kleinen  Herren  Garanten  des  ezvigen  Bundes  sind,  muss  man  ihrem  Groll  aus- 
zuweichen suchen.  Denn  jene  Äusserungen  erwecken  im  Ausland  Hoffnungen, 
im  Inland  Befürchtungen,  die,  an  sich  grundlos,  Grund  zu  haben  scheinen 
durch  das,  was  sich  beiden  aus  der  Vergangenheit  deutscher  Zerrüttung  an  Er- 
innerungen vermählt.  Alle  Fiktionen  der  Reichsverfassung  haben  bloss  den 
Zweck  den  Bundesfürsten  für  die  verlorene  Souveränität  eine  fiktive  Be- 
deutung zu  leihen;  doch  alle  Fiktionen  des  Rechts  ändern  an  den  wirklichen 
und  wirkenden  Verhältnissen  der  Macht  nichts.  Dass  Deutschland  der  Form 
nach,  wenn  auch  nicht  dem  Inhalt  nach  ein  Bundesstaat  ist,  gibt  dem  Kaiser 
des  deutschen  Reichs  persönlich  eine  Machtstellung,  die  er  als  Herrscher  eines 
Einheitsstaats  neben  einer  dem  Parlament  verantwortlichen  Regierung  nie 
besässe.  Das  Bundesverhältnis  fordert  eben,  wie  Amerika  beweist,  eine  starke 
Zentralgewalt.  Nun  ist  der  deutsche  Kaiser  zugleich  der  König  von  Preussen. 
Seine  Herrlichkeit  strahlt  also  auf  Preussen  zurück.  Weiterhin:  Jene  Ver- 
einigung der  vollziehenden  und  gesetzgebenden  Gewalt,  die  der  Bundesrat  dar- 
stellt, blieb  unerlässlich,  sollte  das  Reich  als  Bund  der  Fürsten  erscheinen;  in 
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Tat  und  Wahrheit  aber  bedeutet  der  Bundesrat,  der  nur  der  Vollstrecker 
des  preussischen  Willens  ist,  dass  Preussen  in  der  Gesetzgebung  und  der  Ver- 
waltung des  Reichs  die  entscheidende  Rolle  spielt,  und  dass  auch  ein  zur  Macht 
emporwachsender  Reichstag  an  dem  gleichberechtigten  Faktor  der  Gesetz- 
gebung, an  Preussen  in  der  Maske  des  Bundesrats,  eine  Schranke  fände,  die 
die  Zentralregierung  an  sich  und  ohne  ihre  Verbindung  mit  Preussen  und  ohne 
die  Herrschaft  im  Bundesrat  keineswegs  aufrichten  könnte.  Fordert  man  des- 
halb die  deutschen  Bundesfürsten  auf  ihr  Votum  im  Bundesrat  besser  und 
resoluter  zu  verwerten,  wie  es  jetzt  sogar  von  Sozialdemokraten,  ja  selbst  in 
dem  parteioffiziellen  Handbuch  für  die  preussischen  Landtagswähler  geschieht, 
so  verwechselt  man  die  Form  mit  dem  Inhalt  der  Verfassung.  Die  Bundes- 
fürsten könnten  wohl,  doch  sie  können  nicht;  gleichwie  Hamburg  das  Recht 
hätte  selbst  seine  Bahnen  zu  verwalten,  nur  dass  es  auf  seinem  Gebiet  leider 
bloss  für  einen  Bahnhof  und  nicht  auch  für  ein  Bahnnetz  Raum  findet.  Das 
eben  ist  das  Wesen  eines  Grossstaats,  dass  er  gewaltige  Menschenmassen  und 
eine  Unendlichkeit  nicht  nur  klassenmässig  sondern  auch  geographisch  nach 
geschichtlichem  Herkommen  verschiedener  Interessen  eines  grossen  Volkes  in 
sich  zusammenfassen,  in  sich  innerlich  ausgleichen  kann.  Aber  gleichzeitig  hat 
er  den  in  den  unterschiedlichsten  Richtungen  laufenden  und  weitausstrahlenden 
Beziehungen  nach  aussen,  wie  sie  dem  Wirtschafts-  und  Kulturleben  einer 
mächtigen  Nation  entspringen,  zum  Tragen  zu  dienen,  sie  aus  einem  Zentrum 
heraus  wahrzunehmen,  aus  einem  Überblick  über  das  Ganze  wechselseitig  zu 
bewerten.  Den  Verwaltungsbehörden  des  kleinen  Teils  eines  solchen  Riescn- 
staates  fehlen  zu  diesen  Aufgaben  schon  die  intellektuellen  Voraussetzungen. 
Man  kann  als  einzelner  Bayer  oder  Hamburger,  wenn  man  sich  aus  dem 
sonderstaatlichen  ins  gemeindeutsche  Denken  erhebt,  wie  dies  heute  wohl  alle 
tüchtigeren  Politiker  und  Ökonomen  tun,  das  Ganze  gerecht  abschätzen  unrl 
im  Auge  behalten;  die  Regierung  des  Sonderstaates  jedoch,  bestellt  dessen 
Sonderinteressen  zu  vertreten,  vermag  es  nicht.  Es  gibt  Lebensinteressen  der 
Deutschen,  die  den  Kleinstaaten  des  Nordens,  andere,  die  den  Kleinstaaten  des 
Südens  fremd  und  fern  sind.  Man  darf  vom  hamburgischen  Senat  kaum  die 
volle  Würdigung  der  Wichtigkeit  der  Landwege  zum  Mittelmeer  und  zum 
Orient,  von  der  Münchner  Regierung  kaum  das  volle  Interesse  für  die  Be- 
dürfnisse der  Hansastädte  fordern. 

Wie  nun  aber  das  deutsche  Volk  als  die  grösste  Kultur-  und  Wirtschafts- 
vereinigung des  eigentlichen  Europa  durch  den  Gang  der  ökonomischen  Ent- 
wickelung  und  in  der  stürmischen  Zunahme  der  Volkszahl  die  VerkeTirs-  und 
Handelsbeziehungen  im  Innern  immer  enger  knüpfen,  nach  Westen  immer 
weiter  und  umspannender  ausdehnen  muss,  hat  sie  notwendig  die  wirtschaftliche 
und  zugleich  auch  die  politische  Macht  der  Organe  gestärkt,  die  allein  Träger 
dieser  grossen  gemeinsamen  Entwickclungstendenzen  sein  konnten.  Das  will 
besagen:  Das  Reich  ist  gegenüber  den  kleinen  Einzelstaaten  in  seinem  Macht- 
bereich gewachsen,  soweit  ihm  die  rechtlichen  Kompetenzen  die  Möglichkeit 
boten  Gefäss  zu  sein  dieses  neuströmenden  Lebens.  Dort  jedoch,  wo  die 
Reichsverfassung  die  Grenze  zog,  wurde  stellvertretend  der  Grossstaat  im  Gross- 
staat, Preussen,  zum  Träger  der  Gesamtentwickelung.  Daraus  ergab  sich,  was 
bisher  nur  selten  scharf  genug  beobachtet  wurde,  eine  doppelte  Geschichte  der 
Vereinheitlichung  des  deutschen  Lebens,  ein  Nebeneinander  zweier  Tendenzen 


Digitized  by  Google 


778  KA^1-  LEUTHNER  ■  VON  DER  VERPREUSSUNG  DEUTSCHLANDS 

zu  jener  höhern,  von  den  wirtschaftlichen  und  politischen  Entfaltungen  gebotenen 
Einheit.  Die  eine  läuft  auf  der  Bahn,  die  durch  die  Reichsgründung  gegeben 
ist :  der  Ausbau  der  Reichsgesetzgebung,  der  Zölle  und  des  Versicherungswesens 
zeigen  nach  juristischer  wie  nach  wirtschaftlicher  Seite  hin  seine  Etappen. 
Die  andere  aber  geht,  als  wäre  das  Reich  nie  gegründet  worden,  auf  der 
Linie  weiter,  die  Preussen  mit  der  Stiftung  des  Zollvereins  betreten  hat.  In 
gewissem  Sinne  gehört  ja  auch  die  eigentümliche  Militärverfassung  Deutsch- 
lands hier  her.  Man  hat  die  Fiktion  der  Militärhoheit  der  Bundesfürsten  im 
Frieden  schonen  wollen:  weil  sie  jedoch  nur  von  den  bedeutendsten  der  kleinen 
Staaten  gehandhabt  werden  kann,  ergab  sich,  dass  der  grösste  Teil  Deutschlands 
in  der  Heeresverwaltung  statt  verfassungsmässig  ans  Reich  durch  Konventionen 
an  Preussen  gebunden  wurde,  und  der  deutsche  Kaiser  nicht  als  Kaiser,  wohl 
aber  als  preussischer  König  die  Kommandogewalt  im  Frieden  ausübt.  Doch 
dies  ward  immerhin  aus  dem  Geist  der  Reichsverfassung  und  um  sie  zu  er- 
gänzen getan.  Eine  völlig  neue  Bildung  zeigt  sich  uns  dagegen  in  der  Eisen- 
bahnhoheit Prcussens,  die  heute  den  ganzen  Norden  Deutschlands  umspannt. 
Der  Widerspruch  der  Bundesstaaten  konnte  die  Übernahme  der  Eisenbahnen  aufs 
Reich  verhindern,  aber  konnte  nicht  verhüten,  dass,  als  Preussen  die  Sache  in 
die  Hand  nahm,  alle  Teilstaaten,  die  in  seiner  geographischen  Sphäre  liegen, 
nun  statt  vom  Reich  von  Preussen  abhängig  wurden.  Nicht  anders  bewirkt  die 
Tatsache,  dass  Kanal-  und  Flussschiffahrtwesen  von  den  Einzelstaaten  geregelt 
wird,  die  Abhängigkeit  der  Kleinen  von  dein  Entschliessen  Preussens.  Wo 
sie  des  Reiches  ledig  sein  wollen,  verfallen  sie  der  Macht  des  Kriegs- 
ministers, des  Eisenbahnministers  und  des  Landtags  von  Preussen,  und  der 
führende  Staat  wird  weit  über  das  Gewicht,  das  ihm  seine  Grösse  verleiht,  über- 
mächtig, weil  er  in  wachsendem  Masse  unabhängig  vom  Reich  Reichsfunktionen 
vollzieht. 

Noch  ist  das  Ende  nicht  gefunden,  der  Gipfel  nicht  erreicht.  Denn  die  Ent- 
faltung der  preussischen  Macht  im  Reich  hemmt  gerade  die  preussische 
Reaktion.  Erst  dann,  wenn  den  preussischen  Landtag  die  Popularität  und  das 
Interesse  einer  Kammer  des  gleichen  und  allgemeinen  Wahlrechts  umgeben, 
wenn  seine  Verhandlungen,  die  heute  im  Nebel  der  Langweile  verschwimmen, 
das  Ohr  des  Volkes  finden  werden,  wird  das  Abgeordnetenhaus  offen  und 
unvcrhüllt  als  ein  in  der  Fülle  der  Kompetenzen  und  der  Grösse  der  ver- 
tretenen Interessen  ebenbürtiges  Parlament  neben  dem  Reichstag  stehen.  Und 
tritt  infolge  dieser  Wandlung  die  preussische  Regierung  noch  häufiger  als  heute 
vor  den  Bundesrat  als  Wortführerin  des  bekannten  und  laut  ausgesprochenen 
Willens  des  preussischen  Landtags,  wie  sie  jetzt  ständig  in  diplomatischer 
Verborgenheit  ihm  die  gebieterischen  Wünsche  des  Kaisers  vermittelt,  denen  sich 
die  Fürsten  still  und  demütig  fügen,  um  sie  öffentlich  als  die  Beschlüsse  des 
Bundesrats  zu  verkünden;  so  kommt  auch  die  Vorherrschaft  Preussens  in 
Deutschland  in  der  reinen  und  vollen  Form  ihrer  Wirklichkeit  zu  tage.  Denn 
die  Verfassung  kann  wohl  sagen,  dass  37  Millionen  gleich  seien  6  Millionen 
oder  gar  gleich  50000,  doch  in  der  realen  Welt  wird  dies  nie  gelten,  mögen 
auch  diejenigen,  die  es  für  Politik  halten  die  Wirklichkeit  moralisch  zu  be- 
jammern statt  sie  zu  erkennen,  noch  so  laut  über  die  preussische  Vorherrschaft, 
über  die  Vormacht  Preussens,  über  die  Verpreussung  Deutschlands  jammern. 
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WEI  Aufgaben  waren  der  Sozialdemokratie  Preussens  bei  den  Wahlen 
zur  Erneuerung  des  preussischen  Abgeordnetenhauses  gestellt.  Die 
eine  bestand  darin  eine  möglichst  grosse  Zahl  von  Wählern  zur 
Abstimmung  für  die  Sozialdemokratie  zu  veranlassen  und,  wo  irgend 
äJmir  möglich,  die  Wahl  von  Sozialdemokraten  ins  Abgeordnetenhaus 
durchzusetzen.  Die  zweite  hiess  das  mögliche  dazu  beitragen,  dass  die  beiden 
Mehrheiten,  die  in  den  letzten  Jahren  das  Abgeordnetenhaus  abwechselnd 
beherrschten,  die  konservativ-ultramontane  und  die  konservativ-freikonservativ- 
nationalliberale,  beseitigt  oder  mindestens  gründlich  verringert  wurden. 

Die  erste  dieser  beiden  Aufgaben  ist  im  grossen  und  ganzen  glänzend  gelöst 
worden.  Wenn  man  sich  die  Schwierigkeiten  vergegenwärtigt,  die  der  Sozial- 
demokratie bei  dieser  Wahl  entgegenstanden,  wo  zu  allen  den  Tücken  des 
elenden  Dreiklassenwahlsystems,  die  so  vielen  das  Wählen  unmöglich  machen, 
noch  die  lähmende  Wirkung  des  Geschäftsdrucks  mit  der  für  viele  einge- 
tretenen und  für  andere  drohenden  Arbeitslosigkeit  hinzukam,  dann  muss  man 
sagen,  dass  die  Partei  Grund  hat  auf  das  von  ihr  erzielte  Wähleraufgebot 
stolz  zu  sein.  Es  untersteht  keinem  Zweifel,  dass  auch  hinsichtlich  der 
Landtagswahlen  Preussens  die  Sozialdemokratie  nunmehr  von  allen  Parteien 
die  grösste  Zahl  von  Wählern  hinter  sich  hat.  Und  dass  es  gelungen  ist 
den  vierfach  gedeckten  Wall  des  Dreiklassenwahlparlaments  zu  durchbrechen 
und  für  6  Sozialdemokraten  den  Eintritt  in  das  Haus  zu  erzwingen,  das  in 
Preussen  das  Volk  vertreten  soll,  ist  ein  wahrhaft  grossartiger  Triumph.  Die 
Zahl  ist  nur  klein  im  Verhältnis  zur  Zahl  der  Vertreter,  mit  denen  sich  die 
andern  Parteien  trotz  viel  geringerer  Stimmenzahl  in  diesem  Zerrbild  einer 
Volksvertretung  breit  machen  dürfen.  Aber  sie  bedeutet  das  dünne  Ende  des 
einzutreibenden  Keils,  und  dass  es  gelungen  ist  zunächst  einmal  wenigstens 
dieses  Ende  einzuschlagen,  kann  nur  dazu  ermuntern,  mit  immer  stärkerer 
Kraft  weiterzuarbeiten,  bis  auch  das  dicke  Ende  eingetrieben  sein  wird.  Die 
Partei  hat  in  dieser  Hinsicht  einen  grossen  Schritt  vorwärts  gemacht. 

Die  Freude  über  diesen  Fortschritt  darf  indes  kein  Grund  sein  uns  über 
seine  Bedeutung  in  Täuschungen  zu  wiegen.  Dass  es  der  Sozialdemokratie 
gelungen  ist  bei  diesem  Drciklasscnwahlsystem  ohne  jedes  Wahlbündnis  selbst 
nur  6  Vertreter  in  das  Abgeordnetenhaus  hineinzubringen,  war  sicher  sehr 
viel.  Wollen  wir  aber  gegen  uns  selbst  offen  sein,  so  müssen  wir  uns  auch 
sagen,  dass  es,  soweit  die  in  Berlin  eroberten  Mandate  in  betracht  kommen, 
unter  einer  politischen  Konstellation  erfolgt  ist,  wie  sie  gleich  günstig  für 
die  Sozialdemokratie  noch  nie  gewesen  ist,  die  auch  nicht  als  für  alle  Zukunft 
gesichert  betrachtet  werden  kann. 

Der  einzige  ernsthafte  Gegner  der  Sozialdemokratie  in  Berlin  ist  die  frei- 
sinnige Partei.  Diese  Partei  hat  aber  hier  nur  zwei  Zeitungen,  die  ihre  der- 
zeitige Politik  vertreten:  die  Vossische  Zeitung  und  die  Freisinnige  Zeitung. 
Die  Tante  Voss  nun  zählt  zwar  einen  ganz  netten  Stamm  reicher  Leser, 
dass  sie  aber  zahlreiche  Leser  hat,  wird  sie  selbst  nicht  behaupten,  ihr 
Abonnentenstand  ist  hinter  den  Verbrcitungsziffern,  mit  denen  die  grossen 
Zeitungen  heute  rechnen,  sehr  zurückgeblieben.    Die  Freisinnige  Zeitung  aber 
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findet  man  fast  nur  in  Zeitungsredaktionen  und  bei  einer  Handvoll  Berufs- 
politiker; dem  grossen  Publikum  ist  sie  unbekannt.  Die  bei  diesem  ver- 
brcitctstcn  liberal-demokratischen  Zeitungen  Berlins,  das  Berliner  Tageblatt  und 
die  Berliner  Morgenpost,  bekämpften  die  Blockoolitik  des  Freisinns  mit  aller 
Entschiedenheit,  und  noch  kräftiger,  ja  mit  einer  Schärfe,  die  jedem  Leser 
die  Lust  benehmen  musste  zurzeit  für  irgend  einen  Blockfrcisinnigen  zu  stimmen, 
ward  sie  in  den  beiden  so  verbreiteten  politischen  Montagsblättern  Berlins 
und  der  Berliner  Volkszeitung  bekämpft,  die  im  demokratischen  Kleinbürgertum 
und  auch  bei  Arbeitern  noch  viel  gelesen  wird.  Bloss  soweit  die  bürgerliche 
Presse  in  betracht  kommt,  berechnet  sich  für  Berlin  das  Verhältnis  der  Leser 
von  Blättern,  die  die  offizielle  Freisinnspolitik  verurteilten,  zu  denen  von 
Blättern,  die  sie  verteidigten,  auf  gut  20  zu  1,  ganz  abgesehen  von  den  übet 
120000  Lesern  des  Vorwärts.  Unter  diesen  Umständen  ist  man  versucht  es 
fast  als  ein  Wunder  zu  bezeichnen,  dass  der  Freisinn  in  Berlin  nicht  noch 
sehr  viel  ungünstiger  gefahren  ist  als  es  tatsächlich  der  Fall  war.  Er  hatte 
die  Stimmung  der  grossen  Mehrheit  des  Berliner  Publikums  entschieden  gegen 
seine  Politik  und  nichts  für  sich,  was  irgend  jemand  hätte  begeistern  können. 
Sein  Kampf  war  ein  Fechten  in  der  Defensive,  eine  Abwehr  auf  dem  Rückzug. 
Die  Sozialdemokratie  aber  fand  selbst  ausserhalb  ihres  naturgemässen  Agi- 
tationsgebiets den  Boden  für  ihre  Wühlarbeit  aufnahmefähiger  als  sonst.  Auch 
in  Bezirken,  wo  der  sozialdemokratische  IVahlterrorismus  keine  Rolle  spielte, 
und  aus  Kreisen,  die  er  nicht  treffen  konnte,  sind  diesmal  erheblich  mehr 
bürgerliche  Stimmen  für  die  sozialdemokratischen  Wahlmänncr  abgegeben 
worden  als  zu  anderen  Zeiten,  und  noch  höher  ist  die  Zahl  solcher  bürger- 
lichen Wähler  einzuschätzen,  die  der  Wahl  fern  blieben,  weil  sie  für  den 
Freisinn  nicht  stimmen  wollten,  für  die  Sozialdemokratie  nicht  stimmen  konnten. 
Kurz,  die  Widerstandskraft  des  Hauptgegners  der  Sozialdemokratie  in  Berlin 
war  schwächer  als  bei  irgend  einer  früheren  Wahl,  schwächer,  als  es  nach 
der  Klasscngliedcrung  der  Berliner  Bevölkerung  anzunehmen  war.  Der 
Freisinn  hat  auch  bei  seinem  ureignen  Ajjitationspublikum  schwere  Verluste 
zu  verzeichnen. 

Die  Gunst  der  politischen  Situation  brachte  der  Sozialdemokratie  einen 
Ausgleich  für  die  Ungunst  der  Wirtschaftslage,  wie  die  treffliche  Organisation 
und  die  nicht  hoch  genug  anzuschlagende  Kleinarbeit  der  Zehntausendc  von 
selbstlos  in  Reihe  und  Glied  kämpfenden  Genossen  manches  Defizit  wett  ge- 
macht haben,  das  sich  sonst  auf  unserer  Seite  gezeigt  hat.  Es  widerstrebt 
mir  aus  leicht  begreiflichen  Gründen  am  Organ  der  Partei  in  Berlin,  dem 
Vor-äärts,  Kritik  zu  üben.  Eine  Feststellung  kann  ich  indes  nicht  umgehen. 
Wenn  sich  die  Aufgabe  des  literarischen  Führers  im  Kampf  darin  erschöpfte 
in  Sprache  und  Argument  wahllos  nach  rechts  und  links  dreinzuschlagen.  so 
wird  wohl  niemand  dem  Vorwärts  das  Zeugnis  versagen,  dass  er  dieser  Aufgabe 
nach  Menschenmöglichkeit  nachgekommen  ist.  An  Kraft  der  Ausdrücke  hat 
er  es  nicht  fehlen  lassen.  Dagegen  wird  die  Redaktion,  wenn  sie  die  Nummern 
ihres  Blattes  aus  der  Wahlperiode  nachträglich  durchliest,  wohl  selbst  zu  der 
Erkenntnis  kommen,  dass  der  Artikel,  die  die  erhebenden  Momente  des  Kampfes 
hervorheben  sollten,  der  Aufrufe,  die  geeignet  sein  konnten  Begeisterung  zu 
erwecken,  verschwindend  wenige  waren.  Und  noch  dürftiger  war  es  um  die 
Aufklärung  über  die  umfassenderen  Aufgaben  des  Kampfes,  über  die  allgemein- 
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politische  Situation  und  die  aus  ihr  sich  ergebenden  Ziele  bestellt.  Hierin 
stand  das  in  der  Hauptstadt  erscheinende  Organ  der  Partei  sehr  hinter  einer 
Reihe  unserer  Provinzblätter  zurück,  war  es  provinzieller  als  sie.  Der  Umstand, 
dass  in  Berlin  der  Freisinn  der  Hauptgegner  der  Sozialdemokratie  ist,  macht 
es  erklärlich,  dass  der  Vorwärts  sich  vorwiegend  mit  diesem  beschäftigte. 
Er  hätte  Tadel  verdient,  wenn  er  es  nicht  getan.  Aber  darüber  durfte  die 
Hervorhebung  der  Tatsache  nicht  vernachlässigt  werden,  dass  unser  Kampf 
mit  dem  Freisinn  nur  einem  Nebenzweck  eines  viel  grösseren  Unternehmens 
galt,  der  Hauptzweck  aber  in  der  Zertrümmerung  der  halbfcudal-plutokratischen 
Mehrheit  bestand,  die  das  preussische  Abgeordnetenhaus  beherrscht. 

Ich  gebe  zu,  dass  eine  Hingabe  an  diese  Seite  des  Kampfes  durch  die  zwei- 
deutige Haltung  des  Freisinns  sehr  erschwert  wurde.  Der  sich  mit  dem 
Beiwort  Volkspartei  schmückende  Flügel  des  Freisinns  insbesondere  hat  im 
preussischen  Wahlrechtskampf  ein  Spiel  gespielt,  das  sich  wenig  von  dem 
der  gelben  Gewerkschaften  unterscheidet.  Sobald  oder  wo  der  Kampf  ernst 
ward,  schickte  er  sich  an  zum  Gegner  überzulaufen  und  dessen  Arbeit  zu  ver- 
richten. Nun  ist  die  Abfertigung  der  Gelben  gewiss  eine  notwendige  Aufgabe 
des  gewerkschaftlichen  Kampfes.  Aber  was  würde  man  von  einem  Gewerk- 
schaftsblatt halten,  das  während  einer  wichtigen  Aktion  seine  Spalten  ins  End- 
lose mit  Philippiken  wider  die  Gelben  füllte? 

»Wir  führen  den  Wahlkampf  als  Wahlrechtskampf«:  mit  dieser  Erklärung 
eröffnete  der  Vorwärts  den  Wahlkampf.  Vor  lauter  aufgebauschtem  Kleinkram 
entschwand  dann  aber  das  Wahlrecht  beinahe  aus  dem  Gesichtskreis.  Soweit 
die  parlamentarische  Aktion  in  betracht  kommt,  zu  der  die  Einwirkung  auf 
die  Zusammensetzung  des  Parlaments  als  integrierender  und  nicht  am  wenigsten 
wichtiger  Teil  gehört,  sind  wir  der  zu  lösenden  Aufgabe  nur  wenig  weiter 
gerückt.  Es  ist  unzweifelhaft  ein  freudig  zu  begrüssender  Erfolg,  dass  die 
sozialdemokratische  Kritik  nunmehr  auch  von  der  Tribüne  des  preussischen 
Abgeordnetenhauses  her  ertönen  wird,  und  die  jetzigen  Versuche  der 
Gegner  diese  Errungenschaft  zu  verkleinern  werden  sicherlich  an  der 
Wirklichkeit  zu  schänden  werden.  Was  ist  aber  darüber  hinaus  erreicht 
worden?  Abgesehen  davon,  dass  an  Stelle  von  6  Liberalen  6  Sozialdemokraten 
gerückt  sind,  sieht  das  neue  Abgeordnetenhaus  dem  alten  so  ähnlich  wie  ein 
Ei  dem  andern.    Man  vergleiche  nur: 


Partei 

Altes 

Abgeordnetenhaus 
(433  Sitze) 

Neues 

Abgeordnetenhaus 
(443  Sitze) 

Konservative 
Frei  konservative 
Nationalliberale 

% 
76 

152 
60 
64 

Also  plutokratisch- neufeudalistische 
Koalition 

Konservative 
Zentrum 

284 

144 

06 

276 

152 
105 

Also  klerikal-zünftlerischc  Koalition 

240 

257 

Freisinnige 
Polen 
Dänen 
Wilde 

Sozialdemokraten 

33 
13 
2 

5 
0 

36 

15 
2 
2 

6 
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Für  alle  Zwecke,  die  den  Bestrebungen  der  Sozialdemokratie  entgegengesetzt 
sind,  sind  im  preussischen  Abgeordnetenhaus  die  alten  Mehrheiten  in  unge- 
schwächter Stärke  wieder  da.  Die  geschworenen  Widersacher  einer  demo- 
kratischen Wahlreform  für  Preussen  insbesondere  haben  die  erdrückende  Mehr- 
heit von  nahezu  280  Stimmen,  wozu  dann  noch  die  stillen  Gegner  des  demo- 
kratischen Wahlrechts  kommen,  die  das  Zentrum  in  seinen  Reihen  zählt.  In 
Sachen  der  Wahlrechtsreform  steht  es  im  neuen  Landtag  so,  dass  wir  fast 
Grund  haben  zu  wünschen,  dieser  Landtag  möge  sie  nicht  in  die  Hand 
nehmen.  Denn  unter  dem  Schein  der  Reform  würde  oder  wird  er  gegebenen- 
falls der  Arbeiterklasse  nur  Steine  statt  Brot  bieten. 

Dass  es  so  gekommen  ist,  ist  selbstverständlich  nicht  der  Haltung  des  Vorwärts 
im  Wahlkampf  zur  Last  zu  legen.  In  dieser  Hinsicht  war  die  Situation 
schon  verfahren,  als  der  Wahlkampf  seinen  Anfang  nahm.  Und  der  Haupt- 
schuldige ist  hier  unbedingt  der  Freisinn.  Die  Partei,  die  angibt  für  die 
Einführung  des  Reichstagswahlrcchts  in  Preussen  zu  kämpfen,  wusste  so  gut 
wie  wir,  dass  die  der  Wahlreform  feindliche  Mehrheit  im  Landtag  nur  durch 
eine  Kooperation  mit  der  Sozialdemokratie  zu  beseitigen  war.  Sie  wusste  auch, 
dass  die  Sozialdemokratie  für  eine  solche  Kooperation  zu  haben  war,  und 
dass  sie  keine  von  den  Freisinnigen  nicht  zu  erfüllenden  Bedingungen  gestellt 
hätte.  Aber  weit  entfernt  auch  nur  den  kleinen  Finger  zu  rühren  diese 
Kooperation  herbeizuführen  oder  möglich  zu  machen,  haben  die  Freisinnigen 
und  vor  allem  —  jedem  das  Seine!  —  die  Führer  der  Freisinnigen  Volks- 
Partei  ihre  Aufgabe  darin  erblickt  alles  aufzubieten  sie  zu  verhindern,  sie 
unmöglich  zu  machen.  Ein  Blick  auf  die  Tabelle  der  Wahlresultate  zeigt, 
dass  durch  eine  solche  Kooperation  es  eine  Kleinigkeit  gewesen  wäre,  die 
freisinnigen  Mandate  zu  verdoppeln  und  15  bis  20  Sozialdemokraten  statt  6 
in  den  Landtag  zu  bringen.  Eine  freisinnige  Fraktion  von  60  bis  70  Ab- 
geordneten mit  einer  kräftig  vorwärtstreibenden  sozialdemokratischen  Fraktion 
als  äusserste  Linke  neben  sich,  welch  eine  Rolle  hätte  sie  im  Abgeordnetenhaus 
spielen  können !  Aber  auch  nicht  im  Traum  mochten  die  Drahtzieher  des 
Freisinns  von  einer  Politik  etwas  hören,  die  dazu  geführt  hätte  die  verstickte  Luft 
wegzublasen,  die  auf  der  Pscudovolksvertrctung  Prcusscns  lastet.  Sie  zogen  es 
vor,  das,  was  sie  Kampf  gegen  die  Reaktion  nennen,  als  Bundesbrüder  dieser 
Reaktion  zu  führen.  Glücklich  die  Fühlung  nach  rechts  gefunden  zu  haben 
wiesen  sie  den  Gedanken  sie  nach  links  zu  suchen  mit  Hohn  zurück.  Sie 
spielen  bürgerliche  Demokratie,  stemmen  sich  aber  nach  dem  Muster  der  alteu 
Bourboncn  wütend  dagegen  diejenige  Bedingung  zu  erfüllen,  unter  der  allein 
heute  eine  bürgerliche  Demokratie  denkbar  ist.  So  sind  sie  denn  auch  nur 
eine  Parodie  dessen,  was  sie  zu  sein  vorgeben.  Wenn  künftig  einer  der 
6  Sozialdemokraten  im  neuen  Abgeordnetenhaus  sprechen  wird,  werden  die 
Gegner,  wie  immer  sie  toben  mögen,  ihm  das  eine  nicht  absprechen  können, 
dass  hinter  ihm  die  nach  Millionen  zählende  Arbeiterdemokratie  des  Landes 
steht.  Welchen  Anspruch  aber  können  die  Kopsch  und  Genossen  auf  den 
Titel  Volkspartei  machen?    Sie  haben  ihn  selbst  in  der  Idee  preisgegeben. 

Wenn  aber  die  bürgerliche  Demokratie  auch  diesmal  in  Preussen  eefchlt  hat, 
so  bedeutet  das  noch  nicht,  dass  die  Elemente  für  eine  solche  Partei  in 
diesem  Lande  fehlen.  Sie  sind  in  Preussen  so  gut  vorhanden  wie  in  England, 
in  Frankreich,  in  Belgien  und  anderwärts.    Wäre  es  anders,  so  wäre  die 
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Sprache,  die  der  Vonvärts  den  Freisinnsleuten  gegenüber  geführt  hat,  nicht 
nur  mit  ihren  ewigen  Superlativen  schliesslich  langweilig  sondern  auch  in 
der  Sache  sinnlos  gewesen,  und  wir  hätten  die  Kopsch  von  Herzen  zu  be- 
dauern statt  sie  zu  brandmarken.  Nein,  die  Elemente  sind  da,  die  grossen 
Zwischenschichten  zwischen  der  Unternehmerklasse  und  der  Arbeiterschaft, 
die  Heere  der  Vertreter  der  freien  Berufe,  die  anschwellende  Zahl  der  An- 
gestellten aller  Art,  die  vielen  Zehntausende  von  Gewerbetreibenden,  deren 
Interessen  auf  die  Seite  der  Arbeiter  neigen,  ohne  doch  mit  deren  Interessen 
völlig  zusammenzufallen,  bergen  hier  wie  anderwärts  das  Material  für  eine 
bürgerlich-demokratische  Partei.  Es  sind  nur  besondere  geschichtliche  Um- 
stände, die  der  Entwickelung  einer  solchen  Partei  immer  wieder  hemmend  in 
den  Weg  getreten  sind.  Die  Frage  ist  bloss,  ob  sie  durch  Umbildung  der 
freisinnigen  Partei  von  innen  heraus  oder  durch  eine  Sezession,  wie  Barth 
und  Genossen  mit  so  überraschendem  Zuspruch  sie  eingeleitet  haben,  bewirkt 
werden  wird. 

Die  Antwort  darauf  müssen  wir  den  Beteiligten  überlassen.  Für  uns  ist  eine 
andere  Frage  zu  erledigen,  zu  der  der  Rückblick  auf  den  Wahlkampf  und 
die  Betrachtung  des  Wahlresultats  nötigen.  Um  sie  kurz  und  bündig  zu 
formulieren,  so  lautet  sie :  Hat  unsere  Partei  in  Wirklichkeit  eine  Politik? 
Wir  haben  eine  in  ihren  Fundamentalgedanken  stichhaltige  gesellschaftliche 
Entwickelungstheorie.  Wir  haben  ein  vorzügliches  Programm  politischer 
Grundsätze  und  Forderungen.  Wir  haben  eine  Organisation,  die  wohl  als 
mustergültig  bezeichnet  werden  kann,  und  Hunderttausende  trefflich  geschulter, 
jederzeit  tatbereiter  Kämpfer.  Alles  das  ist  gewiss  schön  und  gut.  Aber 
haben  wir  eine  Politik?  Haben  wir  eine  Praxis,  die,  über  das  blosse 
Handeln  nach  den  Zeitumständen  hinaus,  darauf  gerichtet  ist  die  Umstände 
selbst  so  zu  gestalten,  wie  sie  für  unser  Handeln  am  günstigsten  sind? 
Nur  erst  das  letztere  würde  es  rechtfertigen  von  einer  Politik  der  Partei  im 
vollen  Sinne  dieses  Wortes,  wo  es  den  Begriff  der  Staatskunst  einschliesst, 
zu  sprechen.  Wir  sind  gross  und  stark  genug  geworden  eine  Politik  zu 
haben,  aber  was  man  in  weiten  Kreisen  der  Partei  dafür  hält,  ist  meist 
nicht  viel  mehr  als  jene  wenig  geistige  Anstrengung  erfordernde  Bewegung, 
die  der  Engländer  drifting  nennt,  und  für  die  man  im  Deutschen  das  Wort 
wursteln  gebildet  hat:  das  selbstbeschauliche  Dahinplätschern  im  Fahrwasser 
der  Ereignisse. 

Ich  habe  vor  zwei  Monaten  in  dieser  Zeitschrift  die  Wahlparole,  die  das 
Zcntralwahlkomitec  der  Sozialdemokratie  Preusscns  unterm  14.  April  hat  er- 
gehen lassen,  für  die  unter  den  gegebenen  Verhältnissen  einzig  mögliche 
Parole  erklärt  und  halte  das  auch  heute  aufrecht.  Wie  sich  die  Dinge  zwischen 
Freisinn  und  Sozialdemokratie  entwickelt  hatten,  wäre  eine  andere  Parole 
undurchführbar  gewesen,  Schon  sie  hat  sich  als  nur  zum  Teil  ausführbar 
erwiesen.  Sie  sah  immer  noch  ein  Stimmen  für  Kandidaten  voraus,  die  sich 
auf  das  gleiche,  geheime  und  direkte  Wahlrecht  verpflichten  würden.  Tat- 
sächlich aber  haben  unsere  Genossen  nur  in  ganz  vereinzelten  Fällen  ihre 
Abstimmung  danach  eingerichtet.  Und  das  begreift  sich,  wenn  man  die  Tonart 
kennt,  die  in  unserer  Presse  den  andern  Parteien  gegenüber  Sitte  geworden  ist. 
Die  Verantwortung  dafür,  dass  unser  Zentralwahlkomitee  keine  andere  Parole 
ausgeben  konnte  als  es  getan  hat,  liegt  nicht  ausschliesslich  bei  den  Frei- 
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sinnigen.  Unter  den  gegebenen  Verhältnissen  war  die  Parole  die  einzig  mög- 
liche. Aber  lag  es  ganz  ausserhalb  des  Bereichs  der  Möglichkeit  unsererseits 
dahin  zu  wirken,  dass  Verhältnisse  gegeben  waren,  die  eine  andere  Parole  mög- 
lich machten?  Wir  wussten  doch  lange  vorher,  dass  das  Jahr  1908  eine  Landtags- 
wahl bringen  würde.  Und  wir  wussten  auch,  dass,  wenn  die  plutokra tische 
und  die  klerikale  Landtagsmehrheit  gesprengt  werden  sollten,  es  beim  Drei- 
klasscnwahlsystem  nur  durch  eine  Verständigung  mit  dem  Freisinn  möglich 
zu  machen  war.  Eine  weitblickende  Politik  hätte  danach  ihre  Sprache  und 
Methoden  einrichten  müssen.  Es  fehlt  im  Lager  des  Freisinns  nicht  an 
Leuten,  mit  denen  unsere  Genossen  in  den  gesetzgebenden  Körpern  und 
Kommunalvertretungen  noch  auf  dem  Diskutierfuss  stehen,  es  fehlt  in  ihm 
nicht  an  Leuten,  die  die  Blockpolitik  nur  mit  halbem  Herzen  mitmachen. 
Diesen  Elementen  galt  es  Mut  einzuflössen,  ihnen  den  Rücken  zu  steifen, 
es  ihnen  möglich  zu  machen  in  der  eigenen  Partei  die  Verständigung  mit 
der  Sozialdemokratie  überzeugend  zu  verfechten.  In  dem  bedingten  Sinn, 
in  dem  das  Wort  wahr  ist,  dass  jedes  Volk  die  Regierung  hat,  die  es  ver- 
dient, trifft  es  auch  zu,  dass  man  die  Gruppierung  der  Gegner  gegen  sich  hat, 
die  man  selbst  gewollt  hat. 

Kein  Zweifel,  auch  eine  Verständigung  mit  dem  Freisinn,  die  es  uns  möglich 
gemacht  hätte  seine  Kandidaten  zu  unterstützen,  hätte  uns  das  gleiche,  ge- 
heime und  direkte  Wahlrecht  in  Preussen  nicht  gebracht.  Das  volle  demo- 
kratische Wahlrecht  werden  wir  in  Preussen  überhaupt  nicht  bekommen,  bevor 
sehr  tiefgreifende  Umwälzungen  sich  vollzogen  haben.  Das  Maximum  von 
Wahlreform,  das  im  heutigen  Preussen  möglich  ist,  geht  nicht  über  solche 
Änderungen  hinaus,  die  noch  vollständig  innerhalb  des  Bereichs  der  Interessen 
des  Freisinns  und  selbst  eines  Teils  der  Nationalliberalen  wie  des  Zentrums 
liegen.  Die  Vorschrift  in  unserer  Wahlparole  die  Unterstützung  nichtsozial- 
demokratischer Kandidaten  von  der  Verpflichtung  auf  das  Reichstagswahlrecht 
abhängig  zu  machen  hatte  daher  nur  Bedeutung  als  Kriterium  der  allge- 
meinen politischen  Richtung.  Wie  das  neue  Abgeordnetenhaus  jetzt  zu- 
sammengesetzt ist,  ist  sie  für  die  dort  zu  treffenden  Entscheidungen  gegetv- 
standslos  und  könnte  buchstäblich  genommen  soear  schädlich  wirken.  Wenn 
dieses  Abgeordnetenhaus  auf  die  Wahlrechtsänderung  eingeht,  dann  wird  die 
Linke  nicht  vor  der  Frage  stehen,  ob  Reichstagswahlrecht  oder  irgend  ein 
anderes  Wahlrecht,  sondern  ob  und  in  welcher  Weise  sie  sich  an  der  Amcndie- 
rung  von  Vorlagen  und  Anträgen  beteiligen  soll,  die  sehr  anders  aussehen 
werden  als  das  Rcichstagswahlrecht.  Da  kann  es  dann  selbstverständlich  so 
kommen,  dass  es  die  Geschäfte  der  Todfeinde  besorgen  hicsse,  wollte  man 
den  Cato  des  Reichstagswahlrechts  spielen.  Unsere  in  den  Landtag  hinetn- 
gewählten  Genossen  werden  sich  da  vor  einer  sehr  verzwickten  Aufgabe  sehen. 
Es  kann  nötig  werden  ihre  Abstimmung  so  einzurchten,  dass  gar  keine 
Änderung  des  Wahlrechts  zu  stände  kommt,  es  kann  aber  auch  kommen,  dass 
eine  Änderung  unvermeidlich  wird,  und  sie  sehen  müssen  so  viel  Verbesse- 
rungen zu  erwirken  und  Verschlechterungen  zu  verhindern  wie  nur  möglich. 
Mit  wem  werden  sie  dann  aber  in  erster  Linie  zu  kooperieren,  mit  wem 
sich  über  Gegenzüge  gegen  die  Manöver  der  Rechten  zu  verständigen  haben? 
Man  braucht  die  Frage  nur  zu  stellen,  um  zu  erkennen,  wie  falsch  es  in 
der  Politik  ist  die  Dinge  erst  an  sich  herankommen  zu  lassen,  ehe  man  taktische 
Massregeln  berät. 
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Es  liegt  mir  fern  das  Können  des  Landtags  zu  überschätzen.  Als  vor 
15  Jahren  mein  Vorschlag  mit  der  Enthaltung  von  der  Landtagswahl  zu 
brechen  in  der  Partei  fast  einstimmig  abgelehnt  worden  war,  schrieb  ich 
in  einer  Schlussantwort  an  meine  damaligen  Gegner: 

»Ich  gehöre  gar  nicht  zu  denen,  die  für  die  Tätigkeit  in  den  Parlamenten  besondere 
Vorliebe  empfinden,  sondern  lege  mindestens  ebenso  grossen  Wert  auf  die  ausser- 
parlamcntarischc  Aktion  der  Arbeiter  und  bin  sogar,  was  gewisse  Arten  der 
Selbsthilfe  betrifft,  vielleicht  ebenso  ketzerisch  gesinnt  wie  in  der  Frage  der  Kom- 
promisse. Ich  begrüsse  es  denn  auch  mit  grosser  Freude,  dass  vielfach  eine 
energischere  Aktion  für  die  Gewerkschaften  ins  Werk  gesetzt  wird,  und  wünsche 
ihr  von  Herzen  jeden  möglichen  Erfolg.  Aber  ich  verhehle  mir  nicht,  dass  auch 
hier  der  deutschen  Arbeiterschaft  grosse  Schwierigkeiten  im  Wege  stehen  .  .  .  Darum 
hätte  ich  gewünscht,  dass  wir  die  Gelegenheit  auf  dem  ersterwähnten  Felde  neue 
Positionen  für  die  Wahrung  und  Förderung  der  Arbeiterintercsscn  zu  gewinnen 
uns  nicht  hätten  entgehen  lassen. t 

Unter  diesem  Gesichtspunkt  ist  auch  das  jetzige  Wahlergebnis  zu  betrachten. 
Das  preussische  Abgeordnetenhaus  kann  die  grossen  wirtschaftlichen  Faktoren 
der  gesellschaftlichen  Entwickelung  nicht  aus  der  Welt  schaffen,  es  kann  ihr 
unablässiges  Wirken  nicht  verhindern.  Aber  es  kann  ihnen  Hemmnisse  in 
den  Weg  legen,  es  kann  notwendige  Entwickelungen  verlangsamen.  Der 
Geschichtsphilosoph  kann  sich  darüber  mit  dem  Gedanken  hinweghelfen,  dass 
jene  grossen  Faktoren  schliesslich  doch  die  Sieger  bleiben  müssen.  Der 
Politiker  darf  es  nicht.  Für  ihn  gibt  es  einen  kategorischen  Imperativ.  Er 
ist  klassisch  niedergelegt  in  dem  schönen  Gleichnis  vom  vergrabenen  Pfund. 
Uns  ist  ein  grosses  Pfund  anvertraut :  die  Tatkraft  und  Opferbereitschaft 
einer  Armee  von  Hunderttausenden  organisierter  Arbeiter.  Haben  wir  von 
diesem  Pfund  in  jeder  Hinsicht  den  Gebrauch  gemacht,  der  möglich  war? 

XXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXX 

MR*  SCHIPPEL  ■  RBERMRLS  MRR*- ENGELS 
UND  FREIHRNDEL-SCHUTZZOLL 

PlNE  Frage  der  praktischen  Politik  und  des 
Sozialismus  wurde  von  Marx  und  Engels 
in  den  vierziger  Jahren  ganz  anders  beurteilt  als 
es  heute  in  der  Sozialdemokratie  geschieht  .  .  .: 
die  Frage  des  Schutzzolls.« 

R.  LUXEMBURG  ZU«  (MRXNRCHUISS 

llBl  fwUMMER  in  Abstand  von  ein  paar  Jahren  geraten  die  Kreuzzeitung 
]|f|l  Iii]  und  der  Vonvärts  wegen  der  Marxschen  Freihandelsrede  an  ein- 
INnl  [|j|q  einander.  In  diesen  letzten  Maitagen  —  man  sehe  den  Vorwärts 
flfl  vom  30.  Mai  —  war  wiederum  der  Zusammenstoss  (dllig.  Aber  ich 
HIB  Ml]  vermag  auch  diesmal  beim  besten  Willein  nicht  zu  finden,  dass 
ausser  dem  üblichen  Austausch  von  mehr  oder  weniger  höflichen  Achtungs- 
bezeugungen allzu  viel  Handgreifliches  und  sachlich  Entscheidendes  da- 
bei herausgekommen  ist.  Es  würde  überhaupt  ein  Bild  voll  •  der 
tollsten  Komik  ergeben,  wollte  man  einmal  alle  die  willkürlichen 
Interpretationen  zusammenstellen,  die  sich  von  rechts  wie  von  links 
schon  an  die  Brüsseler  Rede  knüpften.1)    Die  Schuld  liegt  nur  zum  aller- 

«)  Karl  Marx  Rede  über  die  Frage  des  Freihandels,  .«.Anhang  des  Elends  der  Philosophie  /Stutt- 
gart 1885/.  pag.  188  ff.  über  Zeit  und  Umstände  des  Vortrags  vergl.  meinen  Artikel  Über  den 
Brüsseler  Freihandelskongress  von  1847  und  die  Marxsche  Rede  in  den  Sozialistischen  Monats- 
heften, 1904.  a.  Band.  pag.  526  ff. 
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geringsten  Teil  an  Marx.  Denn  die  Ausführungen  vor  der  Brüsseler  Demo- 
kratischen Gesellschaft  sollten  gar  nicht  das  sein,  was  täppischer  Ubereifer 
später  nicht  selten  aus  ihnen  zu  machen  suchte:  eine  allseitige,  erschöpfende 
wirtschaftsgeschichtliche  Würdigung  der  freihändlerischen  oder  protektio- 
nistischen  Handelspolitik.  Die  Rede  ist  vielmehr  nichts  als  eine  wohl- 
begründete Warnung  vor  Harmonieillusionen,  wie  sie  schutz- 
zöllnerische  Interessenten  ebenso  gern  wie  Freihändler  vorzubringen  pflegen, 
mit  denen  aber  damals  gerade  die  Agitatoren  der  Manchesterschule  vor  den 
britischen  und  schliesslich  vor  den  kontinentalen  Arbeitern,  zum  Teil  wohl 
wider  besseres  Wissen,  prunkten,  um  eine  vielleicht  ganz  fortschrittliche, 
aber  jedenfalls  rein  bürgerliche  Bewegung  zugleich  als  soziale  Klassenerlösung 
erscheinen  zu  lassen. 

Als  Marxschen.  durchaus  zutreffenden  Grundgedanken  könnte  man  dabei 
herausschälen :  Keine  bürgerliche  Handelspolitik  vermag,  selbst  wenn  sie 
für  die  ökonomische  Entwickelungsstufe  und  die  internationale  Stellung  eines 
Staates  qua  bürgerlicher  Staat  noch  so  zweckentsprechend  und  fortschritts- 
fördernd ist,  eine  Erlösung  für  die  Arbeiterklasse  zu  bedeuten,  denn  jede 
solche  bürgerliche  Handelspolitik  lässt  alle  Grundlagen  der  kapitalistischen 
Produktion  und  damit  das  grundlegende  Lohngesetz,  die  Enterbung  des 
Arbeiters  bei  der  Teilung  zwischen  Lohn  und  Mehrwert  vollkommen  un- 
berührt. Wie  gesagt,  genau  die  gleichen  prinzipiellen  Entgegnungen  hätte 
Marx  in  erster  Linie  gegen  harmoniepredigende,  das  Ende  aller  Arbeiternot 
prophezeiende  Schutzzöllner  kehren  können,  wenn  eben  der  Brüsseler  Frei- 
händlcrkongress  und  das  ganze  öffentliche  Milieu  jener  Tage  nicht  die  Frci- 
handelswortführer  in  den  Vordergrund  der  Beachtung  und  damit  naturgemäss 
auch  der  erwähnten  Art  der  sozialistischen  Kritik  gerückt  hätte.  Soweit  also 
dieser  eine  Teil  des  Marxschen  Vortrages  in  betracht  kommt,  ist  die  spezielle 
Wendung  gegen  den  Freihandel  lediglich  aus  dem  besonderen  äusserlichen 
Anlass  zu  erklären;  statt  Handelsfreiheit  könnte  man  hier  stets  ruhig  bürger- 
liche Handelspolitik  setzen,  und  deshalb  ist  es  allerdings  ganz  unzulässig  nach 
der  Art  konservativer  Blätter  aus  dem  einseitigen  kritischen  Angriff  zu 
schliessen,  dass  der  anderen  Seite,  dem  Schutzzoll,  eine  bessere  soziale 
Wirkung,  irgendwelche  Milderung  oder  gar  Aufhebung  der  fundamentalen 
Klassengegensätze  innerlich  zuerkannt  werde.  Diese  oder  jene  bürgerliche 
Handelspolitik,  frcihändlerisch  oder  protektionistisch,  mag,  soweit  eine 
Handelspolitik  überhaupt  ihren  verhältnismässig  beschränkten  Einfluss  er- 
streckt, »die  Produktivkräfte  vermehren«,  das  »Wachstum  der  Industriec 
fördern,  die  »Reste  des  Feudalismus  zerstören«,  die  »Grossindustrie  aufziehen«, 
der  »Bourgeoisie  als  Klasse  Geltung  verschaffen« :  immer  bleibt  mit  gleicher 
durchschlagender  Kraft  der  Druck  des  Kapitals  gegen  die  Arbeit,  die  »Kon- 
kurrenz unter  den  angebotenen  Händen«,  das  »Lohnminimum«  als  »natürlicher 
Preis  der  Arbeit«.  Bis  zu  einem  gewissen  Grade  wäre  hiernach  die  Arbeiter- 
klasse handelspolitisch  indifferent,  etwa  in  dem  Sinne  der  deutschen 
Parteitagsresolution  von  1876: 

»Der  Kongress  erklärt,  dass  die  Sozialisten  Deutschlands  dem  innerhalb  der 
besitzenden  Klassen  ausgebrochenen  Kampfe  zwischen  Schutzzoll  und  Frei- 
handel fremd  gegenüberstehen  .  .  .,  dass  die  Not  der  arbeitenden  Klassen  in  den 
allgemeinen  wirtschaftlichen  Zuständen  wurzelt  .  .  .€ 

Jedoch  kann  man  die  kritische  Kühle  und  Enthaltsamkeit  —  trotz  mancher 
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Schwankungen  im  einzelnen  haben  Marx  und  Engels  stets  daran  als  Richt- 
schnur festgehalten  —  niemals  so  weit  treiben,  dass  man  bis  zur  Aufhebung 
der  heutigen  Klassengegensätze,  das  heisst  bis  zum  seligen  Ende  der  ganzen 
bürgerlichen  Gesellschaft,  die  verschiedenen  Interessengruppen  der  nicht- 
lohnarbeitenden  Klassen  ganz  unter  sich  und  ausschliesslich  aus  sich  selber 
heraus  den  handelspolitischen  Kurs  festsetzen  lässt.  Hier  wendet  sich  nun 
die  Marxsche  Rede  gleichfalls  geradewegs  und  folgerichtig  dem  entscheidenden 
Kern  des  ganzen  Problems  zu.  Nicht  einfach  der  Gesichtspunkt  der  allen- 
falls zu  erwartenden  Verbilligung  kann  alsdann  für  die  Stellungnahme 
der  Arbeiterklasse  den  Ausschlag  geben,  denn  dann  wäre  der  Freihandel  ja 
wohl  stets,  in  allen  kapitalistischen  Ländern  aller  kapitalistischen  Entwicke- 
lungsstufen,  die  massgebende  Arbeiterpolitik.  Gewiss  könne  man  sich  für 
»einen«  Franken  »weit  mehr  Dinget  als  vorher  verschaffen,  wenn  der  Preis 
aller  Waren  gefallen  sei.  Aber  der  Arbeiter  sei  nicht,  mag  das  Wirtschafts- 
leben auf  und  ab  gehen,  auf  gleiches,  festes  Einkommen  gesetzt.  Sondern, 
ob  er  den  Franken  und  überhaupt  irgend  welches  Lohneinkommen  und  ein 
wie  grosses  Lohneinkommen  er  habe,  hänge  ab  von  der  »Nachfrage  nach 
Arbeitskräften,  und  damit  bis  zu  einem  gewissen,  bei  Marx  näher  bestimmten 
Grade  von  der  »Vermehrung  der  Produktivkräftec,  von  dem  »Wachstum 
der  Industriec. 

>Wenn  das  Kapital  stationär  bleibt,  wird  die  Industrie  nicht  nur  stationär  bleiben 
sondern  zurückgehen,  und  in  diesem  Falle  wird  der  Arbeiter  das  «rste  Opfer 
sein.  Er  wird  vor  dem  Kapitalisten  zu  gründe  gehen  .  .  .  Die  günstigste  Be- 
dingung für  den  Arbeiter  ist  das  Anwachsen  des  Kapitals.« 
Der  Vorwärts  hebt  diese  Stelle  gleichfalls  als  entscheidend  hervor,  und  bis 
hierher  sind  seine  Ausführungen  gegen  die  Kreuzzeitung  unbedingt  zutreffend. 
Und  wenn  weiter  die  Kreuzzeitung  aus  ihren  Missverständnissen  »planmässige 
Belügungc  der  Arbeiter  durch  die  Sozialdemokratie  herleitet  —  ich  kenne  den 
konservativen  Artikel  nur  aus  der  sozialdemokratischen  Gegenkritik  — ,  so  sind 
die  kräftigen  Worte  der  Verwahrung  und  Abwehr  in  unserem  Berliner  Partei"- 
organ  durchaus  angebracht. 

Bei  den  anderen  Darlegungen  berücksichtigt  jedoch  der  Vorwärts  zu  wenig, 
dass  Marx  und  vor  allem  Engels  die  unter  gewissen  wirtschaftlichen  Kon- 
stellationen vorwärtstreibende  Kraft  auch  des  Schutzzolles 
offen  anerkannt  und  daraus  alsdann  abermals  die  richtigen  Folgerungen 
für  die  politische  Stellungnahme  der  Arbeiterklasse  gezogen  *haben.  Es  gibt 
ebenso  gut  nationale  Entwickelungsstufen  und  internationale  Konkurrenzgestal- 
tungen, angesichts  deren  der  Schutzzoll  das  bewegungsbeschleunigende 
und  der  Freihandel  das  stationäre  und  reaktionäre  Element  bildet, 
wie  es  zweifellos  Konstellationen  gegeben  hat  und  gibt,  unter  denen 
der  Schutzzoll  hemmend  und  der  Freihandel  antreibend  wirkt:  auf 
dieses,  meines  Erachtens  ganz  unumstössliche  Ergebnis  laufen  in  letzter 
Linie,  von  gelegentlichen  agitatorisch  einseitigen  Übertreibungen  des  Augen- 
blicks abgesehen,  die  Marx-Engclsschen  Darlegungen  immer  wieder  hinaus, 
wenn  man  sie  in  ihrer  Gesamtheit  und  vor  allem  unter  Heranziehung  des 
literarischen  Nachlasses  betrachtet.2) 

*)  Vergl.  Friedrich  Engels  Schutzzoll-  oder  Freihandelssyslem,  abgedruckt  im  Literarischen 
Nachlass  von  Kart  Marx.  Friedrich  Engels  und  Ferdinand  Lassalle,  2.  Band  /Stuttgart  190a/, 
pag.  429  ff.,  dazu  die  Vorbemerkung  Franz  Mehrings,  loc.  cit..  pag.  377.  Einige  andere,  hierher 
gehörige  Stellen,  die  ich  heute  nicht  nochmals  wiederholen  möchte,  in  meinem  Artikel  Australische 
Zollpolitik  und  australische  Arbeiter  in  diesem   Bande  der  Sonalistischen  Monatshefte,  pag.  596. 
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In  der  Brüsseler  Rede  prägt  sich  dies  allerdings  nicht  durchgehend  mit  solcher 
Schärfe  aus,  um  Missverständnisse  unmöglich  zu  machen.  Daher  die  noch 
immer  recht  beliebten,  seit  Jahrzehnten  gedankenlos  wiederholten  Berufungen 
sogenannter  prinzipieller  Freihändler  auf  eben  diese  Rede.  Wir  alle  haben 
es  wohl  schon  als  der  Weisheit  letzten  Schluss  lammesgeduldig  mit  anhören 
müssen:  »Das  System  des  Freihandels  beschleunigt  die  soziale  Revolution.  Und 
nur  in  diesem  revolutionären  Sinne,  meine  Herren,  stimme  ich  für  den 
Freihandel. c  Das  steht  allerdings  in  den  letzten  zwei  Sätzen  des  Marxschen 
Vortrages,  aber  vorher  steht,  wie  wohl  bemerkt  werden  darf,  noch  mancherlei 
anderes,  und  im  Nachlass  und  in  sonstigen  Schriften  unserer  grossen  Lehr- 
meister findet  sich  erst  recht  noch  mancherlei  ganz  und  gar  anderes.  Wie 
sich  später  noch  zeigen  wird,  kann  diese  Schlussstelle,  nach  den  von  Marx 
selber  vorausgeschickten  Darlegungen  und  Äusserungen,  gar  nicht  als  inter- 
national allgemein  gültige,  prinzipielle  Auffassung  sondern  nur  als  auf  bestimmte 
wirtschaftsgeschichtliche  Voraussetzungen  zugeschnittene  Formel  angesehen 
werden.  Der  Vorwärts  geht  in  der  Einschränkung  sogar  so  weit:  Marx  habe 
an  den  bezeichnendsten  Stellen  der  Rede  immer  nur  das  »England  des 
Jahres  1848«,  lediglich  und  speziell  die  damaligen  »englischen  Verhältnisse« 
im  Auge  gehabt. 

Glücklicherweise  finden  wir,  um  das  nachprüfen  zu  können,  im  Nachlass,  fast 
genau  für  die  gleiche  Zeit,  sehr  ausgeprägte  Urteile  über  die  historische  Be- 
deutung der  damaligen  kontinentalen,  und  zwar  der  deutschen 
Schutzzollströmung  vor.  Eines  sei  jedoch  vorausbemerkt.  Bekanntlich  hatte 
sich  der  deutsche  Zollvercinstarif  mit  den  Jahren  immer  protektionistischer 
gestaltet,  teils  durch  formale  Verschärfungen,  vor  allem  aber  dadurch,  dass 
die  ursprünglich,  meist  in  der  Höhe  von  etwa  10%,  nach  dem  Warenwerte 
berechneten  absoluten  Zollsätze  mit  den  gerade  damals  rapiden  Fortschritten 
der  Herstellung  und  der  Verbilligung  der  Waren  zu  immer  höheren  Wert- 
prozenten angeschwollen  waren,  vor  allem  bei  den,  für  den  Handel  wichtigsten 
Masscnprodukten.  Daher  die  bitteren  Anklagen  Dr.  Bowrings  in  seinem  Be- 
richt von  1840  an  die  englische  Regierung: 

»Die  Zölle  [des  Zollvereins]  sind  viel  höher,  als  die  preussische  Regierung  sie  er- 
heben zu  wollen  erklärte  .  .  .  Nicht  nur  variieren  die  Zölle  auf  Manufaktc  zwischen 
20  und  80  %,  statt  zwischen  10  und  15,  sondern  es  gibt  auch  eine  grosse  Mannig- 
faltigkeit von  Waren,  die  von  den  preussischen  Märkten  ganz  ausgeschlossen 
sind  infolge  der  Erhöhung  des  Tarifs  .  .  .  Die  Erhebungsart  der  Zölle  drückt  sehr 
schwer  im  Betrage  auf  grobe,  weniger  wertvolle  und  schwere  Artikel.  Diejenigen, 
welche  am  wenigsten  einen  hohen  Zollsatz  tragen  können,  sind  ani  meisten  be- 
steuert .  .  .  Dadurch  sind  Artikel  von  geringerer  Qualität,  welche  von  den 
meisten  gebraucht  werden  und  die  meisten  Käufer  finden  würden,  von  den 
Märkten  des  Zollvereins  ausgeschlossen.«1) 

Trotzdem  genügten  viele  Zollhöhen  der  deutschen  Industriebourgeoisie  noch 
immer  nicht.  Die  preussische  Regierung,  auf  das  Grundbesitzertum  mit  seinen 
Freihandelsinteressen  gestützt,  wurde  wegen  ihrer  wirtschaftspolitischen  Ein- 
sichtslosigkeit  und  Rückständigkeit  bitter  bekämpft;  die  ersten  Konflikte  in  den 
vierziger  Jahren  zwischen  aufstrebender  liberaler  Bourgeoisie  und  reaktionär 

*)  Vergl.  John  Bowrings  Bericht  über  den  deutschen  Zoll  verband  an  Lord  Viscount  Palmerston 
/London  184»',  deutsch  von  Dr.  F.  G.  Buck.  Näheres  über  den  Charakter  der  Zollvcreinsschutzpolitik. 
dann  über  die  bestimmenden  innerdeutschen  Interessengegensätze  zwischen  freihändlerischen 
Agrariern  und  Kleinbürgern  und  grossindustriellcn  Schutzzöllncrn,  ferner  über  die  internati 
onalen  Intcressenkonfliktc  zwischen  aufkeimender  deutscher  und  relativ  hochstehender  englischer 
Industrie  in  meinen  Grundzügtn  der  Handelspolitik  /Berlin  1902',  pag.  68  bis  132. 
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.widerstrebender  Bureaukratie  drehten  sich  wesentlich  mit  um  die  Zollfrage. 
Und  so  sehen  wir  denn  —  fast  gleichzeitig  mit  Marx,  den  die  englische 
Agitation  zu  seiner  Brüsseler  Kundgebung  anregte  —  das  zweite  Ich  von  Marx, 
nämlich  Friedrich  Engels,  zur  deutschen  Agitation  das  Wort  ergreifen, 
in  der  Deutschen  Brüsseler  Zeitung.  Natürlich  als  prinzipieller  Freihändler, 
der  nicht  von  Fall  zu  Fall  und  je  nach  den  wechselnden  tatsächlichen  Voraus- 
setzungen sondern  unter  allen  modernstaatlichen  Umständen  im  Freihandel  den 
historischen  Fortschritt  und  eine  Notwendigkeit  sieht?  Hören  wir  zu: 
»Sowie  ...  die  Herrschaft  der  [preussisch-deutschen]  Mittelklassen  begann,  so 
musste  auch  in  erster  Reihe  die  Forderung  hervortreten,  dass  die  ganze  Handels- 
politik Deutschlands  respektive  des  Zollvereins  den  unfähigen  Händen  deutscher 
Fürsten,  ihrer  Minister  und  hochmütigen,  aber  in  Handels-  und  Industriesachen 
höchst  geistesbeschränkten  und  unwissenden  Bureaukraten  entrissen  und  von  denen 
abhängig  gemacht  und  entschieden  werde,  die  sowohl  die  nötige  Einsicht,  als  das 
nächste  Interesse  bei  der  Sache  besitzen.  Mit  anderen  Worten:  Die  Frage  der 
Schutz-  und  Differentialzölle  oder  des  freien  Handels  [Freihandels]  musste  der 
alleinigen  Entscheidung  des  Bürgertums  anheimfallen.  Der  Vereinigte  Landtag  in 
Berlin  hat  der  Regierung  gezeigt,  dass  die  Bourgeoisie  weiss,  was  ihr  not  tut:  bei 
den  neulichen  Zollverhandlungen  ist  dem  Spandauer  Regierungssystem  in  ziemlich 
klaren  und  bitteren  Worten  eröffnet  worden,  dass  es  unfähig  ist  die  materiellen 
Interessen  zu  begreifen,  zu  schätzen  und  zu  fördern  .  .  .  Soweit  es  für  die  Macht 
der  letzteren  [der  deutschen  Bourgeoisie]  noch  Zeit  und  Gelegenheit  gibt,  ist  der 
Schutz  der  deutschen  Industrie  und  des  deutschen  Handels  die  einzige 
Grundlage,  auf  der  jene  zu  fussen  vermag.  Und  was  das  Bürgertum  gegen- 
über den  deutschen  Fürsten  will  und  wollen  muss,  das  wird  es  auch  durchzusetzen 
wissen  ...  Da  aber,  wie  oben  gesagt,  die  Bourgeoisie  in  Deutschland  des  Schutzes 
gegen  das  Ausland  bedarf,  um  mit  den  mittelalterlichen  Uberresten  einer  Feudal- 
aristokratie und  dem  modernen  .  .  .  von  Gottes  Gnaden  aufzuräumen  und  ihr 
eigenstes,  innerstes  Wesen  rein  und  lauter  zur  Entfaltung  zu  bringer.,  so  hat 
auch  die  arbeitende  Klasse  ein  Interesse  an  dem,  was  der  Bourgeoisie  zur 
ungeschmälerten  Herrschaft  verhilft.< 

Man  sieht,  vom  Freihandel  als  Prinzip  ist  hier  wahrlich  nichts  mehr  übrig 
geblieben.  Während  Marx  für  das  damalige  England  im  Freihandel  die  Ver- 
mehrung der  Produktivkräfte,  das  Wachstum  der  Industrie  erblickt,  ist  nach 
dem  Urteil  Engels'  für  das  damalige  Deutschland  der  Schutzzoll  die  ent- 
wickelungsfördernde  Kraft  und  damit  eine  politische  Notwendigkeit.  Selbst- 
verständlich warnt  dabei  Engels  die  Arbeiter  in  gleicher  Weise  vor  Schutz- 
zoll i  1 1  u  s  i  o  n  e  n  wie  Marx  sich  gegen  Freihandelsillusionen  kehrt.  Selbst- 
verständlich ändere  der  Schutzzoll  —  genau  so  wie  der  Freihandel  —  die 
inneren  Klassengegensätze  nicht  und  damit  nicht  die  entscheidenden  Kräfte 
der  Lohnbildung  und  der  Klassenlage  —  so  wenig  wie  der  Freihandel.  Dennoch 
fährt  Engels  ganz  konsequent  für  Deutschland  fort: 

>Dem  Proletarier,  dem  Besitzlosen,  könnte  es  also  dem  Anschein  nach  sehr  gleich- 
gültig sein,  ob  die  Schutz-  oder.  Freihandclsmänner  das  entscheidende  Wort 
führen  .  .  Mit  der  Herrschaft  des  Bürgertums  gelangen  [jedoch]  auch  die  Arbeiter, 
von  den  Verhältnissen  getrieben,  zu  dem  unendlich  wichtigen  Fortschritt,  dass 
sie  nicht  mehr  als  einzelne,  als  höchstens  ein  paar  Hunderte  oder  Tausende  gegen 
das  Bestehende  auftreten  und  sich  empören,  sondcjn  dass  sie  allesamt  als  eine 
Klasse  mit  ihren  besonderen  Interessen  und  Grundsätzen,  ihrem  letzten  und  schlimm- 
sten Erbfeinde,  der  Bourgeoisie,  nach  gemeinsamem  Plane  und  mit  vereinter  Macht 
zu  Leibe  rücken  .  .  .  Der  Sieg  der  arbeitenden  Klasse  macht  aller  Klassen-  und 
Kastenherrschaft  für  immer  ein  Ende.c 

Ganz,  wie  Marx  in  dem  Plädoyer  für  den  englischen  Freihandel :  Wenn  die  eng- 
lischen Arbeiter,  von  allen  heuchlerischen  Harmonieeinbildungen  unberührt, 
trotzdem  sich  den  englischen  Freihändlern  »gegen  die  Grundbesitzer  ange- 
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schlössen  haben,  so  geschah  es,  um  die  letzten  Reste  des  Feudalismus  zu  zer- 
stören und  nur  noch  mit  einem  einzigen  Feind  zu  tun  zu  haben  .  .  .  Man  wird 
ebenso  viele  Vorhänge  zerrissen  haben,  welche  seinen  [des  englischen  Arbeiters] 
Augen  den  wahrhaften  Feind  verhüllten  ...  In  diesem  revolutionärem  Sinne 
stimme  ich  [Marx]  für  den  Freihandel«  in  England.  Und  in  dem  gleichen 
revolutionären  Sinne,  tönt  es  jetzt  aus  der  Deutschen  Brüsseler  Zeituttg  her- 
aus, stimme  ich,  Engels,  für  den  Schutzzoll  in  Deutschland.  Und  die  inhalt- 
liche Zusammenfassung  bei  Mehring  in  der  oben  zitierten  Nachlassausgabe 
ist  vollkommen  zutreffend: 

»Marx  und  Engels  beurteilten  und  entschieden  diese  Frage  rein  vom  proletarisch- 
revolutionären  Standpunkt  aus.  Sie  gerieten  deshalb  in  keinen  Widerspruch  mit 
einander  sondern  stimmten  vielmehr  vollkommen  überein,  wenn  Engels  in  dem 
Artikel  vom  10.  Juni  den  deutschen  Arbeitern  riet  den  schutzzöllneri- 
sehen  Flügel  der  deutschen  Bourgeoisie  zu  unterstützen,  während  Marx  in  seiner 
wenig  später  gehaltenen  Freihandelsrcde  in  revolutionärem  Sinne  für  den  Frei- 
handel stimmte  und  die  englischen  Arbeiter  lobte,  weil  sie  den  Freihändlern 
zum  Siege  verhol fen  hätten.  Der  entscheidende  Gesichtspunkt  in  beiden  Fällen  war 
eben  der,  dass  die  Arbeiterklasse  in  höchstem  Grade  daran  interessiert  war  der 
Bourgeoisie  zum  Siege  über  historisch  rückständigere  Klassen  zu  verhelfen,  um  nur 
noch  einen  Gegner  sich  gegenüber  und  das  Feld  zum  letzten  Kampfe  frei  zu 
haben.  Auf  der  damaligen  Stufe  ihrer  Entwickelung  bedurfte  die  deutsche  In- 
dustrie der  Schutzzölle,  wenn  sie  die  Kraft  zur  Besiegung  des  König-  und 
Junkertums  erlangen  sollte,  während  die  englische  Industrie  auf  der  damaligen 
Stufe  ihrer  Entwickelung  den  Freihandel  als  Bahnbrecher  ihrer  Alleinherr- 
schaft brauchte.  So  ergänzt  der  kleine  Aufsatz  von  Engels  in  wünschenswertester 
Weise  die  Freihandehrede  von  Marx,  die  bekanntlich  oft  von  den  Brotwucherern 
durch  Pressung  oder  Verdrehung  einzelner  Sätze  für  ihre  erhabenen  Zwecke  auszu- 
nutzen versucht  worden  ist.« 

Aber  nicht  minder  hat  Rosa  Luxemburg  in  dem  ersten  Satzteil  recht,  wenn 
sie  im  Vorwärts  vom  9.  November  1902  in  ihrer  Besprechung  des  Marx- 
nachlasses schrieb: 

»Auch  zwei  Fragen  der  praktischen  Politik  des  Sozialismus  hebt  Mehring  hervor, 
die  von  Marx  und  Engels  in  den  vierziger  Jahren  ganz  anders  beurteilt 
wurden  als  es  heute  in  der  Sozialdemokratie  geschieht,  und  die  von  den  Ver- 
fassern des  Kommunistischen  Manifests  selber  später  revidiert  worden  sind. 
Es  sind  dies:  die  Frage  des  Schutzzolls  und  der  Zehnstundenbill.« 
Irrig  ist  meines  Erachtens  hierbei  nur,  dass  Marx-Engels  ihre  handelspolitische 
Grundanschauung  >später  revidiert«  hätten.  Wo  denn?  Als  Engels  in  seinem 
Greisenalter,  im  Jahre  1888  das  Ende  der  amerikanischen  Schutzzollpolitik  ge- 
kommen glaubte  —  mit  der  Richtigkeit  dieser  Tatsacheneinschätzung 
haben  wir  hier  nicht  zu  tun  sondern  nur  mit  der  prinzipiellen  Auf- 
fassung, ob  immer  nur  der  Freihandel  oder  unter  Umständen  auch  der  Schutz- 
zoll den  ökonomisch-sozialen  Fortschritt  beschleunigen  könne  — ,  wiederholte 
er  gleichzeitig  seine  Anerkennung  der  schutzzöllnerischen  Schnellzugsfahrt  im 
Gegensatz  zum  freihändlerischen  Bummelzug;  die  jahrzehntelangen  Konsu- 
mentenopfer für  den  Schutzzoll  schienen  ihm  nicht  umsonst  gebracht,  sie 
schienen  ihm  nur  1888  nicht  mehr  nötig.*)  Das  ist,  noch  für  die  jüngsten 
Verhältnisse  der  Union,  ganz  die  gleiche  wirtschaftsgeschichtliche  Würdigung 
des  Schutzzolls  wie  seinerzeit  für  die  früheren  Verhältnisse  des  Zollvereins. 
Engels  ist  durchaus  seiner  opportunistischen,  je  nach  den  wechselnden  Vor- 
aussetzungen wechselnden  handelspolitischen  Stellungnahme  treu  geblieben; 
vom  prinzipiellen  Freihändler,  der  allen  kapitalistischen  Staaten,  trotz  des  ver- 

«)  Vergl.  oben  Note  2  respektive  dea  dort  zitierten  Artikel,  pag.  59«- 
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schiedrasten  Entwickelungsgrades  und  Milieus  die  gleiche  internationale 
Handelsfreiheit  empfiehlt,  ist  auch  hier  nicht  das  geringste  zu  spüren,  noch 
im  Jahre  1888.  Auf  irgendwelche  spätere  Äusserung  wüsste  ich  mich  nicht  zu 
besinnen. 

Nun  enthält  aber  die  Marxsche  Freihandelsrede  selber  ein  paar  plötzlich  auf- 
tauchende Bemerkungen,  die  uns  auch  Marx  auf  ganz  dem  gleichen  grund- 
sätzlichen Standpunkt  wie  Engels  zeigen,  so  dass  vollends  jeder  Anhalt  schwin- 
det sich  für  eine  prinzipielle,  international  allgemeine  Freihandelsparteinahme 
auf  Marx  zu  berufen.  So  recht  organisch  wollen  sich  freilich  die  betreffenden 
Stellen  nicht  in  den  geschlossenen  Gedankengang  des  Vortrags  einfügen,  und 
man  gewinnt  fast  den  Eindruck,  als  seien  sie  nachträgliche  Anhängsel  und  Ein- 
schiebsel. Denn  mit  einem  Male,  ganz  unvermittelt  heisst  es,  gleich  vor  dem 
vielzitierten  Schlusssatze,  dass  »das«  System  der  Handelsfreiheit  die  soziale 
Revolution  beschleunige  und  ihm  »nur  in  diesem  revolutionären  Sinne«  zu- 
zustimmen sei: 

•Übrigen  ist  das  Schutzzoll  System  nur  ein  Mittel  in  einem  Lande  die  Gross- 
industrie aufzuziehen  .  .  .  Ausserdem  entwickelt  das  Schutzzollsystem  die 
freie  Konkurrenz  im  Innern  eines  Landes.  Deshalb  sehen  wir,  dass  in  den  Län- 
dern, wo  die  Bourgeoisie  anfängt  sich  als  Klasse  Geltung  zu  verschaffen,  wie  zum 
Beispiel  in  Deutschland,  sie  grosse  Anstrengungen  macht,  um  Schutz- 
zölle zu  bekommen.  Dieselben  sind  für  sie  Waffen  gegen  den  Feudalismus 
und  die  absolute  Staatsgewalt,  sie  sind  für  sie  ein  Mittel  ihre  Kräfte  zu  konzen- 
trieren und  den  Freihandel  im  Innern  des  Landes  selbst  zu  realisieren.« 
Das  ist  in  den  Grundzügen  ganz  die  geschilderte  Engelssche  Auffassung  der 
deutschen  Schutzzollbcwegung  in  den  vierziger  Jahren.  Nur  die  Folgerungen 
bleiben  dann  in  dem  Brüsseler  Vortrag  aus.  Noch  mehr  —  und  deshalb  wird 
man  den  Eindruck  eines  nachträglichen  Einschiebsels  nicht  los  — ,  der  unver- 
mittelt neubegonnene  Gedankengang  knickt  mit  einem  Male,  abermals  ganz 
unvermittelt,  wieder  um  und  kehrt  ganz  in  das  alte  Geleis  wieder  zurück. 
»Aber«,  heisst  es  sofort  weiter,  »im  allgemeinen«  sei  heutzutage  das  Schutz- 
zollsystem doch  wohl  »konservativ«,  das  Freihandelssystem  jedoch  wirke  »zer- 
störend«, nationalitätenzersetzend  und  die  Klassengegensätze  auf  die  Spitze 
treibend,  deshalb  »stimme  ich  für  den  Freihandel«.  Gerade  sehr  einheitlich 
wirkt  das  nicht.  Aber  gleichviel,  die  fortschrittsfördernde  historische  Rolle 
des  Schutzzolls,  für  Länder  auf  gewisser  Entwickelungsstufe,  ist  hier  gleich- 
falls anerkannt,  die  prinzipielle  Anerkennung  des  Freihandels  als  unter  allen 
Umständen  die  soziale  Entwickelung  beschleunigend  ist  hier  gleichfalls  preis- 
gegeben.   Je  nach  dem ! 

Zugestehen  kann  man  dem  Vortvärts  allerdings  das  eine,  dass  die  letzterwähnten 
Stellen  schwer  mit  den  Marxschen  Aufzeichnungen  für  den  Brüsseler  ökono- 
mistenkongress  selber  in  Einklang  zu  bringen  sind.  Da  man  aber  im  Zweifels- 
fall stets  das  spätere  Urteil  als  das  reifere  und  reiflicher  erwogene  anzusehen 
hat,  so  lohnt  es  kaum,  hierüber  noch  zu  streiten. 

Noch  viel  später,  nämlich  im  Kapital,  hat  Marx  nochmals  in  folgender  Weise 
über  den  Schutzzoll  und  sonstige  Staatseingriffe  zu  gunsten  der  heimischen 
Produktion  geurteilt: 

>Das  Protektionssystem  in  seinen  Ursprüngen  erstrebt  die  Fabrikation  von  Kapi- 
talisten im  Mutterland.  Es  wird  später  eine  temporäre  Notwendigkeit 
im  internationalen  Konkurenzkampf.  Welches  aber  immer  sein  Mo- 
tiv, die  Folgen  bleiben  die  selben.«'') 

•)  Vergl.  Karl  Marx  Das  Kapital,  1.  Band.  4.  Auflage  /Hamburg  1890/,  pag.  730. 
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Viel  lässt  sich  mit  dieser  Äusserung  nicht  anfangen,  aber  vom  Glauben  an  die 
jederzeitige  Möglichkeit  und  Nützlichkeit  des  Freihandels  lässt  sie  abermals 
nichts  spüren.  Der  wechselnde  internationale  Konkurrenzkampf  schafft  seine 
wechselnden  handelspolitischen  Notwendigkeiten.    Je  nach  dem  .  .  . 

Die  Getreide  zölle  stehen  natürlich  auf  einem  ganz  anderen  Blatt.  Wenn 
die  Kreusceitung  in  der  Tat  versucht  haben  sollte  Marx  hier  als  Zeugen  anzu- 
rufen, so  bedarf  das  für  Wissende  keines  Wortes  der  Abwehr.  Die  inter- 
nationale Agrarkrisis,  aus  der  die  Getrcidezölle  Deutschlands,  Frankreichs, 
Italien.-,  dann  mehr  und  mehr  aller  kontinentalen  Einfuhrländer,  zuletzt  bis  hin 
zur  demokratisch-kleinbäuerlichen  Schweiz  entsprangen,  hat  Marx  nur  in  ihren 
ersten  Anfängen  erlebt,  ehe  sich  ihre  umwälzenden  politischen  Wirkungen 
ausprägten.  Dagegen  hat  Engels  schon  1882,  im  Beginn  der  Agrarkrisis  und 
des  agrarischen  Unischwungs  in  Europa,  den  Ernst  der  neuentstandenen  Lage 
unumwunden  anerkannt: 

»Dem  ganzen  europaischen  Ackerbau,  wie  er  heute  betrieben  wird,  droht  ein  über- 
mächtiger Nebenbuhler  in  der  amerikanischen  Massenproduktion  von  Getreide. 
Gegen  diesen,  von  der  Natur  selbst  urbar  gemachten  und  auf  eine  lange  Reihe  von 
Jahren  gedüngten  Boden,  der  um  ein  Spottgeld  zu  haben  ist,  können  weder 
unsere  verschuldeten  Kleinbauern  «och  unsere  ebenso  tief  in  Schulden  stecken- 
den Grossgrundbesitzer  ankämpfen.  Die  ganze  europäische  landwirtschaft- 
liche Betriebsweise  erliegt  vor  der  amerikanischen  Konkurrenz.  Ackerbau  in 
Kuropa  bleibt  möglich  nur,  wenn  er  gesellschaftlich  betrieben  wird  und  für  Rech- 
nung der  Gesellschaft.« 

Das  ist  als  Gegenmittel  gegen  einen  krisenhaft  vernichtenden  Preissturz  aller- 
dings nicht  der  Zoll,  zu  dem  die  bürgerliche  Gesellschaft  überall  auf  dem  Kon- 
tinent gegriffen  hat,  sondern  der  Zukunftsstaat.  Aber  das  ist  auch  nichts  vom 
freihändlerischen  Köhlerglauben  an  die  internationalen  Warenaustausch- 
harmonieen,  die  durch  das  täppische  Eingreifen  der  Politik  höchstens  gestört 
werden  können.    Darüber  ein  ander  Mal. 

Doch  kehren  wir  zu  den  Industriezöllen,  an  die  Engels  unter  den  früheren 
Umständen  allein  denken  konnte,  zurück.  Teilt  man  hier  die  opportunistische, 
von  Fall  zu  Fall  die  Entscheidung  vorbehaltende  Grundauffassung,  so  ist 
damit  selbstverständlich  noch  nicht  ein  einziger  der  heute  bestehenden  oder 
vorgeschlagenen  Zölle  gebilligt;  er  bedarf  stets  seiner  sachlichen  Begründung 
aus  allgemeinen  Produktion  sinteressen.  Aber  man  ist  doch  auch  über 
den  prinzipiellen  Frcihandelsstandpunkt  hinaus,  der,  ohne  die  realen  Produktions- 
beziehungen selber  eines  Blickes  zu  würdigen,  mit  dem  verwerfenden  Urteil 
gegen  jeden  Zoll  a  priori  fertig  ist.  Vor  allem,  man  gewinnt  dann  ein  Verständ- 
nis dafür,  warum  in  Australien,  in  Kanada,  in  Südafrika,  in  den  Vereinigten 
Staaten,  in  den  Balkanländern,  in  Russland,  in  Frankreich,  in  Österreich,  in 
Ungarn  und  noch  in  anderen  Ländern  fortgesetzt  schutzzöllnerische  Neigungen 
in  der  Arbeiterklasse  auftauchen  und  oft  sogar  die  Mehrheit  der  Arbeiter- 
parteien beherrschen.  Und  mindestens  die  zollpolitischen  Strömungen  in  der 
Arbeiterklasse  sollten  wir  doch  ruhig  beurteilen  lernen,  um  so  mehr,  als  Männer 
wie  Engels  seinerzeit  genau  die  gleichen  Anschauungen  vertraten  wie  zum 
Beispiel  heute  die  Arbeiterschutzzöllner  in  Kolonieen  und  sonstigen  kapita- 
listisch unentwickelteren  und  aufstrebenden  Staaten. 
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LS  nach  dem  Fall  des  Sozialistengesetzes  im  Jahre  1890  die  Reichs - 
tagswahlen  der  Sozialdemokratie  einen  so  gewaltigen  Zuwachs  an 
Wahlerstimmen  brachte  (von  763000  auf  1427000),  fuhr  dieser 
Wahlausfall  den  bürgerlichen  Parteien  arg  in  die  Glieder,  und  ängst- 
lich fragte  man  sich,  da  nun  auch  die  gesetzlichen  Hemmnisse  fort- 
fielen, was  denn  weiter  werden  solle.  Die  Ultramontanen  hielten  die  Zeit 
für  gekommen  sich  als  die  Retter  in  der  Xot  zu  empfehlen,  das  Zentrum  und 
cfie  Kirche  als  die  Mächte  anzupreisen,  deren  vereinigtem  Wirken  der  Sieg 
über  den  Umsturz  gelingen  müsse.  Die  Christlichsozialen  Blätter  schrieben: 
»Deutschland  wird  in  Europa  den  schwersten  Anstoss  der  internationalen  Revo- 
lution auszuhaken  haben.  In  dieser  Mitte  steht  wohlorganisiert  und  in  jeder  Weise 
aufs  beste  ausgerüstet  die  stärkste  sozialistische  Macht,  die  Europa  aufzuweisen 
hat,  unter  klugen  berechnenden  Führern;  sie  ist  heute  das  anerkannte  Haupt  des 
internationalen  Sozialismus  und  für  dessen  Vordringen  bestimmend.  Dieser  Partei 
steht  als  Volkspartci  nur  eine  Volksmacht  von  überragender  Bedeutung  entgegen : 
die  Katholiken  und  A\t  Zentrumspartei.  Soll  der  Sozialismus  an  der  Stätte  über- 
wunden werden,  wo  er  allein  überwunden  werden  kann,  im  Volke  selbst,  dann  ist 
dies  nur  auf  dem  von  den  Katholiken  und  dem  Zentrum  mit  Entschiedenheit 
betretenen  Wege  möglich.  Dies  ist  die  Lage,  die  Schlussfolgerungen  ergeben  sich 
von  selbst.« 

Kaiser  Wilhelm  II.  hatte  dem  Papst  die  Tagesordnung  der  internationalen  Ar- 
beiterschutzkonferenz  mitgeteilt.  In  seiner  Antwort  wies  Leo  XIII.  darauf 
hin,  dass  die  glückliche  Lösung  einer  so  bedeutungsvollen  Frage,  abgesehen 
von  dem  weisen  Eingreifen  der  bürgerlichen  Gewalt,  auch  der  mächtigen  Bei- 
hilfe der  Religion  und  der  wohltätigen  Aktion  der  Kirche  bedürfe: 
»Die  Religion  wird  den  Arbeitgeber  lehren  im  Arbeiter  die  Menschenwürde  zu  achten, 
ihn  gerecht  und  billig  zu  behandeln;  sie  wird  dem  Gewissen  des  Arbeiters  das 
Gefühl  der  Pflicht  und  der  Treue  einprägen  und  ihn  sittlich,  nüchtern  und  ehren- 
haft machen.  Weil  die  Gesellschaft  die  religiösen  Grundsätze  aus  dem  Auge  ver- 
loren, vernachlässigt  und  verkannt  hat,  sieht  sie  sich  bis  in  ihre  Grundlagen  er- 
schüttert; diese  Grundsätze  wieder  zum  Bewusstsein  zu  bringen  und  in  Kraft  zu 
setzen,  das  ist  das  einzige  Mittel  die  Grundlagen  der  Gesellschaft  wieder  herzu- 
stellen, ihr  Frieden,  Ordnung  und  Wohlfahrt  zu  verbürgen.« 

Der  Pap9t  wandte  sich  an  die  Bischöfe,  wies  sie  hin  auf  die  Bedeutung  der 
sozialen  Frage,  die  Gefahr  des  Umsturzes  und  die  Pflicht  ihr  entgegenzu- 
arbeiten; die  preussischen  Bischöfe  erliessen  von  Fulda  aus  eine  gemeinsame 
Kundgebung,  und  keiner  von  ihnen  versäumte  es  in  einem  Hirtenschreiben 
npchmals  besonders  auf  die  Zeichen  der  Zeit,  wie  sie  sich  im  Überhand- 
nehmen des  Sozialismus  offenbarten,  hinzuweisen.  Im  Mai  1891  erschien  dann 
das  päpstliche  Rundschreiben  Rerutn  novarum,  die  sogenannte  Arbeiter- 
ensyklika,  worin  das  Oberhaupt  der  römischen  Kirche  die  Stellung  des  Ka- 
tholizismus zur  sozialen  Frage  darlegte.  Der  Papst  sagt  darin  dem  > im ersätt 
liehen  Kapitalismus«  und  dem  »gierigen  Wucher«  einige  verurteilende  Worte ; 
er  erinnert  die  Arbeitgeber  an  ihre  Christenpflicht  in  der  Behandlung  und 
Entlohnung  der  Arbeiter;  ermahnt  diese  zum  Gehorsam,  zum  Fleiss,  zur  Spar- 
samkeit und  Frömmigkeit;  weist  dem  Staat  die  Aufgabe  gesetzlicher  Für- 
sorge gegenüber  den  Armen  und  Schwachen  zu:  alles  in  unbestimmten 
Wendungen  und  unter  Beobachtung  jener  Regel,  dass  nichts  gesagt  wird,  was 
nach  irgend  einer  Seite  hin  verpflichtet,  und  alles  so  ausgedrückt  wird,  dass 
immer  noch  eine  andere  Deutung  möglich  ist.  Nur  über  folgendes  äussert 
sich  der  Papst  mit  aller  wünschenswerten  Klarheit  und  Entschiedenheit:  die 
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Heiligkeit  des  Privateigenturas,  den  Unterschied  von  Reich  und  Arm  als  gott- 
gewollte Ordnung,  die  Verwerflichkeit  des  Sozialismus  als  Lehre  jener  »wüh- 
lerischen Parteic,  die  »Aufregung  und  Empörung«  unter  den  Massen  verbreitet, 
und  endlich  die  Unentbehrlichkeit  der  Religion,  des  Christentums,  der  Kirche 
bei  allem,  was  der  Gesellschaft  und  dem  einzelnen  zum  Heile  dienen  soll. 

Noch  ehe  die  päpstliche  Kundgebung  die  katholische  Christenheit  an  ihre 
Pflicht  gegenüber  dem  Sozialismus  erinnert  hatte,  war  dem  Zentrum  zum  Be- 
wusstsein  gekommen,  dass  es  ausserordentlicher  Leistungen  bedürfe,  um  der 
sozialistischen  Gefahr,  die  sich  den  ultramontanen  Gefilden  in  bedrohlicher 
Weise  näherte,  zu  begegnen.  Im  November  1890  erging  in  der  Zentrums- 
presse ein  Aufruf  an  das  katholische  Volk,  der  die  Gründung  des  Volksvercins 
für  das  katholische  Deutschland  ankündete.  Dass  das  ultramontane  Unter- 
nehmen auf  den  Wahlerfolg  der  Sozialdemokratie  zurückzuführen  und  ledig- 
lich zur  Bekämpfung  dieser  Partei  bestimmt  war,  ergibt  sich  aus  den  Ein- 
leitungsworten des  Aufrufs,  worin  es  heisst: 

»Schwere  Irrtümer  und  bedauerliche  Umsturzpläne  treten  überall  in  die  Erschei- 
nung; die  bestehende  Staats-  und  Gesellschaftsordnung  ist  in  ihrer  Grundlage  be- 
droht. Die  Sozialdemokratie  ist  es  vor  allem,  die  diese  Irrlehren  nicht 
nur  verbreiten  sondern  auch  praktisch  einführen  will.  Wohl  fühlt  sie,  dass  im 
katholischen  Volke  Deutschlands  der  stärkste  Widersacher  gegen  derartige  Be- 
strebungen vorhanden  ist;  deshalb  hat  sie  auf  dem  Parteitag  zu  Halle  dem  Katholi- 
zismus förmlich  den  Krieg  erklärt.  Es  ist  darum  dringend  geboten  dem  anrücken- 
den Feinde  mit  vereinter  und  fest  organisierter  Kraft  furchtlos  entgegenzutreten. c 
Deshalb,  so  fährt  der  Aufruf  fort,  seien  katholische  Männer  aus  allen  Teilen 
Deutschlands  zu  wiederholter  ernster  Beratung  zusammengekommen  und  nach 
reiflicher  Überlegung  zu  dem  Entschluss  gelangt  einen  Verein  zu  gründen, 
dessen  Zweck  es  sei  »die  Irrtümer  und  Umsturzbewegungen  auf  sozialem  Ge- 
biete zu  bekämpfen  und  die  christliche  Gesellschaftsordnung  zu  verteidigen.« 
Dann  aber  wolle  der  Verein  auch  »Förderung  und  Betätigung  der  richtigen 
Grundsätze  auf  sozialem  Gebiete«;  namentlich  wolle  er,  »dass  Arbeitgeber  und 
Arbeitnehmer  sich  immer  mehr  der  ihnen  in  den  gegenseitigen  Beziehungen 
obliegenden  Pflichten  bewusst  werden,  und  dass  die  Erkenntnis  der  Inter- 
essengemeinschaft beider  Teile  sich  immer  mehr  Bahn  brechet.  Es 
wird  sodann  auf  die  Fuldaer  Kundgebung  der  preussischen  Bischöfe,  auf  den 
zu  erwartenden  Beifall  des  Papstes  und  das  Vertrauen  des  deutschen  Kaisers 
zum  christlichen  Geist  seines  Volkes  hingewiesen.  Zum  Schluss  heisst  es: 
»Darum  sammle  dich,  katholisches  Volk,  erprobt  in  Opfersinn  und  Treue  gegen 
Kirche  und  Vaterland  1  Sammle  dich  zur  Verteidigung  der  christlichen  Gesell- 
schaft. Schütze  Thron  und  Altar,  Haus  und  Herd!  Alle  Stände,  hoch  und  niedrig. 
Geistliche  wie  Laien,  Arbeitgeber  und  Arbeiter,  sollen  sich  in  dem  einen  Verein 
zusammenfinden,  um  dem  einbrechenden  Feinde  zu  wehren,  die  Irrenden  zu  be- 
lehren, die  Schwankenden  zu  stützen  und  den  Eifer  der  Treue  noch  mehr  zu  erwär- 
men. So  wird  dem  Volke  der  heilige  Glaube  erhalten,  und  das  ist  die  wichtigste, 
die  grösste  soziale  Tat !« 

So  entstand  der  Volksverein  für  das  katholische  Deutschland,  das  Vermächtnis 
Windthorsts,  wie  man  ihn  nach  dem  ultramontanen  Parteiführer,  der  mit  be- 
sonderem Eifer  für  das  Unternehmen  eintrat,  zu  nennen  liebt.  Als  Zentrale 
des  Volksvereins  wurde  München-Gladbach  bestimmt.  Der  industrielle  Westen 
kam  wegen  der  zahlreichen  Arbeiterschaft,  wegen  der  wertvollen  städtischen 
Mandate,  die  hier  das  Zentrum  für  die  Parlamente  und  die  Gemeindever- 
tretungen zu  behaupten  hat,  in  erster  Linie  in  betracht.    Weshalb  gerade 
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München-Gladbach  gewählt  wurde,  darüber  heisst  es  in  der  ersten  Nummer 
des  Jahrgangs  1907  der  Zeitschrift  des  Volksvereins: 

»Als  Windthorst  den  Volksverein  gründete,  da  hatte  München-Gladbach  schon  einen 
Ruf.  Und  zwar  auf  sozialem  Gebiet.  Der  bekannte  Verband  sozial  denkender  katho- 
lischer Industrieller  Arbeiterwohl  hatte  hier,  wo  sein  Vorsitzender  Franz  Brandts 
wohntte,  seinen  Sitz.  Hier  darum  auch  lange  —  von  den  siebziger  bis  in  die 
neunziger  Jahre  —  das  Feld  praktischer  Versuche.  Im  Schatten  des  Sankt  Josefs- 
hauses, wo  Brandts  seine  Wohnung  und  die  Wohlfahrtseinrichtungen  .seiner  Fabrik 
hatte,  wo  Hitze,  der  Generalsekretär  vom  Arbeiterwohl,  aus-  und  einging,  sprossen 
die  Keime  unserer  heutigen  sozialen  Arbeit  auf.  Hier  war  die  Pflanzschule,  das 
Laboratorium.  Die  Gedanken  der  Arbeitervereine,  der  Arbeiterinnenvereine,  der 
gesetzlichen  Versicherungen,  ja  selbst  der  schüchterne  Keim  der  Gewerkschafts- 
idee  brach  hier  aus  dem  Boden.  Windthorst  kannte  diese  Tätigkeit  und  hatte 
Vertrauen  zu  ihr.  Als  er  darum  den  Volksverein  gründete,  bestand  er  darauf, 
dass  sein  Sitz  nach  München-Gladbach  und  seine  Leitung  in  die  Hände  von  Brandts 
kommen 

Die  Zentralstelle  des  Volksvereins  besitzt  einen  Stab  von  Beamten,  die,  wie 
Generaldirektor  Pieper  es  ausdrückt,  »die  gesamte  soziale  und  apologetische 
Fachliteratur  ausnutzen,  um  dann  in  Vorträgen  auf  Vereinsversammlungen,  in 
literarischen  Veröffentlichungen  jeder  Art,  in  Auskunftserteilung  usw.  die 
Goldbarren  der  wissenschaftlichen  Forschung  und  die  Ergebnisse  praktischer 
Arbeit  in  leicht  kursierende  kleine  Münze  umzuprägen«.  Mitte  1907  waren 
an  der  Zentralstelle  des  Volksvereins  13  akademisch  gebildete,  literarisch  tätige 
Beamte,  teils  Geistliche  teils  Laien,  angestellt;  32  Kräfte  sind  tätig  im  Buch- 
handel, der  Korrespondenz,  der  Expedition,  der  Buch-  und  Kassenführung. 
An  der  Spitze  der  Zentralstelle  steht  ein  Generaldirektor  mit  zwei  Direktoren 
(Brauns  und  Hohn).  Unter  den  Beamten  ist  eine  regelrechte  Arbeitsleistung 
durchgeführt;  mit  der  Behandlung  der  Agrarfrage,  der  Arbeiterfrage,  der 
Mittelstandsfrage  usw.  sind  je  einer  oder  mehrere  Beamte  betraut.  Alle  vier- 
zehn Tage  und  nach  Bedürfnis  auch  öfter  tauschen  sie  in  Konferenzen  ihre 
Erfahrungen  aus,  besprechen  gemeinsame  Massnahmen,  literarische  Pläne  usw. 
Nach  den  heutigen  Statuten  ist  der  Zweck  des  Volksvereins  »die  Förderung 
der  christlichen  Ordnung  in  der  Gesellschaft,  insbesondere  Belehrung  des  deut- 
schen Volkes  über  die  aus  der  neuzeitlichen  Entwickelung  erwachsenen  so- 
zialen Aufgaben  und  die  Schulung  zur  praktischen  Mitarbeit  an  der  geistigen 
und  wirtschaftlichen  Hebung  aller  Berufsstände«.  Zugleich  will  der  Verein 
»die  Angriffe  auf  die  religiösen  Grundlagen  der  Gesellschaft  zurückweisen  und 
die  Irrtümer  und  Umsturzbestrebungen  auf  sozialem  Gebiete  bekämpfen«.  Die- 
ser Zweck  soll  erreicht  werden  durch  die  Gewinnung  von  Mitgliedern  an 
allen  Orten  und  die  Bestellung  von  Vertrauensmännern,  Geschäftsführern,  Be- 
zirks- und  Landesvertretern  zum  Zwecke  eines  regen  Verkehrs  untereinander 
im  Sinne  der  Satzungen;  durch  die  Veranstaltung  von  Versammlungen,  Kon- 
ferenzen und  Kursen;  durch  die  Herausgabe  und  allgemeine  Verbreitung  von 
Aufrufen,  Flugblättern  und  Büchern;  durch  die  Abfassung  von  Beiträgen 
für  die  Tagespresse;  durch  die  Ausbildung  von  Rednern,  Schriftstellern  und 
praktischen  Hilfskräften  für  soziale  und  gemeinnützige  Arbeit;  durch  die 
Förderung  von  Veranstaltungen  und  Einrichtungen  im  Sinne  der  Vereins- 
zwecke; durch  die  Sammlung  von  wissenschaftlichein  und  praktischem  Ma- 
terial zu  vorgenannten  Zwecken  und  die  Erteilung  von  einschlägigen  Aus- 
künften. 

Wie  in  dem  Namen  so  ist  auch  in  den  Satzungen  jede  Beziehung  auf  das 
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Zentrum  vermieden.  Und  doch  ist  der  Volksvcrcin  seiner  Leitung,  seinen 
Grundsätzen  und  seiner  Tätigkeit  nach  nichts  als  eine  Organisation  des  Zen- 
trums. Seinen  Vorstand  hilden  Fabrikbesitzer  Franz  Brandts  als  erster, 
Justizrat  Karl  Trimbom  als  zweiter  Vorsitzender,  Professor  Hitze  als  Schrift- 
führer, Dr.  Pieper  als  Generaldirektor  und  Bankier  Elkan  als  Schatzmeister. 
Alle  Genannte,  der  Schatzmeister  mit  dem  jüdischen  Namen  eingeschlossen, 
sind  Zentrumsleute,  darunter  drei  als  Reichstags-  und  Landtagsabgeordnete  her- 
vorragend politisch  tätig.  Von  sonstigen  namhaften  Zentrumsleuten  sitzen  im 
Vorstand  die  Herren  Graf  Ballestrem,  Gröber,  Spahn.  Borsch,  Schädler,  Pich- 
ler, Orterer;  im  übrigen  besteht  der  Vorstand  wesentlich  aus  Geistlichen,  an 
deren  Zentrumstreue  kein  Zweifel  ist.  Schon  diese  Personalgcmcinschaft  der 
leitenden  Stellen  gibt  die  Gewähr,  dass  der  Volksverein,  wo  er  in  das  öffent- 
liche Leben  eingreift,  dies  nur  im  Sinne  und  zum  Nutzen  des  Zentrums  tun 
wird.  In  viererlei  Weise  kommt  die  Tätigkeit  des  Volksvercins  dem  Zentrum 
zu  gute :  durch  seine  Organisation,  durch  seine  Volksversammlungen,  durch  seine 
Literatur  und  durch  sein  Wirken  auf  dem  Gebiet  des  Arbeitervereinswesens. 

Die  Organisation  des  Volksvereins  mit  ihrem  weitverzweigten  Ver- 
trauensmännersystem steht  vollständig  im  Dienste  des  Zentrums.  Es  hat  lange 
gedauert,  bis  das  Zentrum  sich  eine  Organisation  schuf.  Es  gab  eine  Zentrums- 
fraktion im  Reiche  wie  in  Preussen,  die,  ohne  die  Wählerschaft  zu  fragen,  ein 
Programm  für  sich  aufstellte;  es  gab  im  Lande  zahlreiche  katholische  Vereine, 
deren  Leiter,  ebenfalls  ohne  Rücksicht  auf  die  Wählerschaft,  die  Parteigeschäfte 
besorgten  und  bei  besonderen  Gelegenheiten  aus  sich  heraus  Wahlkomitees  und 
sonstige  Einrichtungen  ins  Leben  riefen.  Eine  den  Kern  der  Wählerschaft 
umfassende  Parteiorganisation  mit  verschiedenen  Abstufungen  leitender  Stellen 
war  nicht  vorhanden.  Die  Besorgung  der  Parteiangelegenheiten  lag  und  liegt 
zum  Teil  noch  in  den  Händen  enger  Kreise,  in  erster  Linie  der  Geistlichen, 
der  Abgeordneten  und  ihrer  Sippe.  Das  ist  in  den  letzten  Jahren  anders  ge- 
worden. Die  Provinzen  haben  ihre  Provinzialausschüsse  und  die  Kreise  ihre 
Wahlkomitees,  an  deren  Zusammensetzung  die  Wählerschaft,  wenn  auch  noch 
erst  in  geringem  Masse,  beteiligt  ist.  Aber  damit  war  nur  das  Gerippe  der 
Organisation  geschaffen,  dem  erst  durch  den  Volksi'erein  Fleisch  und  Blut  ge- 
geben wurde.  Der  Volksvcrein  ist  folgendermassen  organisiert:  An  der  Spitze 
der  einzelnen  Landesteile  oder  Diözesen  stehen  Landes-  oder  Diözesenvertreter, 
die  jährlich  mit  dem  Vorstande  zu  einer  Konferenz  zusammentreten  und  das 
Jahresprogramm  feststellen.  Sie  halten  Konferenzen  ab  mit  den  Geschäfts- 
führern, die  für  die  einzelnen  Städte  oder  ländlichen  Kreise  aufgestellt  werden. 
Die  Geschäftsführer  wiederum  organisieren  die  Vertrauensmänner,  von  denen 
Mitte  1907  rund  18000  im  Dienst  des  Volksvercins  standen.  Die  Vertrauens- 
männer, denen  eine  Strasse  oder  eine  Häusergruppe  von  20  bis  40  katholischen 
Familien  untersteht,  konferieren  mehrmals  im  Jahre,  wobei  Bericht  erstattet 
wird  über  den  Erfolg  der  Werbearbeit,  und  örtliche  Massnahmen  zur  Verwirk- 
lichung der  Aufgaben  des  Volksvercins  beraten  werden.  Dieser  sorgsam  aus- 
gearbeitete und  zu  pünktlicher  Verrichtung  geübte  Apparat  steht  völlig  im 
Dienst  des  Zentrums,  das  dadurch  bei  Wahlen  und  anderen  politischen  Veran- 
staltungen eine  Hilfsmannschaft  wie  keine  andere  Partei  zur  Verfügung  hat. 
Mit  Genugtuung  wurde  jüngst  auf  einem  westfälischen  Zentrumsparteitage 
verkündet,  dass  in  Gelsenkirchen  der  Partei  1000  solcher  Vertrauensmänner  zur 
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Verfügung  seien,  und  class  in  Iserlohn  auf  8  Zcntrumswählcr  ein  Ver- 
trauensmann komme.  Der  Vertrauensmann  des  Volksvereins  ist  ebensosehr 
Vertrauensmann  des  Zentrums,  der  im  Dienste  dieser  Partei  die  so  wertvolle 
politische  Kleinarbeit  als  Schlepper  bei  Wahlen,  Flugblattverbreiter  usw.  ver- 
richtet. 

Die  Volksversammlungen  des  Volksvereins,  von  denen  vom  I.  Juli  1906 
bis  zum  31.  Juni  1907  rund  2500  stattfanden,  dienen  samt  und  sonders  der 
Agitation  für  die  Zentrumssache;  in  ihnen  wird  Zentrumspolitik  und  nichts 
anderes  getrieben,  auch  dann,  wenn  das  Thema  unpolitisch  lautet,  und  die 
klerikale  Parteipolitik  unter  dem  unverfänglichen  Titel  christliche  IVeltanschau- 
ung  in  die  Tagesordnung  eingeschmuggelt  wird.  Der  Volksverein  fasst  seine 
Aufgabe  in  doppeltem  Sinn  auf,  in  einem  negativen:  Abwehr  der  sozialen  Irr- 
tümer, und  in  einem  positiven:  Forderung  der  christlichen  Sozialreform.  Po- 
litisch ausgedrückt  heisst  das :  Bekämpfung  der  Sozialdemokratie  und  Agitation 
für  das  Zentrum,  denn  nur  dieses  treibt  christliche  Sozialpolitik  und  kommt 
—  wie  das  Zentrum  selber  sagt  —  für  das  katholische  Volk  als  politische  Ver- 
tretung in  betracht.  Und  so  dienen  auch  seine  Volksversammlungen  diesem 
doppelten  politischen  Zweck,  wobei  je  nach  den  Umständen  einmal  mehr  die 
Bekämpfung  der  Sozialdemokratie,  ein  andermal  mehr  die  Verherrlichung  des 
Zentrums  in  den  Vordergrund  tritt,  und  es  endlich  auch  nicht  ausgeschlossen 
ist,  dass  der  Liberalismus  auch  gelegentlich  sein  Teil  abkriegt.  Wie  es  in  einer 
Schrift  des  Generaldirektors  Dr.  Pieper  heisst,  werden  durch  diese  >Volks- 
versammlungen  in  Stadt  und  Land,  von  Zeit  zu  Zeit  für  ganze  Bezirke  immer 
wieder  neue  Wellenkreise  in  die  Öffentlichkeit  geschlagen  und  kann  dadurch 
der  wirksamste  Einfluss  auf  die  öffentliche  Meinung  ausgeübt  werden.  Vor- 
stösse  der  Gegner,  besonders  der  Sozialdemokratie,  werden  in  solchen  Versamm- 
lungen möglichst  sofort,  gegebenen  Falles  durch  Versammlungen  an  sämtlichen 
Orten  eines  Bezirkes  innerhalb  weniger  Wochen  erledigt.  Erst  seitdem  der 
l'olksi'crein  mit  seinen  regelmässigen  Versammlungen  aufgetreten  ist,  sind 
katholische  Volksversammlungen  eine  dauernde  Erscheinung  in  Deutschland 
geworden«;  und  zwar,  wie  hinzugefügt  sein  mag,  alles  zur  höheren  Ehre  und 
zum  Besten  des  Zentrums. 

Der  Zentrumspolitik  dient  sodann  die  umfangreiche  literarische  Tätig- 
keit, die  von  der  Zentralstelle  des  Volksvereins  in  München-Gladbach 
ausgeübt  wird,  und  deren  zahlreiche  Erzeugnisse  teils  der  Aneiferung  der  Mit- 
glieder zur  Mitarbeit  an  den  Vereinsaufgaben  dienen  —  wie  beispielsweise  die 
jährlich  8mal  erscheinende  Vereinsschrift  Volksverein  —  teils  der  Massen- 
verbreitung des  Vereinsgedankens:  Bekämpfung  der  Sozialdemokratie  und 
Agitation -für  das  Zentrum  (Flugblätter),  ferner  der  Einwirkung  auf  die  ultra- 
montane Partei-  und  Arbeitervcreinspressc  (Korrespondenzen),  sodann  der 
Belehrung  und  Bildung  der  in  katholischen  und  christlichen  Arbeiterorgani- 
sationen tätigen  Personen  (Vortragsentwürfe,  Schriften,  Bücher). 

Bisher  hat  der  Volksverein  95  Flugblätter  herausgegeben;  Mitte  1907  ver- 
breitete er  45  sozialpolitische,  5  apologetische  und  10  gemeinnützige  Flugblätter, 
ausserdem  noch  6  Agitationsflugblätter.  Die  Gesamtmasse  der  von  München - 
Gladbach  ausgegangenen  Flugblätter  beträgt  43  Millionen.  Während  die  sozial- 
politischen Flugblätter  im  allgemeinen  sachlich  gehalten  sind,  stehen  die 
Agitationsflugblätter,  die  vielfach  bei  Wahlen  benutzt  werden,  auf  der  aller- 
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tiefsten  Stufe  des  politischen  Meinungskampfes.  Die  sozialpolitischen  Flug- 
blätter behandeln  die  Arbeiter-,  Agrar-  und  Mittelstandsfrage,  Zölle  und 
Steuern  usw.  Worauf  sie  hinzielen,  lassen  schon  die  Titel  erkennen:  Darf 
ein  katholischer  Arbeiter  Sozialdemokrat  sein?,  Die  arbeiter  freundliche  Sozial- 
demokratie in  ihrer  wahren  Gestalt,  Wie  stellt  sich  die  Sozialdemokratie  zu  den 
landwirtschaftlichen  Fragen?,  Was  hat  das  Zentrum  für  die  Arbeiter  getan?, 
Ist  das  Zentrum  arbeiterfreundlich?,  Warum  die  katholischen  Landwirte  dem 
Zentrum  treu  bletben  i.tüsscn  usw. 

Die  beiden  für  die  Presse  bestimmten  Korrespondenzen  —  eine  sozialpolitische 
und  eine  apologetische  —  geben  nach  Pieper  Gelegenheit  »Tag  für  Tag  zu 
Millionen  von  Lesern  zu  sprechen,  zu  neu  auftauchenden  Fragen,  insbesondere 
Angriffen  von  gegnerischer  Seite,  sofort  Stellung  zu  nehmen,  auf  gegnerische 
Angriffe  sofort  zu  erwidern,  daneben  aber  auch  werbend  und  belehrend  in  Stadt 
und  Land  anzuregen  und  zu  unterrichtenc ;  selbstverständlich  immer  zur  höheren 
Ehre  des  Zentrums. 

Die  unter  dem  Gesamttitel  Soziale  Tagesfragen  herausgegebenen  Hefte,  von 
denen  bis  Mitte  1907  bereits  122000  Exemplare  verbreitet  waren,  behandeln 
Bildungsfragen,  soziale  Konferenzen,  Handwerkerorganisationen,  Arbeiter- 
versicherung, Gemeindepolitik,  Arbeiterpolitik,  Zollpolitik  des  Zentrums  und 
der  Sozialdemokratie,  Finanzfragen  usw.  Die  Hefte  der  Apologetischen  Tages- 
fragen behandeln  moderne  Grundfragen  der  christlichen  Welt-  und  Lebens- 
anschauung. Auch  die  Vertragsentwürfe  zerfallen  in  eine  soziale  und  apolo- 
getische Serie.  Ausserdem  gibt  der  Volksverein  für  die  katholischen  Arbeiter-, 
Gesellen-,  Jugend-  und  Arbeiterinnenvercine  eine  Präsideskorrespondenz  und 
für  die  »Kreise  der  Gebildeten«  eine  Monatsschrift  Soziale  Kultur  heraus. 

In  ganz  hervorragendem  Masse  kommt  dem  Zentrum  der  Volksverein  ferner 
zu  statten  durch  seine  Tätigkeit  auf  dem  Gebiet  des  Arbeitervereins- 
wesens durch  Errichtung  von  Volksbureaus  und  Arbeitersekretariaten  — 
natürlich  auf  katholischer  Grundlage  —  deren  Leiter  und  Beamte  selbstver- 
ständlich zugleich  eifrige  Zentrumsagitatoren  abgeben.  Er  wirkt  eifrig  mit 
an  der  Organisierung  der  katholischen  Arbeiter,  Arbeiterinnen,  Dienstboten, 
Jünglinge  in  konfessionellen  Vereinen,  und  ebenso  eifrig  ist  er  tätig  in  der 
Förderung  der  christlichen  Gewcrkvereinssache.  Man  kann  sagen,  dass  der 
Einfluss,  den  das  Zentrum  gegenwärtig  unter  der  katholischen  Arbeiterschaft 
uoch  hat,  ohne  Einschränkung  dem  Wirken  der  Herren  an  der  Zentralstelle  des 
V olksvereins  zu  danken  ist.  Es  kommt  hierbei  nicht  nur  die  Tätigkeit  in  der 
Gründung  und  dem  Ausbau  der  Arbeiterorganisationen  in  betracht  sondern 
viel  mehr  noch  die  von  München-Gladbach  betriebene  geistige  Beeinflussung 
des  katholischen  Arbeitervereinswesens.  Dazu  dient  zum  Teil  die  vorstehend 
schon  erwähnte  literarische  Tätigkeit  der  Zentralstelle,  besonders  aber  das 
sorgsam  ausgearbeitete  und  gut  gepflegte  System  der  Bildungskurse,  durch  die 
der  Volksverein  zur  Erziehungsanstalt  der  Beamten  und  Agitatoren  für  das 
ultramontanc  Arbeitervereinswesen  geworden  ist. 

Von  1892  bis  1900  wurden  jedes  Jahr  praktisch  soziale  Kurse  von  8  bis  14  Tagen 
Dauer  in  verschiedenen  Landesteilen  abgehalten.  Diese  wurden  dann  ersetzt 
durch  8tägige  soziale  Ferienkurse,  die  in  München-Gladbach  stattfanden.  Seit 
dem  Jahre  1907  behandelt  der  soziale  Ferienkursus  während  einer  Woche  prak- 
tische Fragen  aus  einzelnen  sozialen  Gebieten,  daneben  findet  dann  ein  8tägiger 


Digitized  by  Google 


AUQUST  ERDMANN  ■  MÜNCHEN-GLADBACH 


799 


staatswissenschaftlicher  Kursus  zur  Behandlung  grundlegender  Fragen  statt. 
In  den  einzelnen  Landesbezirken  werden  seit  dem  Jahre  1905  jährlich  mehrere  3- 
oder  itägige  soziale  Kurse  abgehalten,  die  soziale  Tagesfragen  aus  der  Arbeiter-, 
Agrar-  und  Mittelstandspolitik  erörtern.  In  München-Gladbach  sind  als  Sonder- 
veranstaltungen seit  dem  Jahre  1907  8tägige  soziale  Kurse  für  selbständige  Hand- 
werker, Kaufleute  und  Landwirte  und  sodann  der  namentlich  für  das  Arbeiter- 
vereinswesen wichtige  volkswirtschaftliche  Kursus  für  Arbeiter  und  Gesellen, 
der  sich  auf  die  Dauer  von  2  Monaten  erstreckt,  eingerichtet.  Die  Kursus- 
teilnehmer werden  angehalten  in  ihren  engeren  Bezirken  soziale  Konferenzen 
für  Geistliche  und  Laien,  die  monatlich  tagen,  weiter  für  die  Vertrauensmänner 
des  Volksvereim  sowie  für  die  in  den  katholischen  Arbeiter-  und  Gesellen- 
vereinen und  christlichen  Gewerkschaften  führenden  Männer  soziale  und  apolo- 
getische Unterrichtskurse  zu  gründen.  So  wird  von  München-Gladbach  aus 
durch  die  sozialen  und  volkswirtschaftlichen  Kurse  der  Zentrumsgeist  in  die 
gesamte  katholische  und  christliche  Arbeiterbewegung  geleitet. 

Man  erkennt  aus  alledem  die  Bedeutung  des  katholischen  Volksvereins  für  die 
Zentrumssache.  Wie  weit  sich  die  Wirkung  seines  geistigen  Mittelpunktes: 
der  Zentralstelle  in  München-Gladbach,  erstreckt,  und  in  welchem  Sinne  deren 
Aufgabe  betrieben  wird,  davon  gibt  die  Art  Kenntnis,  wie  die  Vereinszeitschrift 
in  der  ersten  Nummer  des  Jahrgangs  1907  die  Wirksamkeit  der  vom  Verein 
unterhaltenen  Sozialen  Auskunftstelle  schildert: 

»Was  wird  gefragt?  Wie  man  am  Orte  eine  Innung  lebendig  machen  kann,  die 
nicht  vorwärts  kommt.  Was  man  für  einen  Jünglingsverein  tun  soll,  der  noch  klein 
ist.  Wie  man  Arbeiterinnen  organisiert.  Woher  man  Stoff  zu  einem  Vortrage 
über  neue  Steuern  nehmen  soll.  Hier  ist  ein  Flugblatt  nötig  über  die  Stellung 
der  Sozialdemokratie  zur  Religion.  Hier  verbreiten  die  Gegner  ein  Flugblatt 
Steuersettel  und  Kanonen,  haben  Sie  eine  passende  Antwort?  Ist  es  wahr,  dass 
Graf  Strachwitz  sich  gegen  das  Wahlrecht  ausgesprochen  hat?  Wo  hat  sich  das 
Zentrum  für  die  Verbesserung  des  Wahlrechts  ausgesprochen?  Hier  sind  wir  bei  der 
letzten  Stadtverordnetenwahl  durchgefallen,  was  ist  da  nach  Ihrer  Ansicht  am 
nötigsten?  Was  halten  Sie  von  der  Broschüre  Bernsteins  gegen  Brunhüber?  Bitte 
um  Material  über  die  Witwen-  und  Waisenversicherung.  Ich  möchte  für  die 
hiesigen  Schiffer  etwas  tun.  Auch  die  Strassenbahner  müssen  organisiert  wer- 
den usw.« 

Es  gibt,  wie  man  sieht,  kein  Gebiet  des  öffentlichen  Lebens,  auf  dem  der  Volks- 
verein nicht  tätig  ist,  keine  Frage  der  klerikalen  Politik,  in  der  er  nicht  zu  Rate 
gezogen  wird.  Er  ist  der  braven  Zentrumshausfrau  ein  sehr  tüchtiges  und 
brauchbares  Mädchen  für  alles.  Gegenwärtig  zählt  der  Verein  rund  600000 
Mitglieder.  Er  stellt  an  diese  Mitglieder  weiter  keine  Ansprüche,  als  dass  sie 
jährlich  1  Mark  Beitrag  zahlen,  wofür  sie  die  kleine  Vereinszeitschrift  umsonst 
erhalten.  Sonstige  Verpflichtungen  haben  die  Mitglieder  nicht,  da  regelmässige 
Sitzungen,  Versammlungen  oder  sonstige  Veranstaltungen  nicht  stattfinden. 
Aus  der  Masse  der  Mitglieder  wird  eine  Auslese  getroffen:  die  18000  Ver- 
trauensmänner, die  auf  die  Werbearbeit  für  den  Verein  und  die  politische 
Kleinarbeit  für  das  Zentrum  eingeübt  werden ;  sie  bilden  die  allzeit  schlagbereite 
Truppe  für  die  politischen  Aktionen  der  Zentrumspartei,  namentlich  für  die 
Wahlen.  Aus  der  Summe  der  Jahresbeiträge  bestreitet  der  Verein  die  Personal- 
kosten  der  Zentralstelle,  den  umfangreichen  Agitationsbetrieb  durch  die  Flug- 
blattliteratur, die  Veranstaltungen  zur  Förderung  des  Arbeitervereinswesens, 
zur  Ausbildung  von  Arbeiterbeamten  usw.  In  der  Geringfügigkeit  der  Beiträge 
und  der  Pflichten  der  Mitglieder  ist  sein  Erfolg  begründet.    Seine  Gründer 
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haben  sich  auf  den  Grundsatz  Die  Masse  muss  es  bringen!  verlassen,  und  sie 
haben  sich  nicht  verrechnet.  600  000  Mitglieder  geben  600  000  Mark,  womit  sich 
schon  etwas  machen  Iässt,  und  sie  geben  das  Material  zur  Auswahl  einer  wil- 
ligen Mannschaft  im  Dienst  der  Macht,  die  dem  Verein  Weg  und  Ziel  angibt : 
der  ultramontanen  Politik. 

Das  Haus  an  der  Sandstrasse  in  München-Gladbach,  in  dem  die  Zentralstelle 
ihre  geschäftige  Wirksamkeit  entfaltet,  ist  ein  Muster  in  technischer  Hinsicht  und 
beachtenswert  wegen  der  zweckmässigen  und  in  manchen  Teilen  auch  der  künst- 
lerischen Einrichtung.  Wir  haben  uns  —  wie  ich  glaube  nicht  zu  unserm  Nutzen 
—  gewöhnt  von  München-Gladbach  immer  nur  in  Verbindung  mit  Worten  wie 
Lügenfabrik,  Jcsuitenschule,  Zitatenkünstler  usw.  zu  reden.  Das  führt  leicht 
zu  einer  Unterschätzung  des  Gegners;  ausserdem  ist  es  auch  nicht  richtig,  dass 
in  München-Gladbach  nur  gelogen  und  falsch  zitiert  wird.  Vor  einer  solchen 
Vorstellung  sollte  man  sich  schon  aus  dem  Grunde  hüten,  weil  es  dem  politischen 
und  sozialen  Kampf  seine  Bedeutung  und  seinen  Reiz  nimmt,  wenn  man  ihn 
nur  als  einen  Kampf  gegen  Lügner  und  Fälscher  und  nicht  als  einen  Kampf 
gegen  eine  nach  unserer  Meinung  zwar  schädliche,  aber  immerhin  doch  eine 
Weltanschauung  auffasst.  Das  Wesen  und  der  Erfolg  von  München-Gladbach 
liegt  nicht  in  den  Lügen  und  den  falschen  Zitaten,  die  von  dort  ausgehen  — 
denn  dann  müsste  der  Liebertschc  Reichsverband  die  selben  Erfolge  haben  wie 
das  Zentrum  —  sondern  darin,  dass  der  Volksfercin  für  das  katholische  Deutsch- 
land sich  gründet  auf  einem  klug  berechneten  und  ebenso  klug  ausgeführten 
Plan,  dass  in  organisatorischer  und  agitatorischer  Hinsicht  für  die  von  ihm 
vertretene  Weltanschauung  mit  viel  Umsicht  und  Kenntnis,  mit  viel  Eifer  und 
Hingebung  gearbeitet  wird. 

XXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXX 

ODR  OLBERQ  ■  RÜCKBLICK  RUF  DEM  ERSTEM 
KONGRESS  ITRLIEMISCHER  FRRÜEM 

AS  kann  man  von  einem  Kongress  erwarten,  der,  ohne  Ansehen 
der  Partei  und  der  Klasse,  an  alle  Frauen  appelliert,  alle  zur  Mit- 
arbeit aufruft  und  sich  anheischig  macht  über  die  vitalsten  Pro- 
bleme des  Landes  zu  verhandeln,  organisiert  von  einem  Komitee 
vornehmer  Damen  und  unter  dem  Ehrenpräsidium  einer  Prin- 
zessin? Ich  hatte  bitter  wenig  erwartet.  Sport,  Frauenrechtlertum,  Philan- 
thropie, moralstrotzendes  Mitleid  für  die  gefallenen  Schwestern.,  alles  verrührt 
in  einen  Uberschwall  schöner  Worte:  das  schien  mir  gewissennassen  aus  der 
Definition  zu  folgen.  Aber  der  Kongress  hat  all  meine  Voreingenommenheit 
besiegt,  besiegt  durch  den  Ernst  seines  Willens,  die  Strenge  seiner  Logik,  de» 
Mut  seiner  Überzeugung.  Die  Frauen,  die  in  Rom  diskutieren  wollten,  unter 
Ausschaltung  aller  Politik,  haben  in  Wirklichkeit  diskutiert  ohne  Rücksicht  auf 
die  parteipolitische  Etikette,  unter  die  ihre  Beschlussfassungen  fielen.  Sie  haben 
sich  nicht  davor  gescheut,  sie  haben  es  vielleicht  nicht  einmal  gewusst,  dass  ihre 
Kritik  der  Gesellschaft  und  ihre  Forderungen  sich  vielfach  mit  denen  des 
organisierten  Proletariats  deckten.  Auf  dem  offiziell  unpolitischen  Frauen- 
kongress  ist  so  etwas  wie  reine  Politik  getrieben  worden,  die  von  den  Partei  - 
rücksichten  der  praktischen  Politik  unberührt  bleiben  konnte. 
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Es  liegt  in  der  Natur  der  Sache,  dass  in  der  Folge  die  praktische  Politik  in  den 
Vordergrund  treten  muss,  und  die  Interessen  sich  als  stärker  erweisen  als  die 
Logik.  Viele  der  Damen,  die  sich  für  das  Recht  der  Organisation,  für  Ver- 
kürzung der  Arbeitszeit,  gegen  die  Heimarbeit  usw.  ausgesprochen  haben,  wer- 
den einsehen,  dass  diese  ihre  Forderungen  in  ein  sozialpolitisches  Programm 
gehören,  das  auf  die  Aufhebung  der  Privilegien  ihres  Standes  abzielt.  Und 
sobald  sie  das  eingesehen  haben,  werden  vielen  von  ihnen  ihre  Forderungen 
nicht  mehr  logisch  und  nicht  mehr  gerecht  erscheinen,  dank  jener  halb  un- 
bewussten  Anpassung  an  die  Klasseninteressen,  die  das  Denken  und  das 
moralische  Empfinden  der  meisten  Menschen  erfährt.  Mancher  Gedanke,  der 
uns  als  revolutionär  anmutet,  mag  so  Ausdruck  eines  noch  primitiven  und  kind- 
lichen politischen  Bewusstseins  sein.  Aber  wie  das  Kind  ein  unerbittlicher 
Logiker  ist,  so  war  es  dieser  Kongress.  Und  das  ist  gerade  das  Erfreuliche  an 
ihm :  Dieser  Frauentag,  der  der  Mehrheit  unserer  Parteigenossinnen  so  wenig 
zu  versprechen  schien,  dass  sie  von  seiner  Beschickung  absah,  hat  leuchtend 
gezeigt,  dass  ein  von  Voreingenommenheit  freies  Aufgreifen  der  sozialen  Pro- 
bleme und  ihr  rücksichtsloses  Durchdenken  eben  zu  den  selben  Forderungen 
führt,  die  unsere  Partei  vertritt.  Dies  Ergebnis  ist  offenbar  viel  mehr  wert, 
als  jede  politische  Prinzipienerklärung,  die  etwa  eine  starke  Beteiligung  sozia- 
listischer Frauen  hätte  durchbringen  können. 

Von  seinen  Bcschlussfassungen  absehend  muss  man  übrigens  anerkennen,  dass 
dieser  erste  italienische  Frauenkongress,  der  berufen  war  die  Sache  der  Frauen 
zu  beraten,  alle  wesentlichen  sozialen  Probleme  in  seinen  Bereich  gezogen  hat. 
Wir  greifen  nur  die  wichtigsten  Themata  heraus  :  Arbeiterinnenschutz,  Schutz 
der  Heimarbeiter,  Mutterschaftsversicherung,  Altersversicherung,  Einschrän- 
kung der  Arbeitslosigkeit,  Analphabetismus,  Religionsunterricht  in  den  Schulen, 
geschlechtliche  Aufklärung  der  Kinder,  Fürsorgeerziehung,  bedingte  Verurtei- 
lung, Benachteiligung  der  Frau  in  Zivil-  und  Strafrecht,  Bekämpfung  der 
Kindersterblichkeit,  des  Alkoholismus,  der  Tuberkulose,  die  Wohnungsfrage  und 
die  Auswanderung.  Über  diese  Fragen,  die  sich  auf  6  verschiedene  Sektionen 
und  ebensoviele  Vcrhandlungstage  verteilten,  waren  Referate  langer  Hand  vor- 
bereitet; auch  wurde  bei  der  Debatte  mit  jeder  Minute  gegeizt,  wie  wir  das 
noch  auf  keinem  Kongress  erlebt  haben.  AU  diese  Fragen  hatten  die  Frauen 
als  ihre  Sache  empfunden,  als  ihrer  Kinder  Sache,  wie  überhaupt  ein  aus- 
gesprochener Zug  der  Mütterlichkeit  über  dem  Ganzen  lag.  Weniger  als  ein 
abstraktes  Gerechtigkeitsgefühl  hat  die  Arbeiten  ein  gesunder  Wirklichkeitssinn 
geleitet :  wenn  auch  manche  Forderung  sich  in  das  Reich  der  Utopie  erstreckte, 
so  haben  doch  die  Kongressistinnen  mehr  als  das  Unerreichbare  ihrer  Kinder 
Land  im  Auge  gehabt,  kein  Land  der  Vollkommenheit,  aber  doch  eines,  auf  dem 
neue  Geschlechter  gesünder,  froher  und  tüchtiger  leben  können. 

In  allen  Sektionen,  die  sich  übrigens  ihr  Arbeitsfeld  teilweise  recht  unglücklich 
und  selbst  widersinnig  verteilt  hatten,  war  der  Kindheit  ein  hervorragender 
Platz  eingeräumt.  Zur  Bekämpfung  der  Säuglingssterblichkeit  wurde  das  Ar- 
beitsverbot für  Frauen  in  den  letzten  Monaten  der  Schwangerschaft  gefordert, 
ferner  Mutterschaftsversicherung  unter  Zuschuss  des  Staates  für  alle  Arbeite- 
rinnen, Erforschung  der  Vaterschaft,  Vermehrung  der  Säuglingsheime  für  die 
Kinder  der  Arbeiterinnen,  über  welche  Heime  die  Aufsicht  des  Staats  ge- 
fordert wurde,  und  Bekämpfung  des  Ammenwesens,  das  Frau  Barsanti  als 
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»schmachvollen  Handel  mit  menschlicher  Milche  brandmarkte.  Sie  forderte, 
dass  alle  Kinder  stillunfähigcr  Mütter  der  künstlichen  Ernährung  anheimfaller 
sollten;  Geld  dürfe  den  Besitzenden  nicht  das  Recht  geben  ein  fremdes  Kind 
der  Muttermilch  zu  berauben.  Ein  in  sanitärer  Hinsicht  weit  wichtigerer  Vor- 
schlag wurde  von  Fräulein  Dr.  Borrino  gemacht :  eine  Amme  nur  in  Begleitung 
ihres  Kindes  ins  Haus  zu  nehmen,  zu  gemeinsamer  Säugung,  da  bekannter- 
weise jede  stillfähige  Frau  bei  guter  Ernährung  und  leichter  Arbeit  zwei  Kinder 
zu  nähren  im  stände  ist.  Leider  fehlte  es  an  Zeit  diesen  Punkt  zu  diskutieren. 
Wir  hoffen  ihn  auf  dem  nächsten  Kongress  mit  mehr  praktischem  Erfolg 
vertreten  zu  sehen. 

Die  Frage  der  Fürsorge  für  die  dem  Säuglingsalter  entwachsene  Kindheit 
spaltete  sich  naturgemäss  in  die  der  körperlichen  und  der  geistigen  Pflege.  Für 
das  körperliche  Gedeihen  der  Kinder  wurde  gefordert:  staatliche  Aufsicht  über 
alle  Erziehungsinstitute,  welche  Forderung  sich  hauptsächlich  gegen  die  von 
Nonnen  gehaltenen  Pensionate  richtet,  geprüfte,  von  den  Gemeinden  hono- 
rierte Schulärzte,  Schulbäder,  Schulkantinen,  Landaufenthalt  auf  öffentliche 
Kosten  für  alle  Stadtkinder,  deren  Eltern  ihnen  keinen  solchen  gewähren  kön- 
nen. Es  fehlte  auch  an  Vorschlägen  nicht  für  die  hygienische  Belehrung  der 
Mütter.  Aber  der  Kongress  sah  sehr  wohl  ein,  dass  das  Wissen  wenig  gilt 
ohne  das  Können  und  bewegte  sich  daher  vorwiegend  auf  dem  Gebiet  der 
sozialpolitischen  Forderungen.  In  der  Debatte  über  die  geistigen  Entwicke- 
lungsbedingungen  der  Kinder  hat  der  Kongress  am  meisten  seinen  modernen 
Geist  gezeigt,  einmal  durch  Forderung  der  geschlechtlichen  Aufklärung  durch 
die  Schule  und  dann  durch  Ablehnung  des  Religionsunterrichts.  Diese  Ver- 
sammlung, in  der  die  sozialistischen  Frauen  nur  eine  verschwindende  Minder- 
heit bildeten,  und  die  sich  zum  grössten  Teil  aus  jenen  Schichten  der  Bour- 
geoisie und  des  Adels  rekrutierte,  in  denen  man  die  Frau  noch  ganz  in  den 
Händen  des  Priesters  glaubte,  hat  in  der  vornehmsten  und  freimütigsten  Weise 
über  die  geschlechtliche  Aufklärung  verhandelt  und  diese  Aufklärung  auf  die 
Achtung  vor  den  Geschlechtstatsachcn  und  auf  das  Verantwortungsgefühl  ge- 
gen die  kommende  Generation  gegründet.  Über  den  Religionsunterricht  in  den 
Schulen  haben  Rednerinnen  aller  Tendenzen  das  Wort  gehabt.  Der  Stand- 
punkt der  Agnostiker  und  der  Rationalisten  ist  von  Frau  Vitali  und  Frau 
Nerini  vertreten  worden,  vom  pädagogischen  Gesichtspunkt  hat  sich  Dr.  Annita 
Pagliari  und  die  Genossin  Linda  Mainati  gegen  die  Vergewaltigung  des  jugend- 
lichen Denkens,  gegen  jene  Zwangsjacke  des  Geistes  gewendet,  in  die  man  es 
durch  dogmatische  Lehren  einschnüren  will.  Im  modern  mystischen  Sinne 
sprach  Fräulein  Dr.  Benetti,  die  sogar  die  Errichtung  von  Lehrstühlen  der 
Theologie  an  den  italienischen  Universitäten  befürwortete.  Den  streng  katho- 
lischen Standpunkt,  in  den  verschiedenen  Schattierungen  der  Dogmengläubig- 
keit, vertreten  Fräulein  Roessler- Franz,  Fräulein  Vcnturelli  und  die  Fürstin 
von  Cassano.  Nach  einer  mit  grosser  Duldsamkeit  durchgeführten  Diskussion 
gelangte  die  folgende  Resolution  der  Genossin  Malnati  gegen  einige  hundert 
Stimmen  mit  ungefähr  Vierfünftelmehrheit  zur  Annahme: 

>Der  Kongress  der  italienischen  Frauen,  in  Achtung  jeder  politischen  und  religiösen 
Überzeugung,  soweit  sie  im  Geiste  der  Erwachsenen  gereift  ist,  aber  auch  voll 
Achtung  für  die  Freiheit,  auf  die  das  kindliche  Denken  Anrecht  hat,  um  in  Zukunft 
sein  sittliches  Verhalten  in  Einklang  zu  bringen  mit  den  freien  Grundsätzen  seiner 
Erkenntnis,  gibt  der  Forderung  Ausdruck,  dass  die  Elementarschule  absolut  kon- 
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fessionslos  sei  und  dass  in  den  mittleren  und  höheren  Schulen  ein  ganz  objektives 
Studium  der  Religionen  eingeführt  werde,  ihrer  Grundsätze,  ihrer  Zwecke  und  ihrer 
sozialen  Folgen.« 

Auch  über  die  Erziehung  der  anormalen  Kinder,  über  den  Blindenuntcrricht, 
über  die  Zwangserziehung  und  die  Fürsorge  für  die  bedingt  verurteilten  Jugend- 
lichen wurden  interessante  Referate  vorgelegt. 

In  den  Forderungen  für  den  Schutz  der  jugendlichen  wie  der  erwachsenen 
Arbeiterin  hat  man  wenig  Praktisches  zutage  gefördert,  denn  die  Ausdehnung 
der  Fabrikinspektion  auf  die  Heimarbeit  und  die  Einführung  des  gesetzlichen 
Achtstundentages  für  die  in  ihr  beschäftigten  Arbeiterinnen  kann  man  leider 
mir  als  eine  rein  platonische  Prinzipienerklärung  ansehen.  Praktischer  war 
schon  das  Votum,  das  die  Besteuerung  der  in  den  Klöstern  bestehenden  Werk- 
stätten, in  denen  vielfach  unter  dem  Mantel  der  Wohltätigkeit  weibliche  Arbeit 
ausgebeutet  wird,  als  industrielle  Unternehmungen  forderte.  Auch  weibliche 
Fabrikinspektoren  wurden  verlangt.  Den  besten  Beweis  sozialpolitischen  Ver- 
ständnisses gaben  aber  die  Frauen  dadurch,  dass  sie  immer  wieder  die  Not- 
wendigkeit der  Organisation  betonten.  Frau  Sciamanna,  die  in  eleganter  und 
vielleicht  gut  gemeinter  Rede  die  Krankenpflege  als  Mission  der  gebildeten 
Frau  pries,  wollte  in  ihrer  Tagesordnung  den  Krankenpflegerinnen  das  Organi- 
sationsrecht absprechen.  Aber  man  Hess  diesen  Vorschlag,  gegen  den  zwei 
Rednerinnen  auftraten,  einfach  fallen. 

Im  Anschluss  an  die  Lage  der  jugendlichen  und  erwachsenen  Arbeiterin  hätte 
man  wohl  am  besten  die  Tatsache  der  Prostitution  und  des  Mädchenhandels 
betrachtet,  aber  diese  eng  verwandten  Themata  waren  von  einander  getrennt 
und  zwei  verschiedenen  Sektionen  zugewiesen  worden.  Es  gibt  ja  allerorts 
Kongressakrobatinnen,  die  aus  der  Sittlichkeitsfrage  ihre  Spezialität  machen 
und  sie  möglichst  von  allem  lospräparieren,  was  nicht  menschliche  Verworfen- 
heit ist.  Auch  in  Rom  hat  diese  Spielart,  die  durch  Moralmaxime  die  Prosti- 
tution bekämpfen  will,  nicht  gefehlt,  aber  die  Mehrzahl  der  Rednerinnen  kam 
doch  immer  wieder  auf  die  wirtschaftliche  Grundlage  zurück,  vor  allem  auf 
das  Wohnungselend.  Ohne  Hygiene  gibt  es  keine  Moral,  wurde  gesagt. 
Fräulein  Ronconi  wies  auf  die  Proletarierwohnungen  in  den  Grossstädten  hin, 
wo  eine  einzige  Stube  eine  ganze  Familie  beherberge.  Die  dort  aufwachsen- 
den Mädchen  kennen  von  Kindesbeinen  an  jedes  Mysterium  des  Ge- 
schlechtslebens. Sie  haben  ihre  Mutter  gebären  sehen  und  verwünschen  die 
Mutterschaft  als  eine  grausame  und  ungerechte  Qual:  jede  Ehrfurcht  vor 
ihrem  eigenen  Körper  und  vor  ihrer  Naturaufgabe  hat  die  grässliche  Trivialität 
ihres  Lebens  getötet.  Die  Freudlosigkeit  des  Heims  treibt  sie  auf  die  Strasse, 
wo  die  erhitzte  Phantasie  des  unterernährten  Körpers,  eine  physiologisch  nur 
allzu  begründete  Naschsucht  oder  der  Hang  nach  Tand  sie  zur  leichten  Beute 
des  Mannes  macht.  Wo  soll  da  die  Moral  einsetzen?  So  beschränkte  man  sich 
darauf  Massnahmen  gegen  den  Mädchenhandel  zu  fordern,  nicht  um  damit  die 
Prostitution  zu  bekämpfen  sondern  um  ihr  Opfer  zu  entziehen,  die  weder  die 
natürliche  Veranlagung  noch  das  Elend  vorbestimmt  sondern  die  Profitgier 
Dritter  herbeischleppt.  Weiter  wurde  die  Vermehrung  von  Nachtasylen  für 
Frauen  angeregt,  Schutz  der  unehelichen  Mutterschaft,  Gründung  von  Heimen, 
die  ohne  religiöse  und  moralische  Vergewaltigung  den  Prostituierten  die  Hand 
bieten,  die  ihr  Gewerbe  aufgeben  möchten,  und  gesetzliche  Abschaffung  der 
Bordelle.   Die  Frage  der  gleichen  Moral  für  beide  Geschlechter  wurde  behan- 
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delt  unter  Verquickung  der  modernen  Gerechtigkeitsforderungen  mit  der  mittel- 
alterlichen Askese.    Diesen  Punkt  des  Programms  hätte  ich  gern  gemisst. 

An  allgemein  sozialpolitischen  Forderungen  auf  dem  Gebiete  des  Arbeiter- 
schutzes sind  zu  verzeichnen  die  Einführung  der  Altersversicherung  und,  als 
Mittel  der  Arbeitslosigkeit  zu  steuern,  die  Verbesserung  des  Arbeitsnach- 
weises, Gewährung  bedeutender  Reiseermässigungen  für  Arbeitsuchende  und 
allgemeine  Herabsetzung  der  Arbeitszeit.  Auf  dem  Gebiete  der  Volkshygiene 
verlangte  man  den  Bau  von  Arbeiterwohnungen  mit  Staatssubventionen,  Aus- 
dehnung der  Anzeigepflicht  auf  Tuberkuloscfälle  in  ansteckungsfähigem  Sta- 
dium, Sonntagsruhe  für  die  Alkohol  verkaufenden  Betriebe  (  !)  und  Verände- 
rung des  Gesetzes  über  das  ärztliche  Berufsgeheimnis,  in  dem  Sinne,  das* 
die  Schweigepflicht  wegfallen  soll,  falls  das  Schweigen  des  Arztes  Lebensgefahr 
für  Dritte  einschliesst.  An  den  sozialpolitischen  Arbeiten  des  Kongresses  be- 
teiligten sich  als  Referentinnen  Dr.  Maria  Montcssori,  Dr.  Ester  Bonomi,  Gui- 
seppina Le  Maire,  Linda  Malnati,  Alda  Orlando,  Marchesa  De  Viti  de  Marco, 
Baronin  de  Bonis,  Fürstin  Strongoli,  Troise,  Büchner,  Mcngarini-Traube  und 
andere  mehr. 

Mit  vorurteilsfreiem  Eifer  ist  weiter  die  Frage  der  juristischen  Stellung  der 
Frau  behandelt  worden,  sowohl  in  zivilrechtlicher  als  in  strafrechtlicher  Hin- 
sicht. Natürlich  wurde  die  Abschaffung  der  Automation  des  Ehegatten  für 
die  Rechtsgeschäfte  der  Frau  gefordert.  Die  Professoren  Vivantc  und  Carusi, 
die  sich  an  der  Diskussion  beteiligten,  schlugen  als  Korrektiv  der  Abschaffung 
die  Gründung  eines  Familienfonds  vor,  den  Carusi  obligatorisch  eingeführt 
sehen  wollte,  mit  gesetzlich  festgesetzten  Quoten,  je  nach  dem  Einkommen  der 
Familie.  Man  liess  den  Vorschlag  fallen,  von  dem  der  Abgeordnete  Sonnino 
mit  Recht  sagte,  dass  er  ein  Schlaraffenland  der  Advokaten  begründen  würde. 
An  strafrechtlichen  Reformen  wurde  beantragt:  die  Erhöhung  des  Alters,  bis 
zu  dem  die  Verleitung  zum  Geschlechtsverkehr  als  Unzucht  bestraft  wird, 
von  12  auf  15  Jahre,  Erhöhung  von  15  auf  18  Jahre  des  Alters,  in  dem  Ver- 
führung strafbar  ist,  Abschaffung  der  Strafverminderung  auf  ein  Sechstel,  die 
der  §  377  des  italienischen  Strafgesetzbuches  vorsieht,  für  den  Fall  von  Tot- 
schlag des  beim  Ehebruch  überraschten  Ehegatten.  Weiter  forderte  man.  was 
unsere  Partei  wiederholt  gefordert  hat,  dass  bei  Sittlichkeitsverbrechen  an 
Kindern  auch  ohne  Privatklage  vorgegangen  werde. 

Die  logische  Grundlage  der  gesamten  Arbeiten  des  Kongresses  war  die  Forde- 
rung des  Frauenstimmrechts.  Seiner  Vertretung  war  eine  Nachmittagssitzung 
unter  dem  Vorsitz  der  Donna  Giacinta  Martini  gewidmet,  einer  um  diese  Be- 
wegung hochverdienten  Frau,  die,  obwohl  so  krank,  dass  man  sie  zum  Präsiden- 
tentisch tragen  musste,  dieser  Feuertaufe  der  Öffentlichkeit,  die  die  Wahlrechts- 
bewegung erfuhr,  beiwohnen  wollte.  Die  Diskussion  bewegte  sich  im  Rahmen 
der  üblichen  Darlegungen ;  es  ist  eben  nicht  gut  möglich  einer  so  schlichten  und 
viel  behandelten  Frage  neue  Seiten  abzugewinnen.  Die  Aktien  des  Frauen- 
stimmrechts sollten  in  Italien  nicht  schlecht  stehen :  der  Ministerpräsident  ist 
persönlich  kein  Gegner,  die  Klerikalen  glauben  dabei  auf  ihre  Rechnung  zu 
kommen,  und  die  äusserste  Linke  müsste  aus  prinzipiellen  Gründen  diafür 
stimmen.  Bei  der  grossen  Ausdehnung  des  Analphabetismus  unter  der  weib- 
lichen Bevölkerung  würde  man  vorläufig  noch  recht  weit  von  einer  Ver- 
doppelung der  Wählerschaft  zurückbleiben.   In  der  Diskussion  über  die  juristi- 
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sehe  und  politische  Stellung  der  Frau  taten  sich  als  Rednerinnen  hervor  Dr.  Te- 
resa Labriola,  Professorin  der  Rechtsphilosophie  an  der  Universität  Rom, 
Dr.  Lydia  Poet,  Dr.  Valeria  Benetti,  Marchesa  Lucifero,  Annita  Dobelli  usw. 
Auch  die  Weitherzigkeit,  mit  der  die  Gräfin  Spalletti  die  Präsidentschaft  führte, 
sei  anerkennend  hervorgehoben. 

Mit  vielen  Vorurteilen  hat  der  römische  Kongress  gebrochen,  auf  dem  Gebiet 
der  Sozialpolitik  wie  auf  dem  der  Sitte.  Wohl  sind  noch  manche  Forderungen 
und  Fragen,  die  die  Frauen  unserer  Zeit  bewegen,  ohne  Wortführer  geblieben, 
so  die  Ehescheidung,  das  Recht  auf  Mutterschaft,  die  Abschaffungen  der  Straf- 
bestimmungen gegen  die  Beseitigung  keimenden  Lebens.  Aber  immerhin  ist 
eine  Arbeit  geleistet  worden,  die  die  wenigsten  den  italienischen  Frauen  zuge- 
traut hätten.  Gewiss  kann  man  einwenden,  dass  der  Kongress  sich  leichten 
Herzens  zu  den  kühnsten  Tagesordnungen  versteigen  konnte,  da  er  sich  ja  doch 
auf  keine  Organisation  stützt,  die  an  ihrer  Verwirklichung  arbeitet.  Der  Fin- 
wand  hat  nur  bedingten  Wert.  Die  Tatsache,  dass  ein  parteiloses  Studium 
wichtiger  sozialer  Fragen  zu  so  radikalen  Vorschlägen  führt,  ist  an  sich  wert- 
voll, auch  wenn  man  skeptischer  ist  als  ich  in  der  Bewertung  der  neuen  fort- 
schrittlichen Kraft,  die  in  das  Öffentliche  Leben  des  Landes  tritt.  Was  die 
praktischen  Folgen  betrifft,  so  wird  natürlich  die  Frauenbewegung  in  Italien 
ebensowenig  wie  in  anderen  Ländern  als  Frauenbewegung  ein  soziales  Reform- 
programm durchsetzen.  Aber  sie  kann  sehr  wohl  die  Vorschule  sein,  aus  der 
die  verschiedenen  politischen  Parteien  Nachwuchs  beziehen,  der  noch  nicht  von 
Skepsis  angefault  ist.  Und  wir  glauben,  dass  keine  Partei  stärkeren  Zuwachs 
aus  der  Frauenbewegung  erfahren  wird  als  unsere.  Denn  gerade  der  ernste 
Wille  zu  durchgreifenden  Reformen,  den  der  Kongress  bekundete,  führt  über 
jedes  Reformprogramm  hinaus. 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 

KONRRD  MÜLLER-KRBOTH  -  VOM  MRlVEM  UND 

SENTIMENTRLEN  KÜNSTLER 

1  

S  ist  heute  nicht  üblich  und  scheint  nicht  von  sonderlichem  Belang 
Ästhetik  abstrakt  zu  treiben  und  vom  Künstler  im  allgemeinen  zu 
sprechen.  Es  entspricht  unserer  individualistischen  Grundan- 
schauung, dass  unsere  ästhetische  Literatur  das  Gebiet  der  begriff- 
1  liehen  und  dinglichen  Spekulation  verlassen  und  aus  einer  logisch 
deduzierenden  sich  zu  einer  psychologisch  analysierenden,  einer  beschreiben- 
den und  darstellenden  Disziplin  entwickelt  hat.  Wir  lieben  und  betrachten 
heut  den  Künstler  als  ein  Phänomen  nie  wiederkehrender  Subjektivität,  das 
jede  apriorisch  fixierte  Formel  seiner  Wesensinhaltc  ungültig  macht  und 
nur  einer  vorurteilslosen  Empirie,  einer  Empirie  freilich  höchst  intellektueller 
Art  zugänglich  wird.  Unsere  Kunstliteratur,  selbst  die  entwickelungsgeschicht- 
liche,  zerfällt  demgemäss  in  eine  Anzahl  sehr  differenzierter  Einzel- 
darstellungen, die,  wenn  sie  schon  im  Anfang  einem  gemeinsamen  Gesichts- 
punkt untergeordnet  waren,  den  Sonderungen  der  Individualität  zuliehe  sich 
schnell  genug  von  einander  entfernen  und  am  Ende  von  der  ursprünglichen 
Gemeinsamkeit  nichts  mehr  spüren  lassen.    Die  Vorteile  dieser  Methode  sind 
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handgreiflich  und  nicht  zu  verkleinern ;  wie  sie  einem  sehr  nahen  und  sehr 
lebendigen  Verhältnis  zur  Kunst  entspringt,  einem  Verhältnis,  dem  die  Kos- 
mogonie  gleichsam  der  künstlerischen  Schöpfung  in  allen  Stadien  und  mit  allen 
Bedingtheiten  gegenwärtig  ist,  so  schafft  sie  auch  weiterhin  Beziehungen,  die 
das  Kunstwerk  noch  in  einem  höheren  Sinne  zum  Erlebnis  werden  lassen  als 
es  der  reine  Sinnenreiz  allein  vermöchte,  die  den  Schein  vertiefen  zu  einem 
innerweltlichen  Sein  und  den  Anblick  des  Sichtbaren  steigern  zur  An 
schauung  immanenter  bildsamer  Kräfte. 

Die  folgende  Studie,  deren  Thema  zunächst  etwas  abstrakt  berührt,  bedarf 
also  wohl  einer  kleinen  Rechtfertigung,  um  des  Interesses  der  Kunstfreunde 
gewiss  zu  sein.  Indem  die  Basis  der  Untersuchung  in  einer  generellen  Unter- 
scheidung des  naiven  und  sentimentalischcn  Künstlers  ruht,  ergibt  sich  von 
vornherein,  dass  hier  weniger  von  Individualitäten  als  von  Typen  die  Rede 
sein  wird,  beziehungsweise  dass  das  Individuelle  überall  so  tief  gefasst  werden 
soll,  dass  es  in  all  seinen  zufälligen  Weiterungen  als  ein  illustrierender  Be- 
standteil des  Typischen  angesehen  werden  kann.  Man  hat  also  vom  Folgen- 
den nicht  die  Wirkung  zu  erwarten,  die  der  essayistischen  Darstellung  allein 
vorbehalten  ist,  einen  einzelnen  Künstler  in  allen  Verästelungen  seiner  per- 
sönlichen Trieb-  und  Schaffensmächte  kennen  zu  lernen,  man  hat  aber  auch 
andererseits  nicht  zu  befürchten,  dass  einige  wesenlose  Begriffe  nach  erkennt- 
nistheoretischen Prinzipien  abgegrenzt  und  erörtert  werden:  sondern  es 
handelt  sich  auch  hier  um  das,  was  in  der  Kunst  wirksamste  Realität  ist, 
um  den  Kunstschöpfer,  nur  dass  die  Fülle  der  Erscheinungsformen  in  ihren 
letzten  Verwandtschaften  und  Gegensätzlichkeiten  erkannt,  zusammengefasst 
und  getrennt  werden  soll,  um  die  unruhvolle  Vielheit  einmal  in  einem  Punki 
zu  bändigen  und  dem  immer  im  einzelnen  haftenden  Geist  mit  einer  tiefen  und 
ruhigen  Perspektive  genugzutuen. 

Selbstverständlich  sind  die  Begriffe  naiv  und  sentimental  zunächst  ihres 
banalen  populären  Sinnes  zu  entkleiden,  wenn  sie  als  Charakteristika  zweier 
entgegengesetzter  Künstlertypen  gelten  sollen.  Der  naive  Künstler  ist  nicht 
ohne  weiteres  ein  Naturbursche,  und  der  sentimentale  ebensowenig  ein 
Werther  von  vornherein.  Sondern  wir  haben  uns  im  ganzen  der  hohen  und 
weitausgreifenden  Deutung  anzuschliessen,  die  Schiller  etwa  beiden  Begriffen 
gab,  als  er  Goethe  naiv,  seine  eigene  Dichtungsart  aber  sentimentalisch  nannte. 
Das  heisst:  Nicht  die  Auswüchse  der  Temperamente  kommen  in  Frage  son- 
dern nur  ihre  Grundstimmung,  die  sich  im  Charakter  der  Kunstschöpfung 
wesentlich  und  formbestimmend  ausgeprägt  befindet. 

Wir  können,  um  gleich  weiter  zu  gehen,  mit  einem  gewissen  Recht  den  senti- 
mentalen Künstler  einen  pathetischen  oder  rhetorischen,  den  naiven  aber  den 
gestaltenden  Künstler  nennen  und  damit  sofort  zu  verstehen  geben,  dass 
die  Art  der  Äusserung,  in  der  der  naive  Künstler  sich  ausdrückt,  der  Kunst 
wesensgemässer  ist  als  die  andere,  wenn  Voraussetzung  bleibt,  dass  Kunst 
Plastik,  Bildhaft igkeit,  Gestaltung  also  im  wörtlichsten  Sinne  ist.  Natur- 
gemäss  gestaltet  auch  der  sentimentale  Künstler,  der,  um  Künstler  zu  heissen, 
die  Sprache  der  Formen  reden  muss,  aber  seine  Gestaltung  ist  sekundärer 
Art  und  geht  von  Prinzipien  aus,  die  mit  der  reinen  Bildhaftigkeit  der  Dinge 
zunächst  nichts  zu  tun  haben.    Der  sentimentale  Künstler  hat  nicht  die  Ten- 
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denz  des  naiven  den  Kosmos  in  ruhiger  Wallung  zu  spiegeln:  er  befindet  sich 
in  einem  Verhältnis  zur  Welt,  das  keine  Sammlung  zulässt,  empfängt  kein 
Bild  von  ihr  sondern  setzt  sich  in  heftigen  oder  träumerischen  Impulsen  mit 
ihr  auseinander,  steht  fern  von  ihr,  ohne  über  sie  erhoben  zu  sein,  umfasst 
sie  nie,  aber  spricht  sich  stets  über  sie  aus,  ist  witzig,  epigrammatisch,  phan- 
tastisch und  erreicht,  dass  man  immer  nur  seine  Geste  spürt  und  sieht,  wie 
sie  in  zahllosen  Varianten  sich  gleich  bleibt.  Der  Sentimentale  heisst  darum 
auch  gern  der  Subjektive.  Weil  die  Beweglichkeit  seines  Temperaments  das 
Bedeutsamste  ist,  was  er  sehen  lässt,  und  die  Empfindung  selten  in  der  Form 
sich  bändigt,  meistens  offen  und  sozusagen  handgreiflich  aus  dem  Werke 
heraustritt,  wirkt  seine  Persönlichkeit  überraschend  und  aus  nächster  Nähe, 
gleichsam  explosiv;  aber  indem  sie  sich  so  auf  den  ersten  Blick  bis  auf  den 
Grund  erkennen  lässt,  erhält  sich  der  Eindruck  des  Einzigartigen  (wie  das 
Persönliche  umschrieben  werden  muss)  nur,  wenn  er  sich  nicht  wiederholt: 
er  nimmt  ab,  je  öfter  er  sich  erneuert.  Gerade  in  der  Wiederholung  nun  be- 
währt und  vertieft  sich  die  Wirkung  des  Naiven.  Er  treibt  mit  seiner  Per- 
sönlichkeit keinen  Kultus;  sie  ist  ihm  beinahe  unbewusst  und  Instinkt  und 
dringt  durch  alle  seine  Äusserungen  als  das  unvermeidliche  und  entscheidende 
Fluidum,  das  ihnen  die  klare,  natürliche  und  unfassbare  Distinktion  gibt,  die 
etwa  die  Blumen  von  ihrem  Duft  empfangen.  Der  Naive  kennt  äusserlich 
wenig  Varianten;  er  scheint  sich  immer  zu  gleichen  und  ist  dennoch  nie  aus- 
zuschöpfen, denn  er  trägt  die  Fülle  der  Welt  in  sich,  der  er  Echo  und  Reso- 
nanz ist,  und  bleibt  tief  und  veränderlich  und  ewig  originell  wie  die  Objekte, 
die  auf  ihn  eindringen.  Er  vermag  zu  empfangen,  ohne  sich  am  Empfangenen 
zu  reiben,  das  ist  sein  Ruhm:  er  weiss  nichts  von  der  hartsinnigen  Willkür 
des  Sentimentalen,  der  die  kleine  Welt  seines  kleinen  Kopfes  dem  ewigen  und 
unverrückbaren  All  krittelnd,  witzelnd  und  jammernd  aufzutrotzen  wagt, 
sondern  wie  in  seinem  Innern  alle  Wellenzüge  des  Kosmischen  endigen,  so  ist 
nur  ein  Trieb  in  ihm  aufzunehmen  und  zu  gebären,  in  Form  und  Leben 
zurückzugeben,  was  als  chaotisches  Strömen  und  Same  über  ihn  kam.  Und 
weil  also  das  Schöpferische  in  ihm  als  eine  elementare  Gewalt  mächtig  ist, 
gehört  er  der  Kunst  an  mit  der  Notwendigkeit  natürlicher  Auslese.  Er  denkt 
in  Formen  wie  der  Sentimentale  in  Begriffen,  und  das  Gestalten  wird  ihm 
eine  organische  Funktion  wie  dem  anderen  das  Räsonieren.  Er  findet  sich 
als  Künstler  stets  in  die  Zeit  gestellt,  die  zu  ihm  passt;  stets  horcht  er  auf  das 
ungeschriebene  Gesetz  der  Zeit,  der  er  innerlich  verbunden  scheint  mit  un- 
sichtbaren Fühlern,  und  indem  er  nur  dem'  eigenen  Drängen  folgt,  schafft 
er  Werte,  die  als  Entwickelungsträger  Zukunft  und  Gegenwart  verbinden. 

Der  Sentimentale  sieht  gern  in  die  Vergangenheit;  das  Archaisieren  ist  ihm 
die  sicherste  Legitimierung  seiner  geringen  Zeugungskraft,  weil  die  historisch 
beglaubigte  Hülle  seiner  Taten  Ungeübten  den  Schein  erweckt,  als  setze  sich 
in  ihnen  die  Entwickelung  am  unmittelbarsten  fort.  Er  verlangt  gebieterisch 
nach  dem  Fresko,  wenn  das  Bedürfnis  der  Kultur  sich  längst  für  das  Staffelei- 
bild entschieden,  wie  er  zu  Zeiten,  da  man  Fresken  malte,  sicher  nach  der 
rührenden  Simplizität  der  Miniatur  sich  gesehnt  hätte.  Auf  grund  dieser 
retardierenden  Tendenzen  kommt  er  niemals  dazu,  organische  Werke  zu 
schaffen;  immer  sind  es  Einzelheiten,  die  er  gesehen  und  die  ihn  berücken, 
und  diese  Einzelheiten  imitiert  er,  weil  er  sonst  der  angestrebten  analogen 
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Wirkung  nicht  sicher  wäre.  Und  aus  Einzelheiten,  nachgeahmten  oder  selbst 
erfundenen,  baut  er  sein  ganzes  Werk.  Beschäftigen  ihn  wirklich  einmal 
Vorstellungen  von  Formen,  die  er  aus  dem  Ganzen  und  geschlossen  sichtbar 
zu  machen  wünscht,  so  sind  es  wiederum  nur  Umrisse  alter  Bilder,  die  er  be- 
wundert. Indem  er  dem  suggestiven  Einfluss  der  schon  gestalteten  Form  ge- 
horcht, bringt  er  es  zur  Erfindung  einiger  Details,  mit  denen  er  das  feste 
Schema  notdürftig  zu  füllen  vermag;  und  da  er  auf  grund  seiner  reichen 
ästhetischen  Erfahrung  einen  sehr  kultivierten  Geschmack  zu  besitzen  pflegt, 
weiss  er  Füllsel  und  Umriss  so  mit  einander  zu  verbinden,  dass  der  Mangol 
organischer  Zusammenhänge  nicht  mit  primitiver  Krassheit  zu  tage  tritt; 
aber  Leben  zu  bringen  in  diese  Körper,  die  aus  alten  Rümpfen  und  ange- 
stückelten Gliedern  bestehen,  diese  entscheidende  Wirkung  des  echten 
Künstlers  bleibt  ihm  versagt.  Als  Entschädigung  dafür  kann  er  freilich  oft 
das  Lob  hören,  dass  er  Stil  hat.  Und  dieses  Lob  kann  sogar  zutreffen,  wenn 
der  landläufige  Begriff  Stil  im  Sinne  seines  verbalen  Derivates  stilisieren 
verstanden  wird.  In  der  Tat  stilisiert  der  sentimentale  Künstler  aus  der 
gleichen  Tendenz  heraus,  die  ihn  zum  Archaisieren  drängt;  ja,  eigentlich 
sind  beide  Begriffe,  Archaisieren  und  Stilisieren,  synonym  und  bedeuten  nichts 
anderes  als  dass  der  Produzierende  aus  schon  vorhandenen  Kunstformen  sich 
ein  Schema  ableitet,  das  die  wenigen  Nuancen  seiner  Subjektivität  bequem  auf- 
nimmt. Die  moderne  Deutung,  nach  der  als  Stilisieren  speziell  die  Zurück- 
führung  plastischer  Körperformen  auf  lineare  Flächenteilung  anzusehen  ist, 
widerspricht  dieser  Synonymität  nicht.  Denn  das  dekorative  Lineament  von 
heute,  das  wir  mit  stilisiert  etikettieren,  stammt  ja  gleichfalls  nicht  aus  dem 
Ausdrucksbedürfnis  unserer  Zeit  sondern  aus  der  Kunstkultur  anderer  Völker 
respektive  aus  der  Anschauungsweise  vergangener,  primitiver  Epochen.  Hat 
aber  das  Wort  Stil,  das  in  der  Ableitung  stilisieren  den  Laien  so  oft  betört, 
wirklich  ästhetischen  Klang?  Ist  es  identisch  mit  künstlerischer  Handschrift, 
die  trotz  uralter  Zeichen  ein  völlig  individuelles  Bild  vermittelt?  Und  wenn 
dem  so  ist  —  Handschrift  ist  ja  ein  hinkender  Vergleich  und  bezeichnet  nur 
den  geringeren  Teil  dessen,  was  der  bildende  Künstler  wirklich  leistet  — , 
deutet  es  auf  einen  Persönlichkeitsausdruck  so  umfassender  Art,  dass  er  der 
distanzierten  Betrachtung  zu  einer  Zeitformel  wird,  deren  Symbole  wiederum 
die  Wirkungs-  und  Gestaltungsmöglichkeiten  der  Kunst  um  einige  Skalen 
weiterrücken?  Nein.  Es  bezeichnet  in  den  meisten  Fällen  Arrangements  jeder 
Art,  die  an  vergangene  Stilformen  sich  anlehnen,  und  nimmt  nur  unter  be- 
sonderen Umständen  Bezug  auf  persönliche  Eigenheiten,  die  im  künstlerischen 
Ausdruck  methodisch  sichtbar  werden.  Der  ästhetische  Begriff  des  Stils 
ist  das  nicht.  Er  ist  es  so  wenig,  dass  der  wirklich  stilschöpferische  Künstler, 
das  ist  derjenige,  dessen  Gestaltung  neue  Anschauungsweisen  eröffnet  und 
nie  gehörte  Ausdrucksformen  in  die  Welt  der  künstlerischen  Mittel  wirft,  am 
seltensten  das  Wort  Stil  als  Anerkennung  seiner  Leistungen  zu  hören  bekommt. 
Zu  Unrecht  naturgemäss,  aber  in  richtiger  Konsequenz  des  Sprachgebrauchs. 
Es  handelt  sich  bloss  darum  zu  wissen^  wie  weit  die  Umdcutung  eines 
vorher  einschichtigen  technischen  Begriffs  durch*  Popularisation  schon  vorge- 
schritten ist,  um  zwischen  dem  Stil  eines  Künstlers,  von  dem  höchstens  zwei 
Kunstkritiker  reden,  und  dem  Stil  eines  Stilisten,  von  dem  schon  wegen 
der  Nomenklatur  auch  der  Dümmste  sprechen  muss,  klar  und  bezüglich  de* 
Verdienstes  wirksam  unterscheiden  zu  können. 
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Der  Sentimentale  ist  also  ein  Archaist,  ein  Stilist;  ich  nannte  ihn  im  Anfang 
einen  pathetischen  oder  rhetorischen  Künstler  und  muss  gleich  zu  erklären 
versuchen,  in  welchem  Zusammenhang  diese  verschiedenen  Bezeichnungen 
unter  einander  stehen.  Der  Begriff  des  Rhetorischen  kann,  scheint  es,  nur 
vergleichsweise  hier  herangezogen  werden,  denn  er  entstammt  dem  Normen- 
schatz der  redenden  Künste;  dennoch  trifft  er  das,  worauf  es  ankommt  und 
hat  ausserdem  den  Vorzug  verständlicher  als  jeder  andere  zu  sein,  da  man 
in  der  Literatur  über  die  Wesensverschiedenheit  des  rhetorischen  und  des 
künstlerischen  Stiles  ältere  und  klarere  Anschauungen  hat  als  in  der  Kunst. 
Wie  unterscheidet  die  literarische  Kritik  den  Rhetor  von  dem  Dichter? 
Indem  sie  die  Sprache  beider  auf  die  Kraft  der  Veranschaulichung  hin  unter- 
sucht und  zu  diesem  Zweck  die  Art  der  Bilder  vergleicht,  die  beiden  zum 
Ausdruck  ihrer  Gedanken  und  Gefühle  dienen.  Dabei  stellt  es  sich  heraus, 
dass  das  Bild  des  Rhetors  gar  nicht  die  Absicht  hat  einen  Gedanken  anschau- 
lich, ein  Gefühl  lebendig  zu  machen.  Der  Rhetor  stellt  sein  Bild  neben 
seinen  Gedanken  als  ein  Requisit,  eine  Atrappe,  eine  bezifferte  Allegorie.  Es 
ist  ihm  eine  Floskel,  mit  der  er  sich  schmückt,  aber  er  stellt  nichts  mit 
ihm  dar.  Es  bleibt  in  seinen  Händen  eine  Metapher,  ein  Umschwcif.  eine 
Art  äusserlicher  Maskerade,  aufgeführt,  um  der  nur  sinnlich  erregbaren  Menge 
die  Trockenheit  der  Abstraktion  geniessbarer  zu  machen.  Anders  der  Dichter. 
Er  gebraucht  ein  Bild  nur,  um  einem  Vorgang  aus  der  unsichtbaren  Welt 
der  Seele  eine  plastische  Vorstellbarkeit  zu  geben.  Sein  Bild  hat  also  zu- 
nächst einmal  organischen  Sinn  und  schildert  Dinge  aus  dem  Reich  des 
sinnlich  Wahrnehmbaren,  die  für  uns  vorher  völlig  beziehungslos  und  gleich 
gültig  waren.  Indem  diese  Dinge  nunmehr  aufstehen  und  uns  das  Geheimnis- 
volle der  eigenen  Beseeltheit  enthüllen,  breiten  sie  sich  wie  ein  Zauberschleier 
über  das  wogend  Ungreifbare  des  Gedankens  oder  der  Empfindung,  das  der 
Dichter  im  unmittelbaren  Wort  uns  nicht  nahebringen  konnte,  und  .siehe,  es 
gewinnt  nicht  nur  Form,  es  hat  Leben.  Leben,  das  in  die  Seele  des  Bildes 
hinübersprang  und  mit  ihr  verschmolzen,  durch  die  Pforte  der  Sinne  in  unser 
eigenes  Leben  dringt,  bewegend  und  kräftigend. 

Nicht  anders  also  als  der  Rhetor  zu  seinen  Wortbildern  verhält  sich  der 
sentimentale  Künstler,  der  ja  von  Beruf  aus  nur  Bilder  zu  geben  hat,  zu 
seiner  Schöpfung.  Ich  sagte  schon,  dass  er  viel  zu  bewegt  ist,  um  der  Welt 
ein  klarer  Spiegel  zu  sein,  dass  er  sich  an  ihr  reibt,  sich  über  sie  entrüstet, 
•  sie  verzerrt  und  karikiert:  in  jedem  Fall  nur  seinen  Gedanken  über  sie 
einen  Ausdruck  sucht,  nicht  aber  den  Eindruck  einer  Form  von  ihr  erhält 
Seine  Bilder  sind  also  gleichfalls  nur  Maskeraden  seiner  Gedanken,  die  sich 
immer  noch  anders  ausdrücken  lassen.  Haben  sie  Form,  so  ist  sie  willkürlich 
und  immer  ein  Zufall,  gewöhnlich  dem  Geschmack  zu  danken  und  am  besten 
als  eine  geschickte  Organisation  heterogener  Stilclemente,  niemals  als 
Organismus  zu  kennzeichnen.  Allegorieen  —  ich  spreche  das  Kassnersche 
Wort  aus  —  Allegorieen  sind  des  Sentimentalen  Bilder;  der  Naive  bildet 
Symbole.  Diese  Charakterisierung  umschliesst  alles,  auch  die  Tendenzen  des 
Stilisierens  und  Archaisierens.  Allegorieen  sind  von  Natur  aus  konservativ; 
sie  leben  vom  Alten,  weil  sie  keinerlei  Keime  in  sich  tragen,  die  nach  neuen 
Formen  drängen.  Ihre  Phänomenalität,  mit  Hegel  zu  reden,  überzeugt  uns 
nicht;  wir  beugen  uns  nicht  vor  ihnen  als  vor  Dingen,  die  wir  nicht  anders 
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Sobald  der  Gedanke  gedacht  ist,  der  die  Glieder 
hält,  fällt  der  Komplex  auseinander,  denn  es  ist  das  Schicksal  des  Gedankens, 
dass  er  uns  nur  beschäftigt,  solange  er  uns  fremd  ist.  Und  darum  müssen 
die  Allegorieen  stets  überraschen;  hätten  sie  das  Unvorhergesehene  nicht,  den 
Witz  im  Schnörkel,  die  Phantasterei  in  der  Arabeske,  die  Variante,  die  auf- 
fällt, wir  sähen  ihnen  nicht  nach  .  .  .  Das  Werk  des  Naiven  aber  steht 
vor  uns  wie  ein  menschliches  Antlitz,  das  seinen  Ausdruck  geformt  hat, 
absichtslos,  aus  Notwendigkeiten,  die  grösser  als  wir  sind,  nicht  weil  die  Neu- 
gier etwas  in  ihm  suchte.  Es  ist  an  uns  den  Schatz  von  Sensationen  zu 
heben,  der  durch  seine  Höhen  und  Tiefen  dem  Innern  einer  Seele  entglänzt. 
Dass  er  nicht  gesehen  wird,  gibt  seiner  Existenz  nicht  weniger  Wirklichkeit, 
so  wie  der  nachgrabende  Eifer  ihn  nicht  zu  mehren  vermag.  Zwecklos 
und  unveränderlich  thront  dieser  Schatz  über  der  Menge,  ein  Mummenschanz 
für  sehr  viele,  ein  Becher  voller  Gnaden  für  einige,  für  niemanden  ein  gleiches; 
eine  symbolische  Realität,  die  den  Menschen  nach  dem  Mass  von  Gefühl 
gibt,  das  sie  ihr  entgegenbringen. 

II 

ICH  bin  mir  klar,  dass  ich  mit  diesen  Schätzungsmaximen  nicht  auf 
allgemeinen  Beifall  zu  rechnen  habe.  Bei  uns  in  Deutschland  ge- 
[deiht  noch  immer  der  Lorbeer  des  Sentimentalen  ohne  Hilfsmittel 
j  höher  und  reicher  als  der  des  Naiven,  weil  dieser  zu  seinem  Ruhm 
[einer  Kultur  reinlicherer  Instinkte  bedarf.  Es  liegt  unseren  Lands- 
tetten im  Blut  der  Sentimentalität  zu  huldigen,  denn  sie  finden  zur  Kunst 
kein  anderes  Verhältnis  als  durch  das  Medium  unklarer  und  verschwommener 
Gefühlsanregungen,  die  ihnen  die  hyperbolische  Affektion  der  {Sen- 
timentalität gern  und  willig  beibringt.  Durcheilen  wir  das  19.  Jahrhundert 
deutscher  Kunst,  so  sehen  wir  die  sentimentalen  Schulen  der  Nazarener  und 
Düsseldorfer  vom  üppigsten  Weihrauch  umdampft.  Wir  bemerken  weiter,  dass 
zur  nämlichen  Zeit  der  einsiedlerische  C.  D.  Friedrich  es  schwer  hatte  zu 
seinem  Ruhme  zu  kommen,  weil  er  Landschaften  malte,  die  ganz  naiv  die 
Natur  wiederzugeben  suchten  —  ich  meine  seine  hellen  und  sonnigen  Bilder 
aus  Rügen  — ,  dass  es  ihm  aber  leicht  wurde  den  Zeitgenossen,  die  ihn 
kannten,  und  vor  allem  seinen  Wiederentdeckern  über  alle  Massen  zu  impo- 
nieren, als  sich  in  seinem  Oeuvre  jene  malerisch  armseligen  Stücke  fanden, 
in  denen  er  mit  Kreuzen,  wogenden  Nebeln,  Bergkuppen  und  den  Strahlen- 
rosetten der  aufgehenden  Sonne  irgend  einer  mystisch-verschwärmten  Ideen- 
verbindung bildlich  nahe  zu  kommen  sich  mühte.  Ja,  wir  wissen  es  heute, 
dass  diese  sentimentale  Allüre  Friedrichs  fühlbar  die  Reputation  eines  andern 
Künstlers  gedrückt  hat,  der  in  seiner  Umgebung  tätig  und  nichts  weniger  als 
sentimental  war.  Noch  heute  wird  von  der  gelehrten  Zunft  der  Name  Kerstings 
beiläufig  in  der  Gefolgschaft  Friedrichs  genannt,  in  einem  Ton,  der  schon 
den  Zeitgenossen  zur  Wahrung  des  Abstandes  zwischen  einem  naiven 
Impressionisten  und  einem  tiefsinnigen  Allegoriker  angemessen  erschien.1)  Und 
doch  war  Kersting  in  einer  bestimmten  Zeit,  von  181 1  bis  1813  etwa,  als  er 

>)  Dieser  Ton  wird  wahrscheinlich  von  Kersting  selbst  ohne  Vorbehalt  gebilligt  worden  sein,  denn 
er  war  ein  Mensch  von  so  ursprünglicher,  fast  könnte  man  sagen:  reflexartig  wirkender  Begabung, 
das»  er  über  den  Wert  seiner  Leistungen  nur  das  Urteil  hatte,  das  er  ron  anderen  über  sie  hörte. 
Er  hat  sicher  Friedrich,  weil  er  in  ihm  den  tieferen  Geist  und  den  innerlicheren  Menschen  »erehrte 
auch  als  KünsUer  hoch  über  sich  gestellt. 
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seine  besten  Interieurs  schuf,  etwas,  was  Friedrich  nie  war,  ein  Genie,  das 
ganz  spontan  und  ohne  sich  des  Problems  bewusst  zu  sein,  in  der  Behandlung 
der  Luft  und  des  Lichts  mit  den  Mitteln  der  alten  Lasurtechnik  eine  Voll- 
kommenheit vorwegnahm,  die  noch  dem  Menzel  von  1845  einen  ungeheuren 
Vorsprung  vor  seiner  Zeit  gab.2)  Er  war  eben  in  dieser  Zeit  von  jener 
schöpferischen  Unbefangenheit,  die  wir  als  die  wesentliche  Eigenschaft  des 
Gestalters  erkannt  haben:  die  die  Welt  als  ein  Bild  empfängt  und  ihr  mit 
keinem  andern  Gedanken  entgegentritt  als  mit  dem  Wunsch  sie  so  unmittel- 
bar wie  sie  sich  bietet  im  Bilde  festzuhalten.  Der  junge  Menzel,  der  das 
Gymnase  und  ähnliche  Interieurs  machte,  war  nicht  anders,  er  war  nur 
komplexer  in  seinem  Talent,  und  wir  wissen,  dass  auch  er  als  der  reine 
Künstler,  der  er  war,  erst  entdeckt  wurde,  als  er  sich  längst  zu  einem  hoch- 
berühmten Hohenzollernmaler  und  einem  sehr  absichtsvollen  Realisten  ent- 
wickelt hatte.  Noch  andere  Beispiele  wären  zu  nennen  zum  Beleg  der  Tat- 
sache, dass  jede  naive  Kunstübung  in  Deutschland  auf  harte  Sinne  und  un- 
empfängliche Gemüter  stiess:  man  gedenke  nur  der  jungen  Hamburger  — 
die  Lichtwarck  ans  Licht  zog  — ,  die  so  früh,  in  der  Zeit  des  üppigsten 
Naz  arener  t  ums  ein  so  reines  Landschaftsempfinden  an  den  Tag  legten,  gedenke 
ferner  des  jungen  Buchholz,  der  sein  unverfälschtes  Talent  mit  dem  Leben 
bezahlen  musste.  und  andere  mehr.  Es  ist  ja  seit  den  Tagen  der  Jahrhundert- 
ausstellung zu  bekannt,  wieviel  gute  Kunst  in  schönen  Ansätzen  vorhanden 
war,  die  durch  das  Dickicht  der  herrschenden  Schulen,  der  Düsseldorfer, 
Münchener,  Berliner,  nicht  hindurchdringen  konnte.  Begnügen  wir  uns  also 
mit  dem  Resümee,  dass  die  Geschichte  der  deutschen  Sentimentalität  ungefähr 
einer  Grabrede  auf  alle  wahrhaften  Kunstbegabungen  gleicht. 

Aber  wenn  wir  noch  einmal  zu  Kersting,  Menzel  usw.  zurückkehren:  ein 
anderes  interessiert  uns  an  ihnen,  ein  psychologisches  Moment,  das  Folgerungen 
allgemeiner  ästhetischer  Art  zulässt.  Kersting,  wissen  wir,  war  höchstens 
eine  Spannne  von  zehn  Jahren  ein  guter  Künstler,  Menzel  vielleicht  zwanzig, 
beider  Ende  ist  mit  dem  Anfang  nicht  zu  vergleichen.  Beide  waren  sicher 
künstlerisch  naiv,  Kersting  war  nach  zeitgenössischen  Schilderungen  auch  als 
Mensch  von  einer  prächtigen,  jungenhaften  Urwüchsigkeit,  ein  wirklicher 
Naturbursche  sympathischer  Art.  Lassen  wir  immerhin  die  menschliche 
Naivetät  als  Basis  der  künstlerischen  gelten,  so  folgt  doch  daraus,  dass  naiv 
sein  und  naiv  schaffen  nicht  das  selbe  ist,  dass  nur  der  glückliche  Instinkt 

*)  la  der  Tat  ist  das  erste  Interieur  von  iKii,  das  auch  sein  schönstes  blieb,  in  dem  er  sich  selbst 
am  Schreibtisch  seitlich  vom  Fenster  sitzend  darstellte,  ein  kleines  Wunder  in  der  Art,  wie  sich 
ein  kühles,  weissliches,  zerstreutes  Licht,  das  Licht  eines  von  leichten  Morgenwolken  bedeckten 
Himmels,  vom  Fenster  aus  im  Zimmer  verbreitet,  ohne  Kanalisation,  ohne  kompakten  Belcuchtungs- 
effekt.  ein  freies,  immaterielles  Fluidum,  das  aus  den  Gegenständen  selbst  zu  rinnen  scheint  und 
auch  in  Wahrheit  nur  ein  Zusammenströmen  ihrer  einzelnen  Helligkeitswertc  ist:  ein  Wunder, 
sagte  ich,  ist  dieses  Bildchen  auch  in  der  Art,  wie  die  stille,  zuglose,  nichts  bewegende  Luft  eines 
Zimmers  fühlbar  wird,  fühlbar  als  feine  Nuance  der  Dämpfung  überall  dort,  wo  Zwischenräume 
angedeutet  werden,  zwischen  Fenster  und  Gardine  etwa,  oder  in  den  köstlichen  Bauschfaltcn  des 
Mulls,  der  als  Gardine  dient,  dem  diese  lichten  Schatten  erst  den  vollkommenen  Ausdruck  des 
Weichen,  Zarten  und  Wehenden  geben.  Mit  diesem  Geniestückchen,  das.  wie  auf  Anhieb  gemacht, 
als  ein  vollendetes  Meisterwerk  in  die  Welt  sprang,  untadelig  und  keine  Spur  mühseligen  Tastens 
sehen  lassend,  kann  sich  kein  Friedrich  messen,  keiner  aus  der  naiven,  geschweige  denn  aus  der 
sentimentalen  Epoche.  Selbst  die  weichen  und  lichten  Landschaften  seiner  Frühzeit  behandeln  die 
Luft  als  eine  Art  durchsichtigen  Nebels,  der  mit  einer  sehr  feinen,  aber  immerhin  glcichmässig 
materiellen  Lasur  dargestellt  wird,  lassen  also  von  dem  modernen,  von  Kersting  so  intuitiv  er- 
tasten Prinzip  die  Luftimpression  aus  der  Stufung  der  Valcurs  zu  gestalten  nicht  das  mindeste 
spüren. 
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der  Jugend  manchmal  beides  vereint  sein  lässt.  Das  Wort  des  Dcgas,  da>s 
mit  fünfundzwanzig  Jahren  jeder  Talent  haben  könne,  worauf  es  ankomme, 
sei  mit  fünfzig  Talent  zu  haben,  erfährt  hier  seine  psychologische  Probe. 
Naivetät  des  Schaffens  ist  auf  die  Dauer  ohne  den  zivilisiertesten  Kunst- 
verstand und  ohne  ein  gesichertes  Erbe  hoher  Kunstkultur  nicht  denkbar. 
Wer  keines  von  beiden  hat,  macht  aus  den  Meisterstücken  einer  begnadeten 
Laune  ein  Metier  und  vergröbert,  oder  aber,  da  es  nicht  ausbleiben  kann, 
dass  ein  erwachsener  Mensch  mit  zunehmendem  Alter  sich  Gedanken  über 
seine  Kunst  macht,  er  wird  unsicher  und  wendet  sich  Dingen  zu,  die  den 
instinktiven  Äusserungen  seiner  Jugend  gerade  entgegengesetzt  liegen.  Als 
Kersting  seine  Inspiration  verloren  hatte  und  sich  verstandesmässig  mit  der 
Kunst  zu  beschäftigen  begann,  entdeckte  er  sich  selbstverständlich  in  den  Ge- 
dankengängen seiner  kulturlosen  Zeit  und  endete  konsequent  in  der  Historie. 
Und  war  es  mit  Menzel  anders?  Er  war  so  lange  das  seiner  Zeit  voraus- 
eilende Genie,  als  er  noch  ganz  Instinkt  und  Jugend,  ganz  Enthusiasmus 
und  Unbekümmertheit,  kurz,  ein  warmer  und  kindlicher  Mensch  war.  Als  aber 
mit  der  wachsenden  Zahl  der  Jahre  das  Herz  sich  verschalte,  die  Wärme  erstarb 
und  das  Denken  die  Empfindung  regierte,  wurde  er  ein  Zelot  des  Kleinkrams, 
der  mit  einer  Art  ingrimmigster  Wut  jedem  Detail  zu  Leibe  ging  und  den 
noblen  Müssiggang  der  Kunst  durch  sauren  Fleiss  und  die  nüchternste  Korrekt- 
heit zu  legitimieren  suchte. 

Wie  wenig  das  naive  Temperament  allein  dem  Künstler  den  naiven  Gestaltungs- 
drang zu  erhalten  vermag,  mag  auch  an  Bock! in  gesehen  werden,  der  bis  in  sein 
hohes  Alter  ein  urwüchsiger  Kraftburschc  blieb  und  doch  die  heiteren,  malerisch 
empfundenen  Idyllen  seiner  Jugend  mit  einem  harten,  grellen  Alfreskostil,  das 
heisst  mit  schreiender  Rhetorik,  vertauschte.  Am  Ende  ist  es  vielleicht  nicht 
das  keckste  Paradox,  dass  die  Kultur,  die  man  erwirbt,  für  den  Wert  der 
Kunstschöpfung  ausschlaggebender  ist  als  das  ursprüngliche  Temperament ; 
oder  pointierter  so  ausgedrückt:  dass  man  zum  naiven  Künstler  weniger  ge- 
boren als  gemacht  wird,  will  sagen,  sich  selbst  macht.  Feuerbach  beispiels- 
weise war  sicherlich  eine  durch  und  durch  sentimentale  Natur;  aber  seine 
ganze  Entwickelung  zeigt  ihn  von  der  einen  idealen  Tendenz  beherrscht  seine 
Konzeption  naiv,  das  heisst  unmittelbar,  zu  machen.  Wenn  wir  heute  vor  der 
statuarischen  Majestät  seiner  Frauengestalten  in  Bewunderung  stehen  und  uns 
dennoch  nicht  verhehlen  können,  dass  sie  nicht  völlig  aus  sich  zu  leben  ver- 
mögen, dass  sie  immer  noch  des  Dichterworts  bedürfen  als  der  Zauber 
formcl,  die  ihnen  die  Maske  nimmt  und  die  Starrheit  ihrer  Pose  durch  einen 
Hauch  von  Seele  löst,  sind  wir  Zeugen  des  Riesenkampfes  eines  nicht  sehr 
reichen,  aber  heldenhaften  Menschen  gegen  sich  selbst,  der  schliesslich  das 
Widerstreitende  und  Problematische  seiner  Anfänge  in  den  reinen  Organismen 
seiner  Landschaften  und  Porträts  zu  überwinden  vermochte.  Auch  Hans  von 
Marees,  ein  naiveres  Temperament  freilich  als  Feuerbach,  verdankt  die  künst- 
lerische Hoheit  seiner  besten  Werke  ausschliesslich  seiner  Kultur.  Er  hatte 
keine  sentimentalen  Neigungen  zu  ertöten,  wohl  aber  eine  schlechte  Erziehung 
zum  Kitsch,  die  ihm  in  der  Berliner  Schule  zu  teil  geworden  war,  ehe  es  ihm 
gelang  die  kraftvolle  Einfachheit  und  die  gebändigte  Tiefe  im  Ausdruck  jener 
Porträts  zu  geben,  die  seiner  mittleren  Epoche  angehören.  Sein  besonderes 
Problem,  das  in  dem  Fragmentarischen  seines  Hauptwerkes  sichtbar  wird,  ist 
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dieses,  das*  er  seinen  Kunstverstand  ausschweifender  kultivierte  als  seine 
Instinkte.  Sein  Verstand  hatte  vollendet  künstlerische  Dinge  im  Ziele,  aber 
es  lag  im  Wesen  dieser  Dinge,  dass  Marces  zu  ihrer  vollkommenen  Realisie- 
rung die  herrlichsten  seiner  Gaben  am  meisten  hätte  vernachlässigen  müssen. 
Von  Instinkt  ein  Rembrandt  verwandter  Charakter,  ein  Maler  von  einer 
schwellenden  Fülle  des  Tones  und  einer  seltnen  Intensität  in  der  Wiedergabe 
organischen  Lebens,  wurde  er  von  seiner  italienisierten  Ästhetik  unaufhörlich 
in  jene  Gegenden  der  Kunst  gepeitscht,  in  denen  die  organisch-substantiellen 
Qualitäten  der  Realität  fast  nichts  zu  bedeuten  haben  gegen  ihre  rhythmisch- 
emotionellen,  und  demgemäss  Linie  und  bewegter  Umriss  natürlichere  Dar- 
stellungsmittel sind  als  Farbe  und  Ton.  Dass  er  dieser  Zwiespältigkeit  sich 
nicht  zu  entreissen  vermochte,  ist  wohl  auch  der  Grund  seiner  frühen  Er- 
schöpfung geworden. 

Wo  sind  nun,  um  zum  Ende  zu  kommen,  die  vollkommenen  Typen  naiver 
Kunstübung?  Wenn  wir  nach  Frankreich  hinübergehen  wollen,  könnten  wir 
gleich  eine  Anzahl  von  ihnen  aufweisen;  nämlich  die  ganze  Impressionisten- 
generation, die  —  bis  auf  Degas  —  für  die  Unmittelbarkeit  des  Kunstj 
empfangens  und  -gestaltcns  geradezu  neue  Schätzungsdirektiven  gegeben  hat. 
Aber  auch  in  Deutschland  ist  mindestens  einer  zu  nennen:  Wilhelm  Leibi,  der 
sicherlich  beispielhaft  ist  in  der  ursprünglichen  und  unabsichtlichen  Art  reine 
Kunst  hohen  Wertes  zu  produzieren.  Selten  hat  sich  eine  malerische  Kultur 
hohen  Grades  leichter,  inniger  und  harmonischer  einem  reichen  Talent  ver- 
mählt wie  bei  ihm.  Talent  und  Kunstabsicht  trafen  bei  ihm  stets  zusammen, 
und  wenn  er  sich  oft  im  Zweifel  über  den  Wert  seiner  Schöpfung  befand, 
nie  handelte  er  im  Widerspruche  zu  dem,  was  er  konnte,  nie  vor  allem  im 
Widerspruch  zu  dem,  was  der  Kunst  wesentlich  und  unumstössliches  Prärogativ 
ist.  Meisterhaft  beginnend  entwickelte  er  sich  zu  Meisterschaften  neuer  und 
glänzenderer  Mittel,  von  Zeit  zu  Zeit  sein  Äusseres  wandelnd,  aber  immer  der 
gleiche  in  der  Unfehlbarkeit  der  Absicht  und  der  Sicherheit  der  Hand,  mit 
der  er  auf  einigen  Leinwanden  ein  Stück  der  sichtbaren  Welt  zu  dauernderer 
Schönheit  verklärte. 

xxxxxxxxxxxxxxxx * xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 

QUSTRV  WIED  -  SRMSTRQRBEND 

ENN  ich  mit  meinem  Wirt  im  Sommer  am  Sonnabcndnachmittag 
nach  der  Stadt  kam,  setzte  ich  mich  immer  gern  in  die  grosse, 
helle  Küche  des  Gasthofs,  wo  Kupferzeug  und  Schüsseln,  Teller 
tind  Blech  formen  poliert  und  frischabgewaschen  an  den  Wänden 
hingen  und  schimmerten  wie  Ausstellungsgegenstände  in  einem 
Museum.  Ich  sass  dann  an  dem  langen,  weissgescheuerten  Kienholztisch 
gegenüber  der  Tür  nach  dem  Gange,  der  vom  Eingang  durch  das  Haus  in  die 
Gaststube  führt. 

Um  mich  herum  fliegen  die  Wirtin  und  ihre  Mädchen  aus  und  ein,  nehmen 
Teller  und  Schüsseln  vom  Zinngesims,  waschen  Tassen  ab,  spülen  Gläser  aus, 
schneiden  Käse  und  Fleisch,  schmieren  Butterbrot,  giessen  Kaffee  ein  und 
ziehen  Bier  auf.  Jeden  Augenblick  öffnet  sich  die  Klappe  in  der  Wand  zur 
Schankstube,  und  das  Gesicht  der  Kellnerin  zeigt  sich,  und  sie  bestellt:  zwei 
Stück  Rutterbrot,  drei  Stück  Butterbrot,  vier  Stück  Butterbrot,  zwei  Tee, 
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ein  halber  Kaftee,  ein  Bier,  ein  Sodawasser  mit  Kognak  usw.  Und  man  hört 
das  Lachen  und  Sprechen  der  Landleute  drin  hinter  der  Wand;  denn  der 
Sonnabend  ist  der  Tag  der  Landleute,  der  Gasthof  gehört  ihnen  am  Sonnabend, 
und  die  Bürger  der  Stadt,  die  Kaufleute  und  Handwerker,  kommen  und  machen 
ihre  Aufwartung,  fangen  ein  Geschäft  oder  bloss  ein  Gespräch  mit  ihnen  an. 

Ein  Wagen  rasselt  durch  die  Einfahrt  und  hält  vor  der  Gangtür.  Der  Haus- 
knecht nimmt  die  Zügel,  und  der  Besitzer  springt  herunter,  poltert  den  Gang 
hinauf,  nickt  durch  die  offene  Küchentür  der  Wirtin  zu  und  verschwindet  in 
der  Gaststube,  wo  er  mit  Nicken  und  Handdruck  von  seinen  Kollegen  empfangen 
wird,  die  ihm  Guten  Tag  bieten  und  auch  gleich  fragen,  ob  er  ein  Bier  oder 
einen  Tee  mittrinken  will. 

Er  setzt  sich  an  den  grossen,  runden,  gelbgestrichenen  Mitteltisch  unter  die 
Hängelampe  und  hört  eine  Minute  auf  das  Gespräch,  um  dann  seinen  Senf 
dazu  zu  geben.  Ein  kleiner,  rotbärtiger  Kaufmann  klopft  ihm  einen  Augen- 
blick danach  auf  die  Schulter,  blinzelt  und  zwinkert  und  zupft  ihn  am  Rock- 
aufschlag. Und  sie  verziehen  sich  in  einen  Winkel,  wo  sie  flüsternd  dingen, 
feilschen  und  handeln.  Der  Besitzer  will  nicht  auf  die  Bedingungen  eingehen, 
schlägt  mit  der  Hand  auf  und  setzt  sich  wieder  an  den  Tisch,  wobei  er  doch 
beständig  ein  waches  Auge  auf  den  Kaufmann  behält,  der  gedankenvoll  an 
einem  Türpfosten  steht. 

»Weiss  hier  einer,   ob  Lars  Sönnikson    seine    falbe   Kuh    hier   neulich  an 
Schlächter  Mortensen  loswurde  ?c 
>Ja !« 

»Was  bekam  er?« 
»oo.« 

»Das  war  aber  verdammt  gut!    Und  was  verlangte  er?« 
»110.« 

Es  wird  immer  mehr  verlangt,  als  wofür  man  zu  verkaufen  gedacht  hat. 
damit  man  dann  heruntersetzen  kann. 

Der  Kaufmann  klopft  dem  Besitzer  wieder  auf  die  Schulter,  und  sie  verziehen 
sich  wieder  in  die  Ecke.  Jezt  werden  sie  laut  und  der  Besitzer  schlägt  auf 
den  nächsten  Tisch,  dass  Flaschen  und  Gläser  klirren.  Der  Kaufmann  be- 
schwichtigt ihn  und  schielt  umher  zu  den  andern.  Er  macht  ein  neues  Gebot, 
das  annehmbarer  erscheint,  denn  der  Besitzer  dämpft  seine  Stimme,  und  die 
Verhandlungen  beginnen  aufs  neue. 

»Sie  haben  doch  Michel  Rasmussens  weisse  Stute  bekommen?«  sagt  ein  breit- 
schultriger, untersetzter  Pächter  zu  einem  kleinen,  schmächtigen,  glattrasierten 
Bauersmann  mit  Hasenscharte,  »was  gaben  Sie?« 

»300«,  sagt  der  Glattrasierte  mit  einem  ängstlichen,  abwartenden  Lächeln. 
»300 !    Sie  sind  ein  Ochse.  Peterson  !« 
»Ja,  sie  ist  doch  mit  Fohlen.« 

»Sie  ist  zum  Deibel  nicht  mehr  mit  Fohlen  als  wie  Sie  und  ich!  Bekamen 
Sie  sie  auf  Bedingung?« 
»Ne — e  .  .  .« 

»Sie  sind  hübsch  angeschmiert  worden,  Simon  Peterson.« 
»Ja,  aber  sie  ist  mit  Fohlen !« 

»So — o?  Dann  will  ich's  übernehmen  das  Fohlen  als  Ragout  zu  essen,  Vater!« 
Und  der  Pächter  wendet  sich  an  seinen  Nachbar  auf  der  andern  Seite  und 
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stösst  mit  ihm  an,  während  der  Bauersmann  sich  bekniffen  umsieht  und  sich 
missmutig  hinter  den  Ohren  kratzt. 

Mehr  und  mehr  Gäste  kommen,  und  die  Stube  füllt  sich  mit  Dunst  und  Dampf 
von  Bier  und  Tabak  und  Rum  und  Kognak  und  durchschwitzten  Kleidern. 
Bisweilen  sieht  man  ein  bärtiges  Mannsgesicht  in  der  Öffnung  an  Stelle  der 
Kellnerin.  Das  ist  ein  oder  der  andere  Stammgast,  der  selbst  bestellt  und 
ein  kleines  Scherzwort  zur  Wirtin  fallen  lässt: 

>Na,  wie  steht's,  Frau  Hansen?  Können  Sie  immer  noch  im  Bett  ohne 
Stock  liegen?« 

»Bekomme  ich  bald  mein  Butterbrot,  liebe  Frau?  oder  wollen  Sie  vielleicht 
den  Roggen  erst  ernten?« 

»Das  sollten  doch  wohl  nicht  alte  Tüderpflöcke  gewesen  sein,  die  Sie  mir 
anstatt  Radieschen  gegeben  haben?« 

Plötzlich  wird  es  still  im  Lokal,  und  alle  Auge»:  drehen  sich  nach  der  Tür, 

wo  ein  dienernder  Handelsreisender  steht,  den  Zylinder  in  der  Hand  und  die 

Mustertasche  unter  dem  Arm. 

»Ist  der  Kaufmann  Sörensen  nicht  hier?« 

»Nein.c 

»Sie  sagten  drüben  im  Laden,  dass  — « 
»Nein.« 

»Ist  vielleicht  einer  der  Herren  — « 
»Nein!«  brüllt  ein  dritter. 

»Dann  bitte  ich  vielmals  um  Entschuldigung«,  dienert  der  Handelsreisende 
und  verschwindet  schleunigst. 

»Wir  haben  hier  nicht  die  geringste  Verwendung  für  Probenreiteschnauzen 
am  Sonnabend!«  schickt  der  dicke  Pächter  ihm  mit  schallender  Stimme  nach. 

Da  tritt  ein  neuer  Gast  ein.  Es  ist  Inspektor  Anderson  von  Lyngmosehof. 
»Da  ist,  hol  mich  der  Deibel,  Anderson!  Das  war  recht,  Anderson I  Sie 
sind'n  Staatskerl,  Anderson !  Sind  Sie  heut  auch  in  die  Stadt  gekommen, 
Anderson!  Setzen  Sie  sich  hierher  und  verhaften  Sie  einen  mit!« 
»Ich  kann  wirklich  nicht;  ich  muss  noch  hin  und  her  und  'rum  in  der  Stadt!« 
»Ach  was,  Anderson,  morgen  ist  ja  Feiertag!  Ein  Sodawasser  mit  avec,  was?« 
»Na  ja,  meinetwegen !« 

Und  Anderson  setzte  sich  und  es  wurde  Sodawasser  mit  Kognak  bestellt  die 
ganze  Runde. 

Draussen  auf  der  Strasse  holpern  die  Wagen  unaufhörlich  vorbei,  Einspänner 
und  Zweispänner  mit  Männern,  Frauen  und  Kindern.  Es  sind  die  Kleinbauern 
und  Häusler,  die  zu  ihrem  Kaufmann  fahren  und  die  Gäule  da  in  den  Stall 
bringen.  Sie  haben  einen  Armvoll  Grünfutter  oder  einen  Sack  Häcksel  hinten 
im  Wagen  liegen;  und  das  Vesperbrot  für  sich  selber  haben  sie  in  Zeitungs- 
papier eingewickelt  in  der  Hintertasche  ihres  Schossrocks.  Sie  verzehren  das 
Essen  drinnen  im  Laden,  auf  der  langen  Holzbank  unter  den  Fenstern  sitzend 
oder  auf  einem  Sack  Kunstdünger,  einem  Packen  Klippfisch  oder  einer  Viertel- 
tonne grüner  Seife.  Ein  Gratisschnaps  wird  dann  wohl  dazu  verschenkt; 
und  wenn  die  Mahlzeit  zu  Ende  ist,  traktiert  sie  der  Kaufmann  mit  einer 
Zigarre,  schwarz  wie  die  Nacht  und  beissend  wie  spanischer  Pfeffer. 

Viele  Landleute  haben  ihre  Frauen  und  Kinder  mit  und  diese  sieht  man  dann 
in  kleinen  Haufen  die  Hauptstrasse  auf  und  nieder  ziehen;  und  wenn  eine 
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ein  Band  oder  eine  halbe  Elle  Kattun  zu  einer  Haube  kaufen  will,  wimmelt 
der  ganze  Schwann  in  den  betreffenden  Laden;  und  alle  müssen  sie  das  Band 
besehen  und  ihr  Gutachten  über  das  Haubenzeug  abgeben,  während  die  Käuferin 
feilscht,  handelt  und  tadelt,  wie's  Weiber  zu  tun  pflegen,  ob  sie  nun  Komtessen 
heissen  oder  Bauersfrauen.  Sind  sie  dann  fertig  und  haben  die  Waren  ein- 
gepackt bekommen  und  dem  Verkäufer  einen  oder  zwei  öre  abgehandelt, 
wimmeln  sie  wieder  hinaus  auf  die  Strasse  und  beginnen  ihre  Wanderung  auf 
und  ab,  bleiben  vor  den  Fenstern  und  den  Schaukästen  stehen  und  zeigen 
sich  bewundernd  Hüte,  Sonnenschirme,  Broschen,  Ringe  und  Ketten,  die  sie 
indes  selten  oder  nie  an  einem  gewöhnlichen  Sonnabend  kaufen;  denn  nur 
an  Markttagen  oder  auf  Auktionen  geben  Bauersleute  ihr  Geld  für  Quatsch 
und  Unsinn  und  Dreck  aus,  aber  dann  können  sie  sich  auch  bisweilen  das 
Unmöglichste  anschaffen. 

Da  sagt  plötzlich  eine  vernaschte  Frau: 
>Ja,  nu  wollen  wir  wohl  und  holen  uns  was  zu  knabbern?« 
Die  Frage  wird  von  den  andern  Weibern  mit  breitem  Lächeln  und  scherz- 
haften Ellbogenstössen  aufgenommen.  Und  die  ganze  Bande  zieht  zum 
nächsten  Bäcker,  wo  mit  den  Fingern  Wienerbrot  befühlt  und  in  den  Semmeln 
gewühlt  wird.  Man  wählt  und  tadelt  und  tauscht  um,  bis  man  sich  die 
Stücke  zusammengesucht  hat,  die  die  meiste  Gnade  vor  den  betreffenden 
Augen  finden.  Und  wenn  man  sich  dann  versehen  hat,  wandert  man  kauend  die 
Strasse  entlang.  Und  die  wohlhabenderen  tragen  vorsichtig  und  sorgfältig 
auf  der  flachen  Hand  eine  Ladung  Wienerbrot  in  Zeitungspapier  gewickelt. 
Das  ist  zum  Sonntagskaffcc,  und  hauptsächlich  deswegen  ist  die  Madam 
mit  nach  der  Stadt  gefahren;  denn  Stadtbrot  zum  Kaffeetröpfchen  am  Sonntag- 
nachmittag grenzt  an  das  Wildeste,  was  in  bezug  auf  Traktamcnt  prästiert 
werden  kann. 

Beim  Kaufmann  findet  man  dann  Vätern  gewöhnlich  in  einer  etwas  gehobenen 
und  menschenfreundlichen  Stimmung.  Er  hat  in  der  Wirtschaft  nebenan  Sören 
Mikkclscn  und  Per  Klemmenson  und  Rasmus  Graabäk  getroffen,  und  sie 
haben  alle  viere  kleine  Schwarze  in  Runden  gegeben;  und  sie  schwatzen  und 
lachen  und  klappsen  einander  'rum  auf  den  Gliedern,  und  die  Sanistagsfreude 
schimmert  in  ihren  Augen,  während  die  Wohlwollenden  den  Ladenschwengel 
mil  den  Daumen  in  die  Seite  kitzeln. 

Mutter  lächelt  streng,  wie  sie  das  sieht,  benutzt  aber  nichtsdestoweniger  die 
Situation,  um  noch  ein  halbes  Pfund  Kaffee  und  ein  paar  Stangen  Cichorie 
ins  Kontenbuch  schreiben  zu  lassen. 

Endlich  wird  dann  angespannt.  Und  man  steigt  auf  den  Wagen  unter 
zärtlichen  Galanteriecn  des  Mannes:  Er  kneift  die  Madam  und  die  Töchter 
in  die  Waden  und  klopft  ihnen  scherzhaft  auf  das  Hinterteil,  während  sie 
gebeugt  auf  den  Radspeichen  stehn,  um  auf  den  Wagenstuhl  zu  gelangen.  Doch 
schliesslich  kommt  man  da  in  Ordnung:  Vater  sitzt  mit  den  Jungen  auf  dem 
vordersten  Sitz.  Den  Hut  hat  er  hinten  im  Genick,  und  die  Pfeife  hängt 
ihm  in  dem  einen  Mundwinkel;  rot  ist  er  im  Gesicht,  und  er  redet  und 
gestikuliert  und  will  absolut  mit  Ter  Klemmenson  über  die  Peitsche  verhandeln, 
der  aber  steht  in  einem  berechtigten  Geschäft  in  einem  Winkel  des  Hofes 
und  kehrt  der  ganzen  Sache  den  Rücken.    Und  Mutter  und  die  Mädchen 
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sitzen  auf  dem  hintersten  Sitz  steif  im  Putz  und  tüchtig  verärgert  darüber, 
dass  e  r  sich  so  aufführen  kann. 

Endlich  rollt  man  flott  hinaus  durch  die  Einfahrt  und  durch  den  Ort  hin- 
durch, während  die  Mädchen  ein  angstvolles  Gott  bewahre!  ausstossen,  jedes- 
mal, wenn  der  Wagen  gegen  eine  Treppe  zu  schleudern  oder  mit  einem 
Laternenpfahl  zu  karambolieren  droht. 

»Aber  Vater  auch!<  ruft  die  Madam  und  pufft  ihn  in  den  Rücken. 
Aber  Vater  sitzt  bloss  und  grinst  leise  und  summt  und  grüsst  mit  der  Peitsche 
nach  Fenstern  und  Türen.  Dann  dreht  er  sich  auf  einmal  zu  der  Frau  um 
und  sagt  mit  einer  breiten  Geste  und  einer  etwas  näselnden  Stimme: 
»Ich  will  dir  mal  eins  sagen,  Krestine  .  .  .,  dir  und  auch  den  Kindern: 
einen  Abend  vor  Feiertag  da  soll  Freude  herrschen  überall  ...  reine 
Freude  überall,  Krestine!  denn  so  ist  es  genau  nach  dem  Gebot  und  Geheiss 
der  Schrift,  siehst  du(  und  ich  will  'mal  sagen,  ein  Schnaps  oder  zwei  .  .  . 
oder  ich  will  sagen  drei,  das  hat  nichts  zu  sagen !  denn  habe  ich  euch  auf 
Erden  in  all  der  Herrgottszeit,  Krestine,  glücklich  und  wohl  durchgebracht* 
so  will  ich,  hol  mich  der  Deibel,  euch  noch  glückselig  bis  ans  Ende  durch- 
bringen .  .  .,  Krestine  !< 

Und  darauf  gibt  er  einen  Knall,  dass  die  beiden  dicken  braunen  Stuten  über 
das  Steinpflaster  hintanzen  wie  Damhirsche. 

XXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXX 
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Politik  /  May  Schjppel 

Pren«*i»che     Die      Abgeordneten  wählen 

wVhicn**"  am  J1"1*  haben  gegen- 
über den  Urwahlen  vom 
3.  Juni  keine  besonderen  Überraschungen 
mehr  gebracht  Das  zahlenmässige  Bild 
der  Wahlergebnisse  und  der  Mandats- 
verschiebungen seit  1893  stellt  sich  etwa 
folgendermassen  dar: 


Partei 

Wahl 

Wahl 

Wahl 

Schluüs 
d.  Tag. 
1908 

Wahl 

1893 

1898 

1903 

1908 

Konservative 

144 

144 

«43 

■44 

152 

Freikonserva- 

tire 

65 

58 

59 

f-4 

(x> 

Nationallibe- 

rafe 

84 

75 

79 

76 

64 

Freitinnige 

Volkspartei 

14 

2t> 

24 

*4 

28 

Freisinnige 

Vereinigung 

6 

IO 

8 

O 

8 

Zentrum 

95 

I0O 

97 

06 

lOS 

Polen 

Sozialdemo- 

'7 

»3 

■3 

>3 

>5 

kraten 

6 

Bei  keiner 

Fraktion  (ein- 

schliesslich 

Danen) 

8 

7 

10 

7 

4 

Bei  den  beiden  konservativen  Parteien 
schwanken  noch  die  Ziffern ;  doch  han- 
delt es  sich  nur  um  die  gegenseitige  Ab- 
grenzung, die  von  jeher  eine  ziemlich  un- 
sichere war. 

Auch  der  Vorwärts  urteilt  am  18.  Juni, 
dass  »die  Reaktion  nicht  geschwächt  son- 
dern gestärkt  aus  dem  Wahlkampfe  her- 
vorgeht«. Ob  das  nur  der  »genialen  Po- 
litik des  Freisinns«  zu  danken  ist,  dar- 
über wird  sich  später  noch  sehr  viel 
reden  lassen.  Die  unerquickliche  Tat- 
sache selber  jedoch  sollen  wir  uns  auch 
durch  die  berechtigte  Freude  an  unserem 
isolierten  Erfolge  nicht  verschleiern 
lassen.  Der  Grundzug  der  neuen  parla- 
mentarischen Gruppenbildung  im  preussi- 
schen  Landtage  ist  die  Verstärkung  der 
Konservativen  und!  Klerikalen,  haupt- 
sächlich auf  Kosten  der  Mittelparteien, 
in  erster  Linie  der  Nationalliheralcn,  in 
zweiter  Linie  der  Freikonservativen. 
Die  Nationalliheralcn,  die  sich  schon  als 
festen  Kern  eines  Landtagsblocks  und 
damit  als  führende  parlamentarische 
Partei  aus  dem  Wahlkampf  zurück- 
kehren sahen,  haben  nicht  weniger  als 
12  Mandate  eingebüsst,  und  zwar  gerade 
in  ihren  besten  Stammbezirken :  im  rhei- 
nisch-westfälischen   Industrierevier  und 
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in  Hannover.  Das  Gegenstück  hierzu 
bilden  die  Schicksale  des  Zentrums.  Wie 
Herr  Dr.  Julius  Bachem  hinterher  aus- 
plauderte, »konnte  man  noch  vor  weni- 
gen Monaten  mit  gutem  Fug  auf  eine 
Einbussc  von  etwa  10  Mandaten  für  das 
schlesische  Zentrum  rechnen«.  Die  Er- 
regung über  die  Enteignungsvorlagc,  das 
Bündnis  mit  den  Polen  und  die  ganze 
sonstige  Wahlkonstellation  hat  dem  Zen- 
trum seinen  Besitzstand  in  Schlesien  er- 
halten, im  Rheinisch-Westfälischen  ge- 
genüber den  Nationalliberalen  sogar  ver- 
mehrt und  damit  im  ganzen  den  Polen 
2,  dem  Zentrum  mindestens  9  oder,  je 
nach  der  Scheidung  der  Fraktionslos  tu, 
noch  mehr  Mandatsgewinne  verschafft. 
Alle  weiteren  Verschiebungen  innerhalb 
der  bürgerlichen  Parteien  sind  dagegen 
verhältnismässig  bedeutungslos. 
Trotzdem  ist  die  Zentrumsstellung  gar 
nicht  mit  der  Vorteilhaftigkeit  der  kon- 
servativen Position  zu  vergleichen.  Die 
Konservativen  haben  freie  Hand  für  jede 
Mehrheitsbildung:  nach  links  hin  bis 
zum  Freisinn  wie  im  Reichstag;  oder  aus- 
schliesslich mit  den  freikonservativen 
und  nationalliberalen  Mittelparteien ;  oder 
mit  dem  Zentrum.  Die  Fühlungnahme 
mit  der  Regierung  und  der  Einfluss  auf 
die  Regierung  wird  hier  sehr  leicht  die 
Richtung  bestimmen.  Dem  Zentrum, 
wenn  es  nicht  vorwiegend  Oppositions- 
partei bleiben  sondern  in  altgewohnter 
Weise  an  einer  dauernderen  parlamen- 
tarischen Mehrheitsbildung  teilnehmen 
will,  bleibt  vorläufig  nur  die  Hoffnung 
auf  die  Konservativen  übrig  oder  auf  das 
freiwillige  Abrücken  der  Regierung  von 
der  zentrumsfeindlichen  Blockpolitik. 
Aus  den  Betrachtungen  des  Herrn  Dr. 
Bachem  klingt  in  der  Tat  sehr  verständ- 
lich die  Empfehlung  des  Zentrums  als 
verlässliche  Regierungsstütze,  klingt  der 
Wunsch  nach  Begrabung  der  Streitaxt 
heraus:  »Nicht  sofort!  Das  wäre  auch 
gar  nicht  erwünscht  .  .  .  Aber  die 
Landtagswahl  schafft  Vorbedingungen 
für  die  allmähliche  Abkehr  von  einer 
Politik,  die  unweise  und  undurchführbar 
ist.  Die  dauernde  Ausschaltung  des 
Zentrums  aus  unserem  öffentlichen  Le- 
ben wäre  eine  Torheit  und  Unmöglich- 
keit zugleich.  Ich  glaube  übrigens,  dass 
die  Regierung  diesen  Gedanken  gar  nicht 
hat.  Er  wäre  auch  gar  zu  unstaats- 
männisch.  Wenn  sie  ihn  aber  hätte,  so 
könnte  sie  ihn  jedenfalls  nicht  verwirk- 
lichen. Das  ist  auch  von  konservativer 
Seite  oft  und  deutlich  genug  ausgesprochen 
worden,    namentlich    von    der  Kreuz- 


zeitung,  die,  es  mag  einem  lieb  oder  leid 
sein,  immer  noch  mehr  bedeutet  als  ir- 
gendein anderes  beliebiges  Parteiblatt, 
auch  wenn  es  ein  grosses  ist.«  Selbst 
m  i  t  dem  Fürsten  Bülow  scheint  Herrn 
Dr.  Bachem  der  Fricdensschluss  nicht 
undenkbar.  Zwar  sei  Fürst  Bülow  »in 
der  Zentrumspartei  sehr  schlecht  ange- 
schrieben«, da  sein  Auftreten  gegen  Zen- 
trumsmitglieder und  gegen  die  Gesamt- 
partei am  Ausgang  des  Jahres  1906  den 
»Eindruck  der  Hinterlistigkcit«  gemacht 
habe;  die  Kölnische  Volksseitung  habe 
vor  kurzem  sogar  von  »einem  tigerartigen 
Sprung  an  die  Kehle  des  Zentrums«  ge- 
sprochen. Aber  der  Zentrumswortführer 
sieht  offenbar  noch  lange  nicht  alle  Ver- 
bindungen für  immer  zerschnitten;  »man 
kann  nun  über  Preussen  aus  der  Block- 
politik im  Reiche  heraus;  das  ist  für 
Staatsmänner,  welche  nicht  von  der 
Hand!  in  «den  Mund  leben,  eine  er- 
wünschte Sache  ...  Ob  der  Ausfall  die- 
ser Wahlen  der  Regierung  gar  so  uner- 
wünscht ist?  ...  Das  Nichtzustande- 
kommen  des  Kulturblocks  im  preussi- 
schen  Abgeordnetenhause  ist  eine  E  r  - 
leichterung  für  die  Regie- 
rung. Kaum  jemals  ist  die  Stellung 
der  Regierung  im  Deutschen  Reiche  wie 
in  Preussen  so  stark  gewesen  wie  heute.« 
Das  meine  ich  auch,  nur  in  einem  etwas 
anderen  Sinne.  Das  Wettrennen  der 
Liberalen  und  des  Zentrums  um  den 
Regierungsanschluss  wird  sich  zunächst 
noch  steigern,  und  ein  paar  Vorteile  hat 
im  Augenblick  wieder  das  Zentrum  er- 
rungen; bei  einer  solchen  Partei  weiss 
die  Regierung  doch  wenigstens,  was  &ic 
an  ihr  hat,  während  mit  den  liberalen 
Parteisplittern  schwer  zu  rechnen  ist. 
Bei  den  Stcuervorlagen  im  Reichstage 
wird  die  Entscheidung  wahrscheinlich 
fallen  müssen,  und  nicht  einmal  Fürst 
Bülow  persönlich  braucht  mit  Bangen 
diesem  Zeitpunkt  entgegen  zu  schauen. 
X  X 

Frankreich-  Die  BeS^""*?  zwischen 
Rus»iand  "  ^cm  König  von  England 
und  dem  Zaren  hat,  unter 
dem  Beisein  angesehenster  diplomati- 
scher und  militärischer  Vertreter,  in  Re- 
val  stattgefunden.  Ende  Juni  wird,  wie 
bereits  früher  erwähnt,  der  Präsident 
der  französischen  Republik,  trotz  des  Pro- 
testes der  französischen  Sozialisten,  seine 
Aufwartung  am  Zarenhof  machen.  Die 
amtlichen  und  halbamtlichen  russischen 
und  englischen  Pressäusserungen  laufen 
selbstverständlich  wiederum  darauf  hin- 
aus, dass  man  in  Reval  den  Weltfrieden 


uiyiiizeo 


by  Google 


POLITIK  /  MAX  SCHIPPEL 


819 


wesentlich  zu  festigen  bestrebt  gewesen 
sei.  In  den  deutschen  Kundgebungen 
sind  sichtbar  zwei  Strömungen  zu  un- 
terscheiden. Die  eigentliche  offiziöse 
Presse  will  in  der  ganzen  Geschäftigkeit 
der  Ententenpolitik  nicht  das  geringste 
für  Deutschland  Beunruhigende  sehen 
und  mahnt  kaltes  Blut  zu  bewahren.  Ein 
anderer  Teil  der  Presse,  der  aber  sehr 
oft  gleichfalls  gut«  Beziehungen  zum 
Auswärtigen  Amt  in  der  Wilhelmstrasse 
unterhält,  spinnt  dafür  um  so  eifriger 
den  Faden  von  der  beabsichtigten  Ein- 
kreisung Deutschlands  weiter.  Manche 
Blätter  sind  sogar  morgens  beruhigt  und 
abends  bedenklich  aufgebracht  Die 
selben  wirklichen  oder  nur  scheinbaren 
Widersprüche  wiederholen  sich  offenbar 
in  den  Regierungskreisen  selber;  von 
der  einen  Stelle  gehen  Beschwichtigungs- 
versuche, von  der  anderen  Alarmsignale 
aus. 

Wir  können,  da  wir  nur  auf  die  vagsten 
Vermutungen  angewiesen  sein  würden, 
über  die  Einzelheiten  der  jüngsten  inter- 
nationalen Vorgänge  nicht  urteilen.  Uber 
den  allgemeinen  Standpunkt  jedoch,  den 
auch  die  Arbeiterklasse  Deutschlands  — 
und  Osterreich- Ungarn s !  —  nicht  ver- 
lassen •  kann,  sprach  ich  mich  bereits 
hier  fpag.  755-756)  kurz  aus.  Da  ein 
angesehenes  englisches  Blatt  neuerdings 
nochmals  die  naive  Frage  aufwarf,  was 
Deutschland  denn  überhaupf  an  Ver- 
ständigungen und  Vereinbarungen  zwi- 
schen anderen  Staaten  über  ihre  Spezial- 
fragen auszusetzen  habe,  nachdem  es 
selber  Dreibunds-  und  andere  Abkom- 
men, unter  Fernhaltung  von  Aussen- 
seitern  abgeschlossen  habe,  so  sei  auch 
heute  nochmals  das  folgende  betont.  Ver- 
einbarungen wie  der  Dreibundsvertrag 
oder  das  Nordsee-  und  Ostseeabkommen 
schaffen  und  vergeben  keine  Expansions- 
gebietc,  was  selbstverständlich  immer 
nur  auf  fremder  Leute  Kosten  geschehen 
könnte,  sondern  sie  sichern  nur  gegen  Stö- 
rung und  Friedensbruch,  was  jeder  Teil- 
nehmer längst  schon  als  anerkannten 
internationalen  Besitzstand  hat.  Nur 
wer  Konflikte  herbeisehnt,  kann  sich 
gegen  Solidarbürgschaften  solcher  Art 
auflehnen  wollen.  Die  sogenannten 
Ententen  der  letzten  Zeit  dagegen  ver- 
geben Rechte  und  Gebiete,  die  den  Teil- 
nehmern gar  nicht  gehören  und  zu- 
stehen. Sie  setzen  sich  über  grundsätz- 
lich gleichberechtigte  internationale 
Interessen  nach  Möglichkeit  hinweg,  um 
nach  Kräften  national  ausschliessliche 
Vorrechte  und  Vorzugsstellungen  der  be- 


sonderen Vertragsschliessenden  gegen- 
über dritten,  durchaus  nicht  Uninter- 
essierten zu  schaffen.  Ägypten  mag  bei 
seite  bleiben,  aber  Marokko,  Persien,  die 
Türkei  sind  weder  englischer  noch  fran- 
zösischer noch  russischer  Besitz.  Ent- 
weder hält  man  es,  wie  so  viele  unserer 
Parteigenossen,  mit  dem  Prinzip  des 
Hände  weg!;  dann  kann  aber  die  Inter- 
nationalst nicht  darin  bestehen,  dass 
man  selber  bescheiden  zurücktritt  und  an- 
dere dafür  um  so  unbescheidener  sich  da 
festnisten  lässt,  wo  sie  nichts  zu  suchen 
haben ;  die  Internationalst  liefe  ja  sonst 
schnurstracks  auf  ihr  Gegenteil  hinaus : 
auf  fahrlässig  schwächliche  Förde- 
rung des  nationalen  Imperialismus  und 
Chauvinismus,  allerdings  immer  des 
fremden,  niemals  des  eigenen  Impe- 
rialismus. Oder  man  gesteht  allen 
kapitalistisch  höher  stehenden,  empor- 
strebenden Staaten  ein  ernstes  Interesse 
an  der  ökonomischen  Expansion,  an  der 
dauernd  offenen  Tür  und  sonstigen 
Rechten  in  anderen  Erdstrichen  zu ;  dann 
ist  es  vollends  selbstverständlich,  dass 
man  sich  bei  der  Verfügung  über  solche 
Erdstriche  nicht  freiwillig  ausschalten 
lässt;  dann  ist  jedes  Sonderabkommen, 
das  auf  eine  solche  Ausschaltung  mehr 
oder  weniger  hinausläuft,  ein  Missachten 
der  internationalen  Gleichstellung  und 
Gleichberechtigung,  wie  sie  schliesslich 
allein  die  Grundlage  dauernder  friedlicher 
Fortschritte  im  modernen  Völkerleben 
bilden  kann.  Man  mag  ein  solches  Ab- 
kommen im  einzelnen  Fall  nicht  für 
wichtig  genug  halten,  um  einen  grossen 
Protestapparat  dagegen  in  Bewegung  zu 
setzen.  Man  mag  es  auch  dann  noch, 
wenn  sich  die  Fälle  häufen,  zähneknir- 
schend ertragen,  weil  die  Koalition  der 
Nutzniesser  der  Ententen  im  Augen- 
blick unüberwindlich  ist  Aber  ein  ge- 
fährliches Spiel  mit  dem  Feuer  bleibt  ein 
solches  politisches  Einkreisungssystem 
unter  allen  Umständen. 
Bei  den  Revaler  Abmachungen  sind  wir 
in  Deutschland  jedoch  noch  nicht  ein- 
mal die  Nächstbetroffenen.  Offenbar  han- 
delt es  sich  jetzt  unfein  russisch-englisches 
Vorgehen  in  den  Balkanfragen,  und  es 
wird  sich  sehr  bald  zeigen,  wieweit  man 
dabei  Österreich-Ungarn  zu  eli- 
minieren bestrebt  war. 
Aber  selbst  bei  glattestem  weiteren  Ver- 
lauf bleibt  die  unverkennbare  tiefgehende 
Erregung  in  Deutschland,  die  allen 
Flotten-  und  Heeresvorlagen  der  Regie- 
rung eine  willige  Mehrheit  sichert. 
X  X 
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Persien  Ganz   unmöglich   wäre  es 

übrigens  nicht,  dass  sich 
Pcrsien  als  Ablenkungs- 
rnittel  gegen  ein  englisch-russisches  Vor- 
gehen auf  dem  Balkan  bewährt.  Im 
Norden  und  Nordwesten  Persiens  hören 
die  Zusammcnstösse  mit  russischen  und 
türkischen  Truppen  nicht  mehr  auf.  Den 
Russen  gegenüber  sollen  nomadisierende 
persische  Banden  der  schuldige  Teil  sein, 
während  andrerseits  kurdische  Irregu- 
läre die  Angreifer  bilden  sollen.  Im 
ganzen  Innern  ist  ein  wüstes  Chaos,  ein 
stiller  Bürgerkrieg  ausgebrochen.  Im 
Kanrpf  zwischen  dem  Parlament  und 
dem  Schah  ist  augenblicklich  der  Schah 
wieder  einmal  oben  auf.  Dagegen  wehrt 
sich  die  Bevölkerung  der  Hauptstadt 
durch  eine  allgemeine  Geschäftsein- 
stellung und  gelegentliche  Tumulte. 
Noch  verwickelter  wird  die  Lage  da- 
durch, dass  die  führenden  Köpfe  der 
parlamentarischen  Opposition  allesamt 
Nationalisten  und  deshalb  gegen  Russ- 
land und  England  aufgebracht  sind, 
denen  sie  eigenmächtige  Verfügung  über 
persische  Gebietsteile,  in  dem  bekannten 
Asienvertrag,  vorwerfen.  Jeder  Tag 
kann  hier  einen  vollkommenen  inneren 
Zusammenbruch  und  unberechenbare 
Kämpfe  nach  aussen  bringen. 

X  x 

Kurze  Chronik  nie  Schweiz  hat  grund- 
sätzlich dem  von  Deutsch- 
land vorgeschlagenen 
Schiedsgerichtsverfahren  zugestimmt,  um 
nachzuprüfen,  ob  in  der  deutschen 
Rückvergütung  des  Getreidczolls  an 
exportierende  Mühlen  eine  Ausfuhr- 
prämie stecke.  Auch  das  staatliche  Mo- 
nopol de*  Getreide-  und  Mehlhandcls 
wird  in  der  Schweiz  mehr  als  je  erör- 
tert. X  Zwischen  England  und  Nord- 
amerika ist  durch  Vertrag  das  Porto 
für  d**n  einfachen  Brief  auf  i  d  (8M1  Pf.) 
heraufsetzt  worden.  Hoffentlich  lässt 
ein  ähnlicher  deutsch-amerikanischer 
Vertrag  nicht  lange  auf  sich  warten. 

Sozialistische  Bewegung  /  Josef  Bloch 

PrcimlHche  Das  Wahlergebnis  muss 
wählen"*"  vom  Parteistandpunkt  aus 
für  die  Sozialdemokratie 
Sehr  erfreulich  genannt  werden:  6  Sozial- 
demokraten werden  im  preussischen 
Landtag  sitzen,  der  bis  jetzt  noch  nie 
auch  nur  einen  sah.  Der  Erfolg  ist  zum 
überwiegenden  Teil  «lern  Eifer  und  der 
Tatkraft  <ler  Parteigenossen,  und  na- 
mentlich der  Berliner,  zu  danken,  die 
eine  einmal  ihnen  übertragene  Aufgabe 
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mit  Zähigkeit  und  Opferwilligkeit  durch- 
zuführen wissen.  Auch  diese  Wahl 
bringt  erneut  zur  Erinnerung,  über  welch 
treffliches  Material  die  Partei  verfügt. 
Mit  einer  solchen  Armee  licsse  sich  po- 
litisch Grosses  erreichen,  wenn  der  Bra 
vour  der  Truppe  die  Strategie  des  Gene- 
ralstabs entspräche. 

Ein  Teil  des  Erfolgs  wird  in  der  gegne- 
rischen  Presse  dem  IVahUcrrorisvius  zu 
geschrieben,  den  die  Sozialdemokratie  ge- 
gen kleine  Geschäftsleute  usw.  ausgeübt 
hat.    Es  sei  daher  noch  einmal  hier  fest 
gestellt,  dass  die  Benutzung  wirtschaft- 
licher Machtmittel  zu  politischen  Zwecken 
von  der  Sozialdemokratie  prinzipiell  ver- 
urteilt wird.    Wenn  diesmal  trotzdem  die 
wirtschaftliche     Abhängigkeit  politisch 
ausgebeutet  wurde,  so  geschah  es,  wie 
vorher   ausdrücklich   ausgesprochen,  zu 
dem  Zweck,  um  der  öffentlichen  Abstim- 
mung,  die  dergleichen   ermöglicht,  ein 
Ende  zu  bereiten.    Es  geschah  also  nur 
in  diesem  einen  Fall  und  nur  für  diesen 
einen  Zweck.     Das  an   sich  unethischc 
Mittel  sollte  lediglich  die  Konsequenzen 
der  öffentlichen  Wahl  mit  ihrem  Ge- 
wissenszwang   demonstrieren,     sie  ge- 
schah also  gerade  im  Dienst  politische- 
Sittlichkeit.   Gleichzeitig  aber  ist  sich  die 
Partei  dessen  bewusst,  dass  dieses  Mittel 
nur  in  diesem  einzigen   Fall  der 
Notwehr  berechtigt  ist.  dass  eine  Über- 
tragung  auf   andere   Situationen  unter 
allen   Umständen   zu  verwerfen  ist. 
Politisch  genommen  präsentiert  sich  das 
Gesamtergebnis  der   Wahl   freilich  we- 
sentlich anders  als  unter  dem  Gesichts- 
winkel des  reinen  Parteiinieresses.  Diese 
Wahl    sollte    über    die    Reform  des 
preussischen  Wahlrechts  entscheiden  und 
einen  Umschwung  der  preussischen  Po- 
litik anbahnen.    Ihr  Ausgang  hat  solche 
Hoffnung  fürs  erste  vernichtet.    Die  Zu- 
sammensetzung des  preussischen  l^and- 
tags  ist  einer  Wahlreform  eher  noch  un- 
günstiger  geworden,   die  Mchrheitsver- 
hältnisse     sind     im     wesentlichen  die 
gleichen  geblieben,    ja  man  kann  noch 
eine  kleine   Verschiebung  des  Schwer- 
punkts  nach   rechts   konstatieren.  Die 
beiden  einzigen  politischen  Parteien,  die 
es  in  Deutschland  gibt,  die  Konservati- 
ven und  das  Zentrum,  sind  in  Ruhe  und 
Besonnenheit  den  Weg  ihrer  Interessen 
gegangen  und  haben  dadurch  ihre  Macht- 
stellung neu  befestigt.    Die  übrigen  Par- 
teien und  Gruppen,  und  namentlich  die 
wahlreformfreundlichen,  haben  zwar  viel 
Wesens  und   Zeitungsgeschrci  gemacht, 
aber  sie  hatten  so  viel  mit  ihrer  gegen- 
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seifigen  Bekämpfung  zu  tun,  das.«;  sie 
Jen  Kampf  selber  vollständig  vergassen. 
Der  Ausgang  der  Wahl  hat  gezeigt,  wie 
wenig  die  preussische  Bevölkerung  die 
Bedeutung  ihres  Wohlrechts  und  ihres 
Parlaments  überhaupt  kennt.  Nur  die 
Rechte  iri  ihrer  kraftvollen,  geschlossenen 
Art  kennt  sie  und  handelt  danach.  Das 
Bürgertum,  die  freien  Berufe,  alle  die 
«nterschiedlichen  Intellektuellen  haben 
sich  nicht  gerührt  Man  kann  ihnen 
■icht  einmal  einen  Vorwurf  daraus 
machen.  Das  Wenige  an  politischem 
Interesse,  das  in  Deutschland  aufzutrei- 
ben ist,  wird  von  dem  weit  dekorativeren 
Reichstag  absorbiert-  Und  schliesslich: 
IS  Jahre  sind  es  jetzt  her,  seit  Bernstein 
die  Beteiligung  an  den  preussischen 
Landtagswahlcn  als  aktuelles  politisches 
Problem  hinstellte,  seit  Arons  seine  Ar- 
beit für  eben  diese  Beteiligung  begann, 
die  er  unermüdlich  die  ganze  Zeit  über 
fortgeführt  hat ;  wenn  es  so  langer  Zeit 
bedurfte,  um  selbst  der  sozialdemokrati- 
schen Arbeiterschaft,  die  es  doch  in  erster 
Linie  anging,  die  Wichtigkeit  der  preussi- 
schen Landtagswahl  beizubringen,  so 
kann  man  es  den  übrigen,  politisch  lange 
nicht  so  gedrillten  Schichten  der  Be- 
völkerung am  Ende  nicht  verdenken, 
dass  sie  heute  noch  davon  nichts  wissen. 
Die  Aussichten  einer  preussischen  Wahl- 
reform liegen  jetzt  schlechter  als  jemals 
zuvor.  Der  objektiv  Urteilende  wird  die 
sozialdemokratische  Partei  nicht  von  der 
Schuld  daran  freisprechen  können.  In 
dieser  Zeitschrift  ist  nachdrücklich  die 
Konzentration  aller  Wahlrcformfreunde 
empfohlen  worden.  Natürlich,  unmittel- 
bar vor  der  Wahl  war  es  zu  spät  dazu. 
So  etwas  wird  eben  nicht  durch  irgend 
eine  Wahlparole  erreicht  sondern  durch 
lange  Vorbereitung  und  Schulung  des 
politischen  Denkens.  Gerade  diejenigen, 
die  von  der  Bewegung  so  wenig  und  alles 
vom  Endsiel  halten,  sollten  auch  in 
•einem  politischen  Kampf  das  Endziel 
einige  Jahre  früher  im  Auge  haben  und 
die  ganze  Methode  danach  einrichten. 
Die  Liberalen  sind  wirklich  so  unpoli- 
tisch wie  nur  möglich ;  ihre  Praxis  zeich- 
net sich  weder  durch  Klugheit  noch  durch 
Noblesse  aus.  Alle  Vorwürfe  und  An- 
klagen, die  wir  auf  ihr  Haupt  häufen, 
sind  mehr  als  berechtigt  —  am  wenigsten 
vielleicht  noch  die  wegen  der  Teilnahme 
am  Block,  die  ihnen  doch  ein  Zipfelchen 
der  Macht  oder  wenigstens  deren  Illu- 
sion gibt  und  ihnen  daher  nicht  so  zu 
verübeln  ist  — ,  wir  wissen,  dass  der 
deutsche  Liberalismus  überall  e:n  sehr 


wenig  charakterfester  und  sehr  wenig 
intelligenter  Bundesgenosse  war,  und  um 
seinetwillen  verdient  er  wirklich  nicht  die 
geringste  Unterstützung.  Aber  als  po- 
litische Partei  hat  die  Sozialdemokratie 
nicht  die  Aufgabe  des  Schulmeisters,  der 
nach  der  Zensur  im  Betragen  lobt  oder 
straft,  sondern  sie  hat  ihr  eigenes  Inter- 
esse wahrzunehmen  und  sich  der  Hilfs- 
mittel zu  bedienen,  die  sich  bieten.  Eine 
von  langer  Hand  vorbereitete  Koope- 
ration aller  Wahlreformfrcunde  hätte  die 
einzige  Möglichkeit  des  Erfolges  geboten. 
Die  sozialdemokratische  Presse  scheint 
sich  aber  zum  grossen  Teil  immer  nur 
darüber  Sorgen  zu  machen,  dass  sie 
durch  solch  ein  Zusammengehen  eventuell 
dem  Liberalismus  zu  viel  Gutes  tun 
könnte.  Es  ist  merkwürdig,  dass  die 
sozialdemokratische  Partei  in  wirt- 
schaftspolitischen Fragen,  in  denen  sie 
sich  in  Wahrheit  vom  Liberalismus  un- 
terscheiden sollte,  ihm  bedingungslos 
folgt  und  ihm  auch  Dienste  erweist,  die 
sich  mit  dem  Klassenintcrcsse  der  Ar- 
beiter kaum  vertragen,  dass  sie  aber  in 
rein  politischen  Dingen  über  eben  diesen 
Liberalismus  so  streng  zu  Gericht  sitzt, 
den  sie  trotz  seiner  Unwürdigkeit  zu  stär- 
ken in  diesem  Punkt  Anlass  hätte. 
Zuzugeben  ist,  dass  diese  Versäumnis  in 
den  letzten  Monaten  nicht  mehr  nachge- 
holt werden  konnte,  dass  die  Integrierung 
der  psychologischen  Differentiale  zu 
weit  fortgeschritten  war,  um  von  blossen 
Erwägungen  politischer  Klugheit  unwirk- 
sam gemacht  werden  zu  können.  Es  ist 
sehr  anerkennenswert,  dass  zum  Beispiel 
das  Berliner  Tageblatt  —  das  unter 
seiner  jetzigen  Leitung  ja  überhaupt  ein 
ausgesprochen  demokratisches  Gepräge 
und  einen  frischen  Zug  bekommen  hat  — 
noch  nach  den  Urwahlen  einer  Samm- 
lung der  linken  Elemente  das  Wort  re- 
dete, um  zu  retten,  was  noch  zu  retten 
war.  Aber  neben  dem  Berliner  Tage- 
blatt und  der  Frankfurter  Zeitung  stan 
den  eben  die  Vossische  und  die  Frei- 
sinnige Zeitung  und  die  Kopsch  und  die 
Fischbeck,  und  ihnen  gegenüber  stand 
wieder  die  Sozialdemokratie,  in  der  zwar 
die  Bereitwilligkeit  zu  einem  ehrlichen 
Zusammengehen  vorhanden  war  — 
symptomatisch  hierfür  sind  die  Vorgänge 
im  Wahlkreis  Tcltow-Bceskow  — ,  die 
aber  nicht  so  plötzlich  eine  jahrelange 
Parteigewöhnung  abschütteln  und  von 
agitatorischer  Werbearbeit  zu  politisch 
fruchtbarer  Beschränkung  übergehen 
konnte. 

Die  sozialdemokratische  Partei  hat  jetzt 
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wieder  einmal  5  Jahre,  um  über  die 
Lehren  der  Wahl  nachzudenken.  Es  ist 
auch  nicht  anzunehmen,  dass  sie  durch 
einen  allzu  heftig  entbrennenden  Wahl- 
rechtskampf darin  gestört  werden  wird. 
Die  Regierung  wird  sich  schwerlich  mit 
der  Wahlreform  beeilen.  Freiherr  von 
Zedlitz  und  Neukirch,  das  politische  Ba- 
rometer Prcusscns,  zeigt  da  auf  Sehr 
trocken.  Im  Tag  vom  18.  Juni  schreibt 
der  Genannte  mit  gelassenem  Hohn: 
»Vor  allem  .  .  .  wird  die  starke  Abnei- 
gung eines  sehr  grossen  Teils  unserer 
Wählerschaften  gegen  jede  tiefgreifende 
Abänderung  der  Grundlagen  unseres 
Wahlrechts  und  namentlich  der  Wahl- 
kreiseinteilung  nach  ihrem  vollen  Ge- 
wicht gewürdigt  werden  müssen.  Der 
Ausgang  der  Wahlen  spricht  nicht  nur 
gegen  die  Übertragung  des  Rcichstags- 
wahlrechts  auf  Preussen  sondern  auch 
gegen  die  Einführung  des  nationallibe- 
ralen Pluralwahlrechts  ...  So  verengt 
sich  der  Rahmen  für  die  von  der  Regie- 
rung geplante  Wahlreform  immer  mehr; 
um  so  schwieriger  wird  die  gesetzgebe- 
rische Aufgabe,  und  um  so  reiflichere 
Überlegung  erheischt  sie.«  Wir  haben 
also  Zeit,  und  es  ist  nicht  ganz  ausge- 
schlossen, dass  wir  sie  zur  Vervollkomm- 
nung oder  gar  Revision  unseres  politi- 
schen Regelschatzes  benutzen. 
Die  ersten  6  Sozialdemokraten,  die  in  den 
preußischen  I^andtag  einziehen,  sind  die 
Genossen  Borgmann,  Heimann,  Hirsch, 
Leinert,  Dr.  Liebknecht  und  Ströbel. 
Wir  wünschen  ihnen  den  besten  Erfolg 
für  ihr  schwieriges,  verantwortungs- 
reiches Amt.  Über  die  Art,  wie  die  Kan- 
didaten nominiert  wurden,  wird  aber 
noch  manches  zu  sagen  sein.  Man 
konnte  entweder  das  Prinzip  der  Auto- 
nomie der  einzelnen  Wahlkreise  auf- 
stellen oder  aber  —  was  hier,  wo  es  sich 
um  ein  erstes  Eindringen  in  ein  neues 
Gebiet  handelt,  wohl  das  richtigere  ge- 
wesen wäre  —  die  Nominicrung  zur 
Sache  der  Gesamtpartei  erklären  und  sie 
von  Organen  der  Gesamtpartei  vorneh- 
men lassen.  Dagegen  lag  kein  Anlass 
vor  das  Gross  Berliner  Zentralkomitee 
mit  dieser  Aufgabe  zu  betrauen.  Die- 
se.« hat  nicht  den  mindesten  Be- 
ruf als  Wohlfahrtssausschuss  der  Partei 
zu  fungieren.  Die  Gesichtspunkte,  von 
denen  es  in  Kandidatenfragen  ausgeht, 
scheinen  von  denen  der  Politik  in  der  Tat 
sehr  weit  entfernt.  Bei  aller  Hoch- 
schätzung der  Gewählten  muss  man  doch 
sagen,  dass  die  erste  sozialdemokratische 
Landtaghfrakiion  in  Preussen   sich  aus 


Leuten  hätte  zusammensetzen  müssen, 
die  als  Parlamentarier  oder  Gewerk- 
schaftsführer oder  Theoretiker  und  Vor- 
kämpfer auf  dem  Gebiet  der  preussischen 
Fragen  sich  bereits  bewährt  haben,  deren 
Namen  schon  «ine  Bürgschaft  für  Er- 
fahrung, Tatkraft  und  politischen  Takt 
geben.  Diese  erste  Fraktion  ist  doch  be- 
rufen die  ganze  Tonart  und  das  geistige 
Niveau  des  Hauses  zu  verändern ;  sie  hat 
ausserdem  noch  die  schwere  Aufgabe  die 
Wahlrechtsreform,  mag  deren  Stand  sein 
wie  auch  immer,  auf  die  Tagesordnung 
zu  setzen.  Damit  soll  noch  nichts  gegen  die 
Personen  und  die  Qualitäten  unserer 
jetzigen  6  Abgeordneten  gesagt  sein: 
sie  sind  sämtlich  eifrige  Genossen 
und  besitzen  auch  Sachkenntnis.  Sie 
werden  sicherlich  in  die  muffige  Atmo- 
sphäre des  preussischen  Abgeordneten- 
hauses nach  besten  Kräften  etwas  frische 
Luft  hineinzubringen  suchen. 
X  X 
Schweden:  Der  Parteitag  der  schwe- 
*  dischen  Sozialdemokratie, 
der  Pfingsten  stattfand,  be- 
schloss  als  Wahldirektive  natürlich  in 
erster  Linie  die  Stärkung  der  sozial- 
demokratischen Reichstagsfraktion,  gab 
aber  gleichzeitig  zu  bedenken,  dass  die 
konservative  Partei,  die  eine  besondere 
Scharfmachergesetzgebung  gegen  die  Ar- 
beiter und  namentlich  gegen  die  Gewerk- 
schaften vorbereitet,  unter  keinen  Um- 
ständen die  Mehrheit  erlangen  dürfe, 
dass  daher  ihr  gegenüber  die  Liberalen 
zu  unterstützen  seien.  Diese  Politik  ent- 
spricht durchaus  dem  reformistischen 
Grundcharakter  der  schwedischen  Partei. 
Er  wurde  noch  durch  einen  andern  Akt 
des  Parteitags  bekräftigt.  Die  beiden 
Führer  der  Anarchosostalisten,  die  die 
Partei  auf  den  Weg  einer  Gewalttaktik 
drängen  wollten  (vcrgl.  die  Rundschau 
in  den  Sozialistischen  Monatsheften. 
ioo-,  L  Band,  pag.  71)  wurden  mit  sehr 
grosser  Mehrheit,  mit  224  gegen  69  re- 
tpektive  234  gegen  44  Stimmen,  aus  der 
Partei  ausgeschlossen.  Durch  dieses  .Vo- 
tum hat  sich  die  Partei  für  den  evo- 
lutionären Sozialismus  und  für  den  le- 
galen Weg  zu  seiner  Durchsetzung  ent 
schieden.  In  Sachen  des  Antimilitaris- 
mus wurde  ein  Kompromiss  geschlossen, 
der  den  verschiedenen  Anschauungen  in 
der  Partei  die  Möglichkeit  gibt  loyal 
neben  einander  zu  wirken.  In  der  Frage 
der  Organisation  kam  man  zu  dem  Lr- 
gebnis  die  bisher  bestehende  innige  Ver- 
schmelzung der  Partei  und  der  Gewerk- 
schaften   fortdauern    zu    lassen;  doch 
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sollen  die  Gewerkschaftsmitglieder,  die 
mit  der  sozialdemokratischen  Farbe  ihres 
Verbandes  nicht  einverstanden  sind,  die 
Möglichkeit  haben  ausserhalb  der  Partei 
zu  bleiben ;  zu  einer  sozialistischen 
Zwangstaufe  organisierter  Arbeiter  durch 
den  Entschluss  einer  Gewerkschaft  der 
lokalen  Parteiorganisation  beizutreten 
kann  es  nicht  kommen.  Sehr  radikal 
zeigte  sich  der  Parteitag  in  der  Alkohol - 
frage.  Der  Kampf  gegen  den  Alkohol 
wurde  ausdrücklich  beschlossen,  auch 
soll  die  Parteipresse  so  schnell  wie  mög- 
lich alle  alkoholischen  Inserate  los  zu 
werden  suchen. 

In  den  neuen,  vergrösserten  Vorstand 
(er  besteht  jetzt  aus  23  Mitgliedern  aus 
allen  Teilen  Schwedens)  wurden  einige 
Führer  der  Jugendorganisation  hineinge- 
wählt,  was  vermutlich  deren  allzu  ein- 
seitige Propaganda  mehr  mit  den  all- 
gemeinen Grundsätzen  und  der  Taktik 
der  Partei  in  Einklang  bringen  wird. 
Zum  Vorsitzenden  der  Partei  wurde  ein- 
stimmig Genosse  Branting  gewählt. 
Endlich  sei  noch  berichtet,  dass  die  Par- 
tei die  Herausgabe  einer  sozialistischen 
Monatsschrift  beschlossen  hat:  eine  sehr 
erfreuliche  und  für  die  geistige  Ent- 
wickelung  der  Partei  wichtige  Tatsache. 
Unser  schwedisches  Bruderorgan  wird 
unter  der  Leitung  des  Genossen  Branting 
stellen  und  hoffentlich  grossen  literari- 
schen und  politischen  Erfolg  haben. 
X  X 
Kurze  Chronik  ,\m  3.  Mai  wurde  unserm 
toten  Führer  Auer,  dessen 
energische  Hand  und  über- 
legenen Kopf  wir  gerade  jetzt  im  preussi- 
schen  politischen  Kampf  der  letzten  Zeit 
entbehren  mussten,  in  Friedrich^felde  ein 
Grabdenkmal  gesetzt.  Dessen  künst- 
lerische Qualitäten  sind  bereits  in  der  Ru- 
brik Bildende  Kunst  ( pag.  772)  gewür- 
digt worden.  X  Die  französischen 
G  e  m  e  i  n  d  e  w  a  h  1  c  n  sind  für  die  ge- 
einiprte  sozialistische  Partei  Ungünstig 
verlaufen:  eine  Folge  ihrer  selbstgcwähl- 
ten  Isolierung,  die  an  dieser  Stelle  oft 
bedauert  wurde.  X  Die  Wahl  des  Vor- 
standes der  holländischen  Sozial- 
demokratie, die  im  Anschluss  an  den 
Parteitag  vorgenommen  wurde,  fiel  im 
Sinne  der  von  diesem  gegebenen  Direk- 
tive aus.  Vorsitzender  wurde  Genosse 
Vliegen.  Weiter  wurden  gewühlt  van 
Kuijkhof,  Schaper.  Mendels  und  Spiek- 
man.  Die  467  Stimmen,  die  für  van 
Ravesteijn  abgegeben  wurden,  geben  die 
richtige  Starke  der  Marxisten  in  der 
Partei  wieder. 
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Rückblick  auf  Vor  einigen  Monaten  tat 
dM  Jahr  1907  ich  in  dieser  Rundschau 
(1908,  1.  Band,  pag.  184  ff.) 
einen  Rückblick  auf  das  Jahr  1907,  den 
ich  jetzt  nach  den  Mitteilungen  der  Ge- 
ncralkotnmission  an  den  Gewerkschafts- 
kongress  in  Hamburg  berichtigend  ergän- 
zen will.  Ich  hob  damals  bereits  hervor, 
dass  die  gewerkschaftliche  Mitgliederent- 
wickelung  sich  nicht  so  günstig  gestaltet 
habe  wie  in  den  Vorjahren,  gab  aber  die 
voraussichtliche  Mitglicderzunahme,  mit 
der  das  Korrespondenzblatt  rechnete,  auf 
150000  an.  Nun  zeigt  die  Ubersicht  der 
Generalkommission,  dass  sich  der  Mit- 
gliedergewinn im  Jahre  1907  auf  nur 
73853  oder  4,4  %  beläuft,  während  die 
Jajirc  1006  und  1905  einen  solchen  von 
26  respektive  28,3  %  brachten.  Am  Jah- 
resschluss  1907  betrug  die  Mitgliederzahl 
der  freien  Gewerkschaften  1  873  146  gegen 
1  799  293  Ende  1906. 

Es  hatten  am  Jahrcsschluss  1907  die  As- 
phalteure  484  (gegen  Ende  1906  —196), 
Bäcker  17303  (+  1284),  Barbiere 
2271  (4-  342).  Bauhilfsarbeiter  73  404 
(—  n  147)  ,  Bergarbeiter  1 1 1  476 
(+  1229),  Bildhauer  4360  ( —  549), 
Blumenarbeiter  524  (+  209),  Hotteln r 
7919  (—  156),  Brauereiarbeiter  33  177 
f-f-  4575),  Buchbinder  22059  (4-  1588), 
Buchdrucker  53  529  (+  4067),  Buch- 
druckcrcihilfsarbeiter  14  213  (+  1524). 
Bureauangcstellten  1422  (+  234),  Dach- 
decker 6167  ( —  245),  Fabrikarbeiter 
136885  (+  13670),  Fleischer  3066 
(+  '33).  Form  Stecher  420  ( —  65). 
Gärtner  4730  (+  200),  Gastwirtsgehilfen 
6702  (-f  393).  Gemeindearbeiter  26207 
(4-  2969).  Glasarbeiter  16980  (4-  2728). 
Glaser  4970  (4-  290),  Hafenarbeiter 
27981  (+  2758).  Handlungsgehilfen 
8194  (4-  1502),  Handschuhmacher  3534 
(—  152),  Holzarbeiter  147492  (—  4225), 
Hoteldiener  3-253  (4-  302),  Hutmacher 
6803  (4-  87),  Kupferschmiede  4072 
(4-  u),  Kürschner  2333  (+  427). 
Lagerhalter  1953  (4-  356),  Lederarbeiter 
7S74  (—  74),  Lithographen  15  939 
(+  141),  Maler  35817  (4-  104S).  Ma- 
schinisten 18394  (4-  3535).  Maurer 
180792  ( —  2955),  Metallarbeiter  362204 
(4-  24365).  Mühlenarbeiter  4384  ( —  304), 
Notenstecher  415  ( —  36),  Photographen 
410  (—  94),  Portcfeuiller  3895  (—  82). 
Porzellanarbeiter  14878  (4-  709),  Sattler 
7010  (4-  181),  Schiffszimmerer  3738 
(4-  123),  Schirmmacher  450  ( —  IIS), 
Schmiede    18743   (+   1047».  Schneider 
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40271  (—  863),  Schuhmacher  38158 
(4-  2836),  Seeleute  6535  (—  597),  Stein- 
arbeiter 18449  (+  747).  Steinsetzer 
10253  (-f  676).  Stukkateure  7398 
( —  643),  Tabakarbeiter  29922  ( —  2830), 
Tapezierer  8479  (-f-  471),  Textilarbeiter 
126440  (+  14908),  Töpfer  11 349 
( —  585),  Transportarbeiter  88961 
(+  7177).  Xylographen  498  (+  40),  Zi- 
garrensortierer 2901  (-f  174)»  Zimmerer 
53  272  (4-  895),  Zivilmusiker  1383 
(-f-  404)  Mitglieder. 

Von  61  Organisationen  haben  also  nicht 
weniger  denn  21  einen  Mitgliedcrrück- 
gang  zu  verzeichnen  gehabt,  4  Organi- 
sationen, die  der  Konditoren,  der  Buch- 
drucker Elsass  -  Lothringens,  der  Gra- 
veure und  der  Wäschearbeiter  haben  sich 
mit  den  Verbänden  der  Bäcker,  Buch- 
drucker, Metallarbeiter  und  Schneider 
vereinigt. 

Die  Zahl  der  weiblichen  Mitglieder 
hat  sich  wieder  recht  günstig  entwickelt 
und  zwar  besser  als  die  der  männlichen. 
Sic  belief  sich  Ende  1907  auf  140746 
gegen  132  821  Ende  1906,  was  einer  Jah- 
reszunahme um  7925  oder  rund  6% 
entspricht.  Im  Jahre  1906  betrug  die 
Zunahme  der  weiblichen  Mitglieder  aller- 
dings rund  50%. 

Sehr  günstig  gestaltete  sich  das  Kas- 
se n  w  e  s  e  n  der  Gewerkschaften.  Die 
Gesamteinnahme  der  Zentralvcrbände  be- 
zifferte sich  auf  51396784  (41602939) 
M.  oder  auf  27,4  (24,6)  M.  pro  Mitglied. 
Schon  aus  dieser  Ziffer  geht  hervor,  dass 
die  Gewerkschaften  von  Jahr  zu  Jahr 
ihre  Fonds  kräftigen.  War  es  ihnen  doch 
auch  im  Jahre  1907  möglich  bei  einer 
Gesamtausgabe  von  43  122  519  (36963  4U) 
ihre  Kassenbestände  von  25312634  auf 
33242545  M.  zu  steigern.  Von  den 
wichtigeren  Ausgaben  der  Gewerkschaf- 
ten sind  zu  nennen  13  106363  (13  747  412) 
M.  für  Streikunterstützung,  für  Ver- 
bandsorganc  1878392  (1594009),  für 
Agitation  2  271 271  (1820753),  für 
Rechtsschutz  346  773  (342  339).  für 
Gemassregeltenuntcrstützung  1 010045 
(795209),  Reiseunterstützung  869148 
( 758  222),  Arbeitslosenunterstützung 
6  527  577  (2653296),  Krankenunter- 
stützung 3482822  (3281  741).  Invalidcn- 
unterstützung  384562  (351  181),  Sterbe- 
unterstützung, Umzugs-  und  Notfalls- 
unterstützung 1385808  (1  181  282),  Stel- 
lenvermittlung 52837  (26559),  Biblio- 
theken 276588  (26559),  Unterrichtskurse 
43  195,  Statistiken  61  315,  sonstige  Zwecke 
3187Ö93,  Konferenzen  418737  (283772), 
Cencralkomwission     240164  (220754), 


internationale  Verbindung  52  192  (21  417) . 
Kartelle  und  Sekretariate  574090 
(420709),  Gehälter  691753  (548648). 
Verwaltungsmatcrial  780358  (763375). 
Verwaltungskosten  der  Gau-  und  Lokal  - 
Verwaltungen  5  360  296  M.  Bemerkens- 
wert ist  die  Steigerung  der  Arbeitslosen- 
unterstützung um  mehr  als  das  Doppelte 
im  letzten  Jahr.  Hier  zeigen  sich  schon 
die  Wirkungen  der  Wirtschaftskrisis. 
Unsere  Ubersicht  über  das  deutsche 
Gewerkschaftswesen  legt  aber  Zeugnis  ar> 
von  der  inneren  Erstarkung  der  gewerk- 
schaftlichen Organisationen. 
X  X 

Kongresse  undpie  Gastwirts  gehil- 
Verb.ndstage  f  (  n  hie]ten  jhren  Verbands- 

tag  vom  12.  bis  zum  16.  Mai 
in  Leipzig  ab.  Es  wurde  gegen  die  ge- 
werbsmässige Stellenvermittlung  Stellung 
genommen,  ebenfalls  gegen  das  Trink- 
geld, dessen  gänzliche  Beseitigung  als 
Ziel  der  Organisation  bezeichnet  wurde. 
Die  Massnahmen  des  Vorstandes  zwecks 
Verschmelzung  des  Verbandes  mit  dem 
Hoteldiencrverband  wurden  gut  geheissen. 
In  der  ersten  Maiwoche  hielten  die 
Textilarbeiter  ihren  Verbandstag 
in  Leipzig  ab.  Es  erfolgte  die  Einfüh- 
rung der  Arbeitslosenversicherung.  Die 
Beamtengehälter  wurden  im  Sinne  der 
Gewerkschaftskongressbeschlüsse  aufge- 
bessert. 

Das  geschah  ebenfalls  bei  den  Hafen- 
arbeitern, die  in  der  folgenden 
Woche  in  Hamburg  tagten.  Hier  wur- 
den auch  einige  Unterstützungseinrich- 
tungen verbessert.  Im  übrigen  beschäf- 
tigte man  sich  sehr  eingehend  mit  der 
Verschmelzungsfrage. 
In  der  dritten  Maiwochc  tagten  die 
Lederarbeiter  in  Frankfurt  a.  M..  die 
Schmiede  in  Dresden  und  die  Stukka- 
teure in  Nürnberg.  Bei  den  Le- 
derarbeitern wurde  die  Frage 
der  Verschmelzung  der  Lederarbeiter  - 
Organisationen  zu  einem  Industricarbei- 
terverband  sehr  eingehend  diskutiert. 
Über  diese  Frage  soll  in  den  beteiligten 
Verbänden  durch  Urabstimmung  ent- 
schieden werden.  Der  Beitrag  wurde- 
auf  50  und  60  Pf.  für  männliche,  auf 
25  Pf.  für  weibliche  Mitglieder  festge 
setzt.  Die  Unterstützungseinrichtungen 
wurden  den  Beiträgen  entsprechend  ab- 
gestuft, und  zwar  beträgt  die  Streikunter- 
stützung 6.  12  und  14  M.,  die  Arbeits- 
losenunterstützung schwankt  zwischen  3 
und  12  M.,  die  Kranken-  und  Reise 
Unterstützung  zwischen  1,80  und  5,40  M. 
Die  'Beamtengehälter  wurden  verbessert 
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und  zwar  erhalten  die  Vorstandsbeamten 
2000  bis  2700.  die  Gaubeamten  1800  bis 
2400,  die  Ortsbeamten  1800  bis  2100  M. 
pro  Jahr. 

Die  Schmiede  lehnten  eine  Ver- 
schmelzung ihres  Verbandes  mit  dem 
Metallarbeiterverband  mit  34  gegen 
5  Stimmen  ab.  Es  wurde  Staffelung 
der  Beiträge  in  3  Klassen  beschlossen 
und  zwar  betragen  die  Beiträge  60,  40 
und  25  Pf.  Die  Arbeitslosenunterstützung 
schwankt  je  nach  der  Beitragsklasse  und 
der  Mitgliedschaftsdaucr  zwischen  18  und 
2,50  M.,  die  Krankenunterstützung  zwi- 
schen 10  und  2,  die  Streikunterstützung 
zwischen  14  und  8  M.  pro  Woche. 
Die  Stukkateure  beschlossen  die 
Einführung  von  4  Beitragsklassen  mit 
Beiträgen  in  Höhe  von  50,  60,  70  und 
80  Pf.  Ferner  wurde  die  Erwerbslosen- 
Unterstützung  eingeführt,  für  die  der 
Beitrag  in  allen  Klassen  gleichmässig 
.15  Pf.  beträgt,  und  die  vom  13.  Tage 
der  Erwerbslosigkeit  in  Höhe  von  1,25  M. 
pro  Tag  bis  zum  Gesamtbetrag  von 
75  M.  in  einem  Jahr  gewährt  wird.  Die 
Streikunterstützung  beträgt  in  der  unter- 
sten Beitragsklassc  15  M.  für  Verheira- 
tete und  12  M.  für  Ledige,  sie  steigt  in 
den  höheren  Klassen  um  je  1  M.  Für 
jedes  Kind  wird  1  M.  extra  bezahlt.  Die 
Gehälter  der  Beamten  wurden  entspre- 
chend dem  Beschluss  des  Gewerkschafts- 
kongresses normiert. 

In  der  letzten  Maiwoche  tagten  die 
Holzarbeiter  in  Stettin.  Aus  ihren 
Verhandlungen  ist  besonders  bemerkens- 
wert eine  ausgedehnte  Debatte  über  die 
Tarifbewegung  und  über  die  Maifeier, 
wobei  sich  die  meisten  Redner  gegen  die 
Arbeitsruhe  am  [.  Mai  aussprachen. 
Wichtige  taktische  Beschlüsse  wurden 
nicht  gefasst.  Der  Verbandssitz,  der  sich 
seit  25  Jahren  in  Stuttgart  befindet, 
wurde  nach  Berlin  verlegt. 
In  der  gleichen  Woche  hatten  auch  die 
Buchdrucker  auf  ihrer  Tagung  zu 
Köln  ausgedehnte  Taktikdebatten.  So- 
wohl die  Tarif politik  des  Verbandes  wie 
die  Sparten  (Branchen)  frage  und  die 
Haltung  des  Korrespondenten  wurde  in 
zum  Teil  erregten  Auseinandersetzungen, 
die  ein«  ganze  Woche  ausfüllten,  ein- 
gehend erörtert.  Irgend  welche  Be- 
schlüsse, die  eine  Änderung  der  jetzigen 
Taktik  bedingen,  wurden  nicht  gefasst. 
Der  Sitz  der  Korr*.s/>0nrf«'rt/rcdaktion 
wurde  von  Leipzig  nach  Berlin  verlegt. 
Die  Buchdruckereihilfsarbei- 
ter tagten  in  der  Woche  vor  Pfingsten 
in  München.    Es  wurde  die  Einführung 


einer  5.  Beitragsklasse  beschlossen;  den 
Wöchnerinnen  wird  eine  einmalige  Unter- 
stützung in  Höhe  von  10  M.  gewährt;  die 
übrigen  Unterstützungen  werden  erheb- 
lich modifiziert.  Auch  die  Beamtenge- 
hälter werden  den  Beschlüssen  des  Ge- 
werkschaftskongresses entsprechend  auf- 
gebessert. Die  Solidarität  soll  ab  1.  Ok- 
tober wöchentlich  erscheinen. 
Während  der  Pfingsttage  fanden  auch  die 
Verbandstage  der  Photographengehilfen 
und  der  Handlungsgehilfen  in  Berlin  re- 
spektive München  statt.  Die  Photo- 
graphengchilfen  sprachen  sich  im 
Prinzip  für  Anschluss  ihrer  Organisation 
an  den  Lithographenverband  aus.  über 
die  Frage  soll  endgültig  durch  Urabstim- 
mung entschieden  werden.  Die  Hand- 
lungsgehilfen erhöhten  ihre  Bei- 
träge auf  1,20  M.  pro  Monat  für  männ- 
liche, 80  Pf.  für  weibliche  Mitglieder,  die 
Unterstützungsdauer  der  Stcllenlosen- 
unterstützung  von  10  auf  12  Wochen. 
Schliesslich  ist  noch  kurz  über  den 
7.  internationalen  Textilar- 
beiterkongress  zu  berichten,  der 
vom  25.  bis  zum  29.  Mai  in  Wien  statt- 
fand. Es  gab  dort  wieder  eine  Ausein- 
andersetzung mit  den  Engländern  über 
die  Bcitragslcistung  zu  einem  bereits  im 
Jahre  1902  in  Zürich  beschlossenen  inter- 
nationalen Streikfonds,  zu  dem  pro 
Kopf  und  Jahr  10  c.  Beitrag  geleistet 
werden  sollte,  während  die  Engländer  nur 
2  c.  leisten  wollen.  Die  Regelung  der 
Frage  wurde  bis  zum  nächsten  Kongress 
im  Jahre  1911  verschoben.  Künftig  soll 
das  bisher  in  zwangloser  Folge  er- 
scheinende internationale  Korrespon- 
denzblatt alle  2  Monate  erscheinen. 
X  X 
Kurz«  Chronik  Aus  einer  vom  Zimme- 
rerverband aufgenom- 
menen Tarifstatistik  echt 
hervor,  dass  dieser  Verband  im  Jahre 
1907  135  Tarifverträge  abgeschlossen  hat, 
die  sich  auf  542  Orte  mit  1224  Betrieben 
und  8081  beschäftigten  Zimmerern  er- 
streckten. Bis  zum  Jahresschluss  1907 
waren  vom  Verband  402  Tarifverträge, 
auf  2842  Orte  mit  5914  Betrieben  und 
49019  Zimmerern,  abgeschlossen.  Von 
diesen  Verträgen  galten  269  nur  für  Zim- 
merer, an  68  sind  die  Maurer  und  an  63 
Maurer  und  Bauhilfsarbeiter  mit  beteiligt. 
X  Der  Holzarbeitcrvcrband 
war  am  Schluss  des  Jahres  1907  an  454 
Tarifverträgen  beteiligt,  die  sich  auf 
1 1  039  Betriebe  mit  93  643  beschäftigten 
Personen  erstrecken.  X  Der  Litho- 
graphenverband   gibt   seit  Mitte 
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April  die  Graphische  Jugend  heraus,  die 
sich  der  Aufklärung  der  Lehrlinge  im 
Lithographiegewerbe  widmet.  X  Die 
Brauereiarbeiterzeitung  erscheint  seit  ih- 
rer Nummer  vom  22.  Mai  in  einer  Auf- 
jage von  40  500,  das  bedeutet  in  noch 
nicht  2  Jahren  eine  Steigerung  der  Auf- 
lageziffer um  10  000.  X  Der  englische 
Bergarbeiterverband  beschloss  durch  Ur- 
abstimmung mit  263000  gegen  178000 
Stimmen  den  Anschluss  an  die  L.  P. 
X  X 
Literatur  Die  letzten  Wochen  haben 
uns  wieder  viele  und  gute 
Gewerkschaftsliteratur  ge- 
bracht, über  die  wir  jetzt  nur  zum  Teil 
und  nur  kurz  berichten  können.  In  erster 
Linie  nenne  ich  hier  J  u  1  i  u  s  Deutsch' 
Geschichte  der  österreichischen  Gewerk- 
schaftsbewegung /Wien,  Brand/.  Der 
den  Lesern  der  Sozialistischen  Monats- 
hefte wohlbekannte  Verfasser  zeichnet 
hier  mit  sicherer,  kundiger  Hand  ein 
Bild  von  der  Entwickclung  der  öster- 
reichischen gewerkschaftlichen  Bewegung 
vom  Jahre  1848  an  bis  auf  unsere  Tage. 
Wir  werden  mit  den  mühseligen  Organi- 
sationsversuchen in  den  vierziger,  fünf- 
ziger und  sechziger  Jahren,  den  Kämp- 
fen mit  einem  brutalen,  rückständigen 
Unternehmertum  und  einer  willkürlichen 
und  brutalen  Polizei,  mit  den  tiefgehen- 
den Bruderkämpfen  zwischen  der 
Lassalleschen  und  der  Schultze-Delitz- 
schen  wie  zwischen  der  gemässigten  und 
radikalen  Arbeiterbewegung  bekannt  ge- 
macht (vergl.  auch  den  Artikel  Otto 
Hucs  Aus  der  gewerkschaftlichen  Sturm- 
und Drangperiode  in  diesem  Bande  der 
Sozialistischen  Monatshefte,  pag.  713  ff.). 
Die  Kämpfe  um  das  Koalitionsrecht  wie 
um  die  politische  Gleichberechtigung  der 
Arbeiterklasse,  die  Kämpfe  um  die  Or- 
ganisationsform werden  uns  treffend  ge- 
schildert und  alle  die  Leidenswege,  die 
gerade  die  österreichische  Gewerkschafts- 
bewegung infolge  der  rückständigen 
Volksbildung,  der  sprachlichen  Hinder- 
nisse wie  der  nationalen  Vorurteile  zu 
überwinden  hatte.  Gerade  diese  Schil- 
derungen über  die  Lage  und  die  Ver- 
fassung des  österreichischen  Arbeiter- 
standes verdienen  besonderes  Interesse, 
sie  bilden  einen  wichtigen  Beitrag  zur 
Kulturgeschichte.  Auch  der  Volkswirt 
zieht  aus  dem  Buche  reichen  Gewinn,  da 
es  einen  guten  Überblick  über  die  Ent- 
wicklung der  österreichischen  Volks- 
wirtschaft innerhalb  der  letzten  40  Jahre 
bietet.  Schliesslich  zeigt  das  Werk  auch 
gleichzeitig   ein   grosszügiges    Bild  der 


österreichischen  sozialdemokratischen 
Parteibewegung.  Für  den  Gewerkschafter 
sind  es  aber  vorzüglich  die  Kapitel,  in 
denen  der  Werdegang  und  die  Taktik  der 
österreichischen  Gewerkschaftsbewegung 
geschildert  werden,  die  ihm  das  BuchNbc- 
sonders  wertvoll  machen.  Es  sei  allen 
zur  eifrigen  Lektüre  empfohlen.  X  Die 
Literatur  über  das  Tarifvertragswesen  er- 
hält eine  gute  Bereicherung  durch  Dr. 
Adolf  Günthers  Tarifvertrag  in 
München,  seine  geschichtliche  Entwickc- 
lung, seine  rechtliche  Struktur,  seine  stati- 
stisch-wirtschaftlichen Grundlagen  /Mün- 
chen, Lindauer/,  bereits  in  der  Rubrik 
Sozialpolitik  in  diesem  Bande  (pag. 
632  ff.)  erwähnt.  Obwohl  das  kleine 
Werk  nur  über  Münchener  VerÄlt- 
nisse  berichtet,  verdient  es  doch  aTtJ* 
meines  Interesse.  Ich  möchte  es  sogar 
dem  besten  an  die  Seite  stellen,  was  in 
den  letzten  Jahren  an  Tarifvertragslite- 
ratur erschienen  ist.  X  An  statisti- 
schen Arbeiten  verdienen  Erwähnung 
die  Publikationen  des  Bauhilfsarbeitcrver- 
bandes  Lebenshaltung  und.  Arbeitsverhält- 
nisse der  deutschen  Bauhilfsarbeiter  und 
des  Gewerkschaftssekretariates  in  Hanno- 
ver-Linden Die  wirtschaftliche  Lage  der 
Arbeiter  von  Hannover-Linden  und  Um- 
gegend ;  über  letztere  wurde  bereits  in 
der  Rubrik  Sozialpolitik  (pag.  633)  refe- 
riert. X  Von  der  sonst  vorliegenden  ge- 
werkschaftlichen Literatur  sei  noch  eine 
gute  Broschüre  Paul  Umbreits  über 
das  aktuelle  Thema  Der  Stand  der  gelben 
Organisationen  in  Deutschland  /Berlin, 
Cohen/  hervorgehoben.  X  Endlich  ver- 
dient das  vom  Holzarbeitervcr- 
b  a  n  d  herausgegebene  Handbuch  für 
Verbands  funk  tionäre  weiteste  Beachtung. 
Es  führt  uns  in  das  ganze  Organisations- 
getriebe einer  grossen  Gewerkschaft  ein, 
es  gibt  den  Verbandsfunktionären  Auf- 
schluss  und  Anleitung  für  alle  vorkom- 
menden Arbeiten  und  Aufgaben  einer  Or- 
ganisationsleitung und  ihrer  Glieder. 
Diese  Anleitungen  werden  durch  zahl- 
reiche Tabellen  und  Formulare  dem  Ver- 
ständnis  der  Funktionäre  näher  gebracht. 
Aus  diesem  Buche  wird  der  Gewerkschaf- 
ter und  Gcwcrkschaftsfrcund  reichen  Ge- 
winn ziehen. 

qenossenschafbbewegung  /  Gertrud  David 
Zentralver-  £>as  grosse  Gonossen- 
Koasomver.  ^chaftsjahr  1907  hat  auch 
e/oe  dem  Zcntralverband  deut- 

scher Konsumvereine  einen  ganz  beson- 
deren Aufschwung  gebracht.  Und  zwar 
prägt  sich  dieser  weniger  in  einer  Vcc- 
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mehrung  der  angeschlossenen  Vereine  — 
der  sich  naturgcmäss  allmählich  immer 
engere  Grenzen  ziehen  —  sondern  viel- 
mehr in  einem  Wachstum  dieser  Vereine 
selbst  aus.  Die  Zahl  der  Verbandsver- 
einc  stieg  gegen  das  Jahr  1906  von  929 
auf  985  oder  um  6  %,  die  der  Bericht 
erstattenden  von  886  auf  964  oder  um 
8,8  %,  deren  Mitgliedcrzahl  von  781  369 
auf  885  074  oder  um  13  %,  und  der  Um- 
satz sogar  von  258514822  M.  auf 
303794452  M.  oder  um  17,5  %.  Wie  sich 
im  einzelnen  die  Geschäftsergebnisse  die- 
ser Vereine  gestaltet  haben,  ist  aus  fol- 
gender Aufstellung  ersichtlich : 
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Der  Umsatz  der  Konsumvereine, 
der  bei  weitem  wichtigsten  Gruppe,  in 
der  Gesamthöhe  von  238  208  100  M.  setzt 
sich  zusammen  aus  einem  Umsatz  von 
216679122  M.  im  eigenen  und  21  528978 
M.  im  Licferantcngcschäft,  wobei  letz- 
teres gegen  das  Vorjahr  erfreulicher- 
weise relativ  etwas  abgenommen  hat. 
Aus  eigenen  Produktivwerkstätten  ent- 
stammten für  26914 137  M.  Waren  = 
11.3%  des  Umsatzes,  gegen  10,8%  im 
Vorjahre.  140  Vereine  betrieben  Bäcke- 
reien, 22  Schlächtereien,  11  Mineral- 
wasserfabrikation,  6  Konfektions-  und 
Wäschebetriebe,  5  Kaffeeröstereien,  je  3 
Mosterei  und  Teigwarenfabrikation, 
2  Molkerei  und  je  1  Käserei,  Sauerkraut-, 


Besen-,  Korbwarenfabrikation,  Gurken- 
einlegerei,  Destillation,  Tischlerei,  Na- 
gelschmiede und  Schuhreparaturwerkstatt. 
Das  eigene  Kapital  der  Konsumvereine 
einschliesslich  der  Geschäftsguthaben, 
Reserve-  und  anderen  Fonds  betrug  im 
Berichtsjahre  26061243  M.  oder  rund 
30  M.  pro  Mitglied.  Der  Grundbesitz 
des  Vereins  stand  mit  38741367  M.  zu 
Buche  gegen  34284778  M.  im  Vorjahre. 
Beschäftigt  wurden  in  diesen  Vereinen 
0662  in  der  Warenverteilung  und  1810  in 
der  Produktion  tätige  Personen.  Von 
Interesse  dürfte  auch  eine  Zusammen- 
stellung über  diei  Berufszugehö- 
rigkeit der  Konsumvereinsmitglieder 
sein.  Es  waren  im  Jahre  1907  von  diesen 
Mitgliedern :  selbständige  Gewerbetrei- 
bende 54  552,  selbständige  Landwirte 
'3  349.  Angehörige  der  freien  Berufe, 
Beamte  32  196,  Lohnarbeiter  in  gewerb- 
lichen Betrieben  568986,  Lohnarbeiter  in 
landwirtschaftlichen  Betrieben.  19287, 
ohne  Beruf  55  341-  Von  all  diesen  Per- 
sonen waren  652604  männlichen  und 
91  107  weiblichen  Geschlechts.  In  den 
letzten  4  Jahren  hat  sich  die  Zahl  der 
.weiblichen  Mitglieder  verdreifacht,  wäh- 
rend die  der  männlichen  nur  auf  das 
Anderthalbfache  gestiegen  ist. 
Eine  erfreuliche  Entwicklung  weisen 
auch  die  eigentlichen  Produktiv- 
genossenschaften auf,  die  ihren 
Umsatz  von  4  *73  549  M.  auf  5  720  132  M. 
oder  um  37  %  vermehrt  haben.  Immer- 
hin beträgt  er  noch  nicht  den  4.  Teil  der 
von  den  Konsumvereinen  selbst  produ- 
zierten Waren.  Dabei  entfällt  etwa  der 
3.  Teil  des  Umsatzes  dieser  Vereine 
auf  die  Konsumentenproduktivgenosscn- 
schaften,  das  heisst  auf  Produktivbetriebe, 
die  sich  im  Besitze  der  Konsumenten  be- 
finden, also  Organisationen,  die  logi- 
scherweisc  den  Konsumvereinen  zuge- 
zählt werden  müssten.  Daneben  gibt  es 
dann  noch  Übergangsformen,  wie  die 
Hamburger  Tabakarbeiter-Genossenschaft, 
die  teils  den  Arbeitern  der  betreffenden 
Betriebe  teils  den  Konsumenten  der  er- 
zeugten Waren  teils  dritten  Personen  ge- 
hören. Die  Entwicklung  dieser  Ge- 
nossenschaft zu  einer  Zentralproduktiv- 
genossenschaft der  Konsumvereine  ist 
deutlich  erkennbar  durch  die  immer 
engere  Angliederung  an  die  G.  Ii.  G. 
Von  den  24  zur  Statistik  berich- 
tenden Produktivgenossenschaften  be- 
schäftigten sich  8  mit  der  Herstellung 
von  Backwaren,  je  4  mit  der  von  Herren- 
garderobe und  von  Drucksachen,  je  2  mit 
der  von  Möbeln  und  von  Schuhwaren  und 
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je  i  mit  der  von  Konditorei-  und  Zucker- 
waren, Zigarren,  Kautabak,  Bier,  Sauer- 
kraut In  diesen  Genossenschaften  wur- 
den 1030  Personen  beschäftigt,  von  denen 
jedoch  nur  391  Mitglieder  waren.  Schon 
aus  diesem  Verhältnis  geht  der  wenig 
echte  Charakter  dieser  Produktiv- 
genossenschaften  hervor.  Da  in  der 
G.  E.  G.  281  Personen  beschäftigt  waren, 
so  betrug  die  Gesamtzahl  der  Ende  1007 
in  den  Vereinen  des  Zentralverbandes 
tätigen  Personen  12783.  davon  10334  in 
der  Warenverteilung  und  2449  in  der  Pro- 
duktion. 

Aus  dem  Bericht  über  das  Sekre- 
tariat und  die  V  e  r  1  a  g  s  a  n  s  t  a  1 1 
des  Verbandes  entnehmen  wir  folgende 
Mitteilungen:  Die  Arbeiten  der  Vcr- 
lagsanstalt  wurden  im  vergangenen  Jahre 
in  4  Gruppen  eingeteilt:  I.  die  kauf- 
männische Abteilung,  2.  die  Abteilung 
für  Buchdruckerei,  3.  die  Abteilung  für 
Redaktion  und  Verlag  und  4.  die  in  der 
Entwickelung  begriffene  Abteilung  für 
Versicherungswesen.  Ausserdem  brachte 
das  vergangene  Jahr  die  Errichtung  einer 
eigenen  Druckerei  im  eigenen  Verwal- 
tungsgebäude des  Zentraherbandes.  In 
der  Druckerei  waren  am  1.  April  68  Per- 
sonen beschäftigt,  im  Sekretariat  00  Per- 
sonen, Leiter  des  letzteren  ist  Heinrich 
Kaufmann.  Der  Warenumsatz  der  Ver- 
lagsanstalt betrug  im  vergangenen  Jahre 
360000  M.,  der  dabei  erzielte  Überschuss 
15  851  M.  An  der  Spitze  der  redaktio- 
nellen Abteilung  steht  seit  kurzem  Dr. 
August  Müller  als  Chefredakteur,  dem 
Martin  Krolik  als  Mitredakteur  zur  Seite 
geReben  ist.  Die  vom  Verband  heraus- 
gegebene Konsumgenossenschaftliche 
Rundschau  erscheint  gegenwärtig  in  einer 
Auflage  von  8000  Exemplaren,  50  mehr 
als  im  Vorjahre.  Das  populäre  Frauen- 
genossenschaftsblatt, das  mit  Beginn 
des  neuen  Jahres  in  ein  Genossenschaft- 
liches Volksblatt  verwandelt  wurde,  hat 
«eine  Auflage  von  144400  auf  161  730 
Exemplare  gesteigert.  Ausserdem  er- 
schienen im  Verlane  des  Zentralverban- 
des das  2bändige  Jahrbuch  und  eine  An- 
zahl Agitationsschriften,  die  in  Hundert- 
tausenden von  Exemplaren  zur  Vertei- 
lung kamen,  sowie  zum  Jahresschluss 
der  Konsumgenossenschaftliche  .'1gi- 
tationskalender. 

X  X 
RussUnd  Der  1.  russische  Genossen- 
schaft skongress,  der  vom 
29.  April  bis  zum  3.  Mai 
in  Moskau  tapte,  ist  leider  der  Auflösung 
verfallen.    Dies  ist  um  so  mehr  zu  be- 


dauern als  man  auf  diese  Tagung  grosse 
Hoffnungen  für  die  Entwickelung  der 
neuerdings  so  kraftvoll  einsetzenden  russi- 
schen Genossenschaftsbewegung  gesetzt 
hatte.  Die  Verhandlungen,  denen  neben 
Arbeitern  und  Bauern  auch  eine  grosse 
Zahl  von  Gelehrten.  Schriftstellern. 
Studenten  usw.  beiwohnten,  trugen  ein 
durchaus  zielbewusstes  Gepräge,  was 
wohl  der  Teilnahme  von  mehreren  in  der 
europäischen  Bewegung  sehr  erfahrenen 
Genossenschaftern,  wie  Dr.  Totomjanz. 
V.  Seiheim  und  anderen  zuzuschreiben 
war.  Die  Arbeiten  des  Kongresses  waren 
in  Sektionen  geteilt.  Aus  den  Verhand- 
lungen der  Sektion  der  Konsumver- 
eine heben  wir  folgende  wichtigste  Be- 
schlüsse hervor:  >Es  ist  notwendig,  dass 
sich  in  den  Dörfern  die  Konsumvereine 
mit  anderen  Genossenschaften  verbinden, 
zum  Beispiel  mit  Kreditgenossenschaf- 
ten^ >Es  ist  besser,  dass  die  Kon- 
sumvereine auch  als  landwirtschaft- 
liche Genossenschaften  dienen,  denn  die 
gesonderte  landwirtschaftliche  Genossen- 
schaft kann  unter  dem  Einfluss  von  un- 
demokratischen Elementen  (Grossgrund- 
besitzern usw.)  leiden,  während  die  Kon- 
sumvereine diesen  schädlichen  Einfluss 
paralysieren^  Weiter  empfahl  der  Kon- 
gress  die  Abschaffung  des  Kreditgebens 
in  Konsumvereinen,  massige  Verzinsung 
auf  Anteilscheine  und  im  allgemeinen 
Anwendung  der  Prinzipien  von  Roch- 
dale.  Den  Angestellben  der  Konsumver- 
eine wurde  die  Erwerbung  der  Mitglied- 
schaft und  die  Entsendung  eines  Ver- 
treters in  die  Verwaltungen  empfohlen ; 
auch  sollen  besondere  Kommissionen  aus 
Genossenschaftern  und  Gewerkschaftern 
gebildet  werden,  die  sich  mit  der  Schlich- 
tung etwaiger  Streitigkeiten  zu  befassen 
hätten. 

Die  hauptsächlich  aus  Bauern  bestehende 
Sektion  der  Kreditgenossen- 
schaften beschäftigte  sich  im  wesent- 
lichen mit  organisatorischen  und  techni- 
schen Fragen.  In  den  Verhandlungen  der 
Sektion  der  Produktivgenossen- 
schaften wurde  zu  deren  Stärkung 
eine  Verbindung  mit  den  Konsumvereinen 
und  Gewerkschaften  empfohlen.  Alle 
Sektions-  und  auch  die  gemeinschaft- 
lichen Sitzungen  kamen  zu  der  Über- 
zeugung, dass  eine  Verbindung  der  ver- 
schiedenen Genossenschaftsarten  not- 
wendig und  wünschenswert  sei ;  die  Po- 
lizei schien  jedoch  in  dieser  Verbindung 
eine  besondere  Gefahr  zu  erblicken  und 
verl>ot  die  Unterhaltung  darüber.  Ferner 
referierte  Dr.  Totomjanz  in  einer  solchen 
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gemeinschaftlichen  Sitzung  über  die  po- 
litische und  religiöse  Neutralität  der  Ge- 
nossenschaften und  Dr.  Posse  über  die 
Aufgaben  der  Genossenschaftsbewegung 
in  Russland.  Als  dieser  ausführte,  dass 
die  Genossenschaften  nichts  vernichten 
sondern  vielmehr  neue  Wirtschaftsformen 
schaffen,  wurde  auch  er  von  der  über- 
wachenden Polizei  unterbrochen.  Infolge 
dieser  fortgesetzten  Händel  entschloss 
sich  die  Kongrcssleitung  bereits  am 
5.  Sitzungstagc  den  Kongress  aufzulösen. 
Trotz  dieses  vorzeitigen  Endes  werden, 
so  darf  man  hoffen,  die  Arbeiten  des 
Kongresses  befruchtend  auf  das  ge- 
nossenschaftlich^ Leben  Russlands  ge- 
wirkt haben. 

X  X 
Karze  Chronik  Am  6.  April  fanden  in  Dres- 
<kn  und  am  io.  Mai  in 
Darmstadt  Protcstver- 
sammlungen  gegen  die  geplanten 
Sonderbesteuerungen  der  Konsumvereine 
in  Sachsen  und  in  Hessen  statt.  X  Der 
Genosscnschaftstag  des  Allgemeinen 
Verbandes  wird  vom  24.  bis  zum 
29.  August  in  Frankfurt  a.  M.  abgehalten 
werden.  X  In  Dänemark  berichteten 
Ende  1907  zu  einer  vom  dortigen  Kon- 
sumvereinsverband veranstalteten  En- 
quete 632  Konsumvereine,  die  89  773  Mit- 
glieder besassen,  einen  Umsatz  von 
30  576  035  M.  erzielten  und  von  denen 
563  Rückvergütungen  in  Höhe  von 
1 700  237  M.  verteilten.  X  Die  finni- 
sche Grosscinkaufsgesellschaft  Suomcn 
hielt  am  18.  April  in  Abo  ihre 
Jahresversammlung  ab.  Der  Gesellschaft 
gehören  80  Konsumvereine  an;  der  im 
Jahre  1907  erzielte  Umsatz  betrug 
7 107  887  M.,  der  Überschuss,  der  voll- 
ständig den  Reserven  zugeführt  wurde, 
T23051  M.  Auf  den  Kopf  der  Bevölke- 
rung des  Landes  berechnet  hat  die  Ge- 
sellschaft im  3.  Jahre  ihres  Bestehens  be- 
reits den  erstaunlichen  Umsatz  von 
2.80  M.  erzielt.  X  Der  seitherige  Se- 
kretär des  Verbandes  schweizerischer 
Konsumvereine  Dr.  Hans  Müller  ist 
nach  London  übergesiedelt,  um  seine 
Tätigkeit  ganz  in  den  Dienst  des  Inter- 
nationalen Genossenschaf tsbundes  zu 
stellen. 
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Maturwissenschaften  /  Bruno  Borchardt 

tictium  Die  Verflüssigung  des  He- 

liums oder  vielmehr  seine 
Uberführung  in  den  festen 

Zustand  soll  Anfang  März  dieses  Jahres 


Herrn  Professor  Kamerlingh  Onnes  in 
Leiden  gelungen  sein.   Die  Verflüssigung 
der  sogenannten  permanenten  Gase  wurde 
durch  die  Andrewssche  Entdeckung  der 
kritischen  Temperatur  im  Jahre  1869  er- 
möglicht und  nahm  im  Jahre  1877  mit 
der  Verdichtung  des  Sauerstoffs  durch 
Cailletet  in  Paris  und  Pictet  in  Genf 
ihren  Anfang.   Die  weiteren  Erfolge  auf 
diesem  Gebiet  hängen  mit  der  Erniedri- 
gung der  Temperatur  zusammen :  je  tiefere 
Temperaturen  es  herzustellen  gelang,  um 
so  mehr  permanente  Gase  gingen  in  de« 
flüssigen   Zustand   über.    Am  meiste« 
Widerstand  leistete  das  Helium,  jenes 
nächst  dem  Wasserstoff  leichteste  Gas, 
das    schon    lange    durch   die  Spektral- 
analyse als  Bestandteil  der  Sonne  er- 
kannt war.  als  es  im  Jahre  1895  durch 
Ramsay  auch  auf  der  Erde  nachgewiesen 
wurde.    Noch  vor  kurzem  erwiesen  sich 
alle  Versuche  das  Helium  zu  verflüssige« 
als  vergeblich,  obwohl  man  bis  zu  einer 
Temperatur  von  — 267 0  gedrungen  war, 
also  nur  noch  6 9  von  dem  sogenannten 
absoluten  Nullpunkt  entfernt  blieb. 
In  neuester  Zeit  ist  das  Helium  wieder 
viel  genannt  worden,  da  Ramsay  bei  ihm 
zuerst  die  Umwandlung  von  Elementes, 
nämlich  die  Umwandlung  von  Radium- 
emanation in  Helium,    feststellte.  Es 
scheint  also,  dass  das  Helium  unter  den 
Elementen  eine  besondere  Rolle  spielt. 
Auch  bei  den  Onnesschen  Experimenten 
verhält  es  sich  anders  als  andere  Gase. 
Onnes  benutzte  Heliumgas,  das  in  einer 
geschlossenen  Röhre  auf  100  Atmosphäre« 
Druck  komprimiert  und  in  einem  Bade 
flüssigen  Wasserstoffs  auf  — 259°  abge- 
kühlt wurde.   Bei  dieser  tiefen  Tempera- 
tur liess  er  das  komprimierte  Helium 
sich  in  ein  Vakuum  entspannen,  wobei 
sich  eine  Wolke  bildete,  aus  der  sich  eine 
flockige  Substanz  in  der  Röhre  ansam- 
melte, die  in  20  Sekunden  verdampfte ;  doch 
blieb  etwas  davon  in  der  Röhre  zurück, 
während  der  Druck  auf  eine  Atmosphäre 
anstieg.    Bei  Verringerung  des  Druckes 
verflüchtigte  sich  die  Substanz,  ohne  dass 
ein  Zeichen  von  Verflüssigung  zu  bemer- 
ken gewesen  wäre.    Über  die  Tiefe  der 
Temperatur,  welche  bei  der  Entspannung 
des  komprimierten  auf  —259°  gekühlten 
Helium  erreicht  wurde,  ist  noch  nichts 
bekannt.    Onnes  meldete  sein  Ergebnis 
dem  englischen  Physiker  Dewar  telegra- 
phisch   mit    den    Worten:  »Convcrte4 
helium  into  solid.  Last  evaporating  parts 
show  considerable  vapour  pressures,  as  if 
liquid  State  is  jumped  over.« 
X  X 
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jtu,t .«««nende  Dass  die  sogenannten  La- 
Fuem*  byrinthfische,     zu  denen 

unter  anderem  der  als 
Zierfisch  beliebte  Makropodus  und  der 
indische  Kletterfisch  gehören,  der  direk- 
ten Luftatmung  bedürfen,  ist  zwar  lange 
vermutet,  war  aber  einwandfrei  niemals 
festgestellt.  Cuvier  nahm  an,  dass  in 
dem  sogenannten  Labyrinth,  einem  an  die 
Kiemenhöhle  angrenzenden  Hohlraum,  in 
dem  sich  mehrere  an  den  Kiemenbogen 
anschliessende  gefaltete  Knochenplätt- 
chen  befinden,  ein  Vorrat  von  Wasser 
aufbewahrt  werden  könnte,  der  diesen 
Fischen,  die  länger  als  andere  ausserhalb 
des  Wassers  aushalten  können,  das 
Atmen  auf  dem  Lande  eine  Zeitlang  er- 
möglicht. Diese  Ansicht  blieb  länger  als 
ein  J ahrhanden  unangeiocnten,  ms  aber 
Hyrtl  in  den  sechziger  Jahren  des  vori- 
gen Jahrhunderts  nachwies,  dass  die 
Knochcnplättchen  des  Labyrinths  beim 
Herausnehmen  des  Fisches  aus  dem  Was- 
ser kein  Wasser  zurückhalten  können, 
dieses  vielmehr  sofort  ausfliesst,  wurde 
die  Möglichkeit  in  Erwägung  gezogen, 
dass  es  sich  hier  um  einen  Apparat  zur 
direkten  Luftatmung  handeln  könne,  ohne 
dass  die  Frage  trotz  mehrfacher  morpho- 
logischer Untersuchungen  vollständig 
geklärt  werden  konnte. 
Henninger  veröffentlicht  nun  in  den  Zoo- 
logischen Jahrbüchern  eingehende  mor- 
phologische Untersuchungen,  deren  Er- 
gebnisse, die  eine  respiratorische  Bedeu- 
tung des  Labyrinths  wahrscheinlich 
machen,  er  durch  direkte  physiologische 
Experimente  bestätigt  fand. 
Die  zu  untersuchenden  Fische  wurden 
nebst  Kontrollfischen  unter  den  ver- 
schiedensten Bedingungen  beobachtet. 
Unter  normalen  Verhältnissen  zeigten 
die  Labyrinthfische  eine  viel  geringere 
Kiemenatmung  als  die  Kontrollfische, 
dagegen  stiegen  sie  in  regelmässigen 
Zwischenräumen  an  die  Oberfläche  em- 
por, um  Luft  zu  schöpfen.  Wurde  dann 
diese  direkte  Luftatmung  dadurch  ver- 
hindert, dass  einige  Zentimeter  unter  der 
Oberfläche  des  Wassers  ein  Netz  ausge- 
spannt wurde,  während  der  Saucrstoff- 
gehalt  des  Wassers  durch  grüne  Pflan- 
zen und  künstliche  Durchlüftung  mög- 
lichst hochgehalten  wurde,  so  becin- 
flusste  dies  die  Kontrollfische  in  keiner 
Weise,  die  Labyrinthfischc  dagegen  wur- 
den unruhig,  machten  vergebliche  Ver- 
suche durch  das  Netz  zur  Oberfläche  zu 
gelangen  und  sanken  dann  unter  starken 
Atembewegungen  zu  Boden.  Schliesslich 
verlangsamten  sich  die  Atembewegungen 


wieder  und  die  Tiere  gingen  ein.  Die 
Zeit  vom  Beginn  des  Versuchs  bis  zum 
Tode  war  bei  den  verschiedenen  Gattun- 
gen verschieden.  So  verlor  Makropodus 
nach  3%  Stunden  die  Fähigkeit  des 
Gleichgewichts  und  verendete  7  Stunden 
42  Minuten  nach  Beginn  des  Versuchs, 
während  bei  einer  anderen  Gattung, 
Trichogaster,  bei  gleichem  Verlaufe  der 
Tod  erst  nach  112  Stunden  eintrat. 
Wurde  das  Netz  entfernt  als  der  Fisch 
schon  ziemlich  erschöpft  war,  so  stieg 
er  sofort  zur  Oberfläche  und  wiederholte 
die  Aufstiege  in  schnelleren  Zwischen- 
räumen, bis  er  sich  in  etwa  einem  hal- 
ben Tag  völlig  wieder  erholt  hatte. 
Versuche  ausserhalb  des  Wassers  zeig- 
ten, dass  Labyrinth  fische  in  einem 
trockenen  Porzellangefäss  fast  6  Stunden 
aushielten,  während  der  Kontrollfisch 
schon  nach  einer  halben  Stunde  zu 
gründe  ging.  Henninger  schob  das  Ein- 
gehen der  Labyrinthfische  auf  das  Ein- 
trocknen ihrer  Haut  und  wiederholte  den 
Versuch  mit  der  Abänderung,  dass  der 
Boden  des  Gefässes  mit  angefeuchteten 
Pflanzen  bedeckt  wurde.  Tatsächlich 
lebte  auch  in  diesem  Fall  der  Kontroll- 
fisch nur  eine  halbe  Stunde,  während 
der  Labyrinthfisch  Makropodus  27  Stun- 
den ausdauerte  und  vielleicht  nur  deshalb 
einging,  weil  die  Pflanzen  nicht  wieder 
angefeuchtet  wurden. 
Schliesslich  wurden  die  Tiere  in  abge- 
kochtes Wasser  gebracht,  wo  die  Kon- 
trollfischc  aus  Mangel  an  Sauerstoff  bald 
zu  gründe  gingen,  die  Labyrinthfische 
dagegen  irgend  welche  Zeichen  von  Miss- 
behagen nicht  zeigten  sondern  regelmässig 
Luft  an  der  Oberfläche  schöpften. 
Wurde  aber  die  Atmungstätigkeit  da- 
durch ausgeschlossen,  dass  das  abge- 
kochte Wasser  in  einer  luftdicht  ver- 
schlossenen Kochflaschc  sich  befand,  so 
gingen  die  Labyrinthfische  noch  schnel- 
ler ein  als  die  Kontrollfische;  sie  haben 
also  ein  grösseres  Sauerstoff bedürfni» 
als  diese. 

Die  Versuche  lassen  an  der  respiratori- 
schen Funktion  des  Labyrinths  und  an 
der  Wichtigkeit  der  direkten  Luftatmung 
für  diese  Fische  keinen  Zweifel,  sie  er- 
klären auch  ihre  Fähigkeit  in  wenig 
sauerstoffreichem  Wasser  auszuhalten 
und  dieses  zeitweise  wie  der  indische 
Kletterfisch  freiwillig  zu  verlassen. 

X  x 

Kurz«  Chronik  £)je  Direktion  des  physika- 
lischen Instituts  der  Uni- 
versität  Berlin   fasste  den 

Beschluss  dem  Deutschen  Museum  in 
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Nürnberg  die  250  Jahre  alten  O  r  i  g  i  - 
■  alapparatc  Guerickcs  zu  über- 
lassen :  sie  sollen  im  Saale  Mechanik 
Aufstellung  finden.  X  Der  ausserordent- 
liche Professor  an  der  Universität  Göt- 
tingen, Dr.  Max  Abraham,  der  sich 
bereits  in  jugendlichem  Alter  durch  her- 
vorragende Arbeiten  auf  dem  Gebiet  der 
Elektrizitätslehre  verdient  machte,  ist 
als  ordentlicher  Professor  der  mathe- 
matischen Physik  an  die  Universität 
von  Illinois  berufen  worden.  X  Für  die 
in  Glarus  zugleich  mit  der  Jahresver- 
sammlung der  Schweizerischen  Gesell- 
schaft für  Chemie  stattfindende  Ol.  Ver- 
sammlung der  Schweizerischen 
N  a  tu  r  f  0  r  s  c  h  e  n  d  e  n  Gesell- 
schaft sind  unter  anderem  folgende 
Vorträge  angekündigt :  Professor  A.  Rip- 
pcnbach-Burckhardt  Die  Schweremessun- 
gen der  schweizerischen  geodätischen 
Kommission ;  Professor  Dr.  Ch.  E.  Guye 
Un  puissant  auxiliaire  de  la  science  et 
de  Vindustrie:  Varc  voltaiquc,  son  mc- 
eanisme  et  ses  applications ;  Dr.  H.  Grei- 
nachcr  über  die  radioaktiven  Substanzen. 

KUNST 

Dichtkunst  /  May  Hochdorf 

Hauptmann  Dramen  vieler  Völker  habe 
ich  in  diesem  Winter  ken- 
nengelernt. Bühnenstücke 
der  modernen  Hellenen  lagen  vor  mir, 
die  Sada  Yakko  spielte  vor  uns  eines 
ihrer  japanischen  Legcnden^piele,  ich  sah 
den  wundervollen  Künstler  Grasso  in  der 
italienischen  Bauerntragödie,  schliesslich 
ging  ich  an  wenigen  der  hundert  Pre- 
mieren vorbei,  die  der  Pariser  Theater- 
winter brachte.  Aber  was  war  das  alles? 
Licss  sich  da  entdecken,  düss  wir  in 
Europa  oder  in  der  exotischen  Fremde 
irgend  etwas  zu  hoffen  haben,  etwas  Un- 
erhörtes, Unerwartetes  und  Neues?  Die 
Routine  ist  in  Europa  so  gross  geworden, 
dass  Theaterwerke  wenig  mehr  mit 
Poesie  zu  tun  haben.  Ob  diese  fran- 
zösischen Autoren  Abel  Hermant,  ob 
sie  Cavaiilet  und  de  Flers,  ob  sie  Bricux, 
ob  sie  Capus  oder  Xozierc  heissen,  die 
Unterschiede  ihrer  Art  sind  nicht  solche 
der  Kunstbegabung  sondern  Grade  der 
szenischen  Geschicklichkeit.  Dort  aber, 
wo  noch  das  Herz  im  Drama  lebte,  im 
primitiven  Neugriechenland,  in  der  pa- 
thetischen Bauerntragödie  der  Sizilianer, 
dort  fehlte  im  Grund  jede  Kenntnis  der 
Bühnenwirkungen,  für  deren  zu  grobe 
Vernachlässigung  die  Modernen  keine 
Verzeihung  mehr  haben. 
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Nun  sah  ich  weiter  nach  Deutschland 
hinüber.  Bei  uns  spürt  man  ganz  genau 
den  Willen  aus  der  leeren  Theater- 
spielerei herauszukommen,  wieder  Werte 
der  Empfindung  und  des  reinen  Geistes 
szenisch  darzustellen.  Das  wird  ja  jetzt 
in  ästhetischen  Abhandlungen  allgemein 
verlangt.  In  die  Dramatiker  ist  der  Ernst 
gekommen,  sie  scheuen  sich  nicht  mehr 
von  der  Heiligung  zu  prophezeien,  die 
Bühnendichtungen  über  die  Menschen 
verbreiten  sollen.  Die  Kunstrichter,  die 
sich  in  den  Ruf  der  Urteilskraft  zu  brin- 
gen vermochten,  haben  es  durchgesetzt, 
dass  man  heute  Theater  baut,  über  deren 
düsterem  Gebälk  schon  von  vornherein 
die  Schwere  des  Tragischen  lagert. 
Finster  und  streng  sollen  die  Stätten  der 
hohen  Kunst  sein,  und  die  Stimmung,  die 
für  sie  ersehnt  wird,  muss  das  Gemüt 
einpressen,  umklammern  mit  dem  Pathos 
der  Zerstörung.  So  die  Bauten,  so  auch 
die  deutschen  Poeten. 
Unter  ihnen  geht  Gerhart  Hauptmann 
als  erster.  Kaiser  Karls  Geisel  /Berlin, 
S.  Fischer/  heisst  seine  letzte  Arbeit.  Ein 
Legendensjpel.  Kaiser  Karl  der  Grosse 
ist  ein  Greis  geworden.  Da  hängt  er  sein 
Herz  an  ein  junges  Ding,  das  sich  von 
jedem  jungen  Lotterbuben  beschlafen 
lässt,  das  allen  Fuhrknechten  und  Bauern 
zu  Willen  ist.  Alle  wissen  das,  der 
Kaiser  allein  nicht.  Er  will  nicht  mehr 
regieren,  er  lässt  sich  alles  entschlüpfen, 
was  er  mächtig  an  seine  Herrschaft  ge- 
kettet hat.  Ihm  liegen  nicht  die  Sachsen 
und  die  Friesen  mehr  im  Kopf  sondern 
nur  das  Mädel,  die  Hur.  Die  wird  krank, 
da  sie  bei  einer  Sauforgic  von  zu  vielen 
Mannern  missbraucht  worden  ist.  Sie 
stirbt,  leicht  zwitschernd,  unschuldig  fast 
trotz  der  angeborenen  Widrigkeit,  in  der 
Hut  geistlicher  Frauen.  Karl,  der  einen 
Augenblick  an  ihrer  Bahre  weich  wurde, 
wird  wiederum  geheilt,  innerlich  von  sol- 
cher Verirrung  losgelöst,  und  er  sagt, 
dass  er  der  Mächtige  sei.  Das  Volk 
glaubt,  es  jubelt,  es  schlägt  die  Schilde 
zusammen  und  hebt  die  Schwerter.  Heil ! 
Das  Schauspiel  ist  darum  für  die  Bühne 
verloren,  weil  sein  Lyrismus  zu  sehr  aus- 
schweift. Eigentlich  ist  die  ganze  Ge- 
schichte eine  Ballade.  Der  höfische 
Prunk  in  der  Erzählung  hätte  Stoff  zu 
bunten  Bildern  geboten.  So  sollte  all 
das  Plastik  werden,  aber  es  wurde  nur 
Stukkatur.  Früher  wusste  Hauptmann  es 
besser  die  Vorzeit  der  Historie  für  unsere 
Augen  und  Ohren  zu  beleben.  Jetzt  hat  er 
wohl  zu  eilig,  wie  man  flüstert,  zu  heftig 
getrieben  von  dem  Wunsch  ein  innere  * 
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Erlebnis  loszuwerden,  das  Stoffliche  über- 
gangen. Di«  Motive  des  Verstandes,  die 
aus  der  gelehrten  Auffassung  des  Pro- 
blems begriffen  werden  müssen,  die  nicht 
ursprünglich  in  die  Empfindung  dringen, 
nehmen  den  grössten  Raum  ein,  und  ent- 
täuscht wendet  man  sich  ab,  den  ergreifen- 
den Ton  nur  selten  findend,  wegen  dessen 
Hauptmann  unser  teurer  Meister  ist. 
X  X 
B*b  Diese    modernen  Tragiker, 

die  ins  Endlose  und  Un- 
fruchtbare in  Düsseldorf,  in 
Weimar  und  Berlin  spintisieren,  scheinen 
sehr  kluge,  sagen  wir  vorsichtiger:  sehr 
unterrichtete  Denker  über  das  Wesen  der 
Tragödie,  aber  sehr  arme,  ganz  und  gar 
unzulängliche  Bereicherer  des  lebendigen, 
aufführbaren  Schauspiels.  Das  hat  nun 
im  wesentlichen  darin  seine  Ursache, 
dass  diese  gewissenhaften  Kunstarbeiter 
sich  bloss  mit  Kunstdingen  befassen,  um 
Kunst  zu  formen,  und  nicht  mit  allen 
Lebensdingen,  die  allein  des  Formens 
durch  die  Kunstmittel  wert  sind.  Man 
wird  kein  Dramatiker  durch  das  Studium 
Hcbbelschcr  Abhandlungen,  durch  das 
Studium  Volkelts  oder  der  Grillparzer- 
schen  Lopestudien  oder  durch  ähnliche 
Bemühungen.  Seit  ewigem  weiss  man 
diese  Binsenwahrheit  schon,  aber  heut  ist 
sie  wiederum  vergessen.  So  achtet  man 
in  Julius  Bab  den  flcissigen,  nicht  origi- 
nellen, aber  unter  der  Masse  der 
Schwätzer  mehr  taugenden  Schriftsteller. 
Aber  dieser  Mensch,  der  vielleicht  durch 
Schicksale  ging,  die  tiefer  als  bis  zu  den 
Haarwurzeln  frassen,  ist  unberührt  von 
alledem,  kann  nicht,  will  nicht  Leben  for- 
men sondern  angewandte  Ästhetik.  Was 
an  der  Tragikomödie  Der  Andere  darum 
schlecht  ist,  habe  ich  schon  früher  einmal 
gesagt  (vergl.  Sozialistische  Monatshefte, 
1007,  1.  Band,  pag.  256-257).  Der  Fehler 
ist  fast  noch  schlimmer  geworden  in  dem 
zweiten  Werk  Blut  /Berlin.  S.  Fischer/. 
Man  spürt  noch  in  dem  Müdesten  des 
Gerhart  Hauptmann  seine  schlagen  de, 
zarte  Seele,  die  teilnimmt  an  inneren  Er- 
fahrungen, aber  tot,  steinern  ist  das  alles 
in  dem  jungen  Bab.  Er  denkt  sich  da  ir- 
gend eine  Königstochter,  die  vom  fernen, 
fremden  Fürsten  gefreit  wird.  Sie  zieht 
mit  der  Magd  von  der  Mutter,  um  ins 
Ehebett  des  Verlobten  zu  steigen.  Da 
wirft  sich  unterwegs  die  Magd  zur  Kö- 
nigstochter auf.  Die  Magd  wird  Köni- 
gin, die  echte  Braut  wird  Hirtin  einer 
Schafherde.  Da  zeigt  aber  die  Magd 
durch  weise  Hcrrschcrtatcn,  dass  sie  kö- 
niglichen Blutes  ist.    Die  Mutter  selbst 


soll  entscheiden,  und  sie  entscheidet  'für 
die  Magd.  Die  jauchzt  auch  darm  noch, 
als  die  echte  Königstochter  durch  einen 
Dolchstoss  in  das  eigene  Herz  den  Adel 
des  Geblütes  endlich  erwiesen  hat.  Wenn 
die  Psychologie  dieses  Dramas  auch  nur 
ein  Fünkchen  Wahrhaftigkeit  besässe! 
Das  frühe  Mittelalter  und  nordische 
Reckenpracht  sollen  die  Stimmung  der 
Zeit  und  des  Ortes  hergeben.  Blutglaube 
Nornengcheimnis,  Weisheit  und  Schaurig- 
keit von  Zaubersprüchen  sollen  die  pathe- 
tische Verssprache  rechtfertigen.  Aber 
der  Spuk  ist  äusserlich.  Der  Geist,  der 
von  ihm  herweht,  durchtränkt  nicht  die 
Menschen  des  Stückes.  Der  Spuk  ist  also 
Putz,  und  da,  wo  er  zum  Humor  der  Gal- 
genvögel gebraucht  werden  soll,  wo  er 
einen  grotesken  Auftritt  munter  machen 
soll,  versagt  er  auch.  Da  bleibt  also  an 
dem  Dichter  Julius  Bab  spottwenig,  aber 
man  soll  im  Urteil  ganz  vorsichtig  sein 
und  anerkennen,  dass  seine  Verssprache 
so  fünf,  sechs  Zeilen  lang  und  in  jedem 
Akt  zwei-  bis  dreimal  voll  Schönheit  ist. 
So  viel  Begabung  für  kurze  Vcrszeilen 
konnte  ich  schon  vor  Jahren  an  Bab  fest- 
stellen. Aber  leider  hat  er  sich  seither 
noch  immer  nicht  zu  Grösserm  entwickelt. 
X  X 
Dramen  Bab  will  als  Ästhetiker  der 

Tragödie  die  grosse,  roman- 
tische Gebärde,  den  Zu- 
sammenklang von  Bühnenbild  und 
Menschcnwort,  die  Geburt  und  da> 
Eingehen  des  tragischen  Menschen, 
den  eine  enge  Welt  der  Gegen- 
spieler umschliesst.  Ihm  ist  es  nicht 
darum  zu  tun,  dass  von  der  Tragödie  der 
Ausblick  in  die  Völkerschicksale  ge- 
weitet wird,  er  will  vielmehr  des  ein- 
zelnen Menschen  Seele  wachsen  und  sich 
ausdehnen  lassen.  Anders  denkt  als 
Ästhetiker  des  Tragischen  Samuel  L  ti- 
bi i  n  s  k  i.  Den  Kampf  der  grossen  so- 
zialen und  ethnischen  Gebilde  will  er  im 
höchsten  Drama  ausfechten  la«scn.  Die 
Menschen  will  er  nicht  Sonderlinge  sein 
lassen  sondern  Wesen  mit  typischer  Ge- 
walt. Das  Drama  Gunther  und  Brunhild 
/Berlin,  Bard/  ist  der  Versuch  zu  der  Er- 
füllung dieses  Wollens.  Lublinski  ist 
nüchtern,  aber  er  hat  Bühnensinn  ge- 
zeigt. Die  beiden  ersten  Akte  des 
Trauerspiels  sind  als  die  Vorbcreitungs- 
mittel  des  Ganzen  öd,  von  einer  kalten 
Verständigkeit  und  zu  durchsichtigen 
Führung.  Das  Weitere  lässt  aber  nicht 
ohne  Interesse,  weil  der  Autor  das  Pro- 
blem der  Nibelungendichtung  in  einer 
wesentlich  anderen  Art  lösen  will.  !■ 
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dem  genannten  Stück  ist  Siegfried  nicht 
der  blindlings  in  Kriemhild  Verliebte,  er 
hat  im  Gegenteil  für  Brunhild  das  leiden- 
schaftlich schlagende  Herz.  Brunhild 
aber  kann  solche  Liebe,  die  zu  spät 
kommt,  nicht  mehr  annehmen.  Sie  will, 
dass  Gunther  sie  räche,  und  der  Burgun- 
denkönig,  ein  Schwächling,  erdolcht  Sieg- 
fried, den  Herrscher  der  Niederlande. 
Von  Hagen  Tronje,  auch  von  der  hür- 
nenen Haut  und  der  allein  verwundbaren 
Schultcrstelle  wird  nichts  gesagt.  Die 
Tat  des  Gunther  ist  die  Tat  eines  Feigen 
gegen  einen  Nichtvorbereitcten.  Brun- 
hild will  nicht  von  einem  Mcuchlcr  ge- 
rächt sein  und  ersticht  sich.  Krierahilde 
aber  eilt  dem  Hunnenkönig  entgegen,  weil 
sie  mit  ihm  die  Rache  für  den  Tod  des 
Gatten  nehmen  will.  Die  grossen 
Zwistigkeiten  zwischen  Hunnen  und 
Deutschen  sind  vorbereitet,  ein  Weltbrand 
ist  angelegt,  zu  dem  schon  im  Laufe  der 
Tragödie  die  Funken  ausstieben. 
Der  Chronist  des  Dramas  kann  enden, 
indem  er  mit  zwei  Worten  noch  einige 
Neuheiten  charakterisiert.  Schalom 
Asch,  der  hier  schon  mehrmals  genannt 
wurde,  Hess  eine  Tragödie  Sabbatai  Zewi 
/Berlin,  S.  Fischer/  erscheinen,  ein  ganz 
interessantes,  aber  nur  als  ethnologischem 
Kuriosum  zu  wertendes  Mysterium  vom 
grossen  jüdischen  Sektierer. 
Das  Schauspiel  Kurt  Friebergers 
Hendrickjc  /Stuttgart,  Juncker/  ist  ein 
wenig  Dilettantengespiel  um  Rembrandt, 
mit  guten  Kenntnissen  in  der  Kunst- 
geschichte. Heinrich  Lauten- 
sacks Komödie  Hahnenkampf  /Berlin, 
A.  R.  Meyer/  ist  die  Geschichte  vom 
Kampf  ums  Weib,  bei  der  einer  von  vier 
Hähnen  ins  grüne  Gras  geknallt  wird. 
Lautensack  hat  Frische  der  Sprache,  Mut 
zum  kräftigen  Dialekt,  Lust  an  einer  zün- 
denden Derbheit,  aber  ihm  zerrinnt  alles. 
Er  ist  zum  Dramatiker  nicht  geduldig 
genug.  Die  Erfindung  neuer  Situationen 
ist  für  den  bescheidenen  Theatermann  ja 
nicht  nötig,  und  wie  man  aus  Bekanntem 
mit  Geschmack  ein  gutes  Spiel  zusam- 
mensetzt, das  zeigt  Paul  Apels  Liebe 
/Berlin.  Ocsterheld/  (vergl.  die  Rubrik 
Buhnenkunst,  pag.  641).  Der  Dichter 
sagt  dazu  tragikomische  Groteske.  Aber 
der  Titel  gibt  nicht  den  Ausschlag. 
Der  Titel  ist  auch  irreführend  bei  der 
Komödie  B  c  r  n  a  r  d  Shaws  Der 
Liebhaber  /Berlin,  S.  Fischer/,  die  übri- 
gens schon  alten  Datums  ist,  aber  jetzt 
erst  deutsch  erschien.  Komödie  heisst 
doch  ins  Fröhliche  gewendetes,  um  einen 
Handlungspunkt     konzentriertes  Spiel 


von  Menschen.  In  diesem  Shawschen 
Stück  wird  mit  dem  immerhin  nicht  ge- 
ringwertigen Titel  eine  Reihe  loser  Dia- 
loge bezeichnet,  die  sich  mit  einem  ge- 
schickten Fraucnliebhabcr  und  der 
Schrulligkcit  angelsächsischer  Frauen,  die 
modern  sein  wollen,  beschäftigen. 

X  X 
Enihiiingen  Von  Hanns  Heinz 
Ewers  ist  ein  Band  Er- 
zählungen unter  dem  tönen- 
den Titel  Das  Grauen  /München,  Georg 
Müller/  erschienen.  Da  sind  erstens 
einige  ausgedehnte  Geschichten  von 
Scheussl  ichkeiten,  die  zu  Unrecht  über 
den  Rahmen  eines  Zeitungsartikels  aus- 
gedehnt worden  sind.  Da  sind  zwei- 
tens zwei  nicht  schlecht  erzählte 
Geschichten,  die  in  Paris,  in  dem 
des  Bürgerkönigtums,  und  in  der  tropi- 
schen VVildnis  spielen.  Das  ist  ganz 
leidlich  gemacht,  nämlich  nur  gemacht. 
Die  Leidenschaft  der  (7ro«^«dichter  wird 
bei  Ewers  zur  Geschicklichkeit.  Er  ist 
nicht,  wie  seine  Lobhudler  verkünden, 
ein  Poe  oder  ein  Hoffmann.  Er  ist  ein 
Literat  unserer  Tage,  der  mit  nüchterner 
Gewandtheit  grausige  Stoffe  dreht. 
Hierbei  verlässt  ihn  sogar  sehr  häufig 
der  Geschmack. 

Zwei  sehr  schöne  Novellen,  die  Freude 
an  Heinrich  Mann  wach  haltend, 
sind  zu  einem  Band  Die  Bösen  /Leipzig, 
Inselverlag/  vereinigt. 

X  X 
Kurze  Chronik  Gestorben  ist  in  Frankreich 
Francois  Coppee,  ein 
schlechter  Dichter  und  ein 
böses,  rückständiges  Herz.  Er  war  ein 
Feind  des  grossen  Emile  Zola,  den  seine 
gerechteren  Anhänger  am  3.  Juni  ins 
Pantheon  überführt  haben.  X  Bald  nach 
seinem  hier  erwähnten  70.  Geburtstag  ist 
Adolph  L'Arronge  gestorben.  X 
Von  Jakob  Wassermanns  älterem 
Roman  Der  Moloch  ist  eine  neue  Bearbei- 
tung /Berlin,  S.  Fischer/  erschienen.  X 
Wer  flott  geschriebene  Lektüre  liebt,  der 
nehme  in  die  Sommerfrische  mit  den 
Paragraphcnlehrling  von  Walter 
Bloem  /Berlin,  Vita\.  X  Im  gleichen 
Verlag  erschien  Hans  von  Kahlen- 
bergs neues  Buch  Der  liebe  Gott.  X 
Der  Roman  Leiden  der  D  o  r  a 
Dunckcr  /Berlin,  Schottländer/  ist 
ebenfalls  zur  Lektüre  zu  empfehlen.  X 
Etwas  niedriger,  aber  stofflich  fesselnd  ist 
Gemeinsam,  die  Geschichte  einer  Zeitungs- 
ehe von  E.  J.  Eichen  /Dresden,  Pier- 
son/. 
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KULTUR 

Technik  /  Heinrich  Luy 

Dampfturbine  An  dieser  Stelle  ist  schon 
von  Dampfturbinen  und 
deren  Bedeutung  für  die 
moderne  Dampfschiffahrt  und  vor  allem 
für  die  Elektrizitätserzeugung  die  Rede 
gewesen,  so  dass  es  angebracht  erscheint 
auch  auf  ihr  Wesen  näher  einzugehen. 
Bei  der  gewöhnlichen  Dampfmaschine 
wirkt  das  Ausdehnungsbestreben  des  ge- 
spannten Wasserdampfes  auf  einen  in 
einen  Zylinder  genau  eingepassten  Kol- 
ben, der  von  einem  Zylinderende  zum  an- 
deren getrieben  wird.  Indem  man  dem 
Dampf  bald  an  dem  einen  bald  an  dem 
anderen  Zylinderende  Eintritt  gestattet, 
erhält  der  Kolben  eine  hin-  und  her- 
gehende Bewegung,  die  durch  eine  Ge- 
stängekombination auf  eine  Kurbelwelle 
übertragen  wird,  so  dass  diese  in  Ro- 
tation versetzt  wird.  Die  Verwandlung 
der  hin-  und  hergehenden  Bewegung  in 
rotierende  Bewegung  bedingt  notwendig 
erhebliche  Energievcrlustc,  ausserdem 
aber  sind  bei  einer  derartigen  Umwand- 
lung einer  Bewegungsform  in  eine 
andere  der  Rotationsgeschwindigkeit  ver- 
hältnismassig enge  Grenzen  gesetzt. 
Beide  Momente  führten  zu  Bestrebungen 
die  Ausströmungsgeschwindigkeit  ge- 
spannten Wasserdampfcs  von  vornherein 
zur  Erzeugung  einer  rotierenden  Bewe- 
gung zu  benutzen.  Vorbildlich  war  hier 
das  bekannte  Wasserrad,  bei  dem  strö- 
mendes Wasser  eine  Drehbewegung  er- 
zeugt. Die  modernen  Wasserräder,  die 
Turbinen,  wie  sie  zur  technischen  Aus- 
nutzung der  auf  der  Erde  vorhandenen 
Wasserkräfte  benutzt  werden,  gehören  zu 
den  vollkommensten  Maschinen,  die  wir 
überhaupt  kennen.  Seit  sehr  langer  Zeit 
wurde  deshalb  versucht  das  Prinzip  des 
Wasserrades  auch  auf  die  Dampfmaschine 
zu  übertragen.  Aber  erst  Anfang  der 
achtziger  Jahre  des  vorigen  Jahrhunderls 
i^t  es  dem  Schweden  de  Laval  gelungen 
eine  brauchbare  Dampfturbine  zu 
Schaffen.  Die  de  Laval-Turbine  besteht 
aus  einem  dicht  eingekapselten  Rade,  an 
dessen  Umfang  eine  grosse  Zahl  von 
Schaufeln  angeordnet  ist.  Gegen  den 
Umfang  dieses  Schaufelrades  sind  meh- 
rere Dampfausströmungsdüsen  gerichtet. 
Strömt  der  Dampf  aus  diesen  Düsen 
gegen  die  Radschaufeln,  so  versetzt  er  das 
Rad  in  Rotation.  Infolge  der  hohen  Aus- 
strömungsgeschwindigkeit des  gespann- 
ten Wasserdampfes  ist  die  Rotation  der 
de  Lavaischen  Turbine  ausserordentlich 
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hoch ;  sie  beträgt  20  bis  30000  Umdrehun- 
gen in  der  Minute.  Da  bei  dieser  rasen- 
den Umdrehungsgeschwindigkeit  die  auf- 
tretenden Fliehkräfte  gewaltige  Grössen 
annehmen,  so  würde  eine  de  Lavaische 
Turbine  sofort  in  Stücke  fliegen,  wenn 
die  Turbinenwelle  nicht  mathematisch 
genau  durch  den  Schwerpunkt  des 
Schaufelrades  gelegt  wird.  Die  techni- 
sche Ausführung  dieser  Aufgabe  ist  über- 
aus schwierig.  In  genialer  Weise  be- 
seitigte aber  de  Laval  diese  Schwierig- 
keit dadurch,  dass  er  die  Turbinenwelle 
nicht  starr,  sondern  möglichst  dünn  und 
elastisch  machte,  so  dass  sich  deren 
mathematische  Achse  selbsttätig  in  die 
Schwerpunktlage  einzustellen  vermag. 
Wegen  der  hohen  Tourenzahl  ist  die  de 
Lavaische  Turbine  aber  noch  nicht  zum 
direkten  Antrieb  von  Arbeitsmaschinen 
oder  Dynamomaschinen  zu  verwenden, 
sie  muss  deshalb  noch  mit  einem  beson- 
deren Zahnradvorgelege  verschen  sein, 
durch  das  die  riesige  Umdrehungszahl 
des  Schaufelrades  auf  praktisch  brauch- 
bare niedrigere  Werte  herabgemindert 
wird.  Dieses  Vorgelege  verbraucht  aber 
selbst  einen  nicht  unbeträchtlichen  Teil 
der  an  der  Turbinenwellc  erzeugten 
Energie,  so  dass  der  durch  die  de  Laval- 
Turbine  erreichte  technische  Fortschritt 
zum  Teil  wieder  illusorisch  gemacht 
wird.  Ausserdem  aber  kann  diese  Tur- 
bine nur  in  Einheiten  bis  etwa  300  PS 
hergestellt  werden. 

Die  Aufgabe  der  Erfinder  musste  sich 
deshalb  darauf  richten  die  Tourenzahl 
der  Dampfturbine  von  vornherein  auf 
ein  solches  Mass  herabzumindern,  dass 
der  direkte  Antrieb  von  Arbeits- 
maschinen möglich  würde.  Diese  Auf- 
gabe ist  erstmalig  von  dem  Ingenieur 
C.  A.  Parsons  geleistet  worden.  Die 
Lösung  besteht  darin,  dass  nicht,  wie 
hei  der  de  Laval-Turlninc.  der  gaaize 
Dampfdruck  respektive  die  Ausströ- 
mungsgeschwindigkeit des  Dampfes  auf 
ein  einziges  Schaufelrad  wirkt,  sondern 
dass  die  gesamte  Dampfspannung  stu- 
fenweise ausgenutzt  wird.  Zu  diesem 
Behuf  ist  die  Farsons-Turbine  in  eine 
Reihe  von  Einzelturbincn  unterteilt  wor- 
den, die  sämtlich  auf  einer  gemeinsamen 
Welle  angeordnet  sind.  Die  Expansion 
des  Dampfes  vollzieht  sich  dann  allmäh- 
lich und  verteilt  sich  auf  die  ganze 
Serie  hintereinander  angeordneter  Tur- 
binen. Nach  der  Zahl  der  hinter  ein- 
ander angeordneten  Turbinensätze  lu'st 
sich  die  Tourenzahl  bis  auf  2000  in  der 
Minute  und  weniger  herabmindern,  und 
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andererseits  lässt  sich  die  Leistung  der 
Parsons-Turbine  bis  zu  jedem  Grade 
steigern.  In  der  letzten  Zeit  sind  Par- 
sons-Turbinen  gebaut  worden,  die  ioooo 
PS  leisten.  Eine  derartige  Dampftur- 
bine in  Verbindung  mit  einer  Dynamo- 
maschine hat  kürzlich  in  dem  Essener 
Elektrizitätswerk  Aufstellung  gefunden. 
Dieses  Maschinenaggregat  nimmt  trotz 
seiner  riesigen  Leistungsfähigkeit  doch 
nicht  mehr  Raum  ein  als  etwa  eine 
3000  pferdige  Kolbendampfmaschine. 
Neben  der  besseren  Ökonomie  —  sofern 
es  sich  um  dauernde  Vollbelastung  han- 
delt —  ist  die  Raumersparnis  der  Haupt- 
vorzug der  Dampfturbine  gegenüber  der 
Kolbcndampfmaschine.  Das  erklärt  auch 
ihre  steigende  Verwendung  bei  Dampf- 
schiffen und  bei  Elektrizitätswerken,  in 
welchen  beiden  Fällen  die  vollkommenste 
Raumausnutzung  häufig  erst  die  Wirt- 
schaftlichkeit des  Betriebes  gewährleistet. 
Für  die  Elektrizitätserzeugung  hat  die 
Dampfturbine  aber  weiterhin  noch  da- 
durch eine  besondere  Bedeutung  ge- 
wonnen, dass  ihre  Rotationsgeschwindig- 
keit absolut  gleichmässig  ist.  Bei  Kol- 
bendampfmaschinen kann  eine  gleich- 
förmige Umlaufgeschwindigkeit  nur  mit 
Hilfe  von  sehr  schweren  Schwungrädern 
erzielt  werden,  trotzdem  ist  die  Umlaufs- 
geschwindigkeit  niemals  absolut  gleich- 
mässig. Bei  der  Elcktrizitätscrzeugung 
macht  sich  diese  Unglcichförmigkeit  in 
der  Umlaufsgcschwindigkcit  aber  sofort 
in  Spannungsschwankungen  bemerkbar, 
die  besonders  bei  der  Lichterzcugung  un- 
angenehm auffallen.  Bei  der  Dampf- 
turbine dagegen  ist  die  absolut  gleich- 
förmige Umlaufsgeschwindigkcitt  durch 
ihr  Prinzip  bedingt,  so  dass  die  Anord- 
nung schwerer  Schwungmassen  über- 
flüssig wird.  Wegen  der  grossen  Touren- 
zahl der  Dampfturbinen  können  die 
direkt  von  ihnen  angetriebenen  Elcktri- 
zitätsgeneratoren  erheblich  kleiner  ge- 
baut werden  als  dies  bisher  möglich  ge- 
wesen ist,  sie  wenJcn  also  billiger,  und 
das  ist  für  die  weitere  Ausdehnung  der 
Elcktrizitätscrzeugung  von  weittragen- 
der Bedeutung;  denn  bei  den  relativ 
hohen  Erzeugungskosten  des  elektri- 
schen Stroms  sind  wir  von  seiner  allge- 
meinen Anwendung  noch  weit  entfernt. 
X  X 
Beleuchtung  £)er  lebhafte  Konkurrenz- 
kampf zwischen  elektrischem 
Licht  und  Gaslicht  hat  ver- 
mittelst de?  Gasglühlichtes  die  elektrische 
Kohlenfadenlampe  stark  in  das  Hinter- 
treffen gebracht.    Durch  die  Metallfaden- 
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lampen  (Osmium-,  Tantal-,  Zirkon-, 
Wolfram-,  Osramlampcn)  wurden  die 
Chancen  für  das  elektrische  Glüh- 
licht wieder  etwas  verbessert.  Diese 
Metallfadenlampen  waren  bisher  aber 
nur  für  Betriebsspannungen  bis  maximal 
110  Volt  verwendbar,  während  im  Inter- 
esse der  Wirtschaftlichkeit  die  neueren 
Elektrizitätswerke  meist  für  220  Volt 
Betriebsspannung  eingerichtet  wurden. 
Dieses  Missverhältnis  zwischen  Lampen- 
spannung und  Betriebsspannung  des 
Werkes  bedingte,  dass  immer  mindestens 
2  Glühlampen  gleichzeitig  benutzt  wer- 
den mussten,  wodurch  die  Ersparnis  teil- 
weise wieder  aufgezehrt  wurde.  Neuer- 
dings bringt  nun  die  Deutsche  Gasglüh- 
licht A.  G.  (Auergesellschaft)  ihre  aus- 
gezeichneten Osramlampen  auch  für  220 
Volt  Betriebsspannung  auf  den  Markt, 
so  dass  diese  ökonomischen  Lampen  auch 
in  Einzelschaltung  gebrannt  werden 
können. 

Unbeirrt  von  den  Anstrengungen  der 
Elektrotechnik  behauptet  das  Gas- 
glühlicht trotzdem  noch  immer  das 
Feld.  Durch  die  Einführung  der  Ap- 
parate für  hängendes  Gasglühlicht 
wird  eine  gute  Verteilung  des  Lichtes 
nach  unten,  also  auf  den  Arbeitsplatz,  er- 
möglicht, und  gleichzeitig  wird  etwas 
Gas  gespart,  wenn  auch  bei  weitem  nicht 
so  viel  wie  die  Reklameinserate  behaup- 
ten. Es  gibt  jetzt  auch  verschiedene 
hängende  G?sglühlichtlampcn,  die  weder 
rauschen  noch  russen,  und  deren  Licht 
auch  nicht  zuckt.  Der  wesentliche  Fort- 
schritt auf  diesem  Gebiet  wird  aber 
durch  die  Invertintensivlampen  markiert, 
bei  denen  Pressgas  benutzt  wird,  und  die 
es  gestatten  bei  einem  Aufwand  von 
stündlich  800  1  zirka  1000  Kerzen  zu 
erzeugen.  In  der  öffentlichen  Beleuch- 
tung Berlins  haben  derartige  Lampen 
erstmalige  Anwendung  gefunden.  Eine 
Reihe  Berliner  Strassen  (die  Pots- 
damer, Königgrätzer,  Wilhelm  Strasse 
und  andere  mehr)  sind  jetzt  mit  diesen 
Lampen  beleuchtet.  Sie  brauchen  den 
Vergleich  mit  den  Intensivflammcnbogcn- 
lampen  nicht  zu  scheuen. 
Über  die  elektrische  Starklichtbelcuch- 
tung  durch  die  vervollkommnete  Arons- 
schc  Quecksilberdampflampe  ist  bereits 
hier  (1008,  r.  Band,  pag.  200)  referiert 
worden. 

X  x 

Kurze  Chronik]);,*  Vollendung  der  man- 
dschurischen Eisen- 
bahn ist  durch  die  kürz- 
lich erfolgte  Inbetriebsetzung  eines  13  km 
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langen  Zwischenstückes  der  Linie  von 
dem  russischen  Charbin  nach  dem  japa- 
nischen Port  Arthur  zur  Tatsache  ge- 
worden. Nunmehr  ist  von  Europa  aus 
<ler  fernste  Osten,  Port  Arthur  und 
Peking  mit  der  Eisenbahn  zu  erreichen. 
X  Eine  grossartig  angelegte  Wasser- 
versorgung Breslaus  mit  Brunnen- 
wasser hat  gänzlich  versagt,  weil  ohne  Am 
hörung  erfahrener  Geologen  die  Wasser- 
entnahme in  einem  Überschwemmungen 
ausgesetzten  Sumpf  gebiet  erfolgt  war. 
Die  nachträgliche  geologische  Unter- 
suchung ergab  die  völlige  Unbrauchbar- 
keit  des  gewählten  Terrains.  X  Die 
staatliche  Wasserkraftzentrale  an  den 
Trollhättafällen  in  Schweden  hat  kürz- 
lich zwei  Wasserturbinen  von  je 
12  500  PS  in  Auftrag  gegeben.  Die  Tur- 
binen werden  zur  Elektrizitätserzeugung 
benutzt  werden-  Damit  gewinnt  das 
Projekt  der  Monopolisierung  der  elektri- 
schen Energie  in  Schweden  greifbare 
Formen.  X  Die  Berliner  A.  E.  G. 
feiert  in  diesem  Jahre  das  Jubiläum 
ihres  25jährigen  Bestehens.  Die  A.  E.  G. 
gehört  mit  ihren  Tochtergesellschaften 
zu  den  grössten  Elektrizitätsfirmcn  der 
ganzen  Welt.  Der  Umsicht  und  der  Tat- 
kraft ihres  Generaldirektors  Dr.  ing. 
Rathenau  verdankt  das  Unternehmen 
seine  eminente  wirtschaftliche  Bedeu- 
tung. Auf  die  Entwickelung  der  ver- 
schiedensten Zweige  der  deutschen  In- 
dustrie hat  die  A.  E.  G.  einen  befruch- 
tenden Einflu-s  ausgeübt.  Wir  kommen 
darauf  noch  zurück.  X  Die  elektrisch 
betriebene  Jungfraubahn  hat  auf  ihren 
Hauptstationen  eine  elektrische 
Küche  eingerichtet ;  auf  der  Station 
Eismeer  zum  Beispiel  kann  eine  Mahlzeit 
von  4  bis  5  Gängen  für  60  bis  120  Per- 
sonen in  kürzester  Frist  zubereitet  werden. 
X  X 
Literatur        Das     Buch  Heinrich 

Webers  Die  elektrischen 
Kohlenfadenlampen  /Han- 
nover, Jänccke/  ist  zwar  in  erster  Linie 
für  den  Praktiker  geschrieben,  der  eine 
Fülle  von  Anregungen  aus  ihm  zieh» 
dürfte;  aber  auch  für  den  Laien  hat  es 
gewiss  Interesse,  da  die  Fabrikation  der 
elektrischen  Glühlampen  von  den  meisten 
Fabriken  mit  so  viel  Geheimniskrämerei 
umgeben  wird,  so  dass  die  wenigsten  Be- 
nutzer von  elektrischen  Glühlampen  eine 
klare  Vorstellung  von  deren  Wesen  und 
deren  Herstellung  haben.  X  Bei  der  von 
Tag  zu  Tag  wachsenden  wirtschaftlichen 
Bedeutung  der  Elektrizitätswerke  ist  die 
gross  angelegte  und  mit  Sorgfalt  durch- 


geführte statistische  Arbeit  Fritz 
Hoppes  Die  Elektrizitätsrverkbetriebc 
im  Uchte  der  Statistik  /Leipzig,  Barth/ 
für  den  Volkswirt  unentbehrlich.  X  Dk 
beiden  Monographieen  Eisenhütte 
von  Dr.  O.  Stillich  und  Ingenieur  H.  Steu 
del  und  Kohlenbergwerk  von  Dr.  O.  Stil 
lieh  und  A.  Gerke  /Leipzig,  Voigtländer; 
verfolgen  den  Zweck  dem  gebildeten 
Publikum  einen  Uberblick  über  die  wirt- 
schaftliche Bedeutung  der  deutschen 
schweren  Industrie  zu  geben.  Dieser  Auf 
gäbe  ist  Dr.  Stillich  durchaus  gerecht  ge- 
worden. Um  den  Büchern  einen  beson- 
deren Reiz  zu  geben  sind  an  die  volks- 
wirtschaftlichen Monographieen  aber 
noch  zahlreiche  mit  technischen  Erläute- 
rungen versehene  Bilder,  meist  nach 
photographischen  Aufnahmen  von  Max 
Stcckel  angehängt.  Die  Erläuterungen 
H.  Steudels  zu  den  Bildern  aus  der 
Eisenindustrie,  die  sehr  geschickt  ausge- 
sucht sind,  vermögen  in  der  Tat  auch 
einen  guten  Uberblick  über  die  Eisenge- 
winnung, die  Verwandlung  des  Roh- 
eisens in  Schmiedeeisen,  Stahl,  Guss- 
eisen und  die  verschiedenen  Zwischen- 
stufen zu  geben.  Eine  etwas  eingehen- 
dere Darstellung  des  Werdeprozesses 
eines  wichtigen  Gebrauchsgegenstandes, 
nämlich  eines  Lokomotivrades,  veran- 
schaulicht die  Verarbeitung  des  schmied- 
baren Eisens  an  einem  typischen  Bei- 
spiele. Weit  weniger  glücklich  sind 
dagegen  die  Erläuterungen  Gerkes  zu 
den  Bildern  aus  einem  Kohlenbergwerk. 
Gerke  beschränkt  sich  im  wesentlichen 
auf  die  Verfassung  eines  Bildertextes. 
wie  das  neuerdings  in  berüchtigten 
illustrierten  Wochenschriften  beliebt 
wird.  Das  Publikum  betrachtet  neugierig 
die  mehr  oder  weniger  sensationellen 
Photographieen,  liest  den  trivialen  Text 
und  glaubt  dann  vollkommen  informiert 
zu  sein.  Auf  einem  ähnlichen  Niveau 
stehen  die  Bildertexte  von  Gerke,  die 
noch  dadurch  fast  ungenicssbar  werden, 
dass  Gerke  mit  unverständlichen  Fach- 
ausdrücken nicht  spart.  X  In  der  von 
uns  wiederholt  erwähnten  Sammlung 
wissenschaftlich  -  gemeinverständ- 
licher Darstellungen  Aus  Natur  und 
Geisteswelt  /Leipzig.  Teubner/  sind  neue 
Bändchen  erschienen,  auf  die  besonders 
hingewiesen  sei.  Das  eine  von  Richard 
Vater,  Professor  an  der  Berliner  Berg- 
akademie, behandelt  die  Hcbeseuge,  das 
Heben  fester,  flüssiger  und  luftförmiger 
Körper;  das  andere,  von  Dr.  Arthur 
Müller,  gibt  Bilder  aus  der  chemischen 
Technik. 
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Mrty  SCHIPPEL  •  DRS  LOB  DER  GEGNER 

I 

|  INE  gar  erbarmenswürdige  politische  Kinderkrankheit,  die  jahre- 
lang ersichtlich  im  Rückgehen  war  und  mitunter  schon  ganz  vor  dem 
Aussterben  zu  stehen  schien,  grassiert  neuerdings  wieder  recht  be- 
denklich in  manchen  Parteikreisen:  die  Furcht  vor  dem  Lob  der 
Gegner.  Warum  muss  eine  Anschauung  unbedingt  falsch  sein,  oder 
warum  kann  sie  doch  kaum  zutreffen?  Aber  natürlich  einfach  darum,  weil 
irgend  ein  bürgerliches  Blatt  sie,  ohne  grobes  Geschütz  dagegen  aufzufahren, 
erwähnt,  vielleicht  gar  gelobt  und  mit  mehr  oder  weniger  zustimmenden  Rand- 
bemerkungen versehen  hat !  Oder  auch,  wir  bekommen  die  erbauliche  Litanei 
umgekehrt  zu  hören.  Warum  empfiehlt  sich  eine  Anschauung  als  ganz  vor- 
züglich dem  Parteiinteresse  entsprechend,  als  ganz  besonders  sozialistisch  durch- 
leuchtet ?  Warum  ?  Einfach  darum,  weil  ein  paar  bürgerliche  Zeitungen  gegen 
sie  geschrieben,  vielleicht  sogar  gegen  sie  gewettert,  sie  als  hohl  und  rück- 
ständig oder  gar  als  schädlich  nachzuweisen  versucht  haben !  Das  genügt,  um 
Bescheid  zu  wissen  .... 

Dieses  Universalhausmittel  gegen  alle  klassenpolitischen  Schwächeanfälle 
sieht  in  der  Tat  auf  den  ersten  Blick  gar  nicht  so  unübel  aus.  Zum  Beispiel 
verspricht  es  jederzeit  sehr  viel  an  Hirnschmalz  zu  sparen,  und  manche  smd 
durchaus  keine  Freunde  von  dessen  allzustarker  Verausgabung.  Steht  die 
Partei,  wie  so  oft  und  fast  alltäglich  in  ihrem  Fortschreiten,  an  einem  Kreuz- 
weg, der  sonst  manches  Kopfzerbrechen  nötig  machen  würde,  so  blickt  man 
einfach  auf  den  Gegner:  sagt  der  rechts,  so  geht  man  links;  empfiehlt  und 
wählt  er  links,  so  kann  man  mit  der  Ruhe  des  guten  Gewissens  und  der  Sicher- 
heit des  trennenden  Endziels  nach  rechts  abschwenken.  Das  Ei  des  Kolumbus 
ist  lange  nicht  so  simpel  wie  dieses  ingeniöse  Verfahren.  Nur  wenn  der 
Gegner  niederträchtigerweise  gar  nichts  sagt,  dann  stände  gleichberechtigte 
Ansicht  gegen  Ansicht,  und  die  mühsame  Arbeit  des  eigenen  Nachdenkens 
müsstc  wohl  oder  übel  dennoch  beginnen.  Oder  es  hat  ein  Parteigenosse  mit 
selbständiger  Meinung  in  dieser  oder  jener  Frage  die  unangenehme  Eigenschaft, 
dass  man  gegen  seine  Darlegungen  ganz  und  gar  nichts,  aber  auch  gar  nicht* 
Triftiges  einzuwenden  weiss.    Da  findet  sich,  wie  im  Mittelalter  die  beweis- 
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kräftige  Warze  des  Gottlosen,  das  richtige  Erkennungszeichen  des  Irrenden: 
die  kapitalistische  Presse  hat  die  Meinungskundgebung  ausgeschlachtet.  Damit 
ist  man  alsdann  glücklich  der  Anstrengung  jeder  weiteren  Gegenbeweispflicht 
überhoben,  und  der  Delinquent  kann  noch  froh  sein,  wenn  man  ihn  nach  einer 
solchen  vernichtenden  Überführung  in  Gnaden  und  Mitleid  laufen  lässt,  ohne 
zu  stärkeren  Straf  mittein  und  Bannstrahlen  zu  greifen. 

Diese,  entweder  sehr  naive  oder  sehr  bösartige  Urtcilsfindung  und  Urteils- 
begründung war,  wie  gesagt,  jahrelang  in  der  Partei  so  gut  wie  ausgestorben. 
Aus  triftigen  Ursachen.  Denn  alle  streitenden  Teile  —  und  eine  Partei- 
entwickelung, eine  innere  Ausreifung  ohne  Meinungsauseinandersetzungen  ist 
überhaupt  nicht  denkbar  —  hatten  nach  einander  das  Vergiftende  dieser  Art  des 
Debattenganges  am  eigenen  Leibe  gespürt.  Man  hatte  weiter  mit  der  Zeit  die 
unsagbare  Hohlheit  dieses  Verfahrens  genügend  durchschauen  gelernt.  Man 
liess  deshalb  mehr  und  mehr  die  Finger  von  solchem  Feuer  und  Unrat.  Hat 
man  heute  alle  die  damals  massgebenden  Erfahrungen  schon  wieder  vergessen? 
Und  haben  seinerzeit  nicht  Gegner,  heute  Fortschrittler,  morgen  Anti- 
semiten und  Konservative,  geflissentlich  Zwiespalt  in  unseren  Reihen 
angefacht  und  geschürt,  indem  sie  Zustimmungen,  die  heute  aus  dem  Bismarck- 
schen  Regierungslager,  morgen  aus  liberalen  Börsenkreisen  kamen,  zur  Ver- 
dächtigung und  Diskreditierung  von  einzelnen  Parteigenossen  oder  Partei- 
strömungen benutzten  ?  Sollen  wir  es  nun  gar  sein,  die  das  auf  die  Dauer 
wirkungslos  gebliebene,  verlorene  Spiel  der  Gegner  wieder  aufnehmen?  Nein, 
innerhalb  der  bürgerlichen  Gesellschaft,  also  doch  wohl  noch  auf  verschiedene 
Jahrzehnte  hinaus,  ist  unsererseits  überhaupt  kaum  irgendwelche  prak- 
tisch-politische Stellungnahme  denkbar,  die  uns  nicht  an  die  Seite 
irgendeines  bürgerlichen  Flügels  führen  müsste  und  uns  somit  dessen  Beifall 
eintragen  könnte. 

Doch  fangen  wir  erst  nochmals  geschichtlich  von  vorn  an ! 
II 

IE  weit  hätte  es  Lassalle  mit  seinem  parteiumwälzenden,  grund- 
legenden Bestreben  die  Arbeiter  aus  der  Gefolgschaft  der  Fort- 
schrittler loszulösen  wohl  gebracht,  wenn  er  vor  dem  rasch  fälli- 
gen, dann  fast  ununterbrochen  fortlaufenden  Lobe  der  Kreuz- 
zeitung, des  Geheimrates  Wagener,  Bismarcks  und  anderer  Hasser 
des  Linksliberalismus  sofort,  wie  ein  Hase  beim  ersten  Anruf,  Reissaus  ge- 
nommen hätte?  Selbstverständlich  lobten  Lassalle,  gelegentlich-zufällig  oder 
ganz  systcmatisch-überlegt,  alle  diejenigen,  die  gleich  ihm  die  Macht  der  Fort- 
schrittspartei, obwohl  aus  ganz  anderen  Beweggründen,  zu  brechen  suchten; 
aber  ebenso  selbstverständlich  war  es,  dass  ihm  für  seine  politische  Weg- 
richtung dieses  Lob  von  Gegnern,  zum  Teil  von  ganz  verbissen  rückschritt- 
lichen Gegnern,  vollkommen  gleichgültig  sein  konnte  und  gleichgültig  war;  er 
Hess  sich  ruhig  ausschlachten,  wenn  er  nicht  gar  noch  mehr  tat.  Und  wenn  die 
Fortschrittspressc  mit  ihren  ewigen  verdächtigenden  Hinweisen  auf  die  reich- 
liche und  überreichliche  Bewunderung  aus  dem  Kreuzzeitungs\agct  hier  und  da 
Eindruck  bei  Arbeitern  erzielte,  so,  denke  ich,  tadeln  wir  heute  abermals  nicht 
Lassalle,  der  ingrimmig  über  diese  niedrigen  Quertreibereien  der  geistigen  Un- 
fähigkeit höhnte,  sondern  wir  kritisieren  höchstens  die  Arbeiter,  die  sich  durch 
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eine  solche  kindisch-furchtsame  Bierbankart  der  Auffassung  grosser  geschicht- 
licher Erscheinungen  in  einen  haltlosen  Argwohn  gegen  Lassalle  hineinreden 
Hessen  und  die  auf  das  ausgespielte  Lob  der  Gegner  gutgläubig  kurzsichtig 
hereinfielen. 

Dann  die  Erfahrungen  aus  der  ersten  Zeit  der  sächsischen  Sozialdemokratie. 
Die  Sozialdemokratie  in  Sachsen  war  bekanntlich,  ähnlich  wie  die  süddeutsche 
Volkspartei,  gekennzeichnet  durch  ihre  ausnehmend  scharfe  Frontwendung 
gegen  Prcussen  und  die  wirkliche  oder  vermeintliche  preussische  Reaktion. 
Kein  Wunder,  dass  alles,  was  sich  mit  den  Umwälzungen  von  1866  und  1870,  mit 
der  Unterordnung  Sachsens  unter  die  preussische  Vorherrschaft,  noch  nicht 
ausgesöhnt  hatte,  unsere  Preussenbekämpfer  zuweilen  mit  ausgesuchtester,  mit 
geradezu  herausfordernder  Aufdringlichkeit  begünstigte  und  umwarb:  Dres- 
dener Hofschranzen  mit  ihren  Anhängseln  'von  übergesiedelten  hannöverisch- 
weifischen  Thronpaladinen,  rückständige  Ideologen,  die  sich  in  der  neuen 
deutschen  Welt  niemals  zurechtfanden,  beschränkte  Partikularistcn  und  Gross- 
deutsche und  ähnliche  erfreuliche  Gestalten,  natürlich  Gestalten  durchaus 
bürgerlichen,  sogar  durchaus  reaktionären  und  reaktionärsten  Kalibers.  Sollte 
das  für  unsere  führenden  Genossen  etwa  ein  Anlass  sein  im  Kampf  gegen 
die  Verpreussung  Deutsehlands  mindestens  einen  Pflock  zurückzustecken,  etwa 
die  Anklagen  gegen  die  spezifisch  preussische  Politik  ganz  aufzugeben?  Zweifel- 
los Hess  sich  und  lässt  sich  über  die  Richtigkeit  des  damaligen  Verhaltens 
streiten,  aber  mit  Gründen,  die  wir  aus  den  ausschlaggebenden  Tatsachen 
und  aus  uns  selber  zu  holen  uns  vorbehalten  müssen.  Jedoch  die  Ent- 
scheidung nach  dem  gefälligen  oder  abstossenden  Eindruck  auf  diese  oder  jene 
bürgerliche  Gruppe  zu  treffen  und  je  nach  dem  den  Standpunkt  zu  wechseln, 
das  hätte  die  damalige  sächsische  Bewegung  mit  Recht  als  lächerlichste  Zu- 
mutung von  sich  abgewiesen.  Das  hinderte  die  preussisch-liberalc  Presse  frei- 
lich nicht  mit  den  Hindeutungen  auf  die  beifallspendenden  Partikularistcn 
und  Weifen  fleissig  und  wohlüberlegt  zu  agitieren  und  auf  solche  Weise  die 
gröbsten  Verdächtigungen  sogar  in  Arbeiterkreise  hineinzutragen  und  damit 
zu  ähnlichen  Gegenverdächtigungen  gegen  die  andersdenkenden  preussisch  bc- 
einflussten  Arbeiterführer  herauszufordern.  Die  Auseinandersetzungen  im 
Innern  der  Partei  blieben  in  der  Tat  von  solchen  Hinweisen  nicht  unberührt; 
nicht  vergiftet,  dürfen  wir  heute  ruhig  urteilen.  Sollen  wir  selber  ein 
ähnliches  Gift  wieder  in  die  Adern  der  Partei  einflössen,  indem  wir  in  jeder 
Debatte  ein  etwaiges  Lob  der  Gegner  als  Mittel  der  Argwohnserregung  und 
noch  dazu  als  schlagende  Widerlegung  gegen  den  Andersdenkenden  verwenden? 

Durch  die  ganze  Sozialistengesetzzeit  ziehen  sich  ununterbrochen  Spekulationen 
der  bürgerlichen  Parteien  auf  diese  oder  jene,  ihnen  zusagende  oder  missbe- 
hagende Parteistellungnahme.  Die  Regierung  und  die  Rechte  will  uns  damals 
staatssozialistisch,  antimanchesterlich,  börsenfeindlich,  die  Linke  will  uns  anti- 
bisraärckisch,  antimilitaristisch,  steuerverweigerisch.  Lob  und  Tadel  tauchen 
deshalb  wechselnd  bald  von  rechts,  bald  von  links  auf.  Die  Hasenclever,  Singer 
nehmen  vor  allem  den  Berliner  Freisinn,  das  öde  Manchcstertum  aufs  Korn: 
Lob  von  oben,  Lob  von  rechts,  Gestattung  des  ersten  Berliner  Blattes,  weil 
man  von  oben  herab  den  Fortschrittsring  zu  treffen  und  zu  schwächen  glaubte, 
systematische  Weiterverbreitung  der  sozialdemokratischen  Angriffe  gegen  den 
Freisinn  im  allgemeinen  und  die  Berliner  Stadtverwaltung  im  besonderen  durch 
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die  Bismärckischc  und  konservative  Presse.  Warum  nicht?  War  das  ein 
Grund  die  Kritik  des  Manchestertums  und  der  Manchesterparteien  einzustellen 
und  womöglich  das  Volksblatt  eingehen  zu  lassen?  Die  Stoeckerschen  und 
selbst  Minister  wie  Puttkamer  sahen  die  erste  Berliner  sozialdemokratische 
Stadtverordnetenbewegung  nicht  ungern,  dafür  überschütteten  alle  bürgerlich- 
radikalen  Freisinnsblätter  die  Ewald,  Tutzauer  mit  törichten  Schimpfereien. 
Ja,  sollten  wir.  um  dem  Lob  der  Kreuzzeitung  und  der  Norddeutschen  Allge 
meinen  zu  entrinnen,  etwa  die  Berliner  Mietssteuer,  die  kommunale  Verkehrs- 
mittel-, Licht-  und  Wasserversorgungspolitik  weiniger  unschön  finden,  um 
—  dem  Lob  der  Freisinnspressc  nicht  zu  entrinnen?  Diese  Presse,  die  den  Putt- 
kamer um  jeden  Preis  los  sein  wollte,  begrüsste  jede  Entlarvung  von  Putt- 
kamerspitzeln  mit  Hurra.  Ja,  sollten  wir  deswegen  keine  Spitzel  mehr  ent- 
larven? Die  Genossen,  die  1890  bei  der  Maifeier  bremsten,  ernteten  volle  Zu- 
stimmung und  mitunter  lautester.  Beifall  bei  allen  den  bürgerlichen  Parteien 
und  Politikern,  die  der  neuen  Ära  und  dem  zweiten  Reichskanzler  keine 
Schwierigkeiten  und  dem  grollenden  Altreichskanzler  und  seiner  Anhänger- 
schaft keinen  Triumph  bereiten  wollten.  Ist  damit  irgend  etwas  gegen 
die  Richtigkeit  der  damaligen  Stellungnahme  entschieden  ?  Sicherlich  ist 
damit  ebenso  wenig  etwas  für  die  Richtigkeit  entschieden;  aber  die  Gründe  für 
oder  gegen  müssen  wir  eben  ausschliesslich  aus  unseren  eigenen  Interessen 
und  unseren  eigenen  Anschauungen  zu  entnehmen  verstehen ;  Lob  und  Tadel 
der  Gegner  scheiden  dabei  als  ganz  unmassgeblich  und  irreführend  völlig  aus. 
Dagegen  werden  mir  die  Berliner  Parteigenossen,  die  damals  die  Streitigkeiten, 
die  Vorläufer  der  späteren  Massenstreiks-  und  Massendemonstrationsdebatten, 
mit  durchmachten,  darin  recht  geben,  dass  nicht  einem  Meinungsausgleich 
mehr  im  Wege  stand  als  das  gegenseitige  augenzwinkernde  Ausspielen  der 
Frage,  wer  von  den  Gegnern  wohl  an  dieser  oder  jener  Regelung  das  grösste 
Wohlgefallen  haben  werde. 

III 

LLMAHLICH  verlief  sich  dann  diese  lästige  Kinderkrankheit  mehr 
und  mehr.  Die  Partei  und  die  Parteigenossen  waren  älter  und  reifer 
geworden ;  sie  sahen  das  Unmännliche  und  Unselbständige  dieses 
kläglich  hilflosen  Schielens  nach  aussen,  dieses  Sichgängelnlassens 
durch  gegnerische  Bemerkungen  ein;  sie  lernten  fester  auf  eigenen 
Füssen  zu  stehen.  Zudem  lehrte  die  umfassendere  praktisch-politische  Be- 
tätigung seit  dem  Falle  des  Sozialistengesetzes  mit  jedem  Tage  immer  mehr, 
dass  man  meist,  bei  fast  allen  realen  Entscheidungen,  sich  dem  Lob  von  irgend- 
welcher bürgerlicher  Seite  gar  niebt  entziehen  kann.  Denn  wie  soll 
man  das  machen,  solange  die  vermaledeite  bürgerliche  Gesellschaft  noch  am 
Leben  ist,  solange  wir  also  —  greifen  wir  das  Beispiel  unserer  parlamentari- 
schen Entwickelung  heraus  —  über  keine  sozialdemokratische  Mehrheit  ver- 
fügen und  stets  beim  Ja,  fast  immer  beim  Nein  mit  irgendeinem  bürgerlichen 
Parteiflügel  zusammenstehen  und  zusammenstimmen?  Bei  solchen,  obwohl 
vergänglich  wechselnden  Bundesgenossen  sind  wir  naturgemäss  immer  der  Ge- 
fahr ausgesetzt,  dass  sie  uns  —  wozu  das  naive  Schaudern?  —  beistimmen, 
uns  recht  geben,  uns  zum  Aushnrrcn  ermuntern,  uns  im  Verhältnis  zu  den  Oppo- 
nenten herausstreichen,  uns  wegen  unserer  mustergültigen  politischen  Einsicht 
loben,  uns  preisen.    Warum  nicht?   Und  nicht  nur  mit  der  bürgerlichen  Linken 


Digitized  by  Google 


jMAX  SCHIPPEL  ■  DAS  LOB  DER  GEGNER 


843 


sondern  nicht  minder  mit  der  Rechten  gehen  wir  stets  und  ständig  in  vielen 
Fragen  zusammen,  und  auch  das  Lob  der  Rechten  haben  wir  deshalb  schon  so 
oft  vertragen  müssen,  dass  es  uns  und  alle  erfahrenen,  reiferen  Genossen  end- 
gültig nicht  mehr  schrecken  sollte.    Warum  sollte  es  das? 

Machen  wir  uns  das  nur  an  ein  paar  Beispielen  klar. 

Eine  sozialdemokratische  Währungspolitik  gibt  es  vorläufig  nicht,  kann  es 
nicht  geben.  Stimmen  wir  für  die  Goldwährung,  so  loben  uns  eventuell  die 
Gläubiger,  die  Banken,  die  Börsen,  die  Grossindustriellen  und  ihre  Pressorgane 
und  Wortführer,  die  Bamberger,  die  Koch,  die  Vossischc  und  die  Kölnische 
Zeitung.  Mögen  sie  es  tun.  Oder  sollen  wir,  um  uns  dies  Entsetzliche  zu  er- 
sparen, die  Doppclwährung  unterstützen?  Dann  segnen  uns  eben  die  Kardorff, 
die  Mirbach,  die  Arendt.  So  oder  so,  irgendein  bürgerlicher  Segen  bleibt  nicht 
aus;  nach  ihm  können  wir  uns  also  nicht  richten.  Oder  nehmen  wir  die  Notcn- 
und  Reichsbankgesetzgebung.  Grundsätzlich  nähern  wir  uns  hier  mehr  der 
Rechten,  die  gleichfalls,  obwohl  aus  vielfach  abweichenden  Motiven,  die  Ver- 
staatlichung erstrebt:  Lob  seitens  der  Konservativen!  In  der  Tat  haben  wir 
es  früher  häufig  zu  hören  bekommen.  Schiesslich  haben  wir  aber  doch  aus 
mancherlei  Erwägungen  in  der  Verstaatlichung  ein  Haar  gefunden  und  bei 
gegebener  Sachlage  die  ursprüngliche  Mischung  von  Reichsverwaltung  und 
Privatkapital  mit  gutheissen  helfen:  Lob  seitens  der  Linken  und  der  Banko- 
kratie!  Doch  hielten  wir  mit  den  Konservativen  dafür,  dass  die  Gewinnver- 
teilung zu  günstig  für  das  Privatkapital  getroffen  und  zu  gunsten  des  Reiches 
abzuändern  sei :  Lob  seitens  der  Agrarier !  Wie  wir  uns  das  nächste  Mal  in 
der  Organisationsfrage  entscheiden  werden,  wissen  wir  noch  nicht.  Lob  von 
links  oder  von  rechts  noch  in  der  Schwebe! 

Reden  wir  industrieschutzzöllnerisch,  so  klopfen  uns  vielleicht  ein  paar  Gross- 
industrielle ermunternd  auf  die  Schulter:  allerdings  Gegner.  Reden  wir  frei- 
händlerisch, so  schmunzeln  mehr  die  Bankiers,  die  Grosshändler,  die  Export- 
industriellen :  gleichfalls  Gegner.  Sollen  wir  deshalb  bis  zum  Zukunftsstaat 
handelspolitisch  gar  nicht  den  Mund  auftun  dürfen?  Sind  wir  für  den  Mittel- 
landkanal, so  springt  die  schwere  Industrie  des  Westens  vor  Freude:  Gegner 
schlimmster  Sorte.  Sind  wir  gegen  den  Kanal  oder  doch  gegen  die  enorme 
Staatssubvention,  so  geraten  wir  abermals  an  die  Seite  von  Gegnern,  und  zwar 
abermals  schlimmster  Art.  Sollen  wir  deshalb  etwa  in  der  Kanal  frage  gar  keine 
Meinung  haben  und  kundgeben? 

Sind  wir,  wie  wir  das  früher  in  der  Partei  gar  nicht  anders  kannten,  für  die 
Verstaatlichung  der  Armenpflege,  der  Volksschule,  oder  doch  für  die  Tragung 
der  Armen-  und  Schulfinanzlast  durch  den  Staat,  so  jubelten  der  Fürst  Bis- 
marck, die  Vertreter  der  überlasteten  Land-  und  Kleingcmeinden,  meist  Agra- 
rier und  Konservative  und  jedenfalls  allesamt  Gegner.  Aber  schwenken  wir 
zum  entgegengesetzten  Standpunkt  ab,  so  geraten  wir  in  verdächtige  Gemein- 
schaft mit  Wasserkopfbürgermeistern  und  Grossstädtefrcisinnigcn,  immer 
wieder  mit  Gegnern. 

Diese  Liste  liesse  sich  nach  Belieben  endlos  fortspinnen.  Ich  fürchte,  sie  ist 
schon  zu  lang  geworden,  da  ich  politisch  Geschulten  ja  nur  etwas  ganz  Selbst- 
verständliches darlege.  Selbstverständlich  vor  allem  für  Marxisten.  Denn 
gerade  wir  Marxisten  sehen  in  der  Politik  die  gegenüberstehenden,  ihre  Kräfte 
messenden  Interessen  der  verschiedensten  Bevölkerungsschichten.  Entscheiden 


Digitized  by  Google 


844 


MAX  SCHIPPEL  •  DAS  LOB  DER  GEGNER 


wir  uns  vom  Standpunkt  der  Arbeiterklasse  und  der  allgemeinen  Fortentwicke- 
lung gegen  das  eine  Interesse,  so  entscheiden  wir  uns  fast  immer  gleichzeitig 
für  das  gegenüberstehende,  oft  genug  für  ein  gleichfalls  vorwiegend  oder  rein 
bürgerliches  Interesse,  und  wir  vermögen  und  brauchen  es  nicht  zu  hindern, 
dass  diese  Unterstützung  in  Lob  und  Anerkennung  seitens  dieser  Gegner  — 
das  sind  und  bleiben  sie  in  anderen  Beziehungen  —  zum  Ausdruck  gelangt. 
Ohne  uns  der  Gefahr  auszusetzen  von  irgendwelcher  bürgerlichen,  also  gegne- 
rischen, Seite  irgendwelches  Lob  einzuheimsen,  können  wir  in  der  realen  Politik 
meist  nicht  einen  einzigen  Schritt  vorwärts  gehen,  solange  wir  selber  allein 
über  keine  ausschlaggebende  Mehrheit  verfügen.  Als  Teil  der  Mehrheit  und 
meist  auch  in  der  Opposition  werden  wir  uns  stets  mit  anderen  zusammenfinden, 
allerdings  auf  die  hasenschreckende  Gefahr  hin  von  ihnen,  bald  von  links,  bald 
von  rechts,  als  in  der  betreffenden  Frage  Gleichstrebendc  anerkannt  zu 
werden,  trotz  aller  sonstigen,  bleibenden  scharfen  Scheidung  im  Endziel 
draussen  hinter  der  ganzen  bürgerlichen  Gesellschaft.  Will  man  die  Hasen 
zum  Sinnbild  ujreerer  klassenrevolutionären  Energie  und  Manncsselbständigkei; 
erheben  ?  / 


IV 


ULETZT  wäre  noch  eine,  und  zwar  die  unangenehmste  Seite  der 
Frage  zu  streifen.  Es  ist  heute  selbstverständlich  nicht  möglich, 
dass  die  deutschen  Arbeiter  zu  ihrer  politischen  Fortbildung  und 
Orientierung  mehrere  Zeitungen  verschiedener  Richtungen  lesen  und 
sich  daher  selber  und  unmittelbar  über  gegnerische  Urteile  unter- 


richten können.  Auch  der  persönliche  Verkehr  brachte  sie  bisher  mit  anderen 
Bevölkerungsschichten  und  deren  Urteil  verhältnismässig  wenig  in  Berührung. 
Um  so  mehr  können  und  müssen  sie  verlangen,  dass  sie  —  es  handelt  sich  hier 
natürlich  immer  nur  um  die  Zitierungen  aus  der  gegnerischen  Presse  und 
Literatur  —  durch  die  einzige  ihnen  zugängliche  Presse,  die  Parteipresse,  nicht 
einseitig  über  Richtungen  in  der  Partei  informiert  und  damit  nicht  einseitig 
in  bestimmte  Einbildungen  und  Antipathicen  gegen  Parteigenossen  hineinge- 
trieben werden.  Und  hier  hapert  es  gewaltig.  Ich  glaube,  es  ist  gar  nicht  zu 
viel  gesagt:  Wir  haben  unter  uns  einige  Redaktionen  und  Pressmitarbeitcr,  die 
geflissentlich  das  (an  sich  vernünftigerweise  völlig  gleichgültige)  Lob  der 
Gegner  zur  beschränktesten  persönlichen  Stimmungsmache  und  Argwohns- 
erregung gegen  bestimmte,  ihnen  unbequeme  Richtungen  und  Anschauungen 
ausnutzen,  obwohl  sie,  da  sie  selber  verschiedene  Zeitungen  lesen,  ganz  ge- 
nau wissen,  dass  ihre  eigene  Richtung  genau  so  der  Gefahr  des 
gegnerischen  Lobes  ausgesetzt  ist  und  von  Zeit  zu  Zeit  Lob  und  Zustimmung 
gleichfalls  reichlich  und  überreichlich  gespendet  erhält.  Das  müssen  die 
Splitterrichter  doch  wohl  selber  merken,  obwohl  der  Mensch  die  Balken 
in  der  nächsten  Nähe  des  öfteren  nicht  spürt.  Davon  erfahren  nur  ihre  ge- 
duldigen Leser  regelmässig  nichts,  und  so  bildet  sich  unter  diesen,  zuletzt 
schier  unausrottbar,  der  Eindruck  heraus,  dass  nur  die  eine  unbequeme 
Parteirichtung  die  verdächtige  Anerkennung  von  Gegnern  finde  und  vielleicht 
sogar  suche.   Das  ist  aber  eben  ein  balkcndicker  Irrtum. 

Ich  greife  auf  gut  Glück  ein  paar  jüngere  und  ältere  Beispiele  heraus. 

Niemand  unter  uns  bestreitet,  dass  bei  der  Eigenart  der  preussischen  Dr.*i- 
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klassenwahl  die  Frage  der  Bündnisse,  der  Stellung  zum  Liberalismus  erörtert 
werden  musste  und  muss.  Das  ist  in  der  Tat  auf  allen  Parteitagen,  in  allen 
Zeitungsdebatten  zu  tage  getreten  und  wird  sich  weiter  fortspinnen,  denn  die 
Welt  steht  nun  einmal  nicht  still,  und  wir  leben  nicht  im  chinesischen  Reich 
der  Mitte.  Mag  man  so  oder  so  denken  und  entscheiden,  wie  soll  man  dem 
Lobe  des  Gegners,  das  heisst  entweder  dieses  oder  jenes  gegnerischen  Flügels, 
entgehen,  falls  die  Gegner  überhaupt  das  Wort  nehmen?  Hält  man  bis  zu 
einem  gewissen  Grade  und  unter  bestimmten  Bedingungen  ein  Zusammengehen 
mit  Liberalen  für  möglich  und  geboten,  so  werden  die  Liberalen  allerdings 
keine  Träne  vergiessen.  Sollen  wir  deshalb  Kehrt  machen?  Sind  die  leiten- 
den Berliner  Parteigenossen  zusammengeknickt,  weil  die  Schöneberger  Stich- 
wahlparole selbstverständlich  von  der  sozialliberalen  Presse  willkommen  ge- 
heissen  und  günstig  beurteilt  wurde?  Ach  nein,  sie  pfiffen  auf  das  Lob  der 
Gegner  und  entnahmen  den  Massstab  für  ihre  Haltung  nicht  aus  solchen  kindi- 
schen Äusserlichkeitcn  sondern  einfach  aus  den  objektiven  Tatsachen  und  den 
direkten  eigenen  Parteiintercssen  selber.  Umgekehrt,  musste  die  allgemeine 
scharfe  Wendung  gegen  den  Liberalismus  nicht  den  stillen  und  lauten  Beifall 
der  Konservativen  wecken,  deren  ungestörte  parlamentarische  Weiterherrschaft 
damit  besiegelt  war?  Sollten  wir  deshalb  Reissaus  nehmen,  Reissaus,  sowie 
nur  aus  irgendwelcher  konservativen  Ecke  der  erste  Schuss  Lob  fällig  wurde? 
Im  Tag  jubilierte  sehr  bald  der  Freiherr  von  Zedlitz,  in  dem  der  Voriiärts  den 
gefährlichsten  Ausbund  aller  Scharfmacher  sieht: 

»Keine  der  grossen  Streitfragen,  welche  die  innere  Politik  Preitssens  iurzeit 
beherrschen,  hat  Anhänger  und  Gegner  zu  fest  geschlossenen  Kampfesreihen 
zu  sammeln  vermocht.  Dies  gilt  namentlich  von  der  Parole  der  Übertragung  des 
Reichs  Wahlrechts  auf  Preussen  .  .  .  Die  Sozialdemokratie  richtet  noch 
schärfere  Angriffe  gegen  die  Anhänger  als  gegen  die  Gegner  der  Einführung  des 
Reichstagswahlrechts  im  Lager  der  bürgerlichen  Parteien  .  .  .  Der  Forderung  der 
Einführung  des  Reichswahlrechts  hat  daher  die  einende  Kraft  gefehlt,  die  sie  zur 
erfolgreichen  Parole  für  den  Wahlkampf  hätte  machen  können.< 

Sollten  wir  deshalb,  weil  Freiherr  von  Zedlitz  offensichtlich  seine  Freude 
an  unseren  Angriffen  gegen  den  Linksliberalismus  hatte,  unsere  Taktik  um- 
stülpen? Sie  kann  falsch  gewesen  sein  und  untersteht  deshalb  der  freiesten 
parteigenössischen  Kritik:  aber  für  diese  Kritik  kann  und  darf  die  Freude  der 
Gegner  ganz  und  gar  keine  Rolle  spielen. 

Ein  anderes,  älteres  Beispiel.  Keiner  von  uns  hat  von  der  furchtbaren  Dauer- 
notlage der  Landwirtschaft  haarsträubendere  Schilderungen,  und  zwar  wieder- 
holt, entworfen  als  der  Genosse  Kautsky  :  500  Millionen  Mark  müssen  wir 
mindestens  —  jedes  Jahr!  —  an  Staatsgcldern  heranwenden;  aber  auch  das  hilft 
selbstverständlich  ganz  und  gar  nichts,  weil  noch  immer  unermessliche,  über- 
seeische Erdstriche  der  Siedelungskolonisation  harren : 

»Täuschen  wir  uns  nicht:  die  Landwirtschaft  ist  in  einer  sehr  bedrängten  Lage.  Die 
Erzählungen  der  Freihändler  von  den  Champagner  trinkenden  Landwirten 
haben  den  selben  Wert  wie  von  Champagner  trinkenden  Maurern !  Es  besteht  eine 
Not  der  Landwirtschaft,  die  tiefe  innere  Ursachen  hat  und  die  in  der  heutigen  Ge- 
sellschaft nicht  gehoben  werden  kann.  Darüber  sollten  wir  die  Landwirte  nicht  in 
Zweifel  lassen  .  .  .  Man  spricht  von  der  Notlage  der  Landwirtschaft,  und  ich  gehöre 
auch  zu  denjenigen,  die  trotz  aller  Angriffe  von  freihändlerischer  Seite  daran  fest- 
halten, dass  eine  sehr  bedeutende  Notlage  besteht,  die  ihre  Ursache  darin  hat,  dass 
die  Produktionskosten  in  den  westeuropäischen  Ländern  höhere  sind  als  in  den 
überseeischen  Ländern  und  auch  im  Osten  Europas  .  .  .  Die  Landwirtschaft  ist, 
dieser  Meinung  hin  ich,  in  einer  Notlage  .  .  .    Gegen  eine  derartige  Konkurren/ 
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kann  eine  Landwirtachalt  nicht  aufkommen,  die  kapitalistisch  produziert  und  mit 
einer  gegebenen  Lebenshaltung  der  Landbevölkerung,  gegebenen  Löhnen  und  ge- 
gebenen, in  Bodenpreisen  und  Hypothekenschulden  fixierten  Grundrenten  zu  rechnen 
hat,  die  nicht  Raubbau  am  Boden  treibt  .  .  .  Uncrmcssliche  Strecken  fruchtbaren 
Landes  liegen  herrenlos  da,  denn  ihre  ursprünglichen  Herren,  die  wenig  zahlreichen 
Ureinwohner,  werden  atisgerottet  oder  auf  kleine  Landstriche  zusammengedrängt. 
Noch  gibt  es  kein  Bodenmonopol  einzelner,  noch  keine  Grundrente,  der  Boden  hat 
keinen  Preis  .  .  .  Der  Prozess  geht  ununterbrochen  weiter  und  erschliesst  immer 
wieder  neue  Regionen,  sowohl  der  Kolonie«!  wie  des  orientalischen  Despotismus  .  .  . 
Die  Agrarkrisis  kann  also  nur  enden  in  der  einen  allgemeinen  Krisis  der  gesamten 
kapitalistischen  Gesellschaft.  Man  mag  diesen  Termin  weiter  entfernt  oder  näher 
annehmen,  gewiss  ist,  dass  die  Agrarkrisis  in  der  kapitalistischen  Gesellschaft  nicht 
mehr  aufhören  wird  .  .  .  Seit  20  Jahren  prophezeien  uns  optimistische,  namentlich 
liberale  Ökonomen,  das  baldige  Ende  der  Agrarkrisis:  seit  20  Jahren  vertieft  und 
verbreitet  sie  sich  von  Jahr  zu  Jahr  .  .  .  Angesichts  aller  dieser  Tatsachen  sieht 
man  leicht,  wie  lächerlich  der  gute  Rat  ist.  den  liberale  Ökonomen  gern 
den  europäischen  Landwirten  erteilen:  sie  brauchten  nur  ebenso  intelligent  zu  wer- 
den wie  die  Amerikaner,  und  die  amerikanische  Konkurrenz  wäre  überwunden 
usw.  usw.« 

Über  das  Freudengeheul,  das  selbstverständlich  die  Kreuzzeitung,  die  Post, 
die  Deutsche  Tageszeitung,  die  Tägliche  Rundschau,  die  Berliner  Politischen 
Nachrichten  anstimmten,  habe  ich  mich  1905,  vor  dem  Bremer  Parteitag,  in  der 
Chemnitzer  Volksstimtnc  ausführlich  geäussert ;  ich  kann  also  darauf  verweisen. 
Aber  ich  würde  es  für  ein  heuchlerisches  Treiben  gehalten  haben,  wenn  ich 
deshalb,  wegen  des  konservativen  Lobes,  die  Kautskyschen  Anschauungen 
für  geistig  sehr  minderwertig  erklärt  hätte.  Sind  sie  das  in  der  Tat,  so  sind 
selbstverständlich  die  Beweisgründe  ganz  wo  anders  herzuholen  als  aus  der 
Ausschlachtung  und  dem  Lobe  durch  Gegner.  Bei  Streitfragen,  die  auch  inner- 
halb der  bürgerlichen  Parteien  Streitfragen  sind,  wird  und  muss  uns  schliess- 
lich immer  ein  bürgerlicher  Flügel  ausschlachten.  Also  gewöhnen  wir  uns  in 
aller  Seelenruhe  daran. 

In  der  radikalen  Eile  wollte  damals  Genosse  Kautsky  sogar  der  Freizügigkeit 
an  den  Kragen :  »Vor  allem  müsste  man  das  Verbot  der  Wanderarbeit  für 
minderjährige  Mädchen  [bis  21  Jahr]  verlangen«,  die  »gesamte  Wanderarbeit 
zu  verbieten«  ginge  freilich  »zu  weit«.  Das  wird  uns  alle  paar  Monate  einmal 
auf  das  Butterbrot  gestrichen,  von  der  Kreuzzeitung,  von  der  Deutschen  Tages- 
zeitung. Auch  dieser  Vorschlag  mag  geistig  sehr  bresthaft  sein;  aber  das  Lob 
der  Agrarier  beweist  weder  etwas  für  noch  gegen. 

Im  Vorwärts  vom  24.  August  1904,  nach  dem  Amsterdamer  Kongress  heisst 
es  aus  Paris: 

innerhalb  dieser  Presse  sucht  jede  einzelne  Richtung  aus  dem  Amsterdamer  Kon- 
gress für  sich,  wie  überall,  einen  Extravorteil  und  eine  Extrafreude  herauszukommen- 
tieren.  So  namentlich  die  Monarchisten,  die  Bebels  Äusserungen  nach  dem  Bei- 
spiel der  deutschen  Bourgeoispresse  für  die  Monarchie  auszuschlachten  suchen.« 
Natürlich  pfiff  der  Vorwärts  parteigenössisch  mannhaft  auf  diese  deutschen 
wie  französichen  Ausschlachtungen.  In  ähnlichen  Fällen  also:  pfeifen  wir 
weiter !  Man  weiss  doch  auch  sonst  das  Lob  der  Gegner  ganz  zutreffend  ein- 
zuschätzen : 

»Selbst  die  bürgerliche  Presse,  selbst  ein  so  tückisch-hämisches  Blatt  wie  die  Tägliche 
Rundschau  muss  zugeben,  dass  diese  Rede  [Bebels]  die  witzigste  und  beste  war,  die 
Bebel  seit  langem  gehalten  habe.  Und  man  muss  trotz,  dieses  bürger- 
lichen Lobes  gestehen.  da?s  die  Rede  ausgezeichnet  war.« 

Das  meinen  wir  auch,  und  so  wird  wohl  noch  manches  andere  ausgezeichnet 
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sein,  trotz  dieses  oder  jenes  Lobes  aus  dieser  oder  jener  bürgerlichen  Ecke. 
Man  gewöhne  sich  nur  an  gleiche  Objektivität  nach  allen  Seiten  in  der 
Partei,  und  der  ganze  Spuk  ist  verflogen. 

V  

IE  hier  besprochene  polemische  Unart  war  in  der  Tat  in  den  Jahren 
ruhiger  Parteientwickelung  und  nach  den  erwähnten  früheren  pein- 
lichen Erfahrungen  fast  ganz  ausgestorben.  Neuerdings,  .bei  leb- 
hafteren Parteiauseinandersetzungen,  kommt  sie  zusehends  wieder  in 
Aufnahme,  und  eines  der  schlimmsten  Beispiele  dieses  unmännlichen 
und  unselbständigen  Gebarens  gibt  mir  Anlass  zu  den  vorstehenden  Zeilen. 
Denn  bloss  zum  Lachen,  wie  auf  dem  Hamburger  Gewerkschaftskongress  so- 
eben gesagt  wurde,  ist  dieses  unreife  Gebaren  allerdings  durchaus  nicht. 
Es  kann  viel,  und  zwar  nur  Unheil  stiften.  Es  sollte  also  möglichst  rasch  wieder 
verschwinden  und  im  Notfall  durch  das  Eingreifen  vernünftiger  Partei- 
genossen wieder  zum  Verschwinden  gebracht  werden,  falls  journalistisch  tätige 
Genossen  nicht  von  selber  das  Vergiftende,  das  Parteizersetzende  dieser  Art 
der  Debatteführung  und  der  Begründung  eines  abweichenden  Standpunktes  zu 
empfinden  vermögen.  , 

Es  wäre  schlimmste  geistige  Verwahrlosung,  wenn  wir  unsere  Anschauungen 
an  den  Rückäusserungen  der  Gegner  messen  wollten.  Es  ist  selbstverständlich, 
dass  Meinungsauseinandersetzungen  stets  von  Gegnern  ausgeschlachtet  werden 
können.  Deswegen  können  wir  aber  nicht  auf  jede  geistige  Partcientwickelung 
verzichten,  zu  der  nun  einmal  Mcinungsauscinandersetzungen  gehören.  Zudem 
können  wir  dem  Lobe  der  Gegner  meist  gar  nicht  entrinnen,  denn  was  dem 
einen  Flügel  der  bürgerlichen  Parteien  Unbehagen  bereitet,  empfindet  der 
andere  bürgerliche  Flügel  gewöhnlich  als  Annehmlichkeit.  Jede  Richtung 
unter  uns  ist  deshalb  schon  in  die  Lage  gekommen  und  kommt  jeden  Tag  von 
neuem  in  die  Lage  beistimmende  Zurufe  von  irgend  einer  bürgerlichen  Seite 
hören  zu  müssen.  Wer  sich  vor  gutgläubigen  Arbeitern  so  stellt,  als  ob  i  h  m 
selber  das  noch  niemals  passiert  sei,  muss  sehr  viel  Anlage  zu  dem  haben,  was 
einmal  im  6.  Berliner  Wahlkreise  ein  Genosse  augenverdrehendes  Obermucker- 
tum nannte.  Ich  denke,  wir  lassen  diese  heuchelpfäffische  Manier  gar  nicht 
erst  bei  uns  wieder  einreissen. 

Das  Urteil  der  Gegner  hat  nichts  Bestimmendes  für  uns,  weder  das  tadelnde 
noch  das  lobende.    Wir  sind  uns  selbst  Mannes  genug. 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 

WOLFGRNG  HEIME  •  TERRORISMUS 

UN  sind  die  Freisinnigen  in  der  Stichwahl  auch  noch  im  Landtags- 
wahlkreis Berlin  XII  der  Sozialdemokratie  unterlegen.  Das  ver- 
danken sie  der  Unzuverlässigkeit  ihrer  konservativ-nationalliberalen 
Verbündeten,  denen  sie  an  so  und  so  viel  Orten  gegen  die  Sozialdemo- 
kratie zum  Siege  verholfen  haben.  Das  Dreiklassenwahlsystcm  hat 
in  diesem  Wahlkreise  die  antisemitische  Beamtenschaft  zum  ausschlaggebenden 
Faktor  gemacht,  und  die  Blockidee,  der  der  Freisinn  seine  politische  Selb- 
ständigkeit geopfert  hat,  ist  nicht  im  stände  gewesen  die  konservativen  Wähler 
zur  Aufgabe  ihrer  Selbständigkeit  zu  bewegen.  Diese  kleinlichen  Spiessbürger 
haben  sich  teilweis  geweigert  für  den  Pastor  Runze  zu  stimmen,  der  zwar  im 
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Bezirk  sehr  bekannt  und  geachtet,  aber  —  ein  freidenkender  Theologe  ist. 
Anstatt  dass  die  Freisinnigen  nun  daraus  die  Konsequenzen  zögen,  sich  von  der 
Unnatürlichkeit  des  konservativ-liberalen  Bündnisses  überzeugten  und  es  vor- 
zögen die  Berliner  Arbeiterwahlkreise  mit  Ehren  an  die  Sozialdemokratie  zu 
verlieren,  dafür  aber  im  Lande  ihre  Hilfe  gegen  die  Konservativen  zu  gewinnen, 
trösten  und  täuschen  sie  ihre  Anhänger  durch  das  Geschrei  über  sozialdemokra- 
tischen Terrorismus,  der  die  Schuld  an  der  Niederlage  tragen  soll.  Der  Finanz- 
minister  Freiherr  von  Rheinbabcn  bläst  im  Landtag  das  selbe  Horn.  Sehr 
natürlich,  denn  die  Regierung  hat  ja  das  allcrgrösste  Interesse  daran  den  Frei- 
sinn in  ihrer  Gefolgschaft  zu  halten  und  eine  geschlossene  Gegnerschaft  gegen 
die  reaktionär-gouvernementale  Politik  nicht  zu  stände  kommen  zu  lassen. 

Die  ganze  Beschuldigung,  dass  einzelne  Wahlmänner  eingeschüchtert  oder  durch 
unmittelbaren  Zwang  an  der  Abgabe  der  Stimme  verhindert  worden  seien, 
entbehrt  ersichtlich  jeder  tatsächlichen  Unterlage.  Niemand  weiss  etwas  von 
den  angeblich  drohenden  Flugblättern  und  Plakaten,  das  sozialdemokratische 
Wahlkomitec  sicherlich  hat  keine  verbreiten  lassen.  Auch  die  Behauptung 
von  der  sozialdemokratischen  Phalanx,  die  kurz  vor  Schluss  der  Wahlhandlung 
den  bürgerlichen  Wahlmännern  den  Zutritt  verwehrt  haben  sollte,  hat  sich  als 
Schwindel  erwiesen.  Es  steht  fest,  dass  gerade  der  sozialdemokratische  Abge- 
ordnete Borgmann  persönlich  für  die  Freihaltung  des  Zutritts  gesorgt  hat. 
Andererseits  ist  kein  Zweifel,  dass  mehrfach  der  Vorschlag  gemacht  worden  ist. 
die  Parteigenossen  sollten  die  Öffentlichkeit  der  Abstimmung  und  ihren  Einfluss 
auf  die  von  ihnen  abhängigen  kleinbürgerlichen  Existenzen  benutzen  und  un- 
geschminkt ankündigen,  dass  alle  die  Macht  der  Arbeiterklasse  zu  fühlen  be- 
kommen würden,  die  durch  ihre  Abstimmung  nicht  bedingungslos  und  ent- 
schieden für  ein  unabhängiges  Wahlrecht  eintreten  würden.1)  Ich  habe  darin 
sogar  das  einzige  ernsthafte  Machtmittel  der  Arbeiterklasse  im  Wahlrechts« 
kämpfe  erblickt.  Wieweit  die  Genossen  diesen  Vorschlägen  nachgekommen 
sind,  entzieht  sich  meiner  Beurteilung,  ist  aber  prinzipiell  nicht  allzu  wichtig. 
Der  Vorschlag  einer  solchen  Drohung  könnte  selbst  schon  als  solche  wirken. 

Wenn  nun  die  Gegner  schreien,  dass  darin  ein  Terrorismus  läge,  der  gegen  den 
Grundsatz  der  Freiheit  der  Wahl  verstiesse,  so  möchte  ich  dem  nicht 
ausschliesslich  mit  dem  Hinweis  auf  den  Terrorismus  der  anderen  Parteien 
und  der  Regierung  entgegentreten.  Komisch  genug  nimmt  sich  die  Klage 
freilich  im  Munde  der  herrschenden  Mächte  aus.  Wenn  die  führende  Presse 
der  freisinnigen  Volkspartei  zwischen  Haupt-  und  Stichwahlen  Beamte  und 
Angestellte  von  Reichs-  und  Staatsbetrieben,  die  unter  dem  Druck  der  öffent- 
lichen Abstimmung,  vielleicht  auch  auf  grund  wirklicher  Verhinderung,  ihr 
Wahlrecht  nicht  ausgeübt  hatten,  mit  genauer  Angabc  ihrer  Zahl  und  ihres 
Wahlbezirks  öffentlich  wegen  Begünstigung  der  Sozialdemokratie  denunzierte, 
war  das  keine  Bedrohung  der  freien  Wahl,  kein  Terrorismus?  Auch  nach  der 
Wahl  haben  freisinnige  Agitatoren  in  dieser  Weise  an  Wahlmännern  Rache 
geübt.  Die  Konservativen  pflegen  von  ihren  Untergegebenen  ganz 
offen  zu  verlangen,  dass  sie  sich  zu  dem  Dogma  der  politischen  Er- 
bärmlichkeit und  Heuchelei  Wes  Brot  ich  esse,  des  Lied  ich  singe 
bekennen;    sie    pflegen    es    als    eine    göttliche    Ordnung    zu  bezeichnen. 

')  Virgl.  die  Rubrik  Sozialistische  Reue gun e  in  ilcn  Sosialif tischen  Monatsheften,  190«.  1.  Band, 
TiaK.  387  (f..  und  2.  Hand,  pag  8jo,  toynie  mrinen  Artikel  /w»  Frage  der  Machtmittel  im  Kampf  ums 
Wahlrecht,  igo«,  1.  Rand.  pag.  at3  fi. 
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dass  der  Abhängige  den  wählt,  den  sein  Herr  ihm  vorschreibt,  und 
treiben  unbedenklich  jeden  politischen  Gegner  in  Not  und  Elend.  Und  der 
Staat,  dessen  verantwortlicher  Staatsmann  mit  Zitaten  aus  den  Werken  unserer 
grössten  freiestdenkenden  Philosophen  zu  paradieren  pflegt,  stellt  es  als  eine 
sittliche  Pflicht  der  Beamten  und  Staatsarbeiter  hin  ihre  Überzeugung  zu  ver- 
leugnen und  hindert  sie  unter  Androhung  der  Entlassung  sozialdemokratisch 
zu  wählen.  Das  alles  ist  unzweifelhaft.  Dennoch  genügt  es  nicht,  wenn  wir 
erklären,  dass  die  Terroristen  der  herrschenden  Klassen  unsere  Lehrmeister 
und  wir  ihre  unwürdigen  Schüler  wären.  Damit  Hesse  sich  am  Ende  jede 
Nichtswürdigkeit  im  politischen  Kampfe  rechtfertigen,  denn  was  hätten  uns 
in  dieser  Beziehung  der  heutige  Staat  und  die  herrschenden  Klassen  nicht  als 
Beispiel  vorgemacht !  Nur  würden  wir,  wenn  wir  glaubten  es  deshalb  nach- 
machen zu  dürfen,  damit  zugleich  alle  gegen  das  Volk  ausgeübten  Missbräuche 
und  Unterdrückung  gut  heissen.  Unsere  Antwort  auf  die  Vorwürfe  des 
Terrorismus  muss  also  schon  etwas  tiefer  greifen. 

Die  Sozialdemokratie  darf  den  Grundsatz  der  absoluten  Freiheit  der  politischen 
Überzeugung  und  ihrer  Betätigung  nicht  aufgeben;  er  ist  die  sicherste  Legiti- 
mation der  Demokratie.  Mit  Unterdrückung  und  Gewalt  kann  man  Menschen 
wohl  zusammenpressen,  aber  nie  ein  Gemeinschaftsleben,  also  auch  keine  Kultur 
in  ihnen  erzeugen.  Der  politische  Kampf  muss  zu  einem  Kampf  der  Über- 
zeugungen werden,  nur  dann  kann  er  zu  dem  Resultat  führen  die  in  der 
Nation  schlummernden  Kräfte  zu  entwickeln  und  zu  entfalten.  Das  Verlangen 
nach  Freiheit  der  Abstimmung  besagt  nicht,  dass  die  Abstimmenden  sich  nicht 
irren  könnten ;  sie  werden  vielmehr  sehr  oft  selbst  gegen  ihr  eigenes  Interesse 
handeln,  ganz  abgesehen  von  der  Verleugnung  höherer  idealer  Ziele.  Wäre  es 
anders,  so  könnten  nicht  bei  den  Reichstagswahlcn  so  viele  Leute  aus  dem  Volke 
für  die  Volksfeinde  votieren.  Aber  sie  können  wenigstens  stimmen  wie  sie 
wollen,  sie  tragen  die  Verantwortung  für  ihre  Abstimmung,  und  diese  Frei- 
heit ist  zugleich  das  einzig  mögliche  Korrektiv  gegen  politische  Missbräuche 
und  Fehlgriffe. 

Überzeugungen,  seien  sie  politischer,  sittlicher  oder  religiöser  Art.  können  auch 
niemals  Gegenstand  eines  Vertrages  sein ;  deshalb  sind  die  Ansprüche  des  Staats 
und  der  Arbeitgeber  auf  politische  Herrenrechte  über  die  Überzeugung  ihrer 
Untergebenen  ein  Beweis  von  Anmassung  und  Torheit.  Soweit  die  Volks- 
massen  Herren  sind,  wie  im  Verhältnis  zu  den  kleinen  Krämern,  Gastwirten 
Untergebenen  ein  Beweis  von  Anmassung  und  Torheit.  Soweit  die  Volks- 
massen Herren  sind,  wie  im  Verhältnis  zu  den  kleinen  Krämern,  Gast- 
wirten und  Handwerkern,  in  Krankenkassen  und  Konsumvereinen  usw.,  muss 
natürlich  das  selbe  gelten.  Dabei  müssen  alle  politischen  Überzeugungen,  die  im 
freien  Kampf  der  Geister  mitringen  wollen,  als  gleichberechtigt  anerkannt  werden : 
wer  das  Heil  der  Nation  in  der  Leitung  durch  die  Kirche  sieht,  wer  das  Be- 
stehende möglichst  zu  erhalten  sucht,  hat  den  selben  Anspruch  seine  Ansicht 
zu  verfechten,  wie  der  Vorkämpfer  einer  neuen,  freien  Gesellschaftsordnung. 
Dächten  und  handelten  wir  anders,  so  wären  wir  keine  Demokraten.  Wir  müssen 
es  uns  gefallen  lassen,  dass  unsere  Gegner  von  uns  verlangen,  wir  in  erster  Reihe 
sollten  unsere  Grundsätze  gegen  die  mit  uns  kämpfenden  Parteien  anwenden. 
Darüber  also  ist  kein  Wort  zu  verlieren,  dass  ein  Terrorismus  gegen 
Überzeugungen  verwerflich  ist.   Die  Sozialdemokratie  hat  dies  stets 
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anerkannt.  Ich  brauche  nur  an  die  neulich  bereits  in  den  Sozialistischen  Monats- 
heften zitierte  Resolution  des  Berliner  Parteitages  /1892/  zu  erinnern,  die  jeden 
Boykott  verwarf,  wenn  er  dem  Zweck  dienen  sollte  »die  politische  Gesinnung 
oder  persönliche  Überzeugung  zu  strafen  oder  die  äussere  Bekundung  einer 
politischen  Meinung  oder  deren  Betätigung  zu  erzwingen«. • )  Ausnahmen 
von  einem  solchen  Grundsatz  müssen  aus  ihm  selbst  als  Konsequenz  abzuleiten 
sein,  wenn  sie  Geltung  haben  sollen.  Eine  solche  Ausnahme  ist  aber  die  von 
uns  vorgeschlagene  Drohung  gegen  die  von  der  Masse  der  Arbeiter  abhängigen 
Teile  der  Wählerschaft. 

Aus  dem  Prinzip  der  Freiheit  folgt  die  Aufhebung  der  Freiheit  die  Freiheit 
aufzuheben.  Aus  dem  Prinzip  der  Freiheit  der  Abstimmung  folgt,  dass  die 
Freiheit  gegen  die  Freiheit  der  Abstimmung  zu  votieren  nicht  besteht.  Freie 
Abstimmung  heisst  aber  geheime  Abstimmung.  Die  Wahl  wird  erst  un- 
abhängig sein,  wenn  sie  geheim  ist.  Die  öffentliche  Abstimmung  bedeutet 
Verneinung  der  Uberzeugungsfreiheit.  Bejahung  der  Überzeugungsfreiheit 
verbietet  die  öffentliche  Abstimmung  und  das  Eintreten  für  sie.  Verhinderung 
einer  solchen  die  Freiheit  der  Überzeugungen  verhindernden  Abstimmung  ist 
nicht  Aufhebung  der  Uberzeugungsfreiheit  sondern  schafft  erst  den  Boden, 
auf  dem  sie  existieren  kann. 

Die  Terroristen  der  Regierungsparteien  singen  jetzt  Loblieder  über  die  öffent- 
liche Abstimmung  und  behaupten,  die  geheime  Wahl  erzeuge  die  Heuchelei. 
Das  ist  die  dreisteste  Verdrehung.  Die  geheime  Abstimmung  ermöglicht  jeden- 
falls dem  Wähler  zu  stimmen  wie  er  will,  wenn  sie  ihm  auch  daneben  viel- 
leicht gestattet  anders  zu  reden  als  er  gestimmt  hat.  Er  wäre  aber  auch  nicht 
versucht  anders  zu  reden,  wenn  ihn  nicht  dcrTcrrorismus  dazu  zwänge  und  ihm 
Gefahr  drohte,  falls  er  sich  offen  ausspräche.  Die  öffentliche  Abstimmung 
zwingt  den  Wähler  zu  reden  und  zu  stimmen  wie  er  nicht  will,  erzeugt  also 
das  doppelte  Mass  von  Heuchelei. 

Erst  die  geheime  Wahl  wird  unabhängig  sein,  auch  von  dem  Druck  der  Massen. 
Um  die  Wahlreform  und  um  nichts  anderes  zunächst  handelte  es  sich  bei  dieser 
Landtagswahl.  Um  die  öffentliche  Abstimmung  zu  beseitigen, 
um  Freiheit  der  Überzeugung  zu  schaffen,  um  jede  Möglichkeit  des  Terrorismus 
zu  nehmen,  sie  auch  u  n  s  zu  nehmen,  haben  wir  etwas  empfohlen,  das  die  Gegner, 
wenn  es  ihnen  Spass  macht,  Terrorismus  nennen  mögen.  Es  wäre  lediglich  ein 
Terrorismus,  der  den  Terrorismus  aufhöbe.  Nur  zu  diesem  Zweck,  der  seiner 
Natur  nach  nur  vorübergehend  sein  kann,  haben  wir  eine  solche  Drohung  für 
zulässig  gehalten.  Die  Durchführung  des  Zwecks,  die  Einführung  der  geheimen 
Abstimmung  würde  eine  Wiederholung  des  selben  Vorgehens  für  alle  Zeit  un- 
möglich machen.  Zu  anderen  Zeiten  und  zu  anderen  Zwecken,  etwa  um  die 
Wähler  zu  zwingen  sich  für  das  sozialdemokratische  Parteiprogramm 
zu  erklären,  würden  wir  die  Drohung  der  Ausübung  wirtschaftlicher 
Übermacht  für  ganz  unzulässig  halten  und  unter  allen  Umständen 
ablehnen.  Selbst  andere  Fragen  der  Gestaltung  des  Wahlrechts,  die  nicht 
gerade  seine  Unabhängigkeit  betreffen,  dürften  nicht  auf  diese  Weise 
zum  Austrage  gebracht  werden.  Dazu  wäre  nach  Einführung  der  geheimen 
Abstimmung  auch  keine  Gelegenheit  mehr. 

-)  Vcrgl.  Theodor  Lcipart  Der  Boykott  als  gewerkschaftliches  Kampfmittel  in  diesem  Bande 
der  Sozialistischen  Monatshefte,  piff.  7*6. 
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Zum  Zweck  der  Beseitigung  der  öffentlichen  Abstimmung  aber  sollte  die 
Drohung  nicht  nur  ausgesprochen  sondern  auch  ausgeführt  werden,  nicht  nur 
bei  dieser  Wahl  sondern  auch  künftig,  bis  der  Erfolg  der  Befreiung  der  Wahl 
durch  geheime  Stimmabgabe  erzielt  ist.  Drohungen,  denen  keine  Tat  folgt, 
sind  immer  vom  Übel,  in  der  Politik  aber  ganz  besonders.  Den  konservativen 
Wählern  geschieht  damit  kein  Unrecht,  keine  Beeinträchtigung  ihrer  politischen 
Überzeugung.  Sie  mögen  sich  klar  werden,  dass  sie  nach  Einführung  der  ge- 
heimen Wahl  erst  ganz  ungehindert  konservativ  stimmen  können,  wenn  sie 
wollen,  und  dass  die  konservative  Gesinnung  in  etwas  anderem  bestehen 
kann  als  in  der  Unterdrückung  fremder  Überzeugungen.  Konservative  Politik 
braucht  keineswegs  das  selbe  zu  sein  wie  Regiment  von  Cliquen  und  Bureau- 
kraten.  Auch  konservative  Tendenzen  können  im  Volksleben  nachhaltige  Er- 
folge nur  erzielen,  nicht  durch  Regierungsunterstützung  sondern  in  Gestalt  einer 
konservativen  Volkspolitik ;  einer  solchen  aber  ist  die  Unabhängigkeit  der  Wahl 
ebenso  Bedürfnis  wie  der  Sozialdemokratie. 

Ich  habe  hier  mit  Absicht  nur  von  dem  Druck  auf  die  politische  Abstim- 
mung gesprochen.  Uber  solche  Pressionen  im  Gewerkschafts  kämpf 
hat  sich  der  soeben  in  Hamburg  abgehaltene  Gewerschaftskongress  schlüssig 
gemacht.  Diese  gewerkschaftlichen  Boykotts  und  Sperren  liegen  auf 
einem  ganz  anderen  Gebiet.  Sie  betreffen  nicht  die  Freiheit  der  Überzeugungen 
sondern  die  Gestaltung  des  Arbeitsvertrages.  Hierbei  kann  von  ab- 
soluter Freiheit  nicht  die  Rede  sein,  weil  das  Wesen  jedes  Vertrages  gerade  die 
Bindung  der  Freiheit  ist,  beim  kollektiven  Arbeitsvertrag  die  Bindung  sogar 
über  die  Köpfe  der  einzelnen  Beteiligten  hinweg.  Hier  ist  natürlich  die  An- 
kündigung der  Arbeitsniederlegung,  der  Sperre  oder  des  Boykotts  gegen  die 
Erzeugnisse  des  anderen  Teils  nichts  als  ein  Akt  der  Vertragsverhandlung.  Der 
Unterschied  zu  den  politischen  Boykotts  liegt  auch  in  folgendem:  Jeder  Wähler 
hat  das  Recht,  ja  die  Pflicht  nach  seiner  Überzeugung  zu  stimmen,  aber  kein 
Unternehmer  einen  Anspruch  darauf  bestimmte  Arbeitskräfte  unter  den  Be- 
dingungen, die  e  r  setzt,  zu  bekommen  oder  seine  Ware  überhaupt  oder  gar  an 
bestimmte  Kunden  und  Kundenkreise  abzusetzen. 

Häufig  ist  der  Boykott  gegen  Nichtorganisierte  oder  anders  Organisierte,  ins- 
besondere die  Weigerung  mit  ihnen  zusammenzuarbeiten.  Die  gewerkschaft- 
liche Aktion  gegen  die  Unternehmer  läuft,  wie  bemerkt,  auf  günstige  Ge- 
staltung des  Arbeitsvertrages  hinaus.  Die  Gerncinschaftlichkcit  der  Arbeit  im 
entwickelten  Produktionsprozess  schliesst  eine  getrennte  Regelung  der  Arbeits- 
bedingungen für  jedem  einzelnen  Arbeiter  aus  und  erfordert  geschlossenes  Vor- 
gehen der  Arbeiterschaft.  Wer  sich  der  gemeinschaftlichen  Regelung  der 
Arbeitsbedingungen  nicht  unterwerfen  will,  kann  an  der  gemeinsamen  Produk- 
tion nicht  teilnehmen.  Er  schliesst  sich  selbst  davon  aus,  und  sein  Ausschluss 
von  der  Mitarbeit  ist  die  notwendige  Konsequenz,  eine  Veraussetzung  des  Ar- 
beitsvertrages der  anderen  Arbeiter.  Der  Boykott  von  Streikbrechern  oder 
solchen  die  es  gewesen  sind,  und  von  denen  man  künftig  Strcikbrecfierdicnstc 
erwarten  kann,  oder  von  Mitgliedern  von  Organisationen,  die  sich  den  Be- 
strebungen nach  günstigen  Arbeitsbedingungen  hindernd  in  den  Weg  stellen, 
erfolgt  nur  zur  Beseitigung  dieser  die  Kooporation  störenden  Elemente,  er 
ist  eine  unentbehrliche  Anwendung  des  Koalitionsrechts  und  enthält  keinen  un- 
zulässigen Gewissenszwang. 
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Dagegen  würde  die  Weigerung  des  Zusammenarbeitens  zur  Beschränkung  der 
Cbcrzeugungsfrcihcit  werden,  wenn  sie  dazu  dienen  sollte  Personen  in  eine 
Organisation  hineinzupressen,  die  unzweifelhaft  kein  Hindernis  für  das  ge- 
werkschaftliche Vorgehen  bildeten,  zum  Beispiel  um  anderen  Organisationen 
Mitglieder  abzujagen,  die  selbst  an  der  gewerkschaftlichen  Kooporation  teil- 
nehmen. Ganz  besondere  Bedenken  ergeben  sich,  wenn  mit  dem  Beitritt  zu 
einer  Organisation  nicht  nur  die  Teilnahme  an  der  Verfolgung  unmittelbarer 
wirtschaftlicher  Ziele  sondern  zugleich  ein  Bekenntnis  zu  einem  politischen  oder 
religiösen  Glaubensbekenntnis  verknüpft  ist.  Hier  gewinnt  dann  alles,  was  nur 
wie  ein  Druck  aussieht,  gewinnt  die  blosse  Weigerung  mit  dem  Nichtorgani- 
sierten den  Arbeitsplatz  zu  teilen  den  Charakter  eines  gegen  das  Gewissen  und 
die  Oberzeugungsfreiheit  des  anderen  gerichteten  Angriffs,  der  verbitternd  und 
abschreckend  wirkt.  Das  ist  einer  der  Gründe,  aus  denen  es  für  die  freien 
Gewerkschaften  eine  schwere  Hemmung  bedeuten  würde,  wenn  sie  den  Grund- 
satz der  politischen  Unparteilichkeit  aufgeben  und  als  eine  besondere  Form  der 
sozialdemokratischen  Parteiorganisation  auftreten  wollten. 

Zu  erwähnen  wäre  noch  der  Saal-  und  Bierboykott  zum  Zweck  die  Hergabe  von 
Sälen  zu  Versammlungen  zu  erzwingen.  Das  Gesetz  hat  das  Vereins-  und  Ver- 
sammlungsrecht und  das  Koalitionsrecht  ausdrücklich  gegeben;  ohne  diese 
Rechte  wären  die  öffentlichrechtlichen  Pflichten  des  Staatsbürgers  nicht  zu  er- 
füllen. Dazu  bedarf  es  aber  der  Versammlungssäle.  Wo  diese  in  den  Händen  eines 
oder  weniger  Inhaber  sind,  bedeutet  die  Verweigerung  des  Saals  einer  bestimm- 
ten Richtung  gegenüber,  dass  dieser  das  Vereins-  und  Versammlungsrecht 
faktisch  genommen  wird.  Der  Saalboykott  ist  dann  ein  Mittel  zur  Herstellung 
des  Versammlungsrechts  und  soll  die  Möglichkeit  zur  Aussprache  politi- 
scher Überzeugungen  der  Versammelten  schaffen.  Gegen  die  Überzeugung  des 
Gesperrten  wendet  er  sich  überhaupt  nicht,  denn  von  diesem  wird  eine  über- 
zeugungsäusserung  überhaupt  nicht  verlangt.  Wo  der  Saalinhaber  selbst  das 
Opfer  eines  behördlichen,  zum  Beispiel  des  militärischen  Boykotts  ist,  liegt 
doppelt  klar  zu  tage,  dass  hier  der  Zwang  nur  die  Aufhebung  eines  Zwanges 
bezweckt,  eines  Zwanges,  der  verfassungsmässige  Rechte  illoyal  beseitigen  will. 
Übrigens  liegt  der  Saalboykott  zum  Teil  auch  auf  dem  Gebiet  des  Vertrags- 
rechtes, denn  dem  Saalinhaber  werden  durch  den  Verkehr  Vorteile  in  Aussicht 
gestellt,  die  er  ohne  Gegenleistung  nicht  beanspruchen  kann.  In  diesem  Sinne 
hat  einmal  ein  Berliner  Gericht  sehr  treffend  hervorgehoben,  dass  die  Ange- 
hörigen einer  Partei  »in  ihrem  planmässigen  Besuch  oder  Nichtbesuch  be- 
stimmter Lokale  einen  Preis  besitzen,  mit  dem  sie  die  Willfährigkeit  der  Wirte 
zur  Hergabe  ihrer  Lokale  zu  einem  gesetzlich  erlaubten  Zwecke  erkaufen 
können«.  In  dem  selben  Urteil  wird  anerkannt,  dass  es  sogar  ein  Gebot  des 
Anstandes  ist  Lokale  zu  meiden,  aus  denen  man  hinausgewiesen  werden 
soll,  wenn  man  seine  politische  Überzeugungen  aussprechen  will.8)  Dem 
namentlich  in  Xorddeutschland  florierenden  Terrorismus  der  Saalabtreiberei 
kann  man  nicht  anders  begegnen  als  durch  einen  nötigen  und  durchaus  zu- 
lässigen Zwang,  meinetwegen  durch  Terrorismus. 

»)  Urteil  des  Landgericht?  II  zu  Berlin  vom  u.  Juni  1890  (VI  O.  49.  1890).  Ähnlich  ein  Urteil 
des  Landgerichts  I  vutn  19.  September  1894  (O.     J.  78.  1894). 
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FRIEDRICH  KLEEIS  •  DIE  ERWEITERUNG  DER 
ARBEITERVERSICHERUNG 

IT  der  Reform  der  Arbeiterversichcrung  scheint  es  tatsächlich 
bald  Ernst  zu  werden.  Am  II.  und  12.  Juni  diesqs  Jahres 
fand  bereits  eine  Konferenz  von  Fachleuten  im  Reichsamt  des 
Innern  statt,  die  sich  mit  einigen  Vorfragen  beschäftigte.  In 
der  Hauptsache  soll  es  sich  hierbei  allerdings  um  die  Frage  ge- 
handelt haben,  wie  in  dem  in  Aussicht  stehenden  Gesetzentwurf  das  Ver- 
hältnis der  Ärzte  zu  den  Kassen  geregelt  werden  soll.  Es  wurde  aber  aus- 
drücklich erklärt,  dass  in  nicht  zu  ferner  Zeit  eine  weitere  Zusammenkunft 
stattfinden  soll,  in  der  die  organisatorische  und  materielle  Umgestaltung  der 
Versicherung  besprochen  wird. 

Die  wichtigste  Frage  bei  der  geplanten  Reform  ist,  wie  Johannes  Timm 
in  den  Sozialistischen  Monatsheften  ganz  mit  Recht  erklärt  hat,  eine  gründ- 
liche Reorganisation  in  der  Verwaltung  und  ihre  einheitliche  Gestaltung  für 
Unfall-,  Invaliden-  und  Krankenversicherung.1)  Nach  allem,  was  über  die 
Reformpläne  der  Regierung  bekannt  geworden  ist,  haben  wir  aber  Ursache 
die  Erwartungen  in  dieser  Richtung  auf  ein  ganz  bescheidenes  Mass  herab- 
zusetzen. Hat  doch  selbst  Graf  Posadowsky,  der  noch  als  ein  Stürmer  und 
Dränger  auf  dem  Gebiet  der  Sozialreform  gelten  konnte,  sich  am  11.  April  1907 
im  Reichstag  dahin  geäussert,  dass  er  n  i  e  von  einer  Zusammenlegung  der 
drei  grossen  Versicherungszweige  sondern  nur  von  einer  solchen  der  Ge- 
setze, von  einer  Kodifikation  der  Gesetzgebung  gesprochen  habe.  Er 
meinte : 

»Auf  dem  Papier  kann  man  wohl  diese  drei  grossen  Versicherungszweige  zusammen- 
legen, in  der  Wirklichkeit  würden  aber  einer  solchen  automatischen  Behandlung  der 
Frage  die  allergrössten  Schwierigkeiten  entgegenstehen.  Da  sind  grosse  selbst- 
bewusste  Korporationen,  grosse  Krankenkassen,  grosse  Berufsgenossenschaften  mit 
eigenem  Vermögen,  da  sind  die  Knappschaftskassen:  das  alles  nun  bureaukratisch 
schematisch  in  einen  Topf  zusammenwerfen  wäre  sehr  falsch.  Wir  müssen  nicht 
umreissen,  sondern  wir  müssen  das  Vorhandene  entsprechend  den  Bedürfnissen  aus- 
zubauen suchen,  und  wir  müssen  die  ganze  Gesetzgebung  vereinfachen.« 

Die  Absichten  des  neuen  Staatssekretärs  von  Bcthmann-Hollwcg  halten  sich, 
soweit  er  sich  überhaupt  zu  der  Frage  geäussert  hat,  in  noch  beschränkteren 
Grenzen.  Wir  haben  uns  also  nicht  auf  einen  grosszügigen  Reformbau  son- 
dern auf  ein  Flickwerk  einzurichten.  Bei  dieser ;  Sachlage  erscheint  es  denn 
doch  angebracht  einige  materielle  Fragen  der  Arbeiterversicherung  zu  er- 
örtern, die  längst  spruchreif  sind  und  dringendst  der  Lösung  bedürfen.  Sollte 
die  Gesetzgebung  bei  der  gegenwärtigen  politischen  Konstellation  nicht  dazu 
kommen  die  organisatorische  Misere  der  Versicherung  zu  beseitigen,  so  sollte 
sie  wenigstens  den  materiellen  Forderungen  gerecht  werden,  denen  bei 
einigem  guten  Willen  jetzt  schon  entsprochen  werden  kann.  Dazu  gehört 
hauptsächlich  die  Ausdehnung  des  Kreises  der  Versicherten  und  eine  gleich- 
mässige  Abgrenzung  für  die  einzelnen  Versicherungszweige,  denn  der  Kreis  der 
versicherten  Personen  ist  jetzt  noch  ein  beschränkter. 

Die  Krankenversicherung  erstreckte  sich  zunächst  nur  auf  die  ge- 

')  Vergl.  Johannes  Timm  Zur  Vereinheitlichung  der  Arbeilertersicherung  in  diesem  Bande 
der  Sozialistischen  Monatshefte,  paß.  729. 
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werblichen  Arbeiter.  Nur  auf  wenige  andere  Berufszweige  ist  sie  im  Laufe 
der  Jahre  noch  ausgedehnt  worden,  wie  beispielsweise  auf  die  im  Handels- 
gewerbe beschäftigten  Personen  und  auf  die  Bureaubeamten.  Ausgeschlossen 
von  der  Versicherung  sind  immer  noch  die  landwirtschaftlichen  Arbeiter, 
die  häuslichen  Dienstboten,  die  Hausgewerbetreibenden,  die  in  Kommunal- 
betrieben  und  Kommunaldiensten  beschäftigten  Personen  usw.  Das  Gesetz 
hat  nur  die  Möglichkeit  gelassen,  dass  diese  Personen  durch  statutarische  Be- 
stimmung einer  Gemeinde  für  ihren  Bezirk  oder  eines  Kommunalverbandcs  für 
den  seinen  der  Versicherung  unterstellt  werden  können.  Hinsichtlich  der 
häuslichen  Dienstboten  sind  sich  die  Kommentatoren  des  Gesetzes  noch  nicht 
einmal  darüber  einig,  ob  es  angängig  ist,  dass  auf  sie  die  ortsstatutarischc 
Vcrsichcrungspflicht  erstreckt  werden  kann.  Teilweise  sind  Ortsgesetzc,  die 
Dienstboten  der  Versicherung  unterstellen  wollten,  genehmigt  teilweise  auch 
untersagt  worden.  Im  allgemeinen  bieten  die  bestehenden  tatsächlichen  Ein- 
richtungen ein  recht  buntes  Bild:  in  dem  einen  Ort  oder  Bezirk  ist  dieser  oder 
jener  Personenkreis  versicherungspflichtig,  in  dem  andern  wieder  nicht.  Hier 
muss  eine  Übereinstimmung  geschaffen  werden.  Weshalb  sollen  die  land- 
wirtschaftlichen Arbeiter  nicht  allgemein  der  Krankenversicherungspflicht 
unterstellt  werden?  Die  Agrarier  haben  dagegen  schon  alle  möglichen  Ein- 
wendungen vorgebracht,  wie  die,  dass  auf  dem  Lande  die  Ärzte  weit  von  ein- 
ander wohnen,  dass  keine  Krankenhäuser  vorhanden  seien  und  —  das  ist  für  sie 
das  Entscheidende  —  daher  die  Kosten  unerträgliche  würden.  Am  3.  Februar 
1906  erklärte  Graf  Posadowsky  im  Reichstag,  dass  in  seinem  Amt  eine  Vorlage 
über  die  Einführung  der  Krankenversicherung  für  die  landwirtschaftlichen 
Arbeiter  und  das  Gesinde  fertiggestellt  worden  sei;  sie  unterliege  noch  ein- 
gehenden rechnerischen  Prüfungen  in  bezug  auf  die  Kosten  und  werde  nach 
deren  Abschluss  den  beteiligten  Ressorts  wegen  des  Gesetzentwurfes  vorliegen. 
Bis  jetzt  hat  man  aber  nichts  von  ihr  gehört. 

Die  häuslichen  Dienstboten  bedürfen  selbstverständlich  auch  der  allgemeinen 
Krankenversicherungspflicht.  Sie  haben  meist  eine  überlange  Arbeitszeit, 
schlechte  Ernährung,  mangelhafte  Wohnung  usw.  und  sind  der  Krankheits- 
gefahr sicher  im  selben  Masse  ausgesetzt  wie  die  gewerblichen  Arbeiter.  Nach 
den  gegenwärtigen  gesetzlichen  Bestimmungen  können  die  Dienstboten  zwar 
als  freiwillige  Mitglieder  den  Kassen  beitreten.  Diese  Regelung  ist  aber 
äusserst  mangelhaft  und  nachteilig  für  die  Dienstboten  wie  für  die  Kassen. 
Denn  erstere  haben  sich  in  der  Regel  vor  der  Aufnahme  in  die  Kasse  einer 
ärztlichen  Untersuchung  zu  unterwerfen  und  haben  auch  andere  für  freiwillige 
Mitglieder  besonders  geschaffene  nachteilige  Vorschriften  zu  erfüllen.  Wäh- 
rend die  Kassen  dadurch  nicht  nur  viele  Scherereien  haben  sondern  ihnen  auch 
aus  dem  Fernbleiben  gesunder  Dienstboten  Schaden  erwächst.  In  Wirklichkeit 
ist  ein  grosser  Teil  der  häuslichen  Dienstboten  unversichert,  so  dass  sie  oft 
in  Krankheitsfällen  der  grössten  Not  ausgesetzt  sind  und  der  Armenpflege 
anheimfallen.  Es  ist  wohl  kaum  noch  nötig  viele  Worte  über  die  Dringlichkeit 
der  Einbeziehung  von  Hausgewerbetreibenden  in  den  Kreis  der  Versicherten 
zu  äussern.  Ihre  wirtschaftliche  Lage  ist  die  denkbar  ungünstigste.  Das 
gegenwärtige  Krankenversicherungsgcsctz  kennt  die  feine  Unterscheidung 
zwischen  Heimarbeitern,  die  der  Versicherungspflicht  unterliegen,  und  Haus- 
gcxvcrbetrcibcnden,  die  deshalb  von  ihr  befreit  =ind.  weil  sie  zu  den  selbst'dndi- 


Digitized  by  Google 


FRIEDRICH  KLEEIS    DIE  ERWEITERUNO  DER  ARBEITERVERSICHERUNG  855 

gen  Gewerbetreibenden  zu  rechnen  seien.  Die  Unterscheidung  bereitet  aber 
in  der  Praxis  ungeheure  Schwierigkeiten,  und  die  Folge  ist,  dass  auch  der 
weitaus  grösste  Teil  der  Heimarbeiter  unversichert  ist.  Die  ortsstatutarische 
Versichcrungspflicht  der  Hausgewerbetreibenden  ist  bisher  nur  in  einer  ganz 
beschränkten  Zahl  von  Orten  durchgeführt  worden.  In  der  Regel  wenden  sich 
die  Unternehmer  gegen  ihre  Einbeziehung,  weil  —  wie  immer  —  die  Kosten 
viel  zu  hohe  wären,  und  sie  dann  keine  Hausarbeiter  mehr  beschäftigen  könnten. 
Die  Frage  muss  daher  reichsgesetzlich  geregelt  werden.  Und  sollte  dies  be- 
wirken, dass  wirklich  die  schlechtest  bezahlte  Hausarbeit  eingeschränkt  wird, 
so  ist  dass  kein  grosses  Unglück. 

Einen  Mangel  enthält  die  Krankenversicherung  noch  dadurch,  dass  sie  die 
schönen  Künste  von  der  Versicherung  ausschliesst.  Das  ist  besonders  folgen- 
schwer für  die  Musiker,  die  nur  dann  der  Versicherungspflicht  unterliegen, 
wenn  sie  in  »gewöhnlichen  Gewerbebetriebenc  tätig  sind,  denen  ein  »höheres 
künstlerisches  Interesse«  nicht  zuzuschreiben  sei,  respektive  wenn  die  Darbietun- 
gen der  in  Frage  kommenden  Musikkapelle  keinen  »höheren  künstlerischen 
Wert«  haben.  Es  sind  aber  schon  Musikkapellen,  die  aus  20  Lehrlingen  und 
5  Gehilfen  bestehen,  für  Kunstinslitute  erklärt  worden.  In  Wirklichkeit  sind 
nur  ganz  wenige  Musikkapellen  versichert. 

Die  Invalidenversicherung  beschränkt  sich  zwar  nicht  nur  auf  das 
Gewerbe  und  greift  etwas  weiter,  doch  sind  auch  bei  ihr  nur  d  i  e  Personen  ver- 
sichert, die  »gegen  Gehalt  oder  Lohn  beschäftigt«  sind,  also  die  wirtschaftlich 
und  persönlich  unselbständig  sind.  Demnach  sind  auch  von  der  Invaliden- 
versicherung die  Hausgewerbetreibenden  und  kleinen  Handwerker  ausge- 
schlossen. Nicht  versichert  sind  schliesslich  noch  diejenigen  Personen,  die  nur 
gegen  freien  Unterhalt  beschäftigt  sind. 

Von  der  Unfallversicherung  endlich  ist  auch  heute  noch  fast  das  ge- 
samte kleine  Handwerk  ausgeschlossen.  Versichert  sind  nach  dem  Gewerbe- 
unfall Versicherungsgesetz  immer  nur  noch  die  in  Fabriken  und  ähnlichen  An- 
lagen sowie  in  einer  beschränkten,  bestimmt  genannten  Zahl  von  Berufen  wie 
Schlosserei,  Schmiederei,  Fleischerei  usw.  beschäftigten  Personen.  Durch  das 
Unfallversicherungsgesetz  für  Land-  und  Forstwirtschaft,  das  Bauunfallver- 
sichcrungsgesetz  und  das  Sceunfallversicherungsgesetz  ist  später  die  Unfall- 
versicherung noch  auf  weitere  Kreise  ausgedehnt  worden,  doch  ist  auch  heute 
noch  der  weitaus  grösste  Teil  des  kleinen  Handwerks-  und  Gewerbebetriebes 
von  dieser  Versicherung  ausgenommen.  Schuhmacherei-,  Möbeltischlerei-, 
Bäckerei-,  Schneiderei-,  Sattlerei-,  Klempnercibetriebc  und  dergleichen  mehr 
sind  heute  nur  dann  der  Unfallversicherung  unterstellt,  wenn  sie  Fabriken 
darstellen,  das  heisst,  wenn  in  ihnen  mindestens  10  Arbeiter  regelmässig  be- 
schäftigt werden,  oder  durch  elementare  oder  tierische  Kraft  —  wie  Wind, 
Wasser,  Dampf,  Gas,  heisse  Luft,  Elektrizität  usw.  —  bewegte  Triebwerke 
nicht  bloss  vorübergehend  zur  Anwendung  kommen.  Die  Erfahrung  hat  natür- 
lich gelehrt,  dass  in  den  kleineren  Betrieben  die  Betriebsunfälle  ebenfalls  sehr 
zahlreich  sind,  und  es  ist  geradezu  widersinnig,  dass  bei  diesen  keine  Ent- 
schädigung stattfindet. 

Das  Hauptgewicht  bei  der  Reform  der  Arbeiterversicherung  ist  nun  darauf 
zu  legen,  dass  der  Kreis  der  Versicherten  unter  Berücksichtigung  von  dessen 
notwendiger  Erweiterung  für  alle  Versicherungszweige)  gleichmässig  abgs- 
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grenzt  wird.  Die  Erfüllung  dieser  Forderung  ist  die  erste  Vorbedingung  für 
eine  spätere  Zusammenlegung  der  einzelnen  Versicherungszweige.  Die  ver- 
schiedenartige Abgrenzung  führt  in  der  Praxis  nur  zu  Widersprüchen.  So  sind 
—  um  nur  ein  Beispiel  anzuführen  —  die  landwirtschaftlichen  Arbeiter  nicht 
der  allgemeinen  Krankenversicherung  unterstellt  und  in  einem  grossen  Teile 
des  Reichs  auch  tatsächlich  nicht  versichert.  Wohl  aber  sind  sie  der  Unfall- 
versicherung unterstellt,  die  aber  erst  mit  Beginn  der  14.  Woche  nach  dem 
Unfall  eintritt.  Bis  zum  Eingreifen  der  Berufsgenossenschaft  sind  nun  die 
Verletzten  ohne  jede  staatliche  Fürsorge.  Ähnlich  verhält  es  sich  mit  den 
häuslichen  Dienstboten,  die  nicht  der  Krankenversicherungspflicht,  wohl  aber 
der  Invalidenversicherung  unterstehen.  Letztere  tritt  bei  vorübergehender 
Erwerbsunfähigkeit  erst  nach  Ablauf  von  26  Wochen  ein.  Bis  dahin  sind  die 
Dienstboten  ohne  jede  Fürsorge.  Es  liegt  nicht  der  geringste  Grund  vor,  wes- 
halb irgend  ein  Teil  der  Arbeiterschaft  von  dieser  oder  jener  Versicherungs- 
art ausgeschlossen  werden  soll. 

Nach  unseren  prinzipiellen  Forderungen  sollte  die  Versicherungspflicht  sich 
überhaupt  nicht  nur  auf  die  unselbständigen  Arbeitnehmer  erstrecken.  Die 
Teilung  der  Bevölkerung  in  versicherungspflichtige  Arbeiter  und  in  hiervon  be- 
freite Arbeitgeber  führt  in  der  Praxis  nicht  nur  zu  grossen  Umständlichkeiten 
und  Haarspaltereien  sondern  ist  vom  wirtschaftlichen  Standpunkt  aus  auch 
geradezu  unsinnig.  Nach  unserem  Dafürhalten  müssten  sämtliche  erwerbs- 
tätige Personen  bis  zu  einer  bestimmten  Einkommensgrcnze  versichert  werden, 
gleichviel  ob  sie  gegen  Gehalt  oder  Lohn  beschäftigt  oder  selbständig  sind. 
Die  Hausgewerbetreibenden,  die  Privatbeamten  und  Burcauangcstcllten,  die 
Ärzte,  die  selbständigen  Handwerker  und  Gewerbetreibenden  usw.  haben  die 
Forderung  auf  Einbeziehung  in  den  Kreis  der  versicherungspflichtigen  Per- 
sonen wiederholt  schon  selbst  gestellt.  Auf  grund  von  Beschlüssen  einiger  Hand- 
werks- und  Gewerbekammertage  hat  sich  bereits  der  Reichstag  einige  Male 
mit  der  Frage  der  Einbeziehung  der  kleinen  Gewerbetreibenden  in  die  Ver- 
sicherung beschäftigt,  leider  aber  ohne  bei  der  Reichsregierung  Entgegenkommen 
zu  finden.  Die  Handwerkskammer  zu  Breslau,  die  sich  der  Angelegenheit  mit 
besonderer  Aufmerksamkeit  zugewendet  hat,  hat  festgestellt,  dass  von  den  zirka 
1  400  000  selbständigen  Handwerkern  im  Deutschen  Reich  zirka  930  000,  also 
rund  zwei  Drittel,  kein  höheres  Einkommen  als  2000  Mark  pro  Jahr  haben. 
Alle  die  genannten  Bestrebungen  sind  ein  Beweis  dafür,  dass  der  Gedanke, 
der  Staat  ist  ein  festgefügter  Organismus,  der  die  Verpflichtung  hat  für  seine 
einzelnen  Glieder,  sei  es  durch  Versicherung  oder  in  anderer  Form,  zu  sor- 
gen, immer  mehr  Anhänger  findet.  Der  Gesetzgeber  kann  und  darf  sich  der 
Forderung  auf  Ausdehnung  der  Versicherung  auf  immer  weitere  Kreise  nicht 
mehr  verschliessen. 

Man  könnte  im  Zweifel  sein,  ob  es  der  Festsetzung  einer  Höchstgrenze  des 
Einkommens  für  die  Versicherungspflicht  überhaupt  bedarf.  Dagegen 
spricht  die  Notwendigkeit  das  Prinzip  der  Versicherung  bestmöglichst  dadurch 
durchzuführen,  dass  auch  starke  und  tragfähige  Schultern  in  den  Versicherungs- 
körper einbezogen  werden.  Auf  einen  so  fortgeschrittenen  Standpunkt  wird 
sich  die  Gesetzgebung  aber  noch  nicht  schwingen  können.  Es  ist  daher  ratsam 
für  etwas  näher  liegendes  und  früher  durchführbares,  und  zwar  für  eine  Er- 
höhung der  gegenwärtig  geltenden  Grenze,  einzutreten.    In  der  Kranken-  und 
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Invalidenversicherung  sind  2000  Mark  und  in  der  Unfallversicherung 
3000  Mark  Jahreseinkommen  die  Maximalgrenzen.  Das  ist  entschieden  zu 
niedrig.  Bei  der  eingetretenen  Entwertung  des  Geldes  und  seiner  geringeren 
Kaufkraft  wird  eine  einheitliche  Grenze  von  5000  Mark  nicht  zu  hoch  gegriffen 
sein.  In  diesem  Sinn  sprach  sich  auch  der  letzte  allgemeine  Krankenkassen- 
kongress  aus.  Die  Ärzte  wenden  sich  zwar  hiergegen,  weil  sie  fürchten,  dass 
hierdurch  ihre  Privatpraxis  noch  weiter  eingeschränkt  wird.  Doch  sprechen 
viele  Gründe  dagegen,  dass  diese  Gefahr  für  sie  wirklich  in  dem  befürchteten 
Masse  eintritt ;  auch  müssten  hier,  wo  es  die  Wohlfahrt  aller  gilt,  selbst  noch 
so  berechtigte  Interessen  eines  einzelnen  Standes  zurücktreten,  für  den  ja 
auch  in  anderer  Weise  noch  gesorgt  werden  könnte. 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 
WRLLY  ZEPLER  -  BERUF  UND  WEIBLICHE 
PSYCHE 

IT  grosser  Eindringlichkeit  stellt  sich  dem  Beobachter  des  Frauen - 
lebens  und  seiner  Entwickelung  das  Problem  der  Berufsfrage  in 
den  Kreis  seiner  Betrachtungen.    Die  Frage,  ob  die  Mehrzahl  der 
Frauen  dereinst  gleich  dem  Mann  heute  eine  bestimmte  streng 
geregelte  Berufstätigkeit  neben  ihren  mütterlichen  und  eventuell 
hauswirtschaftlichen  Pflichten  ausüben  wird.    Entscheiden  werden  wir  dieses, 
wie  so  manches  andre  soziale  Gegenwartsproblem  mit  allen  unseren  Dis- 
kussionen nicht.    Entscheiden  wird  es  erst  die  Geschichte,  die  uns  in  ihrem 
Werden  auch  in  dieser  Hinsicht  noch  so  manche  Überraschung  bringen  mag: 
Erfahrungen,  die  wir  nicht  ahnen,  Reaktionen,  die  wir  heute  als  unmöglich 
belächeln  und  wiederum  Umwälzungen,  deren  Tragweite  wir  selbst  mit  unserem 
kühnsten  Denken  nicht  ermessen  können.    Indessen  mag  es  wohl  der  Mühe 
lohnen  das  Berufsproblem  einmal  von  einer  ganz  anderen  Seite  her  zu  fassen. 
Zu  fragen,  was  uns,  wie  wir  heute  sind,  eigentlich  der  Beruf  bedeutet,  wie 
er  auf  die  Psyche  des  modernen  Menschen  einwirkt,  nach  welcher  Richtung 
sich  die  geistigen  und  seelischen  Verschiedenheiten  von  Mann  und  Weib  ver- 
stärken oder  überhaupt  erst  formen  mussten  infolge  der  ausgesprochenen 
Lebensteilung  in  eine  Welt  vielseitig  und  streng  beruflich  tätiger  Männer 
und  eine  Welt  rein  hauswirtschaftlich  arbeitender  oder  mehr  und  weniger 
müssiger  Frauen.1) 

Schon  dieser  Fragestellung  gegenüber  wird  sich  allerdings  sofort  ein  Wider- 
spruch erheben.  Es  gibt,  so  werden  viele  sagen,  gar  keine  Welt  müssiger 
Frauen  und  nur  einen  sehr  engen  und  kleinen  Kreis  vielseitig  tätiger  Männer. 
Die  übergrosse  Mehrzahl  der  Menschheit  hat  stets  aus  Proletariern  bestanden, 
aus  körperlich  schwer  Arbeitenden  zum  mindesten.  Und  für  sie  existiert  in 
dieser  Hinsicht  kaum  ein  bemerkbarer  Unterschied  zwischen  den  Geschlechtern. 
Der  Bauer  und  die  Bäuerin  schaffen  zusammen  bei  der  Landbestellung,  und 
auch  bei  ihren  sonstigen  Verrichtungen  kann  man  kaum  von  einer  wirklichen 
Teilung  der  Arbeit  sprechen.  Die  moderne  Industrie  hat  das  Weib  gleich  dem 
Mann  an  ihre  Maschinen  gefesselt,  und  wo  der  männliche  Industriearbeiter  sich 

')  Den  Beruf  betrachte  ich  in  4>esem  Artikel  nicht  zugleich  im  Sinne  des  Kampfes  ums  Dasein 
sondern  ausschliesslich  in  dem  Sinne  einer  qualifizierten,  das  Leben  erfüllenden  Tätigkeit  auf  einem 
bestimmten  Gebiet. 
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noch  gewisse  Berufe  vor  der  eindringenden  weiblichen  Konkurrenz  bewahrt 
hat,  da  unterscheidet  sich  die  Art  seiner  Tätigkeit  wahrlich  wenig  genug  vo« 
der  der  Frauen  in  einem  proletarischen  Haushalt,  die  körperlich  meist  gleick 
schwer  ist  und  gleich  ununterbrochen  Geist  und  Seele  in  Anspruch  nimmt. 

Das  alles  ist  unbedingt  richtig.  Aber  es  handelt  sich  ja  für  uns  gerade  um 
die  Erforschung  jener  feineren  Wesensunterschiede,  die  erst  bei  dem  ge- 
bildeten Geist  zu  tage  treten  und  deshalb  auch  nur  an  der  Oberschicht  der 
Gesellschaft  studiert  werden  können.  Wie  denn  jener  Einwurf  in  tieferem 
Sinne  überhaupt  darum  unzulässig  ist,  weil  die  eigentlich  geistige  Menschheits- 
entwickelung sich  stets  nur  in  einem  engumschriebenen  Kreise  der  von  körper- 
licher Arbeit  befreiten  Oberschicht  vollzogen  hat,  deren  Einfluss  dann  langsam 
die  Gesamtheit  mit  sich  riss.  Denn  genau  wie  in  der  Natur  erwächst  überall 
im  menschlichen  Gesellschaftsleben  die  Umgestaltung  des  Durchschnittstypus 
aus  einer  zunächst  kleinen  Zahl  von  der  Normalform  abweichender,  hervor- 
ragend ausgebildeter  Einzelerscheinungen.  Hervorragend  ausgebildet  in  der 
Bedeutung  besonderer,  veränderten  Lebensbedingungen  vorzüglich  angepasster 
Eigenschaften.  Von  diesem  Standpunkt  stellt  sich  die  moderne  Frauenfrage 
in  ihren  feineren  Ausdrucksformen  auch  durchaus  nicht  als  die  berühmte 
Damenfrage  dar,  die  jeder  aufrichtige  Sozialdemokrat  mit  einem  mitleidigen 
Lächeln  abtun  müsstc,  vielmehr  als  ein  sehr  bedeutungsvolles  Kulturproblem, 
das  auch  von  unserem  Standpunkt  einer  äusserst  ernsten  Würdigung  bedarf. 
Zum  wenigsten,  soweit  sich  diese  Frauenfrage  darstellt  in  der  radikalen,  alle 
Lebensformen  unterhöhlenden  Gefühlsemanzipation  des  modernen  Weibes,  das 
bereits  heute  in  sich  einen  bisher  ungekannten  Arttypus  geschaffen  hat,  der 
fast  als  das  eigenartigste,  revolutionärste  und  charakteristischste  Ferment 
unseres  modernen  Kulturlebens  erscheinen  kann.  Dieser  neu  sich  entfaltende 
Arttypus  ist  —  wie  es  scheint  —  eben  den  Lebensbedingungen  der  im  Werden 
begriffenen  Gesellschaft  in  besonderem  Masse  angepasst,  ja,  er  ist  der  weib- 
liche Anpassungstypus  an  diese  geänderten  Lebensbedingungen,  und  seine 
Daseins-  und  Entwickelungsfähigkeit  wird  sich  daher  mehr  und  mehr  erweisen, 
je  schärfer  sich  die  sozialen  Existenzformen  der  neuen  Gesellschaft  aus  dem 
niederstürzenden  Gemäuer  des  Alten  hervorarbeiten.  Daraus  ergibt  sich,  dass 
es  gilt  gerade  die  Psyche  dieser  Wenigen  zu  studieren,  ihre  seelische  Ver- 
fassung, ihre  Glücksmöglichkeiten,  um  aus  diesem  Studium  Schlüsse  auf  die 
Entwicklung  der  Frauenpsyche  überhaupt  zu  ziehen. 

Für  jene  kleine,  aber  kulturell  so  bedeutsame  Schicht  moderner  Frauen  ge- 
winnt nun  das  Berufsproblem  neben  dem  materiellen  ein  intensives  psycholo- 
gisches Interesse.  Es  spitzt  sich  für  sie  zu  zu  der  Frage,  die  ich  gleich  anfangs 
formulierte,  der  Frage  nach  der  Einwirkung  eines  bestimmten  Lebensberufs 
auf  die  geistig-seelischen  Verschiedenheiten  der  Geschlechter.  Bei  einer  der- 
artigen Untersuchung  muss  es  sich  also  selbstverständlich  zunächst  um  solche 
Berufe  handeln,  die  sich  von  rein  körperlicher  Tätigkeit  entfernen  oder  wenig- 
stens doch  neben  körperlicher  Arbeit  auch  gewisse  geistig-seelische  Momente 
in  sich  bergen,  das  spezifisch  Persönliche  im  Menschen  zur  Auslösung  bringen. 
Später  werden  wir  dann  sehen,  dass  allerdings  manche  Züge  des  weiblichen 
Artcharakters  auch  ganz  allgemein  durch  das  Berufsleben  an  sich  entwickelt 
oder  zurückgedämmt  werden  können,  selbst  wenn  der  Beruf  einer  eigentlich 
geistigen  Betätigung  völlig  entbehrt.    Für  die  Zukunft  dürften  aber  auch  die 


Digitized  by  Google 


WALLY  ZEPLER  •  BERUF  UND  WEIBLICHE  PSYCHE     t  359 


psychischen  Wirkungen,  die  heute  nur  den  mehr  geistigen  weiblichen  Berufen 
eigen,  eine  umfassendere  Bedeutung  gewinnen.  Denn  wir  können  ja  schwer- 
lich annehmen,  dass  auch  in  einer  höher  organisierten  Gesellschaft  die  Mehr- 
zahl aller  Menschen  sich  mit  einer  ausschliesslich  physischen  Arbeit  zufrieden 
geben  wird,  wir  müssen  vielmehr  glauben,  dass  die  Menschheit  einmal  neue 
Möglichkeiten  finden  wird  körperliche  und  geistige  Tätigkeit  organisch  mit- 
einander zu  verknüpfen. 

Was  gibt  und  ist  uns  nun  heute  der  Beruf?  Uns,  das  heisst  dem  gebildeten, 
geistig  normalen,  körperlich  gesunden  Menschen?  Nicht  etwa  dem  Genie, 
das  —  wo  und  wie  auch  immer  —  im  äusseren  Schaffen  sein  inneres  Leben 
verbrennen  muss.  Zunächst  erscheint  vielleicht  der  Zwang  der  Berufsausübung, 
auf  welchem  Gebiete  er  auch  liegen  möge,  als  eine  recht  zweifelhafte  Glücks- 
bereicherung für  den  einzelnen.  Ganz  besonders,  wenn  man  dabei  an  die  Ver- 
hältnisse denkt,  wie  sie  sich  heut  herausgebildet  haben,  die  notorische  Arbeits- 
überbürdung  hauptsächlich  in  den  meisten  höheren  Berufen,  das  ununter- 
brochene Hetzen  und  Jagen,  das  Geizen  mit  jeder  Minute,  das  schliesslich 
jedem  Zusichselberkommen  wehrt.  Indessen,  das  alles  ist  durchaus  nicht  eine 
irgendwie  notwendige  sondern  nur  eine  rein  zufällige  Eigentümlichkeit  moder- 
ner oder  kapitalistischer  Berufsausübung,  von  der  wir  natürlich  absehen  müssen, 
wollen  wir  die  rein  psychologische  Wirkung  des  Berufslebens  an  sich  erkennen. 
Aber  daneben  liegt  doch  die  persönliche  Hemmung,  die  so  viele  durch  den 
Beruf  empfinden,  noch  in  einer  diesem  tatsächlich  immanenten  Eigenschaft. 
Ich  las  neulich  einen  Ausspruch  Harnacks  über  den  sehnsüchtigen  Wunsch 
vieler  Frauen  nach  Berufsarbeit:  »Wohl  schafft  die  Arbeit  Lust,  aber  das  fst 
doch  nur  die  eine  Seite  der  Sache.  Ich  habe  immer  gefunden,  dass  über  die 
Lust,  die  die  Arbeit  gewährt,  diejenigen  lauter  sprechen,  die  sich  selbst  nicht 
allzuviel  anstrengen,  während  die  bei  ihrem  Preise  Umstände  machen,  die  in 
ununterbrochener  heisser  Arbeit  stehen.«  Das  ist  gewiss  sehr  wahr.  Und 
vielleicht  kommt  dieser  Missstand  der  Berufsarbeit  dem  modernen  Menschen 
stärker  und  schmerzlicher  zum  Bewusstsein  als  dem  Menschen  irgend  einer 
frühern  Zeit,  weil  er  die  empfindlichste  Forderung  seines  Ichs  trifft,  den 
Wunsoh  nach  möglichst  individueller  Daseinsgestaltung:  nach  Müsse  und 
Freiheit  seinem  Innern  nachzulauschen,  die  eigene  Persönlichkeit  auszu- 
gestalten, sich  dem  zu  widmen,  was  ihn  gerade  lockt  und  zieht.  Und  das  ist 
es  denn  auch,  was  man  der  gebildeten  Frau  immer  wieder  als  höchsten  Vorzug 
der  Beruf slosigkeit  gepriesen  hat,  ja,  was  sie  selbst  oft  als  solchen  empfand. 
»Nur  Zeit !«  lässt  Dchmcl  seinen  Proletarier  seufzen,  wenn  er  an  die  Freuden 
und  geistigen  Genüsse  des  Lebens  denkt,  die  ihm,  dem  ewig  Schuftenden,  ein 
verschlossenes  Eden  bleiben.  Nur  Zeit !  ist  der  Seufzer,  der  auch  die  Brust  des 
Nichtproletariers,  des  arbeitsgebundenen  Gebildeten  oft  genug  hebt,  wenn  er 
sich  umschaut  in  all  dem  flutenden  geistigen  Reichtum  unserer  Welt.  Einzig 
die  nicht  berufstätige  Frau  darf,  wie  es  scheint,  diesen  Reichtum  nach  ihrem 
Gefallen  geniessen.  Sie  darf  frei  die  Hand  ausstrecken  nach  allen  Schätzen 
von  Wissenschaft  und  Kunst,  politischem  und  geselligem  Leben.  Sie  darf  nur 
überall  die  Früchte  pflücken,  in  deren  langsamer  und  mühevoller  Pflege  der 
Mann  im  besten  Fall  sein  Dasein  aufzehrt.  Im  besten  Fall,  das  heisst,  wenn 
er  überhaupt  das  Glück  hat  eine  geistige  oder  künstlerische  Tätigkeit  auszu- 
üben. Die  Frau,  die  nicht  an  strenge  Zeiteinteilung  gefesselt  ist,  kann  also 
wirklich  ihr  Leben  nach  eigenem  Mass  und  Wunsch  gestalten.    Sie  kann  auf 
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die  Klänge  ihres  eigenen  Herzens  horchen,  sich  dem  Zauber  träumerischen 
Nichtstuns  überlassen,  sich  der  Betrachtung  der  Umwelt,  dem  Glücke  freund- 
schaftlichen Umgangs  widmen,  kurz,  sie  allein  kann  eigentlich  reich  und  per- 
sönlich leben. 

So  mag  sich,  wie  viele  meinen,  die  feinste  Blüte  des  weiblichen  Wesens  wie 
die  höchste  Kultur  des  Frauengeistes  gerade  durch  die  Berufslosigkeit  eines 
Teils  der  Frauenwelt  entfaltet  haben.  Jene  höchste  Kultur,  die  sich  in  ihrer 
Eigenart  am  vollendetsten  verkörpert  in  einzelnen  genialen  Fraucnerscheinun- 
gen,  wie  Rahel  Varnhagen,  Karolinc  Schlegel,  Madame  d'Epinay  und  vielen 
anderen,  die  alle  einem  weiten  Kreise  der  bedeutendsten  Männer  zu  Freun- 
dinnen und  geistigen  Anregerinnen  wurden  und  so  mittelbar  den  Stempel  ihrer 
geistigen  Persönlichkeit  auch  ohne  eine  systematische  Tätigkeit  dem  Leben 
ihrer  Zeit  tief  einzuprägen  wussten.  Ja,  man  ist  in  diesem  Gedankengang 
weiter  gegangen.  Man  hat  bekanntlich  behaupten  wollen,  das  Weib  sei  viel- 
leicht überhaupt  durch  die  Anlage  und  Eigentümlichkeit  seines  Geistes  von  der 
Natur  nicht  so  sehr  zu  selbständigem  Schaffen  als  zu  jener  mittelbaren  Wirkung 
durch  den  Einfluss  auf  den  Geist  der  Männerwelt  berufen,  die  hochkultivierte 
Frau  sei  die  geistige  Anregerin  par  excellence.  Hier  liege  ihre  eigentliche 
Kulturmission,  die  allerdings  Berufslosigkeit  voraussetzt,  da  sie  sie  nur  zu  er- 
füllen vermag  durch  die  Macht  eines  vielseitig  und  völlig  frei  gebildeten  Geistes, 
durch  ein  selbstloses  Sichversenken  in  die  Ideenwelt  und  die  Psyche  anderer, 
durch  eine  geistige  Hingabc  also,  ein  Aufgehen  in  fremder  Menschen  Seele, 
das  nicht  mehr  möglich  ist,  sobald  das  Leben  in  sich  selbst  erfüllt  ist. 

Ist  dies  alles  nun  wirklich  richtig?  Untersuchen  wir  zunächst  einmal,  wor- 
auf denn  eigentlich  der  Zauber  der  Frauenfreundschaft  und  ihre  Wirkung 
auf  den  Mann  beruht.  Und  zwar  rein  geistig  aufgefasst.  Ganz  abgesehen 
also  von  dem  mehr  oder  weniger  bewusst  empfundenen  Mitklingen  des  Ero- 
tischen in  solcher  Freundschaft,  das  einfach  in  des  Mannes  Seele  wie  jedes 
andere  leidenschaftliche  Empfinden  schwellendere  Trieb-  und  Schaffenskräfte 
auslöst.  Der  hochdifferenzierte  Mann  sucht  oft  geistiges  Verstehen,  er  sucht 
einen  Widerklang  seiner  eigenen  inneren  Welt  in  der  Seele  der  feingebildeten 
Frau,  auch  wo  in  jenem  Sinne  Liebesregungen  gar  nicht  in  Frage  kommen 
können.  Ebenso  natürlich  umgekehrt.  Und  es  ist  klar,  worin  diese  gegen- 
seitige Anziehung  wurzelt.  Sie  ist  nichts  weiter  als  der  Ausdruck  der  psychi- 
schen Differenzierung  der  Geschlechter,  der  Abweichungen  und  Besonder- 
heiten im  spezifischen  Geistes-  und  Seelenleben  des  Mannes  und  der  Frau. 
Die  leichtere  Erregbarkeit  des  Weibes,  ihre  psychische  Empfindlichkeit,  ihre 
intuitivere,  weniger  verstandesmässige  Art  des  Urteils  über  Menschen  und 
Dinge,  ihr  stark  ausgeprägtes  Mitgefühl  mit  anderer  Hoffnungen  und  Schmer- 
zen; das  alles  zieht  den  Mann  zur  Frau  und  lässt  ihn  aus  ihrer  Freundschaft 
Beruhigung  und  Kraft  gewinnen.  Genau  so,  wie  die  Frau  in  dem  gewöhnlich 
realeren  und  aktiveren  Geist  des  Mannes  eine  Schutzwehr  sucht  gegen  ihr 
schnell  irritierbares,  von  Stimmung  und  Moment  stark  abhängiges  Tempera- 
ment. In  einem  Wort,  auch  die  geistige  Anziehung  zwischen  den  Geschlechtern 
ist  nur  ein  Ausfluss  ihres  sekundären  Geschlechtscharakters,  die  ins  Seelische 
übersetzte  Geschlechtsanziehung  überhaupt. 

Es  liegt  nun  schon  hier  die  Frage  nahe :  Sind  diese  offenbaren  psychischen  und 
geistigen  Abweichungen  zwischen  Mann  und  Weib,  wie  ich  sie  eben  hier  in 
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ihren  allgemeinsten  und  markantesten  Zügen  kurz  andeutete,  wirklich  ur- 
sprünglich sekundärer  natürlicher  Geschlechtscharakter,  das  heisst  unab- 
änderliche seelische  Erscheinungsform  der  Weiblichkeit,  respektive  Männlich- 
keit im  Menschen,  oder  sind  sie  etwa  geworden  oder  doch  bedeutend  verstärkt 
durch  jene  verschiedenen  geistigen  Existenzbedingungen:  auf  der  einen 
Seite  die  von  jeher  scharf  umrissene,  auf  ein  Gebiet  konzentrierte  Beschäfti- 
gung des  Mannes,  auf  der  anderen  das  lose,  wenig  angespannte  oder  in  alle 
Fernen  schweifende  Geistesleben  der  Frau? 

Havelock  Ellis,  der  ja  die  eingehendsten  Untersuchungen  über  die  geistigen 
Geschlechtseigentümlichkeiten  angestellt  hat,  hält  —  wie  wahrscheinlich  viele 
andere  —  den  Wert  aller  Spekulationen  für  äusserst  zweifelhaft  und  will  nur 
die  positive  Beobachtung  als  unsere  Lehrmeisterin  auf  diesem  Gebiete  gelten 
lassen.  Aber  auch  die  exakteste  Beobachtung  kann  uns  leider  keine  Auf- 
schlüsse über  das  geben,  was  uns  am  dringendsten  zu  wissen  verlangt,  nämlich 
wie  weit  das  Wesen  des  weiblichen  Geistes  unverrückbarer  Naturveranlagung 
und  wie  weit  es  durch  eine  unendliche  Generationsreihe  verstärkten  Erziehungs- 
resultaten sein  Werden  verdankt.  Ein  besseres  Kriterium  dieser  Unter- 
scheidung bietet  uns  dann  trotzalledem  die  Spekulation,  wenigstens  soweit  sie 
mit  irgendwelchen,  wenn  auch  an  Zahl  noch  so  geringen,  Erfahrungsresultaten 
übereinstimmt.  Und  diese  Erfahrungsresultate  sind  eben  die  Ansätze  zu  einer 
Abänderung  des  weiblichen  Typus  unter  den  berufstätigen  Frauen. 

Der  gleiche  Zug,  den  wir  vorhin  im  guten  Sinne  als  die  geistige  Anregungs- 
kraft des  Weibes  bezeichnet  haben,  birgt  sich  nach  der  schlechten,  der  Seite 
geistiger  Minderwertigkeit  in  dem  sehr  allgemeinen  Glauben  an  eine  ge- 
wisse Oberflächlichkeit  und  Unoriginalität  des  weiblichen  Geistes.  Die 
Frau  —  so  lautet  fast  durchgängig  das  Urteil  der  Beobachter  —  passt  sich 
zwar  schnell  allen  Lebens-  und  Geistesaufgaben  an,  aber  sie  dringt  selten  tief 
in  eine  geistige  Materie.  Vor  allem  aber  ist  sie  unoriginell,  rein  rezeptiv  und 
meist  völlig  unfähig  selbst  eine  neue  Richtung  einzuschlagen.  In  dieser  An- 
schauung steckt  fraglos  ein  so  bedeutender  Wahrheitskern,  dass  wir  sie  zu- 
nächst ruhig  als  berechtigt  annehmen  dürfen.  Es  gibt  vorläufig  sicher  nicht 
allzu  viele  Frauen,  die  eigentlicher  Forschungs-  und  Erkenntnisdrang  zur 
Wissenschaft  treibt,  es  gibt  auch  nicht  allzu  viele,  die  gänzlich  unbeeinflusst 
von  ihrer  Umgebung,  nur  ihrem  Denken  folgend,  eigene  geistige  Wege  gehen. 
Cherchez  V komme!  müssen  wir  meist  sagen,  wenn  wir  wissen  wollen,  woher 
der  Anschauungsinhalt  der  Frauen  stammt. 

Kann  —  soweit  natürlich  die  Tatsache  selbst  unbestritten  bleibt  —  Beruf  oder 
Nichtberuf  daran  etwas  ändern?  Anscheinend  absolut  nicht.  Offenbar  liegt 
es  nicht  in  der  Beschäftigung  sondern  im  Wesen  des  Geistes,  wieweit  ein 
Mensch  tief  und  selbständig  denkt,  wie  es  ja  trotz  des  Berufs  auch  nicht  jedes 
Mannes  Sache  ist  die  Angelegenheiten  dieser  Welt  stets  selbst  auf  ihren  Wert 
zu  prüfen.  Und  dennoch,  genauer  betrachtet,  hängt  die  geistige  Abhängigkeit 
des  Weibes  von  anderen  doch  auch  mit  der  Berufslosigkeit  so  vieler  Frauen 
zusammen.  Von  dem  Genie  abgesehen,  das  wir  bei  unserem  Problem  natürlich 
stets  unberücksichtigt  lassen  müssen,  ist  für  den  menschlichen  Geist  der  Beruf 
die  Kampfstatt,  auf  der  die  Kraft  sich  stählt,  misst  und  probt.  Es  ist  ein  selt- 
sames Ding  mit  unserer  menschlichen  Kraft  Es  schlummern  in  uns  allen  ganze 
Schätze  von  Fähigkeiten  und  Talenten,  von  Neigungen  und  Lebensmöglich- 
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keiten,  so  grosse  Schätze,  dass  das  Leben  sich  für  jeden  einzelnen  verzwanzig- 
fachen  würde,  könnten  wir  sie  nur  alle  ans  Tageslicht  ziehen  und  in  gangbare 
Münze  prägen.  Aber  bei  der  übergrossen  Mehrzahl  aller  Menschen  bleiben 
diese  Schätze  ihr  Leben  lang  ungehoben.  Wohl  wogt  in  verschwiegenen, 
schmerzerfüllten  Stunden  dieses  ungeborene  Können  und  Wollen  in  unserer  " 
Seele;  aber  für  die  meisten  werden  sehr  bald  die  gärenden  Kräfte  unter  den 
Forderungen  des  Alltags  verschüttet,  die  das  Leben  ganz  erfüllen.  Und  für 
die  Frau  hat  an  geistiger  Kraft  das  Alltagsleben  bisher  wenig  genug  gefordert. 
Mag  nun  die  häusliche  Erziehung  und  die  Wirtschaftsführung,  wie  so  viele  be- 
haupten, wirklich  eine  kulturell  ungeheuer  wertvolle  Tätigkeit  sein,  .keinesfalls 
bietet  sie  irgend  eine  Gelegenheit  das  geistige  Können  bis*  zur  erreichbaren 
Grenze  anzuspannen.  Unter  schwerer  geistiger  Verantwortung  zu  handeln, 
abstrakte  Ideen  zu  entwickeln,  Gedächtnis-  und  Kombinationskraft  zu  üben, 
in  grossem  Stil  zu  organisieren,  folgenreiche  Augenblicksentschlüsse  zu  fassen : 
kurz  alle  die  mannigfachen  geistigen  Eigenschaften  auszubilden,  die  wir  sonst 
sehr  richtig  erst  als  höchste  menschliche  Fähigkeiten  zu  betrachten  pflegen,  und 
deren  Übung  mehr  oder  minder  die  geistigen  Berufe  sämtlich  fordern.  Man 
kann  es  absolut  nur  als  Ironie  betrachten,  wenn  man  —  um  den  Frauen  die 
Öde  ihres  armen  Haustierdaseins  etwas  zu  versüssen  —  die  weibliche  Wirt- 
schaftsführung auf  eine  Stufe  stellen  will  mit  der  Geistesarbeit  des  Gelehrten, 
des  Arztes,  des  Richters,  des  Technikers,  des  selbständigen  Kaufmanns,  des 
Politikers,  und  wie  die  Kopfarbeiter  sonst  alle  heissen  mögen.  Und  wie  wenig 
ernst  dieses  Urteil  tatsächlich  gemeint  war,  erhellte  ja  schon  aus  dem  heissen 
Streit,  der  zu  Beginn  der  Emanzipationsbewegung  darob  entbrannte,  •  ob  ein 
Mädchenkopf  jemals  fähig  wäre  den  Pythagoras  zu  begreifen  oder  eine  medizi- 
nische Diagnose  zu  konzipieren.  Mit  beinah  erstaunlicher  Leichtigkeit  fand 
sich  der  weibliche  Geist  in  derartige  Aufgaben,  wo  es  den  Frauen  darauf  an- 
kam höhere  Berufe  zu  ergreifen.  Aber  der  Mangel  an  originalem  Forschungs- 
trieb, das  Bild  einer  gewissen  Unselbständigkeit  des  Frauengeistes  hat  sich 
vorläufig  nicht  verwischen  können.  Ich  glaube  nun,  dass  vieles  davon  einfach 
dem  Mangel  an  Wagemut  zuzuschreiben  ist,  der  sich  als  eine  Folge  der  uralten, 
künstlichen  Brachlegung  des  Frauengeistes  darstellt.  Wie  der  Städter,  der  sein 
Leben  lang  einen  Marsch  von  einigen  Stunden  für  eine  eminente  körperliche 
Anstrengung  hielt,  etwa  bei  einer  Hochtour  plötzlich  zu  seinem  eigenen 
Staunen  den  ungeahnten  Reichtum  an  physischer  Kraft  entdeckt,  den  er  besitzt, 
so  geht  es  geistig  jetzt  den  Frauen.  Sie  staunen  selbst,  wie  leicht  sie  Fuss  um 
Fuss  empor  in  die  Welt  des  Geistes  dringen,  aber  sie  vertrauen  noch  nicht 
recht  der  Kraft  ihrer  Lungen  in  der  dünnen,  klaren  Luft  der  Höhen.  Sie 
klammern  sich  noch  ängstlich  an  den  Führer,  der  sie  hinaufgeleitet  hat,  den 
Mann.  Oder  sie  bleiben  hübsch  vorsichtig  in  den  mittleren  Regionen,  auf  den 
betretneren  Pfaden,  wo  der  Schwindel  sie  nicht  so  leicht  erfassen  kann.  Sind 
aber  erst  einmal  viele  diese  Wege  gegangen,  ohne  zu  stürzen,  und  sind  sie  mit 
allem*  Nötigen  gerüstet,  so  steigt  der  Wagemut,  und  sie  werden  sich  selbst  auch 
neue  Pfade  bahnen.  Die  geistige  Rüstung  liefert,  um  in  unserem  Bilde  zu 
bleiben,  aber  nur  die  ernste  Vorbereitung  zum  Beruf.  Und  nur  das  Muss, 
der  Zwang  des  Berufes  ist  der  Tummelplatz  Widerstandsfähigkeit  und  Können 
voll  zu  entfalten.  Der  Dilettantismus  mag  seine  Vorzüge  haben.  Er  hat  in 
Wissenschaft  und  Kunst  zuweilen  durch  die  Frische  seiner  Auffassung  neue 
lebendige  Quellen  erschlossen.    Aber  wo  es  wie  für  das  weibliche  Geschlecht 
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nur  Dilettantismus  gab,  da  konnte  das  Resultat  nur  sein  wie  es  gewesen  ist : 
Halbheit  und  Oberflächlichkeit.  Innerhalb  der  kurzen  Zeit,  in  der  Frauen 
zum  Beispiel  bei  uns  im  öffentlichen  Leben  stehen,  hat  sich  bereits  für  jeden 
objektiven  Beobachter  ein  sehr  bemerkenswerter  Umschwung  vollzogen. 
Während  sie  noch  vor  einem  Jahrzehnt  oft  in  ihrem  Auftreten  eine  Ziellosig- 
keit und  Naivität  bekundeten,  die  gerade  die  Freunde  der  Emanzipation  manch- 
mal recht  pessimistisch  stimmen  konnte,  sind  jetzt  ihre  Leistungen  im  politischen 
und  sozialen  Wirken  schon  durchschnittlich  sachkundig  und  tüchtig  und  hie  und 
da  bereits  hervorragend.  Wo  sie  das  aber  sind,  da  zeigen  sie  dennoch  spezifisch 
weibliche  geistige  Züge. 

Und  damit  kehren  wir  zu  unserem  Ausgangspunkt  zurück.  Wir  laufen  sicher 
keine  Gefahr  die  psychischen  Eigentümlichkeiten,  die  man  als  den  sekundären 
Geschlechtscharakter  des  Weibes  ansehen  muss,  die  Eigentümlichkeiten,  auf 
denen  die  geistige  Anziehung  der  Geschlechter  von  jeher  ruhte  und  ruht, 
durch  eine  allgemeine  Berufsausübung  der  Frauen  etwa  vernichtet  zu  sehen. 
So  lange  das  Weib  physisch  Weib  bleibt,  so  lange  wird  es  auch  gewisse  geistige 
Geschlechtsmerkmale  tragen,  deren  nähere  Bestimmung  gerade  aus  der  Aus- 
übung der  höheren  Berufe  später  einmal  ein  sehr  interessantes  Studium  werden 
dürfte,  die  aber  auch  ohne  solche  genauere  Definition  schon  heute  schwerlich 
jemand  leugnen  kann.  Die  Frau  als  Arzt,  Richter,  Erzieher,  als  Politiker 
und  Soziologe,  als  Schriftsteller  und  Künstler  wird  stets  eine  nur  ihr  eigene 
Geistesnuance  geben,  die  bleibend  sein  muss,  weil  sie  aus  dem  Weibsein  selbst, 
dem  Verhältnis  der  Mutter  zum  Kinde,  des  Weibes  zum  Manne  fliesst.  Gerade 
dass  es  so  ist,  verbürgt  für  die  Zukunft  eine  hohe  geistige  Originalität  der 
Frau,  eine  Neubefruchtung  aller  Lebenskreise  durch  ihren  Einfluss.  Nur  kann 
diese  Originelität  erst  langsam  wachsen,  kann  erst  Mut  zu  sich  selber  ge- 
winnen, wo  sie  sich  auf  ernstes  Wissen,  auf  volle  Beherrschung  der  vorhan- 
denen Kenntnisse  und  Methoden  stützt.  Und  das  besonders  in  unserer  Zeit, 
wo  die  Geistesentwickelung  in  ein  ganz  neues  Stadium  getreten  ist.  Fand  und 
genoss  der  Mann  in  der  Frauenfreundschaft  jenes  spezifisch  Weibliche  früher 
sehr  wohl,  auch  ohne  dass  die  Frau  ihm  an  geistiger  Schulung  gleich  stand, 
ja,  reizte  ihn  vielleicht  gerade  die  unbestimmte  Vagheit,  das  Intuitive  ihres 
Urteils,  so  ist  das  heute  völlig  unmöglich.  Denn  wie  im  Wirtschaftsgetriebe, 
so  hat  sich  die  Welt  auch  geistig  weiter  und  weiter  spezialisiert.  Die  Viel- 
seitigkeit geistiger  Bildung  muss  immer  mehr  zurückstehen  zu  gunsten  ernster 
Sonderstudien,  auf  denen  allein  der  Fortschritt  der  Erkenntnis  ruht.  Diese  Ent- 
wickelung  musste  auf  den  geistigen  Einfluss  der  nur  allgemein  gebildeten  Frau 
notwendig  eine  starke  Rückwirkung  zu  ihren  Ungunsten  üben.  Es  ist 
heute  fast  nicht  mehr  denkbar  ein  vernünftig  begründetes  Urteil  auf 
irgend  einem  Gebiete,  selbst  in  reinen  Weltanschauungsfragen,  zu  ge- 
winnen, ohne  sich  auf  gründliches  Wissen  und  immer  erneutes  ein- 
dringendes Denken  über  einen  weiten  Kreis  von  Problemen  zu  stützen. 
Alles  andere  bleibt  in  tieferem  Sinne  oberflächliches  Gerede.  Diese 
starke  Wandlung  in  der  Art  unserer  Erkenntnisübertragung  macht  wohl 
in  unserer  jetzigen  Generation  jeder  gesammelteren  Natur  das  Geschwätz 
der  Zirkel  und  Salons  so  unerträglich,  das  unter  der  Heuchelei  sogenannter 
Bildung  hur  dürftigstes  Halbwissen  birgt;  sie  macht  es  ebenso  den  Frauen  ohne 
Spezialwissen  unmöglich'  in  der  Art  der  literarischen  und  politischen  Salons 
des  18.  Jahrhunderts  die  grossen  Anregerinnen  für  den  Mann  zu  bleiben. 
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Alles,  wovon  wir  bisher  sprachen,  bezieht  sich  nun  anscheinend  nicht  so  sehr 
auf  die  weibliche  Psyche  in  ihrer  Gesamtheit  als  allein  auf  das  geistige  Kön- 
nen. Indessen,  die  Psyche  ist  aufs  engste  mit  dem  Denken  verknüpft.  So- 
bald Denken  und  Wissen  sich  von  tastender  Halbheit  zu  klarer  Beherrschung 
eines  Geistesgebictes  erheben,  verändert  sich  mit  einem  Schlage  das  Bild  der 
ganzen  seelischen  Persönlichkeit.  Was  dem  Weibe  bisher  so  ungeheuer  fehlte, 
und  zwar  gerade  auch  bei  seiner  mütterlichen  und  hauswirtschaftlichen  Tätig- 
keit, das  ist  Konzentration  und  Sachlichkeit,  das  heisst  die  Kraft 
das  Wesentliche  vom  Unwesentlichen  zu  scheiden,  sich  zu  sammeln  statt  sich 
in  tausend  wertlosen  Nebensächlichkeiten  zu  verzetteln.  Vor  lauter  verworrener, 
nie  endender  Geschäftigkeit  wird  in  der  Hauswirtschaft  nicht  eine  Stunde 
voll  genutzt,  unter  lauter  auf  Äusseres  gerichteten  Anstrengungen  vergessen 
die  Mütter  die  Hauptsache:  die  eigentlich  pädagogische  Beeinflussung.  Auch 
dieser  auffällige  Mangel  an  Sachlichkeit  ist  wahrscheinlich  in  starkem  Masse 
eine  Folge  der  Berufslosigkcit.  Der  Beruf  —  er  sei,  welcher  er  immer  wolle 
—  fordert  und  entwickelt  strenge  Zeiteinteilung,  Selbstzucht.  Und  die  so  ge- 
wonnene Fähigkeit  verleugnet  sich  niemals  mehr  völlig.  So  leicht  hält  der 
berufserzogene  Mann  nicht  einmal  für  wenige  Jahre  das  sinnlos  zerstückelte, 
von  geschäftigem  M üssiggang  erfüllte  Dasein  der  wohlhabenden  Bourgeoisdame 
aus,  so  leicht  verleugnet  er  auch  auf  ihm  fremden  Gebieten  nicht  die  Achtung 
vor  dem  sachgemässen  Können,  das  er  sich  selbst  in  einem  Punkte  wenigstens 
erwerben  musste.  Natürlich  tritt  genau  die  gleiche  Wirkung  bei  der  beruflich 
tätigen  Frau  hervor,  da  es  sich  hier  ja  nur  um  die  Gewohnheit  der  Lebens- 
führung und  Erziehung  handelt,  der  wir  alle  bis  zu  sehr  hohem  Grade  unter- 
worfen sind.  Denn  Arbeitstüchtigkeit  und  Konzentrierthcit  ist  so  wenig  ur- 
sprünglich männliche  wie  weibliche  Eigenschaft.  Sie  ist  eine  durch  das  Leben 
selbst  erzeugte  Fähigkeit,  die  wie  jede  andere  schliesslich  ihre  Linien  in  die 
Seele  gräbt  und  das  psychische  Bild  des  Menschen  damit  auch  dauernd  um 
einige  Schattierungen  verändert.  Ja,  gerade  diese  Fähigkeit  zielklarer 
Arbeit  und  das  Bewusstsein  sie  zu  leisten  ist  der  eigentlich  treibende  Faktor 
in  der  bereits  heute  erkennbaren  Wandlung  des  Arttypus  der  modernen  Frauen, 
auf  die  ich  im  Anfang  hinwies. 

Erkennbar  sowohl  in  ihrer  seelischen  wie  in  ihrer  äusseren  Erscheinung. 
Geistig  wie  körperlich  zeichnet  sich  die  moderne  Frau,  die  ja  beinahe  durchweg 
Berufsfrau  ist,  vor  dem  weiblichen  Durchschnittstypus  durch  eine  gewisse  Frei- 
heit des  Wesens,  ein  erhöhtes  Selbstgefühl,  kurz  durch  den  stärker  betonten 
Persönlichkeitseindruck  aus.  Glücklicherweise  ist  es  nicht  nur  das  Reform- 
kleid oder  die  interessante  Frisur  sondern  diese  Freiheit  des  Gesichtsausdrucks, 
das  seelenvollere  Auge,  die  bewegte  Lebendigkeit  in  Gang  und  Haltung,  an  der 
wir  oft  schon  äusserlich  das  neue  IVcib  erkennen  können.  Diese  unmerkbar 
werdenden  Veränderungen  resultieren,  wie  ich  schon  sagte,  aus  dem  Bewusst- 
sein geistiger  Tüchtigkeit  und  Selbständigkeit  da,  wo  Beschäftigung  oder  Beruf 
irgend  ein  individuelles  Gepräge  tragen.  Sic  resultieren  —  selbst,  wo  das  nicht 
der  Fall  ist  —  doch  aus  dem  Bewusstsein  irgend  eine  Stelle  auf  Erden  aus- 
zufüllen, festen  Boden  unter  den  Füssen  zu  haben.  Je  mehr  sich  der  Beruf  von 
dem  bloss  Mechanischen  entfernt,  von  dem,  was  jeder  genau  in  gleicher  Weise 
zu  leisten  fähig  ist,  je  mehr  persönliche  Eigenart  darin  zur  Geltung  kommt, 
desto  stärker  wächst  jene  Wirkung  auf  die  Psyche.  Schon  über  dem  Auftreten 
der  in  selbständigeren  kaufmännischen  Stellungen  tätigen  Frau,  wie  wir  ihr 
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jetzt  öfter  begegnen,  der  Directrice,  der  Geschäfts-  oder  Abteilungsleiterin 
liegt  jener  Wesenszug.  Noch  mehr  tritt  er  hervor  bei  der  tüchtigen  Lehrerin, 
soweit  sie  ihren  Beruf  aus  innerem  Antrieb  übt.  Am  schärfsten  entfaltet  er  sich 
bei  der  Journalistin,  Politikerin,  Ärztin,  Schriftstellerin,  das  heisst  bei  denen, 
die  die  höchsten  persönlichen  Werte  in  ihre  Arbeit  einzusetzen  haben.  Ohne 
dass  natürlich  die  Regel  auch  hier  Ausnahmen  hindert  oder  Typen  der  Ver- 
kümmerung ausschliesst,  deren  Entstehen  auf  ganz  andere  Ursachen  zurück- 
weist, vor  allem  oft  unbefriedigtem  Liebes-  und  Muttertrieb  entspringt. 

Natürlich  wirkt  das  Selbständigkeitsempfinden  des  beruflich  arbeitenden 
Weibes  umgestaltend  auf  seine  gesamte  Lebensauffassung.  Es  löst  vor  allen 
Dingen  umgekehrt  wieder  die  Sehnsucht  nach  Selbständigkeit  aus  und  wird 
dadurch  zur  Grundlage  eines  anderen  Lebensaufbaus.  Die  Frau,  die  einmal  ge- 
wöhnt war  das  Zentrum  ihres  Daseins  in  einer  Arbeit,  die  Basis  ihrer  Existenz 
in  einem  Beruf  zu  sehen,  wird  sich  sicherlich  auch  in  der  Ehe  nicht  mehr 
so  leicht  in  geistige  und  materielle  Abhängigkeit  vom  Manne  finden  können. 
Nicht  nur,  weil  die  seelische  Befriedigung  einer  einheitlichen  Tätigkeit  ihr 
fehlt,  sondern  weil  die  berufliche  Selbständigkeit  als 'solche  ein  Freiheitsgefühl 
gegenüber  der  Umwelt  in  ihr  wachgerufen  hat,  das  sich  nicht  beugen  lassen 
will.  Am  interessantesten  sind  hier  die  Äusserungen,  die  man  nach  dieser 
Richtung  gegenwärtig  vielfach  schon  von  verheirateten  Abeiterinnen  hören 
kann.  Aus  zwei  Gründen  am  interessantesten.  Erstens,  weil  in  der  heutigen 
Berufsarbeit  der  Proletarierin  eine  Befriedigung  durch  die  Tätigkeit  selbst  fast 
nie  in  Frage  kommen  kann.  Also  dort,  wo  kein  absoluter  materieller  Zwang 
zur  Fortsetzung  eigener  gewerblicher  Arbeit  in  der  Ehe  vorliegt,  der  zu- 
weilen dennoch  hervortretende  Wunsch  danach  ausschliesslich  jenem  Un- 
abhängigikeitsdrang  entspringt  und  auch  von  den  Arbeiterfrauen  selbst  oft  ganz 
richtig  aus  diesem  Motiv  heraus  erklärt  wird.»  Zweitens,  weil  hieraus  hervor- 
geht, wie  schon  jetzt  die  psychische  Eigenart  des  modernen  Weibcharakters  von 
der  führenden  Minderheit  auf  die  Masse  überzugreifen  beginnt. 

Dieses  ganze,  höchst  bedeutsame  Problem,  ob  die  Berufsarbeit  der  ver- 
heirateten Frau  im  Proletariat  auch  bei  steigender  Lebenshaltung  der  männ- 
lichen Arbeiterschaft  infolge  wirtschaftlicher  und  psychischer  Entwickelungen 
im  Frauendasein  wächst,  müssen  wir  hier  in  seinen  Einzelheiten  natürlich 
unerörtert  lassen;  es  wäre  einer  eingehenden  Bearbeitung  in  einer  besonderen 
Studie  wert  genug.  Dagegen  bleibt  uns  schliesslich  noch  auf  etwas  anderes 
hinzuweisen. 

■ 

Die  psychische  Veränderung,  die  sich  in  dem  neuen  Frauentypus  ausspricht, 
greift  wahrscheinlich  in  ihrer  kulturellen  Bedeutung  weit  tiefer  als  sich  zu- 
nächst vermuten  lässt.  Wie  sie,  wie  wir  sahen,  die  wirtschaftliche  Grundlage 
der  Ehe  anzugreifen  droht,  so  knüpfen  sich  an  diese  langsamen  Wandlungen 
des  Weibtypus  zugleich  Empfindungswandlungen  bei  beiden  Geschlechtern,  die 
unser  Schönheits-,  Liebes-  und  Freundschaftsgefühl,  unser  gesamtes  Lebens- 
gefühl in  gleicher  Richtung,  wenn  auch  vielleicht  noch  unmerkbarer,  umzu- 
formen streben.  Auch  heute  schon  sind  diese  Wandlungen  wohl  sichtbar. 
Sie  sind  es  nicht  für  die  grosse  Menge,  für  die  Masse  der  Männer  und 
Frauen.  Auch  nicht  einmal  für  die  Mehrzahl  der  beruflich  tätigen  Frauen, 
die  sich  ja  immer  von  neuem  aus  dem  Philisterium  rekrutieren.  Sie  sind 
es  aber  für  die  wenigen  Vorgeschrittensten,  die  kleine  Elite  derer,  aus  denen 
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die  Zukunft  erwächst.  Wie  hat  sich  —  um  bei  dem  Äussern  zu  beginnen  — 
bei  den  Männern  und  Frauen  dieser  Kreise  das  Schönheitsempfinden  für  ein 
Frauengesicht  gewandelt !  Nicht  Balzac  hat  die  femme  de  trente  ans  entdeckt ; 
ihre  wirkliche  Entdeckerin  war  vielmehr  die  moderne  Zeit.  Wir  lieben  nicht 
mehr  so  wie  einst  die  weichen,  runden  Mädchengesichter  mit  ihrer  anmutsvollen 
Lieblichkeit;  wir  suchen  Reife  und  Kraft,  Bewusstheit  und  persönliches  Ge- 
präge in  dem  Frauenantlitz.  Das  heisst,  wir  suchen  die  äussere  Schönheits- 
form zu  dem  Seelcntypus  des  modernen  Weibes.  Durch  diese  deutlich  hervor- 
tretende Geschmacksveränderung  geht  die  Schönheitsauslese  sicherlich  nach 
einer  anderen  Richtung  und  verstärkt  durch  die  Macht  der  Anpassung  noch  die 
Wirkung  der  Veränderungsursachen  selbst. 

Und  die  Frau  von  dreissig  Jahren  ist  ja  nicht  allein  äusserlich  eine  andere 
als  das  erblühende  Mädchen.  Sie  ist  auch  im  Geiste  die  wache,  durch  das 
Schicksal  gereifte,  die  bewusste  Persönlichkeit,  die  mehr  zu  geben  hat,  weil 
sie  vom  Leben  mehr  empfing.  Dieses  reife  Weibtum  aber  fesselt  heute  schon 
öfter  und  öfter  die  Liebe  des  modernen  Mannes.  Es  ist  richtig:  Lebensreife 
hat  an  sich  nichts  mit  dem  Berufsleben  zu  schaffen.  Das  Leben  selbst  erzeugt 
sie;  sie  muss  gegenüber  der  Jugend  stets  bestanden  haben.  Aber  das  Berufs- 
leben so  vieler  Frauen  gibt  einen  ganz  neuen  Wertmesser  für  die  Schätzung 
des  Weibes,  und  dieses  neue  Wertmass  greift  auch  auf  das  Liebesempfinden 
hinüber.  Vor  allem  aber  wird  die  Liebe  für  das  Weib  selbst  zu  etwas  anderem 
als  sie  es  war,  so  lange  das  ganze  Dasein  nur  nach  diesem  einen  Punkt 
gravitierte.  Es  ist  durchaus  nicht  Zufall  oder  die  erhöhte  soziale  Erkenntnis 
allein,  die  unter  den  modernen  Berufsfrauen  die  Strömung  der  freien  Liebe 
erzeugte.  Sie  hängt  vielmehr  eng  zusammen  mit  der  beruflichen  Selbständig- 
keit. Für  die  Frau,  die  wirtschaftlich  unabhängig  ist,  deren  Dasein  in  der 
Berufsbeschäftigung  einen  sicheren  Ankerpunkt  besitzt,  so  dass  sie  nicht  mehr 
völlig  stcuerlos  im  Lebenssturme  treibt,  kann  Liebe  und  Ehe  nicht  mehr  das 
eine  und  einzige  Erlebnis,  das  Schicksal  sein,  mit  dem  ihr  Leben  steht  und 
fällt.  Für  sie  wird  die  Liebe  mehr  zu  dem,  was  sie  auch  dem  Manne  ist: 
Reichtum  und  Glück  bestimmter  Lebensepochen,  eine  Episode,  wenigstens  in 
der  Ausfüllung  des  äusseren  Daseins.  Mag  Liebe  und  Mutterschaft  dem  Weibe 
noch  so  viel  bedeuten;  es  bleibt  doch  ein  gewaltiger  Unterschied,  ob  das 
ganze  äussere  Dasein  darauf  gestellt  ist  oder  nicht.  Der  Beruf  bindet  Denken 
und  Leben  und  hindert  das  Weib  sich  so  völig  selbst  zu  verlieren,  zu  einem 
so  wesenlosen  Schattendasein  herabzusinken,  wie  wir  es  unzählige  Male  unter 
den  Frauen  finden,  deren  Liebesleben  aus  irgend  einem  Grunde  gebrochen  ist, 
oder  die  sich  zu  alt  fühlen  noch  Liebe  zu  wecken  oder  zu  geben.  Existiert 
doch  kaum  ein  peinvollerer  Anblick  als  die  alternde  Frau,  die  —  noch  kräftig 
an  Geist  und  Körper  —  doch  das  Leben  und  seine  Schönheit  Tropfen  um 
Tropfen  zwischen  ihren  Händen  zerrinnen  sieht,  ohne  es  halten  zu  können. 
Die  Mutter,  deren  Dascinsinhalt  die  Kinder  gewesen  sind,  und  der  auch  die 
Kinder  langsam  entgleiten,  weil  das  eigene  Leben  sie  ruft.  Das  zerreissende 
Leid  dieser  Empfindung,  die  doch  in  der  ganzen  Welt  bisher  ein  typisches 
Seelenerlebnis  für  das  Weib  war,  hat  die  Kunst  noch  selten  gestaltet.  Die 
Frau  selbst,  die  es  allein  in  allen  seinen  Ausdrucksformen  geben  könnte,  wagt 
sich  an  diesen  Stoff  nicht  gern  heran.  Eben  das  gleiche  Gefühl,  das  sie 
vielleicht  zur  Selbstschilderung  drängte,  hält  sie  davon  zurück.    Sic  fühlt  sich 
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nicht  mehr  als  das  lebensberechtigte  Geschöpf,  dessen  Leidenschafts-  und 
Leidensinstinkte  sich  der  Welt  enthüllen  dürfen,  weil  sie  ein  Anrecht  an 
die  Welt  besitzen.  Sie  fühlt  sich  als  die  vom  Leben  bei  seite  geschobene, 
die  ihren  Naturzweck  erfüllt  hat  und  deshalb  die  Lächerlichkeit  fürchtet, 
wenn  sie  mit  sich  und  ihrer  Sehnsucht  aus  dem  Dunkel  hervortritt.  Die 
vierzigjährige  Frau,  so  wie  sie  bisher  in  der  Welt  gelebt  hat,  ohne  das  Schwer- 
gewicht eines  erfüllenden  Berufes,  ist  tatsächlich  so  ziemlich  mit  dem  Dasein 
fertig.  Sie  erfüllt,  sobald  ihre  Kinder  herangewachsen  sind,  in  der  Bourgeoisie 
gar  keine  und  im  Proletariat  nur  noch  recht  belanglose  Aufgaben  im  Haushalt 
und  zuweilen  in  der  Krankenpflege.  Die  Furcht  vor  dem  Nahen  des  Alters  — 
und  zwar  des  Alters  nur  im  Sinne  der  Erotik,  nicht  der  Arbeitsfähigkeit  —  ist 
deshalb  wirklich  beim  Weibe  ausserordentlich  viel  intensiver  als  beim  Mann.  Es 
sei  durchaus  zugegeben,  dass  ein  Teil  von  alledem  wieder  nicht  so  sehr  in  der 
sozialen  Existenz  der  Frau  als  in  der  Natur  selber  liegt,  in  dem  früheren 
geschlechtlichen  Verblühen  des  Weibes.  Aber  statt  die  Widersprüche  der  Natur 
in  etwas  auszugleichen  hat  das  gesellschaftliche  Dasein  die  Frau  nur  immer 
tiefer  in  diese  Widersprüche  hineingestossen  und  sie  für  ihr  eigenes  Empfinden 
in  einem  Lebensalter  aus  dem  grossen  Kreislauf  fruchtbar  schaffenden  Seins 
gestrichen,  in  dem  der  Mann  oft  genug  erst  zu  seiner  höchsten  Leistungs- 
fähigkeit emporsteigt. 

Das  Bewusstsein  des  sozialen  Wertes,  der  rein  menschlichen  Entwickelungs- 
möglichkeit,  die  jeder  in  einer  zielklaren  Arbeit,  in  einem  tüchtig  und  sicher 
erfüllten  Beruf  gentesst,  würde  darum  eine  ungeahnt  starke  Umwandlungs- 
kraft für  die  weibliche  Psyche  entfalten.  Das  Wurzeln  in  einem  Berufe  würde 
die  Frau  . nicht  nur  menschlich  unendlich  wachsen  lassen.  Es  würde  ihr  Sein 
und  Empfinden,  ihr  Liebes-  und  Muttergefühl  von  Grund  aus  umgestalten. 
Es  würde  den  Schwerpunkt  ihres  ganzen  Daseins  nach  einer  anderen  Stelle 
rücken  lassen. 

Welche  wirtschaftlichen  Gründe  für  eine  allgemeine  Berufsübung  den 
Frauen  in  der  Zukunft  sprechen,  ist  hier  ausser  betracht  geblieben.  Die  Frage, 
so  gestellt,  ist  in  den  Sozialistischen  Monatsheften  bereits  eingehend  erörtert 
worden.8)  Die  Untersuchung,  die  ich  heute  anstellte,  setzt  jene  Erörterungen 
schon  voraus:  sie  wollte  die  Wirkung  zeigen,  die  auch  von  dieser  Seite  her 
die  gegenwärtigen  Umwälzungen  im  Leben  der  Frau  in  sich  bergen. 
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ICHT  nur  die  Soldaten  der  Fürsten  und  Könige  sind  die  Deutschen 
gewesen,  sie  haben  nicht  nur  als  Landsknechte  und  Söldner  in  allen 
Teilen  der  Welt  gefochten,  in  Italien  und  Spanien,  in  Frankreich 
und  Russland,  in  Indien  und  Amerika,  sondern  sie  haben  sich  auch 
überall  an  den  Freiheitskämpfen  beteiligt.  Während  deutsche 
Mietssoldatcn  im  Dienst  des  englischen  Königs  gegen  die  nordamerikanischen 

-)  Vergl.  di«  Serie  von  Diskussionsartilceln  über  die  Frauenfrage  in  den  Jahrgängen  1904  bis  1906 
der  Sotiatislischen  Monatshefte;  namentlich  Emma  Ihrer  Die  proletarische  Frau  und  die  Berufs- 
tätigkeit, 1905,  1.  Band.  pag.  443  ff„  Hope  Bridges  Adams  Lehmann  Die  Arbeit  der  Frau, 
1905,  2.  Band,  pag.  1031  ff,  und  Ida  Häny-Lux  Beruf  und  Ehe.  1906,  2.  Band.  pag.  870  ff. 
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Kolonisten  fochten,  kämpften  zugleich  viele  tausend  Deutsche  in  den  Reihen 
der  Amerikaner  gegen  die  Engländer,  nicht  nur  die  deutschen  Kolonisten  von 
Pennsylvanien  sondern  auch  deutsche,  besonders  preussische  Offiziere,  die 
eigens  zu  dem  Ende  nach  Amerika  gekommen  waren,  zugleich  mit  Lafayette 
und  seinen  französischen  Begleitern.  Und  so  findet  man  deutsche  Spuren  all- 
uberall,  wo  man  einen  Kampf  um  die  Freiheit  findet.  Vor  zwanzig  Jahren 
erfuhr  ich  in  Australien  von  einer  kleinen  Revolution,  die  da  im  Jahre  1849 
ausgebrochen  war,  einer  Revolution  der  Goldgräber,  die  mit  einer  Art  von 
Schlacht  endete,  der  Schlacht  von  Eureka  Stockade:  der  Führer  der  auf- 
ständischen Goldgräber  war  ein  Deutscher  Namens  Vern.  Im  Pariser  Pan- 
theon sind  an  den  Pfeilern  in  goldenen  Buchstaben  die  Namen  der  Leute 
eingetragen,  die  in  der  Julirevolution  des  Jahres  1830  auf  den  Barrikaden  ge- 
fallen sind.  Darunter  habe  ich  mindestens  5  Deutsche  gefunden,  und  da  die 
Namen  nicht  mehr  alle  leserlich  sind,  dürften  es  ihrer  noch  mehr  sein.  Sogar 
unter  den  Kämpfern  der  Commune  waren  Deutsche,  und  wenn  ich  die  franzö- 
sischen Nationalisten  recht  ärgern  will,  zitiere  ich  ihnen  Marat,  der  in  seinem 
Ami  du  Peuplc  über  die  Einnahme  der  Bastille  schrieb,  das  sei  die  Tat  eines 
Haufens  armer  Teufel,  zumeist  Deutscher,  gewesen.  In  der  grossen  Revolution 
haben  ohne  jeden  Zweifel  viele  tausend  Deutsche  an  der  Seite  ihrer  franzö- 
sischen Gesinnungsgenossen  gekämpft.  Eine  Zeitlang  gab  es  sogar  eine  be- 
sondere deutsche  Legion,  die  800  Mann  stark  war  und  aus  Freiwilligen  be- 
stand, die  gegen  die  unter  dem  Befehl  des  Herzogs  von  Braunschweig  stehen- 
den Feinde  der  Revolution  kämpften. 

In  Deutschland  ist  von  den  Deutschen,  die  sich  der  französischen  Revolution 
anschlössen,  wohl  George  Forster  der  bekannteste,  wie  er  denn  auch  der  geistig 
und  sittlich  bedeutendste  und  beste  von  ihnen  gewesen  ist.  In  Frankreich 
aber  kennt  man  Forster  viel  weniger  als  Cloots.  Aus  dem  einfachen  Grunde, 
dass  Forsters  revolutionäre  Rolle  schon  fast  ausgespielt  war,  als  er  als  Ver- 
treter von  Mainz  nach  Paris  kam,  um  bald  darauf  hier  zu  sterben.  Seine 
Haupttätigkeit  liegt  auf  deutschem  Boden,  und  für  Dinge,  die  nicht  innerhalb 
ihrer  Grenzen  geschehen,  haben  die  Franzosen  von  jeher  wenig  Verständnis 
und  Interesse  gezeigt.  Cloots  dagegen,  obgleich  in  Deutschland  geboren,  war 
seiner  ganzen  Erziehung  nach  mehr  Franzose  als  Deutscher,  hat  den  grössten 
Teil  seines  Lebens  in  Paris  verbracht  und  hat  hier  am  Herde  der  Revolution 
mit  den  bekanntesten  Führern  der  Bewegung  gemeinsam  gewirkt,  also  dass 
sein  Name  den  Parisern  und  den  übrigen  Franzosen  kaum  weniger  geläufig 
war  als  der  Robespierres,  Rolands,  Heberts,  Marats  und  Dantons.  Ein  deutscher 
Biograph  hat  sich  bisher  für  ihn  nicht  gefunden.  Im  Jahre  1865  erschien  eine 
Biographie  in  französischer  Sprache,  von  Georges  AvencI,  die  aber  eigentlich 
nur  bei  den  Fachleuten  Beachtung  gefunden  hat. 

Cloots  ist  am  24.  Juni  1755  auf  dem  Schlosse  Gnadenthal  im  Klevischen 
geboren.  Seine  Eltern  waren  holländischer  Abstammung,  und  sein  Vater 
hatte  im  Handel  ein  grosses  Vermögen  erworben  und  mit  den  Millionen  auch 
den  Adelstitel.  Der  Sohn,  Jean  Baptiste,  wurde  in  einem  Jesuitenkolleg  in 
Paris  erzogen  und  kam  dann  als  Kadett  nach  Berlin,  wo  er  Offizier  werden 
sollte.  Schon  als  junger  Mensch  zeigte  er  Neigung  zu  dem,  was  man  damals 
Philosophie  nannte,  und  er  suchte  den  Führern  dieser  geistigen  Bewegung, 
zu  denen  ausser  Voltaire  der  König  von  Preussen  und  sein  Bruder  Heinrich 
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sowie  ein  Onkel  unseres  Cloots  gehörten,  nahezukommen.  Dieser  Onkel, 
der  Bruder  der  Mutter  des  künftigen  Sprechers  des  Menschengeschlechts,  war 
der  holländische  Philosoph  und  Historiker  Cornelius  de  Pauw,  der  von 
Friedrich  II.  nach  Berlin  berufen  worden  war  und  später  zum  französischen 
Ehrenbürger  gemacht  wurde. 

Der  Offizierskarriere  sagte  Cloots  schon  sehr  bald  adieu,  als  er  durch  den 
Tod  seines  Vaters  unabhängig  geworden  war.  Im  Besitz  von  100000  Livres 
Rente  kehrte  er  als  Einundzwanzigjähriger  nach  Paris  zurück,  wo  er  in 
den  Kreisen  der  Enzyklopädisten  Einlass  suchte  und  in  der  schöngeistigen 
Gesellschaft  für  die  Lehren  der  Philosophen  des  18.  Jahrhunderts  wirkte. 
In  diesen  Kreisen  kam  er  auf  den  Gedanken  auch  selbst  ein  philosophisches 
Werk  zu  schreiben,  und  um  das  in  Ruhe  machen  zu  können,  kehrte  er  nach 
Gnadenthal  zurück  und  verfasste  das  600  Seiten  starke  Buch,  worin  er  die 
Certitude  des  preuves  du  mahometismc  nachwies.  Das  Buch  war  eine  Persi- 
flage des  von  dem  Pater  Bergier,  einem  Gegner  der  Enzyklopädisten,  ver« 
fassten  und  viel  besprochenen  Werkes  Certitude  des  preuves  du  christianistne, 
und  um  das  noch  deutlicher  zu  machen,  nannte  sich  der  Verfasser  Ali  Gier  Ber. 
Die  Beschäftigung  mit  der  Religion  brachte  Cloots  auf  den  Gedanken  eine 
Bittschrift  an  den  König  Ludwig  XVI.  zu  richten,  worin  er  die  Einberufung 
eines  grossen  Kirchenkonzils  empfahl.  Vor  der  Versammlung  sämtlicher  fran- 
zösischer Kirchen fürsten  wollte  er,  Cloots,  mit  seinen  Beweisen  herausrücken, 
und  nachdem  er  das  Konzil  und  die  Welt  von  der  Irrlehre  der  christlichen 
Religion  überzeugt  habe,  solle  der  König  alle  jetzt  in  Frankreich  anerkannten 
oder  geduldeten  Religionen  abschaffen  und  an  ihrer  Stelle  als  allein  wahre 
Religion  den  Pantheismus  einführen.  Seine  Bemühungen  diese  Bittschrift  in 
die  Hände  des  Königs  gelangen  zu  lassen  brachten  Cloots  in  nähere  Be- 
rührung mit  dem  Hofe,  und  was  er  da  sah,  gefiel  ihm  so  wenig,  dass  er 
hinfort  nicht  mehr  den  einzigen  Feind  in  der  Kirche  erblickte.  Er  schloss 
sich  immer  enger  an  die  Stammgäste  der  literarischen  und  philosophischen 
Kaffeehäuser  an,  wo  die  Leute,  die  heute  Leitartikel  für  die  Zeitungen  schreiben 
würden,  damals  diese  Leitartikel  mündlich  vortrugen.  Cloots  war  einer  der 
eifrigsten  dieser  im  Cafi  Procope  politisierenden  Opponenten  der  Regierung, 
und  als  er  die  Sache  etwas  allzu  heftig  betrieb,  erhielt  er  einen  Wink  von 
dem  preussischen  Gesandten,  er  solle  sich  in  acht  nehmen,  um  so  mehr  als 
der  Gesandte  ihn  nicht  schützen  könne.  Cloots  ging  danach  auf  Reisen, 
zuerst  nach  England,  wo  er  mit  den  bedeutendsten  liberalen  Politikern,  mit 
Edmund  Burke,  Fox  und  Sheridan  Freundschaft  schloss.  Nach  einem  kurzen 
Aufenthalt  in  Paris  begab  er  sich  nach  Deutschland,  Holland,  Italien, 
Spanien  und  Marokko  und  endlich  nach  Lissabon,  wo  ihn  im  Sommer  1789 
die  Nachricht  von  dem  Ausbruch  der  Revolution  erreichte.  Alsbald  nahm  er 
Post  nach  Paris  und  stürzte  sich  in  den  Strudel  der  Revolution.  Er  hielt 
Reden  im  Palais  Royal,  er  bestieg  die  Kanzel  der  Kirchen  und  predigte  gegen 
die  christliche  Religion,  er  wurde  Journalist  und  schrieb  für  die  von  dem 
Adoptivsohn  Voltaires  Charles  Villette  herausgegebene  Chronique  de  Paris, 
er  verfasste  eine  Broschüre,  worin  er  die  strenge  Überwachung  des  Königs 
verlangte,  »denn  wo  die  Könige  frei  sind,  sind  die  Völker  Sklaven,  wo  aber 
die  Völker  frei  sind,  hält  man  die  Könige  in  sicherm  Verwahrsamc. 

In  den  vier  Jahren,  die  Cloots  als  Revolutionär  wirkte,  lässt  sich  trotz  des 
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Wirrwarrs  und  Bombastes  seiner  Reden  und  Schriften  eine  Hauptidee  finden, 
der  er  von  Anfang  bis  Ende  trcugeblieben  ist.  Diese  Idee  war,  dass  die 
französische  Revolution  keine  französische  sondern  eine  allgemein  menschliche 
Tat  sei,  dass  die  Revolution  sich  nicht  auf  Frankreich  beschränken  dürfe 
sondern  sich  über  die  ganze  Erde  verbreiten  müsste.  Diese  Idee  zog  ihm 
alle  die  Anfeindungen  zu,  denen  er  zuletzt  unterlag.  Denn  obschon  es  in 
Frankreich  eine  Partei  gab,  die  wenigstens  anfangs  diesen  Kosmopolitismus 
teilte,  gewann  doch  bald  der  enge,  auf  Frankreich  selbst  beschränkte  Patriotis- 
mus die  Oberhand,  der  anfänglich  nur  bei  den  Girondisten  herrschte.  Die 
Girondisten  gingen  sogar  noch  weiter:  sie  waren  Partikularisten  und  traten 
für  die  Sonderintercssen  der  verschiedenen  Provinzen  ein.  Das,  was  man  heute 
Patriotismus  nennt,  entstand  erst  unter  der  französischen  Revolution,  und 
zwar  trotz  der  Gegnerschaft  eines  grossen  Teils  der  Volksverti  ~ter.  Vorher 
hatte  man  nur  den  Loyalismus  des  Untertanen  gekannt,  die  Girondisten  gingen 
bis  zur  Liebe  der  engern  Heimat  vor,  der  Berg  predigte  die  Vaterlandsliebe 
aller  Franzosen,  Cloots  wollte  die  Republik  des  ganzen  Menschengeschlechts 
gründen.  Fast  alle  seine  Schriften,  Reden  und  Taten  von  1789  bis  1794 
hängen  mit  dieser  Idee  zusammen.  Seine  erste  bekannte  Schrift  heisst  Adresse 
d'un  Prussien  ä  un  Anglais  und  ist  ein  an  Edmund  Burke  gerichtetes  Schreiben, 
worin  Cloots  seinen  englischen  Freund,  der  sich  abfällig  über  die  französische 
Revolution  ausgesprochen  hatte,  auf  seine  Seite  hinüberzuziehen  sucht. 

Den  stärksten  und  am  weitesten  hinschallenden  Ruf  für  seine  Sache  Hess 
Cloots  ertönen,  als  er  am  19.  Juni  1790  mit  35  Begleitern  in  der  National- 
versammlung erschien.  Cloots  und  seine  Begleiter  bildeten  die  Gesandtschaft 
des  Menschengeschlechts,  Cloots  selbst  nannte  sich  von  da  an  den  Sprecher 
des  Menschengeschlechts,  und  in  seiner  Rede  in  der  Nationalversammlung 
suchte  er  gleichsam  die  von  den  fremden  Regierungen  nach  Paris  gesandten 
offiziellen  Vertreter  zu  diskreditieren  und  sich  und  seine  Genossen  als  die 
Gesandten  der  Völker  an  ihre  Stelle  zu  setzen.  Fast  alle  europäischen  Nationen 
waren  vertreten,  ausserdem  die  Juden,  die  Araber,  die  Inder  und  sogar  die 
Chaldäer.  Einige  dieser  Leute  waren  der  Welt  nicht  unbekannt,  so  Paul  Jones, 
der  in  England  geborene  Freibeuter,  der  in  dem  amerikanischen  Befreiungs- 
kriege seinem  neuen  Vaterlande  gute  Dienste  gegen  das  alte  geleistet  hatte, 
und  dessen  vermutete  Gebeine  vor  ein  paar  Jahren  aus  Paris  nach  Amerika 
gebracht  worden  sind ;  dann  der  preussische  Freiherr  Friedrich  von  der  Trenck, 
der  wegen  eines  Liebeshandels  mit  der  Schwester  Friedrichs  II.  viele  Jahre 
lang  eingekerkert  gehalten  wurde;  der  Italiener  Pio,  der  in  Neapel  hoher 
Staatsbeamter  gewesen  war;  endlich  eine  Anzahl  Holländer,  die  aus  politischen 
Gründen  ihr  Vaterland  hatten  verlassen  müssen.  Unter  den  Deutschen,  die 
sich  in  dieser  Gesandtschaft  befanden,  wird  ein  Dichter  Goy  genannt,  von 
dem  wohl  weiter  nichts  auf  uns  gekommen  ist  als  einige  kuriose  Verse,  die 
Cloots  von  ihm  in  Anschluss  an  diesen  denkwürdigen  19.  Juni  1790  zitiert. 

Kurz  nach  diesem  seinem  glänzendsten  und  schönsten  Tage  verzichtete  Cloots 
wie  die  französischen  Adligen  auf  seinen  Titel,  und  etwas  später  vertauschte 
er  den  allzu  christlichen  Vornamen  Jean  Baptistc  mit  dem  heidnischen 
Anacharsis.  Dieser  Vorname,  unter  dem  Cloots  in  die  Revolutionsgeschichte 
übergegangen  ist,  hat  nichts  mit  Anarchie  zu  tun,  wie  man  etwa  meinen 
könnte,   sondern   Cloots   wählte   ihn   nach   dem   damals   sehr  verbreiteten 
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und  auch  heute  noch  bekannten  Werk  Barthelemys  Lc  voyagc  du  jeune 
Anacharsis  en  Grecc.  Barthelemy  führt  darin  einen  jungen  Skythen  nach 
Griechenland  und  macht  ihn  mit  allen  Kulturschätzen  des  Landes  bekannt. 
Cloots  wollte  also  Frankreich  ein  Kompliment  machen:  er  selbst  war  der 
Skythe,  der  Barbar,  der  nach  dem  neuen  Hellas,  nach  Frankreich  gekommen 
war  und  hier  der  Segnungen  der  Kultur  teilhaftig  wurde.  Seinen  Anschau- 
ungen von  der  Universalität  der  Revolution  entsprach  es,  dass  er  ohne  Unter - 
lass  den  Krieg  gegen  alle  ausländischen  Fürsten  predigte.  Die  freien  Fran- 
zosen sollten  seiner  Ansicht  nach  aller  Tyrannei  in  der  Welt  ein  Ende  machen, 
zuerst  Deutscnland  befreien  und  so  immer  weiter  vorrrücken.  Unablässig 
suchte  er  in  Frankreich  die  im  Grunde  wohl  nicht  falsche  Ansicht  zu  ver- 
breiten, dass  eine  sehr  starke  Partei  in  Deutschland  nur  auf  die  Ankunft 
der  Franzosen  warte,  um  mit  ihnen  gemeinsame  Sache  zu  machen  und  die 
Fürsten  zu  verjagen.  Er  beteiligte  sich  eifrig  an  der  Bildung  einer  deutschen 
Legion  und  brachte  ihren  Anführer,  den  frühern  preussischen  Offizier  Gerres- 
heim, in  die  Nationalversammlung,  wo  er  ihn  etwas  bombastisch  vorstellte: 
>Dieser  wackre  Vandale  [man  suchte  damals  mit  Vorliebe  die  Namen  der 
Personen  und  Völker  hervor,  wie  sie  zur  Zeit  des  Römerreiches  üblich  ge- 
wesen waren,  und  Cloots  nannte  sich  selbst  bald  einen  Preussen,  bald  einen 
Vandalen],  der  mit  ehrenvollen  Narben  bedeckt  ist,  war  Oberst  unter  Friedrich 
dem  Grossen,  der  seine  Verdienste  in  langen  und  schweren  Kriegen  aner- 
kannt hat.  Sein  Name  wird  geehrt  und  geliebt  bei  den  Eroberern 
Schlesiens  usw.«  Cloots  gab  auch  12000  Livres  zur  Ausrüstung  der  gegen 
die  französischen  Emigrierten  und  ihre  deutschen  Verbündeten  kämpfenden 
Freiwilligen  und  lieferte  den  Text  zu  einem  in  100000  Exemplaren  ge- 
druckten deutschen  Flugblatt,  das  man  in  dem  Heere  des  Herzogs  von  Braun- 
schweig verbreiten  wollte.  Die  Tyrannei  der  Fürsten  wurde  in  diesem  Flug» 
blatt  verdammt,  ihre  Soldaten  wurden  zur  Desertion  aufgefordert.  Es  wäre 
immerhin  möglich,  dass  diese  Propaganda  im  deutschen  Lager  etwas  mit  dem 
Verhalten  des  deutschen  Heeres  zu  tun  hatte,  das  trotz  seiner  Übermacht 
keinen  Angriff  auf  den  Gegner  wagte  und  sich  nach  einer  platonischen 
Kanonade  zurückzog.  Vielleicht  konnten  sich  die  deutschen  Befehlshaber  wirk- 
lich nicht  auf  ihre  Truppen  verlassen,  vielleicht  hegten  sogar  die  Offiziere 
selbst,  die  in  der  freigeistigen  Atmosphäre  Friedrichs  II.  gelebt  hatten,  mehr 
Sympathie  für  die  Revolution  als  für  die  emigrierte  Aristokratie. 

Am  24.  August  fand  die  denkwürdige  Sitzung  der  Nationalversammlung  statt, 
die  mit  dem  Empfang  der  von  Cloots  geführten  Gesandtschaft  des  Menschen- 
geschlechts der  schönste  Beweis  dafür  ist,  dass  die  französische  Revolution 
in  der  ersten  Zeit  tatsächlich  die  Befreiung  des  ganzen  Menschengeschlechtes 
anstrebte,  während  sie  nachher  immer  beschränkter  und  im  heutigen  Sinne 
patriotisch  und  nationalistisch  wurde.  Der  Dichter  Chcnier  schlug  vor,  dass 
man  eine  Anzahl  bekannter  Ausländer,  die  sich  um  die  Sache  der  Revolution 
verdient  gemacht  hätten,  zu  Ehrenbürgern  Frankreichs  mache.  Auf  der  Liste 
standen  ausser  Cloots  und  seinem  Onkel  de  Pauw  der  besonders  durch  seine 
Bearbeitung  des  Robinson  bekannte  Erzieher  Campe,  der  ähnlichen  Zielen 
zustrebende  Schweizer  Pestalozzi,  Klopstock,  der  sich  durch  einige  die 
Revolution  begrüssendc  Oden  hervorgetan  hatte,  ferner  George  Washington 
und  sein  Landsmann  Thomas  Paine,  dessen  Agc  of  Rcason  heute  noch  in 
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Ländern  englischer  Sprache  viel  gelesen  wird,  der  freidenkende  englische 
Pfarrer  und  Physiker  Priestley,  der  einige  Jahre  später  nach  Amerika  zog, 
und  andere,  weniger  bekannte  Leute  mehr.  Schiller  wurde  erst  nachträglich 
auf  die  Liste  gesetzt,  und  zwar  auf  den  Vorschlag  eines  anonym  gebliebenen 
Mitgliedes  der  Versammlung.  Wie  wenig  man  den  deutschen  Dichter  kannte, 
geht  daraus  hervor,  dass  er  in  dem  amtlichen  Bericht  Gillccrs  und  im  Journal 
officiel  sogar  der  Sieitr  Gillc,  publicistc  alletnand,  genannt  wird.  Jedenfalls 
gab  die  Nationalversammlung  an  diesem  24.  August  einen  schönen  Beweis  von 
ihrer  kosmopolitischen,  weltbürgerlichen  Gesinnung,  und  wie  der  19.  Juni  war 
dieser  Tag  einer  der  Glanztage  in  dem  Leben  unseres  Anacharsis. 

Auf  der  andern  Seite  brachte  ihm  seine  kosmopolitische  Anschauung  der 
Aufgaben  der  Revolution  nicht  wenige  Gegner  ein.  Schon  damals  litten  die 
Franzosen  an  der  unleidlichen  Manie  der  Spionenriecherei,  die  bis  auf  den 
heutigen  Tag  nirgends  so  unangenehm  grassiert  wie  in  Paris.  Da  Cloots  sich 
im  allgemeinen  zu  Roland  und  den  Girondisten  hielt,  waren  es  zunächst  die 
Männer  des  Berges,  die  ihn  anfeindeten  und  des  Verrats  und  der  Spitzelei 
beschuldigten.  Als  Cloots,  der  nunmehr  französischer  Bürger  war.  bei  den 
Neuwahlen  kandidierte,  wurde  er  von  Marat  als  mouchard  prussien  bekämpft. 
Er  kandidierte  in  drei  Wahlkreisen  zugleich,  in  Paris,  wo  er  auf  der  Liste 
Rolands  stand  und  mit  dieser  ganzen  Liste  geschlagen  wurde,  im  Departement 
der  Oise,  wo  er  begütert  war,  und  wo  auch  der  Amerikaner  Thomas  Paine 
kandidierte,  und  endlich  im  Departement  von  Saöne  und  Loire.  In  den  beiden 
Departements  wurde  er  gewählt,  und  er  nahm  seinen  Sitz  für  das  Departement 
der  Oise  ein.  Gleich  in  der  ersten  Rede  des  neuen  Abgeordneten  bekundete 
er  wieder  seine  internationale  Gesinnung.  Er  führte  eine  Deputation  der 
Buchdrucker  ein  und  verlangte  als  ihr  Sprecher,  man  solle  dem  Erfinder  der 
Buchdruckerkunst  die  gleiche  Ehre  erweisen  wie  Rousseau  und  Voltaire,  das 
heisst,  man  solle  Gutenberg  im  Pariser  Pantheon  beisetzen.  Der  Vorschlag 
wurde  auch  angenommen,  und  nur  dem  Umstände,  dass  nicht  viel  später  bei 
der  Bcschiessung  von  Mainz  durch  die  Franzosen  die  Dominikanerkirche,  worin 
Gutenberg  bestattet  war,  so  gründlich  zerstört  wurde,  dass  man  das  Grab  nicht 
mehr  auffinden  konnte,  haben  die  Herren  Maurice  Barres  und  Genossen  es 
zu  danken,  dass  dieser  schreckliche  Kelch  an  ihnen  vorüberging.  Sonst  hätte 
das  Pantheon  nicht  nur  den  Schweizer  Rousseau  und  den  Italiener  Zola  sondern 
auch  noch  den  Deutschen  Gutenberg  aufgenommen. 

Cloots  war  gleich  zu  Anfang  dem  Jakobinerklub  beigetreten,  aber  seine  Freund- 
schaft mit  Roland  hatte  ihn  hier  sehr  unbeliebt  gemacht,  und  während  des 
Wahlkampfes  wurde  er  ausgestossen  und  unter  den  Rufen :  Hinaus  mit  dem 
Spion,  mit  dem  Agenten  Braunschwcigs,  dem  Prcussen!  gewaltsam  an  die  Luft 
gesetzt.  Im  Konvent  ernannte  man  ihn  zum  Mitglied  des  Ausschusses  für 
auswärtige  Angelegenheiten,  was  aber  nur  eine  Ehrenstellung  war.  da  Danton 
alle  Geschäfte  allein  führte.  Indessen  arbeitete  Cloots  doch,  und  zwar  ver- 
fasste  er  eine  lange  und  gar  nicht  schlechte  Denkschrift,  worin  er  befürwortete, 
man  solle  die  Bewohner  aller  von  den  Heeren  der  Revolution  besetzten  fremden 
Gebiete  alsbald  zu  Franzosen  machen  und  so  das  Land  der  Freiheit  immer 
weiter  ausdehnen.  Der  Vorschlag  fand  jetzt,  wo  der  Krieg  und  der 
nationalistische  Patriotismus  hell  entflammt  war,  nur  wenig  Beifall,  die  Zeit 
für  die  von  Cloots  erträumte  Univcrsalrepublik  war  schon  vorüber,  und  Cloots 
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selbst  wandte  sich  Fragen  der  inneren  Politik  und  der  Personen  zu.  In  seiner 
Schrift  -Vi*  Marat  ni  Roland  sagte  er  sich  von  Roland  und  den  Girondisten  los, 
ohne  jedoch  offen  zu  Marat  überzugehen,  was  erst  später  geschah.  Indessen 
behandelte  er  in  dieser  Schrift  Marat  viel  glimpflicher  als  Roland,  und  die 
Maratisten  selbst  fühlten  das  sehr  gut  und  sahen  in  Cloots  einen  neuerworbenen 
Freund,  denn  sie  druckten  und  verbreiteten  dieses  Pamphlet  in  vielen  tausend 
Exemplaren.  Die  Folge  war,  dass  Cloots  wieder  in  Gnaden  von  den  Jako- 
binern und  von  Marat  selbst  aufgenommen  wurde,  während  die  Girondisten 
den  einstigen  Freund  angriffen  und  sich  dabei  genau  der  nämlichen  Waffen 
bedienten,  die  Marat  und  seine  Freunde  jetzt  weggelegt  hatten.  Madame  Roland 
deutet  in  ihren  Memoiren  an,  Cloots  sei  von  der  preussischen  Regierung  be- 
zahlt gewesen,  um  im  Sinne  Preussens  Verwirrung  unter  den  französischen 
Patrioten  zu  stiften,  und  ähnliche  Beschuldigungen  wurden  von  der  girondi- 
stischen  Presse  kolportiert.  Und  als  im  Januar  1793  der  diplomatische  Aus- 
schuss  erneuert  wurde,  kandidierte  zwar  Cloots  wieder,  wurde  aber  nicht  ge- 
wählt, weil  man  den  Prussicn  hier  nicht  an  seinem  Platze  fand.  Bei  der  Ab- 
stimmung über  das  Schicksal  Ludwig  XVI.  erklärte  Cloots:  ^Louis  Capet, 
Friedrich  Wilhelm  und  alle  Tyrannen  der  Erde  sind  der  Majestätsbeleidigung 
schuldig.  Ich  stimme  für  den  Tod  des  Tyrannen  Capet,  en  attendant  les  autres.« 

Im  Auftrag  des  Berges  arbeitete  Cloots  dann  einen  Entwurf  zu  einer  neuen 
Verfassung  aus  und  nahm  diesen  Anlass  wahr,  um  sein  altes  Steckenpferd  der 
Universalrepublik  noch  einmal  vorzureiten.  Paris  sollte  die  Hauptstadt  dieser 
.  neuen  Republik  sein,  und  sie  sollte  nicht  die  französische  sondern  die  germa- 
nische Republik  heissen.  Diesen  neuen  Namen  begründete  er  mit  der  Etymologie 
des  Wortes  Germanen,  dessen  ursprüngliche  Bedeutung  Brüder  ist:  im  Spani- 
schen noch  jetzt  hermano  =  Bruder.  Viel  Glück  hatte  er  damit  nicht.  Robes- 
pierre, der  überhaupt  keine  gute  Meinung  von  ihm  hatte  und  sich  schon 
mehreremale  mit  Misstrauen  über  den  Prussicn  geäussert  hatte,  nannte  ihn 
verächtlich  einen  » Büchermacher  und  Erfinder  metaphysischer  Systemec.  Eine 
kleine  Genugtuung  erlebte  er  gleichwohl  in  dieser  Zeit,  als  nämlich  der  Jako- 
binerklub, der  alle  zehn  Tage  einen  neuen  Präsidenten  wählte,  ihn  am  19.  Bru- 
maire  des  Jahres  I  zum  Präsidenten  ernannte.  Das  war  aber  die  letzte  Freude, 
die  ihm  seine  revolutionäre  Tätigkeit  bringen  sollte.  Im  Konvent  hatte  man 
sich  längst  von  der  kosmopolitischen  Menschenliebe  zum  partikularistischen 
Patriotismus  bekehrt,  und  am  16.  Frimaire  erschienen  vier  Vertrauensmänner 
des  Wohlfahrtsausschusses  bei  Cloots  und  forderten  von  ihm  den  Verzicht  auf 
seinen  Sitz  im  Konvent.  Zwei  Tage  darauf  wurden  seine  holländischen  Freunde, 
die  Bankiers  van  den  Hyvcr,  die  er  schon  zweimal  aus  den  Händen  der  revolu- 
tionären Richter  gerettet  hatte,  zum  Tode  verurteilt  und  hingerichtet;  am 
19.  Frimaire  verkündete  das  Journal  des  Hommes  libres,  im  Herzen  von  Paris 
bestehe  eine  Verschwörung  gegen  das  Vaterland,  zu  deren  Führern  der  Preusse 
Cloots  gehöre;  am  21.  veröffentlichte  Camille  Desmoulins  im  Vicux  Cordclicr 
einen  Artikel  gegen  Cloots,  der  von  dem  englischen  Minister  Pitt  besoldet  sei ; 
am  22.  endlich  erschien  Robespierre  selbst  auf  dem  Plan  und  brachte  den 
Sprecher  des  Menschengeschlechts  zu  Fall. 

Zu  dem  Ende  wurde  der  Jakobinerklub  gereinigt,  wie  man  das  nannte.  Jedes 
einzelne  Mitglied  musste  sich  einem  Verhör  unterwerfen,  woran  sich  alle 
anderen  Mitglieder  beteiligten.   Cloots  selbst  hat  uns  in  seinem  Appel  au  genre 
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humain  mitgeteilt,  wie  die  Sache  verlief.    Sein  Verhör  spielte  sich  folgender- 
massen  ab: 
»Dein  Name?« 
»Anacharsis  Cloots.« 
»Der  Ort  deiner  Geburt?« 

»Kleve  im  zukünftigen  Departement  Rhein  und  Maas,  was  meine  körperliche 
Geburt  anlangt.    Die  Wiege  meines  Geistes  aber  ist  die  Universität  von  Paris, 
wohin  ich  im  Alter  von  1 1  Jahren  kam.   Jetzt  bin  ich  38  Jahre  alt,  folglich  bin 
ich  seit  27  Jahren  Pariser.« 
»Was  tatest  du  vor  der  Revolution?« 

»Ich  war  ein  freier  Mann,  unabhängig,  kosmopolitisch,  Weltbürger.    Ich  wurde 

gehasst  von  den  Herren  der  Erde  und  des  Himmels.« 

»Und  seit  der  Revolution?« 

»Gesetzgeber.« 

»Seit  wann  Jakobiner?« 

»Seit  dem  Jahre  1789.« 

»Wie  hast  du  im  Konvent  gestimmt?« 

»Mit  dem  Berg.« 

Nachdem  Cloots  noch  eine  Frage  nach  seinem  Verhältnis  zu  den  erwähnten 
guillotinierten  Holländern  van  den  Hyver  befriedigend  beantwortet  hatte, 
ergriff  Robespierre  das  Wort  und  vernichtete  den  Preussen: 
»Können  wir  einen  deutschen  Baron  als  Patrioten  anerkennen?  Können  wir 
einen  Mann,  der  100  000  Franken  jährliches  Einkommen  hat,  für  einen  Sans- 
culotten halten?  .  .  .  Cloots,  du  verbringst  deine  Zeit  in  der  Gesellschaft 
unserer  Feinde,  bei  den  Agenten  und  Spionen  der  ausländischen  Regierungen. 
Wie  sie,  bist  auch  du  ein  Verräter,  den  man  überwachen  muss  .  .  .  Bürger, 
wollt  ihr  einen  Ausländer  für  einen  Patrioten  gelten  lassen,  einen  Ausländer, 
der  sich  demokratischer  stellt  als  die  Franzosen  selbst?  .  .  .  Niemals  hat 
er  das  französische  Volk  verteidigt,  immer  nur  das  Menschengeschlecht  .  .  . 
In  Paris  wimmelt  es  von  Spionen,  von  Engländern  und  Österreichern.  Mitten 
unter  uns  sitzen  sie  und  bei  ihnen  die  Agenten  Friedrich  Wilhelms.  Cloots 
ist  Preusse.  Ich  habe  euch  seine  politische  Laufbahn  geschildert,  Sprech» 
sein  Urteil !« 

Cloots  wollte  antworten,  aber  man  kam  ihm  mit  dem  Vorschlag  zuvor  alle 
Adligen,  Priester,  Bankiers  und  Ausländer  aus  dem  Klub  auszustossen.  So 
wurde  ihm  nicht  einmal  die  Genugtuung  für  sich  allein  verjagt  zu  werden, 
sondern  er  verschwand  mit  einer  anonymen  Schar.  Die  gesamte  Pariser 
Presse  besprach  den  Fall,  und  nicht  eine  Stimme  Hess  sich  zu  gunsten  des 
Ausländers  hören;  genau  wie  es  auch  heute  noch  ist,  wenn  irgend  ein  in 
Paris  lebender  Deutscher  von  irgend  jemand  der  Spionage  beschuldigt  wird. 
Cloots  selbst  schrieb  zu  seiner  Verteidigung  den  Appel  au  genre  humain,  worin 
er  aber,  offenbar  schon  für  seine  Sicherheit  fürchtend,  nur  sehr  schwache 
Töne  anschlägt  anstatt  ebenso  heftig  zu  erwidern,  wie  er  von  Robespierre 
angegriffen  worden  war. 

Der  enge  und  beschränkte  Nationalismus,  der  in  jedem  Ausländer  einen  Ver- 
räter und  Feind  wittert,  griff  inzwischen  immer  mehr  um  sich.  Am  5.  Nivosc 
klagte  Barere  im  Konvent  den  Italiener  Gorani,  der  zugleich  mit  Cloots. 
Schiller  usw.  zum  französischen  Ehrenbürger  gemacht  worden  war,  des  Verrats 
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an.  Auf  Barere  folgte  Bourdon,  um  Thomas  Paine  des  gleichen  Verbrechens 
zu  beschuldigen,  und  darauf  nahm  der  Konvent  einen  Beschluss  an,  wonach 
kein  Ausländer  mehr  dem  Konvent  angehören  dürfe.  Als  Cloots  am  nächsten 
Tage  trotzdem  im  Konvent  erschien,  kam  es  zu  einem  Tumult,  zu  einer  neuen 
Abstimmung  und  zur  endgültigen  Austreibung  des  Sprechers  des  Menschen- 
geschlechts. Ausser  Cloots  gehörten  damals  zwei  geborene  Ausländer  dem 
Konvent  an :  nämlich  Thomas  Paine  und  der  ehemalige  Pastor  Georg  Friedrich 
Drutzel  aus  Dürkheim,  der  sein  Schiffchen  glücklich  durch  Revolution,  Kaiser- 
reich und  Restauration  steuerte,  also  dass  er  unter  dem  Kaiserreiche  Baron 
und  unter  Ludwig  XVIII.  Ludwigsritter  wurde. 

Am  Tage  nach  dieser  endgültigen  Ausstossung  der  Ausländer  unterzeichneten 
die  Mitglieder  des  öffentlichen  Sicherheitsausschusses  einen  gegen  Cloots  und 
Paine  ausgestellten  Verhaftbefehl.  Paine  wurde  nach  14  Monaten  Gefängnis, 
die  er  zur  Abfassung  seines  Age  of  Reason  benutzte,  freigelassen,  während 
Cloots  nach  beinahe  4monatiger  Haft  am  24.  März  1794  zum  Tode  verurteilt 
und  am  nämlichen  Tage  guillotiniert  wurde.  Robespierre  und  Fouquier-Tinville 
hatten  ihn  und  19  andere  Leute,  an  ihrer  Spitze  Hebert,  einer  Verschwörung 
bezichtigt,  die  niemals  ernstgenommen  worden  ist,  und  deren  angebliche  Mit- 
glieder einander  zum  Teil  gar  nicht  kannten  zum  Teil  bitter  bekämpften. 
Die  Geschworenen  selbst  waren  nicht  überzeugt  und  Hessen  sich  erst  ein 
Schuldig  abringen,  als  Fouquier-Tinville  als  letzten  Zeugen  einen  Deutschen 
namens  Windel  herbeigeführt  hatte,  der  in  der  von  Cloots  gegründeten  germa- 
nischen Legion  Hauptmann  gewesen  war,  und  der  ein  längst  als  falsch  erkanntes 
Zeugnis  ablegte:  ein  Seitenstück  zu  dem  Zeugnis  des  famosen  Cernuski  gegen 
Dreyfus,  das  zum  Urteil  in  Renncs  führte. 

Auf  dem  Wege  zur  Guillotine  wurde  Cloots  von  den  Rufen  A  mort  le  Prussicn!, 
Le  Prussien  ä  la  guillotine!  begleitet.  Wieder  einmal  war  in  seiner  Person 
das  kosmopolitische  Weltbürgertum  besiegt  worden,  wieder  einmal  konnte  der 
Nationalismus  einen  Triumph  feiern.  Denn  wenn  Cloots  überhaupt  etwas 
bedeutet  in  der  Geschichte  der  Welt  und  der  Revolution,  dann  ist  es  als  Ver- 
treter des  Internationalismus,  der  die  Grenzen  zwischen  den  Völkern  nicht  an- 
erkennt. In  seiner  Person  hatte  dieses  Weltbürgertum  einen  Augenblick 
triumphiert,  und  in  seiner  Person  wurde  es  für  eine  Weile  zu  Grabe  getragen. 
Auch  ist  der  Moment  noch  nicht  gekommen,  wo  man  in  Frankreich  daran 
dächte  dem  preussischen  Sprecher  des  Menschengeschlechts  die  Grabschrift 
ZU  geben,  von  der  er  in  seinem  offenen  Schreiben  an  den  preussischen  Minister 
Hertzberg  spricht:  »Je  ne  doute  point  que  les  Francis  n'ecrivent  un  jour  sur 
nia  tombe  Ce  Vandale  fut  utile  ä  notre  rcvolution!*» 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 
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IENN  der  Abend  heimlich,  düster  und  still  auf  die  Seine  fällt, 
dann  ist  das  Wasser  wie  ein  besticktes  Leichentuch.  Die  Laternen- 
lichter, die  auf  der  Strasse  entzündet  werden,  schwimmen  auf  dem 
Fluss,  und  bleich  und  gelb  ist  ihr  Schimmern.  Langsam  und  ruhig 
strömt  die  Seine.  Sie  hat  es  gut  in  ihren  Ufern  und  dehnt  sich 
aus,  so  recht,  als  würde  ihr  nirgends  ein  Hindernis  in  den  Weg  gestellt. 
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Werden  dann  noch  an  den  Vorderseiten  der  Schiffe  und  der  Boote  die  Lichter 
angesteckt,  dann  tanzen  die  roten  Flammen  über  der  schwarzen  Seine.  Der 
Friede  wird  zerrissen  von  dem  stampfenden  Schifflein.  Auf  der  glatten 
Wasserbahn  entsteht  eine  Lücke  und  eine  Bucht,  und  es  ist  nun  gerade,  als 
wenn  dieses  Licht  der  Erde  steil  zum  Unterirdischen  hinuntersinkt.  Wenn 
es  hierauf  noch  später  geworden  ist,  wenn  die  Fenster  der  Läden  und  der 
Wohnungen  nicht  mehr  Helligkeit  spenden,  und  wenn  auch  die  Sterne  hinter 
dem  Gewölk  trauern,  dann  ist  die  Seine  noch  mehr  ein  schwarzes  Leichentuch. 
Nur  die  Ränder  des  Wassers  erhellen  sich  so,  als  hätte  man  silberne  Borten 
um  den  Fluss  geflochten. 

Dann  aber  flicht  sich  ein  grosser  Schrecken  um  viele  Herzen,  die  in  der 
Lichtstadt  schlagen.  Diese  Herzen,  die  nicht  Königen  gehören  sondern 
Hörigen,  die  nicht  adlig  Blut  durch  ihre  Kammern  rinnen  lassen  sondern 
verseuchtes,  dünnes,  mit  Todeskeimen  gesättigtes,  sind  müde  geworden.  Und 
so  wollen  den  Menschen  die  Augen  zufallen,  so  wollen  sie  sich  auf  den  Rücken 
hinstrecken  und  die  Stiefel  von  den  Füssen  ziehen,  die  im  Wandern  wund  ge- 
worden sind.  Manche  haben  auch  keine  Stiefel.  Barfüssler  sind  sie,  nicht 
aus  Frömmigkeit  und  Glauben  sondern  aus  Not.  Doch  weder  ihrem  Herzen 
noch  ihrem  Leibe  haben  sie  ein  Asyl.  Da  legen  sich  viele  zu  dem  Schlummer 
an  das  Ufer  der  Seine  nieder.  Dort,  wo  sich  ein  Steinbogen  über  ihrem 
Kopfe  wölbt.  Der  ist  ein  sicherer  Baldachin  für  sie.  *  Der  hält  den  Regen  ab 
und  den  Tau  des  Morgens,  wenn  die  Nachtwolken  weinend  dem  ersten  Tage 
weichen.  Hart  ist  dies  Lager  unterm  Steingewölbe.  Das  Schlummerlied  kommt 
von  der  Seine  her.  Das  schwarze  Leichentuch  bewegt  sich  und  rauscht,  und 
der  Gedanke  schleicht  da  manchem  Herzen  in  die  Fasern,  dass  es  lieblich  wäre 
und  eine  erleichternde  Tröstung,  wenn  das  Tuch  sich  einmal  dehnen  wollte, 
um  das  Gesicht  des  Müden  zu  bedecken,  wenn  es  einmal  seinen  ganzen,  zer- 
schlagenen Körper  verhüllen  wollte,  damit  er  nicht  mehr  in  den  Gliedern  krank 
ist.  Solche  Gedanken  sind  aber  nur  selten  bei  den  Schläfern  auf  dem  harten 
Lager.  Die  Schwielen  ihres  Leibes  haben  sich  verhärtet,  und  auch  ihr  Herz 
ward  stark.  Von  einer  seltsamen  Stärke.  Man  kann  zum  Beispiel  dieses  Herz 
prügeln,  es  pocht  kaum  noch,  um  sich  zu  verteidigen.  Nur  manchmal  fährt 
es  gewaltig  in  die  Höhe,  und  der  Mensch,  der  es  trägt,  tut  etwas,  das  man 
auf  Galeeren  straft  oder  auch  mit  dem  Fallbeil. 

In  der  Menge  dieser  Schläfer,  die  sich  im  Unterirdischen  bergen,  gibt  es 
welche,  die  noch  tiefer  zu  dem  Kern  der  Erde  steigen.  Sie  haben  vier  kleine 
Kupfermünzen  beisammen.  Sie  haben  mehr  gehabt,  einen  vollen  Magen  und 
einen  schweren  Kopf  bezahlen  können,  und  nun  macht  es  ein  drückendes  Be- 
schwerden den  frostigen  Nachtwind  um  das  berauschte  Haupt  zu  spüren.  Da 
gibt  es  das  Nachtasyl  im  Unterirdischen.  Gesunde  und  Krüppel,  Jünglinge 
und  zittrige  Greise  finden  sich  dort  ein.  Tausende  finden  in  dem  grössten 
Unterkunft,  in  der  Heimat  des  Schlafs,  die  nur  ein  winziges  Dochtstümpfchen 
erhellt.  Nicht  strecken  und  dehnen  kann  sich  einer  in  dem  Asyl.  Man  muss 
sich  eng  zusammenpressen.  Die  Kleider  bleiben  am  Leibe.  Wer  es  wagt  die 
Schuhe  von  den  Füssen  zu  ziehen,  der  findet  sie  vielleicht  in  der  nächsten 
Frühe  nicht.  Auf  einer  langen  Bank  sitzen  die  Schläfer.  Wer  auf  der  Bank  * 
keinen  Platz  findet,  der  kugelt  sich  unter  den  Tischen  zusammen,  die  den 
Ellbogen  zur  Stütze  dienen.   Ist  der  Raum  unter  den  Tischen  schon  zu  schmal. 
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so  wirft  sich  einer  im  Durchgang  auf  den  Boden  oder  die  Schwelle.  Der 
Eingang  ist  für  ihn  die  Ruhestatt.  Einer  drängt  sich  an  den  andern.  Einer 
wärmt  sich  an  dem  andern.  Sie  dunsten  nach  Tabak  und  Schweiss  und 
Zwiebeln,  nach  Branntwein,  nach  muffigen  Kleidern,  nach  Krankheiten  und 
Armut.  Sie  atmen  schwer,  stöhnen,  seufzen  und  schnarchen  auch  und  speien 
und  husten.  Wer  seine  Füsse  nicht  auf  dem  Boden  unterbringen  kann,  der 
stellt  sie  auf  den  Leib  des  schlafenden  Nachbarn.  Der  ist  an  diese  Vertrau- 
lichkeit gewöhnt.  Er  weiss,  dass  sie  hier  die  von  der  Not  gebotene  Sitte 
ist.  Er  lässt  alles  ohne  Wehr  über  sich  ergehen,  und  wird  ihm  auch  die 
Haut  vom  Gesicht  abgeschunden,  was  tut  es?  So  viele  Schrammen  und 
Scharten  bringt  ihm  das  Leben  alltäglich. 

Er  hat  es  ja  noch  gut,  denn  er  kann  wenigstens  die  müden  Beine  ausruhen 
lassen.  Viele  waren  in  dem  unterirdischen  Asyl  nicht  so  glücklich.  In  einzelne 
Abteilungen  ist  die  Schlafstätte  wie  ein  Pferdestall  geteilt.  Den  einen  Schwärm 
der  Schläfer  trennt  ein  Strick  von  dem  andern.  So  lässt  sich  jedes  Häuflein 
einpferchen.  Wer  am  Boden  und  auf  den  Bänken  keine  Unterkunft  mehr 
findet,  der  lehnt  sich  an  die  Wand,  damit  er  wenigstens  eine  einzige  Stütze  hat. 
Der  vom  Schlaf  Bewältigte  zieht  den  Hut  oder  die  Mütze  über  die  Augen. 
Dann  steckt  er  die  Hände  in  die  Hosentaschen,  und  er  lehnt  den  Rücken  an 
die  Wand.  Er  muss  akrobatische  Anstrengungen  machen,  damit  er  nicht 
rutscht,  damit  er  nicht  über  seinen  Nachbar  stolpert.  Wer  jedoch  für  die 
Wand  auch  zu  spät  kam,  der  hat  als  einzige  Stütze  das  schmale  Seil.  An 
dieses  lehnt  er  sich.  Er  schläft  im  Stehen,  ja  fast  im  Schweben.  Er  ist 
in  Gefahr  jeden  Augenblick  umzufallen.  Da  wacht  er  aus  seinem  Dämmer 
für  eine  Sekunde  wieder  auf.  Er  versucht  es  in  einer  neuen  Stellung.  Ihm 
ist,  als  wenn  in  seine  Glieder  tiefe  Narben  eingequetscht  wurden.  Aber  er 
schläft  doch,  schläft  wie  durch  ein  Wunder  eingewiegt,  und  wer  erst  einmal 
die  Kunst  solchen  Schlafens  gelernt  hat,  wird  bald  in  ihr  zum  Meister. 

Um  die  erste  Morgenstunde  leeren  sich  die  Theater  und  die  Klubs  und  die 
Restaurants,  und  dann  lieben  es  die  unternehmungslustigen  Nachtschwärmer 
einen  Abstecher  ins  unterirdische  Asyl  zu  machen.  Sie  geben  dem  Besitzer,  der 
ein  wohlgenährter,  reicher  Mann  ist  —  wer  von  der  Armut  zu  leben  weiss, 
wird  immer  reich  — ,  ein  anständiges  Trinkgeld,  und  er  führt  sie  durch  das 
Heim  der  Unterirdischen.  Den  Fröhlichen  leuchtet  eine  matte  Laterne  vorauf. 
Sie  müssen  gesittet  und  ernst  sein.  Sie  dürfen  nicht  durch  Reden  und  Schwatzen 
die  Schläfer  stören.  Sie  würden  es  auch  nicht  tun,  denn  sie  wagen  es  nicht  in 
dieser  Luft  den  Mund  zu  öffnen.  Stumm  und  ergriffen  und  angeekelt  folgen 
sie  dem  Führer.  Sie  stossen  an  einen  Schläfer.  Der  knurrt  wohl  gleich  einem 
getretenen  Hunde,  aber  man  hat  noch  nie  gehört,  dass  er  gemuckt  hätte. 
Hier  will  jeder  nur  den  Frieden.  Darum  lässt  man  sich  beglotzen,  und  darum 
nimmt  man  es  dem  Besitzer  nicht  übel,  dass  er  für  gutes  Geld  die  Not  zeigt, 
die  er  beherbergt.  Einen  Stock  unter  der  Erde  ist  der  Schlafstall,  noch  einen 
zweiten  und  einen  dritten  kann  man  hinuntersteigen,  und  noch  immer  hört  die 
Menge,  die  furchtbare  Menge  der  Unterirdischen  nicht  auf.  Das  ist  eine  auf- 
reibende Wallfahrt,  dieser  Spaziergang  durch  das  Unterirdische.  Man  schaudert 
noch  lange  nachher.  Man  badet  sich  mit  Inbrunst  in  wohlriechenden  Wassern, 
und  man  wagt  es  erst  die  Geliebte  zu  umarmen,  wenn  der  Grabesduft  nach 
langem  Mühen  aus  Kleidern  und  Seele  vertrieben  ist. 
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UM  DIE  UMFRLLREMTE 


« 


IEDERHOLT  wird  von  Berufsgenossenschaften  und  leider  auch 
von  Ärzten  mit  grossem  Nachdruck  auf  die  starke  Simulation 
hingewiesen,  die  in  Rentenstreitsachen  seitens  der  Arbeiter  hervor- 
trete. Zur  Beweisführung  für  diese  Annahme  bezieht  man  sich 
sehr  oft  auf  irgendwelche  Vorgänge,  die  insbesondere  bei  Nerven- 
kranken den  Nachweis  einer  Übertreibung  und  Simulation  zum  Ausdruck 
bringen.  Verständige  Nervenärzte  werden  in  vielen  Fällen  geneigt  sein  eine 
Übertreibung  des  Verletzten  als  einen  Ausfluss  der  Erkrankung  selbst  zu  be- 
zeichnen und  werden  nicht  immer  mit  jenem  schweren  Misstrauen  dem  Ver- 
letzten gegenübertreten,  das  nur  zu  leicht  geeignet  ist  durch  Unfall  zu  Schaden 
gekommene  Arbeiter  sehr  schwer  zu  schädigen  und  ihnen  bitter  unrecht  zu  tun. 
Wie  berechtigt  diese  Mahnung  ist,  habe  ich  früher  bereits  in  dieser  Zeitschrift 
dargelegt.1)  In  drei  besonders  krassen  Fällen,  die  an  der  Hand  der  Akten 
hier  kurz  wiedergegeben  werden  sollen,  möchte  ich  dieses  Material  heute  er- 
gänzen.2) 

Der  Bergarbeiter  S.  in  Gelsenkirchen  erlitt  im  Jahre  1901  durch  Steinfal! 
eine  starke  Quetschung  des  linken  Schultergürtels,  sowie  eine  8  Zentimeter 
lange  bis  auf  den  Knochen  reichende  Wunde  am  rechten  Stirnschläfenbein. 
Ausserlich  bemerkbar  blieb  als  Unfallfolge  eine  Behinderung  im  Gebrauch  des 
linken  Arms  bestehen,  wofür  eine  Rente  von  3314  %  seitens  der  Berufs- 
genossenschaft gewährt  wurde.  Der  Verletzte  klagte  aber  seit  dem  Unfall 
fortgesetzt  über  Beschwerden  nervöser  Art,  besonders  über  Kopfschmerzen 
in  der  rechten  Stirnhälfte.  Mit  Aufbieten  aller  Kräfte  schleppte  er  sich  zur 
Arbeit,  die  in  einer  leichten  Beschäftigung  in  der  Lampenstube  des  Bergwerks 
bestand.  Diese  Beschäftigung  währte  mit  Mühe  und  Not  bis  zum  September 
1904,  von  da  an  trat  Erwerbsunfähigkeit  ein.  Der  Verletzte  stellte  deshalb  den 
Antrag  nunmehr  seine  Rente  zu  erhöhen  und  ihm  die  Vollrente  zu  gewähren. 
Schon  in  der  voraufgegangenen  Zeit  war  von  mehreren  ärztlichen  Gut- 
achtern fortgesetzt  behauptet,  der  Verletzte  übertreibe  und  simuliere.  Von 
einem  Arzte  wurde  insbesondere  behauptet: 

»Von  den  Erscheinungen  nervöser  Natur  findet  sich  das  Sichfallenlassen  des  Klägers 
bei  geschlossenen  Augen.  Diese  Erscheinung  muss  als  Simulation  gekennzeichnet 
werden,  erlernt  von  einem  an  Kopfverletzung  leidenden  Mitpatienten.« 

Im  Laufe  des  Verfahrens  wurde  von  einem  Arzt  Dr.  B.  im  September  1905 
zunächst  eine  bestimmte  Angabe  gemacht,  dass  sich  anscheinend  tatsächlich 
das  Leiden  des  Verletzten  verschlimmert  habe,  und  eine  längere  ärztliche 
Beobachtung  notwendig  sei.  Das  Schiedsgsericht  lehnte  eine  Erhöhung  des 
Anspruchs  ab,  und  nunmehr  wurde  in  der  Rekursinstanz  beim  Reichsversiche- 
rungsamt ein  Gutachten  von  Professor  Bardenheuer  in  Cöln  eingefordert.  Auch 
dieser  ärztliche  Sachverständige  bekundete,  dass  die  nervösen  Symptome  auf 
eine  geringfügige  Nervenschwäche  hindeuten,  und  dass  er  bei  dem  Kläger  eine 
Übertreibung  in  hohem  Masse  für  vorliegend  halte.    Diese  Untersuchung  er- 

•)  Vergl.  meinen  Artikel  Der  Streit  um  die  Rente  in  den  Sozialistische n  Monatsheften,  190$,  1.  Band, 
P»g.  419  ff. 

•)  Um  eine  Nachprüfung  meiner  Angaben  zu  ermöglichen,  füge  ich  stets  die  betreffenden  Akten- 
zeichen des  Reichsversicherungsamtes  hinxu. 
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folgte  in  der  Zeit  vom  12.  bis  zum  20.  Februar  1906.  Als  der  Mann  aus  der  Be- 
obachtung des  Gutachters  zurückkehrte,  brach  er  geistig  vollständig  zusammen ; 
Halluzinationen  und  andere  unzweifelhafte  Symptome  einer  sich  entwickeln- 
den Geisteskrankheit  machten  sich  bemerkbar.  Dies  wurde  von  dem  Kreis- 
arzt bestätigt  und  die  Überführung  des  Kranken  nach  einer  Irrenheilanstalt 
für  notwendig  erachtet.  Nun  erst  wurden,  und  zwar  auf  Wunsch  des  diri- 
gierenden Arztes  dieser  Heilanstalt,  eingehende  Ermittelungen  darüber  ange- 
stellt, seit  welcher  Zeit  sich  Symptome  einer  Geistesgestörtheit  bei  dem  Ver- 
letzten gezeigt  hatten.  Diese  Untersuchung  war  notwendig  für  den  Gutachter, 
um  feststellen  zu  können,  inwiefern  sich  die  Annahme  rechtfertigte  das 
Leiden  auf  den  Unfall  vom  Jahre  1901  zurückzuführen.  Die  Erhebungen 
hatten  zur  Folge,  dass  nach  den  ganzen  Darstellungen  der  Mitarbeiter,  die  mit 
dem  Manne  nach  dem  Unfall  bis  zum  September  1904  beschäftigt  waren,  sich 
unausgesetzt  Zeichen  einer  starken  Nervosität,  Gereiztheit  und  auch  zum  Teil 
ganz  unverständliche  Handlungen  bemerkbar  gemacht  hatten,  die  wohl  darauf 
schliessen  Hessen,  dass  schon  damals  die  allerdings  von  Knappschaftsärzten  und 
anderen  Gutachtern  immer  geleugnete  Nervenerkrankung  im  ersten  Stadium 
vorhanden  gewesen  war,  Erscheinungen,  die  von  den  Ärzten,  nachdem  der  eine 
Gutachter  sie  als  Simulation  bezeichnet  hatte,  schlankweg  von  den  Nachfolgern 
auch  so  eingeschätzt  wurden.  Nach  diesen  sehr  eingehenden  Ermittelungen 
wurde  nun  seitens  des  dirigierenden  Arztes  der  Irrenheilanstalt  zunächst  fest- 
gestellt, dass  der  Mann  an  einer  schweren  Geisteskrankheit  leidet  und  infolge 
dieser  Geisteskrankheit  völlig  erwerbsunfähig  ist.  Die  Form  der  vorliegenden 
Störung  ist  ein  Verblödungsprozess,  charakterisiert  durch  starke  Abnahme  der 
Intelligenz  und  der  Tatkraft,  verbunden  mit  grosser  Reizbarkeit,  zeitweiliger 
Gereiztheit,  sowie  gelegentlichem  Auftreten  von  zusammenhangslosen  Sinnes- 
täuschungen. 

Es  interessiert  in  der  vorliegenden  Frage  nicht,  wie  weit  ein  ursächlicher  Zu- 
sammenhang des  Leidens  mit  dem  Unfall  vorhanden  ist  —  eine  Frage,  die 
übrigens  von  dem  Obergutachter  bejaht  wurde  und  nach  dem  neueren  Akten- 
inhalt sicherlich  auch  von  jedem  anderen  Arzt  bejaht  werden  musste  —  son- 
dern die  für  den  Laien  ausserordentlich  überraschende  Tatsache,  dass  einer 
ganzen  Reihe  ärztlicher  Gutachter  eine  beginnende  Geisteskrankheit  entgeht, 
und  der  Mann  jahrelang  unter  dem  schweren  Verdacht  gelitten  hat  seine 
ganzen  Beschwerden  vorgetäuscht  zu  haben.  Denn  es  kann  keinem  Zweifel 
unterliegen,  dass  die  Beschwerden,  die  von  den  Ärzten  als  Simulation  ange- 
sehen wurden,  tatsächlich  vorhanden  und  die  Vorwürfe  gegen  den  Verletzten 
dem  leider  bei  den  Ärzten  nicht  selten  beobachteten  Misstrauen  gegen  Renten- 
bewerber entsprungen  waren.  Noch  mehr  muss  es  auffallen,  dass  ein  Arzt, 
der  als  Autorität  auf  dem  Gebiet  der  Medizin  gelten  kann,  sich  kurz  vor  dem 
völligen  Zusammenbruch  in  so  schwerem  Irrtum  gegenüber  dem  Verletzten 
befindet,  dass  er  die  eigentliche  Erkrankung  nicht  erkennt  und  deren  Symptome 
ungerechtfertigterweise  als  Simulation  bezeichnet.8) 

In  der  zweiten  Sache  handelt  es  sich  um  den  Müller  W.  in  Bamberg,  der  bei 
einem  Unfall  am  10.  Mai  1897  eine  Gehirnerschütterung,  eine  Rückenmark- 
orschütterung,  sowie  Kontusion  der  rechten  Schulter  erlitt.  Der  Unfall  und 
tlessen  Folgen  wurden  anfänglich  wie  folgt  geschildert: 

»)  Aktenzeichen  la  to23A'os'i. 
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Der  Müllergeselle  W.  kam  am  10.  Mai  1897  dadurch  zu  Schaden,  dass  ein  Fahr- 
stuhl, in  dem  er  sich  befand,  mit  grosser  Gewalt  auf  ein  Gitter  auffuhr. 
W.  erlitt  eine  allgemeine  Erschütterung  des  Körpers.  Der  Verletzte  war  an- 
gebHch  mehrere  Stunden  bewusstlos  und  an  beiden  Beinen  vollständig  gelähmt. 
Auch  die  Beweglichkeit  des  rechten  Armes  war  anfangs  erheblich  beeinträch- 
tigt. Äussere  Verletzungen  waren  nicht  vorhanden.  Der  Patient  lag  14  Tage 
zu  Bett,  machte  dann  die  ersten  Gehversuche.  Nach  etwa  4  bis  5  Wochen  konnte 
er  mit  Hilfe  eines  Stockes  wenigstens  leidlich  sicher  gehen.  Der  ärztliche 
Gutachter  nahm  an,  dass  eine  Rückenmarkserschütterung  oder  Rückenmarks- 
bhitung  eingetreten  war,  Simulation  ausgeschlossen  sei  und  eine  ioo  prozentige 
Rente  sich  rechtfertige.  Bei  einer  erneuten  Untersuchung  am  9.  Januar  1904 
seitens  der  Erlanger  Klinik  wurde  indessen  der  Meinung  Ausdruck  gegeben, 
dass  der  Patient  nunmehr  vollständig  wiederhergestellt  sei,  und  dass  er  die 
Krankheitserscheinungen  absichtlich  und,  biewusst  vortäusche ;  man 
müsse  deshalb  den  Mann  für  vollständig  erwerbsfähig  halten. 
Natürlich  stellte  die  Berufsgenossenschaft  nunmehr  die  Rente  ein,  während 
das  Schiedsgericht  sie  auf  30  %  festsetzte,  weil  in  dem  Gutachten  der  Klinik 
doch  an  einer  Stelle  Zweifel  bestanden,  ob  nicht  noch  Folgen  des  Unfalles 
vorhanden  seien,  und  weil  der  Arzt,  der  den  Verletzten  ständig  in  Behandlung 
hatte,  mit  grosser  Entschiedenheit  für  eine  Rente  von  mindestens  66%  % 
plädierte.  In  der  Rekursinstanz  wurde  der  Verletzte  mit  seinen  höheren 
Forderungen  abgewiesen,  obwohl  er  nach  seinen  Angaben  zu  jeder  Beschäfti- 
gung unfähig  sei.  und  die  Lähmungserscheinungen  in  beiden  Beinen  nach 
wie  vor  vorhanden  wären.  Ein  im  Jahre  1905  vor  dem  Reichsversicherungsamt 
gestellter  Verschlimmerungsantrag  zeitigte  abermals  eine  ärztliche  Unter- 
suchung, die  nun  zu  folgendem  überraschenden  Resultat  führte: 

*Dcr  Antrag  des  Verletzten  auf  Rentenerhöhung  wegen  Verschlimmerung  seines  Zu- 
standes  führte  zu  einer  Begutachtung  durch  das  ärztliche  Kollegium  zur  Erstattung 
von  Obergutachten  in  Unfallangelegenheiten  für  Oberfranken,  welches  zu  einem 
wesentlich  anderen  Resultat  gelangte  als  die  Erlanger  Klinik.  Der  rechte  Arm 
konnte  aktiv  nur  bis  zur  Horizontalen  gehoben  werden.  Das  Geruchsvermögen  war 
herabgesetzt.  Die  Sensibilität  war  an  beiden  unteren  Extremitäten  bis  zum  Becken 
vollständig  aufgehoben,  die  faradische  und  galvanische  Erregbarkeit  war  normal,  wie 
die  Reflexe.  Die  Muskulatur  fühlte  sich  links  etwas  straffer  an  als  rechts,  war 
aber  nicht  direkt  atrophisch  ....  Diese  Untersuchungsergebnisse  Hessen  vermuten, 
dass  es  sich  um  einen  der  in  jüngster  Zeit  von  Lud I oft'  beschriebeinen  Kreuzbeinbrüche 
handeln  könne,  weshalb  eine  Reihe  von  Röntgenaufnahmen  des  Kreuzbeines  und 
seiner  Verbindungen  mit  der  Wirbelsäule  und  den  Dammbeinen  gemacht  wurde. 
Dabei  ergab  sich  eine  Schiefstellung  des  letzten  Lendenwirbels  und  deutliche  Bruch- 
linien im  Kreuzbein,  die  der  zufällig  anwesende  Entdecker  der  neuen  Untersuchungs- 
methode mit  Bestimmtheit  als  einen  Bruch  des  Kreuzbeines  ansprach.« 
Das  Gutachterkollegium  kam  nun  zu  dem  Schluss,  dass  W.  zwar  in  hohem 
Grade  übertreibt,  dass  er  aber  eine  ernste  Verletzung  der  Wirbelsäule  erlitten 
hat,  die  bei  früheren  Untersuchungen  nicht  hat  erkannt  werden  können.  Eine 
Verschlimmerung  sei  nicht  eingetreten,  aber  es  müsse  doch  eine  andere  Auf- 
fassung des  Urteils  Platz  greifen  und  eine  Rente  von  70  %  zugebilligt  werden. 

Wenn  auch  in  dem  Gutachten  wohl  mit  Rücksicht  auf  die  ungerechtfertigte 
und  einseitige  Beurteilung,  die  der  Verletzte  seitens  der  ärztlichen  Sachver- 
ständigen in  der  Erlanger  Klinik  erfahren  hat,  abermals  von  einer  Übertreibung 
geredet  wird,  so  darf  doch  angenommen  werden,  dass  sich  für  eine  solche 
wenig  berechtigter  Anhalt  bot,    da  das  Obergutachterkollegium  zu  70  % 
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Rente  kommt,  während  der  Rentenanspruch  des  Verletzten  infolge  des 
Erlanger  Gutachtens  für  einen  ganzen,  langen  Zeitraum  auf  nur  30  % 
herabgesetzt  worden  war,  ihm  also  eine  viel  zu  geringe  Rente  gewährt 
wurde.  Wenn  auch  zugegeben  werden  mag,  dass  vielleicht  zu  jener  Zeit  die 
Klinik  noch  nicht  in  der  Lage  war  die  Feststellung  zu  machen,  die  das  Ober- 
gutachterkollegium nunmehr  machen  konnte,  so  deutet  doch  der  Fall  darauf 
hin,  wie  zurückhaltend  das  Urteil  sein  muss  gegenüber  der  schweren  Be- 
schuldigung einer  bewussten  Übertreibung  und  unwahrer  Angabe.4) 

Und  nun  der  dritte  Fall.  Die  Arbeiterin  Luise  G.  erlitt  am  15.  Mai  1902  da- 
durch einen  Unfall,  dass  sie  beim  Fensterputzen  auf  den  Hof  herabstürzte. 
Sie  erlitt  eine  schwere  Kontusion  der  Wirbelsäule  und  erhielt  zunächst  nach 
Abschluss  des  Heilverfahrens  die  Vollrente  und  vom  1.  November  1903  ab 
50  %  der  Rente.  Im  August  1904  stellte  die  Verletzte  den  Antrag  auf  Er- 
höhung ihrer  Rente,  da  sie  vollständig  erwerbsunfähig  sei.  Mit  diesem  Antrag 
wurde  sie  von  der  Berufsgenossenschaft  und  auch  vom  Schiedsgericht  abge- 
wiesen, und  im  Oktober  1905  setzte  die  Berufsgenossenschaft  auf  grund  eines 
Gutachtens  des  Nervenarztes  Prof.  Dr.  B.  die  Rente  auf  25  %  herab.  In  dem 
Gutachten  des  Sachverständigen  hiess  es,  dass  die  Klägerin  nicht  mehr  um 
50  %  beeinträchtigt  ist,  und  objektive  Symptome  für  eine  Erkrankung  nicht 
vorliegen.  Die  Klägerin  täuscht  verschiedene  Schmerzen  und  Gebrechen 
direkt  vor.  Beim  Abklopfen  der  Brust  zuckt  sie  mit  dem  ganzen  Körper 
zusammen,  als  wenn  sie  den  stärksten  Schmerz  empfinde,  während  ein  solcher 
Schmerz  dabei  unmöglich  entstehen  kann.  Ferner  schildert  der  Sachver- 
ständige andere  angebliche  Übertreibungen  und  Simulationen  der  Klägerin. 
Mittlerweile  kam  die  Verletzte  in  die  psychiatrische  Klinik  in  Göttingen.  Es 
konnte  aber  hier  keine  eingehende  Beobachtung  stattfinden,  da  sich  die  Kranke 
aus  der  Anstalt  entfernte.  Der  ärztliche  Sachverständige  nahm  an,  soweit 
Beobachtungen  vorlagen,  dass  die  Verletzte  simuliere.  In  einem  Gutachten 
vom  Dezember  1906  musste  jedoch  der  Kreisarzt  konstatieren,  dass  hier  Simu- 
lation nicht  vorliege,  sondern  Zeichen  einer  ausgesprochenen  Geisteskrankheit 
sich  bemerkbar  machen.  Es  wurde  deshalb  die  Pflegschaft  angeordnet  und 
nunmehr  in  einem  eingehenden  ärztlichen  Gutachten  der  Provinsialheil-  und 
-pflcgeanstalt  festgestellt,  dass  die  Verletzte  geisteskrank  und  die  Geisteskrank- 
heit auch  auf  den  Unfall  zurückzuführen  ist.  Unter  anderem  sagt  der  ärzt- 
liche Gutachter: 

»Nur  der  behandelnde  Arzt  blieb  von  Anfang  an  konsequent  dabei  die  Frau  für 
völlig  erwerbsunfähig  zu  halten.  Er  hat  alle  die  subjektiven  Klagen  der  Frau  für 
objektiv  nachgewiesen,  also  wirklich  vorhanden,  angenommen.  Hierin  ist  er  wohl 
einem  Irrtum  unterlegen,  vielleicht  hat  er  aber  auch  in  seinen  verschiedenen  Gut- 
achten seinen  bei  mehrjähriger  Behandlung  der  Frau  gemachten  Beobachtungen  nicht 
den  richtigen  Ausdruck  zu  geben  vermocht  Auf  dem  richtigen  Wege  ist  er  gewesen, 
wenn  er  im  Gutachten  vom  26.  August  1004  sagt :  »Patientin  fühlt  wirklich  alle  ihre 
angeblichen  Schmerzen  und  fühlt  eine  Todesangst  in  sich  stärkere  Bewegungen  zu 
«nachen  als  sie  jetzt  riskiert.«  Die  Äusserungen  einer  gestörten  geistigen  Tätigkeit 
sind  bei  Frau  G.  in  den  ersten  Jahren  nach  dem  Unfall  offenbar  sehr  viel  geringer 
gewesen  als  jetzt.« 

Zum  Schluss  stellt  der  Gutachter  eingehend  fest,  dass  die  Frau  nunmehr  un- 
zweifelhaft geisteskrank  ist  und  dass  eine  Aussicht  auf  Besserung  nicht  besteht.5) 

«)  Aktenzeichen  Ia  7857'«>7. 
s)  Aktenzeichen  I  a  2S19  06. 
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Dieser  Fall  zeigt  wiederum,  dass  erst  in  einem  Stadium  weit  fortgeschrittener 
Geisteskrankheit  und  ausserordentlich  schwer  hervortretender  Nervener- 
krankung von  ärztlichen  Sachverständigen  die  Erkrankung  richtig  erkannt 
wurde,  ein  Beweis,  wie  schwer  es  vom  Standpunkt  der  ärztlichen  Wissenschaft 
sein  mag  ein  so  schweres  Nervenleiden  einwandsfrei  festzustellen.  Aber 
an  diese  Vorkommnisse,  die  sich  so  oft  wiederholen,  darf  wohl  die  ernste 
Mahnung  geknüpft  werden  mit  allgemeinen  Behauptungen  und  Verdächtigun- 
gen über  Rentensuchende  sehr  einzuhalten.  Der  ärztliche  Sachverständige 
soll  sich  frei  wissen  von  jeder  Beeinflussung  und  hat  vor  allen  Dingen  auch 
nicht  zu  berücksichtigen,  ob  und  welche  Anforderungen  an  die  Berufsge- 
nossenschaft gestellt  werden.  Leider  kommt  es  vor,  dass  Arzte  in  ihrem 
Gutachten  Betrachtungen  darüber  anstellen,  welche  schweren  Lasten  die  Be- 
rufsgenossenschaften tragen.  Das  ist  nicht  Sache  des  Arztes  und  verleitet  nur 
zu  einseitiger  Beurteilung  des  Falles.  Wo  Simulation  verkommt,  soll  der  Arzt 
mit  Entschiedenheit  dagegen  auftreten,  aber  die  in  letzter  Zeit  in  erschrecken- 
der Weise  zunehmende  Simulantenriecherei  selbst  hervorragender  Nervenärzte 
steigert  sich  zu  einer  Gefahr  für  verletzte  Arbeiter.  Nicht  immer  ist  es 
möglich  durch  eine  weitgehende  Beweiserhebung  seitens  des  Reichsversiche- 
rungsamts gegen  eine  jahrelange  irrige  Beurteilung  des  Kranken  erfolgreich 
anzukämpfen,  deshalb  ist  die  Warnung  wohl  am  Platz,  es  möge  das  Miss- 
trauen des  Arztes  nicht  zu  einer  durch  einseitige  Auffassung  und  ungerechte 
Beurteilung  hervorgerufenen  schweren  Schädigung  der  Arbeiter  führen. 
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HRMS  FEHLINGER  •  DER  PETROLEUMTRUST 

NTER  allen  kapitalistischen  Unternehmungen  ist  wohl  die  Standard 
Oil  Company,  der  sogenannte  Petrolcumtrust,  eine  der  grössten  und 
mächtigsten.  Sie  ging  aus  der  im  Jahre  1867  gegründeten  Firma  Rocke- 
f eller,  Andrews  &  Flagler  hervor,  die  1870  in  eine  Aktiengesellschaft 
mit  1  Million  Dollars  Kapital  umgewandelt  wurde:  die  Standard  Oil 
Company  of  Ohio.  Diese  Gesellschaft  begann  sofort  mit  dem  Versuche  die 
ganze  Petroleumindustrie  der  Vereinigten  Staaten  zu  monopolisieren.  Wie 
erfolgreich  sie  in  der  Verfolgung  dieses  Zieles  war,  geht  daraus  hervor,  dass 
im  Jahre  1870  von  dem  gesamten  Quantum  Petroleum,  das  raffiniert  wurde, 
auf  ihre  Betriebe  etwa  10  %  entfielen,  1880  aber  bereits  90  %.  Zwei  Jahre 
später,  1882,  erfolgte  die  Umwandlung  der  Gesellschaft  in  den  Standard  Oil 
Trust,  der  sämtliche  Aktien  von  14  Unternehmungen  und  die  Mehrheit  der 
Aktien  von  26  Unternehmungen  erwarb.  Das  nominelle  Aktienkapital  betrug 
damals  70  Millionen  Dollars,  der  Schätzungswert  des  Eigentums  des  Trust 
bclief  sich  auf  55  Millionen  Dollars.  Neun  Personen,  die  das  Kuratorium  des 
Trust  bildeten,  besassen  Aktien  (Trustzertifikate)  im  Betrage  von  nahezu 
47  Millionen  Dollars,  nämlich  John  D.  Rockefellcr  191,7  Millionen,  Henry 
M.  Flagler  60  Millionen,  Charles  Pratt  54  Millionen,  O.  H.  Paine  50  Millionen, 
William  Rockefeiler  32  Millionen,  J.  A.  Bostwick  34  Millionen,  W.  G.  Warden 
29,4  Millionen,  Benjamin  Brewster  8,2  Millionen  und  John  D.  Archbold  7  Mil- 
lionen Dollars.1)    Infolge  einer  Gerichtsentscheidung,  die  den  Trust  gesetz- 

')  Diese  und  <lic  folgender»  AnRaben  sind  einer  Veröffentlichung  der  amerikanischen  Regierung 
entnommen,  die  unter  dem  Titel  Report  of  the  Commisittoncr  of  Corporatxons  on  iht  Pftroleum 
InduUry   Washington  1907'  in      Banden  erschien. 
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widrig  erklärte,  wurde  er  im  Jahre  1892  formell  aufgelöst,  ohne  dass  hierdurch 
der  monopolistischen  Macht  der  kleinen  Gruppe  der  S/andartfkapitalisten  Ab- 
bruch geschah.  Bei  der  sogenannten  Auflösung  wurden  die  Aktien  der  ver- 
schiedenen Unternehmungen,  die  die  verbotene  Organisation  gebildet  hatten, 
an  die  Besitzer  der  Trustzertifikatc  pro  rata  verteilt,  mit  dem  Ergebnis,  dass  den 
genannten  die  Mehrheit  der  Zertifikate  besitzenden  Kuratoren  ein  bestimmen- 
der Einfluss  auf  alle  Unternehmungen  gesichert  blieb.  Fünf  Jahre  darauf  er- 
warb die  Staudard  Oil  Company  of  Neiv  Jersey  die  Aktien,  die  sich  während 
der  Zeit,  da  der  Trust  aufgelöst  war,  im  Besitze  einzelner  Personen  befanden, 
indem  sie  ihr  Aktienkapital  auf  100  Millionen  Dollars  erhöhte  und  ihre  Aktien 
in  Tausch  gegen  jene  der  Unternehmungen  gab,  aus  denen  der  Trust  bestand, 
der  praktisch  nie  zu  existieren  aufgehört  hatte.  Die  Standard  Oil  Company 
of  New  Jersey  beherrscht  nun  10  Raffinerieen,  3  Schmieröl-,  13  Rohrleitungs- 
und andere  Transport-,  6  Grossvcrkau.fs-  und  16  Naturgasunternehmungen  in 
den  Vereinigten  Staaten  sowie  15  Unternehmungen  in  anderen  Ländern. 
Ausserdem  hat  sie  noch  zu  einer  Anzahl  anderer  Unternehmen  enge  Be- 
siehungen. 

Bis  zum  Jahre  1900  konzentrierte  sich  die  Petroleumindustrie  der  Vereinigten 
Staaten  nahezu  ganz  auf  zwei  Gebiete,  das  appalachische  Bassin  und  das  Lima- 
Indiana-Bassin;  erst  in  den  letzten  Jahren  wurden  erhebliche  Quantitäten  Roh- 
öl in  den  Zentral-  und  Weststaaten  gewonnen,  doch  steht  dieses  Rohöl  quali- 
tativ weit  hinter  dem  aus  den  zuerst  genannten  Gebieten  zurück.  Die  Aus- 
dehnung des  Produktionsgebietes  hat  die  Interessen  der  Standard  nicht  merk- 
lich beeinträchtigt.  Ihr  Anteil  an  dem  Verbrauch  von  Rohöl  ist  in  den  ver- 
schiedenen Produktionsgebieten  ungleich;  am  geringsten  ist  er  aber  an  dem 
minderwertigen  Rohöl,  das  in  Texas,  Oklahoma  und  Kalifornien  gewonnen 
wird.    Er  betrug  im  Jahre  1904: 


Standard  Oil  Company 

Unabhängige  Firmen 

Produktionsgebiete  des  Rohöls 

Verbrauch 

Verbrauch 

Barrels 

9/9 

Barrels 

0/0 

Appalachischcs  Bassin 
Lima- Indiana-Bassin 
Mittelkontinent  bassin 
Kolorado  und  Wyoming 
Kalifornien 

Südosttexas  und  Louisiana 
Corsicana-Bassin  (Oklahoma  und 
Nordtexas) 

22  253000 
22008000 
1  046  000 
435ooo 
3  3'7  0OO 
5  248  000 

455ooo 

8o,5 
94.5 
99.1 
98,0 

79.« 
67,3 

56,9 

5375000 
1  322000 
10  000 
5000 
850000 
2563000 

345  000 

19,5 
5,5 
o,9 
1.1 

20,i 
32,7 

43.« 

Es  ist  zu  bemerken,  dass  beispielsweise  aus  dem  Rohöl  des  appalachischen 
Bassins  65  %,  des  Lima-Indiana-  und  Mittelkontinentbassins  40  % 
Lcuchtöl  gewonnen  werden,  aus  dem  Texasrohöl  bloss  15  %,  aus  dem  kalifor- 
nischen Rohöl  18  %  usw.  Von  dem  im  Jahre  1904  erzeugten  Leuchtöl 
(27lZh°94  Barrels)  entfielen  auf  die  Raffinerieen  der  Standard  86,5  %,  auf 
die  der  unabhängigen  Firmen  13,5  %. 

Die  Kenntnis  der  fundamentalen  Tatsachen,  auf  denen  die  Monopolstellung 
der  Standard  beruht,  ist  von  Wichtigkeit.  Der  Besitz  der  Rohölquellcn  kommt 
dabei  gar  nicht  in  betracht,  denn  nicht  mehr  als  ein  Sechstel  des  in  einem 
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Jahre  verbrauchten  Rohöls  stammt  aus  Rohölquellen,  die  der  Standard  ge- 
hören; sie  kauft  den  weitaus  grössten  Teil  des  Rohprodukts.  Die  Monopol- 
stellung beruht  vielmehr  in  erster  Linie  auf  dem  Besitz  der  Transportmittel., 
In  den  siebziger  und  achtziger  Jahren  kamen  der  Standard  hauptsächlich  die 
Vorzugsfrachtsätze  der  Eisenbahnen  zugute.  Später  baute  sie  Rohrleitungen 
zum  Transport  des  Rohöls  aus  den  Produktionsgebieten  nach  den  Raffinerieen 
sowie  der  fertigen  Produkte  in  die  Verbrauchszentren  und  nach  den  Seehäfen, 
wodurch  sie  nur  noch  verhältnismässig  wenig  auf  Eisenbahnen  angewiesen 
war.  Der  Transport  mittels  Rohrleitungen  kommt  nicht  allein  viel  billiger 
als  der  Bahntransport,  er  bietet  auch  noch  sonstige  Vorteile.  Das  Rohrleitungs- 
system der  Standard  weist  nun  eine  Länge  von  40000  englischen  Meilen  auf. 
Die  Versuche  anderer  Unternehmer  unabhängige  Rohrleitungen  zu  bauen 
scheiterten  zumeist  an  der  Gegnerschaft  der  Standard,  die  diese  Unternehmer 
in  langwierige  Rechtsstreite  verwickelte  und  die  Eisenbahngesellschaften  be- 
wog  den  Bau  unabhängiger  Leitungen  über  ihre  Schienenwege  zu  verbieten. 
Wenn  dennoch  eine  solche  Leitung  gebaut  wurde,  so  gewährte  die  Standard 
den  Rohölproduzenten  der  Gebiete,  die  die  Leitung  berührte,  höhere  Preise 
als  die  anderen  Unternehmer  zahlen  konnten,  um  auf  diese  Weise  das  Auf- 
kommen von  Konkurrenten  zu  verhindern.  Die  Konkurrenzleitungen  gingen 
mit  wenigen  unbedeutenden  Ausnahmen  in  kurzer  Zeit  in  den  Besitz  der 
Standard  über,  die  ihre  Leitungen  anderen  Raffinerieen  nicht  zur  Verfügung 
stellt,  sei  es,  dass  sie  den  Transport  von  fremdem  Rohöl  überhaupt  verweigert, 
oder  dass  sie  die  Transportkosten  so  hoch  wie  die  Frachtsätze  der  Eisen- 
bahnen ansetzt.  Das  Bureau  of  Corporations  hat  berechnet,  dass  sich  die 
Kosten  des  Transports  von  Rohöl  mittels  der  Rohrleitungen  vom  appalachi- 
schen  Bassin  nach  der  atlantischen  Küste,  zum  Beispiel  nach  New  York, 
Philadelphia,  Baltimore  usw.,  auf  durchschnittlich  n  Cents  per  Barrel  stellen, 
wobei  die  Kosten  der  Erneuerung  der  Anlage  innerhalb  14  Jahren  und  eine 
Verzinsung  des  Anlagekapital  mit  10  %  eingerechnet  sind.  Die  Standard 
verlangt  aber  beispielsweise  für  den  Transport  nach  Philadelphia  39  Cents  per 
Barrel,  wozu  noch  eine  Sammelgebühr  von  20  Cents  per  Barrel  kommt. 

Die  Wirkung  der  Monopolisierung  der  Petroleumindustric  durch  die  Standard 
Oü  Company  kommt  auch  in  der  Gestaltung  der  Petroleumpreise  zum  Aus- 
druck. Die  Hauptpunkte,  die  durch  die  Untersuchung  des  Bureau  of  Corpora- 
tions festgestellt  wurden,  sind  folgende:  1.  Die  Differenz  zwischen  dem  Preise 
des  Rohöls  einerseits  und  den  in  den  Vereinigten  Staaten  von  der  Standard 
diktierten  Preisen  für  Petroleum  und  die  Nebenprodukte  andererseits  ist  in 
den  letzten  Jahren  grösser  geworden.  Diese  Vcrgrösscrung  der  Differenz  ist 
nur  zu  einem  kleinen  Teil  auf  die  Verteuerung  der  Betriebskosten  zurück- 
zuführen. 2.  Die  Standard  verkauft  Leuchtöl  und  andere  Erzeugnisse  nach 
dem  Auslande  viel  billiger  als  im  Inland,  so  dass  die  amerikanischen  Konsu- 
menten gewissermassen  besteuert  werden,  damit  die  Standard  im  Ausland  Ein- 
fluss  gewinnen  und  behaupten  kann.  3.  Die  Standard  setzt  die  Inlandspreise 
sehr  verschieden  fest,  und  zwar  niedrig  dort,  wo  sie  Konkurrenten  hat,  hoch 
da,  wo  keine  Konkurrenz  besteht.  4.  Die  Profitrate  der  Standard  ist  ausser- 
ordentlich hoch  und  sie  stieg  in  jüngster  Zeit.  5.  Ihre  Macht  beruht  nicht 
darauf,  dass  sie  den  Bedürfnissen  der  Konsumenten  besser  entsprechen  konnte 
sondern  auf  unlauteren  Konkurrenzmethoden. 
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Aus  dem  reichlichen  und  vollkommen  einwandfreien  statistischen  Matertal, 
das  das  Bureau  of  Corporattons  zum  Beweise  dieser  Punkte  anführt,  soll 
nur  weniges  hervorgehoben  werden.  Beispielsweise  betrug  der  Durchschnitts- 
preis von  Pennsylvaniarohöl  in  den  Jahren  1898  und  1899  per  Gallone  2,7  Cents, 
1900  bis  1902  3  Cents,  1903  bis  Juni  1905  3,7  Cents;  der  ermittelte  Durch- 
schnittspreis der  fertigen  Produkte  belief  sich  in  den  gleichen  Perioden  auf 
9,3  Cents,  10,7  Cents  und  12,1  Cents  per  Gallone,  so  dass  die  Differenz 
6,6  Cents,  6,7  Cents  und  84  Cents  ausmachte.  Die  Preissteigerung  der  fertigen 
Produkte  war  erheblich  bedeutender  als  die  Steigerung  des  Rohölpreises.  Ganz 
ähnlich  verhält  es  sich,  wenn  man  die  Bewegung  der  Preise  anderer  Sorten 
Rohöl  und  der  daraus  gewonnenen  Produkte  betrachtet.  Die  Profitrate, 
die  die  Standard  aus  Pennsylvaniarohöl  zog,  ist  von  durchschnittlich  etwas 
mehr  als  4  Cents  in  den  Jahren  1898-1899  auf  fast  6  Cents  per  Gallone  in  den 
Jahren  1903-1904  und  der  ersten  Hälfte  1905  gestiegen.  Für  die  beiden  letzten 
Jahre  lag  dem  Bureau  of  Corporations  das  zur  genauen  Berechnung  der  Profit- 
rate erforderliche  Material  nicht  vor,  doch  ist  es  sicher,  dass  eine  nennenswerte 
Verringerung  dieser  Rate  nicht  stattfand.  Bei  dem  Umfang  des  Betriebes  der 
Standard  ist  natürlich  die  Vergrösserung  der  Differenz  zwischen  dem  Preis 
des  Rohöls  und  der  fertigen  Produkte  von  grosser  Bedeutung  für  die  Höhe 
des  Geschäftsgewinns,  dessen  Höhe  ein  Beweis  für  die  enormen  Profite  ihrer 
Unternehmungen  ist.  Angaben  über  den  Nettogewinn  waren  für  die  Jahre 
1882  bis  1896  und  1903  bis  1905  zu  erlangen.  Die  Höhe  des  an  Dividenden  aus- 
gezahlten Betrages  ist  dagegen  in  jedem  Jahre  bekannt.    Es  betrug: 


Jahr 

Aktienkapital 

Reingewinn 

Ausgezahlte  Dividende 

Dollars 

Dollars 

Dollars 

in  %  des 

Aktienkapitals 

1882 

71  u6  100 

12388  507 

3  695  253 

5.2 

1883 

71  730  700 

1 1  231  791 

4268086 

6.0 

1884 

71  230  700 

7  778  206 

4  288  842 

6.0 

1885 

71  230  700 

8  382  935 

7  479  223 

10,5 

1886 

73  355  800 

15  350  788 

7  226  452 

10,0 

1887 

90  187  160 

14026  591 

8  463  327 

10,0 

1888 

90  293  360 

16226956 

13  705  505 

IM 

1889 

90  344  3<X> 

14845  201 

1 0  620  630 

12,0 

1890 

96941  860 

19  131  471 

11  200089 

12,0 

1891 

97219800 

16331  886 

1 1  648  826 

12,0 

1892 

97  250  OOO  • 

19  174  878 

1 1  874  225 

12,3 

1893 

97  250  000 

15  457  354 

1 1  670  OOO 

12,0 

1894 

97  250  000 

15544  326 

1 1  670  000 

12,0 

1895 

97  250  OOO 

24  078  077 

16  532  500 

17,0 

1896 

97250000 

34  077  519 

30  147  500 

31.0 

1897 

97  250  000 

? 

32  092  500 

33.0 

1898 

97  250  OOO 

? 

29  175  OOO 

30,0 

1899 

97  250  OOO 

? 

32  092  500 

33.0 

1900 

97  250  000 

? 

46680000 

48.0 

1901 

97  250  OOO 

? 

46  680  OOO 

48.0 

1902 

97  250  000 

? 

43  762  500 

45.0 

'903 

97  448900 

81  300  OOO 

42  877516 

44,0 

1904 

98  338  300 

61  500000 

35  401  788 

36.0 

1905 

98  338  300 

57000000 

39  335  320 

40,0 

1906 

98  338  300 

? 

39  335  320 

40,0 
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Ein  Teil  des  Überschusses  vom  Nettogewinn  über  den  Betrag  der  aus- 
gezahlten Dividenden  wurde  zur  Betriebsvergrösscrung  verwendet,  denn  die 
Aktiven  der  Standard  stiegen  von  65  Millionen  Dollars  im  Jahre  1882  auf 
94  Millionen  Dollars  im  Jahre  1887,  128  Millionen  Dollars  im  Jahre  1892, 
132  Millionen  Dollars  im  Jahre  1893,  136  Millionen  Dollars  im  Jahre  1894, 
143  Millionen  Dollars  im  Jahre  1895  und  147  Millionen  Dollars  im  Jahre  1896; 
für  die  Jahre  von  1897  an  fehlen  die  Angaben.  Ein  anderer  Teil  des 
Überschusses  wurde  in  Unternehmungen  investiert,  die  mit  der  Petroleum- 
industrie in  keinem  Zusammenhang  stehen. 

Die  Standard  verkauft  Leuchtöl  und  Gasolin  in  der  Regel  direkt  an  die 
Kleinhändler  und  die  geforderten  Preise  sind  rem  lokal,  sie  sind  mitunter 
in  zwei  benachbarten  Orten  weit  verschieden.  Die  Lage  ihrer  Raffinerieen 
in  allen  Bevölkerungszentren  und  die  ihr  zur  Verfügung  stehenden  billigen 
Transportmittel  ermöglichen  eine  Versorgung  jedes  Gebietes  der  Vereinigten 
Staaten,  während  die  Konkurrenten  auf  engumgrenzte  Absatzgebiete  ange- 
wiesen sind.  Um  die  Mitte  des  vorigen  Jahrzehnts  hatte  die  Standard 
beispielsweise  in  Saint  Louis  gegen  eine  unabhängige  Raffinerie  zu 
konkurrieren.  Sie  verkaufte  dort  im  Jahre  1896  Leuchtöl  zu  6,3  Cents  per 
Gallone  an  die  Händler,  im  übrigen  Gebiet  des  Staates  Missouri  betrug  der 
Durchschnittspreis  12,6  Cents,  also  gerade  doppelt  so  viel.  Mit  der  fort- 
schreitenden Schädigung  des  Konkurrenten,  der  zunehmenden  Erschwerung 
seines  Geschäftsbetriebs  stiegen  die  Preise  der  Standard,  und  im  Jahre  1904 
kostete  eine  Gallone  Leuchtöl  schon  10,3  Cents,  gegen  durchschnittlich  15  Cents 
in  den  anderen  Orten  des  Staates.  Im  südlichen  Kalifornien,  wo  einige 
unabhängige  Raffinerieen  existieren,  verkauft  die  Standard  die  Gallone 
Leuchtöl  aus  ihrer  Raffinerie  in  San  Francisco  für  7,2  Cents  (ohne  Fracht), 
in  San  Francisco  selbst,  wo  sich  kein  Konkurrent  befindet,  kostet  sie  12,4  Cents. 
Es  könnten  noch  viele  solcher  Beispiele  angeführt  werden.  Auch  in  den 
Durchschnittspreisen,  die  für  die  einzelnen  Staaten  ermittelt  wurden,  kommt 
zum  Ausdruck,  ob  die  Standard  in  einem  Staat  Konkurrenz  hat,  oder  ob 
sie  den  Markt  schon  allein  beherrscht. 

Ein  sehr  grosses  Quantum  der  in  den  Vereinigten  Staaten  erzeugten 
Petroleumprodukte  wird  nach  dem  Ausland  verkauft,  insbesondere  von  dem 
Leuchtöl  werden  55  bis  60  %  exportiert.  Der  Durchschnittspreis  einer  Gallone 
amerikanischen  Leuchtöls  betrug  in  den  Vereinigten  Staaten  in  den  Jahren 
1897  bis  1899  7.8  Cents.  1000  bis  1902  9  Cents.  1903  bis  1905  10.3  Cents;  in  den 
gleichen  Perioden  war  der  in  New  York  bezahlte  Durchschnittsexportpreis 
4,4,  5,2  und  5,2  Cents.  In  London  wurde  eine  Gallone  in  der  Zeit  vom 
Oktober  1900  bis  zum  Dezember  1902  um  8,9  Cents,  vom  Januar  1903  bis 
zum  Juli  1905  um  7,7  Cents  verkauft,  in  Hamburg  in  den  Jahren  1897  bis  1899 
um  9  Cents,  1900  bis  1902  um  10  Cents,  1903  bis  1905  um  9,9  Cents.  Da  die 
Steigerung  des  Exportpreises  nicht  so  gross  war  wie  die  des  Inlandpreises, 
ist  die  Differenz  zwischen  beiden  in  den  letzten  Jahren  grösser  geworden. 

Im  Jahre  1906  wurde  durch  das  Eisenbahntarifgesetz  (Elkins  Lazv)  die  Ge- 
währung von  Vorzugsfrachtsätzen  seitens  der  Eisenbahngesellschaften  ver- 
boten; ausserdem  enthält  das  Gesetz  Bestimmungen,  die  zwecks  Beseitigung 
des  Monopols  der  Standard  an  der  Benutzung  der  Rohrleitungen  diese 
Leitungen  als  öffentliche  Transportanstalten  erklären.    Wegen  Übertretung 
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des  Antitrustgesetzes  (Shcrman  Law)  wurde  die  Standard  Oil  Company  zu 
einer  Geldstrafe  von  29  Millionen  Dollars  verurteilt.  Sie  hat  Berufung 
dagegen  eingelegt,  und  man  kann  dem  Urteil,  das  der  oberste  Bundesgerichtshof 
in  der  Sache  fällen  wird,  mit  Interesse  entgegensehen. 

Die  Erhebungen  des  Bureau  of  Corporations  über  die  Petroleumindustrie, 
sowie  seine  früheren  Erhebungen  über  den  Fleischtrust  bringen  jedenfalls 
erhebliches  Material  zur  Beurteilung  der  Vorteile,  die  die  Entwickelung  der 
Industrie  zum  Trust  der  Bevölkerung  bringt. 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 
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Wirtschaft  /  Richard  Calwer 

GroU«B*.       Selten  ist  man  in  den  letz- 
'  '  ten   Jahren   der  Entwicke- 

lung der  Getreidesaaten 
mit  solcher  Spannung  gefolgt  wie  in  die- 
sem Jahre.  Hangt  doch  von  dem  Aus- 
fall der  Welternte  und  von  der  Be- 
wegung der  Getreidepreise  im  laufenden 
Jahre  in  hohem  Masse  die  Entscheidung 
darüber  ab,  ob  der  gewerbliche  Rückgang 
noch  weiter  zunehmen,  oder  ob  eine 
Besserung  eintreten  wird.  Die  vermin- 
derte Arbeitsgelegenheit  hat  das  Ein- 
kommen der  Arbeiterbevölkerung  er- 
mässigt,  die  Kaufkraft  ist  zurückgegan- 
gen, und  sie  wird  schwach  bleiben,  wenn 
nicht  die  Ausgaben  für  die  Ernährung 
niedriger  werden.  Der  Londoner 
Economist  geht  sogar  so  weit  in  den 
hohen  Getreidepreisen  der  letzten  Jahre 
den  Grund  für  die  internationale  De- 
pression zu  suchen.  Er  schreibt  nämlich : 
»Wenn  auch  die  Kapitalsverminderung 
durch  die  letzten  Kriege,  durch  die  zu- 
nehmenden Rüstungen  und  durch  die 
Erdbeben  in  San  Francisco,  Chile  und 
Jamaica  im  Verein  mit  Überspekulation 
ihren  Anteil  an  der  Finanzkrisis  des 
vergangenen  Herbstes  hatte,  so  bilden 
doch  die  Hauptursache  für  die  darauf 
folgende  Handelskrise  und  die  heute  in 
Europa  und  Amerika  herrschende  allge- 
meine geschäftliche  Depression  die 
schlechte  Ernte,  die  hohen  Preise  für 
Fleischwarcn  und  die  daraus  resul- 
tierende Verminderung  der  Kaufkraft 
d-er  arbeitenden  Klassen.«  Die  Land- 
wirtschaft liehe  Marktseitung  polemisiert 
gegen  diese  Auffassung  und  meint:  »Von 
einem  Rückgange  der  Getreidepreise  eine 
Gesundung  der  wirtschaftlichen  Lage 
zu  erwarten  wäre  man  nur  berechtigt, 
wenn  wir  vorher  Notstandspreise  gehabt 


hätten.  Davon  kann  aber  doch  keine 
Rede  sein ;  denn  wie  schon  unendlich 
oft  nachgewiesen,  sind  in  der  Periode 
der  Hochkonjunktur  landwirtschaftliche 
Produkte  weniger  stark  als  Industrie- 
produkte gestiegen.«  Dass  die  Land- 
wirte den  hohen  Preisstand  von  Getreide 
aufrecht  erhalten  möchten,  kann  man 
von  ihrem  Interessenstandpunkt  wohl 
verstehen.  Aber  nichtsdestoweniger  ist 
eine  Anregung  des  Konsums  nur  zu  er- 
warten, wenn  die  Preise  für  Brot, 
Fleisch  usw.  niedriger  werden.  Natür- 
lich dürfen  die  Preise  nicht  ^so  fallen, 
dass  dadurch  für  die  Landwirte  wieder 
neue  Verlegenheiten  entstehen,  aber  mit 
dieser  Eventualität  ist  doch  auch  keines- 
wegs zu  rechnen.  Einmal  ist  der  deut- 
sche Markt  durch  recht  hohe  Zölle  ge- 
geschützt, sodann  haben  die  Landwirte 
einige  Jahre  hinter  sich,  in  denen  die 
Rentabilität  äusserst  befriedigend  war. 
Nach  solchen  guten  Jahren  muss  man 
auch  wieder  auf  ein  mageres  Jahr  vor- 
bereitet sein.  Das  jetzige  Preisniveau 
für  Getreide  und  Vieh  ist  aus  den  knap- 
pen Ernten  erklärt  worden,  die  Steige- 
rung der  Erträge  im  laufenden  Jahre 
muss  einen  Rückschlag  bringen,  der  auch 
der  deutschen  Landwirtschaft  absolut 
keinen  Schaden  zu  bringen  braucht.  Die 
Konsumkraft  der  landwirtschaftlichen 
Bevölkerungsschichten  ist  in  ihrer  Be- 
deutung für  die  deutsche  Gesamtwirt- 
schaft während  der  letzten  Jahre  so 
deutlich  und  allgemein  erkannt  worden, 
dass  niemand  eine  Beeinträchtigung  die- 
ser Konsumkraft  wünschen  wird.  Eine 
Verbilligung  der  Preise  für  landwirt- 
schaftliche Erzeugnisse  bedeutet  aber 
noch  keineswegs  ohne  weiteres  eine 
solche  Beeinträchtigung.  Der  Preisfall 
müsste  schon  einen  hohen  Grad  anneh- 
men, bevor  solche  Befürchtungen  am 
Platze  wären.     Soweit  nun  die  Erntc- 
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aussichten  sich  beurteilen  lassen,  spre- 
chen sie  doch  mehr  oder  weniger  für 
eine  starke  Steigerung  der  Erträge,  und 
-es  wäre  gut,  wenn  man  auch  in  Krei- 
sen der  Landwirtschaft  der  veränderten 
Situation  des  Getreidemarktes  bald  Rech- 
nung tragen  würde. 

X  X 
Wiederholt  wird  gerügt, 
dass  die  deutschen  Banken 
den  deutschen  Kapital- 
markt durch  starke  Beteiligung  an  aus- 
ländischen Anleihen  schädigten.  Zu  viel 
deutsches  Kapital  würde  im  Auslande 
angelegt.  Nun  ist  die  Placierung  von 
deutschem  Kapital  im  Auslande  über- 
haupt viel  weniger  zu  beanstanden  als 
die  wahllose  Politik  das  Geld  dorthin 
zu  bringen,  wo  dem  Kapital  und  nament- 
lich den  Banken  selbst  hoher  Gewinn 
winkt.  Die  Grossbanken  haben  aller- 
dings in  erster  Linie  dem  Erwerb  nach- 
zujagen, aber  sie  dürfen  bei  ihrem  un- 
geheuren Einfluss  denn  doch  auch  nicht 
die  wirtschaftspoiitischen  Gesichtspunkte 
gänzlich  ausser  acht  lassen.  Das  nächste 
wirtschaftspolitische  Ziel  Deutschlands 
ist  nun  die  wirtschaftlichen  Beziehun- 
gen der  mitteleuropäischen  Länder  enger 
zu  knüpfen.  Die  Befruchtung  dieser 
Länder  mit  deutschem  Kapital  ist  viel 
wichtiger  als  die  Anlage  in  Ländern, 
deren  wirtschaftliche  Interessen  uns  oft 
feindlich  gegenüberstehen.  Wenn  man 
zum  Beispiel  in  jüngster  Zeit  lesen  muss, 
dass  in  Spanien  eine  leistungsfähige 
Stahlindustrie  ins  Leben  gerufen  wer- 
den soll,  und  dass  man  zu  diesem  Zweck 
den  amerikanischen  Grossindustriellcn 
Schwab  in  Madrid  erwartet,  wenn  man 
weiter  liest,  dass  auch  englisches  Kapital 
sich  an  der  Gründung  beteiligt,  dann 
muss  man  allerdings  erstaunt  fragen: 
Warum  überlassen  unsere  deutschen 
Grossbanken  die  Ausführung  solcher 
Projekte  auf  mitteleuropäischem  Boden 
Amerika  und  England,  warum  sind  sie 
es  nicht,  die  hier  eine  günstige  Gelegen- 
heit wahrgenommen  haben  die  wirt- 
schaftlichen Beziehungen  zwischen 
Deutschland  und  Spanien  enger  zu  ge- 
stalten? 

X  X 

Stahlwerk«-  Eine  internationale  Stahl- 
verelnlguntr  werkSvercinigung  soll  nach 
Andeutungen  in  der  eng- 
lischen Presse  in  der  Bildung  begriffen 
sein.  Es  ist  zwar  bekannt,  dass  Ab- 
machungen internationaler  Natur  zwi- 
schen den  Stahlwerken  der  verschiede- 
nen Länder  schon  wiederholt  getroffen 


worden  sind,  so  zum  Beispiel  über  das 
Exportgeschäft  in  Schienen,  aber  zu 
einer  dauernden  Vereinigung  ist  es  bis- 
her noch  nicht  gekommen  und  wird  es 
auch  in  absehbarer  Zeit  nicht  kommen. 
Wohl  aber  scheint  in  England  eine  Art 
Stahl werksverband  beabsichtigt  zu  sein, 
dem  sich  indes  die  grossen  Stahlwerke 
in  Südwales  nicht  anschliessen  wollen. 
Freilich,  bis  zur  Ausführung  des  Projekts 
dürfte  doch  noch  einige  Zeit  vergehen, 
da  namentlich  über  den  Modus  des  Zu- 
sammenschlusses noch  keine  Überein- 
stimmung erzielt  ist.  Würde  man  einen 
Trust  organisieren  wollen  nach  Art  des 
amerikanischen  Vorbildes,  so  würde  dazu 
ein  Kapital  von  nicht  weniger  als  75 
Mill.  Lstrl.  notwendig  sein.  Man  sieht 
schon  an  dieser  einen  Ziffer,  dass  es 
sich  um  ein  sehr  weitausschauendes  Pro- 
jekt handelt,  dessen  Verwirklichung  mit 
grossen  Schwierigkeiten  zu  kämpfen 
haben  wird.  Dass  freilich  auch  in  Eng- 
land die  Kartellierung  der  Industrie  im- 
mer notwendiger  wird,  darüber  braucht 
man  sich  nicht  zu  wundem,  dazu  zwingt 
schon  die  zunehmende  Rivalität  von 
Deutschland  und  Amerika.  Aber  solange 
wir  diese  englische  Organisation  noch 
nicht  haben,  ist  an  eine  internationale 
Stahl  Werksvereinigung  nicht  zu  den- 
ken. 

X  X 
Kurze  Chronik  Das  neue  B  ö  r  s  e  n  g  e  - 
setz  trat  am  1.  Juni  in 
Kraft.  X  Am  4.  Juni  setzte 
die  Reichsbank  den  Wcchselztns- 
f  u  s  s  auf  41/»»  %  herab ;  am  18.  folgte 
eine  weitere  Ermässigung  auf  4%.  X 
Die  amerikanischen  Stahl- 
werke beschlossen  am  10.  Juni  eine 
allgemeine  Preisherabsetzung  für  ihre 
Erzeugnisse.  X  Das  Düsseldorfer  R  o  h  - 
eisen  Syndikat  erhielt  von  ver- 
schiedenen Werken  die  Kündigung  des 
bisherigen  Vertrages  übermittelt.  X 
Die  Aktiengesellschaft  Fr.  Krupp 
nahm  eine  4prozentigc  Anleihe  von 
SO  Mill.  M.  auf. 

X  •  X 

Literatur  jn  einer  neuen  Publikation 
Monarchen  und  Mant- 
monarchen  /Berlin,  Weiss/ 
setzt  Theodor  D  11  i  m  c  h  c  n  seinen 
literarischen  Kampf  gegen  die  ameri- 
kanischen Trustmagnaten,  vornehmlich 
gegen  John  Rockefeller  fort.  Das  Buch 
ist  dem  Genannten  gewidmet.  X  In  dem 
Neuen  Zeit-  und  Streitfragen,  die  die 
Gelie-Stiftung  herausgibt,  untersucht 
Professor    Schumacher    aus  Bonn 
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Die  Ursachen  der  Geldkrisis  /Dresden, 
Zahn  &  Jaensch/.  X  Professor  E  d  g  a  r  d 
M  i  1  h  a  u  d  in  Genf  hat  ein  Buch 
L'imposition  de  la  rente  erscheinen 
lassen  /Paris,  Alcan/,  das  um  so  zeit- 
gemässer  ist  als  das  Einkommenstcuer- 
projekt  auf  der  Tagesordnung  steht. 

Politik  /  May  Schlppel 
Amerikanische  Mit  702  von  980  Stimmen 
»chafttwlhi  un^  hierauf,  nach  dem  üb- 
lichen Verfahren,  noch- 
mals einstimmig,  ist  Taft,  bisher  Kriegs- 
sekretär und  rechte  Hand  Roosevelts,  in 
Chicago  zum  Präsidentschaftskandidaten 
der  Republikaner  erhoben  worden.  Im 
Juli  findet  noch  in  Denver  die  Tagung 
der  Demokraten  statt.  Alsdann  wird, 
soweit  die  drückende  Sommerhitze  nicht 
die  feindlichen  Geister  sänftigt  und 
lähmt,  monatelang  der  Streit  der  beiden 
grossen  Parteien  um  die  Regierung  das 
öffentliche  Leben  der  Vereinigten  Staaten 
vollkommen  beherrschen.  Seitdem  1807 
McKinley  in  das  Weisse  Haus  einzog, 
war  die  Partei  der  grossindustriellen  und 
imperialistischen,  Entwickelung  ununter- 
brochen am  Ruder.  Während  dieses 
Zeitraums  hat  zweifellos  das  Anseilen 
und  die  Stellung  der  nordamerikanischen 
Union  in  der  Weltpolitik  und  auf  dem 
Weltmarkt  eine  machtvolle  Förderung 
erfahren,  aber  auch  die  Schattenseiten 
dieser  kostspieligen  und  die  grosskapita- 
listischen Klassen  bevorzugenden  Politik 
sind  immer  schärfer  hervorgetreten,  so 
dass  Roosevelt  selber  in  den  letzten  Jahren 
manchen  ernsten  Hieb  oder  doch  manchen 
demagogischen  Fechterstreich  gegen 
Trusts  und  Korporationen  führte,  um 
die  deutlich  sich  abhebenden  volkstüm- 
lichen Gegenströmungen  nicht  dem  demo- 
kratischen Anhang  zufliessen  zu  lassen. 
Ob  diesmal  die  antikapitalistischc  Flut- 
welle, die  hauptsächlich  aus  Farmer-  und 
Kleinbürgerkreisen  ihren  Ursprung 
nimmt,  genügen  wird,  um  Bryan  oder 
einen  ähnlichen  bürgerlichen  Reformer 
zum  Siege  zu  tragen? 
Die  beschlossene  Chicagoer  Platform  der 
Republikaner  ist  ganz  Roosevelt,  nur 
vielleicht  noch  etwas  zahmer  in  der  so- 
genannten Sosialreform  und  in  der  Zoll- 
frage. Die  Erklärung  gegen  die  be- 
kannten gerichtlichen  Einhaltsbefehlc 
(injunetions),  mit  denen  man  so  oft  Ar- 
beiterbewegungen Knüppel  zwischen  die 
Beine  warf,  ist  sehr  abgeschwächt  aufge- 
nommen worden.  Dagegen  haben  in  der 
Frage  der  Tarifrevision  die 
Standpattcrs   abermals   sehr   gut  abge- 


schnitten. Die  betreffende  Planke  der 
Platform  verlangt  nämlich:  In  einer 
ausserordentlichen  Session  solle  der 
Zolltarif  den  vielfach  veränderten  natio- 
nalen und  internationalen  Wirtschaftsver- 
hältnissen neu  angepasst  werden.  Doch 
sei  dabei  das  Prinzip  des  Schutzzolles 
streng  aufrecht  zu  erhalten.  Der  Zoll 
sei  jedesmal  zu  bemessen  nach  dem  Un- 
terschiede der  amerikanischen  und  aus- 
ländischen Erzeugungskosten  einer  Ware, 
unter  besooderer  Berücksichtigung  dfcr 
Lohnkostendifferenz  und  unter  Sicherung 
eines  vernünftigen  (reasonable)  Gewinn- 
überschusses. Zur  Regelung  der  Aus- 
landsbeziehungcn  empfehle  sich,  nach 
französischem  Muster,  der  autonome 
Doppcltarif:  eine  Normalzollreihe  für 
Staaten,  die  dem  amerikanischen  Export 
eine  befriedigende  Einfuhrbehandlung 
zu  teil  werden  lassen;  daneben  herlaufend 
eine  zweite,  höhere  Mauer  von  Maximal- 
zöllen, mit  denen  man  die  nicht  genügend 
entgegenkommenden  Staaten  zu  treffen 
gedenkt.  Auch  das  war  kaum  anders  zu 
erwarten,  und  man  kann  nunmehr  neu- 
gierig sein,  wie  die  allgemeine  Volks- 
stimmung  darauf  reagiert.  Die  demokra- 
tische Konvention  in  Denver  wird  hier- 
für bereits  einen  Fingerzeig  geben.  Da 
man  beim  beginnenden  Wahlrennen 
keinesfalls  auf  den  Freihandel  wird 
setzen  wollen,'  den  -selbst  Bryan  für 
ebenso  vollkommen  tot  erklärte  wie  das 
Freisilber  (die  unbeschränkte  Freiprä- 
gung von  Silber),  so  dürfte  man  sich  in 
der  Verlegenheit  mit  einer  Kriegsansage 
gegen  alle  diejenigen  Zollhöhen  begnü- 
gen, hinter  denen  Trustgefahren  lauern. 
An  grundlegende  Zollrcformen  ist  vor- 
läufig nicht  zu  denken,  am  allerwenig- 
sten beim  Fortbestand  der  jetzigen  Wirt- 
schaftskrisis und  Absatznot. 
Von  den  Sozialisten  hat  die  5".  P. 
Eugene  V.  Debs-Indiana  und  Ben  Han- 
ford-New  York  als  Kandidaten  für  die 
Präsidentschaft  und  die  Stellvertretung 
auserkoren.  Auf  ihren  Kongress  und 
ihre  Platform  wird  später  an  anderer 
Stelle  zurückgekommen  werden. 
X  X 
England-  Gegen  die  Reise  Falberes* 
zum  Zaren  protestierten  am 
29.  Juni  unsere  fränzösi- 
schen  Genossen  in  der  Kammer. 
Vaillant  griff  die  >Bluthcrrschaft«  der 
Stolypinschen  Regierung  auf  das 
schärfste  an.  Pichon.  der  jetzige  Leiter 
der  auswärtigen  Politik,  ging  dafür  in 
seiner  Erwiderung  so  weit,  den  Zaren 
als     einen     >tapfcren  konstitutionellen 
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Herrscher«  zu  rühmen:  »Unsere  Allianz 
mit  Russland  bleibt  die  Grundlage  un- 
serer auswärtigen  Politik,  und  wir  be- 
absichtigen nicht  bloss  sie  so  beizube- 
halten wie  sie  uns  von  unseren  Vor- 
gängern überkommen  ist,  sondern  wir 
sind  entschlossen  sie  über  alle  Streitig- 
keiten zu  stellen  und  nichts  zu  unter- 
lassen, was  ihre  Festigkeit  sichert.« 
Wie  bei  den  meisten  grossstaatlichen 
Rivalitäten  scheint  auch  diesmal  Russ- 
land alles  zum  besten  dienen  zu  müssen. 
In  Persien  stellen  russische  Offiziere  im 
Dienste  des  Schahs  die  Ordnung  her, 
bombardieren  Moscheen  und  Parlaments- 
gebäude und  werden  wahrscheinlich  die 
Regierung  dauernd  ganz  am  Leitseil  halten, 
selbst  wenn  es  zu  einer  förmlichen  russi- 
schen Besetzung  der  persischen  Haupt- 
stadt nicht  kommen  sollte.  Die  Times 
bringen  bereits  ein  beredtes  Plädoyer  für 
eine  regere  Beteiligung  des  englischen 
Kapitals  an  der  ökonomischen  Entwicke- 
lung  Russlands.  Wie  lange  wird  es 
dauern,  und  die  britischen  Banken  er- 
klären sich  zu  einer  stattlichen  Anleihe 
bereit,  die  für  den  Zarismus  im  Augen- 
blick mehr  bedeutet  als  alle  möglichen 
diplomatischen  Erfolge  in  Mazedonien 
oder  sonstwo! 

X  X 
Südafrika  Alle  südafrikanischen  Par- 
lamente haben  sich  nun- 
mehr bereit  «erklärt  zur  An- 
bahnung einer  engeren  Bundeseinheit 
eine  neue  Konferenz  zu  beschicken,  die 
im  Oktober,  nach*  dem  Schluss  der 
einzelstaatlichcn  Legislaturen,  in  Durban 
zusammentreten  dürfte.  Sic  wird  aus  30 
Delegierten  bestehen,  12  aus  der  Kap- 
kolonie. 8  aus  Transvaal,  je  5  aus  der 
Oranjeflusskolonie  und  aus  Natal.  Die 
Entscheidungen  sollen  nach  Köpfen, 
nicht  nach  Staaten  fallen,  so  das>  also 
den  beiden  wirtschaftlich  und  politisch 
wichtigsten  Staatsgebildcn  das  Überge- 
wicht gesichert  wäre.  Die  Aussichten 
sind  im  allgemeinen  günstige:  so  hat  die 
Kapkolonie,  trotz  der  Wahlniederlagen 
des  letzten  Ministeriums,  die  Dr.  Jame- 
son.  Dr.  Smartt  und  Walton  mit  dele- 
giert. Eine  ähnliche  Haltung  erwartet 
man  von  Transvaal,  trotz  des  Botha-Re- 
gitnents.  Die  älteren  Vereinbarungen 
über  das  Zoll-  und  Eisenbahnwesen  sollen 
vorläufig  noch  ein  Jahr  fortlaufen. 
X  X 
Eingeborenen«  Jn  einer  Denkschrift  an  die 
europäischen  Kolonial- 
mächte schlägt  Luden  Hu- 
bert,  der   bekannte   französische  Kolo- 


nialpolitiker und  Abgeordnete,  die  Ein- 
berufung eines  internationalen  Kon- 
gresses vor,  um  über  gewisse  Grundzüge 
des  Eingeborenenschutzes  und  der  Einge- 
borenenpolitik überhaupt  eine  Verständi- 
gung zu  schaffen,  zunächst  vor  allem 
über  die  Behandlung  der  Schwarzen 
Afrikas.  Man  habe  bereits  internatio- 
nale Kolonial  abkommen  geschlossen  über 
die  Unterdrückung  des  Sklavenhandels, 
über  den  Schnapshandel,  über  die  Liefe- 
rung von  Waffen  und  Munition,  über  die 
Erhaltung  der  Tierarten;  warum  solle 
man  nicht  gleichfalls  gemeinsam  beraten 
und  beschliessen,  wie  den  Schwarzen  ge- 
wisse Lebensbedingungen  und  Grund- 
lagen der  Arbeitsverfassung  zu  sichern 
seien,  wieweit  man  gewisse  primitive  Ge- 
bräuche, Überlieferungen  und  Lebens- 
formen achten  könne,  soweit  sie  dem  so- 
zialen Fortschritt  nicht  im  Wege  stehen  ? 
Das  französische  Kolonialamt  "soll  bereits 
die  Unterstützung  des  Planes  zugesagt 
haben,  dem  wir  Sozialisten  selbstver- 
ständlich das  denkbar  grösste  Interesse 
entgegenbringen. 

X  X 
Kurze  Chronik  r);e  vielbesprochene  au- 
stralische Lohn-  und 
Zollklausöl,  die  lohntarif- 
mässig  hergestellte  Waren  zollbegünsti- 
gen wollte  (vergl.  meinen  Artikel 
Australische  Zollpolitik  und  australische 
Arbeiter  in  diesem  Bande,  pag.  508).  ist 
vom  Bundesobergericht  für  verfassungs- 
widrig erklärt  worden.  Der  Schatz- 
kanzlcr  Sir  William  Lyne  hat  bereits  be- 
tont, dass  er  in  anderer  Form  das  gleiche 
Ziel  zu  erreichen  gedenkt.  X  Durch  sein 
Vorgehen  gegen  fremde  Gläubiger  und 
Kapitalisten  isoliert  sich  Venezuela 
allmählich  vollständig.  Auch  die 
Washingtoner  Regierung,  die  sonst  gern 
südamerikanische  Staaten  gegen  Europa 
schützt,  hat  nunmehr  ihre  Vertretung  ab- 
berufen. X  Der  demokratische  Präsident 
der  L^nion  in  den  Jahren  1885  bis  1889 
und  1803  bis  1897.  Grover  Cleve- 
land, ist  gestorben. 

Sozialpolitik  /  Robert  Schmidt 
Rv.nKdisch-  Der  IQ.  evangelischsozialc 
SS?*'  Kongress,  der  in  Dessau 
tagte,  bot  wenig  sozial- 
politisch Bemerkenswertes.  Nur  hier 
und  da  klang  eine  etwas  elegische  Stim- 
mung durch.  Es  fehlt  der  christlich- 
sozialen  Bewegung  an  jenem  Auf- 
schwung, der  für  eine  wirkliche  Sozial- 
reform das  Rückgrat  bildet.  So  klangen 
denn  auch  die  Worte    des  Professors 
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Harnack  wie  ein  leiser  Vorwurf  gegen 
die  besitzende  Klasse,  dass  die  Ideen  so- 
zialer Fürsorge  zu  wenig  Anklang  fin- 
den. Er  prägte  das  Wort  vom  Sozialis- 
mus des  Hersens  und  versteht  darunter 
den  Verkehr  vom  Menschen  zum  Men- 
schen, die  Pflege  des  Gemeinsinns  und 
eine  freie  und  erwärmende  Humanität ; 
von  diesem  Empfinden  sei  in  den  un- 
teren Ständen  mehr  als  in  den  oberen 
zu  spüren.  Damit  ist  zugleich  von  den 
Wortführern  des  Kongresses  ganz  richtig 
angedeutet,  weshalb  die  christlichsoziale 
Bewegung  keinen  starken  Anhang  finden 
kann.  Dieser  verschwommene  ethische 
Sozialismus  genügt  nicht.  Wenn  die 
christliche  Charitas  soziale  Reformen 
und  Sozialismus  ersetzen  könnte,  dann 
müsste  sie  längst  den  Sieg  davongetragen 
haben. 

Remerkenswert  war  ferner  eine  Äusse- 
rung des  Professors  Hans  Delbrück  über 
die  Art,  wie  in  unseren  Schulen  vater- 
landische Geschichte  gelehrt  wird.  Der 
Redner  kam  zu  dem  Ergebnis,  dass  die- 
ser Unterricht  mit  dem  beliebten  Heroen- 
und  Nationalheldenkultus  vom  patrioti- 
schen Standpunkt  wertlos  und  verfehlt 
sei.  Es  sollte  doch  der  Behörde  zu  den- 
ken geben,  dass  selbst  von  jener  Seite  an 
der  Unterrichtsmethode  Anstoss  genom- 
men wird;  doch  solche  Bedenken  kennt 
das  preussische  Kultusministerium  nicht, 
es  wird  im  Gegenteil  gerade  dieses  Pro- 
gramm der  Volksschule,  diesen  öden 
Heroenkultus,  eher  erweitern  als  ihm 
Einhalt  gebieten. 

Sozialpolitische  Forderungen  wurden  von 
dem  Kongress  nicht  erhoben.  Man  er- 
schöpfte sich  in  allgemeinen  Betrachtun- 
gen ohne  bestimmte,  feste  Anregungen 
zu  geben. 

X  X 
Ev.nKeli»che  Der  Gesamtverband  der 
cinee,tenr*r"  evangelischen  Arbeiterver- 
eine hielt  seine  18.  Ver- 
sammlung in  Halle  ab.  Nach  dem  Ge- 
schäftsbericht gehören  dem  Verbände  580 
Vereine  mit  04  000  Mitgliedern  an.  Von 
den  christlichen  Gewerkschaftsvertretern 
wurde  mit  grossem  Nachdruck  das  ver- 
derbliche Treiben  der  gelben  Gewerk- 
schaften gekennzeichnet  und  eine  ent- 
schieden ablehnende  Stellung  auch  gegen- 
über dem  Reichsverband  gegen  die  So- 
zialdemokratie eingenommen.  Der  De- 
legiertentag erklärte  schliesslich,  dass  der 
Gesamtverband  der  evangelischen  Arbei- 
tervereine jede  Gemeinschaft  sowie  jedes 
Zusammenarbeiten  mit  dem  Rcichsver- 
band  ablehne. 


Ein  Referat  über  das  Kartellwesen 
führte  zur  Annahme  einer  Resolution,  in 
der  unter  anderem  hervorgehoben  wurde, 
dass  die  Unternehmerverbände,  Syndi- 
kate und  Kartelle  zur  Regelung  der  Pro- 
duktion und  des  Preises  dienen,  weil 
sie  eine  Überproduktion  und  Schleuder- 
konkurrenz vermeiden.  Die  Übergriffe 
der  Kartelle  und  Syndikate  führen  aber 
zu  einer  direkten  Schädigung  unserer 
vaterländischen  Industrie  und  des  Han- 
dels; deshalb  hält  der  Kongress  ein 
Kartell-  und  Syndikatsgesetz  für  erfor- 
derlich. Wie  dieses  Kartellgesetz  aus- 
sehen soll,  darüber  ist  in  der  Resolution 
nichts  gesagt. 

X  X 
Privatbeamte  \n  den  Kreisen  der  Prival- 
angestelltcn  hat  ein  Zirku- 
lar des  Verbandes  bayri- 
scher Metollindustrieller  grosse  Erre- 
gung hervorgerufen.  Der  Verband  emp- 
fiehlt seinen  Mitgliedern  —  wie  das 
ähnlich  auch  .schon  vom  bergmännischen 
Hüttenverein  in  Oberschicsien  geschehen 
ist  —  Mitglieder  des  Bundes  technisch- 
industrieller Beamten  sowie  der  Hand- 
lungsgchilfenverbände  nicht  mehr  einzu- 
stellen und  die  Beschäftigten  zu  ent- 
lassen. Dass  auch  der  Deutschnationale 
Handlungsgehilfenverband  den  Zorn  der 
bayrischen  Metallindustriellen  erregte, 
muss  für  die  Leiter  der  Organisation  sehr 
schmerzhaft  sein,  da  man  sich  auf  jener 
Seite  der  starken  Hoffnung  hingab  die  so 
stark  betonte  deutschnationale  Gesinnung 
würde  die  Unternehmer  von  Massnah- 
men abhalten,  die  sie  gegen  gewerk- 
schaftliche Vereine  und  Organisationen 
anwenden.  Die  Herren  sehen  sich  ge- 
täuscht. Dem  Unternehmer  ist  es  ganz 
gleich,  welche  politische  Gesinnung  in  den 
Gewerkschaftsorganisationen  herrscht ; 
sobald  diese  versuchen  wirklich  einmal 
Forderungen  zu  erheben,  sind  sie  dem 
Unwillen  ihrer  Brotgeber  überantwortet. 
Das  Vorgehen  der  bayrischen  Metall- 
industtieMen  hat  eine  starke  Protest- 
kundgebung in  den  Kreisen  der  Privat- 
angestellten hervorgerufen,  die  sicherlich 
dazu  führen  wird  die  Verbände  zu  stär- 
ken, nicht  aber,  wie  es  wohl  in  der  Ab- 
sicht der  Scharfmacher  lag  diese  Or- 
ganisation auszurotten.  Inzwischen  hat 
der  bayrische  Metallindustricllenvcrband 
infolge  der  Protestkundgebung  das 
Rundschreiben  zurückgezogen. 
Eine  zweite  Streitfrage  betrifft  das  Patent- 
recht. Die  organisierten  Techniker 
wanden  sich  vor  allem  gegen 
den      Zustand,      dass      die  Unter- 
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nehmer  ein  Anrecht  auf  die  Erfindun- 
gen ihrer  Betriehsangestellten  haben  und 
fordern  einen  gesetzlichen  Schutz  ihrer 
Erfindungen.  Gegen  diese  Ansprüche 
hat  sich  der  Verband  bayrischer  Metall- 
industrieller  sehr  entschieden  ausge- 
sprochen. Wir  werden  auf  diese  wich- 
tigen Vorgange  noch  zurückkommen. 

Kurze  Chronik  Das  preussische  Landes- 
ökonomiekollegium  richtete 
Umfragen  an  die  Landwirt- 
schaftskammern, um  über  den  Umfang 
und  die  Ursachen  des  Kontrakt- 
bruchs ländlicher  Arbeiter  Auskunft 
zu  erlangen  Diese  Erhebungen  können 
natürlich  auf  ohjektive  Darstellungen  des 
Sachverhalts  keinen  Anspruch  machen, 
da  vor  allen  Dingen  die  Arbeiter  selbst 
in  dieser  Frage  nicht  gehört  werden. 
Es  wäre  daher  eine  sehr  verdienstvolle 
Aufgabe,  wenn  unsere  Partei-  und  Ar- 
beitersekretäre  aus  ihren  reichen  Er- 
fahrungen einmal  systematisch  Material 
sammeln  und  bekanntgeben  wollten,  das 
als  Illustration  zum  Kontraktbruch  der 
Arbeiter  dienen  würde.  X  Der  bayrische 
Landtag  hat  einen  Antrag  angenommen, 
wonach  bei  Vergebung  von  Staatsarbei- 
ten solche  Unternehmer  bevorzugt  wer- 
den sollen,  die  Tarifverträge  ab- 
geschlossen haben.  Unternehmer,  die 
wiederholt  wegen  Übertretung  von  Arbei- 
terschutzvorschriften bestraft  sind,  sollen 
von  den  Lieferungen  ausgeschlossen 
werden.  Der  Minister  erklärte  seine  Zu- 
stimmung zu  diesem  Antrag,  der  heute 
schon  im  wesentlichen  Grundsatz  für  die 
bayrische  Regierung  bei  Vergebung  von 
Arbeiten  ist. 

X  X 
Llt«rmtur  Professor  Dr.  N.  R  e  i  c  h  e  s- 
b  e  r  g  -  Bern  verficht  in 
seiner  Schrift  Soziale  Ge- 
setsgebung  und  Statistik  /Bern,  Scheit- 
lim/  die  Errichtung  eines  eidgenössischen 
sozialstatistischen  Amtes  in  sehr  ein- 
gehenden Darlegungen  über  die  Bedeu- 
tung der  Sozialstatistik  und  die  grund- 
sätzlichen Aufgaben  der  sozialen  Gesetz- 
gebung. Der  sozialpolitische  Stand- 
punkt des  Verfassers,  der  Professor  an 
der  Universität  Bern  ist.  wird  am  besten 
durch  seine  Darlegungen  über  den 
Klassencharakter  der  heutigen  Gesell- 
schaft veranschaulicht.  Er  bezeichnet  als 
eigentliches  Ziel  der  sozialen  Gesetz- 
gebung, als  ihre  vornehmste  Aufgabe  die 
Beseitigung  des  Klassencharakters  der 
Gesellschaft,  an  der  nicht  nur  das  Prole- 
tariat  sondern  jeder  Mensch,  der  über 


seinen  augenblicklichen  Vorteil  hinaus 
die  Zeichen  der  Zeit  zu  deuten  verstehe, 
interessiert  sei.  X  Die  treffliche  Broschüre 
Arbeiter  politik  im  bayrischen  Landtag, 
von  E.  Auer  /München,  Birk/  enthält 
eine  Sammlung  der  sozialpolitischen  An- 
träge und  gibt  die  Stellungnahme  an  der 
Hand  der  stenographischen  Berichte  wie- 
der; sie  soll  ein  Tatsachenmaterial  cur 
Beleuchtung  der  Worte  und  Taten  der 
christlichen  Arbeiterführer  sein  und  wird 
auch  ausserhalb  Bayerns  ihren  Wert 
haben,  da  sie  der  Zerrtrumspolitik  ein 
Spiegelbild  vorhält. 

Kommunalpolitik  /  Hugo  Lindemann 
Proportlon.i-  Während   in  Norddeutsch- 
w"  land    der    führende  Staat 

Prcussen  in  absoluter  poli- 
tischer Stagnation  verharrt,  zeigen  die 
süddeutschen  Staaten  eine  rege  Porten  t- 
wickelung  ihrer  politischen  Verhältnisse. 
In  Bayern,  Baden  und  Württemberg  sind 
in  den  letzten  Jahren  wichtige  Ver- 
fassungsänderungen vorgenommen,  die  in 
Bayern  und  Baden  das  direkte  Wahl- 
recht, in  Württemberg  die  reine  Volks- 
kammer gebracht  haben.  In  Württemberg 
hat  das  letzte  Jahr  mit  der  Verfassumjs- 
reform  auch  eine  Reform  der  Gemcinde- 
ordnung  gebracht,  die  als  ein  wesent- 
liches Stück  das  Proportionalwahlver- 
fahren für  die  Gemeinden  über  ioooo 
Einwohner  enthielt.  Nunmehr  ist  die- 
sem Vorbilde  der  grösste  süddeutsche 
Bundesstaat  Bayern  gefolgt,  und  zwar 
will  er  dieses  Wahlverfahren  noch  weiter 
als  sein  württembergischer  Vorgänger, 
nämlich  auf  alle  Gemeinden  mit  mehr 
als  4000  Einwohnern  ausdehnen.  Die 
Zahl  dieser  Gemeinden  beträgt  115,  von 
denen  43  kreisunmittelbare  Städte,  41 
andere  Gemeinden  mit  städtischer  Ver- 
fassung. 8  rechtsrheinische  Landgemein- 
den und  23  pfälzische  Gameinden  sind. 
Es  ist  ein  Verdienst  der  Sozialdemokra- 
tie durch  ihren  Initiativantrag,  der  in 
den  Sitzungen  vom  23.  bis  zum  25.  Ok- 
tober vorigen  Jahres  in  der  Abgeord- 
netenkammer beraten  wurde,  die  Sache  in 
dieser  Session  ins  Rollen  gebracht  zu 
haben.  Der  Antrag  ging  weiter.  Er  ver- 
langte eine  Abänderung  der  Gemeinde- 
ordnnng  in  der  Richtung,  dass  mit  der 
Verleihung  der  selbständigen  Heimat  der 
unentgeltliche  Erwerb  des  Bürgerrechtes 
verbunden  sein  sollte.  Über  diese  Ab- 
änderung des  Gemeindewahlrcchtes  kam 
es  weder  im  Plenum  noch  im  Ausschuss 
zu  einer  Einigung.  Um  so  leichter  aber 
kam  man  zu  einer  Verständigung  über 
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die  Einführung  des  Proportionalwahl- 
rcchts.  Auch  die  Regierung  schloss  sich 
dieser  Auffassung  von  der  Notwendig- 
keit seiner  Einführung  an.  Das  Propor- 
tionalwahlrccht  entsprach  den  Bedürf- 
nissen der  die  bayrische  Abgeordneten- 
kammer beherrschenden  Zentrumsfrak- 
tion ebenso  sehr  wie  denen  der  sozial- 
demokratischen Partei.  Beide  Parteien 
sind  in  einer  Reihe  von  grösseren  Ge- 
meinden, wo  sie  nach  ihrer  Stärke 
eigentlich  die  Mehrheit  in  den  Gemeinde- 
kollegien  haben  müssten,  entweder  voll- 
ständig von  einer  Vertretung  in  den  Ge- 
meindekol legien  ausgeschlossen,  wie  bei- 
spielsweise die  Sozialdemokratie  in 
Nürnberg,  oder  zur  Bedeutungslosigkeit 
und  Einflusslosigkeit  verurteilt.  Die 
Liberalen  konnten  gegen  die  Einführung 
des  Proportionalwahlverfahrens  keine 
Gründe  geltend  machen,  nachdem  «ie 
erst  vor  kurzem  bei  der  Reform  des 
Landtagswahlrechts  einen  allgemeinen 
Antrag  auf  Einführung  dieses  Wahlver- 
fahrens  bei  den  Landtagswahlen  gestellt 
hatten.  So  kam  es  denn  in  der  Abge- 
ordnetenkammer zu  einer  Einigung  mit 
der  Regierung  dahin,  womöglich  noch 
in  der  laufenden  Session  ein  Gesetz  über 
die  Einführung  des  Proportionalwahl- 
verfahrens  zu  stände  zu  bringen.  Aller- 
dings machte  die  erste  Kammer  eine 
Zeitlang  Schwierigkeiten,  und  es  schien, 
als  ob  an  ihrem  Widerstande  diese 
wertvolle  Reform  scheitern  würde.  Das 
energische  Eintreten  der  Regierung  wie 
des  Prinzen  Ludwig  haben  aber  den 
Widerstand  dort  überwunden,  und  so 
brachte  vor  kurzem  die  Regierung  den 
Entwurf  eines  Gemeindewahlgesetzes  ein, 
der  für  alle  Gemeinden  mit  mehr  als 
4000  Einwohnern  die  Proportional  wähl 
für  die  Wahlen  der  Mitglieder  der  beiden 
Kollegien  einführt.  Die  Art  des  Wahl- 
verfahrens  ist  im  Gesetz  selber  nicht  ge- 
regelt sondern  einer  Wahlordnung  über- 
wiesen, die  durch  königliche  Verordnung 
erlassen  werden  soll.  Dadurch  soll,  wie 
es  in  der  Begründung  heisst.  bei  voller 
Gewähr  für  eine  über  den  Parteien 
stehende  im  ganzen  Lande  einheitliche 
Regelung  die  Möglichkeit  geschaffen 
werden  geringere  Mängel,  die  sich  beim 
Vollzug  etwa  ergeben  sollen,  ohne  Ge- 
setzesänderung zu  beseitigen  und  gegebe- 
nenfalls auch  einer  Weiterbildung  und 
Vereinfachung  der  Berechnungsmethoden 
für  die  Verteilung  der  Sitze  rasch  und 
sicher  zu  folgen.  Nach  dieser  Wahl- 
ordnung wird  das  System  der  freien 
Listen  eingeführt.     Es  sollen   also  die 


Wähler  nicht  an  die  Vorschlagslisten  ge- 
bunden sein  sondern  die  Namen  der  zu 
wählenden  Personen  den  verschiedenen 
Vorschlagslisten  entnehmen  und  auch 
solche  Personen  wählen  können,  die  auf 
keiner  Vorschlagsliste  stehen.  Die  Wäh- 
ler können  also,  um  den  Kunstausdruck 
anzuwenden,  panachieren  und  erhalten 
ebenso  das  Recht  bis  zu  3  Stimmen  zu 
kumulieren.  In  beiden  Punkten  stimmt 
also  die  Wahlordnung  mit  der  Regelung 
überein,  die  die  württembergische  Ge- 
meindeordnung getroffen  hat.  Das 
gleiche  gilt  für  die  Einführung  verbun- 
dener Listen.  Zwei  oder  mehrere  Vor- 
schlagslisten können  durch  die  überein- 
stimmende Erklärung  der  Unterzeichner 
so  miteinander  verbunden  werden,  dass 
sie  anderen  Vorschlagslisten  gegenüber 
als  eine  einzige  gelten.  Auch  die  Er- 
mittelung des  Wahlresultats  erfolgt  nach 
den  gleichen  Bestimmungen  wie  in  den 
württembergischen  Gesetzen.  Es  wird 
zunächst  die  Zahl  der  Stimmen  ermittelt, 
die  für  die  einzelnen  Kandidaten  abge- 
geben worden  sind,  darauf  wird  festge- 
stellt, wieviel  Stimmen  die  Kandidaten 
jeder  Vorschlagsliste  erhalten  haben,  für 
verbundene  Listen  auch  die  Gesamtlisten- 
zahl der  vereinigten  Listen.  Kandidaten, 
die  auf  keiner  Vorschlagsliste  stehen, 
werden  als  besondere  Vorschlagsliste  ge- 
führt. Die  Verteilung  der  Sitze  erfolgt 
in  der  Weise,  dass  die  Gesamtzahl  der 
abgegebenen  Stimmen  durch  die  um  1 
vermehrte  Zahl  der  zu  wählenden  Ge- 
meindebevollmächtigten oder  Gemeinde- 
räte geteilt  wird.  Alsdann  werden  die 
Stimmenzahlen  der  einzelnen  Vorschlags- 
listen durch  die  so  gefundene  Ver- 
teilung^ ff  er  der  Reihe  nach  geteilt,  und 
jeder  Vorschlagsliste  so  viele  Sitze  zu- 
gewiesen als  nach  dieser  Verteilung  auf 
sie  entfallen.  Die  Unterverteilung  bei  den 
verbundenen  Listen  erfolgt  in  gleicher 
Weise.  Innerhalb  der  Listen  begründet 
die  grössere  Stimmenzahl  den  Vorzug 
vor  der  kleineren.  Prüft  man  das  in  der 
Wahlordnung  vorgeschlagene  Verfahren 
nach  den  Erfahrungen,  die  in  Württem- 
berg mit  dem  gleichen  Wahlverfahren 
gemacht  worden  sind,  so  wird  man  wenig 
dagegen  einwenden  können.  Will  man 
sich  nicht  auf  den  Boden  der  gebundenen 
Listen  stellen  —  sicherlich  das  einfachste 
und  unserer  Ansicht  nach  auch  das  poli- 
tisch richtigste  Verfahren,  da  es  die  Bil- 
dung und  Organisierung  der  politischen 
Parteien  fördert  — ,  so  bietet  das  vor- 
geschlagene System  der  freien  Listen  mit 
Panachieren  und  Kumulieren   noch  die 
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verhältnismässig  beste  Regelung.  Zwei 
Punkte  könnten  allerdings  unserer  An- 
sicht nach  gerade  auf  grund  der  würt- 
tembergischen Erfahrungen  entbehrt 
werden :  die  verbundenen  Listen  und  die 
Wahl  von  Personen,  die  auf  keiner  Vor- 
schlagsliste stehen.  Die  Wahlen  in 
Württemberg  haben  gezeigt,  dass  von 
der  letzteren  Möglichkeit  so  gut  wie  gar 
kein  Gebrauch  gemacht  wird.  Wo  dies 
aber  doch  geschah,  hat  sich  das  Verfah- 
ren als  vollständig  aussichtslos  erwiesen. 
Es  ist  für  einen  Outsider  so  gut  wie  aus- 
geschlossen gegenüber  den  Kandidaten 
der  politischen  Parteien  durchzudringen. 
Das  wäre  nur  möglich,  wenn  bei  allen 
Parteien  gegen  die  Vorschläge  ihrer 
Parteileitung  gleichmässig  eine  starke 
Unzufriedenheit  vorhanden  wäre,  diese 
unzufriedenen  Elemente  sich  organisier- 
ten, über  die  Aufstellung  eines  Kandi- 
daten einigten  und  für  diesen  Posten  eine 
zugkräftige  hervorragende  Persönlichkeit 
gewönnen.  Es  liegt  auf  der  Hand,  dass 
in  der  Praxis  diese  Bedingungen  niemals 
gleichzeitig  erfüllt  sein  werden.  Je  mehr 
sich  die  Parteien  konsolidieren,  um  so 
weniger  wird  das  der  Fall  sein.  Die 
verbundenen  Listen  aber  scheinen  uns 
dem  Wesen  des  Proportionalwahlver- 
fahrens durchaus  zu  widersprechen.  Sein 
Gedanke  ist  doch,  dass  die  Stimmen  der 
Parteien  zur  Geltung  kommen  und 
nicht  wie  bei  der  Majoritätswahl 
vollständig  ausfallen  können.  Die  Stim- 
men, die  der  eine  Kandidat  der 
Partei  zu  viel  hat.  sollen  einem  an- 
deren Kandidaten  der  gleichen  Partei 
zu  gute  kommen  und  ihm  angerechnet 
werden.  Eine  solche  gegenseitige  An- 
rechnung und  Unterstützung  setzt  aber 
natürlich  voraus,  dass  die  Kandidaten  der 
gleichen  Partei  angehören.  Bei  den  ver- 
bundenen Listen  können  aber  die  hetero- 
gensten Parteien  und  Gruppen  sich  zu- 
sammenfinden und  sich  mit  ihren  Stim- 
men gegenseitig  unterstützen.  Allerdings 
nur  für  die  Zwecke  der  Wahl,  während 
sich  die  Gruppen  selbst  sonst  vielleicht 
durchaus  feindlich  gegenüber  stehen. 
Ferner  kann  es  bei  den  verbundenen 
Listen  vorkommen,  dass  nicht  der  Kan- 
didat, auf  den  die  grösstc  Stimmonzah! 
gefallen  ist,  gewählt  wird  sondern  ein 
Kandidat  mit  viel  kleinerer  Stimmcnzahl. 
wenn  nur  die  Liste,  auf  der  er  steht,  die 
grössere  Stimmenzahl  auf  sich  vereinigt 
hat.  Darin  liegt  kein  Widerspruch  zu 
dem  Proportionalwahlverfahren,  aber  ein 
Widerspruch  zu  dem  Wesen  der  gebun- 
denen Listen,  die  bei  der  Zuteilung  der 


Sitze  als  eine  Liste  gelten,  bei  der  Wei- 
terverteilung dieser  Sitze  auf  die  ein- 
zelnen Parteien  oder  Gruppen  aber  wie- 
der Sonderdasein  gewinnen. 
Die  Abgeordnetenkammer  hat  sich  auf 
den  Boden  der  Regierungsvorlage  ge- 
stellt und  sich  auch  im  wesentlichen  mit 
der  vorgeschlagenen  Wahlordnung  ein- 
verstanden erklärt.  Die  Kammer  ver- 
zichtete auch,  um  das  Gesetzwerden  des 
Entwurfs  nicht  aufzuhalten,  auf  eine 
Ausschussberatung  der  Wahlordnung. 
X  X 
Wohnung».  Nach  Artikel  5  des  h  e  s  s  i  - 
urvorge  sehen  Wohnungsfürsorge- 
gesetzes kann  die  Ge- 
meinde von  der  Landeskreditkasse  Dar- 
lehen zu  dem  Zweck  erhalten  einer  ge- 
meinnützigen rechtsfähigen  Vereinigung 
des  öffentlichen  oder  privaten  Rechts, 
die  die  Erbauung  von  Wohnungen  für 
Minderbemittelte  zur  Aufgabe  hat,  die 
dazu  erforderlichen  Mittel  vorzu- 
schiessen.  Auf  Antrag  einer  solchen 
Vereinigung  kann  die  Gemeinde  zu  einer 
Darlehensaufnahme  durch  Erkenntnis 
des  Kreisausschusses  für  verpflichtet  er- 
klärt werden,  falls  ein  Mangel  an  sol- 
chen Wohnungen  in  anderer  Weise  nicht 
beseitigt  werden  kann.  Bisher  konnte 
den  Vereinen  ein  unmittelbares  Dar- 
lehen aus  der  Landeskreditkasse  nicht 
gewährt  werden.  Nun  haben  sich  aber 
in  der  Praxis  die  Gemeinden  nicht  im- 
mer bereit  gezeigt  solche  Darlehen  auf- 
zunehmen und  an  gemeinnützige  Bau- 
vereine weiterzugeben.  Es  haben  sich 
vielmehr  in  den  Gemeinden  häufig  grosse 
Widerstände  gegen  die  Tätigkeit  der  ge- 
meinnützigen Bauvereine  geltend  ge- 
macht, selbst  wenn  ein  Mangel  an  klei- 
nen Wohnungen  auch  von  den  Gemeinde- 
verwaltungen nicht  bestritten  werden 
konnte.  Um  diesen  Missständen  zu  be- 
gegnen, brachte  die  Regierung  eine  No- 
velle zu  dem  Gesetz  von  1902  ein,  die 
das  alte  Gesetz  in  zwei  wichtigen  Punk- 
ten abändert.  In  Zukunft  sollen  an  ge- 
meinnützige Bauvereine  unmittelbar,  also 
ohne  Vermittlung  der  Gemeinden,  von 
der  Landeskreditkasse  Darlehen  gewährt 
werden.  Diese  Abänderung  des  Gesetzes 
von  1902  bedeutet  eine  Abschwächung 
seines  Grundgedankens,  wonach  die  Ge- 
meinde der  Hauptträger  der  Wohnungs- 
für sorge  sein  soll.  Nach  der  Novelle 
soll  ferner  das  Zwangsverfahren  gegen 
die  Gemeinde  in  Zukunft  schon  dann  ein- 
geleitet werden  können,  wenn  in  einer 
Gemeinde  ein  empfindlicher  Mangel  an 
guten  Wohnungen  für  Minderbemittelte 
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besteht.  Der  Antrag  zur  Einleitung  des 
Zwangsverfahrens  soll  nicht  nur  seitens 
der  Bauvereine  und  Baugenossenschaften 
sondern  auch  des  Landeswohnungs- 
inspektors sowie  des  Kreisrates  gestellt 
werden  können.  Die  Verpflichtung  der 
Gemeinde  wird  im  Wege  des  Verwal- 
tungsstreitverfahrens festgestellt,  und  die 
Bestimmungen  des  gleichfalls  den  Stän- 
den unterbreiteten  Entwurfs  eines  Ver- 
waltungsrechtspflegegesetzes sollen  An- 
wendung finden.  In  der  Abgeordneten- 
kammer fand  der  Gesetzentwurf  bei  den 
Agrariern,  mochten  sie  nun  im  Bauern- 
bund oder  in  der  nationalliberalen  Par- 
tei sitzen,  entschiedenen  Widerstand.  Die 
Herren  spielten  sich  dabei  wieder  als  die 
Verteidiger  der  Selbstverwaltung  der 
Gemeinden  auf,  so  dass  ihnen  der  Mi- 
nister des  Innern  mit  Recht  vorwerfen 
konnte,  hier  werde,  wie  so  oft.  mit  dem 
Selbstverwaltungsrecht  der  Gemeinden 
geradezu  Unfug  getrieben.  Ausserdem 
aber  fürchteten  die  Agrarier  von  dem 
Gesetz  eine  neue  Belastung  der  Gemein- 
den, in  ganz  unbegründeter  Weise,  wie 
ihnen  von  allen  Seiten  des  Hauses  und 
von  der  Regierung  nachgewiesen  wurde. 
Die  übertriebene  Sozialpolitik  hatte  es 
ihnen  angetan.  Sie  wollten  davon  nichts 
wissen  und  stimmten  daher  rundweg  ge- 
gen die  dringend  notwendige  Abänderung 
des  Gesetzes,  die  nicht  nur  der  Arbeiter- 
schaft sondern  ebenso  auch  dem  kleinen 
Bauernstande  zu  gute  kommt. 
X  X 
Karze  Chronik  Der  internationale 
Kongress  für  Rettungs- 
wesen zu  Frankfurt  a.  M. 
sprach  sich  für  die  Übernahme  oder  aus- 
reichende finanzielle  Sicherstellung  des 
Rettungswesens  durch  die  Gemeinde  aus. 
X  Die  bayrische  Regierung  hat  den 
Entwurf  eines  pfälzischen  Städtever- 
fassungsgesetzes eingebracht,  der  den 
Gemeinden  gestattet  die  rechtsrheinische 
Gemeindeor  dnung  anzunehmen.  X  Von 
der  Mainzer  Stadtverordnetenver- 
versammlung  wurde  der  Antrag  der 
sozialdemokratischen  Fraktion  die  Ab- 
holung der  Leichen  und  die  Beerdigung 
unentgeltlich  vorzunehmen  aus  Rücksicht 
auf    die    finanzielle    Lage  abgelehnt. 

Rechtspraxis  /  Wolfgang  Heine 
Presse  und     Unaufhörlich  erneuern  sich 
'  Fälle,  in  denen  Organe  der 

Justiz  ihr  völliges  Unver- 
ständnis für  das  Wesen  der  literarischen 
Arbeit  und  besonders  für  die  Bedeutung 
und  eigenartige  Arbeitsweise  der  Tages- 


presse öffentlich  dokumentieren.  Das  ist 
gut,  denn  Besserung  ist  nur  zu  erhoffen, 
wenn  in  den  weitesten  Kreisen  die 
Überzeugung  sich  Bahn  bricht,  die  bisher 
im  wesentlichen  auf  Fachmänner  be- 
schränkt ist,  dass  nämlich  trotz  manchen 
guten  Willens  und  aller  Gesetzeskenntnis 
die  Denkweise  des  grünen  Tisches  von 
den  wirklichen  Verhältnissen  unseres 
geistigen  und  materiellen  Lebens  durch 
eine  Kluft  getrennt  ist,  die  immer  tiefer 
zu  werden  scheint. 

In  Berlin  hat  ein  Assessor  der  Staats- 
anwaltschaft gegen  einen  Schriftsteller, 
in  dessen  Novellen  er  Unzüchtigkeit 
witterte,  gegen  einen  ernsten,  unbeschol- 
tenen Literaten,  nicht  etwa  einen  ge- 
werbsmässigen Pornographen,  6  Monate 
Gefängnis,  fl  Jahre  Ehrverlust  und  Stel- 
lung unter  Polizeiaufsicht  beantragt. 
Das  Gericht  konnte  nur  in  einer  der  Er- 
zählungen etwas  finden,  das  unter  den 
dehnbaren  Begriff  des  Unzüchtigen  fiel, 
das  hebst  eine  Verletzung  des  geschlecht- 
lichen Schamgefühls  des  vom  Reichs- 
gericht konstruierten  Not  maldeutschen 
enthielt,  der  bekanntlich  ein  Durch- 
schnittsprodukt der  Deutschen  vom 
Wickelkind  bis  zum  Lustgreis  mit  dem 
ängstlichsten,  lcdernsten  Bureaukratcn- 
geist  als  Gravitationspunkt  darstellt.  Das 
Gericht  hat  demgemäss  nur  auf  eine  ge- 
ringe Geldstrafe  erkannt,  und  der  kom- 
promitticrlich  übereifrige  Assessor  soll 
kaltgestellt  worden  sein.  Aber  was  nützt 
die  Rektifikation  im  einzelnen  Fall? 
Denn  tief  im  herrschenden  System  wur- 
zelt der  Gedanke,  dass  man  den  Schrift- 
Meiler  als  Ehrlosen  behandeln  dürfe, 
der  nach  bester  Überzeugung  geschrieben 
hat,  dessen  Arbeit  aber  sich  in  einer  der 
Richtungen  bewegt,  die  behördliche 
Launen  zurzeit  gerade  zu  verfolgen  be- 
lieben. 

Alle  politischen  und  literarischen  Verur- 
teilungen zu  Gefängnisstrafe,  die  in 
Deutschland  bekanntlich  an  der  Tages- 
ordnung sind,  beweisen  die  Verständnis- 
losigkeit,  wenn  nicht  den  Hass.  der 
Bureaukratie  für  freie  geistige  Arbeit. 
Für  das  Volksbewusstsein  hat  die  Ge- 
fängnisstrafe noch  immer  etwas  Ent- 
ehrendes. Im  Kreise  der  literarisch  Ge- 
bildeten, wo  man  weiss,  dass  gerade 
die  ehrenhaftesten  Schriftsteller  fortwäh- 
rend der  Gefahr  des  Gefängnisses  aus- 
gesetzt sind,  hat  die  Häufigkeit  der  Ver- 
folgungen ihm  längst  den  chrmindernden 
Beigeschmack  genommen,  und  selbst  die 
unwürdige  Behandlung  der  politischen 
Gefangenen  in  den  Gefängnissen  wird 
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fast  mehr  mit  dem  Humor  hingenommen, 
den  der  wahrhaft  Gebildete  subalternen 
Schurigeleien  entgegenzusetzen  weiss,  als 
mit  der  Entrüstung,  die  ihr  eigentlich  ge- 
bührte. 

Kürzlich  wurde  bekannt,  dass  der  sozial- 
demokratische Redakteur  Marek- 
w  a  1  d  ,  der  wegen  Majestätsbeleidigung 
zu  15  Monaten  Gefängnis  verurteilt  wor- 
den ist  (vergl.  die  Rundschau  in  den 
Sozialistischen  Monatsheften,  1908, 
1.  Band,  pag.  128)  im  Gefängnis  zu 
Allcnstein  gezwungen  worden  ist,  Netze 
zu  stricken.  Die  sozialdemokratische 
Presse  schlug  Lärm,  diesmal  erfreulich 
unterstützt  von  einem  Teil  der  liberalen 
Zeitungen.  Auf  Anordnung  des  Justiz- 
ministers wurde  der  gehässige  Unfug 
abgestellt.  Zu  vermuten  ist,  dass  dabei 
weniger  der  Appell  an  die  öffentliche 
Meinung  als  ein  glücklicher  Zufall  den 
Ausschlag  gegeben  haben  dürfte.  Der 
Dezernent  für  Gefängniswesen  im 
preussischen  Justizministerium,  Herr 
Geheimrat  Plaschke,  hält  zurzeit  einen 
Kursus  für  Gefängniswissenschaft  ab, 
worin  er  vülfach  moderne,  wahrhaft 
humane  Ansichten  vertritt,  zu  denen  die 
Praxis  gegen  Marckwald  in  allzu 
schreiendem  Widerspruch  gestanden  ha- 
ben würde.  Auch  hier  aber  sei  betont, 
dass  die  Rcmedur  im  Einzelfall  nicht  ge- 
nügen kann,  dass  vielmehr  die  zwischen 
den  Bundesstaaten  vereinbarten  Vollzugs- 
reglemcnts  beseitigt  werden  müssen,  die 
solche  schmähliche  Behandlung  ermög- 
lichen, und  dass  dies  nur  durch  ein 
Reichsgesetz  geschehen  darf.  Da- 
bei bedarf  es  deutlichster  Differenzierung 
zwischen  gewöhnlicher  Gefängnisstrafe 
and  einer  custodia  honesta,  das  heisst 
einer  Haft  ohne  jeden  Anklang  der  Ehr- 
minderung,  die  allein  hei  literarischen 
oder  politischen  Verurteilungen  zu  Frei- 
heitsstrafe zulässig  sein  dürfte,  solange 
diese  aus  dem  Geist  der  Inquisition  her- 
vorgegangenen Verfolgungen  nicht  über- 
haupt beseitigt  werden.  Diese  Differen- 
zierung müsste  namentlich  auch  in  einer 
räumlichen  Trennung  zum  Ausdruck 
kommen.  Es  ist  durchaus  ungehörig, 
wenn  die  F  e  s  t  u  n  g  s  haft  gegen 
Frauen  —  wie  neuerdings  in  Preussen 
geschieht  —  in  Gefängnissen, 
wenn  auch  in  besonders  tingerichteten 
Zellen  vollstreckt  wird 
Das  Unverständnis  für  die  Stellung  der 
Presse  tritt  auch  in  der  Entscheidung 
des  Reichsgerichts  im  Harden-Pro- 
z  e  s  s  vom  23.  Mai  1908  hervor.  Das  Ur- 
teil des  Landgerichts,  von  dem  in  dieser 


Rundschau  (1908,  I.  Band.  pag.  127)  be- 
reits die  Rede  war,  ist  aufgehoben  wor- 
den. Bezeichnend  sind  die  Gründe.  Nicht 
weil  das  Landgericht  einem  Schriftsteller 
überhaupt  das  berechtigte  Interesse 
abgesprochen  hat  politische  ^beistände 
zu  kritisieren,  nicht  wegen  der  das 
Rechtsgefühl  verletzenden  Nichtbeach- 
tung des  freisprechenden  Schöffengericht  - 
liehen  Urteils,  nicht  wegen  der  gekün- 
stelten Konstruktion  einer  einheitlichen 
Dauerhandlung,  die  die  gesetzliche  Be- 
schränkung der  Antragsfrist  und  in  der 
Konsequenz  auch  die  pressrechtliche  Ver- 
jährung aufzuheben  geeignet  ist  und  des- 
halb die  erheblichste  Tragweite  besitzt, 
sondern  wegen  einiger  formellen  Kleinig- 
keiten und  auf  grund  neuer  juristischer 
Tüfteleien  über  die  Frage,  ob  zwischen 
den  im  Gesetz  ungenügend  umgrenzten, 
in  der  Praxis  verworren  behandelten 
Tatbeständen  der  §§  185  (Beleidigung) 
und  186  (üble  Nachrede)  Idealkon- 
kurrenz möglich  wäre.  Für  den  Juristen 
ist  das  Urteil  von  Interesse,  wobei  übri- 
gens bemerkt  werden  muss,  dass  an  der 
Verwirrung  der  beiden  Beleidigungs- 
reate  gewisse  frühere  Entscheidungen 
des  Reichsgerichts  einen  wohlgemessenen 
Teil  Schuld  tragen.  Aber  charakteri- 
stisch ist,  dass  über  die  wahrhaft 
brennenden  Fragen  der  kriminellen 
Praxis,  die  der  Harden-Prozess  aufge- 
rollt hat,  Fragen,  die  das  Ansehen  der 
Justiz  und  ihre  Unabhängigkeit  vom 
staatsanwaltlichen  Belieben  betreffen,  das 
höchste  Gericht  mit  einem  kühlen  Alles 
in  Ordnung  hinweggeht. 

Lediglich  als  Dokumente  bureaukrati- 
scher  Verirrung  sind  auch  die  Urteile  in 
den  Prozessen  des  Fräulein  Olga  M'o- 
1  i  t  o  r  gegen  Zeitungsredakteure  (vergl. 
die  Rundschau  in  diesem  Bande,  pag. 
638)  von  Interesse.  1  Jahr  Gefängnis, 
8  Monate  Gefängnis,  schliesslich  noch  die 
Anklage  gegen  den  mehr  als  70jähri- 
gen  Dr.  Paul  Lindau,  den  sein  krimi- 
nalistisches Interesse  bewogen  hatte,  wie 
schon  andere  Prozesse,  so  auch  den  gegen 
Hau  zum  Gegenstand  einer  Studie  zu 
machen.  So  sehr  man  es  versteht,  dass 
Fräulein  Molitor  die  verletzende  und 
auch  nach  unserer  Ansicht  zu  keiner  Zeit 
ausreichend  begründete  Verdächtigung 
des  Muttermordes  nicht  ohne  Aufklärung 
lassen  konnte,  so  gingen  diese  immer 
wiederholten  Prozesse  unbedingt  zu  weit. 
Sie  waren  sowohl  vom  Standpunkt  der 
Gerechtigkeit  als  dem  der  Aufklärung 
überflüssig  und  machten  einen  doppelt 
unerfreulichen  Eindruck  durch  die  alhs 
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Mass  übersteigenden,  das  Rechtsgefühl 
verletzenden  Anträge  des  Anwalts  von 
Fräulein  Molitor,  der  überhaupt  dabei 
die  treibende  Kraft  gewesen  zu  sein 
scheint.  Noch  nachdem  Dr.  Paul  Lin- 
dau seiner  Klientin  eine  Ehrenerklärung 
abgegeben  hatte,  und  der  Vergleich  per- 
fekt war,  bemühte  dieser  Herr  sich 
durch  völlig  überflüssige  Äusserungen 
den  Vergleich  für  Lindau  möglichst  be- 
schämend erscheinen  zu  lassen.  Etn 
solches  Auftreten  widerspricht  allen  gu- 
ten Traditionen  der  Anwaltschaft  und 
macht  einen  geradezu  widerwärtigen  Ein- 
druck. Es  ist  ein  Gewinn  für  die  Rechts- 
pflege, wenn  wirklich  die  noch  ausstehen- 
den Strafanträge  zurückgezogen  werden, 
wie  in  Aussicht  gestellt  worden  ist. 
Die  Organe  der  Justiz  freilich  tragen 
selbst  an  den  unerfreulichen  Erscheinun- 
gen dieser  Prozesse  den  erheblichsten 
Teil  der  Schuld.  Anstatt  die  Aus- 
nutzung des  Falles  rechtzeitig  und  ener- 
gisch abzulehnen  haben  sie  durch  die 
ungeheuerlichen  Strafmasse  die  Klägerin 
und  ihren  Anwalt  noch  animiert  wei- 
tere billige  Erfolge  dieser  Art  davonzu- 
tragen. Für  die  Frage  des  Verhältnisses 
der  Justiz  zur  Presse  ganz  besonders 
charakteristisch  ist  die  Begründung  des 
Urteils  der  Karlsruher  Strafkammer  ge- 
gen den  Redakteur  Herzog.  Die  rigo- 
rose Verurteilung  zu  i  Jahre  Ge- 
fängnis wird  unter  anderm  gerade  damit 
motiviert,  dass  der  Angeklagte  helfen 
wollte  in  den  nach  seiner  Überzeugung 
noch  zweifelhaften  Tatbestand  Licht  zu 
bringen;  also  in  einem  Bestreben,  las 
man  der  Presse  unbedingt  zubilligen 
muss,  das  in  unzähligen  Fällen  den 
Justizbehörden  erst  geholfen  hat  die 
Wahrheit  zu  ergründen.  Das  Gericht 
sagt:  »Glücklicherweise  sind  wir  in 
Deutschland  noch  nicht  so  weit,  dass 
über  Schuld  und  Unschuld  eines  Ange- 
klagten in  den  Zeitungsredaktionen  ent- 
schieden wird.  Die  Artikel  stellen  sich 
somit  als  eine  Gefährdung  der  Rechts- 
pflege dar.  Der  Angelkagte  war  in  kei- 
ner Weise  berufen  die  Interessen  von 
Hau  wahrzunehmen.«  Diese  lapidaren 
Sätze  sind  in  ihrer  ungeschminkten 
Offenherzigkeit  ein  unschätzbares  Doku- 
ment des  Zustands  der  Rechtspflege  im 
Deutschen  Reiche,  deren  grösste 
Schwäche  die  burcaukratische  Über- 
höhung ist.  Es  gibt  in  dem  Rechtsleben 
der  Kulturwelt  in  den  letzten  Jahrzehnten 
kein  annähernd  so  erhebendes  Ereignis 
als  den  mutigen  und  erfolgreichen  Kampf 
wahr    und   gerecht    denkender  Schrift- 


steller für  den  unschuldig  verurteilten 
Dreyfus.  In  Deutschland  würde  er  er- 
folglos gewesen  sein.  »Glücklicherweise 
sind  wir  noch  nicht  so  weite,  meint  ein 
deutsches  Gericht. 

X  X 
Kune  Chronik  i  )  ;  ,  Berliner  Schöffenge- 
richt hat  nach  langwierigen 
Verhandlungen  einige  boj- 
kotteifrige  Bäckermeister 
(vergl.  die  Rundschau  in  diesem  Bande, 
pag.  638)  zu  je  3(0  Tagen  Gefängnis 
verurteilt.  Die  Herren  waren  sehr  er- 
staunt, dass  es  ihnen  so  gehen  sollte  wie 
unzähligen  Arbeitern,  abgesehen  von 
dem  Strafmass,  das  bei  Arbeitern  we- 
sentlich höher  auszufallen  pflegt.  Und 
sie  hatten  Recht  mit  diesem  Erstaunen: 
die  Arbeitgeber  sind  gewöhnt,  dass  in  je- 
der Lohnstreitigkeit  sich  alle  staatlichen 
Machtmittel  auf  ihre  Seite  stellen,  dass 
Polizei  und  Justiz  helfen  die  Betätigung 
des  Koalitionsrechts  der  Arbeiter  einzu- 
engen. Sie  konnten  schlechterdings  nicht 
ahnen,  dass  die  Gesetze  auch  ihnen  gegen- 
über Geltung  haben.  Deshalb  scheint 
auch  die  milde  Strafe  uns  nicht  unange- 
messen. Solche  Verurteilungen  habe« 
Wert  nicht  durch  die  erkannte  Strafe, 
sondern  weil  sie  die  verkehrte  Gesetz- 
gebung und  Rechtsprechung  grell  be- 
leuchten. 

X  X 
Literatur  J)jc  Sammlung  Grossstadt- 
dokumente, herausgegeben 
von  Hans  Ostwald  /Berlin, 
Seemann/  will  das  grossstädtische  Leben 
mit  seinen  »Tiefen  und  Untiefen«  schil- 
dern, wie  ein  Prospekt  besagt.  Eine  Aus- 
stattung nach  Art  der  Eisenbahnliteratur 
unterstützt  diese  Ankündigung.  Doch 
werden  diese  Hefte  ihrer  Anlage  nach 
schwerlich  den  Zweck  einer  Aufklärung 
des  Publikums  erreichen.  An  sich  wäre 
es  eine  höchst  dankenswerte  Aufgabe 
Interesse  für  Rechtsfragen,  für  Gerichts- 
verfassung und  Strafprozess  zu  er- 
wecken. Man  könnte  auch  nichts  da- 
gegen einwenden,  dass  Dr.  J.  Wer- 
thauer gewisse  Schäden  des  Straf- 
prozessverfahrens  in  Form  von  Erzäh- 
lungen über  Gerichtsverhandlungen  dar- 
legt. Diese  \2  Fälle  in  seinem  Bändchen 
Moabitrium  sind  sehr  geschickt  ausge- 
wählt und  trefflich  geschildert.  Dem 
Verfasser  kommt  nicht  nur  eine  reiche 
Erfahrung  sondern  ein  warmes  Herz  für 
die  Unglücklichen  zu  Hilfe.  Aber  ich 
fürchte,  dass  das  Publikum  nur  die  Ge- 
schichten in  sich  aufnehmen  wird,  und 
da=s    die    Schlussfolgerungen    auf  die 


Digitized  by  Google 


898 


RECHTSPRAXIS    WOLFGANG  HEINE 


Gründe  der  Mängel  im  aligemeinen  nur 
von  Fachleuten  gezogen  werden.  Die 
ausgezeichnete  Arbeit  würde  fruchtbrin- 
gender sein,  wenn  sie  den  Lesern  nicht  das 
langweilige  Jus  hätte  schenken  wollen. 
Das  andere  Heft  des  gleichen  Verfassers, 
SUtlichkcitsdelikte  der  Grossstadt,  steht 
nicht  auf  der  selben  Höhe. 

WISS€NSCP)AFT 

Sozlalgeschkhte  /  Paul  Kampffmeyer 

Levellers  Wenn  wir  die  treffliche 
Arbeit  Eduard  Bern- 
steins Sozialismus  und 
Demokratie  in  der  grossen  englischen 
Revolution  /Stuttgart,  Dietz/  denkend 
durchgehen,  so  will  uns  die  Scheide- 
wand, die  viele  moderne  Sozialisten 
zwischen  den  sogenannten  Utopisten  und 
den  Verfechtern  der  heutigen  sozialen 
Demokratie  gezogen  haben,  als  gar 
künstlich  errichtet  erscheinen.  Wie 
viele  demokratische  und  sozialistische 
Ideen,  die  heute  direkt  eine  umwälzende 
Kraft  erhalten  haben,  wetterleuchten 
schon  in  den  Köpfen  englischer  sozialer 
und  politischer  Utopisten?  Der  Volks- 
vertrag der  Levellers,  der  Gleichmacht^. 
in  der  Zeit  seiner  Entstehung  eine  aus- 
gesprochene politische  Utopie,  atmet  den 
Geist  der  modernen  Demokratie.  Die 
Charte  des  19.  Jahrhunderts  ist,  wie 
Bernstein  ausführlich  begründet,  »in  kei- 
nem Punkt  radikaler  als  der  Volksver- 
trag  der  Levcllers,  den  Carlyle  als  eine 
vorzeitige  »Benthatn-Sieyes-Konstitution« 
verspottet,  den  aber  sein  Urheber  John 
Lilburne  mit  Recht  als  die  »gesetzliche 
Grundlage  der  Volksfreiheit«  bezeichnen 
konnte«.  Der  genossenschaftliche  So- 
zialismus lebt  schon  vollkräftig  in  dem 
Denken  Peter  Cornelius  Plockhoys. 
Dieser  tat  schon  im  Jahre  165g  den  be- 
deutsamen Schritt  vom  christlichen  und 
utopistischen  Kommunismus  zum  mo- 
dernen Genossenschaftsgedanken.  In  der 
kommunistischen  Utopie  des  Gerrard 
Wistanley,  deren  Ideengehalt  Bernstein 
zuerst  an  das  Licht  gezogen  hat.  hebt 
sich  kräftig  die  Grundlinie  der  sozialisti- 
schen Theorie  von  der  Ausbeutung  der 
Arbeit  ab.  Wistanley  spricht  schon  den 
Satz  aus:  »Die  Reichen  aber  empfangen 
alles,  was  sie  haben,  von  der  Hand  der 
Arbeiter,  und  in  allem,  was  sie  geben, 
geben  sie  die  Arbeit  inderer  weg  und 
nicht  ihre  eigene.«  In  Harringtons 
Oceana  kündet  sich  schon  eine  ökono- 
misch-historische Betrachtungsweise  an, 
wie  sie  nachher  von  .Marx  und  Engels 


folgerichtig  und  systematisch  herausge- 
arbeitet wurde.  Die  politischen  Hcrr- 
schaftseinrichtungen  bauen  sich  nach 
Harrington  auf  dem  Eigentum  auf.  In 
dem  Kampf,  den  Harrington  gegen  die 
Gewalttheorie  des  Hobbes  ausficht,  er- 
klingt so  mancher  Schwertstreich,  der 
auch  von  Engels  gegen  Dühring  geführt 
sein  könnte.  Hobbes  ist  gegen  die  Ver- 
tragsstaatsidee mit  dem  Gedanken  ins 
Feld  gezogen,  das  Gesetz  bestehe  nur 
durch  die  Gewalt  des  Schwertes,  ohne 
dieses  sei  es  nur  ein  Blatt  Papier.  Dar- 
auf antwortet  Harrington  nach  Bern- 
stein: »Er  [Leviathan]  hätte  aber  auch 
weiter  folgern  können,  dass  das  Schwert 
ohne  die  Hand,  die  es  führt,  bloss  ein 
Stück  kaltes  Eisen  ist.  Die  Hand,  die 
das  Schwert  hält,  ist  die  Miliz  der  Na- 
tion .  .  .,  eine  Armee  aber  ist  ein  Tier, 
das  einen  grossen  Bauch  hat  .  .  .  und 
ernährt  werden  muss.  Daher  läuft  dies 
wieder  darauf  hinaus,  was  für  Weide  ihr 
habt.  und  was  für  Weide  ihr 
habt,  läuft  auf  die  Bilanz  des  Eigentums 
hinaus,  ohne  die  das  öffentliche  Schwert 
nur  ein  Name  oder  Spielzeug  ist.« 
Die  Grundgedanken  der  John  Bcllersschcn 
Schriften  hat  Bernstein  besonders  licht- 
voll dargestellt.  Diese  Darstellung  be- 
weist, wie  zutreffend  Marx  über  Bellers 
urteilte,  als  er  ihn  »ein  wahres  Phänomen 
in  der  Geschichte  der  politischen  Ökono- 
mie« nannte.  Das  Bernsteinsche  Werk 
bereichert  uns  durch  viele  neue  und  tiefe 
Einblicke  in  die  Geschichte  des  Sozialis- 
mus. 

X  X 
Sozialismus     j)je    neueste    Arbeit  Dr. 

Michael  T  u  g  a  n  -  B  a  - 
ranowskijs  Der  mo- 
derne Sozialismus  in  seiner  geschicht- 
lichen Enlivickclung  /Dresden,  Böhmcrt/ 
bestärkt  uns  ebenfalls  in  unserer  Über- 
zeugung, dass  die  scharfe  Grenzlinie 
zwischen  dem  utof>istischcn  und  wissen- 
schaftlichen Sozialismus  nicht  aufrecht 
erhalten  werden  kann.  Die  Arbeit  des 
russischen  Forschers  greift  mit  Geschick 
die  zahlreichen  Gedanken  in  diesem  uto- 
pistischen Sozialismus  heraus,  die  posi- 
tive wissenschaftliche  Ansätze  zur  Be- 
gründung und  Gestaltung  einer  neuen 
Wirtschafts-  und  Sozialverfassung  ent- 
halten. Tugan-Baranowskij  kommt  zu 
einer  neuen  Wertung  der  reichen  Ge- 
dankenarbeit der  Utopisten.  Er  grup- 
piert die  kritischen  und  schöpferischen 
Elemente  der  grundlegenden  Schriften 
der  Saint-Simonisten,  der  Fourieristen 
usw.  zu  einem  förmlichen  wissenschaft- 
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liehen  System  des  Sozialismus.  Er 
schreibt  damit  eine  wirkliche  Quintessenz 
des  Sozialismus  nieder.  Und  gerade  im 
Hinblick  auf  Schäffles  berühmte  Quint- 
essenz schafft  er  nicht  nur  ein  rein  be- 
griffliches sozialistisches  Lehrgebäude 
sondern  ein  Stück  des  geschichtlichen 
Werdegangs  des  Sozialismus.  Und  ge- 
rade hier  wird  Tugan-Baranowskij  der 
grossen  weltgeschichtlichen  Bedeutung 
der  Marxschen  Lebensarbeit  gerecht. 
Mag  die  Theorie  von  der  Ausbeutung 
des  Arbeiters,  von  der  Rolle  des  Klassen- 
kampfes in  der  Geschichte,  von  der  Kon- 
zentration des  Kapitals  schon  in  dem  so- 
genannten utopistischen  Sozialismus  auf- 
geflammt sein,  Marx  verleibte  diese 
Theorieen  den  Kampfprogrammen  der 
aufstrebenden  internationalen  Arbeiter- 
schaft ein.  Die  Zukunftswelt  des  So- 
zialismus verknüpfte  Marx  mit  der  Ge- 
genwartswelt des  ringenden  Proletariats. 
Durch  Marx  lebte  der  Sozialismus  als 
ein  oder  besser  das  Lebensintercssc  der 
Masse  auf.  >Dank  der  genialen  von 
Marx  geschaffenen  Taktik«,  schreibt  Tu- 
gan-Baranowskij, >wurde  die  sozialisti- 
sche Bewegung  zu  einer  Arbeiterbewe- 
gung. Der  Kampf  um  das  sozialistische 
Ideal  hat  den  Charakter  des  Kampfes 
um  die  Verbesserung  der  Lage  der  ar- 
beitenden Klasse  angenommen.  Und 
nur  dank  dieser  neuen  Taktik  ist  der  So- 
zialismus zu  dem  geworden,  was  er  jetzt 
ist:  zur  grössten  politischen  Macht  un- 
serer Zeit.« 

X  X 
Russischer Ab-Für st  S.  D.  Urussow 
BoiutUmus      jlat    jn    sejnen  Memoiren 

eines  russischen  Gouver- 
neurs /Stuttgart.  Deutsche  Verlagsan- 
staltl  charakteristische  Einzelheiten  der 
administrativen  Praxis  Russlands  in 
solcher  Hülle  und  Fülle  aufgedeckt,  dass 
der  russische  Absolutismus  in  ab- 
schreckender Nacktheit  vor  uns  steht. 
Fürst  Urussow  hatte  unter  anderem  den 
despotischen  Befehl  Pichwcs  zu  voll- 
strecken, der  auf  die  Konfiskation  aller 
Besitzungen  und  aller  Kapitalien  der  ar- 
menischen Kirche  und  auf  die  Stellung 
dieses  Kircheneigentums  unter  die  Kron- 
verwaltung lossteuerte.  Der  gewalttätige 
Eingriff  Plehwes  stammte  nur  aus  einer 
unbestimmten  Furcht  dieses  Henkers  vor 
den  revolutionären  armenischen  Organi- 
sationen und  erzeugte  eine  ungeheure 
Gärung  in  der  armenischen  Bevölkerung. 
Nach  der  Hinrichtung  Pichwcs  wurde 
der  Allerhöchste  Befehl  wieder  aufgeho- 
ben und  alles  Besitztum  den  Eigentü- 


mern ausgeliefert  Fürst  Urussow  schil- 
dert eingehend  die  unsinnige  Wirtschaft 
der  bessarabischen  Akzisebchörde,  die 
dem  Tabakbau  im  Kleinen  schon  den 
Garaus  gemacht  hatte,  und  mit  Hoch- 
druck an  der  Zerstörung  des  bessarabi- 
schen Weinbaus  arbeitete.  Und  weshalb 
dieses  wohlstandsmörderische  Gebaren 
der  Behörde?  »Die  Akzisebeamten«,  so 
schreibt  Urussow,  »die  durch  den  gestei- 
gerten Absatz  von  Monopol- 
schnaps  an  die  Stelle  der  leichten 
und  heiteren  Anregung,  die  der  Trauben- 
saft hervorruft,  die  schweren,  finsteren 
Halluzinationen  unseres  Branntweins 
setzten,  erblickten  in  der  Billigkeit  des 
Weins,  der  als  landwirtschaftliches  Pro- 
dukt nicht  nur  steuerfrei  war  sondern 
von  den  Weinbergsbesitzern  auch  ohne 
Handelsbescheinigung  verkauft  wurde, 
eine  schwere  Schädigung.«  In  der 
bessarabischen  Weinbauerschule  sah 
Urussow  einen  grossen  Apparat  von 
Lehrern  und  Beamten,  aber  keine  Schü- 
ler. Nach  einer  Mitteilung  des  Direk- 
tors der  Schule  sollen  sich  im  besten 
Falle  30  Lehrer  in  8  Schüler  geteilt  ha- 
ben. Lieber  liess  die  Regierung  den 
Schulbetrieb  aus  Schülermangel  zum 
Stillstand  kommen,  als  dass  sie  begabten 
Juden  die  Pforten  der  Schule  öffnete! 
Das  System  der  Korruption,  das  sich  in 
allen  Verwaltungszweigen  Russlands  ein- 
genistet hat,  wird  dort  förmlich  von  oben 
begünstigt  und  gefördert.  In  einem 
Kischincwer  Asyl  für  Waisenmädchen 
entdeckte  Urussow  die  denkbar  grössten 
Unregelmässigkeiten  in  der  Verwaltung. 
Die  reichlichen  Spenden  wohltätiger 
Kaufleute  wurden  kurzerhand  unterschla- 
gen. Sechs  Monate  nach  der  Feststellung 
der  Unregelmässigkeiten  in  der  Kasscn- 
verwaltung  las  Urussow  in  Twer  in  der 
Zeitung,  dass  der  Direktor  des  Mädchen- 
asyls zum  wirklichen  Staatsrat  »wegen 
hervorragender  Tüchtigkeit«  befördert 
wurde. 

Über  die  sklavenhaften  Verhältnisse  der 
jüdischen  Bevölkerung  Russlands,  über 
die  unerhörte  Behandlung  jüdischer  Mi- 
litärpflichtiger, über  die  Organisation  der 
Pogrome,  über  die  Entstehungsursachen 
des  Kischincwer  Pogroms  erhalten  wir- 
aus  der  Feder  Urussows  naturtreue  Bil- 
der, die  kulturgeschichtlich  einen  blei- 
benden Wert  haben.  In  den  Memoiren 
des  russischen  Fürsten  haben  wir  eben 
ein  selbsterschautes  und  selbsterlebtes 
Stück  des  russischen  Absolutismus  vor 
Augen. 

X  X 
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Knrie  Chronik  Mit  Gedenkfeiern  sind  wir 
in  diesem  Jahre  reichlich 
bedacht  worden.  In  dem 
Lärm  der  offiziellen  Gedenkfeiern  ver- 
gass  man  nun  durchweg  den  100.  Ge- 
burtstag Wilhelm  Weitlings.  In 
Weitling  ward  der  erste  deutsch*  Pro- 
letarier geboren,  der  «ich  aus  eigener 
Kraft  im  gewaltigen  geistigen  Entwicke- 
lungsdrangc  die  Elemente  einer  inter- 
nationalen Bildung  erwarb  und  sich  zum 
literarischen  Verfechter  des  modernen 
Sozialismus  emporschwang.  Weitling 
vereinigte  in  sich  —  und  hierin  ist  er 
ebenfalls  eine  neue  weltgeschichtliche  Er- 
scheinung —  den  sozialistischen  Theore- 
tiker mit  dem  Organisator  der  Arbeiter- 
bewegung. X  In  die  sozialpsychologischen 
Ursachen  und  das  Wesen  des  Mönchs- 
t  u  m  s  führt  uns  schon  nicht  der  witzige 
Verfasser  des  Demokritos  Karl  Ju- 
lius Weber  in  seinen  umfangreichen 
Werke  Die  Mönchcrei  ein.  Er  plaudert 
nur  unterhaltend  über  allerlei  Kuriosi- 
täten des  Klosterwcsens.  Werfen  wir 
den  spassigen  Plauderer  Weber  aus  der 
Möncherei  heraus,  so  erhalten  wir  die 
langweilige  und  zusammengestöppelte  Ar- 
beit Franz  Helbigs  Hinter  Kloster- 
mauern  /Berlin.  Jakobsthal/,  die  ganz  auf 
der  Möncherei  Webers  fusst.  X  Vor 
einem  Jahrhundert  veröffentlichte  J,  G. 
Fichte  zuerst  seine  Reden  an  die 
deutsche  Nation  in  Buchform.  In  ur- 
sprünglicher Gestalt  bat  nun  Dr.  Her- 
mann Leser  mit  lichtvoller  Vorrede  diese 
tatenweckenden  Reden  des  Predigers  der 
Freiheit  herausgegeben  /München,  Ein- 
hornvcrlagl. 

KULTUR 

Kunstgewerbe  /  Joseph  August  Luy 
Architekten-  j)jc  Rundschau  steht  dies- 
ongress  mst]  im  Zeichen  Wiens : 
denn  hier  wurden  im  Früh- 
jahr 1908  die  wichtigsten  Treffen  ge- 
liefert. Auch  künstlerische  Treffer  sind 
dabei  zu  verzeichnen.  Zuerst  sei  jedoch 
der  internationale  Architektenkongress 
erwähnt,  der  sich  in  erster  Linie  mit  der 
Forderung  von  Kunstministerien  be- 
schäftigte. Dass  die  staatlichen  Bau- 
burcaus  ihre  künstlerischen  Aufgaben  an 
die  freie  Architektenschaft  abgeben,  dass 
für  die  Kunstagenden  des  Staates  eigene 
Ministerien  eingesetzt  werden,  das  war 
das  Anliegen  der  Architekten  aus  aller 
Herren  Länder.  Die  staatlichen  Bau- 
burcaus  fressen  dem  freien  Architekten 
sozusagen  das  künstlerische  Brot  weg. 


Sic  führe«  die  Bauaufgaben  des  Staates 
in  schematisch  bureaukratischer  Weise 
durch,  sie  erkennen  den  künstlerischen 
Fortschritt  erst  an,  wenn  er  längst  über- 
holt und  amtlich  zahm  geworden  ist, 
gleichsam  subaltern,  mit  einem  Wort,  sie 
hindern  die  Kunst  an  ihrem  Aufschwung, 
indem  sie  die  besten  Probleme  vorweg- 
nehmen. Auch  das  Submissionswosen 
bei  Bauvergebungen,  das  sich  natürlich 
mit  der  staatlichen  Bautätigkeit  verbin- 
det und  dem  billigsten  Lieferanten  die 
Aufträge  über  Baumaterialien  usw. 
sichert,  wird  als  eine  schwere  Schädi- 
gung empfunden.  Qualität  kann  dabei 
niemals  geleistet  werden,  und  die  grosse 
Billigkeit  ist  in  solchen  Fällen  natürlich 
fast  immer  nur  auf  Kosten  der  Arbeiter 
möglich.  Irgendwo  muss  es  ja  heraus- 
geschunden werden-  Der  Staat  selbst, 
der  auf  das  Sparen  angewiesen  ist,  schon 
deshalb,  weil  ihm  sein  Bcamtenhcer  bei 
Bauausführungen  andrerseits  einen 
schweren  Posten  in  die  Rechnung  stellt, 
kann  sich  von  diesem  Prinzip  der  un- 
billigen Billigkeit  gar  nicht  lossagen. 
Und  dann,  was  die  Hauptsache  ist,  die 
eigentliche  fortstrebende  Baukunst  steht 
ohne  Aufgaben  da  und  hat  keine  Ge- 
legenheit Vorbildliches  zu  schaffen  und 
gewissermassen  die  Architektur  zu  einem 
Exportartikel  zu  erheben,  wie  es  Frank- 
reich durch  seine  Ecole  des  beaux  arts 
seit  mehr  als  hundert  Jahren  verstand. 
Denn  die  monumentalsten  Bauaufgaben 
hat  heutigentags  ja  doch  im  wesentlichen 
der  Staat  zu  vergeben.  Durch  die  Ein- 
führung von  Kunstministerien  hofft  man 
die  Bauburcaus  zu  bloss  verwaltungs- 
technischen Baubehörden  herabzudrücken 
und  die  künstlerischen  Arbeiten  an  die 
freischaffenden  Privatarchitekten  weiter 
zu  leiten.  Das  also  war  der  Hauptsache 
nach  der  Inhalt  der  Verhandlungen. 
Österreich  ist  sogar  mit  gutem  Bei- 
spiel vorangegangen  und  steht  im  Be- 
griff ein  solches  Kunstministerium  unter 
dem  Titel  Arbeitsministerium  zu  ver- 
wirklichen. Eine  Abteilung  für  Hochbau 
unter  der  Leitung  von  Fachmännern  ist 
vorgesehen,  und  somit  scheint  hier  die 
Verwirklichung  der  Wünsche  schon  in 
einem  praktischen  Beispiel  geboten.  Auf 
dieser  Grundlage  fusst  denn  auch  die 
Resolution  des  Kongresses,  der  aller» 
Staaten  die  Einführung  solcher  Ministe- 
rien empfiehlt.  Natürlich  90ll  die  Bau- 
kunst in  derartigen  Ministerien  die  füh- 
rende Rolle  spielen.  Dass  der  Ingenieur 
der  eigentliche  Architekt  unserer  Zeit  ge- 
worden ist.  wird  aber  geflissentlich  über- 
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sehen.  Das  sei  indes  nur  nebenher  ge- 
sagt. Natürlich  wird  verlangt  —  und 
auch  darin  sind  die  Architekten  aller 
Länder  einig  — ,  dass  die  baukünstlerische 
Leitung  solcher  Ministerien  in  den  Hän- 
den von  Baufachleuten  liege.  Denn  wer 
sollte  über  den  künstlerischen  Wert  der 
Architektur  besser  urteilen  als  der  Fach- 
mann? So  fragen  sich  nämlich  die  Ar- 
chitekten unter  einander.  Indem  sie 
einen  Fachmann  zu  ihrem  obersten 
künstlerischen  Richter  machen,  pflanzen 
sie  der  neuen  Institution  -schon  den 
Todeskeim  in  die  Brust.  Es  ist  eine 
heillose  Verblendung  dieser  Leute,  die 
doch  in  der  Praxis  tagtäglich  die  Erfah- 
rung machen,  dass  kaum  etwas  unzu- 
länglicher, unberechtigter  und  partei- 
ischer ist  als  Kollegenurteilc.  Eine  tag- 
tägliche Erfahrung  belehrt  uns  darüber, 
dass  Urteile  von  Fachkollegen  über 
Werke  der  Baukunst  hart  an  den  Unfug 
grenzen,  namentlich,  wenn  es  sich  um 
Werke  der  neueren  Baukunst  handelt. 
Denn  wer  sind  die  zur  ministeriellen 
Leitung  berufenen  Fachleute?  Vete- 
ranen, die  mehr  als  einen  Altersdefekt 
haben,  die  längst  die  Frische  der  Emp- 
findung verloren  haben  und  denen  jede 
Neuerung  von  Natur  aus  zuwider  ist. 
Der  Fall,  dass  moderne  junge  Künstler 
mit  Amt  und  Würden  bekleidet  werden, 
wird  nie  passieren,  schon  deshalb  nicht, 
weil  ein  wirklich  schöpferischer  Künstler 
bauen  will  und  nicht  verwalten.  Und 
schliesslich  und  endlich  ist  jene  Kunst, 
die  der  Staat  fördert,  keineswegs  die 
Kunst,  die  den  Fortschritt  bedeutet.  Wie 
sollten  die  neuen  Kunstministerien  an 
dieser  Tatsache  etwas  ändern,  wo  doch 
die  selben  Leute  wie  bisher  die  Hände 
im  Spiel  haben  werden?  So  viel  steht 
fest,  dass  der  eigentliche  Künstler  auch 
von  den  Kunstministerien  nichts  zu  hof- 
fen hat.  An  der  staatlichen  Krippe  wer- 
den nur  die  Mittclmässigen  gemästet. 

X  X 
Baukunst  au«.  Mrt  dem  Kongress  war 
stc  ung  ejne  Baukunstausstellung 
verbunden,  auf  der  Deutsch- 
land schwach  vertreten  war,  keineswegs 
mit  den  besten  Leistungen;  Österreich 
ganz  ungleichmässig,  weil  ein  grosser 
Teil  der  Jungen  sich  abseits  hält ;  ein 
Kunterbunt  von  schlechtester  Stilarchi- 
tcktur  neben  raffiniertester  Modernität 
deckte  überall  die  Widersprüche  auf, 
zwischen  denen  die  künftigen  Kunst- 
ministerien zu  vermitteln  haben  werden. 
Frankreich  ist  leider  mit  altem  Archi- 
tekturballast beschwert.    England,  kom- 


fortabel wie  immer,  bringt  Bekanntes, 
das  einer  57u<rtoausstellung  gleich  sieht. 
Amerika  rühmt  sich  seiner  Kautschuk- 
architekturen, die  nur  eine  Maske  für 
den  Eisenkonstrukteur  sind,  der  dahinter 
steckt.  Italien  tut  so  wie  Frankreich; 
Skandinavien  ist  ehrgeizig  auf  seine 
mitteleuropäische  Kultur  und  hält  so  die 
Mitte  zwischen  England  und  nordischer 
Heimatkunst.  Aber  Russland,  das  war 
diesmal  ein  Erlebnis.  Natürlich  gibt  es 
auch  dort  orthodoxe  Akademiker  und 
neben  diesen  Anhänger  des  iooj ährigen 
Kalenders,  der  in  der  Kunst  die  Wieder- 
kehr des  Empirestils  anzeigt  wie  eine 
Wetterregel,  die  alle  100  Jahre  die  sel- 
ben Erscheinungen  vorhersagt.  Aber 
neben  diesen  beiden  Gruppen,  die  uns 
nicht  interessieren,  haben  wir  eine  jung- 
moderne Richtung,  die  ausserordentlich 
künstlerisch  begabt  ist  und  einen  ausge- 
prägten nationalen,  ethnographischen 
Zug  verrät.  Diesen  Zug  haben  in  Russ- 
land auch  die  anderen  beiden  Gruppen, 
die  Akademiker  und  Empiremodernisten. 
Aber  was  ist  da  für  ein  Unterschied  !  Was 
bei  diesen  beiden  ängstliche  und  ge- 
quälte Nachahmung  ist,  erscheint  bei  den 
Jungmodernen  freihändige  Schöpfung, 
die  die  traditionellen  künstlerischen 
Elemente  zu  ganz  neuen  grossen  Wir- 
kungen zu  steigern  vermögen.  Diese 
kühnen  Proportionen  ihrer  neuen  Kir- 
chen und  Monumentalentwürfe,  diese 
riesigen  weissen  Mauerflächen,  die  monu- 
mental durch  die  Masse  und  durch  die 
Grösse  wirken,  die  Farbenglut  ihrer 
Mosaiken,  die  an  bedeutsamer  Stelle  an 
dem  blendenden  Weiss  der  grossen  For- 
men aufleuchten  wie  ewige  Lampen  der 
Schönheit,  in  den  Torbogen,  die  den 
Blick  aufsaugen  und  in  die  strahlende, 
kostbare  Pracht  des  Innern  leiten,  wo  in 
fast  byzantinisch  stilistischer  Strenge 
nach  altrussischcr  Überlieferung  ein 
Reichtum  von  herrlichen  Materialen 
künstlerisch  diszipliniert  und  zu  den 
höchsten  Sakral  Wirkungen  gesteigert  ist. 
Trotzdem  sind  die  Russen  noch  lange 
nicht  der  Gipfelpunkt  der  künstlerischen 
Ereignisse  in  Wien. 

X  X 
KlhntKi-uppe  Diesen  Gipfelpunkt  bildet 
die  Kunstschau,  die  Aus- 
stellung der  Klimtjgruppe. 
Zu  dieser  Klimtgruppc  gehört  vor  allein 
die  Wiener  Werkstätte  mit  ihrem  Mit- 
arbeiterkreis von  Architekten,  Malern 
und  dekorativen  Künstlern,  wie  Joseph 
Hoffmann,  Kolo  Moser,  C.  O.  Cschesch- 
ka,     Franz    Mctzncr,     Gustav  Klimt, 
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O.  Prutscher,  sowie  endlich  der  grosse 
Schülerkreis  dieser  Künstler.  Dass  Klimt 
Frauenbildnisse  malt,  wie  sie  nur  der 
Dichter  in  den  Stunden  der  Ekstase 
träumt,  will  noch  nicht  all  das  besagen, 
was  er  ist.  Technisch :  die  Synthese 
dessen,  was  die  Malerei  war  und  ist  In 
seinen  Skizzen  und  Studien  fanatischer 
Naturalist,  in  seiner  Farbe  verwegenster 
Impressionist,  in  seiner  Zeichnung  ein- 
dringend wie  ein  Forscher  und  Anatom, 
der  jedes  Geheimnis  enträtseln  will. 
Und  über  alles  dies  noch  etwas  mehr, 
nämlich  kühner  Stilist,  der  alle  diese  ein- 
zelnen Vorzüge  in  der  höheren  Einheit 
seines  Stils  verbirgt  Das  Material  wird 
in  seinen  Händen,  was  es  nie  vorher  ge- 
wesen ist.  Wie  immer  die  Kunst  auf  der 
Höhe  der  Herrschaft,  so  bedeutet  auch 
seine  Schöpfung  ein  Entmaterialisieren. 
Er  entdeckt  die  letzten  Schönheiten  des 
Materials,  um  sie  so  zu  steigern,  bis  sie 
fast  über  die  Grenzen  ihrer  Material- 
natur hinausgehen.  Seine  Farben  sind 
nicht  mehr  Farben  sondern  köstliche 
Juwelen.  In  Weiss  und  Gold  stehen 
diese  kleinodienhaften  Farben  und  um- 
buchten Bildnisse  oder  Symbole,  die 
wirklich  sind,  weil  sie  von  der  Banalität 
des  Alltags  ganz  entlastet  scheinen,  und 
die  dichterisch  sind,  weil  sie  das  Leben 
mit  allen  seinen  Hintergründen,  die  wir 
nie  ganz  entschleiern  möchten,  verraten. 
Und  unter  der  unglaublich  überlegenen 
Führung  des  Architekten  Joseph  Hoff- 
mann, einer  phänomenalen  Arbeitskraft, 
die  künstlerisch  mit  so  sicherem  In- 
stinkt geht,  dass  jeder  neue  Entwurfs- 
gedanke ein  neuer  Treffer  ist,  hat  diese 
tViener  IVcrkstätte  das  noch  nicht  aus- 
gesprochene Verdienst  dem  Material  und 
den  künstlerischen  Techniken  einen  neuen 
Glanz  gegeben  zu  haben.  Die  Folge 
dessen  ist  so  fruchtbar  und  so  ver- 
heissungsvoll.  dass  es  nun  fast  scheint, 
als  könne  die  Welt  von  hier  aus  ein 
neues  Kleid  gewinnen,  kostbarer,  schö- 
ner, strahlender  dfcnn  je.  Die  Ent- 
deckung des  Materials  und  die  künstleri- 
sche Verwertung  seiner  Schönheit  führt 
naturgemäss  zu  einem  Naturalismus,  der 
eine  Freude  für  die  Seele,  aber,  wie  die 
Erfahrung  lehrt,  nichts  für  trübe, 
stumpfe  Augen  ist.  Gold-  und  Silber- 
schmiedekunst, Buchbindekunst  in  raffi- 
niertester Steigerung:  wir  wussten  nur 
mehr  aus  den  Museen,  was  das  bedeutet. 
Die  Wiener  IVcrkstätte  hat  diese  goldene 
Kette  der  Überlieferung  aus  der  Ver- 
gangenheit aufgenommen,  um  sie  der 
Gegenwart  und  der  nachfolgenden  jun- 


gen Generation  darzureichen.  Wir 
können  nicht  übersehen,  dass  dieser 
Wiener  Gruppe  eine  künstlerische 
Mission  zugefallen  ist,  die  dereinst,  wenn 
der  Streit,  der  Widerspruch  und  der  um- 
lauernde Künstlcrneid  gefallen  ist,  eines 
der  wichtigsten  und  fruchtbarsten  Ka- 
pitel der  Kunstgeschichte  bilden  wird. 
Die  Hoffnung  der  künstlerischen  Zu- 
kunft beruht  auf  dieser  Gruppe,  die  in 
der  Kunstschau  alle  Probleme  der  sicht- 
baren Gestaltung  aufs  neue  angefasst 
und  in  einer  neuen  Weise  gelöst  hat 
X  X 
Kurze  Chronik  Auf  der  gegenwärtigen 
Schiffbauausstellung  in  Ber- 
lin hat  Peter  Behrens 
einen  sehr  eindrucksvollen  Monumental- 
raum geschaffen.  X  Die  ständige  Aus- 
stellungshalle und  der  sogenannte  Hoch- 
zeitsturm in  Darmstadt,  der  der 
Stadt  ein  Wahrzeichen  geben  soll,  ist 
nach  den  Plänen  Joseph  Olbrichs  voll- 
endet und  zugleich  mit  der  Ausstellung 
eröffnet  worden.  X  Die  Stadt  Stutt- 
gart eröffnet  in  den  Räumen  ihres  Mu- 
seums eine  instruktive  Bauausstellung 
mit  Plänen  und  Modellen.  X  Die  grosse 
Münchener  Ausstellung,  die  seit  Mai 
eröffnet  ist,  soll  nunmehr  fertig  sein;  sie 
stellt  ein  Rcsume  der  in  den  letzten 
io  Jahren  gediehenen  Kunstgedanken  dar. 

X  X 
Literatur  Immer  mehr  wendet  sich 
das  ästhetische  Interesse 
den  Eisenbauten  zu.  Die 
Formgewöhnung  hat  es  dahin  gebracht, 
dass  man  Eisenbauten  bereits  künstle- 
risch wertet,  auch  wenn  sie  keine  Archi- 
tckturmaske  tragen.  Das  ist  auch  ganz 
richtig,  denn  nicht  die  Architektur- 
maske oder  die  Übertragung  von  Stein- 
formen auf  Eisenkonstruktionen  macht 
die  letzteren  ästhetisch,  sondern  das 
künstlerische  Geheimnis  der  schönen 
Proportion,  der  Sinn  für  statische 
Gleichgewichtsverhältnisse,  die  in  Eisen 
wesentlich  anders  sind  als  in  Stein,  sind 
die  Kriterien  für  die  Durchbildung  der 
Ingenieurbauten.  Die  Zeit  ist  vorüber, 
wo  man  sich  bemüssigt  fand  an  Eisen- 
konstruktionen gegossene  gothische  Or- 
namente anzubringen.  Wie  stark  der 
moderne  Baustoff,  das  Eisen  nämlich, 
unser  Stilempfinden  l»eeinflu>st  hat  und 
wie  gross  seine  stilbildcnde  Kraft  bisher 
gewesen  ist.  geht  aus  dem  sehr  inter- 
essanten Werk  Alfred  Gott  hold 
M  eyers  Eisenbauten  /Esslingen,  Neff  / 
hervor.  Das  Werk  ist  zeitgemäss  und 
kann   eindringlichst   empfohlen  werden. 
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PRUL  UMBREIT  •  RÜCKBLICK  HUF  DEM  HAM- 
BURGER QEWERKSCHRFTSKOriQRESS 

ON  der  Presse  aller  Parteien  und  Schattierungen  werden  drei  Vor- 
züge dem  Hamburger  Gewerkschaftskongress  nachgerühmt:  er  war 
eine  imposante,  ruhige  und  arbeitsreiche  Tagung.  Dass  ein  Kongress 
on  etwa  350  Teilnehmern  in  Vertretung  von  beinahe  2  Millionen 
Staatsbürgern  einen  imponierenden  Eindruck  hinterlässt,  braucht  nicht 
so  sehr  zu  verwundern.  Aber  es  waren  vielleicht  weniger  diese  Zahlen,  dieses 
Aufgebot,  was  dei  Öffentlichkeit  imponierte  als  vielmehr  die  Erkenntnis,  dass 
es  die  Organisation  der  Arbeiterklasse  selbst,  die  legitime  Organisation  der 
Arbeit  ist,  die  der  Kongress  repräsentiert.  Die  Gewerkschaften,  jahrzehnte- 
lang ignoriert,  bemitleidet,  verspottet,  unterdrückt,  bekämpft  und  gefürchtet, 
sind  heute  eine  Macht  geworden,  mit  der  man  rechnen  muss,  die  Anerkennung 
heischt.  Und  sie  sind  sich  dieser  Machtbedeutung  vollkommen  bewusst.  Sie 
haben  die  Kinderkrankheiten  überwunden,  haben  die  Jünglingsjahre  hinter  sich 
und  stehen  nun  stark  und  gefestigt,  in  geschlossener  Einheit  da,  um  sich  auch 
ihren  Platz  an  der  Sonne  zu  schaffen.  Und  so  gewaltig  ist  ihr  Aufmarsch, 
dass  jeder  weiss  und  fühlt:  sie  werden  sich  Geltung  verschaffen,  denn  sie  sind 
das  Volk  der  Arbeit.  Keine  Macht  der  Welt  kann  ihre  Entwickelung  mehr 
hindern,  weder  gesetzliche  noch  gerichtliche  Eingriffe  vermögen  sie  aufzu- 
halten. 

Aber  noch  ein  anderes  offenbarte  der  Hamburger  Kongress:  Er  zeigte,  dass 
die  deutsche  Gewerkschaftsbewegung  die  grösste  und  stärkste  der  ganzen  Kul- 
turwelt ist,  und  dass  sie  die  Führung  im  Aufmarsch  der  Nationen  hat.  Noch 
der  Kölner  Kongress  /1905/  fand  die  deutschen  Gewerkschaften  an  dritter 
Stelle;  die  nordamerikanischen  Gewerkschaften  waren  ihnen  an  Mitglieder- 
zahl, die  englischen  auch  noch  an  Mitteln  überlegen.  In  diesen  drei  Jahren 
hat  die  deutsche  Gewerkschaftsbewegung  um  mehr  als  800  000  Mitglieder  zuge- 
nommen, und  ihre  Finanzkraft  hat  sich  mehr  als  verdoppelt.  Ein  gewaltiges 
Regen  der  Kräfte  sicherte  ihr  in  so  kurzer  Zeit  den  ersten  Platz,  obgleich  auch 
Deutschlands  Gewerkschaften  noch  in  mehrere  sich  heftig  befehdende  Lager 
geteilt  sind.  Aber  wo  wäre  ein  Land,  in  dem  die  Arbeiterklasse  einheitlich 
organisiert  und  e  i  n  e  s  Sinnes  wäre?  Noch  liegt  diese  Einheit  für  uns  in  unab- 
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schbarer  Ferne,  aber  die  vorhandenen  politischen  und  religiösen  Differen- 
zen ändern  nichts  an  der  Stellung  der  Gewerkschaften  dem  Unternehmertum 
gegenüber.  Sic  sind  Organisationen  von  Arbeitern,  die  heute  der  Klassenkampf 
zusammenballt,  um  sie  morgen  auf  die  gleichen  Arbeitsbedingungen  vertraglich 
festzulegen.  Deutschland  ist  nicht  nur  das  klassische  Land  der  Sozialdemo- 
kratie, es  ist  auch  das  Land  der  Gewerkschaften  geworden,  nachdem  es  Eng- 
land, das  jahrzehntelang  diesen  Ruhmestitel  trug,  überholt  hat.  Es  hat  die 
unbestrittene  Führung  auf  dem  Gebiet  der  internationalen  Berufs-  und  Gesamt- 
organisation;  sein  organisatorischer  Aufbau,  seine  Statistik  sind  vorbildlich 
geworden  für  die  meisten  Nationen. 

Es  darf  aber  nicht  vergessen  werden,  dass  diese  Erstarkung  der  deutschen 
Gewerkschaften  eine  Folgeerscheinung  des  gewaltigen  Aufschwungs  der  deut- 
schen Industrie  ist,  und  dass  sie  ihr  Gegengewicht  findet  in  einem  ebenso 
bedeutsamen  Wachstum  der  Unternehmerorganisationen.  Deutschand,  das  Land 
der  Gewerkschaften,  wird  daher  in  der  allernächsten  Zeit  auch  das  Land  der 
gewaltigsten  wirtschaftlichen  Machtkämpfe  sein,  die  die  Welt  je  gesehen  hat, 
und  von  denen  der  Bergarbeiterkampf  vor  drei  Jahren  nur  ein  Vorspiel  war. 
300000  Arbeiter  auf  einen  Schlag  auszusperren  vermass  sich  der  Gesamtver- 
band deutscher  Metallindustneller,  und  wer  wollte  angesichts  der  zentralistischen 
Strategie  der  Wirtschaftskämpfe  daran  zweifeln,  dass  eine  solche  Drohung 
auch  einmal  zur  Tatsache  wird?  Die  nächsten  Entscheidungen  im  Klassen- 
kampf der  Arbeit  fallen  auf  deutschem  Boden.  Aber  die  2  Millionen,  die  der 
Gewerkschaftskongress  repräsentierte,  sind  eine  wohlgerüstete  Armee  von 
Kämpfern,  die  sich  des  Ernstes  der  Situation  wohl  bewusst  sind  und  nicht 
minder  ihrer  Kraft.  Und  wer  .den  Hamburger  Kongress  sah  oder  seine  Ver- 
handlungen las,  der  fühlte  die  Kraft,  die  von  diesen  Millionen  ausging,  und 
ahnte  den  harten  Zusammenstoss,  den  der  starre  Widerstand  der  Unternehmcr- 
macht herbeiführen  muss. 

Trotzdem  verlief  der  Kongress  so  ruhig.  Es  war  die  Ruhe  vor  dem  Sturm, 
vor  grossen  Entscheidungen,  die  schon  die  nächste  Zukunft  bringen  kann.  Die 
zentralistische  Strategie  der  Unternehmer  hat  bereits  zu  Riesenkämpfen  in  der 
Schneiderei,  in  der  Holz-  und  Metallindustrie  sowie  in  der  Buchbinderei  und 
im  Steindruckgewerbe  geführt ;  im  Baugewerbe  ist  ein  solcher  mit  knapper  Not 
vermieden  worden,  aber  nicht  minder  gärt  es  in  vielen  anderen  Berufen,  und 
die  Zahl  der  Gewerbe,  in  denen  die  beiderseitigen  Organisationen  einen  Stand 
erreicht  haben,  der  eine  zentralistische  Regelung  der  Arbeitsbedingungen  er- 
möglicht, ist  schon  recht  ansehnlich.  Überall  ist  Zündstoff  vorhanden,  und 
angesichts  der  Tendenz  der  Unternchmerverbände  durch  Aussperrungen  die 
Arbeiterorganisationen  zu  schwächen,  einzuschüchtern  und  sie  auf  unvorteil- 
hafte Verträge  festzulegen  ist  auch  mit  Machtkämpfen  zu  rechnen.  Solche  Si- 
tuationen sind  für  den  Austrag  von  Streitfragen  wenig  geeignet;  sie  stärken 
vielmehr  das  Verantwortlichkeitsgefühl  und  drängen  nach  kräftigerer  Bekun- 
dung der  Solidarität.  Der  Gewerkschaftskongress  hat  auch  in  diesem  Geiste 
gearbeitet.  Er  hat  der  Erörterung  der  Grenzstreitigkeiten,  deren 
Regelung  ihm  vom  vorigen  Kongress  überantwortet  war,  durch  vorherige  Kom- 
missionsberatung die  schlimmsten  Spitzen  abgebrochen  und  die  streitenden 
Gruppen  auf  den  Weg  der  Verständigung  und  Kartell  Verträge  gewie- 
sen.   Die  bisherige  Organisation  nach  Berufen  soll  auch  für  die  Zukunft 
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Grundsatz  der  Gewerkschaften  sein,  die  Weiterentwickelung  zu  grossen, 
leistungsfähigen  Verbänden  soll  nicht  verhindert  werden.  Gleichberechtigung, 
loyale  Anerkennung  des  Besitzstandes,  Unterlassung  unlauterer  Agitation  und 
rechtzeitige  Verständigung  über  alle  Fragen  des  Nebeneinander-  und  Zusammen- 
wirkens sollen  den  inneren  Frieden  gewährleisten,  den  eine  Armee  braucht,  um 
nach  aussen  hin  schlagfertig  und  sieghaft  zu  sein. 

Auch  die  Kampfmittel  unterzog  der  Kongress  einer  erneuten  Prüfung.  Die 
Neuregelung  der  Streikunterstützung  war  noch  nicht  spruchreif;  sie  wurde 
einer  der  nächsten  Vorstandskonferenzen  überwiesen.  Dagegen  wurde  der 
Boykott  als  Kampfmittel  bei  Lohnkämpfen  gewisser  Berufe  anerkannt,  und 
die  Bedingungen  für  seine  Durchführung  wurden  eingehend  geregelt.  Der 
Boykott  ist  in  der  Geschichte  der  Arbeiterkämpfe  nicht  neu;  er  ist  schon  häufig, 
mit  und  ohne  Erfolg,  angewendet  worden.  In  diesen  Kämpfen  hat  es  sich  ge- 
zeigt, dass  es  nicht  genügt  boykottierte  Waren  oder  Lokalitäten  zu  sperren,  son- 
dern dass  es  auch  notwendig  ist  den  Konsum  in  andere  Wege  zu  leiten,  Ersatz- 
artikel zu  beschaffen.  Das  ist  häufig  eine  schwere  Aufgabe,  besonders  wenn 
das  Fabrikanten-  und  Häudlertum  zu  den  boykottierten  Firmen  hält.  Ferner 
führen  Boykotts  auch  oft  zu  Aussperrungen  als  Gegenmassnahmen  der  Unter- 
nehmer. Endlich  legt  die  Praxis  der  Gerichte  den  Gewerkschaften  eine  ge- 
wisse Zurückhaltung  in  der  Wahl  der  Mittel  bei  Durchführung  von  Boykotts 
auf:  jede  öffentliche  Propagierung  des  Boykotts,  jede  die  freiwillige  Ent- 
schliessung  beeinflussende  Einwirkung  auf  das  Publikum  wird  als  Verstoss 
gegen  die  guten  Sitten  erachtet,  der  in  Verbindung  mit  absichtlicher  Vermögens- 
schädigung zu  Schadensersatz  verpflichtet.  Es  erscheint  daher  verständlich, 
dass  der  Gewcrkschaftskongress  sich  bei  der  Erörterung  dieses  Kampfmittels 
von  jeglichem  Optimismus  fernhielt.  Auch  die  bekannte  Erfahrung,  dass  es 
besonders  einige  schwach  organisierte  Berufe  sind,  die  die  Anwendung  des 
Boykotts  vorzugsweise  wünschen  und  dabei  an  die  Solidarität  der  gesamten 
Arbeiterschaft  appellieren,  stimmte  den  Enthusiasmus  der  übrigen  Gewerk- 
schaften etwas  herab;  nicht,  weil  sie  ersteren  diese  Solidarität  nicht  gönnen, 
sondern  weil  das,  was  eine  Organisation  nicht  aus  eigener  Kraft  erkämpft, 
selten  von  langer  Dauer  ist  und  zur  Grundlage  weiterer  Erfolge  gemacht  wer- 
den kann.  Im  Gegenteil  stachelt  jede  häufig  wiederholte  Boykottpraxis  auch 
die  Unternehmer  zu  Solidaritätskundgebungen  und  Abwehrvereinbarungen  auf, 
die  verschärfend  auf  die  allgemeinen  Kämpfe  zurückwirken.  Die  Resolution 
des  Kongresses  warnt  daher  mit  Recht  vor  unrechter  und  unzeitiger  Boykott- 
anwendung, weil  solche  die  beteiligte  Gewerkschaft  wie  auch  die  gesamte  Ar- 
beiterbewegung benachteiligt. 

Aber  auch  in  anderer  Hinsicht  war  der  ruhige  Verlauf  des  Kongresses  hervor- 
zuheben. Der  Kölner  Kongress  stand  im  Zeichen  lebhafter  Auseinandersetzun- 
gen mit  der  Partei;  der  Streit  um  Maifeier  und  Massenstreik  schlug  hohe 
Wogen.  In  Hamburg  kam  es  kaum  zu  einer  grosszügigen  Maifeierdebatte,  und 
der  Massenstreik  war  überhaupt  aus  der  Diskussion  verschwunden.  Es  war 
Ruhe  eingetreten:  diesmal  die  Ruhe  nach  dem  Sturm.  Allerdings  mussten, 
ehe  es  so  weit  kam,  die  Differenzen  erst  den  Höhepunkt  erreicht  haben :  die  be- 
kannte Protokollaffäre  musste  das  fernere  Zusammenwirken  von  Partei  und 
Gewerkschaften  in  Frage  stellen,  ehe  es  zu  einem  für  beide  Teile  ehrenvollen 
Frieden  kam.   Der  Friedensschluss  zu  Mannheim  /1906/  brachte  den  Gewerk- 
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Schäften  nicht  nur  die  ausdrückliche  Anerkennung  der  Gleichberechtigung  und 
Gleichwertigkeit,  sondern  er  sicherte  auch  das  fernere  Zusammenwirken  von 
Partei  und  Gewerkschaft,  indem  er  bestimmte,  dass  bei  Aktionen,  die  die  Inter- 
essen der  Gewerkschaften  und  <Jer  Partei  gleichmässig  berühren,  die  Zentral- 
leitungen beider  Organisationen  sich  zu  verständigen  suchen  sollen.  Dies 
sichert  den  Gewerkschaften  den  ihnen  vorher  versagten  Einfluss  in  taktischen 
Fragen,  wodurch  den  Streitigkeiten  der  Boden  entzogen  wird. 

Wie  sehr  sich  der  Grundsatz  der  vorherigen  Verständigung  bewährte,  dafür 
bildeten  die  Kongressverhandlungen  die  Probe  aufs  Exempel.  Zwei  Fragen  stan- 
den zur  Debatte,  die  Partei  und  Gewerkschaften  gemeinsam  berührten:  die 
Maifeier  und  die  Jugendorganisation.  In  beiden  Fragen  hatte  die  General- 
kommission vor  dem  Kongrcss  sich  mit  dem  Parteivorstand  verständigt  und 
über  die  leitenden  Grundsätze  bestimmte  Vereinbarungen  herbeigeführt.  Die 
Erörterung  dieser  Fragen  wurde  dadurch  keineswegs  unterbunden;  die  Mei- 
nungsverschiedenheiten kamen  zu  ihrem  Recht  der  Kundgebung.  Aber  gleich- 
wohl stimmte  der  Kongrcss  in  beiden  Fällen  den  Vereinbarungen  zu.  Dieser 
Erfolg  ist  um  so  höher  anzuschlagen  als  noch  vor  drei  Jahren  der  Kölner 
Kongress  in  der  Maifeier  angelegenheit  zu  keiner  Entscheidung  kommen 
konnte.  Freilich  ist  ja  auch  diesmal  über  die  Maifeier  nicht  entschieden 
worden,  wie  es  vielleicht  manche  ihrer  Anhänger  oder  Gegner  erwartet  hatten. 
Der  Kongress  hat  die  Maifeier  ebensowenig  abgeschafft  wie  die  Arbeitsruhe 
obligatorisch  gemacht.  Er  konnte  auch  weder  das  eine  noch  das  andre  tun, 
musste  sich  vielmehr  auf  die  Regelung  der  Unterstützungsfrage  für  die  Opfer 
der  Arbeitsruhe  beschränken,  die  von  der  Tagung  der  deutschen  Delegation  zum 
Stuttgarter  internationalen  Kongress  / 1907/  als  wichtigster  Streitpunkt  der 
gemeinsamen  Verständigung  überwiesen  worden  war.  Deshalb  brauchte  der 
Gewerkschaftskongress  von  einer  Diskussion  der  Maifeier  selbst  nicht  unbe- 
dingt Abstand  zu  nehmen.  Aber  da  ihm  eine  entscheidende  Beschlussfassung 
nicht  zustand,  und  eine  grundsätzliche  Verständigung  der  beiden  Zcntralleitun- 
gen  über  das  Schicksal  der  Maifeier  weder  versucht  noch  herbeigeführt  war, 
so  wäre  es  sicher  töricht  gewesen  durch  solche  Auseinandersetzungen  aber- 
mals das  Zusammenwirken  von  Partei  und  Gewerkschaft  zu  stören.  Es  lag 
im  Interesse  der  Eintracht,  dass  derartige  Erörterungen  abgeschnitten  wur- 
den. Die  getroffene  Vereinbarung  selbst,  die  die  Durchführung  der  Arbeits- 
ruhe wie  auch  die  Unterstützung  der  Ausgesperrten  den  örtlichen  Organen 
der  Arbeiterbewegung  überweist,  hat  freilich  nicht  überall  Zustimmung  ge- 
funden. Sie  ist  sowohl  von  einer  Reihe  von  Gewerkschaftskartellen  als  auch  von 
verschiedenen  Parteiblättern  scharf  angegriffen  worden,  ohne  dass  seitens  der 
Kritiker  ein  anderer  Modus  empfohlen  worden  wäre.  Es  wurde  zwar  mehr 
oder  minder  deutlich  auf  die  Zentralkassen  hingewiesen,  aber  daran 
konnte  im  Ernst  gar  nicht  gedacht  werden  den  Zentralkasscn  diese  Opfer 
aufzubürden,  schon  deshalb  nicht,  weil  diese  Zentralen,  die  Parteileitung  einge- 
schlossen, den  geringsten  Einfluss  auf  den  Umfang  der  Arbeitsruhe  und  der 
daraus  resultierenden  Kämpfe  haben.  Wo  vereinzelt  die  Zentralkasse  die  Un- 
terstützung der  Maifeierausgesperrten  übernommen  hat,  wie  bei  den  Metall- 
arbeitern, da  ist  es  unter  Kautelen  geschehen,  die  faktisch  einer  Verhütung 
der  Arbeitsruhe  gleichkommen.  Darum  wäre  es  doch  noch  sehr  ernsthaft 
zu  erwägen,  ob  man  den  Zentralinstanzen,  auch  dem  Parteivorstand,  einen  sol- 
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chen  entscheidenden  Einfluss  auf  die  Arbeitsruhe  bereitwillig  zugestehen  will. 
Ohne  diesen  Einfluss  würden  die  Zentralkassen  aber  den  Angriffen  der  Un- 
ternehmerverbände preisgegeben  sein,  die  sicher  dem  verhassten  Gegner  ihre 
Macht  fühlbar  machen  würden.  Die  örtliche  Regelung  entzieht  unsere 
Kriegskassen  den  Gelüsten  der  Gegner,  ohne  die  Durchführung  der  Arbeitsruhe 
dort,  wo  sie  ohne  grosse  wirtschaftliche  Schädigung  durchführbar  ist, 
zu  hindern.  Sic  schärft  zugleich  aber  auch  die  Verantwortlichkeit  aller  ört- 
lichen Instanzen,  die  künftig  bei  ihrer  Propaganda  der  Arbeitsruhe  sorgfältig 
darauf  achten  müssen  sie  in  den  Grenzen  der  durch  die  örtlichen  Mittel  be- 
dingten Durchführbarkeit  zu  halten  und  unabsehbare  Konflikte  zu  vermeiden. 

Ein  Teil  der  Parteipresse  hat  gegen  diese  Regelung  eingewendet,  sie  sei  nichts 
anderes  als  ein  Begräbnis  der  Maifeier.  Diese  Kritiker  erweisen  damit  der 
Maifeier  den  denkbar  schlechtesten  Dienst,  denn  gerade  s  i  e  sind  es,  die  auf  ein- 
mal jenen  Pessimismus  künstlich  nähren,  der  die  ganze  Maifeier  über  Bord  werfen 
möchte,  bloss  weil  die  Unterstützung  nicht  zentralistisch  geregelt  werden  kann. 
Die  Arbeitsruhe  am  I.  Mai  ist  in  vielen  Orten  durchführbar,  das  hat  die  Erfah- 
rung bewiesen.  Sie  lässt  sich  aber  ebensowenig  allgemein  erzwingen  wie  ein 
allgemeiner  Streik.  Sie  ist  ein  Kampfobjekt  und  als  solches  von  den  Gesetzen 
der  Strategie  abhängig.  Wer  also  die  Maifeier  nicht  zu  den  Toten  werfen 
will,  der  muss  vernünftigerweise  der  örtlichen  Regelung  zustimmen,  die  Par- 
teivorstand und  Gencralkommission  vereinbart  haben.  Und  wie  der  Gewerk- 
schaftskongress  seine  Zustimmung  dazu  gegeben  hat,  so  darf  man  auch  vom 
kommenden  Parteitag  erwarten,  dass  er  diese  Regelung  nicht  einseitig  um- 
stösst  und  damit  neue  Differenzen  schafft.  Das  könnten  nur  diejenigen  wün- 
schen, die  baldigst  aller  bindenden  Verpflichtungen  der  Maifeier  gegenüber 
ledig  sein  möchten. 

Auch  die  vom  Gewerkschaftskongress  beschlossene  Lösung  der  Frage  der 
Jugendorganisation  beruht  auf  voraufgegangener  Vereinbarung  mit 
dem  Parteivorstand.  Sie  verneint  die  Notwendigkeit  selbständiger  Jugend- 
organisationen, spricht  sich  jedoch  für  gemeinsame  örtliche  Kommissionen  aus 
Partei  und  Gewerkschaften  zur  Organisation  der  Jugenderziehung  aus. 
Die  jungen  Leute  sollen  von  der  Vertretung  in  diesen  Kommissionen  keines- 
wegs ausgeschaltet  werden.  Es  soll  aber  der  entscheidende  Einfluss  über  alle 
Erziehungsfragen,  Veranstaltungen  und  Arrangements  in  den  Händen  ge- 
eigneter erfahrener  Genossen  liegen.  Politische  und  gewerkschaftliche  Fragen 
sollen  den  jungen  Leuten  durchaus  nicht  verschlossen  werden,  im  Gegenteil, 
das  gemeinsame  Erziehungswerk  bezweckt  ja  sie  in  diese  Dinge  einzuführen. 
Nur  ein  aktiver  Einfluss  auf  Parteipolitik  und  auf  Gewerkschaftsangelegen- 
heiten kann  der  Jugend  nicht  zugestanden  werden.  Das  Alter  von  14  bis  18 
Jahren  soll  der  Erziehung,  der  Pflege  des  Körpers  und  Geistes  gehören.  Dabei 
mögen  die  jungen  Leute,  wenn  sie  das  nötige  Wissen  haben,  auch  ruhig  über 
wissenschaftliche  Probleme  und  Streitfragen  mit  all  der  Unbefangenheit  und 
Unverantwortlichkeit  diskutieren,  die  nun  einmal  das  Merkmal  der  Jugend  ist. 
Die  Welt  wird  darüber  nicht  einstürzen.  Aber  wir  brauchen  keine  Sonder- 
organisationen, weder  politische  noch  gewerkschaftliche,  noch  dazu  von  jungen 
Leuten,  denen  nicht  nur  die  Reife  mangelt,  sondern  denen  meist  die  Organi- 
sation form  über  den  Inhalt  geht.  Die  Gewerkschaften  haben  gerade  an 
den  bestehenden  Organisationsschwierigkeiten  und  Grenzstreitigkeiten  genug, 
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um  nicht  zu  wünschen,  dass  noch  weitere  Instanzen  in  gewerkschaftlichen  An- 
gelegenheiten Beschlüsse  fassen  und  Aktionen  propagieren  dürfen,  für  die 
niemand  eine  Verantwortung  tragen  kann.  Aber  auch  die  Partei  kann  keine 
Sonderorganisationen  mit  aktiver  Politik  dulden,  selbst  in  weniger  heiklen  An- 
gelegenheiten als  es  der  Kampf  gegen  den  Militarismus  ist. 

Auch  gegen  diese  Vereinbarung  läuft  jetzt  ein  Teil  der  Parteipresse  Sturm. 
Dass  die  Leipziger  Volksseitung  dagegen  hetzt  und  das  Parteigewissen  aufruft, 
entspricht  lediglich  ihrer  Tradition,  denn  dieses  Blatt  kann  ohne  Parteikrakeel 
nicht  leben.  Heute  tritt  das  Blatt  für  das  Recht  der  Jugend  auf  Sonderorgani- 
sation in  die  Schranken,  weil  die  Gewerkschaften  dieses  Recht  verneinen. 
Hätte  man  der  Jugend  Sonderorganisationen  bewilligt,  dann  würde  es  das 
Recht  der  Jugend  auf  antimilitaristische  Propaganda  zum  Gegenstand  eines 
Parteikrakeels  gemacht  haben.  Es  ist  das  unveräusserliche  Recht  dieses  Or- 
gans seinen  Standpunkt  stets  jenseits  aller  Verantwortlichkeit  einzunehmen. 
Von  der  Parteileitung  erwartet  der  Parteitag  jedoch,  dass  er  das  Wohl  der 
Arbeiterbewegung  stets  im  Auge  behält  und  solche  Fragen  gemeinsam  mit 
den  Gewerkschaften  regelt.  Aber  auch  anderen  Parteikreisen  kommt  die 
Preisgabe  der  selbständigen  Jugendorganisation  überraschend  und  übereilt;  sie 
versprechen  sich  pädagogische  Wunder  von  dieser  Selbständigkeit.  Sic  über- 
sehen dabei  aber  völlig  die  Schwierigkeiten,  die  das  neue  Reichsvereinsgesetz 
solchen  selbständigen  Jugendorganisationen  bereitet,  da  diese  und  ihre  Ver- 
sammlungen keinerlei  politischen  Zwecken  dienen  dürfen.  Ist  es  schon  er- 
wachsenen Staatsbürgern  kaum  möglich  gewesen  zwischen  politischen  Erörte- 
rungen und  politischen  Zwecken  richtig  zu  unterscheiden,  so  werden  die  jungen 
Leute  aus  gesetzlichen  Verstössen  gar  nicht  herauskommen.  Dadurch  würde 
nicht  bloss  die  Existenz  der  Jugendorganisationen  sondern  der  ganze  Zweck 
der  Jugenderziehung  gefährdet  werden.  Solange  die  Jugendbewegung  sich 
frei  von  jeder  Verantwortlichkeit  der  Partei  und  der  Gewerkschaft  ent- 
wickelte, blieb  die  Auflösung  eines  Lehrlingsvereins  für  die  Arbeiterbewegung 
von  untergeordneter  Bedeutung.  Wenn  aber  Partei  und  Gewerkschaften  ge- 
meinsam daran  gehen  eine  grosszügige  Organisation  der  Jugenderziehung  zu 
schaffen,  so  können  sie  dieses  Werk  nicht  auf  der  unzuverlässigen  Basis  des  Reichs- 
vercinsgesetzes  aufbauen,  sondern  sie  müssen  Vorkehrungen  treffen  es  gegen 
behördliche  Eingriffe  zu  sichern.  Der  blosse  Verzicht  auf  politische  Zwecke 
würde  die  Jugendorganisation  lediglich  auf  das  Gebiet  wirtschaftlicher 
Betätigung  drängen  und  damit  ein  tibergreifen  in  gewerkschaftliche  Angelegen- 
heiten fördern,  wie  es  bei  den  Lehrlingsvereinen  tatsächlich  zu  verzeichnen  war. 
Die  gewerkschaftliche  Interessenvertretung,  auch  der  jugendlichen  Arbeiter 
und  Lehrlinge,  kann  nur  Sache  der  Gewerkschaften  sein,  die  allein 
Differenzen  austragen  oder  durch  Tarifverträge  ausschlicssen  könnnen.  Für 
die  Erziehung  der  Jugend  aber  bedarf  es  keiner  besonderen  Organisation. 
Sie  kann  durch  hierzu  eingesetzte  Kommissionen,  eventuell  im  Anschluss  an 
örtliche  Arbeiterbildungsinstitute,  ausreichend  organisiert  werden.  Je  vor- 
urteilsloser man  diese  Frage  prüft,  lediglich  das  gemeinsame  Wohl  von  Partei 
und  Gewerkschaften  im  Auge  behaltend,  desto  mehr  wird  man  der  Erkenntnis 
zuneigen,  dass  Parteivorstand  und  Gcncralkommission  doch  den  besten  Weg 
unter  den  gegenwärtigen  Verhältnissen  gefunden  haben.  Der  Nürnberger 
Parteitag  wird  sich  hoffentlich  dieser  Erkenntnis  ebenfalls  nicht  verschliessen 
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sondern  gleich  dem  Gewerkschaftskongress  den  Vereinbarungen  der  leitenden 
Körperschaften  zustimmen  und  zunächst  einmal  praktisch  erproben  lassen,  was 
sich  auf  diesem  Weg  erreichen  lässt.  Bei  der  Erörterung  dieses  Gegenstandes 
auf  dem  Kongress  wurden  auch  die  Angriffe,  die  ein  Teil  der  Parteipresse  ob 
der  Ausführungen  Legiens  und  Schmidts  über  die  Frage  der  Jugenderziehung1) 
gegen  diese  Genossen  und  gegen  die  Sozialistischen  Monatshefte  richtete,  mit 
erfreulicher  Entschiedenheit  zurückgewiesen. 

Von  den  übrigen  Verhandlungsgegenständcn  des  Gewerkschaftskongresses  seien 
nur  dem  Verhältnis  zu  den  Konsumgenossenschaften  noch  einige 
Zeilen  gewidmet.  Auch  hier  handelte  es  sich  um  eine  vorgängige  Vereinbarung, 
die  die  Generalkommission  mit  dem  Vorstand  des  Zentralverbandes  deutscher 
Konsumvereine  und  dem  Vorsitzenden  seines  Tarifamts  abgeschlossen  hatte, 
und  deren  Wortlaut  überdies  auch  vor  der  Konferenz  der  Gewerkschafts- 
vorstände festgelegt  war.  Sie  bezog  sich  auf  eine  Auslegung  der  bekannten 
Resolution  des  Düsseldorfer  Genossenschaftstages  /1907/  und  sollte  den  Diffe- 
renzen ein  Ende  machen.  Anstatt  diese  Vereinbarung  anzunehmen  oder  ab- 
zulehnen, beschloss  der  Eisenacher  Genossenschaftstag  auf  Antrag  des  Vor- 
standes und  Ausschusses  einen  Zusatz,  der  die  üblen  Wirkungen  der  Düssel- 
dorfer Resolution  nicht  nur  aufrecht  erhält  sondern  sie  auch  noch  auf  lokale 
Tarif  Vereinbarungen  überträgt.  Dass  ein  solches  einseitiges  Vorgehen  die  Ge- 
werkschaftskreise arg  verstimmte,  ist  erklärlich,  und  es  fehlte  nicht  an  scharfen 
Worten  gegen  diese  Eigenmächtigkeit.  Aber  der  Gewerkschaftskongress  legte 
grosses  Gewicht  darauf  auch  mit  den  Konsumvereinen  in  dauernder  Verständi- 
gung über  alle  gemeinsamen  Fragen  zu  bleiben,  und  so  begnügte  er  sich  mit 
der  Kenntnisnahme  des  vereinbarten  Wortlauts  der  Erklärung  und  verpflichtete 
die  Gewerkschaftsmitglieder  sich  den  Genossenschaften  anzuschliessen. 

Der  Hamburger  Gewerkschaftskongress  hat  ein  grosses  Arbeitspensum  be- 
wältigt. Er  hat  zu  zahlreichen  sozialpolitischen  Fragen  Stellung  genommen  — 
ein  Referat  Molkenbuhrs  über  die  Entwickelung  der  sozialen  Gesetzgebung 
bildete  den  Glanzpunkt  seiner  Verhandlungen  —  und  auf  die  praktische  Ge- 
werkschaftsarbeit in  hohem  Masse  befruchtend  gewirkt.  Das  alles  war  mög- 
lich, weil  zwischen  Partei  und  Gewerkschaften  Friede  und  Verständigung 
waltete,  weil  den  wichtigsten  Verhandlungsfragen  durch  vorherige  Verein- 
barungen vorgearbeitet  worden  war.  Das  ist  das  erfreulichste  Ergebnis  des 
Hamburger  Kongresses,  die  Frucht  der  Anerkennung  der  Gleichberechti- 
gung von  Partei  und  Gewerkschaft.  So  konnte  Bömelburg  den 
Kongress  auch  mit  dem  Hinweis  darauf  schliessen,  wie  notwendig  die  Einigkeit 
der  gesamten  Arbeiterbewegung  sei.  Er  wiederholte  nicht  das  seit  Stuttgart 
und  Köln  so  oft  zitierte  und  geflissentlich  missverstandene  Wort,  dass  Partei 
und  Gewerkschaften  eins  sein  sollen.  Eins  im  Sinne  der  Einheit  können 
Partei  und  Gewerkschaften  eben  so  wenig  sein  wie  Gewerkschaften  und  Ge- 
nossenschaften. Jede  dieser  Organisationen  ist  selbständig;  keine  steht  über 
und  keine  unter  der  anderen.  Aber  einig  können  und  müssen  sie  sein,  und 
diese  Einigkeit  hat  auf  dem  Hamburger  Gewerkschaftskongress  ihre  erste 
Prüfung  gut  bestanden.    Möge  dies  für  den  Parteitag  ein  gutes  Omen  sein ! 

')  V'crgl.  die  Artikel  Carl  Legiens  Zum  Gewerkschaftskongress  in  Hamburg  und  Robert 
Schmidts  Jugendbildung  in  diesem  Band  dtr  Sostalistischen  Monatshefte,  pag.  709  ff.  und  732  ff. 
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1  NTER  uns  Deutschen  besteht,  scheint's,  eine  stillschweigende  Verein- 
barung, ein  unverbrüchliches  Gesetz,  dem  Schreiber  und  Leser  sich 
wie  durch  eine  innere  Nötigung  unterwerfen :  über  die  Schwelle  der 
Politik  darf  der  Gedanke  niemals  schreiten.  Sie  ist  der  Auf- 
bewahrungsort unkontrolliert  übernommener  Überlieferungen,  sie  ist 
die  Zeit,  die  jeder  sich  im  Tage  nimmt  wiederzukäuen,  sie  ist  das  unveränder- 
liche Ritual,  geweiht  mumifizierten  Wahrheiten,  sie  ist  der  treue  Sinn  der  Gross 
mutter  vom  Lande,  den  nie  der  lockende  Wechsel  der  Moden  sündig  versucht 
hat.  Im  Wirbelsturm  trug  die  wirtschaftliche  und  staatliche  Entwickelung  die 
Deutschen  empor,  verwandelte  sie,  im  Reich  wie  in  Österreich,  aus  einem  Volk 
der  Ackerbauer  und  der  Kleinstädter  in  ein  Volk  der  Industrie  und  der  Gross- 
stadt, sammelte  sie  aus  der  Zerstreuung  zu  Einheit  und  Macht ;  auch  die  Un- 
erschrockenheit  des  Gedankens,  die  Buckle  uns  einst  nachgerühmt,  ist  in  der 
wissenschaftlichen  Forschung  noch  nicht  verblichen.  In  dieser  Unrast  be- 
durfte wohl  der  Deutsche  einer  Stätte  der  Erholung,  und  das  ist  augenscheinlich 
die  Politik.  Wir  erkennen  unsere  Heimat  nicht  mehr,  wenn  wir  sie  nach 
zwanzig  Jahren  wieder  aufsuchen,  wir  können  in  kein  Handbuch  der  Mythologie 
oder  der  Physik  sehen,  ohne  zu  erkennen,  dass  wertlos  geworden  ist,  was  wir 
einst  gelernt  haben :  aber  wir  brauchen  nur  irgend  eine  Sammlung  politischer 
Briefe  aus  der  Zeit  der  Jungdeutschen  aufzuschlagen,  um  des  wohltuenden  Ge- 
fühls teilhaftig  zu  werden,  dass  unsere  politischen  Publizisten  über  die  Rolle 
der  Westmächte,  über  den  Zusammenhang  von  äusserer  und  innerer  Politik, 
über  Adel  und  Volk,  über  Regierung  und  Opposition  usw.  immer  noch  so 
denken  wie  Wolfgang  Menzel  oder  Heine,  ja  wie  Rotteck  und  seine  ba- 
dischen Freunde.  Wir  haben  konservative  und  radikale  Politik,  aber  wir 
haben  nur  ein  politisches  Räsonnement,  das  alt,  schal  und  abgestanden  ist.  Der 
Siegeslauf  des  Marxismus,  die  Macht  des  historischen  Denkens  sind  bloss 
Täuschungen.  Man  kann  Bücherkolonnen  für  beides  anführen,  aber  nicht 
einen  Leitartikel.  Denn  die  Änderung  der  Nomenklatur  ist  noch  kein  Wechsel 
der  Anschauungen.  Wer  Klassengegensatz  sagt,  mit  Simmel  von  der  Beseiti- 
gung des  naiven  Realismus,  mit  Lamprecht  von  cntwickelungsgeschichtlichen 
Persönlichkeitstypen  redet,  meint  und  sieht  doch  nur  eine  Welt,  in  der  die 
bösen  Absichten  seiner  unmittelbaren  Gegner  die  Ursachen  alles  Übels  auf 
Erden  sind;  er  verdirbt  bloss  die  Einfalt  seines  kindlichen  Denkens  durch 
Barbarismen  der  Philosophie,  verkleidet  die  traute  Welt  der  weissen  und  der 
schwarzen  Schafe  mit  unaussprechlichen  Fremdwörtern. 

Jeder  Vorfall  des  öffentlichen  Lebens  bietet  Beweise  und  Beispiele  in  reicher 
Fülle.  Eines  aber  drängt  sich  vor  allem  auf.  weil  es  in  die  Ursprungstiefe 
dieses  intellektuellen  Elends  führt,  weil  es  zugleich  anschaulich  macht,  dass  in 
der  Unzulänglichkeit  des  politischen  Denkens  Alldcutschland  noch  immer  einig 
ist,  und  die  Grenzen  des  Nikolsburger  Friedens  wohl  die  Richtung,  aber  nicht 
den  Inhalt  der  deutschen  Torheiten  trennen  und  scheiden  konnten.  Alles,  was 
in  der  deutschösterreichischen  Politik  widersinnig,  kindisch,  abirrend  ist.  hat 
einen  gemeinsamen  Quell  und  Ausgang:  den  Judenpunkt.  Und  was  in  Preussen 
in  gleicher  Weise  ins  Leere  und  Nichtige  kraftlosen  Geschwätzes  strebt,  muss 
ebenso  aus  der  einen  Wurzel  des  Junkerhasses  abgeleitet  werden.  Aber  Junker- 
hass  und  Judenhaß  sind  nur  nach  Ort  und  Verhältnis  verschiedene  Formen 
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der  selben  Unfähigkeit  des  politischen  Urteils.  Mit  Unrecht  hat  man  Lueger 
und  Bielohlawek  für  psychogenetische  Persönlichkeitstypen  des  spezifischen 
Wiencrtums  ausgegeben:  nimmt  man  dem  einen  nur  sein  organisatorisches  und 
volksredneTTsches  Talent,  dem  andern  seine  brutale  Urwüchsigkeit  und  stattet 
beide  dafür  mit  den  Bildungsphrasen  aus,  die  seit  sechzig  Jahren  im  Spülicht 
liberaler  Leitartikel  schwimmen,  so  können  sie  mit  ihrer  Weltanschauung,  mit 
ihrer  sozialgeschichtlichen  Logik  und  Methodik  ebenso  gut  gewerbsmässige 
Junker  vertilger  abgeben.  Denn  was  macht  das  Wesen  des  Wiener  Anti- 
semitismus aus  —  und  nur  dieser  kommt  in  betracht,  da  der  nationale  im  Reiche 
wie  Österreich  zu  wenig  selbständige,  parteibildende  Kraft  besitzt  — ?  Der 
Antisemitismus  ist  die  Antwort  des  naiven  Meinens  auf  die  tindrücke,  mit 
denen  das  moderne  Wirtschaftsleben  die  Seele  des  Kleinbürgers,  des  Intel- 
lektuellen und  des  behäbigen  Besitzers  aus  den  Kreisen  des  Bürgertums  be- 
stürmt. Die  Wahrnehmung,  dass  flinker  Geschäftsgeist  im  raschen  Treiben 
der  Weltstadt  über  Tüchtigkeit  und  Arbeit  siegt,  dass  die  Macht  des  flüssigen 
Geldes  alle  Vorzüge  und  Vorteile  sich  Untertan  macht,  die  sonst  ein  durch 
Erbschaft  und  Amt  gewährleistetes  Privileg  waren,  verbindet  sich  mit  dem 
sichtbaren  Augenschein  der  Tatsache,  dass  im  Handel  und  Wandel,  im  Genuss 
und.  Luxus  des  Reichtums  das  Judentum  zunehmend  den  vordersten  Platz  ein- 
nimmt. Der  Advokat,  der  Journalist,  der  Händler  und  sein  Gehilfe,  das 
Theaterpublikum,  das  Sommervölkchen  der  Villcnvororte  wie  die  Flaneure  der 
Ringstrasse:  was  sich  dem  Auge  darbietet,  ins  Auge  springt,  ist  in  Wien  jüdisch. 
Ist's  ein  Wunder,  dass  der  Wiener  Spiesser  aller  Grade  die  Wirkung  mit  der 
Ursache  verwechselt  und  eine  Erkenntnis,  die  so  sinnenfällig  scheint,  nicht  ver- 
tauschen will  gegen  die  tiefere  Einsicht,  dass  Grossstadt  und  modernes  Wirt- 
schaftsleben die  gleichen  Erscheinungen  überall  hervorruft,  auch  dort,  wo  kein 
jüdischer  Einfluss  vorwaltet?  Er  bleibt  dabei  sein  Urteil  über  die  Gesamt- 
struktur des  modernen  Daseins  in  die  fasslichen  Worte  jüdischer  Schzrindel, 
jüdisclie  Vordringlichkeit  zusammenzuschliessen,  mit  umso  gewisserem  Erfolg 
beim  breiten  Publikum  als  das  Gefühl  des  Andersseins  fremden  Konfessionen 
und  Ständen  gegenüber  wie  die  Nachwirkung  uralter  Vorurteile  zu  über- 
wältigender lebendiger  Macht  der  Gegenwart  werden,  sobald  sie  mit  neuen  Ein- 
drücken verwachsen. 

Ändern  wir  nun  die  Vorzeichen,  setzen  wir  statt  des  Wiener  Spiessers  den 
norddeutschen  Bildungsphilister  ein,  so  haben  wir  hier  zugleich  die  Natur- 
geschichte des  preussischen  Junkerhasses  gegeben.  Bei  der  Unfähigkeit  auf  den 
Grund  zu  denken,  warum  und  aus  welchen  besonderen  geschichtlichen  Ursachen 
Preussen  zum  Staat  der  überspannten  Staatsautorität  wurde,  und  welche  Um- 
stände demgemäss  den  konservativen  Gewalten  in  seinem  Bereich  das  schäd- 
liche Übergewicht  gaben,  hält  sich  das  oberflächliche  Urteil  an  das,  was  ihm  in 
den  repräsentierenden  Gestalten  äusserlich  entgegentritt.  Der  Junker  als 
Offizier,  der  Junker  als  Beamter  erklärt  ihm  Preussen  wie  dem  Wiener  Klein- 
bürger der  Jude  als  Bankier  und  als  Börsianer  die  kapitalistische  Produktions- 
weise. Die  unendlich  komplexe  Geschichte  eines  grossen  politischen  Gebildes 
wird  aus  den  primitiven  Manieren  und  Appetiten  des  legendären  Kraut  Junker- 
tums mit  der  selben  Unfehlbarkeit  deduziert  wie  in  Wien  die  Weltherrschaft 
des  Kapitals  aus  den  sprichwörtlichen  Praktiken  des  galizischen  Juden.  Dabei 
ahnten  die  Pfadfinder  des  Wiener  Antisemitismus  so  wenig,  wie  sie  nur  dem 
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Klerikalismus  die  Bahn  glatt  legten,  als  die  Junkergegner  zu  wissen  scheinen, 
dass  den  besten  Teil  ihres  Gedankenvorrats  der  Cliquenhass  des  reichgewordenen 
Bürgertums  beigesteuert  hat  in  den  Zeiten,  als  es  noch  mit  dem  Adel  um  die 
gleiche  Geltung  vor  den  Augen  des  Monarchen  rang.  Man  könnte  wohl  die 
Ätiologie  des  Junkerhasses  bequem  aus  den  alten  Jahrgängen  der  Vossischen 
Zeitung  herausschreiben,  die  bis  tief  in  die  neunziger  Jahre  Preussens  ganzes 
Weh  und  Ach  aus  den  fehlenden  Bankierfräcken  bei  Hof-  und  Staatsaktionen 
herzuleiten  pflegte.  Solche  Unheilrufe  hören  wir  aus  diesen  Regionen  heute 
seltener.  Und  in  der  Tat,  sie  wären  herzlich  unzeitgemäss.  In  dem  Junkerstaat 
Preussen,  und  nur  in  dem  Junkerstaat  Preussen  haben  sich  bei  Hofe  die 
Grossen  des  Bürgertums  weit  über  den  Adel  und  unmittelbar  neben  die  Hoch- 
aristokratie, neben  die  reichsten  Standesherren  gestellt  In  der  Villa  Hügel 
war  der  Kaiser  nicht  seltener  zu  Gast  als  im  Schloss  Donaueschingen,  Fürst 
Pless  darf  ihn  nicht  öfter  bei  sich  begrüssen  als  der  noch  dazu  mosaische  Ballin, 
und  die  sagenhafte  Kamarilla  der  Eulenburger  hat  nie  den  gefährlichen  und  be- 
stimmenden Einfluss  ausgeübt,  der  zu  seinen  Lebzeiten  Stumm  gegönnt  war. 
Die  Rathenau,  die  Mendelssohn,  die  ganze  Optimatenschar  der  Bankdirektoren 
gruppiert  sich  schon  sichtbar  in  zweiter  Reihe,  und  wenn  die  Thyssen  und 
Kirdorf  nur  wollen  und  höfisch  die  Aversseite  zeigen  wie  sie  vor  drei  Jahren 
dem  Minister  Hammerstein  die  Reversseite  zugekehrt  —  mit  bürgerlich  panto- 
mimischer Übersetzung  des  viel  zitierten  junkerlichen  Die  können  uns  sonst 
-aas!  — ,  so  wird  der  Kohle  nicht  fehlen,  was  die  Panzerplatten  und  Passagier- 
dampfer lange  schon  vorweggenommen  haben.  Es  ist  denn  doch  zu  lächerlich 
das  ganze  Wesen  eines  Staates,  der  ein  gut  Teil  seiner  auswärtigen  Politik 
durch  die  Deutsche  Bank  und  die  Dresdener  Bank,  durch  die  Hamburg-Amerika- 
Linie  und  den  Norddeutschen  Lloyd  besorgen  lassen  muss,  und  in  dessen  innere 
Politik  die  Unternehmerverbände  am  vernehmlichsten  dreinreden,  auf  die 
dürftige  Wahrnehmung  zurückzuführen,  dass  seine  Beamten  und  Offiziere  häu- 
figer Puttkatncr  als  Schuh  heissen. 

Dein  Juden-  und  Jünkerhass  ist  das  wesenhaft  Gemeinsame  eigen,  dass  sie 
überall  an  die  Stelle  von  Verhältnissen  sachlicher  Potenzen  persönliche  Absichten 
und  Handlungen,  persönliche  Laster  und  Tücken  setzen.  Nicht  die  Per- 
sönlichkeit und  ihr  hohes  Recht  triumphiert  in  diesem  Gedankenkreis  sondern 
ein  roher  Anthropomorphismus.  Er  gehört  der  mythologisierenden  Anschau- 
ungsweise an,  die  der  philosophischen  und  wissenschaftlichen  vorangehend,  dem 
tief  im  Menschen  eingepflanzten  Kausalitätstrieb  dadurch  Befriedigung  ver- 
schafft, dass  er  die  inneren  Erfahrungen  des  Willenslebcns  roh  und  unbesehen 
auf  alles  Geschehen  in  Natur  und  Gesellschaft  überträgt.  Wie  der  Wilde  im 
Blitz  die  Kraftäusserung  eines  Dämons  erblickt,  wie  das  Kind  nach  dem  Tisch 
schlägt,  an  dem  es  sich  gestossen,  so  verwandeln  Juden-  und  Junkerfeinde  alles 
(  bei  in  Staat  und  Gesellschaft  in  Akte  der  Habgier  und  Bosheit  der  von  ihnen 
gehassten  Gruppen.  Selbstverständlich  kann  der  Anthropomorphismus  des  neu- 
zeitlichen Menschen  nichts  von  der  barbarischen  Grösse  jener  ursprünglichen 
Weltvermenschlichung  an  sich  haben,  aus  der  sich  in  aufsteigender  Stufen- 
folge die  poetische  Verklärung  aller  irdischen  Dinge  schönheitsvoll  erhob.  Er 
ist  vielmehr  ein  beständiges  Messen  am  Schneidcrmass  der  Moral,  er  ist  ge- 
tränkt und  übelriechend  von  einer  dumpfen  Winkelethik.  In  allem  eine  Ver- 
falls- und  Rückbildungsform  des  Denkens.    Satan,  Jude  und  Junker  schicken 
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von  Misswachs  bis  zu  den  Läusen  alle  Plagen  über  die  Menschen,  und  dass  ich 
den  einen  nicht  mag,  und  dass  der  andere  mir  missbehagt,  schlingt  zwischen 
beiden  eine  unzerreissbare  Kette  der  Kausalität.  Selbst  die  Frage,  ob  von 
Ursache  zu  Wirkung  ein  denkbares  Verhältnis  der  Masse  und  Energie  besteht, 
ob  die  Kraft  der  Gruppe  für  die  ihr  zugeschriebenen  Leistungen  des  Bösen 
ausreicht,  hat  auf  diesem  Standpunkt  keinen  Sinn  mehr.  Man  will  nicht  er- 
klären, nicht  verstehen,  man  will  einem  festgewurzelten  Bedürfnis  einfacher 
Leute  begegnen,  die  ihr  Schicksal  statt  von  der  Gewalt  der  Verhältnisse  lieber 
von  der  Bosheit  schlimmer  Menschen  empfangen,  weil  ihnen  dies  doch  immer- 
hin den  Trost  des  Hasses  und  den  Selbstgenuss  der  Entrüstung  lässt. 

Wie  beide  Richtungen  aus  einem  naiven  Panmoralismus  und  aus  dem  spähenden 
Argwohn  des  düster  gebundenen  Sinns  hervorgehen,  der  alles,  was  er  nicht 
versteht,  der  Feindschaft  der  Oberen  oder  dem  argen  Willen  zuschreibt,  so 
arbeiten  beide  mit  den  volkstümlichen  Formen  und  Formeln  der  beweislosen 
Verallgemeinerung  und  der  argutnentatio  ad  hominem.  Und  man  darf  nur 
fragen,  welche  es  damit  unbefangener  und  gröblicher  treibt.  Juden  und  Junker 
bilden  eine  Masse  der  Verwerfung,  jeder  als  Mensch  und  Einzelperson  ist  ein 
Teilträger  des  im  ganzen  verkörperten  Lasters,  und  die  offenbar  werdende 
Schlechtigkeit  des  Individuums  zeugt  wieder  unwidersprechlich  für  die  Ver- 
kommenheit der  Gattung:  Das  spricht  jenes  Ausrufungszeichen  aus,  das  der 
antisemitische  Schriftsteller  und  Redner  nie  versäumt  hinter  den  Namen  irgend 
eines  Cohn,  der  veruntreut,  oder  eines  Levy,  der  geschändet  hat,  sorgfältig  an- 
zusetzen. Wie  dieser  Cohn  und  dieser  Levy,  so  sind  sie  alle,  wenn  auch 
leider  nicht  alle  ertappt.  Ihre  verbrecherische  Geschäftsmoral  und  ihre  unreine 
Brunst  trübt  und  zerstört  wie  ein  fressender  Schaden  die  Rechtlichkeit  und 
angeborene  Keuschheit  der  arischen  Wirtsvölker.  Nicht  anders  haben  uns 
auch  die  Prozesse  gegen  Eulenburg,  Lynar  und  Hohenau  enthüllt,  dass  der 
gesamte  preussische  Adel  ausschliesslich  aus  Wüstlingen  und  perversen  Burschen 
besteht,  und  eine  erleuchtete  Geschichtsphilosophie,  die  alles  preussische  Werden 
und  Geschehen  auf  die  Momente  zurückführt,  denen  ein  pikanter  Hofklatsch 
päderastischen  Nebensinn  gibt,  hat  diese  Wahrheit  nun  auch  historisch  erhärtet. 
»Wie  pflanzt  sich  der  preussische  Adel  eigentlich  fort?t  wiederholt  der  deutsche 
Biedermann  fast  ernsthaft  die  freche  Frage  des  Witzblatts  und  will  bass  er- 
staunen über  die  Geschlechter,  die  bei  erweislich  wahren  homosexuellen  Gewohn- 
heiten die  Jahrhunderte  überdauert  haben.  Jede  Einrede  wäre  da  müssig.  In- 
des, eine  Erinnerung  könnte  vielleicht  nützlich  sein.  Als  in  Wien  der  viel- 
fache Millionär,  Machprophet  und  Universitätsdozent  Beer  unter  viel  schlim- 
meren Umständen  als  Eulenburg  der  Päderastie  überwiesen  wurde,  und,  da  er 
auch  bisexuell  ein  übriges  leistete,  zwei  Frauen,  die  eigene  und  die  eines 
Freundes,  um  der  Schande  willen  in  den  Tod  gingen,  da  heulte  die  antisemitische 
Meute  mit  heiserem  Bellen  die  Forderung  heraus,  die  Universitäten  müssten 
von  jüdischer  Verderbtheit  gesäubert  werden,  und  wiederholten  —  denn  Beers 
Gattin  war  ebenso  jung  wie  schön  —  den  alten  menschenfreundlichen  Programm- 
wunsch, dass  man  jüdische  und  christliche  Kinder  in  den  Schulen  scheide,  weil 
die  früh  entzündete  orientalische  Sinnlichkeit  der  jüdischen  Jugend  die  arische 
beflecke.  Wozu  brauchen  wir  ins  Mittelalter  zurückzuschauen,  wenn  in  unseren 
Tagen  politischer  Hass  die  besudelten  Hände  selbst  von  der  Heiligkeit  des 
Kindesalters  nicht  fern  hält?    Aber  niemand  von  denen  wage  sich  hier  mit- 
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zuentrüsten,  die  aus  der  Verallgemeinerung  einer  gleichgültigen  Privataffäre 
Waffen  holten  für  den  politischen  Kampf. 

Manieen  haben  die  unbeirrbare  Konsequenz  der  Narrheit.  Der  Antisemit  und 
der  Junkerfeind  kommen  endlich  dazu  nicht  einmal  Ausnahmen  zuzugeben.  Wie 
viele  aus  den  köpfereichen  Sippen  des  Kleinadels  auch  kaum  die  Butter  aufs 
Brot  verdienen,  so  ist  doch  jeder,  am  innigsten  der  aufgeklärte  Berliner,  davon 
überzeugt,  dass  im  Sekttrinken  und  Austernessen  sich  das  Dasein  des  Junkers 
vollende.  Wenn  so  vielfach  eine  ehrliche  und  um  so  gefährlichere  Beschränkt- 
heit in  konservativen  Anschauungen  mit  den  Händen  zu  greifen  ist,  so  wäre 
doch  den  meisten  kein  Junker  vorstellbar,  dessen  Seelenhausrat  mehr  enthielte 
als  Gier  nach  Zöllen  und  Liebesgaben.  In  gleicher  Weise  können  die  Wünsche 
des  Juden  nie  nach  etwas  anderem  gehen  als  nach  Hab  und  Gut  des  Neben- 
menschen. Selbst  der  offen  erklärte  Antikapitalismus  ist  bloss  Vorwand  und 
listige  Vorspiegelung,  österreichische  Witzblätter  zeigen  die  stehende  Figur 
des  absammelnden  und  Beiträge  einsackenden  jüdischen  Arbeiterführers,  wie  die 
reichsdeutschen  die  des  brandschatzenden  Junkers.  Und  obschon  die  anti- 
semitische Polemik  die  jüdische  Unmoral,  die  antijunkerliche  die  adelige  Un- 
kultur als  Hauptthema  behandelt,  so  treffen  sie  schliesslich  auch  in  der  Ab- 
schätzung des  Geistigen  an  dem  Gegner  fast  bis  zum  Wortlaut  zusammen.  Dass 
unter  Juden  nie  schöpferische  Geisteskraft  sondern  höchstens  Hurtigkeit  des 
Witzes  und  Nachahmungskunst  anzutreffen  sei,  ist  ein  Satz,  in  dem  alle  Anti- 
semiten übereinkommen.  Marx,  der  ja  bloss  die  goldene  durch  die  rote  Inter- 
nationale ergänzen  und  damit  der  Vorherrschaft  seiner  Stammesbrüder  auch 
die  Zukunft  assekurieren  wollte,  darf  so  wenig  als  Gegenbeweis  gelten  wie 
Heine,  den  wir  ja  erst  dank  Bartels  ganz  und  völlig  kennen.  Wiederum  waren, 
sind  und  werden  sein  alle  Junker  lediglich  Vervielfältigungen  des  Alexisschen 
Herrn  von  Bredow,  in  dessen  ganzer  Ungeschlachthcit,  doch  selbstverständlich 
ohne  seinen  Biedersinn.  Sie  bilden  den  einzigen  Adel  der  Welt,  der  nie  den 
geringsten  Anteil  an  der  nationalen  Kultur  hatte.  Wollte  aber  jemand  auf 
die  beiden  Humboldt,  auf  Kleist  und  Arnim,  auf  die  stattliche  Reihe  von  Ge- 
lehrten, von  denen  in  unseren  Tagen  Richthofen  und  Wilamowitz  einen  Weltruf 
erlangten,  hinweisen  oder  gar  hervorheben,  wie  vollkommen  sich  in  Gneisenau, 
Boyen,  Clausewitz  die  ganze  Bildung  unserer  klassischen  Zeit  wieder- 
spiegelte,  und  dass  die  militärischen  und  politischen  Baumeister  des  neuen  Reichs 
Bismarck  Roon,  Moltkc,  Blumenthal,  Voigts-Rhetz  in  ihren  Briefen  und  Denk- 
würdigkeiten uns  die  an  Form  und  Inhalt  vielleicht  bedeutendste  Memoiren- 
literatur hinterlassen  haben,  die  wir  besitzen:  so  könnte  dies  alles  doch  nur 
eine  servile  Seele  gelten  lassen. 

Der  Unterschätzung  bis  ins  Lächerliche  tritt  indes  eine  Steigerung  ins 
fratzenhaft  Grosse  zur  Seite.  Der  Jude  ist  für  den  Antisemiten  der  Demiurg 
dieser  Welt  und  muss  es  wohl  als  Vater  aller  übel  sein.  Die  ganze  Erde 
bildet  sein  Puppentheater,  dessen  Drähte  und  Fäden  in  seinen  lenkenden  Händen 
zusammenlaufen.  Die  russische  Revolution  ist  ausschliesslich  sein  Werk,  die 
Entkatholisierung  Frankreichs  wurde  auf  das  Geheiss  der  jüdischen  Logen 
vollzogen,  die  überdies  in  Budapest  und  in  Rom  dem  katholischen  Erzhause 
Verrat  und  Krieg  brauen.  Ganz  ähnliches  gilt  nun  auch  von  dem  Junker,  nur 
dass  sich  das  Welttheater  auf  Preusscn  zusammenzieht;  zum  Ersatz  dafür  wird 
die  preussische  Geschichte  um  so  gründlicher  umgefälscht.   Diese  preussische 
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Geschichte  soll  nämlich  die  Geschichte  der  preussischen  Junker  sein.  Die 
Junkergegner  stellen  sich  wohl  nicht  recht  vor,  welche  übertriebene  Ehre  sie 
den  Marwitz,  Puttlitz  und  dergleichen  damit  antun.  Denn  alle  redlichen  Be- 
mühungen die  Schlacht  bei  Jena  zum  einzigen  bemerkenswerten  Ereignis  im 
Verlauf  der  preussischen  Kriegsbegebenheiten  zu  erheben,  kann  aus  dem  Be- 
wusstsein  der  Menschen  die  Tatsache  nicht  auswischen,  dass  in  den  letzten 
anderthalb  Jahrhunderten  kein  Staat  des  europäischen  Kontinents  ein  so  rasches 
und  erfolgreiches  Aufsteigen  seiner  Macht  zeigt.  Haben  die  Junker  das  be- 
wirkt, dann  dürfen  sie  unbeschadet  ihrer  sonstigen  moralischen  Mängel  über 
das  Urteil  der  Geschichte  beruhigt  sein.  Allein  sie  haben  es  eben  nicht  bewirkt, 
sondern  es  schlägt  nur  die  Missrede,  die  Junker  und  Preussen  zugleich  treffen 
möchte,  in  grotesk  übertreibende  Glorifizierung  um.  Man  tut  schon  dem 
preussischen  Adel  zu  viel  Ehre  an,  wenn  man  ihn  die  politisch  leitende  und 
waltende  Schicht  nennt.  Um  dies  zu  sein,  hätte  er  das  Interesse  des  Ganzen 
überschauen,  dem  Ganzen  im  entscheidenden  Augenblick  die  Wege  der  Zu- 
kunft weisen  müssen.  Wann  wäre  das  seine  Rolle  und  Leistung  gewesen?  Ein 
solcher  herrschender  Adel  im  vollen  Sinn  des  Worts  waren  die  römischen 
Optimaten,  die  venetianischen  Nobili,  die  deutschen  Ordensritter,  ist  heute  die 
englische  Aristokratie.  Alle  diese,  wie  sehr  sie  den  Staat  für  ihren  Privatvorteil 
missbrauchten,  trugen  doch  zugleich  sein  Schicksal  im  planvollen  und  kraft- 
vollen Regieren,  wussten  die  neuen  Entwickelungen  des  Volkslebens  ihrem 
Herrscherplane  anzupassen,  die  besten  Kräfte  der  Nation  sich  anzugliedern. 

Der  preussische  Adel  hat  von  dem  allen  nichts  aufzuweisen.  Wäre  die 
preussische  Geschichte  wirklich  seine  Geschichte,  dann  hätte  Preussen  im 
völligem  anarchischen  Verfall  enden  müssen,  wie  Polen,  zu  dessen  Freiheiten 
und  chaotischen  Zuständen  die  Junker  Ost-  und  Westprcussens  lange  eine  tiefe 
Hinneigung  tätig  bekundeten.  Keine  der  grossen  Wendungen  der  preussischen 
Geschichte  ist  geschehen,  die  nicht  gegen  die  Junker  geschehen  wäre.  Wenn 
es  unwahr  ist,  dass  die  Junker  am  geistigen  Leben  und  am  politischen  Fort- 
schritt des  deutschen  Volks  keinen  Anteil  genommen  hätten,  so  ist  es  doch  umso 
wahrer,  dass  jene  Einzclpersönlichkeiten  aus  dem  Junkerstande,  die  solcher 
Fortschritte  Vorbereiter  und  Vollender  waren,  nahezu  in  jedem  Falle  ein 
Prinzip  vertraten,  das  dem  von  der  Masse  des  Adels  jeweilig  festgehaltenen 
schroff  entgegengesetzt  war.  Konnte  denn  der  Adel,  der  in  der  grossen 
Schicksalsstunde  der  deutschen  Geschichte,  beim  Ausbruch  des  ersten  schle- 
si sehen  Kriegs,  in  drei  getrennten  Provinzen  sass,  die  Idee  des  Ganzen  über- 
haupt fassen,  mehr  als  provinzielle  Interessen  in  sich  verkörpern?  Das  Ge- 
heimnis des  preussischen  Wachstums  und  der  preussichen  Grösse  ist,  dass  um 
die  Mitte  des  18.  Jahrhunderts  in  einem  Augenblick  labiler  Machtverhältnisse 
und  umgeben  von  fast  waffenlosen  Kleinstaaten  und  Staatskadavern  der 
preussische  Hof  statt  im  Luxus  in  der  militärischen  Kraftentfaltung  seinen 
Ehrgeiz  suchte  und  seine  Territorialmacht  zu  europäischer  Bedeutung  zu  er- 
höhen trachtete,  wie  sie  seit  der  Verleihung  des  Königstitels  einen  europäischen 
Namen  bereits  besass.  Das  war  so  wenig  eine  Junkeridee  wie  die  Mittel  zu 
ihrer  Ausführung  aus  junkerlichen  Wirtschaftstheorieen  hervorwuchsen.  Viel- 
mehr, wenn  Preussen  unter  Friedrich  II.  eine  Grossmachtspolitik  verfolgen 
konnte,  ohne  dass  es  weder  die  geographische  noch  die  ökonomische  Basis 
eines  Grossstaates  besass  —  also  sozusagen  losgelöst  von  den  natürlichen  Be- 
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dingungen  und  durch  die  reine  Anspannung  des  Willens  — ,  so  war  dies  nur 
auszuführen,  weil  der  Absolutismus  und  der  Merkantilismus  die  Möglichkeit 
boten  alle  Kräfte  des  Gemeinwesens  mit  der  äussersten  Rücksichtslosigkeit  für 
Wirkungen  nach  aussen  zusammenzufassen  und  anzustrengen,  und  weil  die 
herrschende  Militärverfassung  der  vorwiegend  geworbenen  Heere  die  kriege- 
rische Kraft  eines  Staates  von  seiner  natürlichen  Basis  bis  zu  einem  bestimmten 
Grade  unabhängig  machte.  Allein  Merkantilismus,  Absolutismus  und  Werbe- 
heer sind  so  wenig  aus  dem  Ideenkreis  der  Junker  hervorgegangen,  waren  so 
wenig  geeignet  von  den  Junkern  auch  nur  als  Mittel  einer  selbständigen  Politik 
angewendet  zu  werden,  wie  etwa  die  Stein-Hardenbergische  Gesetzgebung,  die 
Vervollkommnung  des  Revolutionsgedankens  der  Massenhecre  durch  Scharn- 
horst, die  Verknüpfung  der  deutschen  Mission  Preussens  mit  den  Kulturidealen 
und  Befreiungshoffnungen  des  deutschen  Volks,  also  die  materiellen  und  idealen 
Kräfte  der  Wiedergeburt  Preussens  nach  Jena,  auf  den  ostelbischen  Gutshöfen 
entsprungen  sind,  so  wenig  als  der  deutsche  Einheitsgedanke  im  19.  Jahrhundert 
den  preussischen  Adel  zu  seinem  bevorzugten  Träger  hatte.  Vielleicht  war  die 
preussische  Staatspolitik  nur  einmal  völlig  in  Junkerhänden:  in  den  Tagen 
von  Olmütz. 

Welchen  Sinn  hat  es  sonach  das  Junkertum  zur  treibenden  Kraft  und  eigent- 
lichen Wirklichkeit  der  selben  preussischen  Geschichte  zu  machen,  in  der  es 
als  Gesamtstand  betrachtet  eine  wenig  rühmliche  Stelle  einnimmt?  Vielleicht 
wird  da  jemand  auf  wirtschaftliche  Tatsachen  hindeuten  wollen,  auf  die  eigen- 
artige Agrarverfassung  des  deutschen  Ostens  ?  Doch  die  preussische  Geschichte 
ist  bei  der  gewaltsamsten  Interpretation  nicht  auf  die  Entwickelungsgeschichte 
des  ostelbischen  Gutshofs  zu  reduzieren.  Man  kann  sagen,  dass  Friedrichs  II. 
Selbstherrschaft  an  den  Kompromissen  mit  dem  Adel,  die  diesem  das  flache 
Land  auslieferten,  ihre  Grenze  fand.  Man  kann  bemerken,  dass  die  Junker, 
indem  sie  Offiziers-  und  Beamtenposten  vornehmlich  besetzten  und  besetzen, 
stets  eine  Art  von  Mitregierung  ausübten,  bei  der  vor  allem  ihre  wirtschaft- 
lichen Klasseninteressen  in  guter  Hut  standen  und  stehen.  Doch  damit  wird 
das  Besondere  der  preussischen  Reaktion  so  wenig  erklärt  wie  durch  die  fein- 
sinnigsten psychologischen  Ausdeutungen  der  Übertragung  des  Herrentons  vom 
Junkerhof  ins  Landratsamt,  in  den  Gerichtssaal  und  in  die  Kaserne.  Der- 
gleichen wirkt  mit,  verleiht  gewisse  Obertöne,  ist  jedoch  weit  entfernt  das 
Wesen  der  Sache  zu  sein,  das  man  auch  dann  noch  lange  nicht  träfe,  wenn 
man  in  der  immer  sichtbarer  werdenden  Verschmelzung  der  aristokratischen  und 
grossbürgerlichen  Interessen  die  wirtschaftlich-materielle  Basis  für  die  Fort- 
dauer des  reaktionären  Regimes  in  unseren  Tagen  aufgedeckt  haben  wollte. 

Die  politischen  Freiheiten  hängen  weit  unmittelbarer  von  den  politischen 
Formen  als  von  den  sich  unter  ihnen  bergenden  sozialen  und  wirtschaftlichen 
Inhalten  ab,  und  die  politischen  Formen  werden  zuerst  und  hauptsächlich  ge- 
staltet durch  die  besonderen  Schicksale,  durch  die  besondere  Entwickelungs- 
geschichte des  Staates.  Nicht  dass  im  Osten  Preussens  Junker  den  HauptteiJ 
des  Grundbesitzes  in  Händen  haben,  sondern  dass  dieser  Staat  wie  kaum  ein 
anderer  das  Merkmal  des  starken  Staates  an  sich  trägt,  ist  der  primäre  Grund 
des  preussischen  Konservatismus.  Entstanden  und  wiedergeboren  aus  einer 
Anspannung  und  Zusammenraffung  aller  Kräfte  für  den  Staatszweck,  die  in 
dem  ganzen  Lauf  der  neueren  Zeiten  fast  ohne  Beispiel  ist,  hat  er  gleich 
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den  deutschen  Südstaaten  den  buntscheckigen  Erwerb  nach  dem  Wiener  Frie- 
den durch  intensivste  Beamtenarbeit  in  den  Tagen,  da  die  preussische  Bureau- 
kratie  ihre  besten  Köpfe  und  tüchtigsten  Kräfte  besass,  zum  festgefügten 
Ganzen  zusammengeschweisst.  Jetzt  erst  wurde  das  grosse  Geschenk  der  Re- 
volution, der  rationell  verwaltete,  zentralisierte  Staat,  in  Einzeltätigkeit  nutz- 
bar gemacht.  Allein  im  Gefolge  des  Segens  ging  ein  arger  Fluch:  nicht  nur 
die  Verflachung  und  Verödung  des  so  reichen  Volkslebens,  worüber  Riehl 
einst  beweglich  klagte,  sondern  auch  anmassende  Vielregiererei  und  die  Auf- 
fassung aller  öffentlichen  Dinge  im  Sinne  bureaukratischer  und  militärischer 
Subordination.  Das  Beste  hat  hier  mitgewirkt  das  Schlimme  zu  schaffen: 
vom  Kantischen  Rigorismus,  vom  Hegeischen  Staatsidcal,  von  dem  schwärme- 
rischen Patriotismus  der  Befreiungskriege,  von  dem  phantasievoll  nachschaffen- 
den Historizismus  der  Romantik  fliessen  Tropfen  im  Blut  der  preussischen 
Reaktion.  Namentlich  muss  man  sich  jedoch  gegenwärtig  halten,  zu  welchem 
Selbstgefühl,  zu  welcher  kühnen  Identifizierung  mit  dem  Gemeinwesen  ein 
Beamtentum  erwächst,  dem  zu  bestimmter  Zeit  die  Aufgabe  zufällt  den  Staat 
zu  formen.  Die  zehn  Jahre  Bachscher  zentralistischer  Reform  haben  fast 
zwei  Menschenalter  Österreich  den  Schein  der  Einheit  verliehen,  bis  dass  im 
Kampf  um  die  Sprachenverordnungen  und  mit  der  Nationalisierung  der 
Beamtenschaft  das  Werk  der  Kanzlei  in  Trümmer  ging.  Indes,  die  preussische 
Burcaukratie  wurde  durch  keine  äussern  Niederlagen  gedemütigt,  durch  keinen 
inneren  Widerstreit  zerrissen,  sie  hatte  nicht  die  Hemmung  der  süddeutschen, 
dass  in  deren  engen  Grenzen  das  höchste  Sehnen  der  Nation  mit  dem  Staate 
sich  nicht  vermählen  konnte.  In  all  den  Jahrzehnten  von  dem  Ende  der  Be- 
freiungskriege bis  zum  Abgange  Bismarcks  stand  die  preussische  Bureaukratie, 
die  wenigen  Monate  des  Revolutionsjahres  ausgenommen,  als  die  eigentlich 
handelnde  Macht  im  Vordergrund.  Was  Wunder,  dass  sie  zum  Schluss  auch 
noch  die  nationalen  Ideale  an  ihr  Werk  band!  Um  so  erfolgreicher,  als  die 
Persönlichkeit,  durch  die  sie  zur  Tat  und  Wahrheit  wurden,  durch  die  sie 
persönliche  Form  gewannen,  aus  ihrer  Mitte  hervorgetreten  war.  Zur  letzten 
Vollendung  trat  zu  dem  autoritären  Staat  noch  die  Individualität,  in  der  die 
Staatsallmacht  als  persönlicher  Herrscherwille  aufloderte.  Und  da  der  Be- 
herrscher der  hohen  Staatskunst  überdies  ein  alter  Mann  war,  der  in  der 
inneren  Politik  den  demokratischen  und  sozialen  Volksströmungen  vielfach  mit 
Auffassungen  einer  vergangenen  Epoche  entgegenkam,  so  lebt  die  Reaktion  im 
doppelten  Sinne  als  ein  Vermächtnis  Bismarcks  fort:  als  ein  Erbe  seines 
schrankenlosen  Herrschertums  wie  als  eine  Nachwirkung  seiner  unzulänglichen 
sozialpolitischen  Einsichten. 

Darf  man  angesichts  dieser  Tatsachen  und  Entwickelungen  den  Ursprung  des 
preussischen  Konservatismus  allein  auf  der  Klitsche  der  Agrarier  suchen? 
Unzweifelhaft  hat  er  durch  die  junkerliche  Legierung  viel  von  der  ihm  eigenen 
herrischen  und  hoffärtigen  Art  empfangen.  Allein  der  Adel,  der  wirtschaft- 
lich noch  nicht  ein  Drittel  des  deutschen  Gebiets  und  dieses  bloss  auf  dem 
Lande  beherrscht,  vermöchte  gar  nicht  die  Reaktion  zu  tragen,  deren  feste 
Grundmauern  vielmehr  versenkt  sind  in  den  Denkgewohnheiten  und  Gefühls- 
weisen der  weitesten  Schichten,  die  auch,  wo  demokratische  Strebungen  und 
Gedanken  dem  zu  widersprechen  scheinen,  deutlich  die  Spur  einer  hundert- 
jährigen Erziehung  durch  den  Bureaukratcnstaat  verraten.    Man  müsste  eine 
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Darstellung  liefern  so  sorgfältig  ins  einzelne  gehend  wie  die  jüngst  erschienene 
treffliche  Schilderung  der  Landratsdespotie,  um  dies  für  jeden  überzeugend 
unter  Beweis  zu  stellen.  Doch  wird  ein  flüchtiger  Hinweis  auf  Erscheinungen, 
die  gerade  im  Augenblick  die  Phantasie  aller  bewegen,  dem,  der  sehen  will, 
Licht  geben.  Kaum  irgendwo  sonst  wird  der  starre,  unvolkstümliche  Autori- 
tätsgeist des  preussischen  Staates  den  Massen  so  schmerzlich  fühlbar  wie  in 
der  Rechtsprechung.  Ich  möchte  nicht  von  Klassenjustiz  sprechen.  Das  Wort 
verhüllt  statt  zu  erklären.  Überall  mengt  sich  ja  der  Streit  der  Klassen  in  Jen 
Spruch  der  Gerichte.  Was  die  preussischen  unterscheidet,  kann  nicht  das  den 
anderen  verwandte  sein.  Sondern  die  Frage  ist  zu  erheben,  weshalb  dir 
Klassengeist  sich  hier  so  rein  ausdrücken  kann.  Darauf  gibt  es  nur  die  Ant- 
wort: dass  er  eben  einen  unnatürlich  überspannten  Formalismus  als  sein 
Mittel  findet,  diesen  prägnantesten  Abdruck  des  Bureaukratcnsinns,  der  bureau- 
kratischen  Welt-  und  Staatsauffassung,  einen  Formalismus,  der  sein  zum  Un- 
recht übersteigertes  Recht  auch  dort  mitleidslos  niedergehen  lässt,  wo  die  ein- 
flüsternde Stimme  des  Klassenhasses  nicht  mitredet. 

Die  Mutter,  die  ins  Gefängnis  geworfen  wird,  weil  in  ihrem  Haus  die  Tochter 
die  Besuche  des  künftigen  Gatten  empfing,  die  Frau,  die  wegen  Meineids  an- 
geklagt wird,  weil  sie  in  einem  gleichgültigen  Zusammenhang  den  Preis  einer 
Ware  um  einige  Pfennige  zu  niedrig  angegeben  hat :  das  sind  die  furchtbarsten 
Fehlgriffe  einer  Justiz,  die  ohne  Erbarmen  den  lebendigen,  fühlenden  Menschen 
dem  toten  Buchstaben  des  Gesetzestextes  opfert.  Iu  England  mag  neben  kleinlicher 
und  unerbittlicher  Strenge  in  allen  Fällen,  die  dem  privaten  Leben  entstammen, 
die  höchste  Freiheit  und  Straflosigkeit  des  öffentlichen  Handelns  bestehen.  In 
Deutschland  jedoch,  wo  das  politische  Leben  weder  die  Energie  noch  die  Vor- 
geschichte des  englischen  hat,  kann  die  politische  Freiheit  vor  den  Gerichten 
nur  durch  die  Macht  der  Menschlichkeit  verbürgt  werden,  durch  die  Humani- 
sierung und  Milderung  der  Justiz  überhaupt.  In  diesem  Zusammenhang  be- 
kommt der  Fall  Eulenburg  seine  verhängnisvolle  Bedeutung.  Ich  will  nicht 
davon  reden,  dass  es  überwältigend  komisch  wirkt,  wenn  im  Lande  der  blu- 
tigsten Scharfmacher,  der  Stumm,  Kirdorf,  Liebert  und  Genossen  ein  paar 
pensionierte  Invaliden  und  sentimentale  Kunstdilettanten  als  Häupter  und 
Rädelsführer  der  Reaktion  vorgeführt  werden.  Das  steht  in  zweiter  Reihe. 
Doch  wie  können  Schriftsteller,  die  täglich,  selbst  der  schreckliche  Meineids- 
paragraph bedroht,  die  täglich  die  blutigen  Opfer  fallen  sehen,  als  wäre  er 
ein  Verworfener  und  Elender  von  einem  Manne  sprechen,  der  nichts  begangen 
hat  als  dass  er  eine  geschlechtliche  Vcrirrung,  die  ihn  nach  der  herrschenden 
Anschauung  beschimpft,  die  ihn  bei  Weib  und  Kindern  verächtlich  macht,  nicht 
eidlich  durch  das  eigene  Wort  erhärten  wollte?  Nicht  dass  ein  Meineid  ge- 
schworen, sondern  dass  in  einem  solchen  Fall  ein  Eid  zugelassen  wird,  ist  das 
Ungeheure,  das  unbegreiflich  Unmenschliche.  Es  hat  keine  lebende  Seele  das 
mindeste  zu  bekümmern,  ob  Eulenburg  diese  oder  jene  sexuellen  Gewohnheiten 
hat.  Soll  ein  Vater  verpflichtet  werden  sich  durch  das  Bekenntnis  seiner  Ver- 
irrungen  den  eigenen  Kindern  zum  Gegenstand  des  Abscheus  zu  machen?  Er 
wird  und  muss  es  vorziehen  ins  Gefängnis  zu  gehen  und  seiner  Familie  we- 
nigstens die  tröstliche  Täuschung  lassen,  dass  er  zu  Unrecht  verurteilt  wurde. 
Gleiches  Recht  für  alle!  ruft  man.  Aber  mich  schaudert,  wenn  ich  an  die 
Opfer  denke,  die  das  gleiche  Recht   fordern   wird.    Was  den  Eulenburg 
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alle  zehn  Jahre  einmal  widerfährt,  widerfährt  zehn  Arbeitern  in  jedem 
Monat.  Und  welchen  Proletarier,  der  sich  vor  Gericht  nicht  entsinnen  konnte, 
ob  er  vor  drei  Jahren  einen  grünen  oder  roten  Schlips  trug,  will  man  noch 
vor  dem  Zuchthause  retten,  wenn  ein  Fürst  und  gewesener  Botschafter  des 
Reichs  zum  Verbrecher  wurde,  weil  er  Enthüllungen  aus  seinem  intimsten 
Privatleben  nicht  zu  eigener  Entehrung  bekräftigen  wollte?1) 
Seit  Jahrzehnten  kämpft  die  deutsche  Sozialdemokratie  gegen  die  Übertreibung 
des  Meineidsbegriffs:  wie  konnten  sozialdemokratische  Schriftsteller  in  dieser 
Sache  fehlgreifen?  Ich  werde  nicht  behaupten,  Vorurteil  gegen  die  Junker 
habe  hier  das  Urteil  getrübt.  Jene  einseitige  Nichts-als-Junkerbefehdung  ist 
der  Irrtum  einiger.  Die.  Partei  wird  sich  die  Weite  ihrer  Anschauung  nicht 
rauben,  die  Tragik  des  Klassenkampfes  nicht  zur  boshaft  persönlichen  Anfein- 
dung einer  Gruppe  und  ihrer  einzelnen  Mitglieder  verzerren  lassen.  Sondern 
hier  wirkte  der  Wahn,  dass  man  das  gleiche  Recht  schützen,  kein  Privileg  vor 
dem  Gericht  dulden  dürfe.  Welch  hinreissenden  Schwung  hätte  die  sozial- 
demokratische Aktion  gewonnen,  wenn  sie  diesen  ausserordentlichen,  vom  Inter- 
esse aller  umgebenen  Fall  benutzt  hätte,  um  dem  formalistisch  knechtenden 
Recht  der  bureaukratischen  Strafsucht  die  sozialdemokratisch  menschliche 
Rechtsauffassung  der  verstehenden  Milde  entgegenzusetzen,  wenn  sie  die  Wahr- 
heit lang  und  laut  bekannter  Grundsätze  und  die  Innigkeit  der  Hingebung  an  sie 
in  einer  Tat  des  Edelmuts  am  Gegner  bewährt  hätte !  Allein  es  ist  nun  wohl  so, 
dass  in  Ländern  des  juristischen  Formalismus  auch  seine  Opfer  vom  Recht 
formalistisch  denken,  das  Rechtsgefühl  aus  den  Gesetzesparagraphen  statt  die 
Gesetzesparagraphen  aus  dem  Rechtsgefühl  schöpfen,  überschätzen  doch  in  den 
selben  Ländern,  die  Länder  der  Disziplin,  der  Wohlgesinntheit  und  der  schroffen 
Klassenscheidung  sind,  auch  die  demokratischen  Elemente  den  Wert  der  Ge- 
schlossenheit, treiben  mit  den  Prinzipien  Abgötterei  und  sondern  sich  ängstlich 
von  Andersdenkenden  ab,  als  könnte  das  Volk  je  auf  andere  Weise  souverän 
werden  als  durch  die  fruchtbare  Berührung  und  wechselseitige  Beeinflussung 
der  Meinungen  und  Strebungen,  die  es  erfüllt.  Und  so  ruhen  die  Fundamente, 
die  die  autoritäre  Macht  am  sichersten  tragen,  in  den  Seelen  ihrer  Bekämpfer 
selbst. 

Wieder  ist  ein  Augenblick  versäumt  worden,  und  gewonnen  wurde  nichts  als 
ein  Agitationsthema.  Sollte  es  daran  fehlen?  In  dem  Lande  fehlen,  wo  die 
ausdauerndste  Agitation  stets  ohne  Aktion  verläuft,  der  unaufhörlichen  Er- 
regung niemals  eine  Regung  folgt,  und  eine  in  aller  Welt  bestaunte  Kühnheit 
des  Witzes  und  Spottes  an  dem  Bewitzelten  und  Bespöttelten  nicht  das  min- 
deste zu  ändern  vermag,  so  dass  als  Witz  der  Witze  zuletzt  übrig  bleibt,  dass 
die  reaktionären  und  autoritären  Gewalten  in  um  so  ungestörterer  Ruhe  schalten 
und  walten  dürfen,  weil  die  widerwillig  Beherrschten  sich's  am  Amüsement 
genügen  lassen  über  die  Regierenden  zu  medisieren  und  zu  lachen?  Die  blosse 
Negation  ist  und  bleibt  unfruchtbar.  Umwälzend  wirkt  nur  das  Positive,  das 
schaffend-umschaffend  Neue  der  Idee;  nur  dieses  könnte  zum  Exponenten  der 
tiefen  und  allgemeinen  Unzufriedenheit  werden,  die  sich  heute  gegen  die 
veralteten  und  überlebten  Methoden  des  autoritären  Regimes  überall  in  den 

')  In  Österreich,  das  sei  hier  nebenbei  bemerkt,  wäre  die  ganze  Eulcnburg-Affäre  absolut  un- 
möglich. Denn  das  österreichische  Gesetz  schützt  die  Tatsachen  des  Privat-  und  Familienlebens; 
mit  Recht,  weit  sonst  jedermann  jedem  preisgegeben  ist,  auch  für  Dinge,  die  die  Öffentlichkeit 
schlechthin  nichts  angehen. 
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Tiefen  und  Weiten  des  Volkes  erhebt.  Nichts  aber  verleiht  ihm  unmittelbarer 
wirkende  Kraft  als  wenn  es  in  der  überwältigenden  Sprache  der  Menschlich- 
keit reden  darf. 
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URZ  hinter  einander  haben  im  Laufe  der  letzten  Wochen  in  den 
Sophiensälen  zu  Berlin  zwei  grosse  Protestversammlungen  getagt,  die 
zu  einem  Vergleich  herausfordern.  Zuerst  protestierten  Techni- 
ker —  zum  grossen  Teil  Männer  mit  akademischer  Bildung  —  und 
Handlungsgehilfen,  unterstützt  von  Politikern  verschieden- 
ster Richtungen  gegen  den  Geheimerlass  des  Verbandes  bayrischer  Metall- 
industrieller,  der  die  Mitglieder  von  vier  grossen  Organisationen  aus  den  Be- 
trieben des  Verbandes  nach  und  nach  ausschliessen  will.1)  Dieser  Boykott 
ist  noch  nicht  aufgehoben;  die  von  den  Unternehmern  schlau  ver- 
breitete Nachricht,  der  Erlass  wäre  zurückgenommen,  hat  sich  als  unwahr  er- 
wiesen. Die  bayrischen  Metallindustriellen  wollen  den  Vereinen  der  Ange- 
stellten » Gelegenheit  geben  sich  über  ihre  prinzipielle  Stellungnahme  dem  Ar- 
beitgeber gegenüber  zu  äussern  und  allenfallsige  [Deutsch !]  irrige  Ansichten 
hierüber  zu  berichtigen«,  das  heisst  also  zu  Kreuze  zu  kriechen  und  einander 
im  Stich  zu  lassen.  Die  Maschinenfabrik  Augsburg  hat  ein  noch  feineres 
Mittel  ausgedacht,  um  das  Koalitionsrecht  ihrer  Handelsangestellten  aufzu- 
heben: sie  kauft  es  ihnen  einfach  ab.  Wer  aus  seiner  Organisation  austritt, 
soll  500  Mark  bekommen.  Ein  Beweis  noch  grösserer  Würdelosigkeit  derer, 
die  diesen  Preis  zahlen,  als  derer,  die  ihn  nehmen.  Die  durch  die  Proteste 
eingeleitete  Gegenaktion  wird  also  fortgesetzt  werden  müssen  und  vielleicht 
nicht  bei  Protesten  bleiben  können.  Kurze  Zeit  darauf,  am  10.  Juli, 
protestierten  Studenten  und  ältere  Akademiker  gegen  die  Mass- 
regelung und  schliessliche  Auflösung  der  Freien  Studentenscltaft  der  Universität 
Berlin  durch  die  akademischen  Behörden. 

So  verschieden  der  Verlauf  dieser  Versammlungen  war,  fest  und  entschieden 
die  Stimmung  in  der  Technikerversammlung,  unklar  und  schwächlich  die  der 
Akademiker,  so  wurde  der  denkende  Besucher  doch  gelockt  eine  Parallelität 
zwischen  beiden  zu  suchen,  die  nicht  etwa  nur  in  der  Identität  des  Lokals  lag. 
Wüstes  Scharf machergehetz,  unaufhörliche  Treibereien  der  Denunziantenpresse 
sind  der  Massregelung  der  Techniker  und  Kaufleute  wie  der  der  Freien 
Studentenschaft  vorausgegangen.  Der  Vorwurf  sozialdemokratischer  Gesin- 
nung, mit  dem  man  in  Deutschland  jede  Dummheit  und  Niedertracht  zu  recht- 
fertigen liebt,  hat  in  beiden  Fällen  seine  Rolle  gespielt.  Der  innere  Grund  ist 
beidemal  in  den  ernsten  sozialpolitischen  Bestrebungen  der  Verfolgten  zu 
suchen  und  in  der  Angst  eines  anmassenden  Herrentums  vor  neuem,  frischem, 
freiem  Handeln,  das  seinen  Vorrechten  schaden  könnte. 

Den  Geist,  der  die  bayrischen  Metallindustriellcn  beherrscht,  erkennt  man 
daran,  dass  sie  dem  Deutschen  Technikerverband  zum  Vorwurf  machen,  er  habe 
»sich  auf  die  Erreichung  sozialpolitischer  Vorteile  geworfen«,  dass  sie  unter 
den  gefährlichen  Forderungen  des  Bundes  der  technisch-industriellen  Beamten 
hervorheben  die  eines  gesetzlichen  Maximalarbeitstages,  der  Abschaffung  der 

')  Vergl.  die  Rubrik  Sozialpolitik  in  diesem  Band  der  Sozialistischen  Monatshefte,  pag.  891  ff. 
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Konkurrenzklausel,  des  Verbots  der  Abnahme  des  Ehrenworts  im  Dienst- 
vertrag, des  Rechts  der  Angestellten  auf  die  von  ihnen  gemachten  Erfindungen, 
der  Beamtenausschüsse,  Kündigungsausschüsse  usw.  Dreist  und  unsagbar 
lächerlich  wirkt  es,  wenn  das  Geheimzirkular  besagt,  der  Bund  der  technisch- 
industriellen  Beamten  habe  sich  >zur  Gewerkschaft  erniedrigte  Das  ist  die 
kindisch  ohnmächtige  Bosheit,  die  sich  am  Gegner  zu  rächen  sucht,  indem 
sie  ihn  als  Ehrlosen  hinstellt.  Das  schreibt  Herr  Syndikus  König,  der  sich 
aus  dem  freien  Anwaltsberuf  in  den  freilich  mehr  gesicherten  Hafen 
einer  festen  Anstellung  beim  Scharfmacherverbande  geborgen  hat.  Ist  das 
vielleicht  eine  Erhöhung?  Und  nicht  minder  unverfroren  und  täppisch  ist 
die  mündliche  Bemerkung  eines  der  Augsburger  Herrenmenschen:  >Ja,  wenn 
Sie  es  mit  den  Professoren  halten,  müssen  Sie  natürlich  zu  solchen  sozial- 
demokratischen Ideen  kommen.c  Das  ist  Denunziation  der  Wissenschaft,  so- 
fern sie  sich  nicht  zu  Handlangerdiensten  für  den  Kapitalismus  hergeben  will. 
Argwohn  gegen  soziale  Reformbestrebungen  war  auch  eine  der  treibenden 
Kräfte  bei  dem  Vorgehen  gegen  die  Freie  Studentenschaft.  Diese  hatte  dem 
geisttötenden  Treiben  in  den  studentischen  Korporationen  entgegenwirken,  die 
Studentenschaft  auf  ihre  sozialen  Pflichten  hinweisen  wollen.  Arbeiterunter- 
richtskurse waren  begründet,  Vorträge  über  soziale  Fragen,  zum  Beispiel 
hygienischer  Natur,  waren  abgehalten  worden.  Man  hatte  schrecklicherweise 
daran  gedacht  sich  auch  über  die  Theorieen  der  Sozialdemokratie  belehren  zu 
lassen,  nicht  nur  im  Stile  des  Reichsverbandes  über  sie  zu  schimpfen.  Das 
machte  die  Freie  Studentenschaft  verdächtig,  und  das  Misstrauen  wurde  von 
Seiten  der  Korporationsstudenten  durch  systematische  Pressfeldzüge  genährt. 
Den  Hals  brach  es  schliesslich  der  Freten  Studentenschaft,  dass  ihr  Blatt 
einen  Brief  eines  Korpsstudenten  abdruckte,  zwar  auf  dessen  ausdrückliches 
Verlangen,  aber  immerhin  einen  Brief,  durch  den  das  Korpswesen  und  die 
preussische  Bureaukratic  empfindlich  blossgestellt  wurden.  Der  jugendliche 
Verfasser  plauderte  nämlich  ganz  naiv  aus,  dass  die  Korpsstudenten  sich  für 
>die  legitimen  Herren  des  Staatesc  hielten.  Also  auch  hier  war  das  Verbrechen : 
soziale  Reformarbeit,  Frontstellung  gegen  anmassendes  Herrengebaren. 

Unwillkürlich  lenkt  sich  der  Blick  auf  die  politischen  Leistungen  der  Block- 
ära. Bei  den  Wahlen  vom  Januar  1907  wurde  der  Mittelstand,  wurde  die  Intelli- 
genz gegen  die  sogenannte  rote  und  schwarze  Brüderschaft  aufgeboten.  Eine 
neue  Epoche  sollte  beginnen.  In  den  ersten  Wochen  des  neuen  Reichstags 
welche  Fülle  sozialpolitischer  Anträge  und  Interpellationen!  Allen  voran  eine 
nationalliberale  Interpellation  zu  gunsten  der  Privatbeamten,  bei  der  der  neue 
Mittelstand  hoch  gepriesen  wurde.  Er  galt  als  der  Macher  der  nationalen 
Wahl,  antisemitische  Privatangestellte  rühmten  sich  die  Arrangeure 
der  Volksbegeisterungskomödie  der  Wahlnacht  gewesen  zu  sein.  Herr  von 
Heyl  selbst  interpellierte  für  die  Privatangestellten,  wurde  freilich  etwas  sehr 
nervös,  als  der  Verfasser  dieses  Aufsatzes  eine  in  seinem  Betriebe  angewandte 
Konkurrcnzklausel  zur  Sprache  brachte.  Alles,  alles  bekannte  sich  zum  sozial- 
politischen Kurs,  der  nun  erst  recht  mit  Volldampf  gefahren  werden  sollte.  Ein- 
sichtige waren  nicht  überrascht,  als  es  gerade  umgekehrt  kam,  als  Graf  Posa- 
dowsky,  den  die  Scharfmacher  hassten,  weil  er  klug  und  kenntnisreich  war 
und  sich  nicht  in  allem  zu  ihrem  Werkzeug  hergab,  beseitigt  wurde,  als  die 
preussische  Regierung  vor  dem  Zentralverband  deutscher  Industrieller  kapitu- 
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lierte.  Das  war  nur  eine  Konsequenz  der  Bülowschen  Blockpolitik.  Und  man 
kann  sagen:  Was  uns  heute  beschäftigt,  ist  es  nicht  weniger.  Ohne  diese  offi- 
zielle Abkehr  von  der  Sozialreform  hätten  die  bayrischen  Scharfmacher  nicht 
so  selbstbewusst  aufzutreten  gewagt,  hätte  auch  der  Berliner  Universitäts- 
rektor  die  sozialpolitischen  Bestrebungen  der  Freien  Studentenschaft  nicht  so 
rücksichtslos  unterbunden.  , 

Aber  der  Block  sollte  ja  nicht  nur  soziale,  er  sollte  auch  freiheitliche 
Politik  treiben.  Wir  haben  es  freilich  nie  geglaubt;  wir  haben  immer  durch- 
schaut, dass  der  Kampf  der  Regierung  und  ihrer  Blockhilf  Struppen  den  frei- 
heitlichen Bestrebungen,  die  in  der  Sozialdemokratie  verkörpert  sind,  galt,  dass 
das  Losschlagen  auf  das  Zentrum  nicht  dessen  reaktionären  Geist  sondern  seine 
demokratischen  Beimischungen  treffen  sollte.  Und  wir  haben  recht  behalten. 
Ohne  den  Sieg  der  Blockparteien,  den  der  neue  Mittelstand  zu  erkämpfen  ge- 
holfen hat,  würden  die  bayrischen  Metallindustriellen  es  nicht  gewagt  haben 
eben  diesen  neuen  Mittelstand  in  Gestalt  ihrer  Angestellten  mit  Füssen  zu 
treten.  Ohne  die  angstmeierische  Hetze  der  Blockpressc  gegen  die  Sozial- 
demokratie hätten  in  Berlin  Rektor  und  Senat  nicht  die  blamablen  Erinnerun- 
gen an  die  Ära  der  Demagogenriecherei  wieder  erweckt. 

Indes,  der  Zusammenhang  zwischen  den  Massregelungen  in  Bayern  und  in 
Berlin  beschränkt  sich  nicht  auf  das  Gebiet  der  Tagespolitik;  er  liegt  tiefer 
und  berührt  den  Kern  der  Mittelstandsfrage  überhaupt.  Worin  liegt  das  Wesen 
eines  Mittelstandes  im  eigentlichen  Sinn?  Nicht  bloss  darin,  dass  er  gerade 
in  der  Mitte  steht;  eine  schlecht  organisierte,  eine  verfallende  Gesellschaft  kann 
eine  sehr  schlechte  Mitte  ergeben,  auch  der  Kern  kann  grundfaul  sein.  Was  an 
den  Verhältnissen  des  Mittelstandes  die  Gesellschaft  segensreich  beeinflusst 
hat,  sind  Unabhängigkeit  und  Bildung.  Unabhängigkeit,  das  heisst 
Sicherheit  aus  drückender  Not  und  ihren  Entwürdigungen,  erfordert  aber  nicht 
Reichtum.  Das  Protzenwesen  entwürdigt  den  Menschen  ebenfalls.  Deshalb 
gehört  zu  ihr  Bildung,  Begabung  zu  geistiger  Tätigkeit,  zu  erhöhtem  geistigen 
Geniessen.  Sie  verleiht  Überblick  über  weitere  Gebiete  und  die  Fähigkeit  zur 
Leistung,  die  auf  eigener  Arbeit  beruht.  Solche  Bildung  hat  aber  Freiheit  des 
Denkens  zur  Voraussetzung.  Klassen,  die  sich  in  Lebensverhältnissen  dieser 
Art  befinden,  haben  den  grössten  Wert  für  die  Entwickelung  der  Gesellschaft, 
den  Ausbau  der  Staatsverfassung,  das  Reifen  einer  Kultur.  Sie  erzeugen  ein 
reges,  selbständiges  Volksleben.  Die  Zeiten,  in  denen  solche  Lebensverhältnisse 
im  deutschen  Volk  ausschlaggebende  Bedeutung  hatten,  liegen  noch  nicht  weit 
zurück.  Die  grossen  Männer  des  deutschen  Geisteslebens  sind  aus  ihnen  er- 
wachsen. Noch  heute  macht  ein  grosser  Teil  unserer  Gebildeten  keinen  An- 
spruch auf  Reichtum  und  Luxus  und  begnügt  sich  mit  der  Befriedigung,  die 
geistige  Arbeit  gewährt,  und  bescheidenem  Einkommen.  Weit  entfernt  einen 
solchen  Mittelstand,  wo  er  noch  vorhanden  ist,  künstlich  proletarisieren  zu 
wollen  geht  die  Sozialdemokratie  gerade  darauf  aus  eine  Gesellschaftsform 
herbeizuführen,  die  der  ganzen  Nation  eine  gesunde,  einfache  Existenz  und  freie 
Bildungsmöglichkeit  sichern  soll. 

Freilich  lässt  sich  unter  den  Verhältnissen  der  heutigen  Gesellschaft  eine  solche 
unabhängige  Klasse  nicht  künstlich  schaffen.  Die  wirtschaftliche  und  politische 
Entwickelung  hat  aber  die  Unabhängigkeit  des  früheren  Mittelstandes  nahezu 
vernichtet.   Die  selbständigen  Kaufleute  und  Handwerker  von  gesicherter  mitt- 
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lerer  Existenz  verschwinden  mehr  und  mehr.  Die  wirtschaftliche  Stellung  der 
wissenschaftlichen  Berufe  wird  immer  unsicherer.  Das  Berufseinkommen  hält 
nicht  Schritt  mit  der  Steigerung  der  Lebensansprüche  und  den  Verschiebungen 
des  Schicklichkeitsgefühls,  in  denen  die  Einflüsse  des  Protzentums  immer 
mehr  dominieren.  Typisch  dafür  ist  der  Luxus  der  studentischen  Verbindun- 
gen, den  nur  die  Söhne  reicher  Leute  noch  mitmachen  können,  der  aber  als 
ein  Beweis  anständiger  Erziehung  angesehen  wird.  Typisch  ist  die  unter  dem 
Einfluss  der  Reserveoffizierswahlen  immer  mehr  einwurzelnde  Missachtung 
der  privaten  Erwerbsarbeit.  Korpsband  und  Offiziersdegen  sind  aber  die  Vor- 
aussetzung guten  Vorwärtskommens  für  junge  Leute  aus  gebildeten  Kreisen. 
Es  ist  nicht  zu  beschreiben,  wie  sehr  dem  Mittelstand  durch  solche  Umstände 
seine  wirtschaftliche  Existenz  erschwert  wird.  Seine  geistige  Unabhängigkeit 
aber  leidet  fast  noch  ärger.  Der  fortschreitende  Ausbau  des  bureaukrati- 
schen  Zentralstaats  engt  die  Freiheit  der  geistig  arbeitenden  'Kreise  immer 
mehr  ein.  Wissen  und  Bildung  werden  Nebensache,  die  rechte  Gesinnung  gibt 
den  Ausschlag,  und  das  ist  die  Gesinnung,  die  die  legitimen  Herren  des  Staates, 
Bureaukratie  und  Offizierstum,  fordern.  Durch  alle  diese  Umstände  wird  zu- 
dem auch  noch  der  Zusammenhang  des  Volkes  zerrissen,  die  Möglichkeit  im 
Mittelstand  Fuss  zu  fassen,  in  die  geistig  arbeitenden  Berufe  überzugehen  ver- 
sperrt, und  diesen  Ständen  dadurch  die  unumgänglich  notwendige  Zufuhr 
frischen  Blutes,  frischen  Geistes  in  einer  noch  zu  den  Zeiten  unsrer  Väter 
unerhörten  Weise  abgeschnitten.  Künstlich  lässt  sich,  wie  gesagt,  daran  nichts 
ändern.  Und  doch  sind  neue  Keime  vorhanden,  die  in  der  wirtschaftlichen 
Entwickelung  wurzeln.  Die  Industrie  bewährt  sich  auch  hierin  als  wahre  Re- 
volutionärin. 

Man  hat  schon  recht,  wenn  man  von  einem  neuen  Mittelstande  spricht,  denn 
was  sich  unter  unseren  Augen  bildet,  ist  von  dem  alten  gründlich  verschieden. 
Die  Angestellten  der  Industrie  und  des  Handels,  mit  höherer,  zum  grossen  Teil 
mit  akademisch-wissenschaftlicher  Bildung  verschiedener  Abstufungen  sind  die 
eigentlichen  Leiter  der  wirtschaftlichen  Arbeitsprozesse,  namentlich  in  den 
grossen  Industrieen  (Maschinenbau,  chemischer  Industrie  und  anderen).  Neben 
ihnen  aber  stehen,  für  den  Produktionsprozess  vielfach  ganz  gleichwertig,  die 
aus  der  Arbeiterklasse  hervorgegangenen  Techniker,  die  ihre  Kenntnisse  auto- 
didaktisch oder  auf  Fachschulen  erworben  haben.  Beide  verschmelzen  zu 
einem  Stand.  Das  ist  ein  trefflicher  Anfang  die  kastenartige  Trennung  von 
Kopf-  und  Handarbeit,  die  den  Leistungen  beider  nachteilig  werden  musste, 
aufzuheben,  Gegensäue  im  Volke,  die  keinerlei  fördernden  Wert  haben,  zu  über- 
brücken, die  Arbeit  nicht  nach  äusserlichen  Rangunterschieden  sondern  nach 
ihrer  Tüchtigkeit  zu  bewerten  und  dadurch  den  Wetteifer  der  Arbeitenden  an- 
zuspornen endlich  der  höheren  geistigen  Arbeit  den  nötigen  Nachwuchs  zu 
sichern.  Amerika  ist  darin  weiter  als  wir  und  zieht  daraus  einen  guten  Teil 
seiner  Kraft.  Es  war  eine  kluge  Erkenntnis  des  Zeitbedürfnisses,  dass  der 
Bund  der  technisch-industriellen  Beamten  dieser  Entwickelung  Ausdruck  ge- 
geben hat,  indem  er  die  Techniker  beider  Art  in  einer  Organisation  verschmol- 
zen hat.  Das  ist  wahre  moderne  Mittelstandspolitik,  während  sich  sonst 
heutzutage  auf  allen  Gebieten  eine  rückschrittliche  Neigung  zur  Kastenbildung, 
zur  Betonung  von  äusserlichen  Unterschieden  des  Rangs  und  Titels  bemerkbar 
macht. 
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Aber  freilich  ist  das  nur  ein  Anfang.  Der  neue  Mittelstand  muss  sich  seine 
wirtschaftliche  und  geistige  Unabhängigkeit  erst  erkämpfen.  Die  Einkommen 
der  Techniker,  auch  der  akademisch  gebildeten,  sind  bekanntlich  elend  und 
erreichen  vielfach  nicht  die  eines  qualifizierten  Arbeiters.  Dazu  die  Pflichten 
der  höheren  Lebenshaltung.  Diesem  proletarischen  Lohn  aber  steht  eine  mehr 
als  proletarische  Abhängigkeit  gegenüber.  Der  Übergang  zu  einem  anderen 
Beruf  ist  für  den  höheren  Angestellten  viel  schwerer  als  für  den  Arbeiter,  der 
Wechsel  der  Arbeitsstelle  wird  durch  Konkurrenzklausel,  durch  Konventional- 
strafen und  Erpressung  des  Ehrenwortes,  schliesslich  durch  geheime  Abreden 
der  Arbeitgeber  erschwert  oder  gänzlich  ausgeschlossen.  Dafür  soll  er  aber 
sich  ganz  als  Beamter,  als  Hilfskraft  des  Herrn  fühlen.  Die  Grossindustrie, 
nicht  die  Sozialdemokratie  ist  es,  die  diesen  Mittelstand  immer  mehr  proletari- 
siert.  Wollen  diese  Schichten  für  die  Gesellschaft  den  Wert  eines  wirklichen 
Mittelstandes  haben,  so  müssen  sie  sich  die  Stellung  erwerben,  die  die  Vor- 
aussetzung dafür  ist:  wirtschaftliche  Unabhängigkeit,  Wertung  der  geistigen 
Leistung,  Freiheit  des  Handelns  und  Denkens. 

Vorläufig  besitzt  die  eigentliche  Arbeiterklasse  in  allen  diesen  Dingen  dem 
Unternehmertum  gegenüber  eine  günstigere  Stellung.  Aber  sie  hat  sich  diese 
auch  nur  im  gewerkschaftlichen  Kampf  erstritten.  Der  neue  Mittelstand  muss 
diesem  Vorbild  folgen.  Wie  weit  er  sich  im  einzelnen  die  gewerkschaftlichen 
Methoden  aneignen  soll,  das  sind  praktische  Detailfragen,  über  die  ein  Aussen- 
stehender  nicht  theoretisch  entscheiden  kann;  unentbehrlich  ist  jedenfalls  der 
gewerkschaftliche  Geist,  der  nicht  auf  Regierungen,  auch  nicht  auf  Parteien 
wartet  sondern  in  eigener  Tätigkeit  die  zerstreuten  Kräfte  zusammenfasst  und 
zum  Siege  führt.  Namentlich  auf  den  Staat  und  seine  Organe  ist  gar  kein 
Verlass.  Wenn  die  Bureaukratie  einen  Funken  Verständnis  für  die  Bedürf- 
nisse der  Angestellten  hätte,  hätte  die  Konkurrenzklausel  sich  nicht  in  so  ge- 
meingefährlicher Weise  einbürgern  können.  Die  Gerichte  haben  die  Hand- 
haben, die  die  Gesetze  ihnen  dagegen  geben,  lange  nicht  so  benutzt  wie  es 
möglich  gewesen  wäre,  während  sie  in  jeder  Einengung  der  Freiheit  des  Arbeit- 
gebers zu  gunsten  des  Arbeiters  geneigt  sind  eine  Verletzung  der  guten  Sitten 
zu  erblicken.  Das  wird  sich  noch  entschiedener  zeigen,  wenn  es  zu  gewerk- 
schaftlichen Kämpfen  zwischen  Angestellten  und  Arbeitgebern  kommt.  Die 
Bureaukratie  hält  zum  Arbeitgeber,  weil  sie  in  ihm  einen  Vertreter  der  Auto- 
rität erblickt  und  weil  sie  alles  nach  dem  Schema  des  Staatsdienertums  beurteilt, 
dessen  Gott  der  ordnungsmässige  Instanzenzug  ist.  Ist  der  nicht  gewahrt,  so 
taugt  die  ganze  Sache  nichts;  ist  er  innegehalten,  so  kommt  es  der  Bureau- 
kratie nicht  darauf  an,  ob  das  Ergebnis  etwas  taugt. 

Aus  neuem  Geist  waren  auch  die  vom  Universitätsrektor  verfemten  Studenten- 
bestrebungen hervorgegangen;  sie  hatten  Fühlung  mit  der  Arbeiterklasse,  so- 
ziales Verständnis,  soziale  Tätigkeit  zum  Ziele  gehabt  und  waren  mit  dem 
Dünkel  der  Bureaukratie  in  Konflikt  geraten.  Die  Abwehr  der  Studenten  muss 
naturgemäss  anders  sein  als  die  der  Techniker  und  Handlungsgehilfen,  aber 
der  Geist  muss  der  selbe  sein:  das  Bewusstsein,  dass  es  gilt  eine  hohe  Mission 
zu  erfüllen,  die  deutsche  Geisteskultur  zu  erhalten  und  zu  sichern,  indem  man 
sie  vor  der  Unterdrückung  durch  bureaukratischen  und  kapitalistischen  Despo- 
tismus schützt. 
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ICHT  nur  im  Ausland  sondern  auch  im  Inland  werden  über  den 
Stand  der  Reichsfinanzen  die  abfälligsten  Urteile  gefällt.  Man  ist 
sogar  so  weit  gegangen  den  Kredit  des  Deutschen  Reiches  als  gefähr- 
det zu  bezeichnen.  Die  Ausgaben  und  die  Schulden  nehmen  fast  von 
Jahr  zu  Jahr  in  starker  Progression  zu,  aber  die  jeweilig  neu  erschlos- 
senen Einnahmequellen  reichen  nicht  lange  vor;  eine  Finanzreform  ist  kaum 
durchgeführt,  und  schon  ist  wieder  ein  neues  Defizit  vorhanden.  Angesichts 
dieses  unerfreulichen  Zustandes  kann  man  wohl  von  einer  Finanznot  reden, 
aber  es  ist  doch  stark  übertrieben  so  zu  tun,  als  ob  die  finanzielle  Leistungs- 
fähigkeit eines  wirtschaftlich  so  mächtig  aufstrebenden  Volkes  wie  des  deut- 
schen nicht  mehr  steigerungsfähig  und  zurzeit  schon  überspannt  sei.  Dass 
der  moderne  Staat,  je  fortgeschrittener  seine  sozialpolitischen  Funktionen  sind, 
ständig  steigende  Anforderungen  an  die  Steuerkraft  seiner  Bevölkerung  stellt, 
das  ist  eine  Erfahrung,  mit  der  man  sich  abfinden  sollte.  Man  kann  viel- 
fach durch  Jahrzehnte  hindurch  fortgesetzte  Zahlenreihen  gedruckt  finden,  die 
das  rasche  Ansteigen  der  Ausgaben  und  der  Schulden  des  Reiches  veranschau- 
lichen sollen.  Liest  man  ohne  weitere  Kritik  die  hohen  Prozentziffern,  die  die 
Steigerung  von  Periode  zu  Periode  darstellen,  so  kommt  man  freilich  zu  recht 
auffälligen  Ergebnissen.  Aber  diese  Rechnungen  blenden  doch  nur  auf  den 
ersten  Blick.  Da  wäre  vor  allem  zu  berücksichtigen,  dass  im  Laufe  der  Jahr- 
zehnte die  Einkommensverhältnisse  der  Bevölkerung  sich  sehr  wesentlich  ge- 
bessert haben,  dass  der  Wert  des  Geldes  ein  ganz  anderer  geworden  ist,  dass 
der  Aufgabenkreis  des  Staates  sich  ganz  erheblich  erweitert  hat  und  anderes 
mehr.  In  einer  solchen  Beleuchtung  verlieren  die  beängstigend  ansteigenden 
Ziffern  der  Ausgaben  und  Schulden  schon  einen  Teil  ihrer  das  Philister- 
gemüt erschreckenden  Wirkung.  Wenn  gar  das  Ausland  auf  die  deutschen 
Finanzen  schmält  und  sie  nicht  pessimistisch  genug  schildern  kann,  so  ist  darauf 
wirklich  nicht  allzu  viel  zu  geben.  Der  Grund  aller  Missgunst  ist  ja  in 
nichts  anderm  zu  suchen  als  in  dem  beispiellosen  wirtschaftlichen  Aufschwung 
des  deutschen  Volkes,  der  doch  schliesslich  wieder  das  beste  Zeugnis  gegen  die 
übertriebenen  Schwarzmalereien  der  deutschen  Finanzen  liefert.  Das  deutsche 
Volk  hat  schon  andere  Zeiten  mitgemacht,  in  denen  seine  wirtschaftliche  Lage 
wirklich  trostlos  war,  und  trotzdem  war  seine  finanzielle  Leistungsfähigkeit, 
wenn  die  Not  an  Mann  ging,  über  alles  Erwarten  gross.  Wie  sollte  da  in 
einer  Periode  wie  der  gegenwärtigen  diese  Leistungsfähigkeit  versagen?  Man 
mag  der  Finanzpolitik  des  Deutschen  Reiches  so  kritisch  gegenüberstehen,  wie 
man  nur  wolle,  dafür  dürfte  man  kaum  den  Beweis  erbringen,  dass  die  finan- 
zielle Leistungsfähigkeit  des  deutschen  Volkes  überspannt  ist. 
Eine  andere  Frage  ist  freilich,  ob  die  Finanzpolitik  des  Reiches  von  der  vor- 
handenen Leistungsfähigkeit  den  richtigen  Gebrauch  macht.  Diese  Frage  darf 
eher  verneint  werden.  Es  dürfte  nicht  vorkommen,  dass  das  Deutsche  Reich 
alle  paar  Jahre  wieder  vor  einem  erheblichen  Defizit  steht,  dass  alle  Finanz- 
künstler auf  die  Suche  nach  allen  möglichen  und  unmöglichen  Steuern 
gehen,  und  dass  dann  jedesmal  mit  Hängen  und  Würgen  eine  Finanzreform 
zu  stände  kommt,  die  das  Übel  zwar  auf  kurze  Zeit  zurücktreten  lässt,  aber 
auf  die  Dauer  nicht  zu  beseitigen  vermag.  Die  Grundlage  des  ganzen  Finanz- 
systems kann  keine  befriedigenderen  Ergebnisse  liefern,  weil  man  sich  scheut 
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eine  grundsätzliche  Reform  des  gesamten  Steuerwesens  anzustreben.  Solange 
man  vor  direkten  Reichssteuern  oder  besser  vor  einer  Reichseinkommensteuer 
zurückschreckt,  so  lange  wird  eine  Gesundung  der  Reichsfinanzen  nicht  ein- 
treten. 

Die  direkten  Steuern  sollen  den  Bundesstaaten,  die  indirekten  dem  Reiche  ver- 
bleiben: dieser  Satz  bildet  heute  gewissermassen  das  Dogma  der  deutschen 
Finanzpolitiker.  Aus  diesem  Dogma  ergibt  sich  eine  immer  grössere  Verwir- 
rung der  steuerlichen  Verhältnisse,  eine  Mehrung  von  Gelegenheits-  oder 
noch  besser  von  Verlegenheitssteuern,  eine  wachsende  Unzufriedenheit  der 
Bevölkerung  mit  der  Verteilung  der  Steuerlast  Ein  Wall  von  eingewurzelten 
Vorurteilen  ist  gegen  die  direkte  Besteuerung  aufgerichtet,  und  es  wird  nicht 
nur  langer  theoretischer  Vorarbeit  sondern  auch  umfassender  politischer  Agi- 
tation bedürfen,  bevor  wir  in  dem  Steuerchaos  zu  der  Anerkennung  des  Satzes 
gelangen,  dass  die  einzig  berechtigte  Besteuerung  für  den  modernen  Staat  die 
direkte  Einkommensteuer  ist.  Wir  haben  die  Einkommensteuer  in  den  Bundes- 
staaten und  zum  Teil  auch  in  den  Gemeinden.  Niemand  denkt  daran  sie 
hier  wieder  zu  beseitigen.  Nur  verneint  man  die  Möglichkeit  diese  Steuer- 
form so  auszubauen  und  zu  verallgemeinern,  dass  sie  die  Grundlage  für  die 
Besteuerung  in  der  Gemeinde,  im  Einzelstaat  und  im  Reiche  abgeben  kann. 
Man  versteift  sich  für  die  Finanzen  des  Reichs  auf  die  indirekten  Steuern,  ob- 
wohl diese  Besteuerung  zwar  einfach,  aber  ungemein  roh  ist.  Die  Arbeiter- 
bevölkerung wehrt  sich  mit  Recht  gegen  die  indirekten  Steuern;  denn  diese 
Belastung  richtet  sich  nicht  im  geringsten  nach  der  Leistungsfähigkeit  der 
besteuerten  Subjekte  sondern  nach  der  Höhe  des  jeweiligen  Konsums  von 
bestimmten,  für  den  Massenverbrauch  bestimmten  Waren.  Nicht  nur  leistet 
eine  begüterte  Familie  an  indirekten  Steuern  relativ  viel  weniger  als  zum  Bei- 
spiel eine  normale  Arbeiterfamilie,  es  treten  auch  Ungerechtigkeiten  insofern 
ein,  als  kleine  Familien  viel  weniger  belastet  sind  im  Vergleich  zu  Familien  mit 
mehreren  Kindern.  Dabei  kann  die  Leistungsfähigkeit  der  letzteren  viel 
schwächer  sein  als  die  der  kleinen  Familien.  Bedenklich  ist  auch  der  Um- 
stand, dass  von  dieser  Besteuerung  gerade  die  ärmsten  Schichten  der  Bevölke- 
rung am  härtesten  getroffen  werden.  Jede  Differenzierung  der  Steuer  nach 
der  Leistungsfähigkeit  der  Steuersubjekte  ist  bei  der  indirekten  Besteuerung 
ausgeschlossen.  Was  für  die  indirekte  Steuer  sprechen  mag,  ist  ausschliess- 
lich die  relative  Leichtigkeit  der  Erhebung.  Aber  diese  kann  und  darf  für  die 
Art  der  Besteuerung  nicht  ausschlaggebend  sein. 

Warum  man  aber  so  besonders  zäh  an  der  indirekten  Besteuerung  festhält,  das 
mag  darin  begründet  sein,  dass  man  glaubt  aus  direkten  Steuern  könne  man 
so  hohe  Einnahmen  nicht  erschliessen  wie  aus  indirekten.  Das  ist  natürlich 
gleichfalls  eine  irrige  Annahme.  Eine  direkte  Einkommensteuer  ist  vielmehr 
weit  ergiebiger  als  jede  andere  Art  der  Besteuerung,  vorausgesetzt,  dass  auch 
die  niedrigen  Einkommen  mit  Ausnahme  vielleicht  eines  Existenzminimums 
zur  Steuer  herangezogen  werden.  Das  ist  natürlich  ausgeschlossen,  dass  die 
breiten  Massen  der  Bevölkerung  bei  einer  Verallgemeinerung  der  Einkommen- 
steuer ausser  betracht  bleiben  könnten.  Aus  den  höheren  Einkommen  allein 
kann  ein  moderner  Staat  seinen  Einnahmebedarf  nicht  mehr  decken.  Das  Ein- 
kommen aller  Schichten  der  Bevölkerung  muss  vielmehr  die  Einnahmequelle 
bilden;  anders  ist  eine  allgemeine  Einkommensteuer  als  Hauptquelle  für  die 
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staatlichen  und  gemeindlichen  Einnahmen  ausgeschlossen.  Ist  aber  diese  Vor- 
aussetzung gegeben,  so  fallen  die  Bedenken  gegen  eine  Reich  seinkommen- 
steuer  weg.  Das  System  der  indirekten  Besteuerung  muss  abgetragen  wer- 
den, und  an  seine  Stelle  muss  eine  allgemeine  Einkommensteuer  treten,  die  die 
Basis  für  die  Besteuerung  durch  die  Gemeinden,  die  Kreise,  dfie  Bundes- 
staaten und  das  Reich  zu  bilden  hat. 

Man  kann  die  meisten  Einwände,  die  heute  gegen  direkte  Reichssteuern  geltend 
gemacht  werden,  nicht  mehr  aufrecht  erhalten.  Alle  Steuern  fliessen  heute 
schon  in  der  Hauptsache  zuletzt  doch  aus  dem  Einkommen,  direkte  wie  in- 
direkte. Auch  die  indirekte  Steuer  belastet  schliesslich  das  Einkommen.  Es 
handelt  sich  bei  der  Reform  also  nur  um  eine  andere,  gerechtere  Verteilung 
der  Gesamtsteuerlast  nach  dem  Grundsatz,  dass  mit  dem  steigenden  Einkommen 
auch  die  Steuerleistung  zunimmt.  Die  Einkommensteuer  ist  derart  der  Diffe- 
renzierung und  Individualisierung  fähig,  dass  sie  nicht  nur  die  verschiedenen 
Arten  des  Einkommens  sondern  auch  die  Verhältnisse  der  Steuersubjekte  bei 
der  Erhebung  der  Steuer  berücksichtigen  kann.  Es  lässt  sich  das  Einkommen 
aus  Arbeit  ganz  anders  heranziehen  als  das  Einkommen  aus  Vermögen.  Das 
Einkommen  aus  Handelsgewinn  kann  steuerlich  anders  behandelt  werden  als 
das  Einkommen  aus  dem  landwirtschaftlichen  Betrieb  oder  aus  industrieller 
Tätigkeit.  Der  Familienvater  mit  einer  grossen  Kinderschar  darf  nicht  dem 
Junggesellen  gleichgesetzt  werden.  Gerade  die  Möglichkeit  einer  solchen  weit- 
gehenden und  den  steigenden  sozialen  Ansprüchen  gerecht  werdenden  Diffe- 
renzierung drängt  mit  Notwendigkeit  nach  einer  Unifizierung  unserer  Steuern 
in  Reich,  Bundesstaaten  und  Gemeinden.  Die  finanzielle  Selbständigkeit  der 
Bundesstaaten  wird  durch  ein  solches  System  nicht  im  geringsten  erschüt- 
tert, es  wäre  denn,  dass  die  gleiche  formale  Basis  schon  als  eine  Beschnei- 
dung dieser  Autonomie  ausgelegt  würde. 

Richtig  ist,  dass  der  Unterbau  einer  solchen  direkten  Besteuerung  mit  ziem- 
lichen Kosten  verknüpft  sein,  dass  namentlich  die  Einziehung  der  Steuern 
erhebliche  Schwierigkeiten  bieten  würde.  Indes,  einmal  würde  sich  ein  derartiger 
einheitlicher  und  gemeinsamer  Unterbau  für  das  gesamte  Steuerwesen  in  Reich, 
Bundesstaat  und  Gemeinde  immer  noch  billiger  stellen  als  die  verschie- 
denen selbständigen  Organisationen  für  die  verschiedenen  Steuern,  sodann 
aber  Hessen  sich  wohl  Mittel  und  Wege  finden  die  Einziehung  der  Steuerbeträge 
möglichst  billig  zu  gestalten.  Man  mag  heute  das  Verlangen  einer  einheit- 
lichen Besteuerung  nach  dem  Grundsatz  der  Leistungsfähigkeit  als  utopisch 
bei  seite  schieben,  eine  geschichtliche  Betrachtung  des  Steuerwesens  lässt  doch 
nicht  verkennen,  dass  der  Gedanke  der  Einkommensteuer  sich  in  allen  modernen 
Ländern  bricht  und  erst  am  Anfang  seiner  zukunftsreichen  Entwfickelung 
steht.  Wenn  man  gegenwärtig  wieder  die  Jagd  nach  allen  möglichen  Steuern 
verfolgt  und  sich  vergegenwärtigt,  dass  alle  Steuerquellcn  über  kurz  oder  lang 
sich  immer  wieder  als  unzureichend  erweisen,  die  heftigsten  wirtschaftlichen 
Beunruhigungen  und  Kämpfe  verursachen,  so  muss  man  nach  Mitteln  und  We- 
gen Ausschau  halten,  die  einen  Staat  wie  das  Deutsche  Reich  auf  eine  finan- 
zielle Basis  stellen,  durch  die  ein  für  allemal  die  Befriedigung  der  finanziellen 
Bedürfnisse  sicher  gestellt  ist,  und  jeder  Staatsangehörige  weiss,  dass  er  nach 
seiner  wirtschaftlichen  Leistungsfähigkeit  und  nach  gerechten  Grundsätzen 
zur  jeweiligen  Steuer  nach  einem  bestimmten  Prozentsatz  seines  Einkommens 
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zur  Deckung  der  staatlichen  Ausgaben  herangezogen  wird.  Das  Bedürfnis 
nach  einer  solchen  finanziellen  Basis  wird  mit  den  steigenden  Aufgaben,  die 
der  Staat  zu  erfüllen  hat,  mehr  und  mehr  wachsen.  Die  Versuche  auf  andere 
Weise  geordnete  und  auf  die  Dauer  befriedigende  Finanzverhältnisse  zu 
schaffen  werden  wie  die  bisherigen  scheitern,  und  man  wird  nach  vielen  Fehl- 
schlägen doch  zu  der  einfachsten  Lösung  zurückkommen.  Bedauerlich 
bleibt  bei  den  mancherlei  Irrfahrten,  die  inzwischen  auf  finanzpolitischem  Ge- 
biete erfolgen,  dass  ungemein  viel  Schaden  angerichtet  wird,  ehe  sich  die  Un- 
gangbarkeit aller  anderen  Wege  bis  zur  Evidenz  herausgestellt  hat  Was 
gegenwärtig  wieder  an  neuen  Steuerprojekten  bekannt  wird,  namentlich  die 
geplante  Beleuchtungssteuer,  zeigt  ganz  deutlich,  wie  weit  das  Deutsche  Reich 
noch  immer  vom  richtigen  Wege  entfernt  ist. 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 

EDÜRRD  BERNSTEIN  •  DER  FREISINN  UND 
UNSERE  PRESSE 

IE  kurze  erste  Tagung  des  neugewählten  Landtags  hat  der  kleinen, 
durch  den  glücklichen  Ausfall  der  Stichwahl  im  12.  Berliner  Land- 
tagswahlkreis auf  7  Vertreter  angewachsenen  sozialdemokratischen 
Gruppe  Gelegenheit  gegeben  eine  erste  Probe  ihres  Eingreifens  in 
die  Verhandlungen  des  Dreiklassenparlaments  abzulegen,  und  diese 
Probe  ist  zu  allgemeiner  Zufriedenheit  ausgefallen.  Soweit  es  am  Willen  der 
sozialdemokratischen  Sieben  liegt,  sind  die  Tage  der  sanftlebigen  Opposition 
in  der  preussischen  Kammer  vorüber.  Freilich  wird  ihr  Wollen  da  nicht 
immer  bestimmend  sein.  Herr  von  Kröcher  hat  zwar  zu  Anfang  ein  gewisses 
Entgegenkommen  an  den  Tag  gelegt,  zugleich  aber  in  seinem  Benehmen  durch- 
blicken lassen,  dass  es  sich  dabei  für  ihn  mehr  um  einen  Spass  als  um  Eta- 
blierung einer  Regel  handelte,  und  die  hinter  ihm  stehende  Mehrheit  hat 
denn  auch  bald  die  wahre  Situation  dadurch  illustriert,  d  ass  sie  dem  Genossen 
Hoffmann,  als  dieser  bei  der  dritten  Lesung  des  Pfarrerbesoldungsgesetzes  das 
Wort  nehmen  wollte,  dies  durch  einen  Schlussantrag  kurzerhand  unmöglich 
machte.  Man  wird  mit  solchen  Manövern  auch  fernerhin  zu  rechnen  haben. 
Die  einzige  Unterstützung,  die  der  sozialdemokratischen  Gruppe  in  dieser 
kurzen  Tagung  zu  teil  wurde,  kam  von  den  Freisinnigen.  Sie  unterzeichneten 
den  Antrag  auf  Beurlaubung  des  Abgeordneten  Dr.  Liebknecht,  und  sie  nahmen 
mit  den  Sozialdemokraten  gegen  das  Pfarrerbesoldungsgesctz  Stellung.  Natür- 
lich zeigten  Begründungsweise  und  Angriffsmethode  dabei  auch  jedesmal  den 
Unterschied  zwischen  Freisinn  und  Sozialdemokratie.  Trotzdem  ist  der  Um- 
stand, dass  in  der  ersten  Frage  des  parlamentarischen  Rechts  und  bei  der  ersten 
Gesetzgebungsfrage  des  neuen  Abgeordnetenhauses  Freisinn  und  Sozialdemo- 
kratie sich  Seite  an  Seite  fanden,  nicht  ohne  demonstrative  Bedeutung.  Er  be- 
stätigt, was  ich  kürzlich  in  dieser  Zeitschrift  über  die  Position  der  sozial- 
demokratischen Gruppe  im  neuen  Abgeordnetenhaus  schrieb,  nämlich  dass, 
wenn  sie  im  Abgeordnetenhaus  etwas  wird  ausrichten  oder  verhindern  wollen, 
sie  sich  in  erster  Linie  auf  eine  Kooperation  oder  Verständigung  mit  den  Frei- 
sinnigen angewiesen  sehen  werde.1) 

')  Vcrgl.  meinen  Artikel  Epilog  zu  den  preussischen  Landtagsuahlen  in  diesem  Band  der  Soziali- 
stischen Monatshefte,  pag.  784. 
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Der  bezeichnete  Artikel  hat  von  Seiten  der  Redaktion  des  Vorwärts  die  Antwort 
gefunden,  an  die  man  von  jener  Seite  gewöhnt  ist.  Da  er  einige  kritische 
Bemerkungen  enthielt,  rief  er,  obgleich  die  Kritik  eine  streng  sachliche  war, 
statt  einer  erspriesslichen  Diskussion  nur  Schmähung  und  Verdächtigung 
hervor.  Beides  kann  ich  hier  unerwidert  lassen.  Es  wird  genügen  daran  zu 
erinnern,  dass  mehr  als  zwei  Monate  vor  der  Landtagswahl  von  mir  bei 
Untersuchung  der  Aufgaben  und  Aussichten  des  Wahlkampfes  erklärt  wurde, 
dass,  wenn  es  der  Sozialdemokratie  beim  jetzigen  Wahlsystem  gelingen 
werde  aus  eigener  Kraft  6  bis  8  Landtagsmandate  zu  erringen,  dies  schon 
als  »ein  grosser  Erfolge  zu  betrachten  sein  werde,  dass  aber  damit,  und 
selbst  wenn  es  noch  eine  grössere  Zahl  sein  sollte,  für  die  Demokratisierung 
des  Landtagswahlrechts  »doch  nur  erst  wenig  erreichte  sein  werde,  dass  wir 
also  darüber  die  Aufgabe  nicht  aus  dem  Auge  verlieren  dürften  die  Mehr- 
heitsverhältnisse im  Landtag  nach  Möglichkeit  zu  ändern.*)  So  habe 
ich  von  Anfang  an,  wie  ja  auch  früher  schon,  die  Frage  gestellt,  und  so  muss 
sie  meines  Erachtens  gestellt  werden,  wenn  wir  nicht  mit  der  einen  Hand 
das  wieder  zunichte  machen  sollen,  was  wir  mit  der  andern  schaffen. 

Im  übrigen  veranlasst  mich  die  Aufnahme  des  Artikels  mich  noch  etwas  näher 
der  Frage  unserer  Stellung  zum  Freisinn  zuzuwenden,  die,  ob  man  es  will 
oder  nicht,  unsere  Partei  doch  immer  wieder  beschäftigen  wird.  Es  handelt 
sich  ja  keineswegs,  wie  das  manche  zu  glauben  scheinen,  nur  um  hinter 
uns  liegende  Dinge.  Denn  wenn  wir  nicht  in  ein  paar  Jahren  schon  den 
grossen  Generalumsturz  haben  werden,  woran,  soweit  ich  sehe,  niemand  in 
der  Partei  glaubt,  werden  wir  auch  fortan  mit  der  Partei  zu  rechnen  haben, 
die  man  bisher  unter  den  Sammelbegriff  Freisinn  zusammenfasste.  Dieser 
Freisinn  ist,  mit  Ausnahme  einer  noch  kleinen  demokratischen  Sezession, 
in  den  Block  eingetreten.  Wie  war  das  möglich?  Weder  ist  die  Frage 
mit  dem  Hinweis  auf  die  moralische  oder  intellektuelle  Minderwertigkeit 
einiger  Führer  hinlänglich  beantwortet,  noch  gibt  das  Wort  Klassenkampf 
eine  ausreichende  Erklärung.  Keiner  jener  Führer  ist  eine  so  über- 
ragende Persönlichkeit,  dass  er  durch  das  blosse  Gewicht  seines  Worts 
seine  Partei  zu  einer  ihrem  Wesen  und  ihren  Interessen  widersprechenden 
Politik  veranlassen  könnte,  und  der  deutsche  Freisinn  ist  eine  viel  zu  gemischt 
zusammengesetzte  Partei,  um  in  ruhiger  Zeit  durch  den  blossen  Klassenkampf 
zu  einer  seinem  Programm  widersprechenden  Politik  getrieben  zu  werden.  Es 
müssen  also  andere  Faktoren  zu  ihr  getrieben  oder  sie  ermöglicht  haben. 

Generell  erklärt  sich  das  Zustandekommen  politischer  Blocks  aus  den  An- 
sprüchen des  Parlamentarismus  an  die  Parteien.  Der  Parlamentarismus  braucht 
grosse  Parteien  oder  dauernde  Parteikombinationen.  Ein  Parlament  mit  einer 
Vielheit  zersplitterter  Parteien  wird  stets  auf  eine  Parodie  des  Parlamentaris- 
mus hinauslaufen,  auf  einen  Wechselbalg,  bei  dem  Macht  und  Verantwortung 
im  krassen  Missverhältnis  zu  einander  stehen.  Das  haben  wir  oft  genug  in 
Deutschland  beobachten  können.  Zugleich  aber  auch  haben  wir  gesehen,  wie 
die  Tendenz  zur  Bildung  von  Regierungs-  oder  Oppositionskoalitionen  sich 
immer  wieder  von  neuem  fast  mit  Notwendigkeit  durchbrach,  wie  ein  gewisser, 
in  den  Dingen  liegender  Chemismus  die  Einzelteile  des  Parlamentskörpers 

')  Vergl.  meinen  Artikel  Zur  Einltilung  des  Wahlkampfes  in  den  Sozialistische*  Monatsheften,  1908. 
1.  Band,  pag.  398. 
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nötigte  Verbindungen  einzugehen,  gleichviel  welches  ihr  Titel  war,  ob  man  sie, 
wie  in  den  neunziger  Jahren,  Kartelle,  oder,  wie  im  neuen  Jahrhundert,  Blocks 
nennt.  Ohne  Agglomerationen  irgend  welcher  Art  kann  kein  Parlament  sein. 
So  hatte  denn  der  Reichstag  bis  1878  seine  um  den  Nationalliberalismus 
gruppierte  Mehrheit,  dann,  nachdem  Bismarck  die  Nationalliberalen  hatte  an 
die  Wand  drücken  lassen,  nach  kurzem  Zwischenspiel  1884  die  Mehrheit  W indt- 
horst-Richter-GrilLenberger,  die  1887  vom  konservativ-nationalliberalen  Kartell 
abgelöst  wurde,  worauf,  als  dieses  1890  zerschmettert  wurde,  das  Zentrum 
ausschlaggebende  Partei  wurde  und  bald  mit  der  Linken  bald  mit  der  Rechten 
Mehrheiten  bildete,  die  eine  in  Fragen  des  politischen  Rechts,  die  andere  in 
Fragen  der  Wirtschaftspolitik  und  allmählich  auch  in  Rüstungsfragen. 

Diese  ganze  Zeit  über  war  der  Freisinn  mit  der  kurzen  Unterbrechung  der 
Ära  Caprivi  bürgerlich-liberale  Oppositionspartei  gewesen.  Aber  während  er 
in  den  achtziger  Jahren  und  selbst  von  1890  bis  1898  noch  stets  mehr  als  doppelt 
so  viel  Abgeordnete  gezählt  hatte  wie  die  Sozialdemokratie,  hatten  im  1893  ge- 
wählten Reichstag  die  drei  Gruppen  der  bürgerlichen  Linken  zusammen  nur  noch 
4  Vertreter  mehr,  im  1898  gewählten  Reichstag  schon  6  Vertreter  weniger  als 
die  Sozialdemokratie,  bis  im  Jahre  1903  die  Zahl  der  Freisinnsabgeordneten 
auf  weniger  als  die  Hälfte  der  sozialdemokratischen  Abgeordneten  zusammen- 
schmolz. Konnte  im  Jahre  1890  der  Freisinn  noch  Anspruch  darauf  erheben 
das  Gros  der  Linken  des  Reichstags  zu  vertreten,  so  war  das  1893  und  1898 
schon  nicht  mehr  möglich,  und  1903  war  im  Reichstag  die  zahlenmässige  Stärke 
der  Sozialdemokratie  im  Verhältnis  zum  Freisinn  auf  9  zu  4  angewachsen,  ein 
stärkeres  Ubergewicht  über  diesen  als  er  es  1890  über  die  Sozialdemokratie 
gehabt  hatte.  So  sehr  dies  Wachstum  der  Sozialdemokratie  der  wirtschaftlich- 
sozialen Entwickclung  Deutschlands  entsprach,  so  wenig  stand  es  mit  der  Ent- 
wicklung seiner  politischen  Einrichtungen  im  Einklang,  die  so  unverhältnis- 
mässig zurückgeblieben  ist.  Dem  Stand  der  politischen  Einrichtungen  Deutsch- 
lands entspräche  die  Führung  der  Linken  des  deutschen  Parlaments  durch  die 
bürgerliche  Demokratie,  mit  der  proletarischen  Demokratie  als  treibende 
äusserste  Linke.  Unter  dem  Zusammenwirken  einer  verlangsamten  politischen 
und  raschen  wirtschaftlichen  Entwickelung  ist  der  bürgerlichen  Demokratie  bei 
uns  eine  bescheidenere  und  zugleich  schwerere  Rolle  zugefallen.  Sie  ist  keine 
Macht  mehr  aus  sich  selbst.  Sie  kann  nicht  mehr  Anspruch  auf  Führung  der 
ganzen  Linken  erheben,  sie  kann  nicht,  wie  zum  Beispiel  die  entsprechenden 
Parteien  in  Frankreich  und  England,  den  Arbeitern  zurufen:  Steht  mir  zur 
Seite,  und  ich  verbürge  euch  die  Durchführung  dieser  und  jener  Reformen! 
Sie  muss  selbst  Anlehnung  suchen,  um  irgend  welche  Macht  ausüben  zu 
können.  Längere  Zeit  hat  sie  sich  abwechselnd  nach  rechts  und  links  an- 
gelehnt und  dadurch  sich  ein,  trist  genug  ausgefallenes  Dasein  erhalten.  Es 
kommen  aber  im  politischen  Leben  immer  Moment?,  wo  solches  Schaukelspiel 
nicht  vorhält,  wo  es  bestimmtere  Stellung  nehmen  heisst.  Eine  solche  Situation 
war  da,  als  Bülow  im  Dezember  1906  den  Reichstag  auflöste,  um  die  Macht 
des  Zentrums  zu  brechen,  weil  es  ein  Stück  eines  seiner  parlamentarischen 
Verantwortung  entsprechenden  Einflusses  verlangt  hatte.  Dass  das  Zentrum 
dies  in  Gestalt  von  Hintertreppcnpolitik  tat,  mag  berechtigten  Anlass  zu  mora- 
lischen Betrachtungen  darbieten,  für  die  gestellte  politische  Frage  war  es  gleich- 
gültig. Das  Regierungssystem  schlummert  noch  in  der  Zukunft  Schoss,  bei  dem 
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es  ganz  ohne  Hintertreppen  abgehen  wird.  Die  Frage  war,  ob  der  Reichstag 
zu  der  Verantwortung,  die  er  trägt,  immer  gerade  nur  so  viel  Macht  haben 
soll  wie  die  Regierung  ihm  einzuräumen  für  gut  befindet,  oder  ob  er  Macht 
im  Verhältnis  seiner  Verantwortung  zu  beanspruchen  habe.  Ihr  gegenüber 
konnte  es  beim  Schaukeln  nicht  bleiben,  es  hätte  den  Freisinn  noch  weiter 
heruntergebracht  als  er  schon  war,  er  musste  sich  für  rechts  oder  links  ent- 
scheiden.  Und  er  fiel  auf  die  rechte  Seite. 

Wie  der  Freisinn  eine  sehr  gemischte  Partei  ist,  so  war  es  auch  ein  Gemisch 
von  Gründen,  die  in  seinem  Rat  für  die  Schwenkung  nach  rechts  entschieden. 
Ich  will  sie  hier  nicht  noch  einmal  im  einzelnen  aufführen,  für  unsere  Be- 
trachtung kommt  nur  ein  Moment  in  Frage.  Entschied  der  Freisinn  sich  für 
links,  so  hiess  das,  da  für  die  meisten  Wahlkreise  des  Freisinns  das  Zentrum 
nicht  in  betracht  kommt,  auf  ein  Bündnis  mit  der  Sozialdemokratie  lossteuern. 
War  das  möglich,  und  welche  Perspektiven  eröffnete  es?  Ich  weiss  nicht,  ob 
die  Frage  in  dieser  bestimmten  Formulierung  im  Lager  der  Freisinnigen  erörtert 
worden  ist.  Aber  wer  die  Freisinnsliteratur  verfolgt,  weiss,  dass  sie  in 
der  einen  oder  andern  Form  in  den  Diskussionen  der  Freisinnigen  immer 
wiederkehrt  und  oft  unausgesprochen  in  sie  hineinspielt.  Und  sie  ist  nicht 
eine  Frage  von  gestern.  Für  die  politische  Entwickelung  Deutschlands  ist  sie 
die  Frage  von  heute  und  morgen.  Von  ihrer  Beantwortung  hängt  der  Aus- 
gang der  Gärung  ab,  die  zurzeit  im  Lager  des  Freisinns  vor  sich  geht.  Die 
Barthsche  Sezession  findet  bedeutend  mehr  Zuspruch  als  die  meisten  von  uns 
erwartet  haben.  Aber  sie  wird  trotzdem  nur  eine  vorübergehende  Erscheinung 
bleiben,  wenn  die  weit  verbreitete  Ansicht  nicht  widerlegt  wird,  dass  zwischen 
bürgerlicher  und  proletarischer  Demokratie  in  Deutschland  ein  den  Tag  über- 
lebender modus  vivendi  nicht  mehr  möglich  sei.  Denn  diese  Auffassung,  die 
von  manchen  in  unserer  Partei  für  radikal  gehalten  wird,  ist  es  zugleich,  die 
im  Freisinnslager  das  wirksamste  Argument  für  die  Blockpolitik  liefert.  Der 
Vonvärts  hat  nicht  verfehlt  gegen  die  Mitarbeiter  der  Sozialistischen  Monats- 
hefte im  allgemeinen  und  meinen  EpilogzrtWitX  im  besonderen  das  alte  Lied 
anzustimmen,  dass  den  Feinden  der  Sozialdemokratie  Material  geliefert  werde. 
Wie  geistreich !  Ich  denke,  der  Vorwärts  und  seine  näheren  Gesinnungsfreunde 
sollten  zu  allerletzt  von  Ausschlachtungen  reden.  Sind  es  doch  gerade  der  Vor- 
wärts und  noch  mehr  die  ihn  in  konsequenter  Verfechtung,  jener  radikalen  Auf- 
fassung  überbietende  Leipziger  Volkszeitung,  aus  deren  Auslassungen  speziell  die 
Blockpresse  ihren  Honig  saugt.  Die  Freisinnige  Zeitung  beruft  sich  alle  paar 
Tage  bei  ihren  Angriffen  wider  Barth  und  Genossen  auf  die  Leipziger  Volkszei- 
tung und  Äusserungen  von  Genossen,  die  deren  Auffassung  vertreten.  Und  so  viel 
muss  man  zugeben:  wenn  jene  Auffassung  zuträfe,  dann  hätte  die  Freisinnige 
Zeitung  in  der  Tat  recht.  Dann  hätte  es  aber  auch  keinen  Sinn  über  Ver- 
rätereien des  Freisinns  zu  zetern.  Ist  eine  Verständigung  zwischen  bürger- 
licher und  proletarischer  Demokratie  eine  innere  Unmöglichkeit,  dann  war  der 
Anschluss  des  Freisinns  an  den  Block  eine  geschichtliche  Notwendigkeit,  die 
so  wenig  zu  moralisierenden  Bemerkungen  Anlass  bot  wie  etwa  die  Bildung  von 
Schwefelwasserstoff,  wenn  Schwefelmetalle  mit  Säuren  in  Berührung  kommen. 
Warum  soll  aber  ein  solcher  modus  vivendi  unmöglich  sein?  Zwei  Umstände 
nur  würden  ihn  zu  einer  absoluten  Unmöglichkeit  machen.  Eine  bürgerliche 
Demokratie,  die  die  kapitalistische  Gesellschaftsordnung  für  unabänderlich  und 
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die  Sozialdemokratie  in  ihrer  Eigenschaft  als  Partei  der  Arbeiterklasse  nicht 
als  eine  kulturelle  Notwendigkeit  anerkennt  sondern  noch  ernsthaft  an 
das  Märchen  von  der  Kulturfeindlichkeit  der  Sozialdemokratie  glaubt,  wäre 
heute  in  sich  ein  Widerspruch  und  damit  auch  für  die  Sozialdemokratie  ein 
unmöglicher  Bundesgenosse.  Und  eine  Sozialdemokratie,  die  ihr  Tun  und 
Lassen  von  der  Hoffnung  und  Rücksicht  auf  einen  in  naher  Zeit  ein- 
tretenden Generalumsturz  bestimmen  Hesse,  wäre  wiederum  für  eine  bürger- 
lich demokratische  Partei  ein  unmöglicher  Bundesgenosse.  Sonst  aber  liegt 
kein  innerer  Grund  vor,  weshalb  in  Deutschland  unmöglich  sein  soll,  was 
anderwärts  ganz  gut  und  zum  Vorteil  der  Entwickelung  möglich  gewesen  ist. 

Man  sucht  den  Gedanken  damit  zu  verdächtigen,  dass  man  sagt,  er  laufe  darauf 
hinaus,  dass  die  Sozialdemokratie  von  ihren  Grundsätzen  etwas  aufgebe  und 
ihre  Freiheit  der  Aktion  opfere.  Das  ist  aber  keineswegs  der  Fall.  Festigkeit 
in  den  Grundsätzen  ist  nie  Hindernis  von  Verständigungen  gewesen.  Im 
Gegenteil,  sie  erleichtert  sie.  Eine  vernünftige  Verständigung  heisst,  dass  man 
die  Grenzen  bestimmt,  innerhalb  deren  man  mit  einander  kämpfen  kann  und 
jenseits  deren  man  Gegner  bleibt.  Auf  ein  bisschen  Radikalismus  mehr  oder 
Iweniger  kommt  es  dabei  gar  nicht  an.  Die  Frage  ist  aber  stets  in  hohem 
Grade  eine  solche  des  politischen  Takts.  Wie  die  wenigsten  Menschen 
ausschliesslich  vom  ökonomischen  Motiv  bestimmt  werden,  so  ist  es  auch  mit 
den  politischen  Parteien.  Der  Freisinn  zum  Beispiel  ist  keine  Klassenpartei  in 
dem  Sinne,  dass  er  die  spezifischen  Interessen  einer  abgegrenzten  Gesellschafts- 
klasse zu  seinem  Leitstern  hätte.  Seinem  Wesen  entspricht  die  Vertretung  der 
bürgerlichen  Interessen,  wo  sie  sich  nicht  zu  wirtschaftlichen  Sonderinteressen 
bestimmter  Gruppen  von  Gross-  oder  Kleinuntcrnehmern  verdichtet  haben.  Wes- 
halb der  Freisinn  denn  auch  in  den  Debatten  über  Fragen  der  Wirtschafts- 
politik am  öftesten  an  der  Seite  der  Sozialdemokratie  gefunden  wurde,  am 
öftesten  mit  ihr  gegen  den  grossindustriellen  und  kommerziellen  Neufeudalis- 
mus, die  Zünftlerei  und  das  Agrariertum  Stellung  nahm.  Er  ist,  könnte  man 
sagen,  die  Partei  des  beweglichen  Bürgertums,  des  Bürgertums  in  der  alten 
liberalen  Vorstellung,  das  beständig  sich  aus  der  Arbeiterklasse  rekrutierte. 
Was  auch  die  Führer  des  Freisinns  sein  mögen,  bei  der  Masse  seiner  Anhänger 
spielt  mit  dieser  Ideologie  die  Ideologie  überhaupt  noch  eine  grosse  Rolle. 
Und  die  Masse  sind  nicht  Fabrikanten  und  Börsenleute  sondern  Kleinbürger, 
Bauern,  Lehrer  und  Angestellte  aller  Art. 

Es  ist  deshalb  sinnlos  im  Kampf  mit  dem  Freisinn  zu  vergessen,  dass  das  Gros 
seiner  Anhänger  uns  in  den  grossen  Kämpfen  der  Zeit  schliesslich  doch  am 
ehesten  zur  Seite  stehen  muss.  Sinnlos  und  auch  zweckwidrig.  Man  täuscht  sich 
selbst  und  schafft  nutzlos  Bitterkeit.  Man  arbeitet  für  die  Scharfmacher  im 
anderen  Lager  und  raubt  denen,  die  dort  für  ein  nachbarliches  Verhältnis 
zur  Sozialdemokratie  wirken  —  diese  unerlässliche  Vorbedingung  einer  demo- 
kratischen Politik  —  die  Schaffensfreudigkeit  und  schliesslich  auch  die 
Schaffens  möglichkeit.  Ein  Freisinniger,  dessen  Tüchtigkeit  und  mutige 
Verfechtung  demokratischer  Grundsätze  ihm  die  Achtung  aller  Sozialdemo- 
kraten ohne  Unterschied  der  Abtönung  eingetragen  haben,  hat  es  mir  wieder- 
holt dargelegt.  Aber  er  brauchte  das  gar  nicht  Man  kann  die  reaktionäre 
Wirkung  einer  Kampfesweise,  die  vorwiegend  auf  die  Verdächtigung  der  Motive 
gerichtet  ist,  mit  Händen  greifen. 
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Und  ist  die  Sozialdemokratie  auf  eine  solche  Kampfesweise  angewiesen,  hängt 
die  Werbekraft  des  sozialistischen  Gedankens  an  ihr?  Sicherlich  nicht.  Ich 
habe  noch  stets  in  meinen  Versammlungen  die  Erfahrung  gemacht,  dass  man 
auf  all  das  verzichten,  dass  man  ruhig  den  Gegnern  gerecht  werden,  ruhig 
Fortschritte  anerkennen  und  doch  hohe  Begeisterung  und  Kampfesentschlossen- 
heit erwecken  kann.  Und  es  stünde  schlimm  um  den  Sozialismus,  wenn  es 
anders  wäre. 

Hier  mag  eine  Erinnerung  am  Platze  sein,  die  eine  verwandte  Frage  betrifft. 
Vor  etwa  einem  Dutzend  Jahre,  als  es  um  die  sozialistische  Bewegung  in  Eng- 
land noch  sehr  massig  bestellt,  der  einzige  unabhängige  sozialistische  Ab- 
geordnete, J.  Keir  Hardie,  nach  kurzem  Besitz  seines  Mandats  wieder  aus 
dem  Parlament  herausgewählt  war  und  eine  sehr  gedrückte  Stimmung  um 
sich  griff,  warf  ich  einmal  im  Londoner  Kommunistischen  Arbeiterbildungs- 
verein in  einem  Vortrag  die  Frage  auf,  ob  nicht  die  sozialistische  Bewegung 
Englands  besser  fahren  würde,  wenn  man  gegen  die  Führer  der  alten  Gewerk- 
schaften, die  nun  einmal  in  liberalen  Ideen  aufgewachsen  seien,  einen  weniger 
feindseligen  Ton  anschlüge,  ihnen  etwas  mehr  Toleranz  entgegenbrächte.  Nicht 
in  der  gleichen  Sitzung,  wohl  aber  in  einer  späteren  Versammlung  bin  ich 
wegen  dieser  Parole  Etwas  mehr  Toleranz  von  sich  für  radikal  haltender  Seite 
gehörig  vermöbelt  worden.  Ich  war  in  jener  Versammlung  nicht  anwesend  und 
habe  später  die  Sache  auf  sich  beruhen  lassen.  Heute  kann  ich  mit  Genugtuung 
feststellen,  dass  die  Bildung  und  die  Erfolge  der  englischen  Arbeiterpartei 
meinen  damaligen  Ausführungen  recht  gegeben  haben.  Ohne  dass  man  darauf 
verzichtete  den  Gewerkschaften  ein  Programm  aufzuoktroyieren,  für  das  sie 
noch  nicht  reif  waren,  wäre  1901  die  Arbeitervertretungsliga  entweder  gar 
nicht  zu  stände  gekommen  oder  gleich  ihren  Vorgängern  ein  leistungsunfähiges 
Ding  geblieben.  Dank  jener  Toleranz  aber  konnte  sie  als  einflussreicher  Körper 
ins  Leben  treten,  und  nun  hat  sie  sich  zur  Arbeiterpartei  entwickelt,  die,  gleich- 
viel wie  sie  es  mit  Namen  und  Programm  hält,  schon  durch  die  blosse  Tat- 
sache, dass  sie  die  grosse  Masse  der  organisierten  Arbeiter  aller  Berufe 
umfasst,  sozialistischen  Charakter  trägt,  Partei  der  Arbeiterklasse  ist. 
In  ihrer  Stellungnahme  zu  den  politischen  und  Wirtschaftsfragen  unterscheidet 
sie  sich  im  britischen  Parlament  prinzipiell  in  nichts  von  den  ausgesprochen 
sozialistischen  Parteien  des  Festlands.  Und  obwohl  ihre  Abgeordneten  noch 
nicht  den  zehnten  Teil  dei  Mitglieder  des  britischen  Parlaments  ausmachen, 
wird  auf  ihre  Reden  und  Anträge  dort  ausserordentliches  Gewicht  gelegt,  sind 
sie  tatsächlich  schon  ein  stark  mitbestimmender  Faktor  der  Gesetzgebung  ihres 
Landes  geworden. 

Es  ist  sehr  interessant  das  Auftreten  der  Arbeiterabgeordneten  im  britischen 
Parlament  näher  zu  betrachten.  Auch  diejenigen  unter  ihnen,  die  als  erklärte 
Sozialisten  und  langjährige  Mitglieder  der  sozialistischen  Unabhängigen  Ar- 
beiterpartei gewählt  sind,  zeigen  in  schöner  Weise,  wie  man  gleichzeitig  Mass 
halten  und  doch  kraftvoll  auftreten  kann,  wie  man  durch  Anerkennung  dessen, 
was  wirklich  fortschrittlich  ist,  die  Wucht  und  Wirkung  seiner  Kritik  nicht 
beeinträchtigt  sondern  nur  noch  verstärkt.  Das  Alterspensionsgesetz,  wie  es 
die  liberale  Regierung  in  dieser  Session  eingebracht  hat,  enthielt  viele  vom 
Arbeiter  Standpunkt  aus  verwerfliche  Einzelheiten.    Die  Vertreter  der  Arbeiter- 
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partei  haben  das  mit  aller  Schärfe  hervorgehoben  und  der  Regierung  nichts 
geschenkt.  Aber  es  hat  sie  nicht  abgehalten  anzuerkennen,  dass  das  Gesetz 
einen  grossen  Fortschritt  bedeutet.  Im  Labour  Leader  vom  15.  Mai  schrieb 
James  Ramsay  MacDonald  am  Schluss  einer  ersten  Kritik  des  Entwurfs: 
-Aber  wenn  alles  gesagt  und  getan  ist,  so  müssen  wir  zugeben,  dass  endlich  ein  An- 
fang gemacht  ist ;  dass  die  Einführung  von  Alterspensionen  nicht  mehr  Agitations- 
frage sondern  eine  Tatsache  ist;  dass  wir  nicht  mehr  von  ihnen  ablassen  werden; 
dass  sie  jetzt  ein  untrennbares  Stück  unserer  anerkannten  sozialen  Pflichten  sind, 
und  die  wirksame  Ausarbeitung  und  Vervollkommnung  der  Massregel  von  der 
Intelligenz  des  Volkes  abhängt  eine  Arbeiterpartei,  die  es  vertritt,  ins  Parlament  zu 
senden.« 

Und  im  Monatsheft  des  grossen  Verbandes  der  Maschinenbauer  schrieb  der 
tapfere  George  Barnes,  nach  einer,  verschiedene  Einzelheiten  des  Entwurfs 
scharf  verurteilenden  Kritik,  zusammenfassend: 

»Mittlerweile  schliessen  wir  damit,  dass  wir  unsere  alten  Leute  zum  Beginn  eines 
grossen  Stücks  sozialer  Besserung  beglückwünschen  Wir  werden  uns  nicht  an 
seiner  Verkleinerung  beteiligen;  wir  haben  keine  spöttischen  Worte  für  die,  die 
seine  Einbringung  ins  Parlament  bewirkt  haben.  Wir  bewillkommnen  das  Gesetz, 
weil  wir  wissen,  dass  es  in  Tausende  bescheidener  Heime  frohe  Botschaft  bringt.« 

So  stellten  sich  die  angesehensten  sozialistischen  Mitglieder  der  Arbeiterpartei 
zur  Vorlage.  Haben  sie  damit  dem  Sozialismus,  haben  sie  damit  den  Inter- 
essen der  Arbeiter  etwas  vergeben?  Nicht  im  geringsten.  Ihre  Kritik  und 
die  auf  ihr  fussenden  Abänderungsanträge  haben  schon  jetzt  verschiedene 
Mängel  des  Gesetzes  beseitigt.  Ich  gebe  ohne  weiteres  zu,  dass,  was  in  England 
möglich  ist,  in  Deutschland  mit  seinen  so  anders  gearteten  politischen  Ver- 
hältnissen nicht  schlechtweg  möglich  ist.  Aber  wir  müssen  doch  streben  zu 
Zuständen  zu  gelangen,  die  es  möglich  machen.  Wir  können  den  Fortschritt 
nicht  in  der  Verwilderung  des  politischen  Lebens  erblicken.  Auch  ist  es  ein 
Aberglaube,  dass  man  nur  durch  unablässigen  Tadel  Verbesserung  erreicht. 
Wir  lassen  es  in  Deutschland  gewiss  nicht  an  Tadel  fehlen,  trotzdem  stockt 
bei  uns  die  Sozialpolitik.  Ahnlich  steht  es  jetzt  in  Frankreich.  Wir  erfahren 
aus  sozialistischen  Quellen  fast  nur  noch  von  arbeiterfeindlichen  Akten  der 
Regierung.  Und  doch  rekrutiert  sich  diese  Regierung  aus  den  selben  Parteien, 
die  vor  vier  und  fünf  Jahren  noch  so  grossen  Reformeifer  zeigten.  Wenn  das 
alles  so  ist,  wie  uns  berichtet  wird,  dann  würde  es  beweisen,  dass  der  Austritt 
der  Sozialisten  aus  dem  republikanischen  Block  ihre  Einwirkung  auf  die  Politik 
ihres  Landes,  ihre  Fähigkeit  für  die  Arbeiterklasse  Vorteile  zu  erzwingen  und 
Nachteile  zu  verhindern,  nicht  erhöht  sondern  vermindert  hat.  Man  kann  sich 
eben  seine  Nebenparteien  je  nachdem  selbst  verbessern  oder  verschlechtern. 
Sub  specie  des  grossen  Krachs  mag  das  gleichgültig,  mag  sogar  das  letztere 
als  das  günstigere  erscheinen.  Wer  aber  nicht  auf  jenes  Ereignis  spekuliert 
sondern  die  Verwirklichung  des  Sozialismus  durch  Reformen  und  schrittweise 
fortschreitende  Hebung  des  allgemeinen  Kulturniveaus  erstrebt,  der  wird  rs 
sich  angelegen  sein  lassen  überall  den  guten  Willen  zu  ermuntern.  Hier  kann 
die  Parteipresse,  wenn  sie  will,  sehr  nützlich  wirken,  und  sie  kann  es  tun,  ohne 
befürchten  zu  müssen  dadurch  das  Wachstum  der  Partei  zu  schädigen.  Die 
sachliche  Schärfe  unserer  Kritik  braucht  darunter  nicht  zu  leiden.  Kritik  muss 
sein,  aber  ihr  erstes  Gebot  heisst  unterscheiden. 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 
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RÜQUST  ERDMRMN  •  SOZIRLDEMOKRRTIE  ÜMD 
ZENTRUM  BEI  DEM  PREÜSSISCHEM  LRNDTRGS- 
WRHLEN 

IM  rheinisch- westfälischen  Industriegebiet  haben  in  3  Landtagswahl- 
kreisen, Bochum,  Dortmund-Land  und  Mülheim  an  der  Ruhr,  die 
I  Sozialdemokraten  das  Zentrum  in  der  Stichwahl  gegen  die  National- 
liberalen unterstützt.  Dadurch  hat  das  Zentrum  3  Mandate  ge- 
wonnen, die  ihm  bei  Stimmenthaltung  unserer  Genossen  entgangen 
wären.  In  Bochum  kam  es  mit  einem  Gerichtssekretär,  in  den  beiden  anderen 
Kreisen  mit  Arbeiterkandidaten  durch.  Darüber  hat  sich  nun  in  der  Partei- 
presse des  Westens  eine  Auseinandersetzung  entsponnen.  Die  Parteiblätter  in 
Bochum  und  Dortmund  verteidigten  die  Haltung  unserer  Genossen  in  den  drei 
genannten  Wahlkreisen,  die  Parteiblätter  in  Essen  und  Elberfeld  verurteilten  sie. 
Ich  bin  zwar  an  den  Vorgängen  in  jenen  Wahlkreisen  nicht  unmittelbar  be- 
teiligt, glaube  aber  das  Zentrum  aus  langer  Erfahrung  und  die  für  den  gegen- 
wärtigen Fall  in  betracht  kommenden  Verhältnisse  aus  der  Parteipresse  ge- 
nügend zu  kennen,  um  zu  einer  Meinung  berufen  zu  sein. 

Die  Auseinandersetzung  in  den  Parteiblättern  des  Westens  wurde  eingeleitet 
mit  einer  nach  der  Stichwahl  erschienenen  Notiz  der  Arbeiterzeitung  in  Essen, 
dass  im  Ruhrrevier  der  »vertrauensselige  rote  MicheU  dem  Zentrum  ohne  jede 
Gegenleistung  in  drei  Wahlkreisen  die  »Kastanien  aus  dem  Feuer  geholt«  habe. 
Nachdem  das  Blatt  dann  in  einem  längeren  Artikel  ausführlich  vorgebracht 
hatte,  weshalb  es  die  Unterstützung  des  Zentrums  für  verfehlt  halte,  legten 
die  Parteiblätter  in  Bochum  und  Dortmund  die  Gründe  dar,  die  die  Genossen 
zum  Eintreten  für  das  Zentrum  bewogen  hatten.  Nach  der  Arbeiterzeitung 
in  Dortmund  war  der  Wahlkampf  ein  Wahlrechtskampf;  auch  die  katholischen 
Arbeiter  hatten  Feuer  gefangen,  und  die  Wahlrechtsreform  war  auch  ihnen  zur 
Wahlparole  geworden.  Trotz  anfänglichen  Zögerns  und  Sträubens  wurden 
dann  auch  die  Zentrumsführer  anderer  Meinung,  und  für  die  Stichwahl  gaben 
die  ultramontanen  Kandidaten  in  diesen  drei  Ruhrwahlkreisen  die  Erklärung 
ab:  I.  für  die  Übertragung  des  Reichstagswahlrechts  auf  Preussen  stimmen  zu 
wollen,  2.  bei  den  Verhandlungen  und  Abstimmungen  entsprechender  Anträge 
anwesend  zu  sein  und  3.  für  eine  gerechte  Neueinteilung  der  Wahlkreise  stim- 
men zu  wollen.  Dann  heisst  es  in  unserm  Dortmunder  Parteiblatt: 
»Wir  im  Ruhrrevier  haben  Wahlrechtskämpfer  zu  werben,  haben  der  Sozialdemokratie 
neue  Anhänger  und  Streiter  zuzuführen.  Im  Ruhrrevier  sind  Zehntausende  katholische 
Arbeiter  vorhanden,  die  innerlich  mit  uns  fühlen,  innerlich  schon  zu  uns  gehören, 
das  haben  die  letzten  Reichstagswahlen  bewiesen.  Diese  katholischen  Arbeiter 
müssen  wir  unbedingt  der  Armee  der  Wahlrechtskämpfer  angliedern.  Man  kann 
diese  Leute  für  die  Sache  gewinnen  und  begeistern,  man  kann  sie  auch  abstossen, 
dass  sie  bei  seite  stehen.  .  .  .  Die  Genossen  des  Ruhrbezirks  haben  sich  die  Sache 
sehr  reiflich  überlegt.  Sie  sind  sich  keinen  Augenblick  im  Zweifel  gewesen,  dass 
eine  Unterstützung  der  nationalliberalen  Scharfmacher  und  geschworenen  Wahl- 
rechtsfeinde unter  keinen  Umständen  erfolgen  konnte.  Man  war  sich  auch  klar  dar- 
über, dass  das  Zentrum  ein  unsicherer  Kantonist  ist,  auf  dessen  Versprechungen 
man  keine  Häuser  bauen  darf.  Aber  das  Zentrum  gab  sein  Versprechen  und  hoffte 
vielleicht  im  geheimen,  dass  die  Sozialdemokraten  trotzdem  gegen  das  Zentrum 
stimmen  würden.  Daran  hätte  das  Zentrum  wahrscheinlich  mehr  Freude  gehabt 
als  an  unserer  Wahlhilfe.  Denn  hätten  wir  durch  aktives  oder  auch  nur  durch 
passives  Verhalten  die  Wahl  eines  nationallibcralcn  Wahlrechtsräubers  begünstigt, 
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dann  würden  Tausendc  uns  nahestehende  katholische  Arbeiter  an  uns  irre  geworden 
sein ;  sie  würden  mit  Recht  uns  entgegengehalten  haben :  Euch  ist  es  mit  der  'Er- 
ringung des  allgemeinen,  gleichen,  geheimen  und  direkten  Wahlrechts  ja  gar  nicht 
Ernst« 

Dem  Einwurf,  dass  auf  das  Versprechen  von  Zentrumsleuten  kein  Verlass  sei, 
hält  die  Dortmunder  Arbeiterzeitung  entgegen,  es  brauche  die  nächste  Sorge 
unserer  Genossen  nicht  zu  sein,  ob  die  Zentrumsabgeordneten  Wort  halten 
oder  dem  wahlrechtsfeindlichen  Flügel  ihrer  Partei  unterliegen: 
>Wenn  sie  ihr  Wort  nicht  halten,  dann  ist  das  um  so  schlimmer  fürs  Zentrum,  wir 
haben  keinen  Schaden  davon,  sondern  umgekehrt.  Wir  glauben  nicht  so  ohne  weiteres, 
dass  das  Zentrum  so  dumm  sein  wird  uns  eine  Waffe  in  die  Hand  zu  drücken,  die 
dem  Zentrum  sehr  gefährlich  werden  müsste.  Das  können  wir  also  in  aller  Seelen- 
ruhe abwarten.« 

Das  Volksblatt  in  Bochum  schreibt  über  die  »besonderen  Umstände,  unter  denen 
hier  der  Wahlkampf  zu  führen  war  und  weiter  zu  führen  istc,  folgendes: 
»Auf  der  einen  Seite  die  nationalliberale  Werkherrenpartei,  die  den  Kern  des 
Blockes  bildet  und  für  das  Pluralsystem  eintritt,  das  gleiche  Wahlrecht  entschieden 
ablehnt,  auf  der  andern  die  Zentrumspartei,  augenblicklich  Oppositionspartei,  durch 
uns  gezwungen  um  seiner  selbst  willen  für  das  demokratische  gleiche  Wahlrecht  ein- 
zutreten —  weil  es  nach  eigenem  Geständnis  der  Sozialdemokratie  den  Ruhm  des 
Kampfes  um  die  Demokratie  nicht  allein  überlassen  darf  — :  da  konnte  unsere  Stel- 
lungnahme für  die  Stichwahl  nicht  zweifelhaft  sein  .  .  .  Wir  mussten  uns  ent- 
scheiden, ob  wir,  wie  störrische  Esel,  die  sich  den  Umständen  nicht  anpassen  können, 
dem  Zentrum  eine  gewaltige  Agitationswaffe  gegen  uns  in  die  Hand  drücken,  oder 
ob  wir  die  Rolle  des  Treibers  gegenüber  dem  Zentrum,  die  uns  die  Situation  bot, 
annehmen  wollten.  Gegenleistungen  haben  wir  gefordert,  und  wir  hätten  selbstver- 
ständlich, wenn  deren  angemessene  Gewährung  an  dem  Willen  des  Zentrums  geschei- 
tert wäre,  dann  auch  gesagt :  nun  nicht !  Denn  dann  konnten  wir  dem  Zentrum  in 
der  Agitation  mit  gleichwertigen  Waffen  dienen.  Das?  es  so  nicht  kommen  konnte, 
liegt  nicht  an  uns.  Wir  mussten  also  unsere  endgültige  Entscheidung  ohne  Rück- 
sicht auf  Gegenleistungen  treffen.  Und  wir  haben  sie  so  getroffen,  dass  wir  glauben 
sie  mit  gutem  Gewisisen  vor  dem  Parteiintercsse  verantworten  zu  können.« 

Beide  Blätter  versichern,  dass  sie  sich  der  rückschrittlichen  Natur  des  Zentrums 
und  der  Notwendigkeit  des  rücksichtslosen  Kampfes  gegen  diese  Partei  voll 
bewusst  sind.  Es  geben  also  für  die  Genossen  im  Ruhrrevier,  soweit  sie  für 
eine  Unterstützung  des  Zentrums  sind,  nur  praktische  und  taktische  Er- 
wägungen den  Ausschlag.  Aber  es  fragt  sich,  ob  diese  Erwägungen  den  er- 
warteten Erfolg  haben.  Zunächst  sei  einmal  darauf  hingewiesen,  dass  die 
Dortmunder  sich  von  wesentlich  anderen  Gründen  haben  leiten  lassen  als  die 
Bochumer.  Die  Dortmunder  rechnen  ziemlich  stark  mit  der  Möglichkeit,  dass 
die  Zentrumsabgeordneten  ihre  Versprechungen  nicht  halten ;  sie  legen  be- 
sonderen Wert  auf  den  Eindruck,  den  ihr  Verhalten  bei  den  katholischen  Ar- 
beitern macht ;  diesen  gegenüber  glauben  sie  nicht  die  Verantwortung  über- 
nehmen zu  können  einen  ausgesprochenen  Scharfmacher  und  Wahlrechtsfeind 
durchkommen  zu  lassen.  Die  Bochumer  dagegen  glauben  auf  das  Zentrum  als 
Treiber  wirken  zu  können  und  haben  für  die  ultramontanen  Kandidaten  ge- 
stimmt, weil  sie  die  gegenwärtige  Stellung  des  Zentrums  als  Oppositionspartei, 
die  es  auf  ein  demokratisches  Wahlrecht  verpflichtet,  ausnutzen  wollen. 

Ich  vermag  weder  den  Dortmundern  noch  den  Bochumern  recht  zu  geben. 
Was  die  gegenwärtige  Oppositionsstcllung  des  Zentrums  anlangt,  so  wird  sie 
gerade  so  lange  dauern,  bis  Bülow  oder  ein  anderer  Reichskanzler  es  für  gut 
befindet  die  Ultramontanen  aus  ihrem  Schmollwinkel  hervorzuziehen,  und 
wieder  in  die  Arme  der  Regierung  zu  führen.    Das  kann  bald,  das  kann  später 
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geschehen,  keinesfalls  wird  es  so  lange  dauern,  bis  das  Zentrum  sich  zu  einem 
aufrichtigen  und  ehrlichen  Freund  des  allgemeinen,  gleichen,  geheimen  und 
direkten  Wahlrechts  für  Preussen  entwickelt  hat.  Nach  meiner  Meinung  ist 
es  in  Sachen  des  Wahlrechts  beim  Zentrum  nicht  anders  als  bei  den  Konser- 
vativen, nur  dass  die  Konservativen  in  dieser  Beziehung  ehrlich  ihre  Meinung 
bekennen,  während  sich  die  Ultramontanen  volksfrcundlich  drapieren.  Das 
Zentrum  nimmt  das  Reichstagswahlrecht  hin,  weil  es  vorläufig  noch  gute  Ge- 
schäfte damit  macht,  und  weil  es  gefährlich  ist  daran  zu  rütteln,  aber  das 
Zentrum  fürchtet  dieses  Wahlrecht  für  die  Zukunft,  weil  es  ganz  genau  weiss, 
dass  seine  Erfolge  schliesslich  einem  andern  zufallen.  Und  das  Zentrum  hat 
begreiflicherweise  nicht  die  mindeste  Neigung  sich  solchen  Befürchtungen  auch 
in  Preussen  auszusetzen,  indem  es  hier  das  Reichstagswahlrecht  einführt,  um  so 
weniger  als  es  ja  auch  mit  dem  Dreiklassenwahlrecht  gute  Geschäfte  macht 
und  sich  nichts  besseres  wünschen  kann  als  einen  Landtag  wie  den  gegen- 
wärtigen, wo  Klerikale  und  Konservative  im  holden  Bunde  eine  sichere  Mehr- 
heit bilden.  Das  Zentrum  hat  nicht  das  Zeug  zu  einer  Oppositionspartei,  es 
gebärdet  sich  nur  als  solche;  es  opponiert,  um  recht  bald  seinen  Platz  an  der 
Sonne  der  Regierung  wieder  zu  gewinnen.  Auf  diese  Scheinopposition  des 
Zentrums  die  Hoffnung  der  Wahlrechtsreform  zu  bauen,  dazu  gehört  ein  starker 
Glaube,  dessen  ich  beim  besten  Willen  nicht  fähig  bin.  Das  Zentrum  hat  es 
ja  durch  seine  führenden  und  geführten  Organe  sattsam  verkünden  lassen,  dass 
es  durchaus  keine  Eile  mit  der  Wahlreform  habe,  dass  bei  dem  Widerstand 
der  Regierung  an  die  Einführung  des  allgemeinen,  gleichen,  geheimen  und 
direkten  Wahlrechts  in  Preussen  nicht  zu  denken  sei;  Herr  Trimborn  hat 
bereits  vor  zwei  Jahren  das  Pluralwahlrecht  für  >durchaus  diskutabel«  erklärt, 
und  jüngst  noch  hat  er  sich  wieder  zu  dieser  Anschauung  bekannt.  Und  das 
Zentrum  hat  weiter  erklären  lassen,  dass  die  Wahlrechtsfrage  für  den  Land- 
tagswahlkampf keine  Rolle  spiele,  und  dass  es  deshalb  ruhig  die  Konservativen 
unterstützen  könne,  was  es  dann  auch  eifrig  besorgt  hat.  Was  kann  es  da 
bedeuten,  ob  zwei  oder  drei  seiner  Abgeordneten  sich  auf  das  allgemeine, 
gleiche,  geheime  und  direkte  Wahlrecht  für  Preussen  verpflichtet  haben,  selbst 
wenn  diese  so  ehrlich  sein  sollten  gegebenenfalls  für  ihre  Versprechungen 
einzutreten? 

Und  nun  die  Rücksichtnahme  der  Dortmunder  auf  die  katholischen  Arbeiter  im 
Zentrum,  von  denen,  wie  die  Arbeiterzeitung  meint,  Tausende  »an  uns  irre 
geworden«  wären,  wenn  unsere  Genossen  sich  in  der  Stichwahl  der  Stimme 
enthalten,  und  dadurch  die  Nationallibcralen  gesiegt  hätten.  Ich  meine,  wenn 
die  Zentrumsarbeiter  der  Wahlrechtsfrage  eine  so  grosse  Bedeutung  beilegen, 
dann  hätten  sie  allen  Grund  an  der  Partei  irre  zu  werden,  der  sie  selbst  an- 
gehören: am  Zentrum,  das  35  Jahre  lang  keinen  Finger  gerührt  hat,  um  der 
preussischen  Drciklassenschmach  ein  Ende  zu  machen,  das  ausgesprochene  Wahl- 
rechtsfeinde wie  die  Konservativen  unterstützt,  das  anerkannte  Gegner  der 
Wahlreform  in  seinen  parlamentarischen  Vertretungen  duldet;  dann  hätten 
vor  allen  Dingen  die  Zentrumsarbeiter  allen  Grund  von  sich  aus  eine  Bewegung 
zu  veranstalten,,  um  die  Parteiführerschaft  zu  einem  ehrlichen  und  entschiedenen 
Vorgehen  in  Sachen  der  Wahlreform  zu  drängen.  Solange  aber  die  ultra- 
montanen Arbeiter  gegenüber  solchen  Zuständen  und  Vorgängen  in  der  eigenen 
Partei  untätig  bleiben,  dünkt  mich  die  Befürchtung,  dass  sie  an  uns  irre  werden, 
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wenn  wir  das  Zentrum  seine  Wahlkänipfe  allein  ausfechten  lassen,  recht  grund- 
los, mindestens  aber,  sollte  eine  solche  Stimmung  unter  den  ultramontanen  Ar- 
beitern vorhanden  sein,  eine  Rücksichtnahme  darauf  von  unserer  Seite  über- 
flüssig. 

Es  scheint  allgemeine  Gültigkeit  haben  zu  sollen,  dass  wir  das  Zentrum,  je 
anmassender  es  uns  gegenüber  auftritt,  mit  desto  grösserer  Liebenswürdigkeit 
behandeln.  Ich  weiss,  dass  ein  Teil  der  proletarischen  Zentrumswähler  in 
einigen  Wahlkreisen  des  Westens  —  es  sind  zufälligerweise  die  selben,  in 
denen"  unsere  Genossen  jetzt  das  Zentrum  unterstützt  haben  —  bei  der  letzten 
Reichstagswahl  im  zweiten  Gang  für  unsere  Kandidaten  eingetreten  sind ; 
aber  das  geschah  wider  den  Willen  der  ultramontanen  Parteileitungen.  Da- 
gegen waren  es  die  ultramontanen  Arbeiterführer,  die  Gronowski  und  Kon- 
sorten, denen  unsere  Genossen  jetzt  zu  Landtagsmandaten  verholfen  haben,  die 
bei  der  letzten  Reichstagswahl  in  Elberfeld-Bannen  unsern  Genossen  Molken- 
buhr  zu  Fall  brachten  und  statt  seiner  einem  christlichsozialcn  Dunkelmann 
durchhalfcn,  der  dann  auf  den  Bänken  der  freikonservativen  Scharfmacher 
Platz  nahm.  Und  wie  in  Elberfeld,  so  machten  es  die  christlichen  Arbeiter- 
führer anderswo.  Unsere  Genossen  in  Bochum,  Dortmund  und  Mülheim  hätten 
den  ultramontanen  Arbeitern  sagen  können :  Eure  Gronowskis  und  Sauermänner 
haben  im  vorigen  Jahr  bei  der  Reichstagswahl  unsere  bewährten  Arbeiter- 
vertreter zu  Fall  gebracht,  ihr  verlangt  doch  wohl  nicht,  dass  wir  zum  Dank 
dafür  eure  Gronowskis  und  Sauermänncr  durchbringen ;  siegt  in  Gottes  Namen, 
aber  wir  tun  nichts  dazu!  Ich  glaube  nicht,  dass  die  katholischen  Arbeiter 
der  Einfachheit  dieser  Begründung  widerstanden  hätten,  und  »Tausende«  von 
ihnen  an  uns  »irre  geworden«  wären. 

Man  hat  vielleicht  in  einigen  Kreisen  des  Westens  von  unserer  Seite  auf 
Gegenleistungen  gerechnet.  Diese  Hoffnung  hätte  man  erst  gar  nicht  auf- 
kommen lassen  sollen.  Das  preussische  Zentrum  wird  sich  nie  auf  ein  Wahl- 
bündnis mit  den  Sozialdemokraten  einlassen,  es  wird  sich  niemals  durch  ein 
solches  Wagnis  den  Weg  zur  Regierungsgunst  verrammeln  und  die  Freund- 
schaft der  Konservativen  verscherzen.  In  Solingen,  wo  die  örtliche  Zentrums- 
leitung Neigung  zu  einem  Wahlpakt  mit  der  Sozialdemokratie  verspürte,  hat 
Trimborn  von  der  Kölner  Provinzialleitung  schleunigst  abgewinkt,  und  in  zwei 
Wahlkreisen  (Hörde  und  Hattingen- Witten)  hat  sich,  un widerlegten  Nach- 
richten zufolge,  das  Zentrum  deshalb  der  Teilnahme  an  der  Wahl  enthalten, 
um  der  fatalen  Lage  zu  entgehen,  dass  es  in  der  Stichwahl  den  Ausschlag 
zwischen  Sozialdemokraten  und  Nationalliberalcn  geben  musste.  Mit  anderen 
Worten :  Das  Zentrum  drückt  sich,  offen  oder  versteckt,  vor  der  Pflicht  die 
Partei  der  Wahlrechtsfreunde  zu  stärken,  statt  dessen  wählt  es  lieber  konser- 
vative Wahlrechtsgegner.  Die  Sozialdemokratie  aber  soll  es  als  ihre  Auf- 
gabe betrachten  dem  Zentrum  zu  Mandaten  zu  verhelfen  und  den  Einfluss 
einer  Partei  zu  mehren,  von  der  jeder  Kundige  weiss,  dass  sie  überhaupt 
Gegner  einer  demokratischen  Wahlreform  ist. 

Was  gibt  dem  preussischen  Dreiklassenhaus  sein  Gepräge?  Der  klerikal- 
feudale Geist,  der  darin  herrscht,  die  ultramontan-konservative  Mehrheit,  die 
hier  gebietet.  Es  ist  das  kein  politisches  Zufallsgebilde  sondern  eine  politische 
Brüderschaft,  deren  Glieder  sich  durch  den  Namen  und  einige  Äusserlichkciten 
unterscheiden,  die  aber  ihrer  rückschrittlichen  Grundanschauung  und  ihren 
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rückschrittlichen  Zielen  nach  sich  gleichen  wie  ein  Ei  dem  andern.  Man  sagt, 
es  gebe  einen  demokratischen  Flügel  im  Zentrum.  Das  hören  die  Ultra- 
montanen, wenn  sie  es  auch  schamhaft  abwehren,  gar  nicht  so  ungern,  denn  sie 
lieben  es  mehrere  Eisen  im  Feuer  zu  haben.  Gewiss,  es  gibt  in  der  Wählermasse 
des  Zentrums  weite  Kreise,  die  an  der  demokratischen  Gestaltung  der  Dinge 
ein  Interesse  haben  sollten:  die  Arbeiter,  das  Kleinbürger-  und  Kleinbauern- 
tum. Aber  ihnen  fehlt  einerseits  das  politische  Verständnis,  andrerseits  die 
Kraft  sich  der  rückschrittlichen  Führerschaft  gegenüber  durchzusetzen.  Die 
katholischen  Arbeiter  haben  sich  noch  am  meisten  geregt.  Aber  was  haben 
sie  erreicht?  Das  Zentrum  hat  ein  halbes  Dutzend  Arbeiter  in  die  mehr  als 
loo  Mann  starken  Fraktionen  des  Reichstages  und  des  preussischen  Ab- 
geordnetenhauses eingelassen,  nicht  um  auf  diese  Weise  auf  die  demokratischen 
Regungen  der  Masse  belebend  zurückzuwirken,  sondern  um  sie  einzuschläfern 
und  zu  ersticken.  Selbstverständlich  vermag  ein  halbes  Dutzend  Arbeiter,  die 
zudem  auf  ihre  Brauchbarkeit  für  die  Zentrumssache  sorglich  ausgelesen  sind, 
gegen  100  Unternehmer,  Advokaten  und  Prälaten  nichts  auszurichten,  und 
sollten  sie  wirklich  den  Willen  dazu  mitgebracht  haben,  so  kann  man  sicher 
sein,  dass  ihnen  in  der  Fraktion  das  Rückgrat  langsam,  aber  sicher  gebrochen 
wird.  Stötzel  und  Brust  haben's  bewiesen,  und  andere  werden's  beweisen. 
Wohl  aber  geben  die  Arbeitervertreter,  die  das  Zentrum  in  spärlicher  Zahl 
zum  Parlament  zulässt,  den  Ultramontanen  Gelegenheit  sich  als  die  Förderer 
des  Wohls  aller  Klassen  und  als  die  einzige  bürgerliche  Partei  aufzuspielen, 
die  es  mit  der  Gleichberechtigung  der  Arbeiter  ernst  nehme.  Und  zwar,  bei 
der  Neigung  der  katholischen  Arbeiter  zur  Bescheidenheit,  mit  vielem  Erfolg. 

Von  den  6  Arbeiterkandidaturen,  die  das  Zentrum  für  die  diesmalige  Landtags- 
wahl zugebilligt  hatte,  hielt  es  4  für  sicher.  Die  Sozialdemokratie  im  Ruhr- 
revier hat  dazu  beigetragen,  dass  das  Zentrum  mit  6  statt  mit  4  Arbeiter- 
abgeordneten in  den  preussischen  Landtag  einzieht.  Wenn  die  Dortmunder 
Genossen  fürchten,  dass  Tausende  von  katholischen  Arbeitern  an  uns  irre  ge- 
worden wären,  wenn  wir  die  bürgerlichen  Parteien  in  jenen  Wahlkreisen  sich 
selbst  überlassen  hätten,  so  glaube  ich  fürchten  zu  dürfen,  dass  Tausende  von 
katholischen  Arbeitern  dadurch  um  so  fester  ans  Zentrum  gekettet  worden  sind, 
weil  es  diesem  gelungen  ist  6  statt  4  Arbeiterabgeordnetc  in  den  preussischen 
Landtag  zu  schicken.  Ich  hielte  es  für  besser,  wenn  wir  bei  Wahlen  den  Zen- 
trumsmann nicht  nach  seinem  Stand  und  seinem  Beruf  sondern  nach  seiner  Zu- 
gehörigkeit zu  der  auf  wirtschaftlichem,  politischem  und  geistigem  Gebiet  rück- 
ständigsten, in  ihrer  Machtfülle  gefährlichsten  und  in  ihrer  Kampfeswcisc  rück- 
sichtslosesten Partei  werteten,  wenn  wir  dem  Zentrum  stets  entschieden  ab- 
lehnend gegenüberständen. 

Die  preussischc  Reaktion  ist  verkörpert  durch  die  ultramontan-konservativc  Parla- 
mentsmehrheit, sie  ist  der  Feind,  den  wir  stärken,  wenn  wir  dem  Zentrum 
Mandate  zuführen:  einerlei  ob  es  sich  dabei  um  sogenannte  Arbeitervertreter 
oder  um  Kleriker  usw.  handelt.  Der  ultramontane  Arbeiterabgeordnete  ist 
zuerst  Zentrumsmann,  die  Arbeiterinteressen  stehen  bei  ihm  gegen  die  Partei- 
interessen weit  zurück.  Ultramontane  Arbeiterkandidaten  wählen  heisst  die 
Zentrumssache  stärken,  bedeutet  eine  Machterweiterung  der  klerikal-feudalen 
Herrschaft.  Das  ist  die  wichtigste  Seite  der  Frage,  die  uns  hindern  sollte  dem 
Zentrum  Wahlhilfe  zu  leisten. 
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|  diese  breiten  Tage,  deren  Morgen  flammen, 
die  stolze,  h  eisse  Erde  hat  noch  grössre  Pracht, 

[und  ein  so  starker  Duft  entströmt  dem  Leben,  das  erwacht, 
dass  die  berauschten  Menschen  hin  zur  Freude  hüpfen. 


Ich  dank  euch,  Augen, 

dass  ihr  unter  alternder  Stirne  so  klar  geblieben, 

um  aus  den  Fernen  das  Tanzen  des  Lichts  zu  saugen. 

Ich  dank  euch,  Hände,  dass  ihr  noch  vermögt  die  Sonne  zu  sieben, 

und  euch,  meine  Finger,  die  goldig  glänzen 

von  den  Früchten,  die  neben  den  Rosen  die  Mauern  bekränzen. 

Und  dir,  o  Leib,  wie  dank  ich  dir, 
dass  du  stark  und  behend  noch  erzitterst 
im  Hauche  der  schnellen  Winde, 
im  Hauche  der  tiefen  Brisen. 

Und  dir,  mein  aufrechter  Rumpf,  und  euch,  o  breite  Lungen, 
dass  ihr  auf  Bergen  hoch  und  an  den  Meeren  hin 
die  helle  Luft  erfasst,  die  wie  mit  schnellen  Zungen 
die  Welt  umspielet  und  beleckt. 


O  diese  Festesmorgen,  voll  von  stiller  Schönheit, 
wie  Rosen,  denen  Tau  das  Antlitz  schmückt, 
wie  Vögel,  deren  Flug  uns  hoffnungsreich  beglückt, 
wie  Gärten,  voll  von  Schatten  oder  Klarheit. 


Zur  Stunde,  wo  der  weite  Sommer  alle  Strassen  wärmet 

lieb  ich  euch,  Wege,  deren  Staub  betrat 

die  Frau,  die  heut  mein  Glück  in  Händen  hat. 

Ich  lieb  euch,  ferne  Sümpfe,  ernste  Wälder 

und  unter  meinen  Schritten,  bis  ins  Mark,  dich,  Erde 

wo  meine  Toten  ruhn. 


Ich  leb  in  allem,  was  mich  einhüllt  und  durchsprüht, 

im  dichten  Rasen,  auf  verlornen  Pfaden 

und  in  den  Buchenständen; 

das  helle  Wasser,  das  kein  Schatten  trübt 

wird  ganz  ich  selbst  mit  meinem  Angedenken. 


Mein  Leben  wird  in  euch  unendlich  länger, 
ich  bilde,  werde,  was  mir  allzeit  träumte. 
Und  an  den  Horizonten,  goldumsäumte  Bäume, 
ihr  seid  mein  Stolz  und  meiner  Augen  Freude. 
Mein  Willen  gleicht  den  Knoten  eurer  Rinde, 
wenn  ich  die  arbeitsreichen  Tage  überwinde. 
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Und  wenn  der  hellen  Gärten  Rosen  meine  Stirne  streifen, 

so  wird  mein  Leib  durchblitzt  von  Flammenküssen, 

und  alles  wird  mir  Liebe,  Schönheit,  heiiger  Wahn  und  Schauer. 

Ich  bin  vom  Weltensinn  berauscht  und  schwelge 

so  stark  in  allem,  was  im  Glänze  liegt, 

dass  ich  aus  übervollem  Herzen  jauchze. 

O  diese  Freudensprünge,  stark  und  zart  und  tief, 

wie  wenn  ein  ungeheurer  Flügel  deine  Glieder  trüge. 

Wenn  du  mit  ihnen  in  die  Allwelt  liefst, 

so  klage  nicht  an  deinen  schlimmsten  Tagen. 

Und  wenn  du  auch  des  grössten  Schmerzes  Beute, 

du  darfst  dir  sagen,  dass  du  stolz  genossen, 

an  einem  einzigartgen  Tage,  heissen  Herzens, 

die  süsse,  ungeheuerliche  Freude. 

Und  deine  Seele  weihte  dich  zum  Seher, 

in  allen  Kräften  bist  du  aufgegangen, 

du  hast  an  jenem  Tage  das  begangen, 

was  dich  so  hehr  macht  wie  die  ewigen  Götter. 
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FRRNZ  CLEMEMT  -  DIE  LYRIK  DES  EMILE 
VERHREREM 

N  der  Geschichte  der  modernen  französischen  Lyrik  ist  Verhaeren 
nach  Verlaine  der  entscheidende  Anreger  geworden.  In  dreifacher 
Hinsicht  wirkte  er  wie  dieser  als  Wertschöpfer  und  Meister:  er  gab 
der  lyrischen  Kunst  neue  Ideenfermente,  ward  ein  Schöpfer  neuer, 
bisher  fast  ungeahnter  Visionen  und  wurde  in  der  Form  ein  kühner, 
starker,  viel  befehdeter  und  schliesslich  anerkannter  Neuerer.  In  die  ganz  auf 
Raffinement  und  feinkultiviertes  Erleben  und  Formen  ausgehende  Verskunst 
der  ersten  Symbolisten  kam  dieses  ganz  andersgeartete  lyrische  Genie  zur 
rechten  Zeit.  Verhaeren  ist  es  gewesen,  der  dem  aufstrebenden  Symbolismus 
Weltgefühl  verlieh  und  in  unbeirrbarem  Ernst  einen  aparten,  fruchtbaren  Weg 
ging:  das  Individualerleben  zum  Ausdruck  des  kosmischen  Erlebens  zu  machen. 

Verhaeren  ist  in  der  Umgegend  von  Antwerpen  am  22.  Mai  1855  geboren. 
Früh,  schon  als  Student  spielte  er  in  den  literarischen,  ästhetischen  und  politi- 
schen Bewegungen  seiner  Heimat  eine  Rolle,  und  heute  hat  das  vlämische 
Belgien  keinen  rasseechteren  Vertreter  in  der  Literatur  als  diesen  das  Höchste 
anstrebenden  Sprossen  der  flandrischen  Ebene.  Er  ist  in  intimem  Verkehr  mit 
der  Natur  aufgewachsen  und  gelangte  schon  ziemlich  früh  zu  einem  Pantheismus, 
der  immer  lebendiger  und  genussfreudiger  wurde,  bis  er  in  seinem  letzten  Buch 
La  multiple  Splendcur  ein  optimistisches  Aufgehen  in  die  widerspruchsvollsten 
und  erhabensten  Kräfte  von  Natur  und  Welt  wird. 

>Nous  apportons  ivres  du  monde  et  de  nous  memes, 
Des  coeurs  d'hommes  nouveaux  dans  le  vieil  univers«, 
ruft  er  hier  aus.  Die  Unendlichkeit  der  Welt  ist  für  ihn  zum  Erleben  geworden; 
nun  fühlt  er  und  dichtet  er  die  Möglichkeit   sie  durch  einen  Uberschwang 
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unseres  Willens  und  ein  fröhliches  Ausleben  und  Austoben  unserer  Sinne  zu 
überwinden.  Kein  moderner  Dichter  ist  bodenständiger  und  erdenfester  als 
dieser  französisch  dichtende  Vlamc,  der  alle  metaphysischen  Bedenken  vermöge 
seiner  tätigen  Liebe  zum  Menschen  und  zur  Erde  ausgleicht  und  den  stärksten 
Sang  von  der  Kraft  und  der  Schönheit  der  menschlichen  Arbeit  angestimmt, 
den  wir  in  den  letzten  Jahrzehnten  hören  konnten.  Erst  nach  und  nach  ging 
ihm  diese  Überlegenheit  der  Menschen  auf,  und  Verhaerens  dichterische  Ent- 
wickelung  ist  ein  energisch  und  sicher  voranschreitender  Gesundungsprozess. 
In  den  Villages  illusoircs  und  Campagnes  hallucinees,  zum  Teil  auch  in  den 
Villcs  tentaculaires  ist  die  Natur  in  ihrer  dumpfen  Ruhe  oder  mörderischen 
Bewegtheit  für  ihn  noch  das  Primäre;  sie  ist  auch  die  unbarmherzige  Raben- 
mutter, wie  der  Romantiker  de  Vigny  sie  vor  ihm  gesehen;  erst  nach 
und  nach  wird  Verhaercn  die  Schöpferkraft  des  Menschen  zum  tiefinneren  Er- 
lebnis und  in  den  Forces  tumultueuses  setzt  eine  neue  Phase  ein:  Verhaeren 
wird  zum  Kulturdichter. 

Auf  seinem  Wege  und  in  seinen  Anlagen  zur  Kulturdichtung  grossen  Stils 
erfuhr  Verhaercn  die  stärksten  Wirkungen  und  Rückwirkungen  von  seinem 
belgischen  Vaterlande.  Es  gibt  kaum  ein  Land,  in  dem  auf  so  verhältnis- 
mässig geringem  Raum  und  in  so  fruchtbarer  Nachbarschaft  sich  die  ver- 
schiedenartigsten menschlichen  Lebensbetätigungen  derart  stark  und  vielseitig 
manifestieren.  Das  fruchtbare  Acker-  und  Weideland  geht  ans  Meer  heran, 
und  wie  Riesenspinnen  liegen  die  Städte,  Land-  und  Hafenstädte,  da,  hinter 
denen  wieder  die  Wälder  ragen  und  die  Schlote  rauchen.  Das  ist  die  Gegen- 
wart an  und  für  sich:  energisch  und  allseitig,  die  verschiedensten  und 
heterogensten  Aspekte  zeigend,  dabei  auf  eine  einzige  Dominante  gestimmt: 
Steigerung  des  Lebens,  ruhiger,  sicherer  Kampf  mit  den  Naturkräften.  In 
die  belgische  Gegenwart  reicht  die  belgische  Vergangenheit  hinein :  die  Usinen 
und  Häfen  liegen  fast  im  Schatten  der  in  alter  Würde  aufragenden  Beifriede 
und  Kirchtürme.  Und  wenn  heute  Belgien  dem  Sozialismus  so  weit  Tür 
und  Tor  geöffnet  hat,  so  möge  man  dran  denken,  dass  hier  auf  diesem  Boden 
zuerst  die  mächtigen  Städte  wuchsen,  die  den  Königen  und  dem  Adel  trotzten, 
dass  von  ihnen  und  ihren  stolzen  Bürgern  eine  beinahe  ebenso  starke 
ökonomische  Revolutionierung  eingeleitet  wurde  wie  sie  heute  die  Sozial- 
demokratie plant.  Dass  dabei  überall  das  Kreuz  hoch  stand,  Beginenhäuser 
und  Klöster  wirkliche  Zivilisationsstätten  waren,  gibt  diesem  alten  Kulturland, 
das  sich  heute  auf  den  ersten  Blick  so  materiell  gibt,  einen  noch  eigenartigeren 
Anstrich.  Durch  all  dieses  ging  Verhaercn  infolge  seiner  ausserordentlichen 
Sensibilität  leidend  und  reagierend  hindurch;  wie  Victor  Hugo  ist  er  ein 
echo  sonore  der  ganzen  Umwelt,  und  wie  Victor  Hugo  —  man  kann  nicht 
genug  auf  die  dichterische  Verwandtschaft  dieser  beiden  Persönlichkeiten 
pochen  —  ist  er  die  Synthese  dessen,  was  die  Zeit,  in  der  er  lebt,  an  Kräften 
und  Strebungen  bewegt. 

In  seinem  ersten  Versbuch  Lcs  Flamandes  lebt  das  Vlamenland,  wie  Tenicrs 
und  die  Realisten  der  altflandrischen  Schule  es  gemalt,  und  wie  es  noch  heute 
zum  Teil  ist  und  sich  in  den  Meisterromanen  und  -erzählungen  der  Camille 
Lemonnier,  Eugene  Demoldcr  und  Georges  Eekhoud  spiegelt :  reiches  materielles 
Leben  und  die  heftigsten  sozialen  Konflikte,  die  stürmischen  Forderungen  und 
das  dumpfe  Murren  der  Sklaven  der  Arbeit  sind  abwechselnd  ih  seinen  Büchern 
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und  Gedichten:  er  besingt  Handel  und  Verkehr,  und  trotz  mancher  Prosaismen 
steckt  in  eben  diesen  Gedichten  eine  Schwungkraft  und  eine  Perspektive,  die 
sie  zu  wirklichem  Neuland  machen  und  zur  grossen  imponierenden  Lyrik 
unserer  Zeit. 

Die  Entwickelungsgeschichte  des  Individuums  Verhaeren  zeigt  nicht  von  vorn- 
herein diese  starke  Linie.  Verhaeren  hat  ethische  Krisen  überstanden,  die 
seine  ganze  herrliche  Persönlichkeit  zu  zersetzen  drohten.  Der  Niederschlag 
dieser  Krisen  liegt  in  den  Büchern  Les  Soirs,  Les  Debäcles  und  Les  Flambeaux 
noirs.  Vor  allem  war  es  physische  Krankheit,  die  ihn  in  einen  düsteren 
Pessimismus  und  eine  übermässig  starke  Innerlichkeit  hineintrieb.  Die 
Phantasie  ist  in  Mitleidenschaft  gezogen,  und  der  Dichter  steht  unter  der  Herr- 
schaft von  neurasthenischen  Depressionszuständen  aller  Art,  die  sich  in  Alp- 
drücken und  bösen  Träumen  entladen.  Die  Welt  ist  auf  ihn  so  stark  ein- 
gedrungfn,  dass  sie  ihn  willenlos  gemacht  hat,  und  dass  er  auf  einmal  über 
ihre  fürchterliche  Leere  zu  jammern  beginnt.  Aber  unter  dem  Druck  des 
Schmerzes  vollzieht  sich  die  Befreiung,  die  Uberwindung.  Er  entlädt  alles 
Pathologische  in  seltsam  starken  Versen  und  wird  nach  und  nach  der  alte 
Weise,  als  den  wir  ihn  heute  verehren. 

Verhaerens  rein  menschliche  Kraft  und  Bedeutung,  die  Dynamik  seiner  Persön- 
lichkeit ist  an  und  für  sich  von  stärkstem  Interesse.  Vom  rein  ästhetischen 
Standpunkt  aus  ist  die  dichterische  Manifestation  seiner  Persönlichkeit  eine 
der  interessantesten  Erscheinungen  der  Literaturgeschichte  der  letzten  Jahr- 
zehnte. Er  hat  einer  rein  impressionistischen  Lyrik  in  der  ganzen  unbändigen 
Kraft  seines  epischen  Genius  eine  lyrisch-epische  Verskunst  entgegengesetzt, 
die  vielleicht  heute  noch  nicht  den  Einfluss  gewonnen  hat,  den  sie  gewinnen 
kann  —  sie  ist  dafür  zu  singulär  — ,  die  aber  eine  literarische  Revolution  bedeu- 
tete und  eine  neue  Phase  der  französischen  Lyrik  einleitete.  Er  hat  die  Natur 
in  ihren  stärksten  Augenblicken  gefasst  und  sowohl  in  ihr  wie  dem  Leben 
der  Jetztzeit  diejenigen  Situationen  zur  Gestaltung  aufgesucht,  die  für  deren 
beiderseitige  Intensität  am  fruchtbarsten  zeugen.  Seine  Seele  vibriert  dabei 
so  stark,  dass  es  uns  bange  wird,  und  dass  wir  eine  Zeitlang  befürchten 
mussten,  dieser  Dichter  ende  möglicherweise  in  der  Disharmonie.  Aber  er 
gewann  immer  wieder  die  starke  Gebärde,  und  seine  seltsamen  Schöpfungen 
entrollen  sich  in  monumentaler  Epik,  ohne  dass  dadurch  die  Klarheit  der 
einzelnen  Geschehnisse  getrübt  wird.  Dieser  starke  Kopf  umging  deshalb 
erfolgreich  die  Gefahr  in  seiner  Dichtung  von  des  Gedankens  Blässe  ange- 
kränkelt zu  werden;  trotz  der  Originalität  seiner  Gedanken  hat  er  Tem- 
perament und  Augenkultur,  überhaupt  rein  artistische  Qualitäten  genug,  um 
seine  Gedankengänge  ebensowohl  wie  sein  Gefühlsleben  in  imponierende  Sym- 
bole und  suggestive  Bilder  zu  kleiden.  Wenn  ich  den  Kern  von  Verhaerens 
dichterischer  Persönlichkeit  mit  einem  einzigen  Worte  charakterisieren  wollte, 
so  würde  ich  das  Wort  Kraft  wählen;  es  ist  die  stille,  sichere  Kraft  des  , 
Menschen,  der  über  das  Leben  Herr  geworden  ist.  Albert  Mockel  sagt  von 
ihm:  >Verhaeren  ist  der  Dichter  des  Paroxysmus.«  Das  ist  tatsächlich  der 
Fall,  wenn  man  das  Wort  Paroxysmus  in  seinem  besten  Sinn  nimmt.  Er 
kennt  keine  Maximalempfindungen,  vor  denen  der  reine  Artist  zurückschreckt ; 
er  wirkt  dementsprechend  oft  hart  und  fast  unästhetisch.  Er  schmeichelt 
unseren  Sinnen  nicht;  er  unterjocht  uns  durch  die  Selbstherrlichkeit  seiner 
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Natur  und  die  ungestüme,  beinahe  karikaturalc  Kraft  seiner  epischen  Be- 
gabung. So  dunkel  seine  Poesie  manchmal  auch  ist,  sie  hinterlässt  immer 
einen  klaren  Eindruck. 

Es  versteht  sich  beinahe  von  selbst,  dass  Verhaeren  mit  den  Traditionen 
brechen  musste,  die  die  französische  Verskunst  heute  noch  beherrschen 
und  zum  Teil  beengen.  Im  Prinzip  soll  man  sich  hüten  sich  ganz  auf  die 
Seite  des  vers  libre  zu  stellen;  der  klassische  französische  Vers  kann  heute 
noch  die  schönsten  lyrischen  Offenbarungen  einfassen  —  wie  das  bei  Charles 
Guerin  und  Jean  Moreas  der  Fall  ist  — ;  zudem  sind  die  französische 
Mentalität  und  das  lateinische  Sprachgefühl  so  beschaffen,  dass  eine  zu  grosse 
Freiheit  zur  Unordnung  führt.  Emile  Verhaeren  setzte  sich  über  alle 
metrischen  Konventionen  hinweg,  weil  er  für  seine  eigenartige  Dichtung 
grösseren  Spielraum  brauchte,  und  weil  er  sich  stark  genug  fühlte  eine  Form 
auszubauen,  die  seinem  Gedanken  ein  Kleid  und  nicht  eine  Fessel  s«n  sollte. 
Verhaerens  freier  Vers  ruht  ganz  auf  dem  Rhythmus;  seine  Reime  sind  dabei 
so  voll  und  stark,  dass  man  von  einer  wirklichen  Umgestaltung  reden  kann. 

So  erscheint  uns  denn  das  Bild  dieses  Dichters  als  eines  der  imponierendsten 
und  bewundernswertesten  unserer  Zeit.  Dieser  universale  Mensch  ist  an  keiner 
Hauptseitc  des  Lebens  vorbeigegangen,  ohne  von  ihr  berührt  zu  werden ; 
er  wurde  für  die  Aussprache  der  sozialen  Ängste  das  stärkste  Organ.  Man 
denkt  unter  Literaten  im  allgemeinen  nicht  gut  über  die  politische  Lyrik,  und 
man  hat  darin  kaum  unrecht,  denn  die  Hereinbeziehung  der  Parteileidcn- 
schaften  in  die  dem  Dichter  eigentümliche  Vision  der  Dinge  hat  mehr  ver- 
dorben als  genützt.  Erst,  wo  sich  eine  dichterische  Persönlichkeit  anstatt  zu 
fluchen  und  zu  donnern  und  billige  Phrasen  und  Hailohrufe  in  Versform 
zu  bringen  ganz  und  ernst  mit  den  sozialen  Problemen  auseinandersetzt,  kann 
ein  Werk  gedeihen,  das  nicht  nur  von  rein  dichterischer  Bedeutung  ist,  das 
auch  eine  klarere  und  wirkungsvollere  Darstellung  der  sozialen  Nöte  einschliesst. 
So  wiegen  Dehmels  Gedichte  Der  Arbeitsmann  und  Erntelied  allein  für  sich 
ganze  Bände  sogenannter  sozialer  Lyrik  auf.  Bei  Dehmel  aber  und  bei  vielen 
anderen  steht  die  Auseinandersetzung  mit  dem  Problem  des  Klassengegensatzes 
nicht  im  Vordergrunde  des  Interesses,  sie  nimmt  in  der  Manifestation  ihrer 
dichterischen  Persönlichkeit  eine  ziemlich  untergeordnete  Stelle  ein.  Ganz 
anders  liegt  der  Fall  bei  Verhaeren. 

Es  begreift  sich  leicht,  dass  in  einem  Lande  wie  Belgien  dieser  Dichter 
reifen  konnte,  ein  Dichter,  der  wie  kein  anderer  unter  den  modernen  Fran- 
zosen der  Pulsschlag  der  Gegenwart  geworden.  In  Belgien  ist  es  für  einen 
Künstler  kaum  möglich  an  den  beängstigenden  sozialen  Problemen  vorbeizu- 
kommen; dieses  kleine  Land,  in  dem  die  Industrie  eine  so  grossartige  Rolle 
spielt,  ist  der  Tummelplatz  von  energischen  Kämpfen  geworden,  in  denen  das 
emanzipierte  Proletariat  seine  Interessen  gegen  Klcrikalismus  und  Plutokratie 
verteidigt.  Belgien  zählt  deshalb  wenige  solcher  Intellektuellen,  die  sich  für 
soziale  Fragen  nicht  interessieren  und  nicht  Stellung  nehmen,  und  es  muss 
zum  Lobe  der  meisten  modernen  belgischen  Künstler  und  Dichter  gesagt 
werden,  dass  sie  diese  Stellung  auf  der  Seite  des  Proletariats  genommen  oder 
jedenfalls  Gefühlswerte  ausdrücken,  die  dessen  gerechte  Bestrebungen  sym- 
bolisieren. 

Verhaeren  ist  nicht  nur  ein  Dichter;  er  ist  auch  eine  Apostelseele.  Sein 
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Kampf  geht  nicht  nur  gegen  die  Hässlichkeit ;  er  geht  auch  gegen  die  Egoismen 
und  das  Laster,  und  keiner  seiner  Zeitgenossen  gibt  in  seinen  Dichtungen 
mehr  erhabene  ethische  Werte.  Das  Zentralgefühl  dieses  Mannes  ist  die 
Liebe,  die  schaffende  Liebe,  nach  Nietzsches  Begriff.  Für  die  Realisierung 
einer  besseren  Welt  und  seiner  grossmütigen  Sehnsüchte  nach  einer  schöneren 
Zukunft  setzt  er  seine  ganze  Persönlichkeit  ein.  Und  dafür  sollen  wir  nicht 
nur  dem  Dichter  Verhaeren  für  alle  Schönheit,  wir  sollen  dem  Menschen 
Verhaeren  auch  für  alle  Güte  Dank  sagen. 
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ROMRN  STRELTZOW  -  DIE  RÜSSICHTEM  DER 
RUSSISCHEM  REVOLUTIONÄREN  BEWEGUNG 

M  Ende  des  Jahres  1906  schrieb  ich  in  dieser  Zeitschrift: 
>Solange  der  Absolutismus  zu  seiner  Verfügung  die  Million  geschulter 
Soldaten  hat,  wird  er  immer  über  die  3  Millionen  zerstreuter,  unorgani- 
sierter und  unbewaffneter  Arbeiter  siegen  können.  Aber  wie  lange  kann 
er  sich  auf  seine  Soldaten  stützen?  Solange  das  Bauerntum  dem  Selbst- 
herrscher treu  bleibt.  Denn  das  Gros  der  russischen  Armee  ist  nichts 
anderes  als  das  russische  Bauerntum  in  Uniform.  Die  Aussichten  der  Revolution 
hängen  somit  auf  das  engste  mit  den  Aussichten  der  Bauernbewegung  zusammen.«') 

Die  Abflauung  der  Bewegung  auf  dem  Lande  hat  nun  vorläufig  das  Schicksal 
der  Revolution  besiegelt.  Diesen  Zusammenhang  zwischen  Agrarfrage  und 
Revolution  sehen  nicht  nur  die  revolutionären  und  oppositionellen  Parteien, 
sondern  sieht  auch  die  Regierung  ein.  Herr  Stolypin  zum  Betspiel  verstand 
ihn  ausgezeichnet  und  setzte  darum  alle  Hebel  der  Staatsmaschine  in  Bewegung, 
um  die  Bauern  zu  beruhigen  und  zu  —  spalten.  Zur  Lösung  der  ersten  Auf- 
gabe dienten  zunächst  die  Kosaken,  dann  aber  die  Kronländereien,  die  den 
Bauern  für  billiges  Geld  abgetreten  werden  sollen.  Für  das  zweite  sollte  die 
Auflösung  der  Landgemeinde  sorgen.  Auf  grund  eines  Notgesetzes  erhielten 
die  Bauern  die  Möglichkeit  aus  der  kollektivistischen  Obschtschina  (Land- 
gemeinde) auszutreten  und  ihren  jeweiligen  temporären  Landbesitz  in  ihr 
privates  Eigentum  zu  überführen.  Da  die  Verteilung  des  Grund  und  Bodens 
immer  ungleichmässig  war  und  ist,  so  bedeutete  diese  Erlaubnis  eine  Liebes- 
gabe für  die  kapitalkräftigeren  oder  vermögenderen  Bauern  und  somit  eine 
Verschärfung  des  ohnehin  vorhandenen  Gegensatzes  zwischen  Wohlhabenden 
und  Armen.2)  Durch  den  Kampf  innerhalb  der  Landgemeinde  sollte  ja  die 
Aufmerksamkeit  des  Bauerntums  von  anderen  Dingen  abgelenkt  werden,  was 
auch  in  gewissem  Umfange  gelungen  ist. 

Durch  Repressalien  und  Liebesgaben,  durch  Bei  M/»£M»£jexpeditionen  und  Aus- 
nutzung der  bäuerlichen  Zwiespälte  gelang  es  allmählich  eine  äussere  Ruhe 
und  Ordnung  herbeizuführen.  Dass  diese  Ruhe  vorläufig  nur  äusserer  Natur, 
und  dass  eine  wirkliche  Befriedigung  der  Bauern  vorerst  ein  Ding  der  Un- 
möglichkeit ist,  das  wissen  alle,  die  je  mit  den  Volksmassen  engere  Berührung 
hatten.  Unter  der  Oberfläche  der  äusseren  Stille  glühen  noch  die  lange  auf- 
gespeicherten Leidenschaften  und  suchen  fieberhaft  den  Weg  zur  Betätigung. 

')  Vergl.  meinen  Artikel  über  die  ökonomischen,  sozialen  und  geistigen  Ursachen  der  russischen 
Revolution  in  den  Sozialistischen  Monatsheften,  1906.  2.  Band,  pag.  865. 

*)  Näheres  darüber  findet  der  Leser  in  meinem  Artikel  Die  russische  Dorfgemeinde  in  den  Doku- 
menten des  Fortschritts,  1908,  pag.  740  ff. 


Digitized  by  Google 


948    ROMAN  STRELTZOW  •  DIE  AUSSICHTEN  DER  RUSSISCHEN  REVOLUTIONÄREN  BEWEGUNG 

In  den  Berichten  aus  dem  Lande  wird  häufig  die  revolutionäre  Stimmung  des 
Bauerntums  hervorgehoben.  So  lesen  wir  zum  Beispiel  in  der  letzten  Nummer 
der  Sozialrevolutionären  Zeitschrift  Suamja  T ruda  eine  Korrespondenz  aus 
dem  südrussischen  Gouvernement  Taurien,  nach  der  dort  die  Bauern  oppo- 
sitionelle sind: 

»Der  Zauber  der  höchsten  Gewalt  ...  ist  bei  den  Massen  völlig  verschwunden:  kein 
Redner  darf  jetzt  auftreten,  wenn  er  nicht  scharf  genug  gegen  die  Person  des 
Zaren  spricht.  Die  stärksten  Fluchausdrücke  ertönen  jedesmal,  wenn  sein  [des 
Zaren]  Name  erwähnt  wird.€ 

Und  dann  wird  noch  geschildert,  wie  sich  die  Bauern  »leidenschaftlich«  mit 
Waffen  versehen,  denn  an  die  Duma  glauben  sie  nicht,  sie  sind  vielmehr  fest 
davon  überzeugt,  dass  sie  nur  durch  eigene  Kraft  im  stände  sein  werden  sich 
Grund  und  Boden  zu  verschaffen.  Ich  denke  natürlich  nicht  im  entferntesten 
daran  diesen  Beobachtungen  den  Wert  unbestreitbarer  und  allgemeingültiger 
Zuverlässigkeit  beizulegen.  Doch  es  gibt  keinen  Rauch  ohne  Feuer,  sagt  ein 
russisches  Sprichtwort,  und  ein  gewisses  Quantum  Feuer  wird  wohl  auch  dem 
Rauch  der  Sozialrevolutionären  Korrespondenz  zu  gründe  liegen.  Dass  dem 
so  ist,  bekräftigen  auch  die  Wahrnehmungen  der  liberalen  Beobachter 
des  jetzigen  Dorflebens.  So  schreibt  ein  Mitarbeiter  der  Struveschcn  Russkaja 
Mysl: 

»Nach  übereinstimmenden  Bezeugungen  hat  sich  die  ländliche  Bevölkerung  in  den 
letzten  2  bis  3  Jahren  vollkommen  verändert.  Verschwunden  ist  die  frühere  Träg- 
heit, das  patriarchalische  Leben,  die  frühere  Folgsamkeit  gegenüber  dem  behördlichen 
Willen,  oft  begegnet  man  dem  offenen  Widerstand  gegen  die  Behörde,  der 
Missachtung  der  Uniform,  man  unterwirft  sich  nur  der  militärischen  Macht. 
Andererseits  bemerkt  man  das  klare  Verständnis  sowie  die  energische  Wahrnehmung 
eigener  Interessen  und  die  Forderung  zur  Achtung  der  eigenen  Persönlichkeit  .  .  .« 

Man  sieht,  die  Jahre  der  Revolution  gingen  an  den  Bauern  nicht  spurlos 
vorüber.  Die  grosse  Masse  ist  erwacht  und  fordert  ihren  Anteil  an  den 
Gütern  dieser  Welt.  Aus  einem  Objekt  der  Steuer-  und  Polizeibehörde  wird 
allmählich  ein  Subjekt  des  Volkswillens,  ein  bewusster  Träger  der  Volksmacht. 
Mit  dem  Erwachen  des  Bauerntums  beginnt  die  tatsächliche,  nicht  nur 
gedachte  Transformation  des  alten  Regimes.  Mit  der  Umwandlung  der 
Bauernmasse  geht  auch  Hand  in  Hand  die  Umwandlung  des  militärischen 
Geistes,  und  mit  der  Armee  ändern  sich  die  Machtverhältnisse  im  Staate.  Die 
Intensität  dieses  Prozesses  bedingt  eine  entsprechende  Schnelligkeit  der  Auf- 
lösung des  Sclbstherrschertums.  Von  ihr  hängt  auch  die  praktische  Politik 
der  Revolution  ab.  Denn  geht  es  schnell,  so  sind  die  Hoffnungen  der  radikalen 
sozialistischen  Gruppen  wie  beispielsweise  der  Bolscheiviki  und  der  Sozial- 
revolutionäre nicht  vollkommen  unbegründet  und  utopisch.  Ist  aber  umgekehrt 
eine  langsame  Entwickclung  zu  erwarten,  dann  sind  all  diese  Hoffnungen 
grundlose  Träumereien.  Wer  also  nicht  im  Dunkeln  herumtappen  will,  muss 
alle  Erscheinungen  des  Bauernlebens  einer  genauen  Analyse  unterwerfen  und 
aus  den  gegebenen  Tatsachen  einen  möglichst  unbefangenen  Schluss  zu  ziehen 
suchen.  Tut  man  das,  so  kann  man  sich  der  grossen  Tragweite  folgender 
Momente  nicht  entziehen. 

Während  der  revolutionären  Periode  erwartete  der  Bauer  seine  Rettung  so  gut 
wie  ausschliesslich  von  der  Vergrösserung  seines  Bodenanteils.  Nicht,  weil  er 
absolut  wenig  Boden  besitzt.  Wie  ich  in  dem  oben  erwähnten  Artikel  über 
die  Ursachen  der  Revolution  gezeigt  habe,  ist  der  russische  Bauer  verhältnis- 
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massig  reicher  an  Grund  und  Boden  als  sein  deutscher  oder  französischer 
Klassengenosse.  Doch  die  Unwissenheit  des  Bauern  und  die  Armut  an  Kapital 
Hessen  keinen  Gedanken  an  die  Möglichkeit  der  agrikulturellen  Hebung  der 
bäuerlichen  Landwirtschaft  aufkommen.  Die  Agrarfrage  konnte  danach  nicht 
auf  dem  Wege  der  Intensivierung  des  Bauernbetriebs  sondern  nur  durch 
extensive  Mittel  gelöst  werden.  Von  den  extremen  Sozialrevolutionären  bis 
zu  den  gemässigten  Kadetten  herab  waren  damals.alle  Parteien  einig,  dass  ohne 
Vermehrung  des  bäuerlichen  Bodenbesitzes  eine  gesunde  Entwickelung  auf  dem 
Lande  unmöglich  sei. 

Im  grossen  und  ganzen  kann  man  auch  jetzt  mit  voller  Entschiedenheit  darauf 
bestehen,  dass  eine  rationelle  Entwickelung  nur  durch  die  Bodenerweiterung 
denkbar  ist.  Aber  der  rationellere  Weg  ist  nicht  immer  auch  der  mögliche. 
Dies  ist  wenigstens  für  die  russische  Agrarfrage  der  Fall.  Die  russischen 
Agrarier  und  ihre  politische  Vertretung,  die  Regierung,  haben  sich  viel  wider- 
standsfähiger erwiesen  als  man  es  früher  gewöhnlich  annehmen  zu  müssen 
glaubte.  Auf  alle  Angriffe  und  Attacken  der  revolutionären  und  oppositionellen 
Parteien  wegen  der  Bodenerweiterung  antwortete  die  Regierung  mit  einem 
glatten  Nein,  und  mit  Hilie  ihrer  Kosaken  und  Soldaten  gab  sie  dieser  Ant- 
wort die  nötige  Unterstützung. 

Wie  reagierte  nun  das  Bauerntum  auf  diese  Antwort?  Die  erwarteten  Auf- 
stände blieben  aus.  Das  Bauerntum  vermochte  nicht  mit  der  gebührenden 
Kraft  seine  Forderungen  zu  erkämpfen.  Es  schwieg,  und  das  Schweigen  in 
einem  entscheidenden  Moment  des  Kampfes  symbolisiert  immer  die  Macht- 
losigkeit, die  Niederlage.  Für  eine  Lösung  der  Agrarfrage  auf  dem  Wege 
der  zwangsweisen  Erweiterung  des  bäuerlichen  Bodenbesitzes  hat  sich  das 
Bauerntum  wenigstens  vorläufig  machtlos  erwiesen,  und  die  Niederlage  konnte 
nicht  ohne  entsprechende  Wirkung  auf  die  Psychologie  des  Bauerntums  bleiben. 
Eine  Änderung  der  nächsten  Ziele  der  Bewegung  war  unvermeidlich.  Natür- 
lich kann  von  dem  Aufgeben  der  Idee  der  zwangsweisen  Erweiterung  des 
Bodenbesitzes  gar  keine  Rede  sein.  Die  Not  ist  eben  immer  noch  gross,  die 
Armut  und  die  Unwissenheit  ebenfalls.  Unter  solchen  Verhältnissen  wird  es 
immer  das  Nächstliegende  sein  eine  Linderung  der  vorhandenen  Missständc 
mittels  Vermehrung  der  bäuerlichen  Bodenfläche  zu  suchen.  Das  ist  auch  der 
Fall.  Die  Bauernabgeordneten  der  dritten  Duma,  obgleich  politisch  auf 
der  rechten  Seite  des  Hauses  sitzend,  haben  einen  Gesetzentwurf  ausgearbeitet, 
der  ungefähr  demjenigen  entspricht,  den  die  Kadetten  der  beiden  ersten  Parla- 
mente eingebracht  hatten.  Sollte  im  Bauerntum  alles  beim  alten  bleiben,  so 
wird  die  Bodenerweiterung  noch  lange  die  führende  und  revolutionierende  Idee 
der  Bauernmasse  sein.  Das  jetzige  Verhalten  der  Regierung  zu  dieser  Idee 
wird  die  Bauern  ziemlich  rasch  zu  einer  neuen  Erhebung  führen  müssen,  die 
natürlich  alles  überteffen  wird,  was  wir  bis  jetzt  erlebt  haben. 

Aber  kann  denn  alles  beim  alten  bleiben?  Kann  denn  die  Masse  ein  und  zwei 
und  mehrere  Jahre  nur  in  Erwartung  der  Bodenerweiterung  leben?  Gewiss 
nicht.  Und  wer  Augen  hat  zu  sehen,  der  wird  auch  schon  bemerkt  haben, 
dass  das  Bauerntum  fieberhaft  neue  Wege  zur  Verbesserung  seiner  Lage  sucht. 
In  diesem  Suchen  äussert  sich  sozusagen  die  ideologische  Krise,  die  das 
Bauerntum  in  den  revolutionären,  oder  genauer:  reaktionären,  Jahren  durch- 
gemacht hat.   Der  Glaube  an  die  Möglichkeit  oder  an  die  greifbare  Nähe  der 
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Bodenerweiterung  ist  ins  Schwanken  geraten.    Falls  die  Erschütterung  dieses 
Glaubens  weitere  Kreise  umfasst,  so  ist  auch  jede  Aussicht  auf  eine  revolutio- 
näre Bauernbewegung  vorderhand  ausgeschlossen.  Damit  wäre  auch  fürs  erste 
jede    städtische    revolutionäre    Erhebung    unmöglich.    Dass    das  Bauern- 
tum leidenschaftlich  andere  Wege  sucht,  zeigt  sich  zuerst  in  dem  kolossalen 
Wjachstum  der  Übersiedelungsbewegung  nach  Sibirien.    Wie  gross  diese  Be- 
wegung ist,  zeigen  folgende  Ziffern.    Vor  dem  Kriege,  in  den  Jahren  1901 
bis  1903,  siedelten  alljährlich  etwa  70-  bis  90  000  Bauern  über.    Während  des 
Krieges,  der  die  sibirische  Bahn  in  Anspruch  nahm,  hörte  die  Bewegung  fast 
ganz  auf.    Im  Jahre  der  Revolution,  1905,  zählte  man  nur  noch  33000  Aus- 
wanderer.   Aber  schon  im  nächsten  Jahr  schnellte  die  Auswandererziffer  bis 
zu  200  749  empor,  und  im  Jahre  1907  erreichte  sie  sogar  530  146.  In  der  vierzig- 
jährigen Geschichte  der  sibirischen  Auswanderung  wurde  noch  niemals  eine  so 
grosse  Zahl  Auswanderer  verzeichnet.    Aber  nicht  nur  die  Auswanderungs- 
bewegung sondern  noch  eine  Anzahl  anderer  Momente  weisen  darauf  hin,  dass 
das  Bauerntum  seine  Erwartungen  modifiziert  hat.    So  deutet  die  energische 
Entwickclung  der  landwirtschaftlichen  Genossenschaften,  die  jetzt  überall  be- 
obachtet wird,  darauf  hin.    Genossenschaft  ist  Selbsthilfe  zur  besseren  Aus- 
nutzung wirtschaftlicher  Leistungsfähigkeit.    Hätte  der  Bauer  ebenso  fest  an 
der  Bodenerweiterung  gehalten  wie  es  während  der  Revolution  der  Fall  war, 
so  hätte  er  niemals  mit  solcher  Energie  sich  den  Genossenschaften  zugewandt. 
Aber  der  Glaube  an  die  Verwirklichung  der  Bodenerweiterung  ist  eben  all- 
mählich ins  Schwanken  geraten,  und  der  Bauer  sieht  sich  gezwungen  seiner 
Not  auf  andere  Weise  abzuhelfen.    Darauf  deutet  auch  weiter  das  wachsende 
Interesse  für  die  agrikulturelle  Literatur  hin.    Im  Jahre  1906  wurden  40000 
Abonnenten    der  speziellen  landwirtschaftlichen  Zeitschriften  gezählt.  Am 
Schlüsse  des  Jahres  1907  waren  es  schon  60  000,  also  anderthalbmal  so  viel.  Von 
dem  Wachstum  des  Interesses  an  der  Agrikultur  berichten  auch  häufiger  die 
Zeitungen  und  die  Berichte  der  SVmjfurokorrcspondenten.   Aus  diesen  Berichten 
ist  klar  zu  sehen,  dass  der  agrikulturelle  Fortschritt  ziemlich  intensiv  vor  sich 
geht,  und  zwar  auf  allen  Gebieten  der  landwirtschaftlichen  Technik.    Die  Zahl 
der  modernen  landwirtschaftlichen  Maschinen  und  Gerätschaften  wächst,  die 
künstliche  Düngung  verbreitet  sich  immer  mehr,  das  Fruchtwechselsystem  ist 
schon  keine  Seltenheit.    All  diese  und  eine  Reihe  anderer  Tatsachen  zeigen, 
wie  ich  oben  angedeutet  habe,  dass  in  den  Anschauungen  und  Hoffnungen  des 
Bauerntums  eine  tiefgehende  Krise  eingetreten  ist.  Der  Bauer  trachtet  jetzt  nicht 
so  sehr  danach  seine  Lage  durch  Vermehrung  des  Bodenbesitzes  zu  verbessern, 
da  er  bestrebt  ist  sie  durch  intensivere  Bewirtschaftung  zu  heben.  Seine 
Augen  sind  jetzt  weniger  auf  den  Landbesitz  seines  nichtbäuerlichen  Nach- 
barn und  mehr  auf  die  eigene  Parzelle  gerichtet.    Diese  neue  Augenrichtung 
ändert  die  ganze  revolutionäre  Situation.    Ich  will  damit  nicht  sagen,  dass 
die  Reaktion  vollkommen  gesiegt,  und  dass  die  Revolution  keinen  Boden 
im  Bauerntum  mehr  hat.    Die  Bestrebungen  zur  Bodenerweiterung  sind  nicht 
so  leicht  zu  überwinden.    Es  wird  noch  lange  dauern,  bis  sich  das  Bauerntum 
von  diesen  Bestrebungen  absagen  wird.    Aber  immerhin  wirken  sie  jetzt  nicht 
so  revolutionär  wie  es  vor  drei  Jahren  der  Fall  war.    Für  eine  forcierte 
Politik  ist  das  Bauerntum  somit  vorläufig  nicht  zu  haben.    Dies  bedeutet  aber, 
dass  für  die  taktischen  und  strategischen  Pläne  solcher  Politiker  wie  der 
Bolscheiciki  und  Sozialrevolutionäre  der  wichtigste  Faktor  fehlt;  der  Bolsche- 
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wittmts  erscheint  von  diesem  Gesichtspunkt  aus  als  eine  grundlose  Phantasterei, 
die  mit  den  Realitäten  des  russischen  Lebens  nichts  gemein  hat. 

Wir  kommen  also  leider  zu  dem  Schluss,  dass  die  Aussichten  der  russischen  Re- 
volution vorläufig  nicht  besonders  günstig  sind.  Der  Prozcss  der  Veränderung 
der  Kräfteverhältnisse  hat  begonnen,  seine  Entwickelung  scheint  aber  nicht 
besonders  rasch  vor  sich  gehen  zu  wollen.  Wer  eine  schnellere  Entwickelung 
wünscht,  der  muss  seine  Handlungsweise  nicht  einer  angeblich  demnächst  zu 
erwartenden  Erhebung  des  Bauernstandes  anpassen,  vielmehr  all  seine  Kraft 
der  wirtschaftlichen  und  politischen  Organisation  des  Volkes  widmen.  Nicht 
Ausnutzung  der  vorhandenen  sondern  die  intensive  Aufspeicherung  neuer 
Kräfte,  das  ist  die  Forderung  des  Tages  der  russischen  Revolution.  Für  ihre 
Ausführung  bedarf  es  aber  vor  allem  Geduld  und  Ausdauer  und  einer  unab- 
lässigen Kleinarbeit. 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 
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Sozialistische  Bewegung  /  Josef  Bloch 

KiBf*"  Die  Zuhorer  auf  der  Trj- 

1  0  11  büne  und  draussen  im  Volk, 

die  jahraus  jahrein  nur  das 
ewige  Einerlei  trostloser  Routine  gewohnt 
waren,  muSste  es  wie  die  Stimmung  eines 
historischen  Moments  überkommen,  als 
der  erste  Sozialdemokrat  sich  im  preussi- 
schen  Landtag  zum  Wort  meldete.  An- 
derthalb Jahrzehnte  unermüdlicher  Ar- 
beit, immer  intensiveren  Strebens  sollen 
nun  ihre  Belohnung  finden.  Endlich, 
endlich  hat  der  schmachvolle  Zustand 
sein  Ende  erreicht,  dass  aus  dem  preussi- 
schen  Parlament  die  grösste  Bevölker- 
ungsklasse und  die  numerisch  stärkste 
Partei  ausgeschlossen  ist.  Mancher  hätte 
vielleicht  stärkere  dramatische  Akzente 
beim  ersten  Auftreten  gewünscht.  Doch 
wirkt  am  Ende  gerade  die  sachliche 
Nüchternheit,  das  beinahe  unauffällige 
Sicheinfügen  in  den  einmal  gegebenen 
Rahmen,  merkwürdig  ergreifend.  Nicht 
die  Person  des  Abgeordneten,  die  Sache 
selber  trat  auf  den  Schauplatz,  und  das 
für  das  Staatsganze  wenig  wichtige 
Pfarrerbesoldungsgesetz  diente  zur  Ein- 
läutung einer  neuen  Epoche  der  preussi- 
schen  Volksvertretung.  Der  Hoffende 
fügt  hinzu:  auch  der  deutschen  Ge- 
schichte. 

Die  sozialdemokratische  Landtagsfraktion 
ist  durch  die  Stichwahl  in  Berlin  XII 
auf  7  Köpfe  angewachsen.  Gerade  der 
zuletzt  gewählte  Genosse  Hoffmann  be- 
deutet  eine   entschiedene  Verstärkung, 


und  nicht  nur  der  Zahl  nach.  Durch 
seine  Begabung  und  namentlich  durch 
seine  Schlagfertigkeit  und  Treffsicher- 
heit wird  er  wohl  in  erster  Linie  die 
sonst  so  wenig  reizvollen  Verhandlungen 
dieses  Hauses  beleben,  und  er  wird  die 
Regierung  und  die  bürgerlichen  Parteien 
aus  ihrer  Besitzesruhe  herauslocken.  Die 
Meinung  ist  jetzt  wohl  überhaupt  allge- 
mein, dass  man  mit  dem  blossen  Mar- 
kieren von  Parlamentsdebattcn  in  der 
bisherigen  Art  und  dem  freiwillig  kon- 
tingentierten Oppositionsspiritus  nicht 
mehr  auskommen  wird.  Freiherr  von 
Zedlitz  hat  bereits  vor  mehreren  Jahren 
das  Hineinlassen  einiger  sozialdemokrati- 
schen Hechte  in  das  Karpfenparlament 
für  wünschenswert  erklärt.  Es  wird  sich 
herausstellen,  ob  er  und  seine  Freunde 
ihnen  jetzt  auch  den  nötigen  Raum  geben 
werden,  oder  ob  die  Wortabschneidung, 
die  bereits  in  der  kurzen  Sommertagung 
einmal  geübt  wurde,  für  die  künftige 
Handhabung  der  Geschäfte  typisch  sein 
soll.  Die  demonstrative  Unhöflichkeit, 
mit  der  die  Regierung  dem  ersten  sozial- 
demokratischen Redner  begegnete,  die 
nicht  minder  demonstrative  Feindselig- 
keit der  Mehrheit  des  Hauses  und 
namentlich  des  Zentrums  —  das  in  bis 
jetzt  nie  erhörter  Weise  einen  Grundsatz 
der  Immunität  preisgab,  nur  weil  er  auf 
einen  Sozialdemokraten  angewandt  wer- 
den sollte  —  lassen  fast  darauf  schliessen. 
Nur  die  Freisinnigen  brachten  so  etwas 
wie  Kollegialität  auf:  sie  liehen  unserer 
Fraktion  die  nötigen  Unterschriften  zu 
ihren  Anträgen,  um  so  deren  Einbringung 
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zu  ermöglichen.  Man  braucht  diese  Art 
von  Kooperation  durchaus  nicht  zu  über- 
schätzen :  es  handelt  sich  hier  einfach 
um  ein  Gebot  des  politischen  Anstands 
für  eine  liberale,  sogar  für  eine  konsti- 
tutionelle Partei  überhaupt.  Aber  man 
braucht  auch  die,  die  sich  dieser  Pflicht 
nicht  entziehen,  nicht  noch  besonders  an- 
zugreifen. Es  wäre  für  die  Landtags- 
arbeit selber  vielleicht  nicht  unzweck- 
mässig, wenn  die  bis  zum  Überdruss 
fortgeführte  Polemik  der  mehr  oder 
weniger  linken  Gruppen  unter  einander 
auf  ein  etwas  kleineres  Mass  reduziert 
würde  und  dafür  eine  gemeinsame 
Frontstellung  gegen  die  Bureaukratie 
und  deren  Helfershelfer  zu  'Stande  käme. 
Welchen  Fortgang  nun  auch  die  Dinge 
im  preussischen  Parlament  nehmen  wer- 
den, über  das  eine  kann  man  beruhigt 
sein :  Der  alte  Zustand  lässt  sich  nicht 
wieder  herstellen,  es  wird  auf  jeden  Fall 
etwas  ungemütlicher  im  hohen  Hause 
werden,  nun.  da  die  Regierenden  die 
Augen  und  die  Ohren  ihrer  Kritiker  in 
ihrer  nächsten  Nähe  wissen. 
Auch  auf  das  innere  Leben  unserer  Partei 
wird  diese  endlich  herbeigeführte  Wen- 
dung in  ihrer  preussischen  Politik  nicht 
ohne  Einfluss  bleiben.  Man  wird  nicht 
mehr  wie  bisher  munter  auf  die  Revi- 
sionisten schimpfen  und  alle  Neuerungen 
mit  dem  Hinweis  auf  die  bewährte  alte 
Taktik  ablehnen  können,  nachdem  die 
Neuerer  durch  unablässige  Pionierarbeit 
der  Partei  ein  neues  Feld  erobert  haben, 
sehr  gegen  den  Willen  derer,  die  es 
jetzt  zuerst  betreten.  Mag  der  Vorzvärts 
einstweilen  mit  schnödem  Undank  noch 
in  bekannter  parteigenössischer  Weise 
über  den  Mann  herfallen,  dessen  An- 
regung vor  15  Jahren  er  es  doch  in 
letzter  Linie  zu  danken  hat,  dass  sein 
Hauptredakteur  der  erste  preussische 
Parlamentsredner  werden  konnte.  Solche 
Liebenswürdigkeiten  finden  heute  nur 
noch  vereinzelt  Beifall,  und  nur  noch  bei 
den  allerengsten  Gesinnungsgenossen. 
Auch  über  die  Wutanfälle  des  Berliner 
und  des  Leipziger  Zentralorgans  gegen 
die  Sozialistischen  Monatshefte  selber 
braucht  man  sich  nicht  besonders  aufzu- 
regen. Die  Würdigung,  die  sie  durch 
die  Vertretung  der  deutschen  Arbeiter- 
klasse auf  dem  Hamburger  Kongress  ge- 
funden haben  (vergl.  die  Rubrik  Ge- 
ivcrkschaftsbavegung,  pag.  958  ff.)  lässt 
uns  das  an  sich  gewiss  nicht  erfreuliche 
Faktum,  dass  solche  lieben,  alten  Partei- 
gewohnheiten noch  nicht  ausgerottet  sind, 
leichter  nehmen.    Jedenfalls  werden  die 


Mitarbeiter  der  Sozialistischen  Monats- 
hefte sich  dadurch  die  Freude  an  ihrer 
Tätigkeit  nicht  rauben  lassen,  und  sie 
werden  nach  wie  vor  bestrebt  sein  auch 
neue  Wege  zu  finden,  mögen  diese  auch 
erst  viel,  viel  später  von  der  Partei  be- 
schritten werden. 

Nachdem  wir  nun  eine  sozialdemokrati- 
sche Fraktion  im  preussischen  Landtag 
haben,  wird  es  natürlich  notwendig  sein 
die  preussichen  Dinge  in  der  ganzen  so- 
zialdemokratischen Öffentlichkeit  in 
ganz  anderer  Weise  zu  behandeln  als 
bisher,  wo  sie  trotz  mancher  Wandlung 
in  der  letzten  Zeit  doch  immer  noch  viel 
zu  sehr  eine  Nebenrolle  spielten.  Es 
trifft  sich  sehr  glücklich,  dass  gerade  der 
politische  Redakteur  des  Vorwärts  jetzt 
aus  nächster  Nähe  den  Gang  der  preussi- 
schen Politik  wird  studieren  können. 
Das  Zentralorgan  und  die  ganze  Partei 
werden  'sicherlich  Vorteil  davon  haben. 
Das  allein  genügt  natürlich  nicht,  e* 
muss  der  ganzen  Parteipresse  und 
auch  den  Parteiinstanzen  die  Bedeutung 
der  preussischen  Politik  mehr  zum  Be- 
wusstsein  kommen.  Die  Preussenkorre- 
spondenz,  die  in  den  letzten  Monaten  mit 
grossem  Geschick  dieses  umfangreiche 
Gebiet  zu  beackern  begonnen  hatte,  hat 
jetzt  mit  Beginn  der  toten  Sommersaison 
ihr  Erscheinen  vorläufig  eingestellt. 
Hoffentlich  nur  für  ganz  kurze  Zeit.  Es 
wäre  sehr  zu  wünschen,  dass  sie  späte- 
stens mit  der  Landtagscröffnung  wieder 
ihre  Tätigkeit  aufnimmt.  Ihre  bisherigen 
Erfolge  müssen  durchaus  dazu  ermutigen. 
Sie  hat  bis  jetzt  in  zusammen  38  Num- 
mern etwa  100  Artikel  und  längere  No- 
tizen gebracht,  und  sie  ist  in  der  Partei- 
presse etwa  i8oomal  abgedruckt  worden; 
einzelne  Artikel  brachten  es  auf  25  bis 
35  Abdrücke.  Man  wird  zugeben,  dass 
diese  Zahlen  das  Bedürfnis  nach 
preussischem  Material  erweisen.  Wenn 
ein  relativ  doch  kleines  und  ganz  pri- 
vates Unternehmen  ohne  die  Autorität, 
die  in  unserer  Partei  nun  einmal  der 
Offizialität  anhaftet,  einen  solchen  Zu- 
spruch haben  konnte,  so  ist  das  allein 
der  Sache  zuzuschreiben  und  bezeugt, 
welch  eine  Pflicht  hier  für  die  Gesamt- 
partei vorliegt  sich  mit  voller  Wucht  auf 
die  Erforschung  des  ihr  in  seinen  wich- 
tigen Partieen  immer  noch  wenig  bekann- 
ten Landes  Preussen  zu  werfen. 
Die  blosse  dauernde  Beschäftigung  der 
Partei  mit  diesen  Dingen  wird  dann  ihre 
Rückwirkung  auch  auf  die  gesamte  Be- 
völkerung haben  und  sie  endlich  viel- 
leicht auch  aus   ihrer  Lethargie  dem 
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ganzen  System  gegenüber  bringen.  Da- 
durch allein  kann  eine  wirkliche  Wahl- 
recht sbcwegung  zu  stände  kommen,  die 
dann  hoffentlich  nicht  mehr  im  Sande 
verläuft    sondern    immer    weiter  an- 
schwillt, bis  sie  ihr  Ziel  erreicht  hat. 
X  X 
Was    die  Sozialdemokratie 
in  engeren    Grenzen  wir- 
ken  kann,   wenn   sie  auf 
die  Tageserfordernisse  eingearbeitet  ist, 
zeigen  die  Berichte,  die  dem  am  28.  und 
29.    Juni    in    München  abgehaltenen 
bayrischen     Landesparteitag  vorgelegt 
wurden.    Ein  Bild  fruchtbarer  Tätigkeit 
unter   geschickter  Leitung,    der  keine 
Materie  zu  klein  ist.      Die  bayrische 
Landtagsfraktion  hat,  wie  der  Referent 
Adolf  Müller   ausführte,  auf  allen  Ge- 
bieten der  Landespolitik  eifrig  mitge- 
schaffen:   jeder    Gesetzentwurf,  jeder 
Etat,  mit  Ausnahme  der  rein  kirchlichen 
Dinge  im  Kultusetat,  trägt  die  Spuren 
emster  Arbeit  der  Sozialdemokratie. 
Eine  andere  Frage  ist,  ob  diese,  durch 
die  Natur  der  Sache  sich  selbst  be- 
schränkende Betätigung  nicht  auch  zur 
Freude    am    Partikularismus  verführt. 
Unsere      süddeutschen  Parteigenossen 
zeigen  öfter  Anwandlungen  nach  dieser 
Richtung.    Zu  verdenken  ist  ihnen  das 
am  Ende  nicht,  denn  die  preussischen 
innerpolitischen    Zustände    lassen  die 
süddeutschen  als  eine  Erholung  emp- 
finden.   Doch  darf  dieser  Partikularis- 
mus nicht  auf  deutsche  Angelegenheiten 
schlechthin  übertragen  werden,  und  er 
darf  vor  allen  Dingen  nicht  die  Illusion 
hervorrufen,  als  ob  von  Süddeutschland 
aus  Deutschland  zu  kurieren  sei.  Der 
Beginn  der  parlamentarischen  Tätigkeit 
in  Preussen  wird  in  diesem  Punkt  viel- 
leicht auch  erzieherisch  wirken  und  die 
Einsicht  stärken,  dass  nicht  durch  eine 
Ignorierung  Preussens  und    eine  Hät- 
schclung    Süddeutschlands    der  deut- 
schen Sozialdemokratie  neue  Wege  er- 
schlossen   werden,    sondern   dass  ihre 
eigene  Politik  auch  nur  in  Berlin  ge- 
macht werden  kann.    Auf  dem  bayri- 
schen   Parteitag  wurde  die  Anregung 
laut  ein   süddeutsches  Parteisekretariat 
zu  schaffen,  das  alle  süddeutschen  So- 
ziaktemokratieen    vereinigt,    mit  einer 
deutlichen  Spitze  gegen  das  prcussJsche 
Übergewicht.  Diese  Tendenz  ist  begreif- 
lich, der  Geist  des  Schematismus,  der 
im  letzten  Jahrzehnt  Berlin  überwuchert 
hat,   erfordert   eine   kräftige  Abwehr. 
Allein  der  Nutzen  dieses  sehr  vernünf- 
tigen Strebens  wird  in  sein  Gegenteil 


verkehrt,   wenn   wirklich   in   den  süd- 
deutschen   Partei  Sektionen,    wie  jener 
Antragsteller    wünschte,    eine  »Politik 
gegen  Preusscm  getrieben  werden  soll. 
Nicht    gegen    Preussen  sondern  in 
Preussen  muss  Politik  getrieben  werden: 
zehnmal     überwundene  Kleinstaaterei 
führt  nie  zur  Uberwindung  des  preussi- 
schen Geistes.    Die  bayrische  Gruppe, 
die  in  ihren   eigenen  AngelcgenheitJen 
genau  Bescheid  weiss,  scheint  von  der 
Animosität  gegen  Preussen  sich  in  der 
Tat  zuweilen  den  Blick  trüben  zu  lassen ; 
die  Behandlung,  die  rein  deutsche  An- 
gelegenheiten, namentlich  auch  in  Fra- 
gen der  auswärtigen  Politik,  in  süd- 
deutschen Parteikreisen  und  auch  in  der 
bayrischen     Abgeordnetenkammer  zu- 
weilen  finden,   zeichnet   sich  durchaus 
nicht  immer  durch  geschichtliche  Ver- 
tiefung und  Erfassung  des  für  Gesamt- 
deutschland Wesentlichen  aus:  es  scheint 
so  etwas  wie  eine  innerbayrische  Auf- 
fassung der  Wcltpolitik  zu  geben,  die 
manchmal  bedenklich  mit  Schlagworten 
einer  vergangenen  Epoche  operiert  und 
manches  Verständnis  für  die  Aufgaben, 
die  einer  grossen  Nation  erwachsen,  ver- 
missen lässt.    Das  Lobpreisen  süddeut- 
scher Politik  ist  auch  vielfach  zur  Mode- 
pflicht geworden,  der  die  Zugewander- 
ten aus  Preussen  weit  mehr  huldigen 
als  die  Einheimischen.    Doch  fällt  das 
schliesslich  alles  nicht  so  ins  Gewicht 
gegenüber  der  Tatsache,  dass  speziell  die 
bayrische    Landtagsfraktion,    die  eine 
Reihe  hervorragend  guter  Kräfte  um- 
fasst,  eine  überaus  nutzbringende  Arbeit 
leistet  und  auch  in  ihner  Taktik  den 
Fraktionen  grosser  Parlamente  als  Vor- 
bild dienen  könnte.    Das  ging  aus  den 
Referaten  der  Genossen  Adolf  Müller 
und  Segitz  für  jeden  hervor,  den  das 
Dogma  von  der  rein  zersetzenden  Kritik 
der    Sozialdemokratie    nicht  verhindert 
zu  sehen,  was  ist.    Man  kann  natürlich 
im  einzelnen  über  manche«  streiten,  man 
kann  zum  Beispiel  die  Eisenbahnfrage 
auch  von  einer  anderen  Seite  ansehen 
als  es  die  bayrische  Fraktion  tut;  aber 
im  wesentlichen  und  namentlich  in  der 
Sozialpolitik,  also  in  der  direkten  Ver- 
besserung   der    Lage    der  arbeitenden 
Klassen,    wird    man    sich    über  die 
bayrische  Sozialdemokratie  freuen  kön- 
nen. 

Von  wichtigen  Gegenständen,  die  auf 
dem  Landesparteitag  zur  Verhandlung 
kamen,  seien  noch  genannt:  die  Ände- 
rungen, die  das  neue  Rcichsvereinsgesetz 
für  Bayern  mit  sich  bringt  (Referent 
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Timm)  und  die  kommenden  Gemeinde- 
wahlen (Referent  Schmid).  Der  ab- 
sichtlich in  massigen  Grenzen  gehaltene 
Antrag  der  sozialdemokratischen  Land- 
tagsfraktion betreffend  Änderung  des 
Gemeindewahlrechts  und  Einführung 
des  Proporzes  ist  bereits  hier  in  der  Ru- 
brik Kommunalpolitik  (in  diesem 
Band,  pag.  892  ff.)  behandelt  worden. 
Der  Bericht  des  Landesvorstandes,  der 
von  E.  Auer  erstattet  wurde,  ergibt,  dass 
die  Zahl  der  organisierten  Genossen  in 
23  Monaten  von  31 316  auf  47  749  ge- 
stiegen ist.  Eine  günstige  Entwickelung 
hat  auch  die  Presse  genommen;  die 
Münchener  Post  hat  sich  ein  eigenes 
Heim  gebaut,  das  gleiche  tut  die  Frän- 
kische Tagespost.  Eine  sehr  gute  Ein- 
richtung hat  der  Landesvorstand  im 
Verein  mit  der  Fraktion  und  der  Mün- 
chener Post  geschaffen :  nämlich  eine 
Stelle,  die  das  politische  Tagesmaterial, 
zu  sammeln  und  zu  sichten  hat.  Da/ 
gleiche  und  in  grösserem  Massjlfab 
sollte  man  in  Preussen  auch  tan. 7 

x  7  x 

Hallen:  Streik  Die  Partei-  und  Gewerk- 
schaftsbewegung Italiens 
wurde  in  den  letzten  Mo- 
naten von  dem  grossen  Landarbeiterstreik 
in  der  Provinz  Parma  beherrscht,  dessen 
Enthebung.  Verlauf  und  Ausgang  einen 
nachhaltigen  Einfluss  auf  die  Denkweise 
und  auf  die  Methode  der  Arbeiterklasse 
ausüben  dürften,  wenngleich  in  dieser 
leicht  erregbaren  Masse  alle  noch  so 
ernsten  Lehren  schnell  vergessen  zu  wer- 
den pflegen. 

Die  landwirtschaftlichen  Besitzer,  die 
voriges  Jahr  noch  mit  den  Arbeiter- 
organisationen verhandelt  hatten,  wurden 
durch  eine  zunehmende  syndikalistische 
Propaganda  erschreckt.  Die  Syndikalisten 
hatten  auf  ihrem  Kongress  beschlossen 
in  Parma  im  Frühling  einen  General- 
streik zu  inszenieren,  um  dadurch  für 
die  Befreiung  der  politischen  Opfer,  das 
heisst  derjenigen  Arbeiter,  die  wegen 
antimilitaristischcr  Agitation  oder  wegen 
Gewalttätigkeiten  gegen  Streikbrecher 
usw.  verurteilt  worden  waren,  zu  demon- 
strieren. Die  Nichteinhaltung  des  im 
vorigen  Jahr  abgeschlossenen  Vertrags 
seitens  einiger  Arbeitgeber  gab  den  un- 
mittelbaren Anlass  zum  Ausbruch  des 
Kampfes  ab.  Über  20000  Landarbeiter 
traten  unter  der  Führung  der  syndikali- 
stischen Arbeiterkammer  von  Parma  in 
einen  Streik,  der  von  Anfang  an  einen 
revolutionären  Charakter  annahm,  wozu 
die  überaus  schroffe  Haltung  der  orga- 


nisierten  Arbeitgeber,  die  es  offenbar 
auf  eine  Vernichtung  der  Arbeiterkoali- 
tion überhaupt  abgesehen  hatten,  nicht 
wenig  beitrug.  Beunruhigt  durch  deren 
gewaltsames  Vorgehen  erklärten  auch 
die  Arbeiterorganisationen  der  Nachbir- 
provinzen,  ob  sie  nun  syndikalistisch 
waren  wie  die  von  Piacenza  oder  refor- 
mistisch wie  die  von  Reggio-Emilia,  ihre 
Solidarität  mit  den  Streikenden.  Das  ist 
eben  das  Bedenkliche  in  diesem  Land, 
dass  auch  die  ernsten  Gewerkschaften 
immer  wieder  zur  Unterstützung  wilder 
Streiks  hingerissen  werden,  und  dass  so 
eine  gesunde  wirtschaftliche  Arbeiter- 
bewegung niemals  Zeit  zur  Entfaltung 
bekommt.  Auch  die  Parteileitung  trägt 
einen  Teil  der  Schuld  an  diesem  Zu- 
stand: die  Integralisten  fürchten  stets 
nicht  revolutionär  genug  zu  erscheinen 
und  lassen  sich  daher,  immer  gegen  ihren 
Willen,  zu  Zugeständnissen  an  den  Syn- 
dikalismus verleiten.  So  wagte  der  Pir- 
teivorstand  es  nicht  in  seiner  Sitzung, 
die  er  nach  dem  Ausbruch  des  Streiks 
abhielt,  einer  von  dem  Genossen  Bisso- 
lati  eingebrachten  Resolution  zuzustim- 
men, die  sich  für  die  Eindämmung  des 
Streiks  auf  den  rein  ökonomischen  Bo- 
den aussprach.  Immerhin  nahm  er  den 
zweiten  Teil  dieser  Resolution  an,  der 
den  Arbeitern  und  Arbeitgebern  vor- 
schlug die  Revision  des  umstrittenen 
Tarifs  einem  Schiedsgericht  zu  unter- 
breiten, das  einen  neuen  Tarif  mit  mehr- 
jähriger Gültigkeit  ausarbeiten  sollte.  Die 
Arbeiterkammer  von  Parma  lehnte  es 
aber  ab  diesen  Weg  zu  gehen,  sie  griff 
vielmehr  zum  Mittel  des  Generalstreiks. 
Parma  hat  eine  revolutionäre  Tradition. 
In  der  Zeit  des  Afrikakrieges  hatten  sich 
die  Kleinbürger  und  Handwerker  der 
Stadt  zur  Verhinderung  der  Mobilmach- 
ung in  dem  berühmten  Forte  Makalli' 
verschanzt  und  Barrikaden  errichtet,  die 
vom  Militär  nicht  genommen  wurden: 
seither  umschwebt  dieses  Stadtviertel  die 
Aureole  der  revolutionären  Unüberwind- 
lichkcit.  Auch  jetzt  drohte  man  wieder 
mit  dem  Forte  Makalle.  Diese  Drohung 
beantwortete  die  Behörde  mit  der  Auf- 
lösung der  Arbeiterkammer.  Da  die 
Polizei  hierbei  tätlichen  Widerstand 
fand,  schritt  das  Militär  ein.  Die  Ar- 
beiterkammer wurde  gesperrt,  die  Führer 
der  Bewegung  wurden  verhaftet.  Der 
Hauptführer,  der  Syndikalist  und  ehe- 
malige Student  de  Ambris.  rettete  sich 
durch  eine  Flucht  in  die  Schweiz. 
Nun  griffen  die  Parteileitung  und  die 
Confederacione  del  Lavoro  ein.  Es  wur- 
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den  einige  Abgeordnete,  darunter  Bisso- 
lati,  nach  Parma  entsandt;  sie  unter- 
handelten mit  den  Behörden  und  setzten 
die  Wiedereröffnung  der  Arbeiterkammer 
durch.  Noch  während  dieser  Verhand- 
lungen proklamierten  die  Syndikalisten 
den  Generalstreik  für  ganz  Italien.  Par- 
tei- und  Gewerkschaftsleitung  sprachen 
sich  dagegen  aus,  so  dass  es  nur  an 
wenigen  Orten,  so  in  Bologna  und  in 
Livorno,  zum  Streik  kam.  In  Mailand 
versuchten  die  Syndikalisten  und  An- 
archisten die  Führer  der  Arbeiterkammer 
durch  Gewalt  zur  Anerkennung  des  Ge- 
neralstreiks zu  zwingen;  aber  diese  blie- 
ben fest  und  folgten  der  Weisung  der 
Confederasione.  Nach  der  Wiedereröff- 
nung der  Arbeiterkammer  in  Parma  ver- 
lor die  ganze  Bewegung  an  Heftigkeit. 
Der  riesige  Streik,  der  Monate  gedauert, 
über  80000  L  verschlungen  und  vielen 
Arbeitern  schwere  Kerkerstrafen  wegen 
Störung  der  Arbeitsfreiheit  eingebracht 
hat,  neigt  sich  ohne  greifbares  Ergebnis 
dem  Ende  zu.  Eine  wirkliche  Beurtei- 
lung der  ökonomischen  Bedeutung  dieses 
Kampfes  ist  zurzeit  noch  nicht  möglich. 
So  viel  aber  scheint  jetzt  'schon  festzu- 
stehen, dass  die  enorme  Kraftvergeu- 
dung der  Arbeiterklasse  in  keinem  Ver- 
hältnis zur  Ursache  und  zum  Ergebnis 
des  Streiks  selber  stand. 
Zweifellos  hat  die  ganze  Bewegung  dazu 
beigetragen  die  organisierten  Arbeiter 
über  das  Wesen  des  S|yndikalismus 
weiter  aufzuklären.  Die  syndikalisti- 
schen Führer  fielen  in  gewohnter  Heftig- 
keit über  die  Partei  und  die  Gewerk- 
schaften her,  die  sie  des  Verrats  und  der 
Auslieferung  der  Arbeiteitschaft  an  die 
Unternehmer  beschuldigten.  Das  syndi- 
kalistische Streikkomitee  war  besonders 
darüber  aufgebracht,  dass  die  Partei-  und 
die  Gewerkschaftsleitung  die  Streikgelder 
selber  unter  die  Streikenden  verteilen 
Hessen,  nachdem  es  sich  herausgestellt 
hatte,  dass  die  Syndikalisten  die  durch 
Sammlungen  in  ganz  Italien  aufgebrach- 
ten Summen  zur  Unterhaltung  ihres 
Blattes  und  zur  antisozialistischen  Agi- 
tation verwandten.  Die  jedes  Mass  über- 
schreitenden Angriffe  und  Beschimpf- 
ungen der  Syndikalisten  riefen  in  Par- 
teikreisen  eine  grosse  Entrüstung  her- 
vor. Am  10.  Juli  fand  in  Parma  eine 
Konferenz  der  Vertreter  des  Parteivor- 
standes, der  Confederasione  del  Lovoro, 
der  sozialdemokratischen]  Parlaments- 
fraktion und  des  Landarbeiterverbandes 
statt,  die  folgende,  von  Bissolati  einge- 
brachte Resolution  einstimmig  annahm: 
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»Nachdem  die  Konferenz  von  dem  Be- 
richt der  Vertreter  der  Landarbeiter 
Parmas  Kenntnis  genommen  hat,  erklärt 
sie  es  für  geboten  eine  Unter suchungs- 
kommission  zu  folgenden  Zwecken  ein- 
zusetzen: 1.  um  der  italienischen  Arbei- 
terklasse ein  genaues  Bild  der  wirklichen 
Lage  des  Streiks  vorlegen  zu  können ; 
2.  um  den  Streikenden  der  Provinz 
Parma  eine  genaue  Einsicht  in  die  wirk- 
liche Sachlage  zu  ermöglichen  und  sie 
in  stand  zu  setzen  über  ihre  Interessen 
und  ihre  Haltung  zu  entscheiden.  Die 
Konferenz  erkennt  die  tiefe  Kluft  zwi- 
schen der  Methode,  die  von  den  Führern 
der  Arbeiterkammer  angewandt  wurde, 
und  der,  die  von  der  grossen  Mehrheit 
der  politisch  und  wirtschaftlich  organi- 
sierten Arbeiter  Italiens  befürwortet 
wird;  sie  gibt  dem  Unterstützungs- 
komitee den  Auftrag  die  direkte  Ver- 
teilung der  Streikgelder  unter  die  Strei- 
kenden weiter  zu  bewirken,  mit  beson- 
derer Rücksicht  auf  die  Konsumgenos- 
senschaften, die  den  Streikenden  grosse 
Opfer  gebracht  haben,  und  sie  erklärt, 
dass  die  Pflicht  der  Solidarität  mit  den 
Streikenden  keine  weitere  Solidarität  mit 
der  Kampfmethode  einschliessen  soll,  für 
die  die  Konferenz  die  Verantwortung 
ablehnt,  und  die  sie  aufs  tiefste  beklagt.« 
Diese  Resolution  drückt  die  entschiedene 
und  öffentliche  Verwerfung  jeglichen 
Syndikalismus  durch  die  Partei  aus  und 
bereitet  die  Diskussion  dieser  Frage  auf 
dem  nächsten  Parteitag  vor.  Sie  bedeutet 
einen  weiteren  Schritt  auf  dem  Wege 
zum  Reformismus,  der  die  Revolutions- 
romantik endgültig  verabschiedet  und 
einer  mit  der  wirtschaftlichen  Entwicke- 
lung  des  Landes  Schritt  haltenden  Ar- 
beiterbewegung den  Boden  bereitet. 
X  X 
Vereinigte  Es  ist  für  uns  Deutsche 
Amern?*?00  sicherlich  recht  schwer  eine 
Parteitag  richtige  Auffassung  von  dem 
Wesen  und  der  Bedeutung  des  ameri- 
kanischen Sozialismus  zu  gewinnen.  Die 
paar  amerikanischen  Parteiblätter  spie- 
geln ihn  in  sonderbaren  Dimensionen 
wieder,  und  man  kann  in  ihnen,  die  mit 
einem  vielfach  anders  gearteten  und 
jedenfalls  anders  gewöhnten  Publikum 
rechnen,  keinen  sichern  Massstab  zur 
Beurteilung  der  Grössenverhältnisfce  fin- 
den. Genosse  Adolf  Hepner,  der  kürz- 
lich von  drüben  in  die  alte  Heimat  zu- 
rückgekehrt ist,  hat  einige  inter- 
essante Artikel  und  Berichte  über  die 
amerikanische  Partei  veröffentlicht,  die 
weitere  Beachtung  verdienen,  weil  dem 
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Schreiber  ja  die  Möglichkeit  der  Ver- 
gleichung  gegeben  war,  seine  Angaben  da- 
her als  zuverlässig  gelten  können. 
Die  S.  P.  hielt  vom  II.  bis  zum  16.  Mai 
in  Chicago  ihren  Kongress  ab,  auf  dem 
sie,  wie  die  beiden  grosisen  Parteien,  die 
Republikaner  und  die  Demokraten,  auf 
den  ihrigen,  ihre  Präsidentschaftskandi- 
daten nominierte.  Der  Kongress  wurde 
von  218  Delegierten  beschickt,  worunter 
sich  18  Frauen  befanden.  Der  Partei- 
sekretär Barnes  erstattete  den  Jahres- 
bericht, der  ein  Wachstum  der  Partei 
seit  dem  vorigen  Kongress  /1904/  zeigt. 
Die  Partei  verfügt  heute  über  mehr  als 
40000  eingeschriebene  Mitglieder  (1904 
zirka  20000);  dabei  werden  diejenigen, 
die  infolge  von  Arbeitslosigkeit  von  den 
Monatsbeiträgen  befreit  sind,  überhaupt 
nicht  mitgerechnet.  Unter  den  Aus- 
gaben, die  die  Partei  hatte,  interessiert 
namentlich  die  Summe  von  10800  Doli, 
für  den  Feldzug  zu  gunsten  der  Berg- 
arbeiterführer Moyer,  Haywood  und 
Pettibone,  die  bekanntlich  der  Ermor- 
dung des  Gouverneurs  von  Idaho  bezich- 
tigt, aber  —  obgleich  man  in  unerhört 
willkürlicher  Weise  gegen  sie  vorging, 
.  und  von  den  brutalen  Werksherren,  die 
die  Arbeiterorganisation  zertrümmern 
wollten,  Recht  und  Gesetz  in  einer  auch 
für  den  wilden  Westen  unerhörten  Weise 
vergewaltigt  wurde  —  glänzend  freige- 
sprochen wurden.  In  dem  Bericht  des 
Parteisekretärs  wird  dieser  für  die  Ge- 
schichte der  amerikanischen  Arbeiter- 
klasse denkwürdige  Prozess  auch  aus- 
führlich gewürdigt,  und  die  S.  P.  kann 
mit  Recht  sagen,  dass  ihre  Propaganda 
zum  Sieg  des  Rechts  beigetragen  habe: 
sie  ist  hier  zum  erstenmal,  wie  der  Be- 
richt konstatiert,  »der  politische  Ausdruck 
der  ganzen  amerikanischen  Arbeiter- 
klasse« gewesen.  In  der  Tat  hat  Eugene 
V.  Debs  in  dem  sozialistischen  Wochen- 
blatt Appeal  to  Reoson  zuerst  auf  die 
gewaltige  Gefahr  aufmerksam  gemacht, 
die  von  den  vereinigten  Grubenbesitzern 
Colorados  und  Idahos  der  Western  Fedc- 
ration  of  Miners  und  damit  der  Koali- 
tionsfreiheit der  Arbeiterklasse  überhaupt 
drohte.  Die  New  Yorker  Volksseitung 
folgte  und  alarmierte  die  gesamte  New 
Yorker  Arbeiterschaft,  in  deren  Kreisen 
sie  sonst  durchaus  nicht  besonders 
grossen  Einfluss  hatte. 
Die  S.  P.  ist  bekanntlich  ursprünglich 
eine  von  Deutschen  gegründete  Partei, 
die  auch  lange  einen  ausschliesslich  deut- 
schen Charakter  behalten  hat.  In  den 
letzten  Jahren  ist  das  anders  geworden. 
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Die  Partei  hat  es  verstanden  auch  in  den 
Kreisen  der  cnglischsprechcnden  Ameri- 
kaner Eingang  zu  finden.  Heute  hat  sie 
bereits  zwei  englische  Tageszeitungen,  in 
New  York  und  in  Chicago.  Ihre  Ver- 
handlungssprache ist  auch,  abgesehen  von 
einigen  rein  deutschen  Vereinen,  die  eng- 
lische. Die  S.  P.  hat  überhaupt  im 
Gegensatz  zu  der  anderen  »sozialistischen 
Partei,  oder  besser :  Sonderorganisation, 
der  De  Leon  sehen  S.  L.  P.  es  verstanden 
sich  mehr  und  mehr  den  tatsächlich  in 
den  Vereinigten  Staaten  bestehenden 
Verhältnissen  und  auch  der  Denkweise 
der  Arbeiterschaft  anzupassen,  ohne  doch 
ihr  'sozialistisches  Ziel  preiszugeben.  Der 
unterschiedslose  Radikalismus  der  ersten, 
sektenhaften  Periode  scheint  überwun- 
den, man  beschäftigt  sich  jetzt  mit  den 
Problemen  in  der  Gestalt,  wie  sie  in 
Amerika  gelagert  sind.  Dies  zeigt  sich 
namentlich  in  der  Behandlung  der  Ein- 
wanderungsfrage. Auf  dem  Kongress 
der  Partei  wurde  hier  weitab  von  jedem 
internationalen  Schema  der  Standpunkt 
des  Interesses  der  amerikanischen  Ar- 
beiterschaft eingenommen.  Die  Kom- 
mission zur  Vorberatung  dieser  Materie 
schlug  eine  Resolution  vor,  in  der  es 
heisst,  »dass  sich  die  Arbeiterklasse  gegen 
alle  Gefahren,  die  ihr  wirtschaftliches 
Interesse  bedrohen,  schützen  muss.  Die 
Masseneinführung  von  Arbeitern,  die 
durchschnittlich  auf  einem  niedrigeren 
Lebenshaltungsniveau  stehen  als  die  des 
eigenen  Landes  kann  ebenso  gut  eine 
grosse  Gefahr  für  die  Arbeiter  bedeuten 
wie  ein  grosser  Krieg  für  die  Nation.«  Ein 
besonderes  Amendement  verlangte  noch 
die  unbedingte  Ausschliessung  der  Chi- 
nesen. Es  wurde  aber  abgelehnt,  nach- 
dem der  Referent  der  Kommission, 
Spargo,  in  einer  etwas  gewundenen  Er- 
klärung ausgeführt  hatte,  dass  diese 
Frage  noch  nicht  genügend  geklärt  sei ; 
er  setzte  übrigens  hinzu,  dass.  wenn  er 
zur  Uberzeugung  kommen  sollte,  dass 
die  Chinesen  auf  grund  ihrer  Rassen- 
eigentümlichkeiten dauernd  die  Lebenshal- 
tung der  amerikanischen  Arbeiterschaft 
herabdrücken  müssen,  auch  er  für  deren 
absolute  Fernhaltung  eintreten  würde; 
nur  solle  man  die  Sache  einstweilen  noch 
in  der  Schwebe  lassen.  Damit  war  ein 
anderer  Delegierter,  Hayes  aus  Ohio, 
sehr  wenig  einverstanden,  er  verlangte 
vielmehr  einen  sofortigen  Beschluss 
gegen  die  Zulassung  chinesischer  und  ja- 
panischer Kulis.  Dem  Wunsch  der 
Kommission  entsprechend  wurde  aber  die 
ganze  Angelegenheit  bis  zum  nächsten 
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Kongress  vertagt.  Es  ist  sehr  bezeich- 
nend, dass  die  New  Yorker  Volksseitung, 
sonst  die  Vertreterin  der  radikalen  Ton- 
art, mit  dieser  Verschiebung  ausser- 
ordentlich unzufrieden  ist.  »Zum  Glück«, 
schreibt  sie,  »wird  nunmehr  nach  der  er- 
folgten Konstitutionsänderung  die  näch- 
ste Nationalkonvention  schon  in  2  Jahren 
stattfinden  und  damit  die  Gelegenheit  ge- 
boten sein  den  Fehler,  der  jetzt  gemacht 
wurde,  schon  dann  zu  verbessern.  Ob 
sich  seine  unheilvollen  Folgen  nicht 
schon  bei  der  Präsidentenwahl  zeigen 
werden,  bleibt  freilich  abzuwarten.«  Das 
Blatt  weist  mit  Nachdruck  auf  die  Aus- 
führungen des  kanadischen  Genossen 
Mance  hin,  der  als  Gast  auf  dem  Kon- 
gress anwesend  war:  »Entgegen  allen 
theoretischen  Erörterungen  darüber,  was 
etwa  schon  geschehen  könnte,  falls  das 
Chinesenausschlussgesetz  aufgehoben 
werden  würde,  ob  die  dann  zu  Millionen 
in  unser  Land  strömenden  Asiaten  or- 
ganisationsfähig sein  würden  usw.,  bringt 
Genosse  Mance  Tatsachen,  die  sich  so- 
eben vor  seinen  Augen  vollzogen  haben. 
Es  handelte  sich  da  zunächst  in  der 
Hauptsache  um  Japanesen,  welchen  hier- 
zulande im  allgemeinen  eine  grössere 
Anpassungsfähigkeit  an  fremde  Verhält- 
nisse zugeschrieben  wird  als  den  Chi- 
nesen. Aber  jene  Japanesenflut  wirkte 
so  verderblich  auf  die  Lebenshaltung  der 
kanadischen  Arbeiter,  dass,  wenn  man 
nicht  Abhilfe  dagegen  getroffen  hätte, 
es  ganz  sicherlich  zum  Blutvergiessen 
gekommen  wäre.  Recht  vielversprechend 
lautete  auch  die  Ankündigung,  dass  die 
kanadischen  Bergwerksgesellschaften  be- 
reits beschlossen  hätten  alle  Minen  mit 
Chinesen  zu  füllen.  Hier  haben  wir 
also  Tatsachen,  was  immer  wieder  von 
neuem  betont  werden  muss,  gegenüber 
theoretischen  Annahmen  und  gedanken- 
losen Phrasen.«  Es  ist  nun  die  Frage, 
wie  der  nächste  internationale  sozialisti- 
sche Kongress  sich  zu  dieser  Verweige- 
rung der  Heeresfolge  in  der  Einwande- 
rungsfrage  durch  die  Partei,  die  sie  am 
meisten  angeht,  stellen  wird. 
In  der  Platform  des  Kongresses  ist  be- 
sonders bemerkenswert  die  Betonung  der 
Selbständigkeit  der  Gewerkschaftsbe- 
wegung, in  deren  innere  Angelegenheiten 
die  Partei  sich  nicht  einmischen  dürfe. 
Bei  der  Frage  der  Einigung  mit  der 
S.  L.  P.  kam  man  zu  einem  ablehnen- 
den Beschluss,  dagegen  wurden  deren 
Mitglieder  aufgefordert  sich  der  S.  P. 
anzuschliessen.  Zum  Kandidaten  für  die 
Präsidentschaft  der  Vereinigten  Staaten 


wurde,  wie  in  dieser  Zeitschrift  bereits 
mitgeteilt,  Debs  gewählt,  der  ja  schon 
zweimal  kandidiert  hat  —  ursprünglich 
war  der  freigesprochene  Haywood  in 
Aussicht  genommen,  er  hatte  aber  abge- 
lehnt — ,  für  die  Vizepräsidentschaft  Ben 
Hanford.  Die  Aufstellung  eigener  so- 
zialistischer Präsidentschaftskandidaturen 
hat  natürlich  vorderhand  nur  demonstra- 
tive Bedeutung.  Wie  sich  die  Dinge  ge- 
stalten werden,  wenn  die  Tendenz  inner- 
halb der  Gewerkschaften,  die  auf  Schaf- 
fung einer  eigenen  Arbeiterpartei  abzielt, 
die  Oberhand  gewinnt,  werden  vielleicht 
schon  die  nächsten  Jahre  zeigen. 
X  X 
Karze  Chronik  Bei  den  e  1  s  a  S  s  - 1  o  - 
t  h  rängischen  Gemein- 
dewahlen, die  am  28.  Juni 
stattfanden,  unterlag  unsere  Partei  den 
vereinigten  Bürgerlichen.  In  Strassburg 
wurde  kein  Sozialdemokrat  gewählt, 
ebenso  in  Mülhausen,  in  deren  Gemeinde- 
rat die  Sozialdemokratie  bisher  die 
Mehrheit  hatte.  X  Das  Presse- 
bureau, dessen  Gründung  der  Esse- 
ner Parteitag  beschlossen  hatte,  ist  jetzt 
eröffnet  worden ;  seine  Leitung  liegt  in 
den  Händen  des  Genossen  Eichhorn.  Die 
Sozialdemokratische  Parteikorrespondenz 
wird  fortan  von  diesem  Bureau  heraus- 
gegeben, an  dem  ihre  Redakteure  mit- 
arbeiten. X  Die  sozialistischen  Verbände 
Südafrikas  hielten  zusammen  mit 
den  Gewerkschaften  Anfang  Juni  in  Jo- 
hannesburg eine  Konferenz  ab,  die  eine 
Reihe  sozialpolitischer  Forderungen  an 
die  Regierungen  richtete ;  sie  verlangte  un- 
ter anderm  auch  eine  Änderung  des  Ein- 
wanderungsgesetzes dahin,  dass  alle  Kon- 
traktarbeiter ausgeschlossen  bleiben.  Der 
sozialistische  Charakter  der  Konferenz 
wurde  durch  die  Annahme  einer  Reso- 
lution dokumentiert,  die  sich  für  die  Ver- 
gesellschaftung der  Produktionsmittel 
ausspricht.  X  Das  Internationale  Bureau 
der  sozialistischen  Jugendorgani- 
sationen plädiert  in  einer  Erklärung 
im  Vorwärts  vom  16.  Juli  entgegen  dem 
Beschluss  des  Hamburger  Gewerkschafts- 
kongresses für  besondere  Jugendorgani- 
sationen auch  in  Deutschland. 

Qewerkschaftsbcwegung  /  Ernst  Delnhardt 
Qewerkicli»ft»Der  6.  Kongress  der  Ge- 
HuEm  werkschaften  Deutschlands, 
der  vom  22.  bis  zum  27. 
Juni  in  Hamburg  tagte,  hat  eine  gute 
Presse  gehabt.  Mit  wenigen  Ausnahmen 
haben  alle  Partei-  und  Gewerkschafts- 
blätter dieser  Tagung  ihre  Anerkennung 
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gezollt.  Mit  Recht,  denn  in  Hamburg  ist 
eine  fleissige,  nutzbringende  Arbeit  ge- 
leistet worden,  und  auch  rein  äusserlich 
betrachtet  bewegten  sich  die  Verhand- 
lungen durchaus  im  Rahmen  des  Sach- 
lichen, was  sicher  nur  zum  Erfolg  des 
Kongresses  beigetragen  hat.  Da  dies 
Heft  einen  besonderen  Artikel  Paul  Um- 
breits  über  den  Gewerkschaftskongress 
(pag.  905  ff.)  enthält,  beschränke  ich  mich 
auf  folgende  summarische  Darstellung. 
Die  Berichte  der  Generalkommission 
wurden  ohne  erhebliche  Einwendungen 
entgegengenommen.  Die  Debatte  hier- 
über wurde  lediglich  mit  einer  von  den 
Textilarbeitern  provozierten  Auseinan- 
dersetzung über  ein  angebliches  Projekt 
der  Generalkommission,  die  Gründung 
eines  Frauengcwcrkschaftsblattes  be- 
treffend, ausgefüllt.  Ferner  kam  es  wie- 
der zu  einer  Kontroverse  über  die  seit 
dem  Berliner  Kongress  /1896V  schon 
von  einigen  Gewerkschaftsführern  pro- 
pagierte Gründung  eines  Zentralstreik- 
fonds. Ein  Ergebnis  hatte  diese  Debatte 
nicht;  es  bleibt  beim  alten.  Durch  An- 
nahme einer  Resolution  wurde  der  vom 
Düsseldorfer  Genossenschaftstag  ange- 
fachte Streit  zwischen  Gewerkschaften 
und  Genossenschaften  schiedlich  fried- 
lich beendet. 

Der  Kongress  nahm  eine  Reihe  von  Re- 
feraten sozialpolitischer  und  gewerk- 
schaftsorganrsatorischer  Art  entgegen, 
die  man  als  tüchtige  und  zum  Teil  her- 
vorragende Leistungen  ansprechen  kann. 
An  sozialpolitischen  Referaten  sind  zu 
nennen  Robert  Schmidts  Bericht  des 
Zentralarbeitersekretariats,  Fr.  Lesches 
Referat  über  die  Vertretung  der  Recht- 
suchenden durch  die  Arbeitersekretäre 
vor  den  Gerichten,  Paul  Langes  über  die 
staatliche  Versicherung  der  Privatange- 
stellten und  H.  Molkenbuhrs  über  die 
Entwickelung  der  sozialen  Gesetzgebung 
in  Deutschland.  Gewerkschaftsorgan  isa- 
torischc  Fragen  behandelten  die  Referate 
H.  Poetzsch'  über  die  gewerbsmässige 
Stellenvermittelung,  O.  Allmanns  über 
den  Boykott  als  gewerkschaftliches 
Kampfmittel,  vor  allem  aber  Helene 
Grünbergs  über  die  Agitation  unter  den 
Dienstboten  und  das  Robert  Schmidts 
über  die  Organisation  zur  Erziehung  der 
Jugend,  zwei  Fragen,  die  den  Kongress 
zum  erstenmal  beschäftigten,  und  die  von 
den  Referenten  in  recht  glücklicher 
Weise  behandelt  wurden.  Einige  Partei- 
blätter hatten  ja  den  Versuch  gemacht 
gerade  die  Behandlung  der  Frage  der 
Jugendorganisation    zum    Anlass  eines 


niedlichen  Angriffs  auf  die  Gewerk- 
schafts- und  Parteiführer  zu  machen. 
Der  Kongress  zeigte  für  diese  Angriffe 
kein  Verständnis,  er  bereitete  jenen  Par- 
teiblättem  eine  höfliche,  aber  um  so  ent- 
schiedenere Abfuhr. 

Zu  lebhafteren  Auseinandersetzungen 
kam  es  bei  Beratung  der  Grenzstreitig- 
keiten und  bei  dem  Punkt  Maifeier,  doch 
stachen  diese  Verhandlungen  durch  ihre 
Sachlichkeit  sehr  vorteilhaft  von  der  Köl- 
ner Maifeierdebatte  /1005/  ab.  Im 
Mittelpunkt  der  Diskussion  stand  die 
zwischen  Partei  vorstand  und  General- 
kommission getroffene  Vereinbarung 
über  die  Unterstützung  der  Maifeier- 
gemassregelten.  Diese  Vereinbarung 
wurde  schliesslich  mit  allen  gegen  nur 
22  Stimmen  gutgeheissen.  Der  General- 
kommission  wurde  nur  der  Wunsch  mit 
auf  den  Weg  gegeben  eine  andere  Rege- 
lung der  Unterstützungsfrage  mit  dem 
Parteivorstand  zu  versuchen.  Das  eine 
konnte  der  aufmerksame  Kongressteil- 
nehmer aus  den  Verhandlungen  heraus- 
fühlen, dass  diejenigen  Genossen-  und 
Gewerkschaftskreise,  die  im  Interesse 
einer  würdigeren  und  wirksameren  Mai- 
feier auf  die  Beseitigung  der  Arbeitsruhe 
am  1.  Mai  hinwirken,  seit  Köln  sehr  er- 
heblich an  Anhang  gewonnen  haben,  und 
dass  selbst  die  früher  enragiertesten  An- 
hänger der  Arbeitsruhe  jetzt  schon  zu 
Zweiflern  an  ihrer  Sache  geworden  sind. 
Die  Maifeierkämpfe  der  letzten  Jahre 
sind  nicht  ohne  Einfluss  auf  das  Denken 
und  Fühlen  der  Gewerkschaftskreise  ge- 
blieben. 

Besonders  registriert  sei  noch,  dass  auf 
dem  Gewerkschaftskongress  auch  die 
Angriffe,  die  von  parteigenössi scher  Seite 
gegen  die  Sozialistischen  Monatshefte 
gerichtet  worden  sind,  zur  Sprache 
kamen.  Bei  der  Behandlung  der  Frage 
des  Boykotts  ging  Leipart  auf  die  sinn- 
losen Beschimpfungen  ein.  mit  denen  das 
Zentralorgan  der  Partei  neulich  die 
Sozialistischen  Monatshefte  bedacht  hat. 
Die  grosse  und  erneute  Heiterkeit,  die 
die  Zitierung  der  einzelnen  Redewen- 
dungen des  Vorwärts  im  Kongress  her- 
vorrief, drückte  dessen  Meinung  über 
solche  Anfälle  aus.  Namentlich  musste 
die  psychologische  Wahrnehmung  des 
Vorwärts,  dass  die  Mitarbeiter  der 
Sozialistischen  Monatshefte  »am  bürger- 
lichen Heimweh  krankem,  auf  dem  Kon- 
gress der  Gewerkschaften,  deren  nam- 
hafteste Führer  sich  unter  eben  diesen 
Mitarbeitern  befinden,  eine  heitere  Stim- 
mung auslösen,  die  sich  in  entsprechen- 
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den  Zwischenrufen  —  die  auch  vom  Be- 
richt des  Vorwärts  vermerkt  werden  — 
kundgab.  Auch  Robert  Schmidt  kam 
am  folgenden  Verhandlungstag  bei  der 
Beratung  der  Jugendorganisationsfrage 
auf  diese  Methode  des  Vorwärts  und 
der  Leipziger  Volkszeitung  zurück,  über 
die  er,  ihrer  Bedeutung  entsprechend,  in 
humoristischer  Weise  sich  äusserte.  Die 
allseitige  Zustimmung,  die  Leipart  und 
Schmidt  fanden,  und  die  Tatsache,  dass 
auf  dem  Hamburger  Arbeiterparlament 
auch  nicht  eine  einzige  Stimme  laut 
wurde,  die  jene  Angriffe  rechtfertigte, 
stellt  den  Sozialistischen  Monatsheften 
das  Zeugnis  aus,  dass  sie  sich  auf  dem 
richtigen  Wege  befinden,  und  dass  sie 
sich  durch  Schmähungen  Missvergnügter 
von  der  Erfüllung  ihrer  Aufgaben  nicht 
abhalten  zu  lassen  brauchen. 
X  X 

j^rteUk*Ch*,t* Wie  frühcren  Jahren, 
so  hat  auch  in  diesem 
Jahre  die  Generalkommis- 
sion eine  Ubersicht  über  die  Gewerk- 
schaftskartelle im  Jahre  1907  ver- 
öffentlicht. Diese  Ubersicht  ist  teil- 
weise lückenhaft,  da  von  587  Ende  des 
Jahres  1907  der  Generalkommission  be- 
kannten Kartellen  nur  558  berichtet  haben ; 
doch  handelt  es  sich  bei  den  an  der 
Statistik  nicht  beteiligten  Kartellen  in  der 
Hauptsache  nur  um  kleinere  örtliche  Ge- 
werkschaftszentralen, so  dass  diese  Sta- 
tistik im  ganzen  doch  ein  zutreffendes 
Bild  der  örtlichen  Zusammenfassung  der 
deutschen  Gewerkschaften  gibt.  In  den 
558  berichtenden  Kartellen  waren  7777 
gewerkschaftliche  Organisationen  mit 
1  506  409  Mitgliedern  vereinigt.  Gegen 
das  Vorjahr  ist  eine  Zunahme  der  Mit- 
gliederzahl um  95527  zu  verzeichnen,  die 
hauptsächlich  den  Kartellen  in  den  mitt- 
leren Städten  zu  gute  kam,  während  in 
einigen  Grossstädten  teilweise  erhebliche 
Rückgänge  der  Mitgliederziffern  eintraten, 
Von  den  Zweigyereinen  der  Zentral- 
organisationen, die  alle  den  Kartellen 
angeschlossen  sein  sollten,  stehen  in 
219  Orten  396  den  Kartellen  fern. 
Eine  ganze  Reihe  von  Kartellen  hat  sehr 
bemerkenswerte  Einrichtungen  getroffen, 
die  nicht  nur  den  angeschlossenen  Gewerk- 
schaften sondern  grossenteils  auch  der 
Allgemeinheit  zu  gute  kommen.  So 
unterhalten  33  Kartelle  Gewerkschafts- 
häuser, 94  Versammlungslokale,  48  Zen- 
tralherbcrgen.  285  Herbergen  standen 
ausserdem  unter  Kontrolle  von  Kar- 
tellen. 374  Kartelle  unterhielten  Biblio- 
theken, 56  besondere  Lesezimmer.  Zcn- 


tralarbeitsnachweise  wurden  von  8  Kar- 
tellen unterhalten,  mit  der  Referentcn- 
vermittelung  beschäftigten  sich  47  Kar- 
telle; 141  unterhielten  eine  Beschwerde- 
kommission für  Gewerbeinspektions- 
sachen, 218  eine  Bauarbeiterschutzkom- 
mission,  78  eine  Kommission  für  die 
Beseitigung  des  Kost-  und  Logiszwanges. 
Es  wurden  im  Jahre  1907  insgesamt  von 
den  Gewerkschaftskartellen  2168  allge- 
meine und  1684  berufliche  Versammlun- 
gen abgehalten.  Finanziell  sind  die  Kar- 
telle an  84  Sekretariaten  beteiligt,  38 
werden  ausschliesslich  von  ihnen  unter- 
halten; von  132  Kartellen  werden  Aus- 
kunftsstellen unterhalten.  Welch  grosse 
Summe  von  Kulturarbeit  wird  nicht  auch 
von  den  örtlichen  Gewerkschaftszentralen 
geleistet ! 

Von  129  Kartellen  wurden  statistische 
Erhebungen  über  Lohn-  und  Arbeits- 
verhältnisse, Arbeitslosigkeit  am  Orte 
usw.  veranstaltet.  In  81  Gewerkschafts- 
kartcllen  werden  zur  Erledigung  der  Ge- 
schäfte insgesamt  132  besoldete  Beamte 
beschäftigt. 

Die  Gesamteinnahmen  der  Kartelle  be- 
liefen sich  im  Berichtsjahre  auf  887087 
M.,  die  Einnahmen  aus  laufenden 
Beiträgen  auf  550206  M.,  Sammlungen 
für  Streiks  usw.  ergaben  insgesamt 
102440  M.,  die  ausserordentlichen  Ein- 
nahmen 234441  M.  Die  gesamten  Aus- 
gaben betrugen  798310  M.,  und  zwar 
wurden  verausgabt  für  Agitation  65081 
M.,  Arbeitervertrcterwahlen  29082  M., 
Statistiken  5441  M.,  Herbergen  und  Ar- 
beitsnachweise 12  615  M.,  Gewerkschafts- 
häuser und  Vcrsamml  ungssäle  72652  M., 
Arbeitersekretariate  und  Auskunftstellen, 
Bibliotheken  und  Lesehallen  213069  M., 
Streikunterstützung  115229  M.,  Verwal- 
tung usw.  134428  M.,  sonstige  Ausgaben 
150  713  M. 

In  161  Orten  mit  Kartellen  der  freien 
Gewerkschaften  bestanden  Hirsch- 
Dunckersche  Ortskartelle,  die  christ- 
lichen Gewerkschaften  verfügten  Ende 
des  Jahres  1907  über  184  Kartelle. 
X  X 
Österreich  Die  österreichische  Ge- 
werkschaftsk  0  m  mission  ver- 
öffentlichte in  der  Gewerk- 
schaft eine  Statistik  über  die  Stärke  und 
Leistungsfähigkeit  der  Gewerkschaften 
Österreichs  im  Jahre  1907,  aus  der  hier 
einiges  wiedergegeben  zu  werden  ver- 
dient. Auch  in  Österreich  machte  sich 
im  letzten  Jahre  schon  die  Wirtschafts- 
krise bemerkbar,  was  nicht  ohne  Ein- 
fluss  auf  die  Entwickelung  der  Gewerk- 
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Schäften  blieb.  Immerhin  erhöhte  sich 
die  Mitgliederzahl  der  Gewerkschaften 
um  52824  (im  Jahre  1906  125171),  so 
dass  die  Gesamtmitgliederzahl  Ende  des 
Jahres  1907  501 094  (448  270)  betrug. 
Nach  wie  vor  bestehen  49  Zentralver- 
eine, doch  ist  die  Zahl  der  Landes-  oder 
Lokalvcreme  von  89  auf  77  gesunken, 
während  die  Ortsgruppen  von  4062  auf 
5030  stiegen.  Zugenommen  haben  die 
Steinarbeiter  um  72,38  %,  die  Handlungs- 
gehilfen um  66,07  %>  die  Handschuh- 
macher um  46,14  %,  die  Zimmerer  um 
43,68  %,  die  Glasarbeiter  um  33,90  %, 
die  Kürschner  um  33.48  %,  die  Dach- 
decker um  33,02  %,  die  Zuckerbäcker  um 
29,22  %,  die  Goldarbeiter  um  27,92  %, 
die  Drechsler  um  27,91  %,  die  Tonarbei- 
ter um  25,16  %,  die  Schirmarbeiter  um 
25,02  %,  die  Tabakarbeitcr  um  21,19 
eine  Reihe  weiterer  Gewerkschaften  hat 
Mitgliederzunahmen  von  unter  20  %  zu 
verzeichnen,  dagegen  haben  13  Organi- 
sationen einen  Mitgliederabgang  von  ins- 
gesamt 5650  zu  erleiden  gehabt.  Nicht 
weniger  als  35.52  %  der  Gewerk- 
schaftsmitglieder entfallen  auf  Böhmen, 
25,07  %  auf  Wien,  dagegen  sind,  die 
Gesamtzahl  der  Arbeiterschaft  berück- 
sichtigt, die  stärksten  Positionen  der 
Gewerkschaften  in  Wien  mit  39,04  %, 
Salzburg  mit  32,69  %,  Niederösterreich 
mit  26,85  %.  Steiermark  mit  24,17  %, 
Schlesien  mit  23,60  %,  Istrien  mit 
21,04  %  und  Böhmen  mit  20,43  %  ge- 
werkschaftlich Organisierter.  Im  Durch- 
schnitt von  ganz  Österreich  kommen 
auf  100  Beschäftigte  22  organisierte  Ar- 
beiter. Am  besten  sind  auch  hier  die 
Lithographen  und  Buchdrucker  organi- 
siert, und  zwar  mit  96  respektive  93,SO% 
der  Beschäftigten;  in  weitem  Abstand 
folgen  die  Buchbinder  mit  60,  die 
Porzellanarbeiter  mit  54,72,  die  Eisen- 
bahner mit  49,69,  die  Papierarbeiter  mit 
35,76,  die  Maler  mit  33,77,  die  Brauer 
mit  33,02,  die  Lederarbeiter  mit  32,53, 
die  Bauarbeiter  mit  31,83  %  usw. 
Die  Gesamteinnahmen  der  Gewerkschaf- 
ten beliefen  sich  auf  8120763  (6982374) 
K.,  ausserdem  wurden  in  dem  Streik- 
fonds der  Gewerkschaften  3283716  K. 
eingenommen.  Aus  diesem  Fonds  wur- 
den verausgabt  1825587  (1 918900)  K., 
während  die  ordentlichen  Ausgaben  der 
Gewerkschaften  sich  auf  7 147  730 
(5609810)  K.  belaufen,  hiervon  162808 
K.  für  Reiseunterstützung,  1  147  534 
K.  für  Arbeitslosen-,  779  434  K  für 
Kranken-,  192304  K.  für  Invaliden-, 
151 033  K.  für  Stierbefall-,  408225  K. 


für  NotfaJlunterstützung,  143  129  K.  für 
Rechtsschutz,  I  016  227  K.  für  die  Fach- 
organe, 256551  K.  für  Bildungszwecke, 
766843  K  für  Agitation,  616395  für 
sachliche,  586  697  K.  für  persönliche  Ver- 
waltungskosten, 920545  K.  für  sonstige 
Ausgaben.  Der  Vermögensstand  hat  sich 
im  Jahre  1907  von  7318906  K.  auf 
8806038  K  erhöht.  So  haben  auch  die 
österreichischen  Gewerkschaften  das  Jahr 
1907  innerlich  gefestigt  beschlossen. 
X  X 
Ungarn  Auch  die  ungarländischen 

Gewerkschaften  haben  sich 
im  letzten  Jahr  recht  gün- 
stig entwickelt,  trotz  der  auch  in 
diesem  Jahre  in  alter  Stärke  gegen, 
sie  ausgeübten  behördlichen  Unter- 
drückung. Allerdings  hat  sich  die 
Mitgliederzahl  nur  wenig  vermehrt, 
und  zwar  von  129332  auf  130 120;  die 
Gewerkschaftsleitung  führt  das  auf  die 
behördlichen  Verfolgungen  zurück,  durch 
die  viele  Arbeiter  ausser  Landes  getrie- 
ben und  ein  Mangel  an  Arbeitern  über- 
haupt wie  an  gewerkschaftsorganisa- 
tionsfähigen  Arbeiterschichten  künstlich 
erzeugt  worden  sei.  Bedeutsam  ist  aber, 
dass  die  ungarländischen  Gewerkschaf- 
ten —  diese  Verhältnisse  und  die  enorme 
Zunahme  an  Mitgliedern  in  den  letzten 
Jahren  berücksichtigt  —  ihre  Mitglieder- 
zahl erhalten  und  sogar  noch  vermehren 
konnten.  Günstiger  noch  gestaltete  sich 
die  Finanzgebarung  der  Gewerkschaften- 
Sie  erzielten  eine  Gesamteinnahme  von 
1944233  (1680059)  K,  und  eine  Ge- 
samtausgabc von  1  819480  (1  330208)  K, 
hiervon  259635  für  Arbeitslosen-,  56070 
für  Reise-,  29610  für  ausserordentliche. 
103465  für  Witwen-,  Waisen-  und  In- 
validenunterstützung, 29283  für  Rechts- 
schutz, 310  143  für  Unterricht  und  Fach- 
blätter, 332418  für  Administration  und 
365062  K.  für  Agitation  und  andere 
Ausgaben.  Bemerkenswert  ist  die  stei- 
gende Ausgabe  für  Unterstützungen  so- 
wie die  Steigerung  der  Kassenbestände 
von  1246643  auf  1794658  K,  was  eben- 
falls von  der  inneren  Erstarkung  der 
ungarländischen  Gewerkschaften  Zeugnis 
ablegt. 

Es  wurden  488  (652)  Streiks  und  133 
(70)  Aussperrungen  durchgeführt  respek- 
tive abgewehrt,  an  denen  44276  (60780) 
Personen  beteiligt  waren.  Ferner  wur- 
den in  176  Fällen  friedliche  Lohnbe- 
wegungen durchgeführt,  an  denen  36801 
Arbeiter  beteiligt  waren.  75282  Arbeiter 
erreichten  eine  durchschnittliche  Lohn- 
erhöhung von  75,45  K  pro  Jahr,  19287 
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Arbeiter  eine  durchschnittliche  Arbeits- 
zeitverkürzung von  43  Minuten  pro  Tag. 
über  die  Ausgaben  für  Streiks  werden 
nirgends  Angaben  gemacht,  was  wohl 
auf  die  den  Gewerkschaften  ungünstigen 
Rechtsverhaltnisse  in  Ungarn  zurückzu- 
führen ist. 

X  X 
Kurze  Chronik  Zur  Durchführung  der  im 
Frühjahr  int  Bauge- 
werbe abgeschlossenen 
Tarife  hatte  sich  nochmals  eine  Kon- 
ferenz notwendig  gemacht,  die  vom 
30.  Juni  bis  zum  2.  Juli  in  Berlin  statt- 
fand und  wieder  unter  Vorsitz  der  3  Un- 
parteiischen Magirstratsrat  von  Schulz, 
Dr.  Wiedfeldt  und  Dr.  Prenner  tagte. 
In  nicht  weniger  denn  40  Lohngebieten, 
die  sich  auf  über  100  Orte  erstreckten, 
waren  wegen  Durchführung  der  Tarife 
Differenzen  entstanden.  Fast  sämtliche 
Streitigkeiten  wurden  durch  Schieds- 
sprüche der  Unparteiischen  entschieden, 
deren  nicht  weniger  als  46  gefällt  wur- 
den. X  Auch  für  das  Malergewerbe 
machte  sich  eine  gleiche  Konferenz  zwi- 
schen den  beteiligten  Arbeiter-  und  Un- 
ternehmerorganisationen notwendig,  die 
am  2.  Juli  ebenfalls  unter  Vorsitz  der 
oben  genannten  3  Unparteiischen  in  Ber- 
lin stattfand.  Auch  hier  wurden  die 
Zweifelsfragen  durch  Schiedssprüche  er- 
ledigt. X  Der  Bildhauerverband 
hat  im  Jahre  1907  6  Verträge  neu 
abgeschlossen  und  2  revidiert.  Er 
war  am  Jahresschluss  an  30  Verträgen 
beteiligt,  an  denen  1539  Organisations- 
angehörige interessiert  waren.  X  Der 
Maurerverband  nimmt  in  der  Zeit 
vom  27.  Juli  bis  zum  1.  August  auf  den 
Arbeitsplätzen  des  ganzen  Organisations- 
gebiets eine  Statistik  über  die  Löhne 
und  die  Arbeitszeit  auf. 

WISS€NSCRAFT 

Psychologie  /  Otto  Llpmann 

Pädagogik  Die  Pädagogik  verfolgt  2 
Ziele:  das  Kind  zu  einem 
sittlichen  Menschen  zu 
machen  und  ihm  eine  gewisse  Menge 
an  Wissensstoff  auf  seinen  Lebensweg 
mitzugeben.  Welche  sittlichen  Ideale 
dem  Kinde  einzupflanzen  sind,  darüber 
hat  die  Ethik  zu  entscheiden;  über  die 
Menge  und  die  Art  des  zu  lehrenden 
Wissensmaterials  streiten  sich  die 
Geistes-  und  Naturwissenschaften,  zur- 
zeit über  die  Frage  der  höheren  Schul- 
bildung, insbesondere  die  klassische 
Philologie  einer-,  Mathematik  und  Natur- 


wissenschaften andrerseits.  Das  Wie 
aber  sowohl  der  sittlichen  Erziehung  als 
auch  des  eigentlichen  Unterrichts  gehört 
im  wesentlichen  in  das  Gebiet  der 
Psychologie, 

Insofern  nun  auch  Ethik  und  Psycho- 
logie wiederum  allgemein  philosophisch 
begründet  werden  können,  ist  auch  die 
gesamte  Philosophie  oder  Weltanschau- 
ungslehre als  Grundlage  der  Pädagogik 
zu  betrachten.  So  etwa  ist,  wie  Ernst 
Linde  im  Vorwort  angibt,  sein  Werk 
Natur  und  Geist  als  Grundschema  der 
Welterklärung  /Leipzig,  Brandstetter/ 
entstanden  zu  denken.  Ohne  mit  den 
Ausführungen  dieses  Buches  im  einzel- 
nen rechten  zu  wollen,  ohne  insbesondere 
auch  jenes  Grundschema  hier  anzugrei- 
fen, muss  ich  doch  betonen,  dass  mir  bei 
der  Lektüre  dieses  Buches  der  Nutzen 
einer  »pädagogischen  Philosophie«,  so- 
weit sie  mehr  als  Ethik  und  Psychologie 
sein  will,  nicht  eingeleuchtet  hat.  An 
allzuvielen  Stellen  fragt  man  sich  ver- 
geblich, weshalb  denn  dies  oder  jenes 
noch  zum  »Unterbau  einer  Pädagogik« 
gehören  soll.  Die  Beziehung  der  Päda- 
gogik zur  Philosophie  bleibt  eine  in- 
direkte: direkt  hat  sie  es  mit  Ethik  und 
Psychologie  zu  tun,  von  denen  freilich 
speziell  die  erstere  irgendwie  philo- 
sophisch begründet  sein  soll. 
Es  ist  nicht  meine  Aufgabe  auf  die  Be- 
ziehung der  Ethik  zur  Pädagogik  hier 
näher  einzugehen,  nur  kurz  will  ich  auf 
ein  Buch  hinweisen,  das  über  Ziele  und 
Technik  der  sittlichen  Erziehung  Treff- 
liches enthält,  Fr.  W.  Foersters 
Jugendlehre  /Berlin,  Reimer/. 
Etwas  ausführlicher  sei  noch  auf  die 
Beziehungen  der  Psychologie  zur  Päda- 
gogik hingewiesen.  Die  Kindespsycho- 
logie lehrt  den  Pädagogen  zunächst  das 
Material  kennen,  mit  dem  er  zu  arbeiten, 
auf  das  er  einzuwirken  hat.  Sie  zeigt 
ihm,  was  für  Interessen  das  Kind  in 
einem  bestimmten  Lebensalter  hat, 
welche  Klassen  von  Begriffen  es  zu  kon- 
zipieren im  stände  ist  usw.  Eine  zweite 
Aufgabe,  insbesondere  der  experimentel- 
len Psychologie,  ist  es  'sodann  zu  zeigen, 
welche  Anforderungen  der  Pädagoge  an 
das  Kind  hinsichtlich  seiner  Leistungs- 
fähigkeit stellen  kann,  unter  welchen  Be- 
dingungen das  Gedächtnis  am  besten 
funktioniert  und  dergleichen.  Endlich 
untersucht  die  (im  wesentlichen  experi- 
mentalpsychologisch  fundierte)  Di- 
daktik die  einzelnen  Unterrichtsmethoden 
der  verschiedenen  Fächer  auf  ihren  Wert 
und  ihre  Brauchbarkeit.    All  diese  Be- 
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Ziehungen  der  Psychologie  zur  Päda- 
gogik sucht  ein  im  vorigen  Jahre  er- 
schienenes Buch  E.  Mcumanns  Vor- 
lesungen zur  Einführung  in  die  experi- 
mentelle Pädagogik  und  ihre  psycho- 
logischen Grundlagen  /Leipzig,  Engel- 
mann/ zusammenzufassen,  und,  wie  ich 
hier  gleich  betonen  möchte,  in  einer  zur- 
zeit unerreichten  Güte,  allerdings  unter 
einer  oft  nicht  genügend  kritischen  Be- 
nutzung der  vorliegenden  Literatur.  Das 
Buch  umfasst,  wie  schon  der  Titel  sagt, 
nicht  die  gesamte  Pädagogik,  sondern  es 
soll  nur  eine  Einführung  in  die  empi- 
risch-pädagogische Forschung  sein,  und 
diese  lehnt  sich  naturgemäss  durchaus 
an  die  experimentalpsychologische  Me- 
thodik an.  Die  experimentelle  Pädagogik 
setzt  sich  das  Ziel  den  einzelnen  Er- 
zieher zu  befähigen  sich  jederzeit  über 
die  Begründung  seiner  pädagogischen 
Massnahmen  klar  zu  sein.  Es  sind  3 
Gebiete,  die  erst  wissenschaftlich  er- 
forscht werden  müssen,  bevor  man  an  die 
Ableitung  von  Erziehungs  normen 
denken  kann:  das  Kind,  die  Tätigkeit 
des  Lehrers  und  ihre  Wirkungen  auf  das 
Schulkind,  die  Angemessenheit  der 
Unterrichtsmittel,  der  Schulorganisation 
usw.  Aber  auch  die  Probleme  der  bei- 
den letzten  Kategorieen  sucht  die  experi- 
mentelle Pädagogik  vom  Kinde  aus  zu 
entscheiden.  Es  sind  also  nach  Meu- 
mann  die  folgenden  7  Problem- 
gruppcn,  die  die  experimentelle  Pä- 
dagogik behandelt:  I.  die  Erforschung 
der  geistigen  und  körperlichen  Entwicke- 
lung  des  Kindes  während  der  Schulzeit, 
2.  die  Erforschung  der  Entwickelung  be- 
sonderer geistiger  Fähigkeiten  der  Kin- 
der, 3.  das  Studium  der  kindlichen  Indi- 
vidualitäten, 4.  die  Untersuchung  der 
individuellen  Begabungsunterschiede  der 
Kinder,  5.  die  Untersuchung  des  Verhal- 
tens des  Kindes  bei  seiner  Schularbeit, 
6.  die  Untersuchung  der  Arbeit  des  Kin- 
des in  den  einzelnen  Schulfächern,  7.  die 
Untersuchung  der  Tätigkeit  des  Lehrers. 
Von  dem  ausserordentlich  reichhaltigen 
Inhalt  des  Meumannschen  Buches  kann 
hier  natürlich  nur  einiges  Wenige  kurz 
wiedergegeben  werden:  ich  greife  einige 
Punkte  heraus,  die  mir  besonders  inter- 
essant und  wichtig  erscheinen:  Durch 
anthropometrische  Untersuchungen  wurde 
nachgewiesen,  dass  die  soziale  Stellung 
der  Eltern,  das  heisst  ihre  Wohlhaben- 
heit, ihr  Stand,  ihre  Möglichkeit  die 
Kinder  zu  ernähren  und  zu  pflegen,  von 
grösstem  Einfluss  auf  die  körperliche 
und   damit  auch   auf  die  intellektuelle 


Entwickelung  des  Kindes  sei.  Die  ge- 
gebenen Lernstoffe  müssen  im  Schul- 
unterricht mehr  als  bisher  zu  for- 
maler Übung  des  Gedächnisses  aus- 
genützt werden.  Es  ist  höchst  unzweck- 
mässig, dass  der  Volksschulunterricht 
vor  Vollendung  des  für  die  geistige  Ent- 
wicklung ganz  besonders  wichtigen 
15.  Lebensjahres  abbricht.  Die  Mög- 
lichkeit und  auch  der  Wert  eines  ethi- 
schen oder  Moralunterrichts  werden  in 
Deutschland  —  im  Gegensatz  zu 
Amerika,  England  und  Frankreich  — 
noch  zu  wenig  beachtet.  Der  Religions- 
unterricht ist  viel  zu  sehr  mit  reinem 
Gedächnisstoff  überlastet,  als  dass  er 
diese  Aufgabe  erfüllen  könnte.  Die 
Idealgestalten  des  Kindes  sind  ausser- 
ordentlich viel  öfter  der  Geschichte  ent- 
nommen als  biblischen  Erzählungen. 
Meutnann  verspricht  sich  grossen  Erfolg 
von  formaler  Übung  des  Gedächtnisses 
und  der  Aufmerksamkeit.  Dabei  wären 
die  einzelnen  Schüler  insofern  individuell 
zu  behandeln  als  man  danach  trachten 
müsste  typische  Mängel,  das  heisst 
solche,  die  durch  den  Gedächtnis-  und 
Aufmerksamkeitstypus,  dem  der  betref- 
fende Schüler  angehört,  bedingt  sind, 
durch  besondere  Übungsmassnahmen  zu 
beseitigen.  Die  experimentelle  Päda- 
gogik ist  auf  dem  Wege  es  zu  ermög- 
lichen, dass  kein  Kind,  das  überhaupt 
noch  zu  den  normal  Begabten  und  nicht 
zu  den  Geistesschwachen  gehört,  hinter 
den  Schulzielen  zurückbleibt  und 
durch  die  Schularbeit  auch  nur  vor- 
übergehend überanstrengt  oder  ge- 
schädigt wird.  Das  Ziel  ist  also  nicht 
durch  Drill  sondern  durch  Eingehen  auf 
die  jeweilige  individuelle  Eigenart  und  Be- 
gabung, deren  Kenntnis  eben  die  experi- 
mentelle Pädagogik  erstrebt,  zu  er- 
reichen. 

Die  letzten  6  Vorlesungen  sind  der 
experimentellen  Didaktik  gewidmet.  Ihre 
Probleme  sind  die  Methodik  des  Unter- 
richtens und  der  Lehrpläne.  Es  werden 
also,  im  Anschluss  an  eine  historische 
Darstellung  der  seither  über  das  be- 
treffende Unterrichtsfach  geäusserten 
Meinungen  und  der  versuchten  Metho- 
den, Experimente  und  deren  Resultate 
dargestellt  bezüglich  des  Anschauungs- 
unterrichts, des  Lesens,  Schreibens, 
Rechnens,  Zeichnens.  Die  letzte  Vor- 
lesung gewährt  Ausblicke  auf  die  Mög- 
lichkeit einer  experimentellen  Begrün- 
dung des  Unterrichts  in  Sprachen  und 
Realien. 

X  X 
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Karze  Chronik  An  der  Akademie  für  So- 
cial- und  Handelswissen- 
schaften in  Frankfurt  a.  M. 
habilitierte  «ich  Dr.  med.  et  phil.  Otto 
Schultze,  Assistent  am  Seminar  für  Pä- 
dagogik und  Philosophie  und  am  psycho- 
logischen Institut  X  Vom  25.  bis  zum 
29.  September  wird  in  London  der  1. 
internationale  Kongress  für  Moral- 
pädagogik tagen.  Dem  Programm 
zufolge  sollen  folgende  Themata  behan- 
delt werden:  1.  Biologische  Faktoren  in 
der  sittlichen  Erziehung.  2.  Erziehungs- 
methoden. 3.  Mittelbarer  und  unmittel- 
barer Moralunterricht.  4.  Einfluss  der 
Schulorganisation  auf  die  Charakter- 
bildung. 5.  Grenzfragen.  6.  Allgemeine 
Übersicht.  7.  Berichte  über  den  Stand 
der  sittlichen  Erziehung  in  verschiedenen 
Ländern.  8.  Musterlektionen  in  mora- 
lischer Unterweisung  in  verschiedenen 
Sprachen. 

X  X 
Literatur  Das  weitaus  beste  Werk 
über  Kindersprachc,  wohl 
überhaupt  eines  der  gründ- 
lichsten und  wertvollsten  der  ganzen 
kindespsychologischen  Literatur  ist  Die 
Kindersprache  von  Clara  und  Wil- 
liam Stern  /Leipzig,  Barth/.  Es 
werden  da  in  erster  Linie  die  eigenen 
Beobachtungen  der  Verfasser  an  ihren 
Kindern,  dann  aber  auch  die  ganze  vor- 
liegende Literatur  aufs  eingehendste  be- 
rücksichtigt. X  Eine  sehr  *  hübsche, 
systematisch  geordnete  Zusammenstel- 
lung von  kindespsychologischen  Beob- 
achtungen und  Bemerkungen  aus  der 
Literatur,  insbesondere  der  belletristi- 
schen, aus  Autobiographieen  usw.  geben 
S.  Bäumer  und  L  Droeschcr 
Von  der  Kindesseele,  Beiträge  zur  Kin- 
despsychologie aus  Dichtung  und  Bio- 
graphie /Leipzig,  Voigtländer/.  X  Von 
neueren  Schriften  zur  Kindespsychologic 
erwähne  ich  ferner  die  deutsche  Uber- 
setzung von  Fr.  Queyrats  Denken 
beim  Kinde  und  seine  Pflege  /Leipzig, 
Wunderlich/. 

Rechtswissenschaft     Otto  Lang 

Zivüprozes»-  im  Mittelpunkt  der  fach- 
reform  wissenschaftlichen  Dis- 

kussiqn  steht  zurzeit  neben 
der  Strafrechtsreform  die  Revision  des 
Zivilprozesses.  Eine  kritische  Würdi- 
gung des  der  Öffentlichkeit  unterbreite- 
ten Entwurfs  ist  im  Rahmen  dieser 
Rundschau  nicht  möglich;  deshalb  kann 
es  sich  hier  nur  um  die  Hervorhebung 


der  wichtigeren  Abänderungsvorschläge 
handeln.  Die  Hauptneuerung  ist  die 
Ausdehnung  der  sachlichen  Zuständig- 
keit der  Amtsgerichte,  die  sich  jetzt  nur 
mit  Streitobjekten  bis  zu  300  M.  befassen, 
auf  Streitwerte  bis  zu  800  M.  Während 
also  nach  geltendem  Recht  Prozesse  mit 
einem  300  M.  übersteigenden  Streitwert 
vor  das  aus  einem  Kollegium  von 
3  Richtern  bestehende  Landgericht  ge- 
hören, hätte  künftig  der  Amtsrichter  als 
Einzel  richter  über  Ansprüche  bis  zu 
800  M.  zu  entscheiden.  Die  Berufung 
soll  bei  Streitwerten  von  weniger  als 
50  M.  ausgeschlossen  werden.  Auf  eine 
Beschleunigung  und  Verbilligung  will  der 
Entwurf  dadurch  hinwirken,  dass  er  den 
Anwaltszwa n-g  vor  den  Amtsge- 
richten beseitigt,  so  dass  jede  Partei  ihre 
Sache  selbst  vor  Gericht  führen  kann. 
Dafür  wird  dem  Richter  die  Pflicht  auf- 
erlegt das  Sach-  und  Streitverhältnis  mit 
den  Parteien  zu  erörtern;  ferner  wird 
ihm  das  Recht  eingeräumt  schon  vor  der 
mündlichen  Verhandlung  die  zur  Auf- 
klärung des  Sachverhalts  nötigen  Anord- 
nungen zu  treffen,  so  dass  tschon  in  der 
ersten  Verhandlung  die  Beiweisaufnahme 
vor  sich  gehen  und  der  Prozess  in  einem 
Termin  erledigt  werden  kann.  Im  Zu- 
sammenhang mit  der  Beseitigung  des  An- 
waltszwanges steht  der  Ersatz  des  so- 
genannten Parteienbetriebes  durch  den 
Amtsbetrieb:  die  Zustellung  der  Vor- 
ladungen soll  nicht  mehr  durch  die  Par- 
teien oder  deren  Anwälte  sondern  durch 
das  Gericht  erfolgen. 
Die  Tragweite  dieser  Vorschläge  ist  nicht 
gering.  Sie  lässt  sich  an  folgenden  Zah- 
len ermessen:  Im  Jahre  1905  haben  die 
Amtsgerichte  —  abgesehen  von  den  so- 
genannten Mahnsachen  —  2  117  612  Pro- 
zesse erledigt,  die  Landgerichte  deren 
313  7&7-  Wird  die  sachliche  Kompetenz 
der  ersteren  auf  Streitwerte  bis  800  M.  aus- 
gedehnt, so  wird  etwa  die  Hälfte  der  jetzt 
vor  den  Landgerichten  erledigten  Pro- 
zesse den  Amtsgerichten  zugeteilt.  Die 
geplanten  Neuerungen  haben  Bedeutung 
nicht  nur  für  die  Prozessparteien  son- 
dern auch  für  die  Rechtsanwälte,  die  sich 
namentlich  durch  die  Beseitigung  des  An- 
waltszwanges in  ihrer  beruflichen  Stel- 
lung bedroht  fühlen,  zumal  die  Über- 
füllung in  diesem  Berufszweig  ohnehin 
immer  fühlbarer  wird.  Diese  Inter- 
essenkollision hat  jetzt  schon  gezeigt, 
dass  sie  die  unbefangene  Würdigung  des 
Entwurfs,  der  eine  Reihe  von  Fort- 
schritten anbahnt,  gefährdet. 
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Vereinte esetz  Das  Reichsvereinsgesetz  ist 
am  15.  Mai  in  Kraft  ge- 
treten. Dadurch  ist  im  we- 
sentlichen folgender  Zustand  geschaffen 
worden:  Das  Recht  Vereine  zu  bilden 
und  sich  zu  versammeln  steht  allen 
Reichsangehörigen  zu,  die  das  18.  Le- 
bensjahr vollendet  haben,  also  Männern 
wie  Frauen.  Politische  Vereine  sind  ge- 
halten das  Verzeichnis  der  Vorstands- 
mitglieder »sowie  ihre  Statuten  der  zu- 
ständigen Polizeibehörde  einzureichen. 
Ausgenommen  von  dieser  Bestimmung 
sind  Vereinigungen,  die  sich  nur  zum 
Zweck  der  Vorbereitung  von  öffentlichen 
Wahlen  bilden,  und  zwar  vom  Tage  der 
Festsetzung  des  Wahltages  bis  zur  Be- 
endigung der  Wahl,  öffentliche  politi- 
sche Versammlungen  müssen  24  Stunden 
vor  ihrem  Beginn  der  Polizeibehörde  an- 
gezeigt werden.  Von  der  Anzeigepflicht 
sind  ausgenommen:  Versammlungen,  die 
öffentlich  bekannt  gemacht  werden,  Wäh- 
lervcrsammlungen,  Versammlungen  von 
Unternehmern  oder  von  gewerblichen 
Arbeitern,  in  denen  über  Lohn-  und 
Arbeitsbedingungen  und  über  die  Mittel 
auf  diese  einzuwirken  (Streik  und  Sperre 
usw.)  verhandelt  wird,  öffentliche  Ver- 
sammlungen bedürfen  der  polizeilichen 
Genehmigung,  die  nur  verweigert  werden 
soll,  wenn  Gefahr  für  die  öffentliche 
Sicherheit  zu  befürchten  ist.  Für  alle 
öffentlichen  Versammlungen,  auch  die 
unpolitischen,  ist  die  deutsche 
Sprache  vorgeschrieben.  Ausgenommen 
davon  sind  internationale  Kongresse  und, 
für  die  Dauer  der  Wahlzeit,  die  Wähler- 
versammlungen. Ausserdem  ist  in  den 
Landesteilen,  in  denen  mehr  als  60  %  der 
alteingesessenen  Bevölkerung  (zugewan- 
derte Arbeiter  also  nicht  mitgerechnet), 
eine  nicht  deutsche  Sprache  spricht,  der 
»Mitgebrauch«  dieser  fremden  Sprache 
zulässig.  Diese  Vergünstigung  erstreckt 
sich  aber  nur  auf  die  nächsten  20  Jahre. 
Eine  kritische  Besprechung  hat  das  Ver- 
einsgesetz hier  bereits  gefunden  (  vergl. 
Wolfgang  Heine  Die  Bedeutung  des 
Reichsvereinsgesetzes  in  den  Sozialisti- 
schen Monatsheften,  1908,  1.  Band,  pag. 
533  ff.).  Das  Urteil  kann  natürlich  ver- 
schieden lauten,  je  nach  dem  Massstab, 
den  man  anlegt.  Im  Vergleich  mit  den 
durch  das  Reichsgesetz  ausser  Kraft  ge- 
setzten Partikularrechten  bringt  es  in  der 
einen  und  anderen  Richtung  einen  kleinen 
Fortschritt.  Tritt  man  aber  ohne  an- 
dere Voraussetzungen  als  diejenigen,  die 
sich  aus  einer  vernünftigen  Beurteilung 
des  Verhältnisses  zwischen  Staat,  Bürger 


und  politischer  Partei  ergeben,  an  das 
Gesetz  heran,  so  macht  es  mit  seiner  Be- 
vormundung, seiner  überheblichen  Regle- 
mentiererie,  mit  seinem  engherzigen 
Misstrauen  einen  kleinlichen  und  pein- 
lichen Eindruck. 

X  X 
Handlung.:-  \n  Österreich  gilt  bis 
nllfenrecht      zur  Stun(k  noch  ^  Mgc. 

meine  deutsche  Handels- 
gesetzbuch vom  Jahre  1862,  das  in 
Deutschland  am  1.  Januar  1000  durch 
das  in  sozialpolitischer  Hinsicht  eine 
Reihe  von  Verbesserungen  enthaltende 
neue  H.  G.  B.  ersetzt  wurde.  Die  öster- 
reichische Regierung  hat  nun  einen  Ge- 
setzentwurf vorgelegt,  durch  den  der 
Dienstvertrag  der  Handlungsgehilfen  eine 
zeitgemässere  Regelung  erhalten  soll.  In 
einigen  Punkten  geht  der  Entwurf  über 
das  in  Deutschland  geltende  Recht 
hinaus.  Dahin  gehören  namentlich  fol- 
gende Bestimmungen:  Im  Fall  unbe- 
rechtigter Entlassung  räumt  der  Ent- 
wurf dem  Gf.hilfen  nicht  nur  einen 
Schadenersatzanspruch  ein  sondern  den 
Anspruch  auf  Fortbezug  des  Gehaltes 
bis  zum  Zeitpunkt,  in  dem  bei  Beobach- 
tung der  Kündigungsfrist  das  Anstel- 
lungsverhältnis sein  Ende  gefunden  hätte. 
Wenn  der  Handlungsgehilfe  durch  Mili- 
tärdienst während  höchstens  8  Wochen 
an  der  Leistung  seiner  Dienste  abgehal- 
ten wird,  soll  er  das  Gehalt  für  4  Wochen 
beanspruchen  dürfen.  In  sehr  verständi- 
gem Sinn  ist  die  Frage  der  Konkurrenz- 
klausel  gelöst:  Der  österreichische  Ent- 
wurf will  ihr  nur  Gültigkeit  für  I  Jahr 
einräumen  (gegenüber  3  Jahren  im  deut- 
schen Recht)  und  sie  zudem  nur  schützen, 
wenn  das  Gehalt  des  Dienstpflichtigen 
wenigstens  3000  K.  betrug.  Guten 
Willen  verrät  auch  die  Bestimmung, 
dass  nach  6  monatlicher  Vertragsdauer 
dem  Handlungsgehilfen  ein  jährlicher 
Urlaub  von  10  Tagen  eingeräumt  werden 
soll,  natürlich  unter  Fortbezug  seines  Ge- 
haltes. 

X  X 
Jugendliche  in  fcn  Jahren  1889  bis  1802 
hat  die  Kriminalität  der 
Jugendlichen,  das  heisst  der 
Personen  im  Alter  von  12  bis  18  Jahren, 
eine  auffallende  und  beängstigende  Zu- 
nahme erfahren.  Während  im  voraufge- 
gangenen Jahrfünft  auf  je  100000  Ju- 
gendliche durchschnittlich  $66  Bestra- 
fungen entfallen  waren,  stieg  diese  Ver- 
hältniszahl im  Jahre  1889  auf  614,  im 
Jahre  1890  auf  663,  im  Jahre  1891  auf 
671  und  im  Jahre  1892  sogar  auf  729. 
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Seither  ist  diese  Zahl  noch  einigemal 
überschritten  worden ;  im  ganzen  aber  ist 
seit  1892  doch  eher  ein  Rückgang  der 
Kriminalität  der  Jugendlichen  zu  kon- 
statieren. Im  Durchschnitt  der  Jahre 
1893  bis  1905  (dem  letzten  Volkszäh- 
lungsjahr) kamen  auf  je  100  000  Jugend- 
liche noch  722  Verurteilungen.  Die 
Volkszählung  ergab  nämlich  für  das  Jahr 
1905  7030267  jugendliche  Personen, 
von  denen  51  498  wegen  Verbrechen  oder 
Vergehen  bestraft  worden  sind:  absolut 
genommen  eine  sehr  grosse  Zahl,  die  für 
sich  allein  schon  die  Notwendigkeit  be- 
gründet Strafrecht  und  Strafvollzug  im 
Hinblick  auf  die  Verhältnisse  und  Be- 
dürfnisse der  Jugendlichen  zu  refor- 
mieren. 

X  X 
Neben  der  Frage,  ob  das 
Schwurgericht  beibehalten 
oder  abgeschafft  —  etwa 
durch  das  Schöffengericht  ersetzt  — 
werden  soll,  ist  die  andere  Frage  disku- 
tiert worden:  ob  die  dem  Schwurgericht 
anhängenden  Mängel  nicht  durch  eine 
Reform  gehoben  werden  könnten.  Den 
mannigfachen  Vorschlägen  und  Ver- 
suchen reiht  sich  eine  originelle  Anre- 
gung des  französischen  Justizministers 
Briand  an.  Er  will  nicht,  wie  schon  ver- 
langt worden  ist,  den  Vorsitzenden  des 
Schwurgerichts  oder  den  Gerichtshof  an 
den  Beratungen  der  Jury  teilnehmen 
lassen  —  was  mit  dem  Grundgedanken 
des  Schwurgerichtes  unverträglich  ist 
und  dessen  Verfälschung  bedeutet  —  son- 
dern umgekehrt  die  Geschworenen  zur 
Beratung  des  Gerichtshofes  über  die 
Strafe  zuziehen.  Bei  einem  solchen  Ver- 
fahren kämen,  wohl  in  vielen  Fällen  zum 
Vorteil  des  Angeklagten,  die  Erwägun- 
gen, von  denen  die  Geschworenen  bei  Be- 
antwortung der  Schuldfrage  sich  haben 
leiten  lassen,  auch  bei  der  Strafabmessung 
zur  Geltung,  während  es  jetzt  möglich  ist 
und  gewiss  nicht  selten  vorkommt,  dass 
der  Gerichtshof  bei  Festsetzung  der 
Strafe  von  einer  Beurteilung  ausgeht, 
der  die  Geschworenen  entschieden  wider- 
sprechen würden. 

X  X 
Tarifvertrag  Zurzeit  sind  in  Deutsch- 
land etwa  5000  Tarifver- 
träge in  Kraft.  Die  Zahl 
der  daran  beteiligten  Arbeiter  soll  sich 
auf  mehr  als  eine  Million  belaufen.  Es 
ist  bezeichnend,  dass  der  Tarifvertrag 
trotz  seines  weiten  Geltungsgebietes  und 
seiner  Bedeutung  für  die  wirtschaftliche 
Lage  der  Arbeiter  von  der  Gesetzgebung 


bisher  ignoriert  worden  ist  Bezeichnend, 
aber  gewiss  nicht  bedauerlich.  Der 
kollektive  Arbeitsvertrag  ist  durch  die 
Bedürfnisse  des  praktischen  Lebens  ge- 
schaffen worden,  die  sich  freilich  in  ver- 
schiedener Weise  durchsetzten,  je  nach 
den  Machtverhältnisen  der  beteiligten 
Parteien.  Die  Gefahren,  mit  denen  die 
gesetzliche  Regelung  derartiger  Verhält- 
nisse verbunden  ist,  erscheinen  dann  we- 
niger gross,  wenn  der  Gesetzgeber  schon 
eine  Praxis  vorfindet,  und  die  Erfahrung 
ihm  die  Wege  weist.  Hat  so  der  Staat 
bis  jetzt  abseits  gestanden,  so  hat  da- 
gegen die  Wissenschaft  sich  um  so  ein- 
gehender mit  dem  Tarifvertrag  beschäf- 
tigt und  seiner  gesetzlichen  Regelung 
vorgearbeitet.  Den  verschiedenen  wissen- 
schaftlichen Bearbeitungen,  die  in  Dr. 
Fanny  Imles  Gewerblichen  Friedens- 
dokumenten ein  gutes  Illustrations- 
material erhielten,  reiht  sich  ein  neues 
Werk  des  Marburger  Privatdozenten  Dr. 
H.  K  ö  p  p  e  an,  der  den  Arbeitstarifver- 
trag als  Problem  der  Gesetzgebung 
/Jena,  Gustav  Fischer/  untersucht.  Köppe 
bringt  im  1.  Teil  seines  Werkes  Cha- 
rakter, Geltungsbereich,  Rechtswirkun- 
gen und  die  Geschichte  des  Arbeitstarif- 
vertrags zur  Darstellung,  um  im  ?., 
Die  Lösung  des  Problems  überschriebe- 
nen  Teil  die  Grundgedanken  eines  künfti- 
gen Gesetzes  zu  entwickeln.  In  dem 
Kapitel  über  das  Anwendungsgebiet  des 
Tarifvertrages  beschäftigt  ihn  nament- 
lich der  Nachweis,  dass  auch  die  Arbeits- 
verhältnisse der  Grossindustrie  sich  sehr 
wohl  durch  kollektive  Arbeitsverträge 
regeln  lassen,  und  dass  der  Widerstand, 
den  der  Zentralverband  deutscher  Indu- 
strieller bisher  geleistet  hat,  der  sach- 
lichen Begründung  entbehrt.  Die  beiden 
letzten  Kapitel  handeln  von  den  Grund- 
zügen und  den  Einzelheiten  der  gesetz- 
lichen Regelung. 

Der  Verfasser  schätzt  die  sozialpolitische 
Bedeutung  des  Tarifvertrags  sehr  hoch 
ein.  Wenn  es  gelinge  sein  Anwendungs- 
gebiet durch  die  privatrechtliche  Ausge- 
staltung zu  erweitern,  so  sei  der  Prozess 
Sosialreform  kontra  Sozialismus  zu 
gunsten  der  ersteren  entschieden,  und  der 
Gegensatz  zwischen  Kapital  und  Arbeit 
so  sehr  abgeschwächt,  dass  er  für  das  ge- 
sellschaftliche Leben  keine  grössere  Be- 
deutung mehr  besitze  als  zahlreiche  an- 
dere Gegensätze,  die  dem  Kapitalismus 
ungefährlich  sind.  Der  befremdliche 
Mangel  an  Judizium,  der  sich  in  einer 
solchen  Äusserung  verrät,  ist  geeignet 
gegen  den  Verfasser  und  sein  Werk  star- 
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kes  Misstrauen  zu  erwecken.  Es  sei  des- 
halb bemerkt,  dass  die  juristischen  Par- 
ticen  des  Werkes  einen  ernsteren  Mass- 
stab ertragen. 

X  X 
Kurze  Chronik  £>er  starke  Zudrang  zum 

juristischen  Stu- 
dium hält  immer  noch  an. 
In  den  letzten  10  Jahren  ist  die  Zahl  der 
Rechtsanwälte  im  Deutschen  Reich  von 
6166  auf  8608  angewachsen.  Im  Jahre 
1897  entfielen  auf  einen  Rechtsanwalt 
8479  Einwohner,  im  Jahre  1907  nur  noch 
6548.  In  Preussen  stieg  die  Zahl  der 
Referendare  von  4547  im  Jahre  1900  auf 
7160  im  Jahre  1907,  also  m  7  Jahren  eine 
Vermehrung  um  57  %.  X  Am  1.  Januar 
hat  in  Frankfurt  a.  M.  das  erste  deutsche 
Jugendgericht  seine  Tätigkeit  be- 
gonnen. Seither  ist  Berlin  mit  einem 
solchen  nachgefolgt.  X  Vor  dem  öster- 
reichischen Abgeordnetenhaus  liegt 
ein  Entwurf  über  die  strafrechtliche  Be- 
handlung und  den  strafrechtlichen  Schutz 
Jugendlicher.  Die  deutsche  Regierung 
scheint  mit  der  gesetzlichen  Behandlung 
dieser  bedeutsamen  Frage  bis  zur  Revi- 
sion des  Strafprozesses  warten  zu  wollen. 
X  Dem  sächsischen  Landtage  ist 
der  Entwurf  eines  Fürsorgeerziehungs- 
gesetzes vorgelegt  worden.  Es  schliesst 
sich  im  wesentlichen  dem  preussischen 
Vorbilde  an.  X  Das  schweizerische 
Zivilgesetzbuch  ist  am  10.  Dezember  1907 
von  den  eidgenössischen  Räten  angenom- 
men worden;  es  wird  am  I.  Januar  1912 
in  Kraft  treten.  Der  Bundesrat  hat  es  in 
800000  Exemplaren  drucken  und  jedem 
Stimmberechtigten  ein  solches  zustellen 
lassen.  X  Uber  die  Rechtsprechung  der 
Gewerbegerichte  im  Jahre  1005 
teilt  das  Statistische  Jahrbuch  einige 
Zahlen  mit.  Danach  amtierten  im  ge- 
nannten Jahre  406  Gewerbegerichte.  Die 
Zahl  der  eingegangenen  Klagen  belief 
sich  auf  1 10  604.  In  102624  Fällen  traten 
Arbeiter  als  Kläger  auf,  in  7980  Fällen 
Arbeitgeber.  48066  Klagen  wurden 
durch  Vergleich,  2775  durch  Rücknahme, 
1818  durch  Anerkennung  und  29000 
durch  Urteil  erledigt. 
X  X 
Literatur  £jne  gUj  orientierende 
Studie  über  Kartelle  und 
Trusts,  ihre  Stellung  im 
Wirtschafts-  und  Rechtssystem  der  wich- 
tigsten Kulturstaaten  haben  E.  Baum- 
garten und  A.  Meszleny  veröffent- 
licht /Berlin,  Liebmann/.  In  der  Haupt- 
sache beschreibend  und  referierend  neh- 
men die  Verfasser  den  Standpunkt  ein, 


dass  der  Staat  dem  Trust-  und  Kartell- 
vertrag die  privatrechtliche  Anerkennung 
nicht  versagen  darf.  Dagegen  soll 
Massregeln  treffen  zum  Schutz  der 
sumenten  vor  Ausbeutung,  beispielsweise 
durch  starke,  progressive  Besteuerung  der 
durch  die  Kartellierung  erzielten  Gewinne 
unter  gleichzeitiger  Entlastung  der  klei- 
nen Einkommen.  Um  die  Abwälzung 
der  Steuer  auf  den  Konsumenten  zu  ver- 
hüten, müsse  der  Staat  sich  an  der  Pro- 
duktion mit  eigenen  Unternehmungen  be- 
teiligen und  durch  seine  Konkurrenz  auf 
die  Preise  drücken.  Wo  das  nicht  an- 
geht, wird  empfohlen  die  nicht  kartel- 
lierte Industrie  bei  Vergebung  von  Be- 
stellungen, durch  Zollherabsetzungen  usw. 
zu  fördern  und  konkurrenzfähig  zu  er- 
halten. X  Dr.  Julius  Friedrich  er- 
örtert in  einer  kleinen  Schrift  Die 
Trennung  von  Staat  und  Kirche  in 
Frankreich  /Giessen,  Töpelmann/  und 
schildert  den  dadurch  herbeigeführten  Zu- 
stand. Dass  das  Bild,  das  der  Leser 
erhält,  nicht  gerade  plastisch  wirkt, 
hängt  wohl  nicht  nur  mit  der  Art  der 
Darstellung  sondern  auch  mit  den  nicht 
eben  einfachen  Verhältnissen  zusammen, 
die  der  Verfasser  beschreibt.  X  Pro- 
fessor Dr.  Josef  Kohler,  der  durch  seine 
Rührigkeit  immer  von  neuem  verblüfft, 
gibt  gemeinsam  mit  Dr.  Berolzheimer 
eine  neue  Zeitschrift  heraus:  Archiv 
fürRcchts-  und  Wirtschafts- 
philosophie, das  unter  den  Rubri- 
ken Rechtsphilosophie,  Wirtschaftsphilo- 
sophie, Sozialphilosophie,  Gesetzgebungs- 
fragen, Zur  Psychologie  des  Rechts  der 
Kultur-  und  Naturvölker  seinen  weit- 
schichtigen Stoff  behandelt.  X  Ein  fast 
unentbehrliches  und  jedenfalls  sehr  nütz- 
liches Nachschlagewerk  ist  Stoepels 
Preussisch -deutscher  Ge- 
setzeskodex /Frankfurt  a.  O.,  Tro- 
witzsch/,  von  dem  jetzt  in  4.  Auflage 
6  stattliche  Bände  vorliegen,  und  der  ein 
Gesamtbild  des  gegenwärtigen  deutschen 
Rechts  gibt.  Die  beiden  letzterschienenen 
Bände  umfassen  die  Jahre  1898  bis  1905. 
ein  ausführlichtes  Gesamtregister  über 
die  Jahre  1806  bis  1907  wird  später  fol- 
gen. Die  Anordnung  ist  chronologisch, 
die  Methode  macht  sie  übersichtlich. 

KUNST 

Dichtkunst  /  May  Hochdorf 

Lyrik  Als  Gottfried  August  Bür- 

ger im  Jahre   1779  seine 
lyrischen     Gedichte  sam- 
melte, da  schrieb  er  ihnen  eine  Vorrede 
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von  weittragender  Bedeutung.  Er  warnte 
in  diesem  Prolog  alle  kleinen  und  schwa- 
chen Poeten,  dass  sie  sich  in  seine  Are 
verguckten,  dass  sie  -seine  Art  nach- 
ahmten, in  seiner  Tonart,  nach  seinem 
Hurre,  Hurre,  nach  seiner  Weichheit 
weitersängen.  Er  wusste,  wie  leicht  die 
winzigen  Poetenherzen  verführt  werden, 
aber  er  hasste  die  Epigonen  und  die 
ewigen  Nachfolger,  die  sich  -so  gern 
und  bequem  an  einen  verführerischen 
Meister  schmiegen  und  halten,  aber  von 
dessen  Ursprünglichkeit  nur  recht 
matte  Fünklein  besitzen.  Indes,  solche 
nachdenkliche  Kritik  konnte  nicht  hin- 
dern, dass  der  Bürgerschen  Epigonen  die 
Hunderte  erstanden.  Heute  ist  dies 
ebenso.  Wo  ein  Temperament  von  Selb- 
ständigkeit erscheint,  da  bilden  sich  die 
winzigen  Begabungen  an  ihm.  Im  Drama 
und  im  Roman  lässt  sich  derartige  Ab- 
hängigkeit noch  manchmal  verbergen. 
Aber  dort,  wo  der  Poet  von  seinem 
Reinsten  und  Echtesten  zeugen  soll,  im 
Lyrischen,  wird  bald  offenbar,  ob  eine 
wahre  Empfindung  und  die  ihr  zuge- 
hörige Form  des  Künstlers  Werk  waren 
oder  nur  ein  Nebensächliches,  ein  Ange- 
lerntes, eine  Nichtigkeit. 
Ich  will  hier  von  Lyrikern  reden,  deren 
Singsang  niemals  das  Stürmen  der  Seele 
wecken  wird,  die  aber  doch  aus  ihrem 
bescheidenen  Gemüte  Töne  holten,  denen 
die  liebenswürdige  Zustimmung  nicht 
fehlen  darf.  Seine  neuen  Verse  hat  der 
Prager  Emil  Faktor  Jahresringe 
/Stuttgart,  Juncker/  genannt.  Das,  was 
heute  so  beliebt  unter  den  lyrischen  Rei- 
mern ist,  das  Klügeln  um  den  seltsamsten 
Klang,  das  exotische  Wort,  die  Tropen- 
pracht ausschweifender  Bilder,  das 
artistische  Behagen  an  schwelgender 
Weichheit  oder  auch  ein  brausendes  Gi- 
gantentum,  ist  nicht  Faktors  Sehnsucht. 
Seine  Verse  sind  nicht  balladesk  ge- 
stimmt, insofern  als  er  Seelenstimmun- 
gen objektivieren  möchte.  Er  ist  viel- 
mehr ganz  persönlich,  er  bedenkt  seine 
Lebenstage  und  sagt,  was  ihm  da  begeg- 
nete. Keine  grossen,  keine  heissen 
Schicksale  sind  das  sondern  vielmehr  die 
Erlebnisse  eines  Mannes,  dessen  Natur 
zur  Sanftheit  neigt.  Ein  grader  Mensch, 
der  die  Pose  verabscheut,  dessen  Poesie 
darum  auch  sehr  ungekünstelt  wirkt. 
Will  man  seine  Urahnen  des  Geistes  fest- 
stellen, dann  muss  man  an  den  sentimen- 
tal i  sehen  Lyriker  Storm  denken,  an 
jenen  Uhland  auch,  der  sich  schlicht  das 
Herz  befreien  wollte.  Faktor  will  nicht 
mit  dem  lauten  Gepränge  der  Worte  auf- 
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ziehen  sondern  nur  die  Harmonie  geben, 
di?  jedem  bescheidenen  Ohre  recht  ht. 
Seine  Traurigkeit  wird  keine  Tragik 
sondern  eine  leise  Melancholie,  die  in  ge- 
fasste  Beschaulichkeit  gedämpft  wird. 
Der  Schmerz  richtet  ihn  nicht  zu  gründe, 
sondern  er  läutert.  Solche  Töne  sind 
gut,  sind  vor  allem  echt.  Man  denkt  sich, 
dass  dieser  Lyriker  erst  dann  ein  paar 
wohlklingende  Zeilen  niederschrieb,  wenn 
er,  einem  Beter  vergleichbar,  seines  Her- 
zens Inbrunst  sprechen  lassen  wollte.  Er 
ist  nie  kühl,  und  dass  der  junge  Mann 
grossen  Beispielen  folgt,  ist  nicht  zu 
tadeln.  Er  findet  wohl  noch  den  Weg, 
auf  dem  er  einstmals  ganz  allein  gehen 
soll. 

Ein  naher  Landsmann  Faktors  Karl 
Friedrich  Nowak  ist  auch  der 
Art  Faktors  nahestehend.  Nun  hat  er 
noch  nicht  dessen  oft  sehr  angenehme 
Abgeklärtheit  erreicht.  Er  dichtet  nicht 
wie  einer,  der  betet,  er  dichtet  mehr  wie 
einer,  der  flucht.  Er  stellt  sich  nicht  i  n 
das  Leben,  sondern  er  strebt  über  das 
Leben,  und  darum  taufte  er  sein  Vers- 
bändlein Romantische  Fahrt  /Berlin, 
Concordia/.  Aber  der  Titel  ist  zum 
Glück  nicht  ganz  ausschlaggebend,  No- 
wak hat  sehr  viel  Realität  in  sich, 
Augen,  die  wohl  in  der  Jugend  geweint 
haben,  Ohren,  die  sich  nicht  selten  im 
Jammer  verschliessen  wollte».  Und  so 
hört  er  aus  den  armen  Dingen  dieser 
Erde  oft  ein  wehes  Lied,  ein  Lied,  das 
rührt,  das  er  schön  geformt  hat.  Dann 
wieder,  in  Zeiten  des  kühleren,  weniger 
gefährdeten  Daseins,  verliebt  er  sich  in 
die  Grazie  oder  in  die  Seltsamkeit  einer 
erloschenen  Kultur,  und  er  möchte  in 
zierlichen  Versen  das  Rokoko  erstehen 
lassen.  Da  erscheint  er  mir  weniger  auf 
rechter  Fährte.  Da  ist  er  wieder  ab- 
hängig von  den  Prunklyrikern,  die  sich 
zu  Stefan  George  gesellen  wollen.  Aber 
er  ist  ihnen  unterlegen.  Da  er  sich  in 
der  Lyrik  des  Bekennens  oft  schon  ge- 
funden hat,  sich  darin  aber  noch  weit 
mehr  vervollkommnen  kann,  so  mösste 
er  wohl  von  der  Lyrik  des  artistischen 
Spielens  lassen. 

Zu  loben  ist  Max  Dauthendey,  ein 
selbständiger  Poet,  ein  Lyriker  aus  Na- 
tur. Er  dichtete  In  sich  versunkene  Lie- 
der im  Laub  /Stuttgart,  Juncker/.  Zum 
Glück  sind  seine  Verse  viel  besser  als 
der  falsche  Titel.  Dieser  Mann,  der  einst 
wohl  ein  Original  auf  Kosten  des  Ern- 
stes sein  wollte,  ist  heute  im  Reifen  be- 
griffen. Er  hat  erkannt,  dass  die  Natur 
von  Wald,  Wiesen,  Bäumen  und  Blu- 
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mcn  eine  schlichte  Anbetung  fordert,  eine . 
Verehrung  mit  Hingabe  und  Einfachheit. 
Und  so  ist  er  wirklich  ohne  jede  erlogene 
Regung  dieser  Natur  Untertan.  Oft 
zeichnet  er  sie  wie  ein  ergriffener  Land- 
schafter, der  um  keinen  Preis  der  Welt 
die  Natur  stilisieren  möchte,  der  sie  nur 
in  aller  ihrer  Wirklichkeit  wiederfinden 
möchte,  um  zu  sagen,  wie  herrlich  sie 
ist.  Das  tut  Dauthcndey  mit  viel  Musik 
der  Sprache,  mit  viel  Wortkraft,  die 
mehr  als  Sucht  zum  Protzen  ist.  Und 
wir  wollen  ihm  ohne  Zaudern  zustim- 
men. • 

Die  Norddeutsche  Frida  Sarscn 
(Mädchenlieder  /Hamburg,  Campe/), 
ein  Mädchen,  das  noch  ganz  in  der 
Mystik  seiner  Jugend  schauert  und 
bangt,  möchte  ja  auch  diesen  Born 
der  Natur  entdecken,  den  sie  gern  zum 
Herzen  der  Menschen  leiten  will.  Aber 
sie  hat  sich  noch  nicht  ganz  in  dieses 
Walten  und  Weben  einreihen  können,  sie 
ist  noch  zu  stark  von  der  Bewunderung 
voll,  sie  ist  noch  zu  zag  im  Geniessen 
dieses  Wunders.  Tastend  kommt  sie  zu 
der  Schönheit,  mädchenhaft  und  scheu, 
aber  sie  verspricht  doch  etwas,  sie  kann 
nicht  den  Poseuren  zugerechnet  werden. 
Sie  gehört  zur  Schar  der  Lyriker,  bei 
denen  die  Aufmerksamkeit  haften  bleibt 
und  nicht  der  Unwille  des  Kritikers. 
Nicht  auf  gleicher  Höhe  stehen  Win- 
fried Lüdecke  mit  seinen  Blumen 
der  Nacht  und  Arvid  Enckell- 
Bronikowsky  mit  Künstlersehnen 
—  Dichterschmerzen  /beides  Stuttgart; 
Juncker/.  Lüdecke  ist  zu  abhängig  von 
tausend  Einflüssen,  die  freien  Rhythmen 
Bronikowskys  versagen  als  Dilettantis- 
mus. Uber  Walther  Heymann 
(Springbrunnen  /München,  Piper/)  lässt 
sich  noch  nichts  Rechtes  sagen ;  seine 
Nachdichtungen  chinesischer  Lyrik  hal- 
ten den  Vergleich  mit  denen  Dehmcls 
jedenfalls  nicht  aus. 

X  X 
Neuaasffaben  Was  Charles  Baude- 
laire, der  hochverehrte 
Meister  der  paradiesischen 
Exotik  und  der  höllischen  Vcrfemtheit 
konnte,  das  ist  nicht  zu  wiederholen, 
leider  auch  nicht  in  fremde  Zungen  in 
seiner  unverletzten  Pracht  zu  übersetzen. 
Ernst  Ocsterheld  hat  Die  Blumen  des 
Bösen  /Berlin,  Ofcsterheld/  in  deutschen 
Übertragungen  dargeboten.  Wir  kann- 
ten zum  Teil  die  Übersetzungen  schon, 
die  er  von  den  besten  zusammengetragen 
hat.  Sein  Bändchen,  hübsch  und  sanft 
eingeleitet,  sollte  die  Arbeit  aller  dar- 


bieten,   die    ihre    Geschicklichkeit  an 
Baudelaire   versucht  haben.  Schaukais 
und    Stefan    Zweigs  zu  stark  ausglei- 
chende     Virtuosität      arbeiteten,  die 
grössere  Sprodigkeit  des  Otto  Hauser  und 
Paul  Wiegler,  Oesterheids  und  des  sehr 
braven     H.    Horvät     neu  wirkender 
Enthusiasmus.    So  entstand  eine  Antho- 
logie voll  Zier  und  Kunst,  die  vielleicht 
manchen    Jungen    wiederum  verleiten 
wird  nach  Baudelairescher  Raserei  lite- 
rarisch zu  trachten,  ohne 
und  grimmes  Erlebnis. 
X  X 
Kurze  Chronik  Am  4.  Juli  ist  der  grosse 
Erzähler  Jonas  L  i  e  ge- 
storben. X  In  diesem  Jahr 
soll  wieder  der  Nobelpreis  ausge- 
geben werden.    Man  weiss  noch  nicht, 
wer  ihn  erhalten  wird.    Warum  denken 
die  Herren  des  Preises,  die  Schweden, 
nie  an  Strindberg?  Ist  ihr  grösster  Dich- 
ter, einer  der  grössten    Europas,  noch 
immer  bei  den  eigenen  Landsleuten  in 
Missachtung?  X  Der  gute  Roman  des 
Victor  Margueritte  Die  Prosti- 
tution, der  ausserordentlich  starke  Bil- 
der des  Pariser  Lasters  entwirft,  ist  in 
einer  nicht  guten  Übersetzung  /Buda- 
pest, Grimm/  erschienen. 
X  X 
Literatur       in  Goethes  Zeit  führt  Li  ly 
Brauns  Buch  Im  Schatten 
der  Titanen  /Braunschweig, 
Westermann/.    Die  Verfasserin  ist,  wie 
sie  mitteilt,  eine  Urenkelin  des  west- 
fälischen Königs  Jeröme,  und  sie  kann 
mit  der  Beredtsamkeit  einer  ergriffenen 
Nachkommin  von  ihrer  Ahne,  der  Jenny 
von  Gustedt,  reden.    Diese  Frau,  das 
Kind  Jerömes  und  einer  westfälischen 
Edeldame,  war  von  jener  grossen  Elasti- 
zität des  Geistes  und  Herzens,  die  heute 
fast  verschwunden  ist.   Sie  hat  nicht  nur 
das  offene  Verständnis  für  des  unglück- 
lichen, frühgealterten  Königs  Schicksal 
gehabt,  sie  hat  auch  in  der  Heimat  ihrer 
frischesten  Jugend,  in  Weimar,  die  Dinge 
und  Menschen  des  Musenhofes  mit  ein- 
ziger Ursprünglichkeit  und  Liebe  be- 
trachtet Sie  hat  die  Zärtlichkeit  und  das 
Zutrauen  Goethes  besessen,  sie  kam  aber 
auch  in  all  die  Häuser,  die  dem  Goethe- 
schen  nahestanden,  und  was  ihre  Tage- 
bücher und  Briefe  da  erzählen,  was  sie 
mit  eigenem  Munde  der  Enkelin  berichtet 
hat,  das  wiederholt  Frau  Braun  in  diesem 
Buch,  und  die  Enkelin  freut  sich  mit 
Recht,  dass  sie  in  der  Hut  und  in  der 
Leitung  dieser  seltenen  Frau  ihre  frühen 
Jahre  verbringen  durfte. 


MONATSHEFTE  Q.  M.  B.  H.  IN  BERLIN 


IN 

DRUCK:   VEREINIGTE   VERLAGB AN8T ALTEN  GUSTAV 
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EMILE  VRNDERVELDE  •  DIE  VERGESELLSCHAF- 
TUNG DES  BODENS 

ELBST  wenn  man  den  Privatbesitz  am  Boden  rechtfertigen  kann, 
so  kann  man  doch,  wie  Proudhon  endgültig  nachgewiesen  hat,  das 
Grundeigentum  als  dauerndes  und  absolutes  Recht,  das  ius  utendi 
et  abutendi,  nicht  rechtfertigen.  Und  diese  Rechtfertigung  ist  für 
einen  Hektar  ebenso  unmöglich  wie  für  ioo,  iooo,  ioooo  Hektar. 
Wenn  daher  die  Einwohner  eines  Landes  sich  über  eine  gleichmässige  Auf- 
teilung des  von  ihnen  okkupierten  Landes  verständigen  würden,  so  würde  doch 
diese  Aufteilung  unter  den  ersten  Okkupanten  die  neu  Hinzukommenden  — 
was  ungerechtfertigt  ist  —  vollständig  in  ihre  Hand  geben,  da  jene  einen  Teil 
ihres  Arbeitsertrages  den  Eigentümern  dafür  zahlen  müssten,  dass  sie  ihnen 
die  Bearbeitung  der  Erde  gestatten. 

Theoretisch  sind  alle  Eigentumsrechte  gleich.  In  der  Praxis  aber  versteht 
es  sich  von  selbst,  dass  das  bäuerliche  Eigentum  als  Produktionsmittel  für  den 
Bauern,  der  es  selbst  bearbeitet,  nicht  die  selbe  kritische  Einwendung  heraus- 
fordert wie  das  Pachteigentum  als  ein  Mittel  zur  Ausbeutung,  das  seinen  Be- 
sitzern gestattet  ohne  eigene  Arbeit  auf  Kosten  anderer  zu  leben.  Das  er- 
kennen ja  auch  die  dem  Privateigentum  feindlichst  gesinnten  Denker  an. 
In  erster  Linie  Proudhon  in  jener  berühmten  Schrift,  die  mit  den  Worten 
beginnt:  »Was  ist  das  Eigentum?  Eigentum  ist  Diebstahl.«  Damit  das 
Recht  an  der  Grundrente  entstehen  konnte,  damit  das  Eigentum  sich  aus  einem 
Arbeitsmittel  in  ein  Mittel  zum  arbeitslosen  Leben  verwandeln  konnte,  weil 
andere  für  den  Besitzer  arbeiten,  dürfen  die  Arbeiter  kein  persönliches  Eigen- 
tum besitzen  und  kein  herrenloses  Land  zur  Verfügung  haben  sondern  müssen 
gezwungen  sein,  um  überhaupt  leben  zu  können,  den  Grundbesitzern  in  irgend 
einer  Form  Abgaben  zu  entrichten.  Wenn  es  so  ist,  und  wir  wissen,  dass 
es  mehr  und  mehr  so  wird,  dann  sind  es  nicht  nur  die  Sozialisten  sondern 
auch  Liberale,  wie  Stuart  Mill  oder  Herbert  Spencer,  klassische  National- 
ökonomen, wie  J.  B.  Say,  die  Zweifel  an  der  Legitimität  des  Privateigentums 
an  Grund  und  Boden  erheben.  Für  Say  zum  Beispiel  bildet  nur  der  gesell- 
schaftliche Nutzen  die  Rechtfertigung  des  Privateigentums  an  Grund  und 
Boden,  er  bestimmt  gleichzeitig  die  Grenzen  für  seinen  Übergang  in  privaten 
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Besitz.  Wenn  auf  einer  gewissen  Stufe  der  landwirtschaftlichen  Entwicke- 
lung  die  Landbebauer  Privateigentümer  sein  müssen,  um  alles  das  aus  dem 
Boden  herauszuholen,  was  er  zu  geben  im  stände  ist,  so  liegt  es  nicht  nur  in 
ihrem  Interesse  sondern  im  Interesse  der  ganzen  Gesellschaft,  dass  ihr  Recht 
anerkannt  wird.  Aber  nach  ihrer  ganzen  Natur  hat  diese  Rechtfertigung  des 
Privateigentums  aus  der  Nützlichkeit  nur  relativen  Wert.  Das  Privateigen- 
tum an  Grund  und  Boden  ist  danach  legitim,  wenn  und  solange  es  gesell- 
schaftlich nützlich  ist;  gut:  von  dem  Augenblick  aber,  wo  es  aufhört  nützlich 
zu  sein,  vermag  die  Argumentation  Says  es  nicht  mehr  zu  verteidigen.  Auch 
wenn  man  annehmen  darf,  dass  das  Eigentum  ein  wirkungsvoller  Anreiz  zur 
Arbeit  ist  —  ein  langfristiges  Nutzungsrecht  würde  übrigens  den  selben  Vor- 
teil bieten,  ohne  die  Nachteile  zu  haben  — ,  so  verliert  doch  dieses  Argument 
jeden  Wert,  ja  es  kehrt  sich  sogar  gegen  die,  die  es  anwenden,  in  dem  Augen- 
blick, wo  das  Eigentum  nichts  anderes  mehr  ist  als  ein  Mittel  zur  Ausbeu- 
tung anderer.  Denn  in  diesem  Fall  ist  das  Privateigentum  keineswegs  mehr 
ein  Anreiz  zur  Arbeit,  es  wirkt  vielmehr  auf  die  Ergiebigkeit  der  gesellschaft- 
lichen Arbeit  in  zwiefacher  Weise  hemmend:  auf  der  einen  Seite  hält  es  den 
Pächter  von  Meliorationen  ab,  deren  Früchte  ihm  nicht  zu  gute  kommen, 
wohl  aber  seine  Pacht  steigern  würden,  auf  der  anderen  Seite  gibt  es  dein 
Eigentümer  die  Möglichkeit  arbeitslos  zu  leben  oder  wenigstens  dem,  was 
er  durch  persönliche  Arbeit  verdient,  rein  parasitäre  Einnahmen  hinzuzu- 
fügen, für  die  ei  weder  Arbeit  noch  Dienste  leistet. 

Die  Verteidiger  des  Privateigentums  bestreiten  freilich,  dass  die  Einkünfte 
des  Grundbesitzers  in  ihrer  Gesamtheit  arbeitsloses  Einkommen  seien.  Sie 
weisen  darauf  hin,  dass  nicht  alle  Besitzer  das  Interesse  an  der  Bewirtschaf- 
tung ihrer  Güter  verloren  haben,  ja  dass  einige  von  ihnen  sogar  in  gewissem 
Sinne  die  Kompagnons  ihrer  Pächter  sind  und  den  Fortschritt  der  Technik 
des  Landbaues  kräftig  unterstützen.  Man  kann  allerdings  nicht  verkennen, 
dass  zwischen  dem  Landbesitzer,  der  selbst  auf  seinem  Gut  tätig  ist,  und  dem. 
der  sich  mit  der  Einsäckclung  der  Grundrente  begnügt.  Abstufungen  vor- 
kommen. Flour  de  Saint-Genis  gibt  uns  in  seinem  Buch  über  das  ländliche 
Eigentum  eine  ganze  Liste  davon.  Wenn  der  Gutsbesitzer  auf  seinem  Gute 
wohnt  und  es  mit  einem  Personal  von  Lohnarbeitern  bewirtschaftet,  so 
empfängt  er  die  Rente  und  eignet  sich  den  von  seinen  Leuten  geschaffenen 
Mehrwert  an ;  aber  abgesehen  davon,  dass  er  das  Risiko  des  Betriehes  tragen 
muss,  übet  er  auch  noch  die  Arbeit  der  Leitung  aus,  man  kann  ihn  also 
nicht  ohne  weiteres  als  einen  Müssiggänger  und  unnützlichen  Menschen  an- 
sprechen. Darum  predigen  ja  auch  die  Konservativen,  die  das  Privateigen- 
tum retten  wollen,  den  Bodenbesitzern  die  Rückkehr  aufs  Land,  raten  ihnen 
auf  ihren  eigenen  Gütern  zu  wohnen,  wollen  mit  einem  Worte  die  alte  ländliche 
Gemeinde  in  moderner  Form  wieder  aufleben  lassen.  Das  sind  indessen  pla- 
tonische Wünsche,  und  sogar  diejenigen,  die  sie  hegen,  glauben  nicht  an  die 
Kraft  ihrer  guten  Ratschläge,  sie  müssen  vielmehr  zugeben,  dass  mit  der 
Ent Wickelung  des  städtischen  Lebens  und  mit  der  Anhäufung  der  grossen 
Zentren  der  sogenannte  Absentismus  täglich  zunimmt.  Andere,  wie  besonders 
Meline,  hoffen,  dass  die  Abwanderung  in  die  Städte  ihren  Höhepunkt  erreicht 
hat,  dass  bald  eine  entgegengesetzte  Bewegung  sich  zeigen  wird,  und  dass  die 
Landbesitzer  sich  entschliessen  werden  auf  ihren  Gütern  zu  wohnen,  sie  zu 
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bewirtschaften  und  die  landwirtschaftlichen  Unternehmungen  nach  neuen 
Methoden  und  mit  reicherem  Kapital  zu  betreiben.  Wenn  es  so  käme,  so 
würde  zweifellos  die  Klassenscheidung  in  der  Landwirtschaft  gerade  so  scharf 
hervortreten  wie  in  der  Industrie,  und  wir  würden  zweifellos  einen  neuen 
Aufschwung  des  Grossgrundbesitzes  erleben. 

Indes,  ob  man  nun  eine  solche  Rückkehr  auf  das  Land  für  die  Zukunft 
voraussetzt  oder  nicht,  fest  steht  jedenfalls,  dass  heute  die  entgegengesetzte 
Tendenz  vorwaltet:  mit  der  wachsenden  Zusammenfassung  weit  auseinander 
liegenden  Grundbesitzes  in  einer  Hand  nimmt  der  Absentismus  zu,  und  die 
Klasse  der  Grundbesitzer  begnügt  sich  in  ihrer  Mehrheit  mit  dem  Einstreichen 
der  Pachtgelder,  ohne  an  dein  Landleben  und  besonders  an  dem  Landbau  teil- 
zunehmen. Die  oft  beklagte  Interesselosigkeit  an  der  Landwirtschaft  muss 
notwendigerweise  im  selben  Masse  zunehmen  wie  der  Grundbesitz  den  Hän- 
den alter  Familien,  die  mehr  oder  weniger  fest  an  der  Scholle  hingen,  ent- 
gleitet, um  in  die  Hände  grosser  und  mittlerer  Bourgeois  zu  gelangen,  die  in 
den  Städten  sitzen.  Natürlich  gibt  es  Ausnahmen  von  dieser  Regel;  wenn  ein 
an  die  Methoden  der  grossen  Industrie  gewöhnter  Mann  sich  der  Landwirt- 
schaft zuwendet  und  zum  Beispiel  eine  grosse  Weinplantage  oder  Gemüse- 
plantagc  betreibt,  dann  geben  seine  Resultate  eine  Vorstellung  dessen,  was 
die  Erde  hergeben  könnte,  wenn  man  sie  rationell  und  mit  Verwendung  ge- 
nügenden Kapitals  bebauen  würde.  Aber  auf  den  einen  städtischen  Kapita- 
listen, der  sich  um  die  Modernisierung  und  Rationalisierung  der  Landwirt- 
schaft bemüht,  kommen  zahllose  andere,  die  Bauernhöfe  oder  Güter  kaufen, 
um  entweder  nur  ihre  Gelder  anzulegen  oder  ihren  neuen  Besitz  zu  Er- 
holungsstätten oder  Jagdgründen  umzuwandeln.  Besonders  im  letztgenannten 
Fall  bedeutet  die  private  Aneignung  des  Grund  und  Bodens  eine  wirkliche 
Schädigung  der  Gesamtheit.  Um  das  klar  zu  erkennen,  braucht  man  nur  auf 
das  Schicksal  des  schottischen  Landbaues  hinzuweisen.  Dort  sind  im  Laute 
der  Jahre  weite  Strecken  zunächst  in  Schafweiden  und  schliesslich  in  Jagd- 
land umgewandelt  worden. 

Um  diesen  Parasitismus  auszurotten,  oder  um  seine  Entstehung  zu  verhüten, 
verlangen  die  Sozialisten  die  Vergesellschaftung  des  Grund  und  Bodens. 
Schon  die  erse  Internationale  hat  sich  auf  grund  eines  Berichtes  de  Paepes 
nach  heftigen  Diskussionen  zwischen  Mutualisten  und  Kollektivisten  in  diesem 
Sinne  ausgesprochen.  Seither  hat  die  neue  Internationale  den  selben  Grund- 
satz verkündet,  ohne  dass  sich  an  seine  Annahme  eine  Erörterung  geknüpft 
hätte.  Es  gibt  daher  heute  keinen  Sozialisten,  der  sich  nicht  für  die  Ver- 
gesellschaftung des  Grund  und  Bodens  ausspräche. 

Diese  Übereinstimmung  in  den  Grundgedanken  verhindert  aber  nicht  deut- 
liche Abweichungen  in  Hinsicht  auf  seine  Anwendung  und  Durchführung. 
Für  die  einen,  besonders  für  die  Schüler  von  Colins,  ist  der  Ubergang  des 
Grund  und  Bodens  in  gesellschaftliches  Eigentum  die  grundlegende  Reform, 
die  Voraussetzung  jeder  Umwandlung  der  Gesellschaft  im  Sinne  einer  Unter- 
ordnung des  Kapitals  unter  die  Arbeit.  Für  andere  dagegen,  zum  Beispiel 
Marx  und  seine  Nachfolger,  soll  die  Vergesellschaftung  des  Grund  und  Bo- 
dens der  Vergesellschaftung  der  hauptsächlichsten  Industrieen,  wie  es  scheint,, 
eher  nachfolgen  als  vorangehen. 

Colins  hat  im  5.  Buch  seiner  Science  sociale  seine  Theoriecn  über  das  Eigen- 
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tum   am   vollständigsten   auseinandergesetzt.    Welches  ist,   so  fragt  er,  die 
Quelle,  der  Ursprung  alles  Eigentums?    Der  Boden  als  Objekt,  der  Mensch 
oder  die  Arbeit  als  Subjekt.    Wenn  dem  so  ist,  so  muss  der  Pauperismus  in 
dem  selben  Augenblick  entstehen,  wo  aller  Boden  in  Privateigentum  über- 
gegangen ist,  weil  dann  der  Mensch,  der  arbeiten  will,  seine  Arbeitskraft  an 
diejenigen  verkaufen  muss,  die  den  Boden,  die  wichtigste  Quelle  alles  Reich- 
tums, besitzen.    Aus  diesen  Prämissen  ergibt  sich,  so  scheint  es,  die  Schluss- 
folgerung, dass  zur  Vermeidung  von  Ungerechtigkeit  der  Boden  immer  der 
ganzen  Gesellschaft  gehören  muss,  gesellschaftliches  Eigentum  sean  muss. 
Diese  Schlussfolgerung  erscheint  logisch.    Sie  ist  es  aber  nicht,  denn  etwas 
kann  für  eine  Epoche  gerecht  sein,  was  es  für  eine  andere  nicht  ist.    In  den 
Anfängen    des    gesellschaftlichen    Lebens,    und    solange    jedermann  freien 
Boden  zu  freier  Verfügung  hat,  würde  das  Fehlen  von  Privateigentum  eine  Un- 
gerechtigkeit sein.    Die  Aneignung  des  Bodens  durch  einzelne  Menschen  ist 
in  jener  Zeit  notwendig,  um  einen  Anreiz  zur  Arbeit  zu  bilden,  um  die  Ver- 
standeskräfte durch  den  Zwang  zur  Bedürfnisbefriedigung  zu  entwickeln  und 
um  durch  die  Einwirkung  der  Intelligenz  neue  Bedürfnisse  zu  schaffen.  Es 
gibt  aber  auch  einen  anderen  Grund,  der  während  einer  bestimmten  Epoche 
das  Privateigentum  am  Grund  und  Boden  rechtfertigt.    Damit  verhält  es  sich 
folgendermassen :     Die  Aneignung  des  Bodens  ist  die  Quelle  der  Armut. 
Nun  kann  aber  während  der  ganzen  Periode,  wo  sich  die  Gesellschaft  der 
Bedeutung  des  Rechtes  nicht  bewusst  ist,  die  Ordnung,  das  eigentliche  Lebens- 
ekment  jeder  Gesellschaft,  nur  auf  der  Ausbeutung  der  Massen   durch  die 
kleinste  Minderheit  beruhen,  auf  einem  Proletariat,  das  aus  Haussklaven  oder 
Staatssklaven  bestehen  mag.  kurzum,  auf  der  Existenz  der  Armut.  Indessen 
kann  dieses  Recht  der  Gewalt,  das  auf  Unwissenheit  beruht,  nicht  mehr  auf- 
recht erhalten  werden,  wenn,  wie  es  bei  den  modernen  Völkern  der  Fall  ist, 
die  Kenntnis  von  dem  gesellschaftlich  Notwendigen  allgemein  geworden  ist. 
Sobald  es  einmal  nicht  mehr  möglich  ist  die  Gewalt  durch  die  Mittel  reli- 
giöser Offenbarungen  in  Recht  umzuformen,  sobald  die  Armut  eine  immer 
sprudelnde  Quelle  der  Anarchie  wird,  sobald  mit  einem  Wort  die  gesellschaft- 
liche Notwendigkeit  dazu  zwingt  das  Recht  der  Gewalt  durch  das  wirkliche 
Recht  zu  ersetzen,  kann  auch  der  Boden  mit  Nutzen  in  das  Gemeineigentum 
übergeführt,  kann  die  Armut  abgeschafft  werden. 

Nach  der  Ansicht  Colins'  bedeutet  die  Überführung  des  Grund  und  Bodens 
in  das  Gemeineigentum  aber  keineswegs  die  Unterdrückung  des  Erbrechts, 
des  Rechts  zu  testieren  und  des  Privateigentums  an  den  Arbeitsprodukten.  Es 
ist  einer  seiner  Hauptsätze,  »dass  sich  der  Reichtum  aller,  der  gesellschaft- 
liche Reichtum,  nicht  vermehren  kann,  es  «ei  denn  durch  die  Tätigkeit  der 
einzelnen;  und  dass  die  Tätigkeit  der  einzelnen  nicht  erweckt  werden 
kann,  es  sei  denn  durch  die  Sicherheit  für  jeden  einzelnen,  dass  die  Früchte 
seiner  Arbeit  sein  Privateigentum,  das  seiner  Kinder  oder  das  derjenigen 
Menschen  sein  können,  denen  er  es  einmal  nach  seinem  Tode  hinterlassen 
möchte.  Das  ist  in  der  Tat  eine  nichtutopistische  Gesellschaftsordnung:  sie 
enthält  das  Privateigentum,  die  Familie,  das  Erbrecht  und  das  Recht  zu 
testieren.  Innerhalb  dieser  Grenzen  muss  sich  nun  eine  Möglichkeit  finden 
den  Grund  und  Boden  in  das  Gemeineigentum  überzuführen,  ohne  dass  dabei 
irgend  jemandem  unrecht  getan  wird;  es  muss  sich  gerade  die  Möglichkeit  fin- 
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den  den  Reichtum  aller,  den  Reichtum  der  einzelnen,  die  Produktion  und  die 
Konsumtion  immer  auf  das  unter  den  gegebenen  Umständen  mögliche  Maximum 
zu  bringen.c  Damit  das  so  geschehen  kann,  damit  also  die  Vergesellschaftung 
des  Grund  und  Bodens  niemandem  ein  Unrecht  zufügt,  braucht  man  nur  die 
folgenden  Mittel  anzuwenden:  i.  Erbrecht  ohne  Testament.  Das  einzige 
Erbrecht  ohne  Testament,  das  als  Anreiz  zur  Arbeit  notwendig  ist,  ist  das 
direkte  Erbrecht.  Jedes  andere  ist  zu  diesem  Zwecke  überflüssig,  gesetzt,  dass 
die  Testierfreiheit  besteht.  Demnach  gesetzliche  Abschaffung  allen  Erbrechts 
in  der  Seitenlinie  und  Abführung  jeder  Vcrlassenschaft  in  das  Gemeineigen- 
tum, über  die  nicht  durch  Testament  bestimmt  worden  ist  und  für  die  kein 
direkter  Erbe  vorhanden  ist.  2.  Erbgang  durch  Testament.  Das  Testaterb- 
recht ist  notwendig  als  Anreiz  zur  Arbeit,  dem  wichtigsten  gesellschaftlichen 
Motor.  Aber  die  Gesellschaft,  die  doch  allein  die  Eigentumsordnung 
und  die  Familienordnung  schützt,  kann  auf  däese  Art  von  Erb- 
schaften dann  eine  Steuer  legen,  die  so  hoch  gegriffen  sein  mag  wie 
nur  möglich,  vorausgesetzt,  dass  sie  nicht  den  Anreiz  zur  Arbeit  selbst 
trifft.  Demnach  gesetzliche  Einführung  einer  Erbschaftssteuer  von  25  % 
auf  alle  Testaterbschaften.  Und  endlich  Bestimmung,  dass  der  Grund  und 
Boden,  der  einmal  in  Gemeineigentum  übergegangen  ist,  unveräusserlich  bleibt. 
Nach  Colins  braucht  es  nichts  anderes,  um  in  kurzer  Zeit  den  ganzen  Grund 
und  Boden  in  das  Gemeineigentum  überzuführen  und  es  dahin  zu  bringen, 
dass  unter  dieser  Einrichtung  und  ihren  finanziellen  Folgen  talle  von  den 
früheren  Generationen  erworbenen  Kapitalien  in  Gemeineigentum  übergehen, 
abgesehen  von  dem  Teile,  der  in  den  Händen  von  Familien  bleibt,  auf  dass 
die  Produktion  immer  ihr  möglichstes  Maximum  erreiche«.  Diese  Soziali- 
sierung des  Grund  und  Bodens  und  des  grössten  Teiles  der  Kapitalien  würde 
sowohl  vom  Standpunkt  der  Gesellschaft  im  allgemeinen  wie  von  dem  der 
Landwirtschaft  im  besonderen  ausserordentlich  wichtige  Folgen  haben. 

Vcm  Standpunkt  der  Allgemeinheit  aus  würde  die  Verpachtung  des  Grund 
und  Bodens  (und  der  Bodenschätze)  entweder  an  Einzelpersonen  oder  an  Ge- 
sellschaften folgendes  ermöglichen:  Die  Abschaffung  aller  heute  existierenden 
Steuern  (eine  durch  Henry  George  wieder  aufgegriffene  Idee)  ;  die  Erhöhung 
des  gesellschaftlichen  Einkommens  auf  das  unter  den  bestehenden  Verhält- 
nissen mögliche  Maximum;  die  Erhöhung  des  Lohnes  auf  das  nach  den  gleichen 
Umständen  mögliche  Maximum ;  die  Senkung  des  Kapitalzinses  auf  das  unter 
den  Umständen  mögliche  Minimum;  die  gesellschaftliche  Organisation  des 
Unterrichts  und  der  Erziehung,  die  jedem  einzelnen  kostenlos  zustehen, 
ebenso  wie  Nahrung,  Kleidung,  Hausung  und  Unterhaltung  usw.  Vom  Stand- 
punkt der  Landwirtschaft  aus  würde  die  Vergesellschaftung  des  Grund  und 
Bodens  zu  diesen  Hauptfolgen  führen:  1.  Unterdrückung  aller  der  Rationali- 
sierung entgegenstehenden  Hindernisse;  2.  die  Möglichkeit  den  Grund  und 
Boden  für  grosse  und  kleine  Kulturen  aufzuteilen,  indem  man  ausschliesslich 
von  der  gesellschaftlichen  Nützlichkeit,  dem  landwirtschaftlichen  Interesse  und 
dem  Gedanken  ausgeht  einem  jeden  die  Möglichkeit  zu  geben  ganz  nach 
seünem  Belieben  sei  es  in  der  eigenen,  isolierten  Familie  sei  es  in  der  asso- 
zierten  Familie  zu  leben  (die  gesellschaftliche  Organisation  schützt  nämlich 
gleichermassen  die  Einzelbetriebe  wie  die  Gruppenbetriebe)  ;  3.  die  Sicherheit 
für  die  Bodenbearbeiter  an  der  Wertzunahme  des  Bodens  teilzunehmen. 
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Alles  in  allem  ergibt  sich  also  folgendes:  Privateigentum  am  Grund  und 
Boden  bedeutet  die  Versklavung  der  Welt.  Wenn  aber  dank  der  Ausrottung 
der  gesellschaftlichen  Unwissenheit  der  Grund  und  Boden  in  Gemeineigentum 
übergeht,  dann  wird  die  Welt  frei.  Im  übrigen  müssen  alle  Menschen,  reiche 
wie  arme,  an  der  Einrichtung  der  Freiheit  mitarbeiten,  denn  sie  liegt  in  aller 
Interesse;  es  sind  nicht  nur  die  Armen,  nein,  ganz  besonders  die  Reichen, 
die  sich  die  Überführung  des  Grund  und  Bodens  in  Gemeineigentum  angelegen 
sein  lassen  müssen,  wenn  nicht  verhängnisvolle  Folgen  der  Anarchie  ent- 
stehen sollen,  die  mehr  und  mehr  die  moderne  Gesellschaft  bedroht. 

Zwischen  der  Auffassung,  die  wir  soeben  dargestellt  haben  und  der  der 
Theoretiker  des  Marxismus  gibt  es,  soweit  das  Endziel  in  betracht  kommt, 
keinen  wesentlichen  Unterschied.  Wo  indessen  die  beiden  Auffassungen 
schroff  entgegenstehen,  das  sind  die  Methoden  der  Vergesellschaftung  und 
die  Mittel,  die  dazu  dienen  sollen.  Für  die  Marxisten  ist  der  Ersatz  des 
kapitalistischen  Eigentums  durch  das  gesellschaftliche  Eigentum  nur  durch 
den  Kampf  des  Proletariats  erreichbar,  das  zum  Bewusstsein  seiner  Ausbeu- 
tung gekommen  ist  und  gegen  seine  Ausbeuter  kämpft.  Dieser  Kampf  richtet 
sich  naturgemäss  zunächst  auf  die  Industriezweige,  wo  die  kapitalistische 
Konzentratinn  am  weitesten  vorgeschritten  ist.  Für  die  Colinsianer  ist  die 
Umwandlung  des  gesellschaftlichen  Systems  im  Sinne  einer  Sozialisierung 
die  notwendige  Folge  der  heute  herrschenden  Anarchie:  sie  soll  die  Un- 
gerechtigkeit der  heutigen  Gesellschaftsordnung  aufheben,  ohne  irgend  je- 
mandem Unrecht  zuzufügen.  Das  ist  der  springende  Punkt  in  der  Unter- 
scheidung der  Lehren  von  Marx  und  von  Colins:  Die  Marxisten  fassen  die 
soziale  Revolution  auf  als  durch  das  Proletariat  selbst  und  allein  gemacht, 
die  Colinsianer  glauben,  sie  sei  nur  möglich  mit  Unterstützung  derjenigen,  die 
kraft  ihrer  Intelligenz  oder  ihres  Reichtums  an  der  Spitze  der  Gesell- 
schaft stehen  und,  um  der  Anarchie  zu  entgehen,  selbst  die  Revolution  machen. 

Aus  dieser  Abweichung  in  den  Methoden  ergeben  sich  naturgemäss  erhebliche 
Verschiedenheiten  in  der  Praxis.  Die  Colinsianer  verfolgen  das  Ziel  der  Ver- 
gesellschaftung des  Bodens,  die  nach  ihrer  Ansicht  das  Problem  der  Probleme 
ist  und  das  Heilmittel  der  Gesellschaft  darstellt,  mit  grösserer  Konsequenz  so- 
wohl in  den  Ländern  mit  kleinem  Eigentum  wie  Frankreich  wie  auch  in  denen 
mit  Grossgrundbesitz  wie  Imgland.  Auf  der  anderen  Seite  wollen  zwar  auch 
die  Marxisten  prinzipiell  die  Vergesellschaftung  des  Grund  und  Bodens,  halten 
aber  die  vollständige  Vergesellschaftung  für  unmöglich,  solange  sich  die 
öffentliche  Gewalt  in  den  Händen  der  Kapitalistenklas.se  befindet,  und  solange 
der  Grund  und  Boden  unter  Tausenden  v:>n  Eigentümern  verteilt  ist.  Nach 
ihrer  Ansicht  muss,  wenn  die  Vergesellschaftung  des  Bodens  in  seiner  Gesamt- 
heit nicht  an  unübersteiglichen  Hindernissen  scheitern  soll,  einesteils  der 
Boden  nicht  mehr  denjenigen  gehörigen,  die  ihn  bebauen,  und  muss  andererseitj 
das  Proletariat  die  öffentliche  Gewalt  besitzen  und  so  in  der  Lage  sein  selbst 
eine  Vergesellschaftung  durchzuführen,  der  sich  die  herrschenden  Klassen 
—  wie  das  Beispiel  Russlands  lehrt  —  immer  entziehen  werden. 

Aus  dem  Umstand,  dass  sich  die  vollständige  Vergesellschaftung  des  Bodens 
heute  anscheinend  nicht  durchführen  lässt,  folgt  nun  keineswegs,  dass  man 
nicht  selbst  im  Rahmen  der  kapitalistischen  Gesellschaft  wenigstens  t  e  i  I  - 
weis  e  ein  Gemeineigentum  am  Boden  durchführen  kann.    Wir  beschränken 


Digitized  by  GoOjgli 


EMILE  VANDERVELDE  ■  DIE  VERGESELLSCHAFTUNG  DES  BODENS 


975 


uns  hier  darauf  aufzuführen,  was  selbst  heute  in  den  alten  Kulturländern 
geschehen  kann,  um  die  Landwirtschaft  zu  vergesellschaften.  Hier  gibt  es 
keinen  freien  Grund  und  Boden  mehr.  Jeder  Fussbreit  ist  unter  irgend  einem 
Rechtstitel  mit  Beschlag  belegt.  Wir  finden  indessen  neben  dem  Privateigen- 
tum auch  Gemeineigentum  in  den  Staatsforsten,  in  den  fiskalischen  'Gütern  und 
Gemeindeländern.  Die  Grösse  dieses  Gemeindebesitzes  hat  stark  abgenommen. 
Die  Gcmeindcäckcr  sind  verteilt  und  mit  Beschlag  belegt  worden.  Die  Staats- 
wälder waren  Gegenstand  skandalöser  Verschleuderung.  Die  Domänen,  die 
ihren  Ursprung  von  den  ehemaligen  Krongütern  herleiten,  bestehen  nur  noch 
in  einigen  Ländern  von  Deutschland  und  Österreich.  Es  scheint  indessen,  als 
ob  die  Zeit  der  Veräusserung  von  Gemeineigentum  an  Grund  und  Boden 
endgültig  vorbei  wäre.  Was  die  Forsten  anlangt,  so  sieht  man  vielmehr  auf 
eine  Vermehrung  als  auf  eine  Verminderung  des  Staatseigentums.  Als  Gründe 
hat  man  dafür  unter  anderem  auch  geltend  gemacht,  dass  dadurch  der  Staat 
in  seinen  Einnahmen  von  dem  Bewilligungsrecht  der  Volksvertretung  unab- 
hängiger wird.  Es  liegt  auf  der  Hand,  dass  derartige  Argumente  für  die 
Vergrösserung  des  Staatsbesitzes  nicht  auf  die  Billigung  von  Sozialisten 
rechnen  können.  Die  finanzielle  Unabhängigkeit,  die  für  einen  burcaukra- 
tischen  und  militärischen  Staat  wie  Prcussen  aus  den  Domänen  erfliesst,  würde 
vielmehr  für  die  Veräusserung  der  Domänen  sprechen.  Abgesehen  von  allem 
anderen  heisst  es  aber  doch  wohl  das  Kind  mit  dem  Bade  ausschütten,  wenn 
man  den  Staatsbesitz  verwerfen  wollte,  weil  die  Domänen  einem  Staate  ge- 
hören, dessen  politische  und  soziale  Gestaltung  man  mit  Fug  umgestalten  will. 
Alles  drängt  zu  der  Annahme,  dass  die  Forsten  und  Domänen  des  heutigen 
Staates  im  Gemeineigentum  bleiben  werden.  Vielleicht  dehnt  sich  dieser  Be- 
litz noch  ohne  jedes  Eingreifen  der  Sozialisten  aus;  auf  keinen  Fall  scheint 
es  aber,  als  ob  er  werde  veräussert  werden.  Bei  den  Gcmeindcländereien  ver- 
halt es  sich  insofern  etwas  anders  als  ihre  Verwaltung  heute  zum  Teil  auf  die 
unrationellste  Weise  erfolgt,  wenigstens  soweit  Frankreich  in  Frage  kommt. 
Wenn  man  aber  auch  die  Art  der  Nutzbarmachung  von  Gemeindeländern  um- 
gestalten niuss,  wäre  das  noch  kein  Grund  sie  selbst  zu  veräussern. 

Wir  haben  schon  darauf  hingewiesen,  dass  die  Vergesellschaftung  des  Grund 
und  Boden*,  die  früher  zu  heftigen  Erörterungen  Anlass  gab,  heute  grund- 
sätzlich anerkannt  ist  und  unter  den  Sozialisten  keine  Gegner  mehr  besitzt. 
Wenn  indessen  Cbereinstimmung  darüber  herrscht,  dass  der  Grund  und  Boden 
in  der  sozialistischen  Gesellschaft  Gemeineigentum  sein  müsse,  so  gehen  die 
Ansichten  darüber  weit  auseinander,  ob  heute  unter  der  kapitalistischen  Herr- 
schaft eine  gradweise  Ausdehnung  des  Bodenbesitzes  des  Staates  oder  der 
Gemeinden  empfehlenswert  sei.  Kautsky  macht  in  seiner  Agrarfrage  einen 
Unterschied  zwischen  Gewässern  und  Forsten  auf  der  einen  Seite  und  Acker- 
land auf  der  anderen  Seite.  Was  die  Forsten  und  Gewässer  anlangt,  so  stehen 
ja  auch  viele  NichtSozialisten  auf  dem  Standpunkt,  dass  sie  nicht  in  Privat- 
eigentum sein  oder  bleiben  dürften.  Wenn  wir  indessen  den  Ackerboden  ins 
Auge  fassen,  dann  stellen  sich  die  Dinge  anders.  Wir  müssen  da  tatsächlich 
fragen,  ob  die  Rücksicht  auf  das  Allgemeininteresse,  die  selbst  unter  dem  heu- 
tigen System  die  Vergrösserung  des  staatlichen  Forstbesitzes  rechtfertigt,  in 
gleicher  Weise  für  eine  Ausdehnung  des  Besitzes  an  Ackerland  im  engeren 
Sinne  des  Wortes  ins  Feld  geführt  werden  kann.    Kautsky  und  viele  andere 
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Sozialisten,  zumal  in  Deutschland,  sprechen  sich  dagegen  aus.  Sie  meinen,  es 
widerstreite  den  Interessen  des  Proletariats  das  Ackerland  in  Staatsbesitz 
überzuführen,  solange  das  kapitalistische  System  noch  besteht.  Für  ihre  An- 
sicht bringen  sie  eine  Reihe  von  Argumenten  vor,  die  man  kurz  folgender- 
massen  darstellen  kann:  i.  Angenommen,  der  heutige  Staat,  der  bürgerlich? 
Staat,  kaufte  das  Land  auf,  was  würde  dann  geändert?  Die  Pächter  würden 
ihre  Pacht  nicht  mehr  wie  bisher  den  Grundbesitzern  bezahlen  sondern  an 
die  öffentlichen  Kassen  abliefern,  aber  die  kapitalistische  Form  der  Land- 
wirtschaft einschliesslich  der  Ausbeutung  der  Lohnarbeiter  durch  die  Unter- 
nehmer würden  bestehen  bleiben.  2.  Wenn  der  heutige  Staat  den  Rückkauf 
des  Landes  durchführen  wollte,  so  müsste  er  nach  den  Grundsätzen  der  heu- 
tigen Rechtsordnung  den  Besitzern  volle  Entschädigung  gewähren.  Das  wäre 
aber  eine  Massnahme  von  mindestens  zweifelhaftem  Wert.  Nichts  berechtigt 
nämlich  zu  der  Annahme,  dass  die  neuerdings  beobachtete  Tendenz  zur  Er- 
höhung der  Grundrente  andauern  wird  und  nicht  vielmehr  durch  eine  Zeit 
sinkender  Rente,  wie  in  den  letzten  Jahrzehnten  des  19.  Jahrhunderts,  abgelöst 
werden  wird.  In  diesem  Falle  zögen  die  Grundbesitzer  ganz  allein  den  Vor- 
teil aus  der  Verstaatlichung.  3.  Der  heutige  Staat  ist  ein  Herrschaf  tsintru- 
ment  für  die  besitzenden  Klassen.  Sein  Herrschaftsgebiet  ausdehnen,  setn^ 
Einnahmen  vermehren,  ihm  durch  die  Uberweisung  der  von  den  Pächtern 
gezahlten  P2chtsumme  eine  von  der  Volksvertretung  unabhängige  Einnahme 
schaffen,  das  hiesse  die  ohnehin  schon  so  schwer  auf  der  Arbeiterschaft 
lastende  Herrschaft  noch  verstärken. 

Es  ergibt  sich  also,  dass  die  Enteignung  nutzlos  wäre,  denn  vom  Gesichts- 
punkte der  Landwirtschaft  aus  würde  gar  nichts  geändert;  dass  sie  kost- 
spielig wäre,  denn  man  müsste  den  Boden  nach  seinem  heutigen  Werte  be- 
zahlen; dass  sie  endlich  gefährlich  wäre,  denn  sie  würde  die  Macht  des 
Polizeistaates,  der  Bureaukratie  und  des  Militarismus  verstärken.  Diese  drei 
Einwendungen  erscheinen  sehr  gewichtig,  und  wir  verkennen  nicht,  dass  sie 
einen  Teil  Wahrheit  enthalten.  Wir  vermögen  sie  indessen  doch  nicht  ohne 
wesentliche  Einschränkungen  gelten  zu  lassen.  Schon  die  erste  trifft  nicht 
ganz  zu.  Nehmen  wir  einmal  an,  der  Staat  würde  Besitzer  des  Geländes  eine? 
Dorfes:  dann  wäre  es  unendlich  viel  leichter  als  heute  der  endlosen  Zer- 
splitterung des  Bodens  ein  Ende  zu  machen,  die  unter  dem  Privateigentum 
einer  der  Schäden  der  Landwirtschaft  ist.  Man  könnte  im  Gegenteil  den 
einzelnen  Betrieben  die  günstigste  Grösse  zumessen,  während  man  heute  oft 
grosse  Güter  ohne  Rücksicht  auf  die  Interessen  der  Kultur  aufteilt,  um  von 
einer  grossen  Zahl  kleiner  Pächter  mehr  Geld  einzustreichen ;  endlich  könnte 
der  Staat  in  solchen  Ländern,  wo  die  Arbeiter  zwar  nicht  die  Gewalt  in  Hän- 
den haben,  aber  doch  immerhin  einen  beachtenswerten  Faktor  der  Politik  dar- 
stellen, ebensogut  an  Arbeitergenossenschaften  verpachten  wie  an  Einzel- 
personen. Auf  jeden  Fall  könnte  er  den  Pächtern  eine  ganz  andere  Sicher- 
heit gewähren,  ihnen  einen  Rechtsanspruch  auf  den  Ertrag  von  Verbesserungen 
sichern  und  auf  der  anderen  Seite  ihnen  die  Verpflichtung  auferlegen  ihren 
Arbeitern  einen  Mindestlohn  zu  zahlen  und  die  Arbeitszeit  nicht  über  ein  all- 
gemeines Höchstmass  auszudehnen ;  er  könnte  mit  einem  Wort  eine  Menge 
von  Reformen  durchführen,  die  man  durch  gesetzlichen  Zwang  den  Privat- 
eigentümern entweder  überhaupt  nicht  oder  nur  sehr  schwer  abringen  könnte. 
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Man  kann  daher  nicht  behaupten,  dass  unter  dem  heutigen  System  die  Ver- 
staatlichung eines  mehr  cder  weniger  grossen  Teiles  des  Ackerbodens  ein  un- 
nützes Beginnen  sei.  Wenn  wir  uns  dem  zweiten  Argument  zuwenden, 
so  können  wir  ihm  nur  dann  eine  Bedeutung  beilegen,  wenn  man  von  der 
Voraussetzung  ausgeht,  der  Staat  würde  Rentenpapierc  bei  der  Verstaat- 
lichung ausgeben.  Indessen  denken  auch  die  Vertreter  der  gänzlichen  oder 
partiellen  Vergesellschaftung  des  Grund  und  Bodens  —  zum  Beispiel  die 
Colinsianer  —  daran  nicht.  Sie  wollen,  wie  wir  gesehen  haben,  vielmehr  eine 
Umänderung  des  Erbrechts  und  dadurch  eine  Vermehrung  des  Staatsbesitzes 
ohne  Belastung  der  Staatsfinanzen  oder  vielmehr  auf  Kosten  der  verstorbenen 
Kapitalisten  einführen.  Man  kann  sich  sogar  vorstellen,  dass  der  Staat  ohne 
Änderung  des  Erbrechts  oder  ohne  Präjudizierung  der  Möglichkeit  einer 
solchen  Änderung  schon  jetzt  das  Eigentum  an  allen  solchen  Gütern  für  sich 
in  Anspruch  nimmt,  die  nicht  von  den  Besitzern  selbst  bewirtschaftet  werden. 
Von  dem  Augenblick  dieser  Erklärung  ab  würde  er  die  Mieten  und  Pachten 
an  Stelle  der  bisherigen  Besitzer  einziehen.  Für  sich  selbst  würde  er  nur 
den  eventuellen  Uberschuss  der  Grundrente  über  den  Betrag,  den  die  Besitzer 
im  Augenblick  der  Übernahme  bezogen,  in  Anspruch  nehmen.  Die  Besitzer 
würden  also  im  Genüsse  ihrer  heutigen  Rente  bleiben,  vorausgesetzt,  dass  die 
Rente  nicht  sinkt :  in  diesem  Falle  würde  sich  der  Staat  natürlich  darauf  be- 
schränken ihnen  das  selbe  zu  zahlen,  was  sie  erhalten  würden,  wenn  sie  Be- 
sitzer geblieben  wären.  Wenn  aber  auf  der  anderen  Seite  die  Rente  steigt  — 
und  das  würde  wenigstens  auf  Bauterrains  und  in  der  Nachbarschaft  grosser 
Städte  der  Fall  sein  — ,  so  würde  die  Gesamtheit  den  unverdienten  Wert- 
zuwachs, der  aus  der  Vermehrung  des  Reichtums  und  der  Bevölkerung  ent- 
steht, für  sich  mit  Beschlag  belegen.  Was  nun  das  letzte  Argument  angeht 
(die  Furcht  vor  einer  Verstärkung  der  Machtmittel  des  heutigen  Staates), 
so  begreift  man  den  Widerspruch  der  deutschen  und  russischen  Sozialisten. 
Wir  würden  an  ihrer  Stelle  vielleicht  genau  so  handeln;  aber  die  Lage  der 
Dinge  ist  in  Ländern  wie  England,  Frankreich,  Belgien,  wo  der  Staat  anders 
organisiert  ist,  anders  als  in  den  Monarchieen  des  östlichen  Europas.  Man 
kann  doch  nicht  verkennen,  dass  es  eine  Menge  Abstufungen  zwischen  einer 
Demokratie  und  dem  preussischen  Regiment  oder  der  Beamtenwillkür  in  Russ- 
land gibt.  Was  in  Preussen  schädlich  ist,  ist  vielleicht  vorteilhaft  in  Frank- 
reich. Wir  würden  im  Gegenteil  grosse  Vorteile  darin  sehen,  wenn  ein  demo- 
kratischer Staat  einen  erheblichen  Grundbesitz  sein  eigen  nennte,  wo  er  Muster- 
farmen gründen  und  Versuche  mit  genossenschaftlicher  Organisation  der  Ar- 
beit anstellen,  mindestens  aber  menschenwürdige  Arbeitsbedingungen  ein- 
führen könnte. 

Damit  aber  eine  solche  Agrarpolitik  entstehen  kann,  bedarf  es  einer  Beein- 
flussung der  öffentlichen  Meinung,  die  nur  aus  der  Verbindung  der  ländlichen 
und  der  Industriearbeiter  entstehen  kann.  Darum  muss  der  Sozialismus  diese 
Verbindung  mit  allen  möglichen  Mitteln  fördern,  denn  sie  ist  die  unabweis- 
bare Vorbedingung  aller  einschneidenden  Reformen,  die  auf  eine  Vergesell- 
schaftung des  Bodens  abzielen.  Ungeachtet  der  ausserordentlichen  Verschie- 
denheit der  örtlichen  Verhältnisse  zeigt  die  Entwickelung  der  Landwirtschaft 
wenigstens  in  den  Ländern  Westeuropas  eine  Anzahl  allgemeiner  Richt- 
linien.   So  wird  allgemein  die  Produktion  für  den  Austausch  zur  Regel,  der 
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Ackerbau  wird  intensiver,  künstliche  Düngung  und  die  Anwendung  von  Ma- 
schinen revolutionieren  den  Landbau.  Die  landwirtschaftlichen  Unter- 
nehmungen bedürfen  eines  verhältnismässig  grossen  Kapitals.  Unter  diesen 
Umständen  sieht  sich  das  bäuerliche  Eigentum  in  seiner  Existenz  bedroht,  in 
manchen  Gegenden  verschwindet  es  fast  vollständig.  In  anderen  wieder  wird 
es  erdrückt  von  Schulden,  wieder  und  wieder  geteilt,  oder  es  tritt  hinter  das 
Pachteigentum  mehr  oder  weniger  zurück. 

Im  allgemeinen  vollzieht  sich  die  Verminderung  der  persönlichen  Bewirt- 
schaftung nicht  zu  gunsten  des  kapitalistischen  Grossbetriebs.  Wenn  man 
freilich  die  Welt  als  Ganzes  betrachtet,  dann  gewinnt  er  unzweifelhaft  an  Aus- 
dehnung; aber  in  den  alten  Kulturländern  hat  doch  die  durch  die  überseeische 
Konkurrenz  verursachte  Agrarkrisis  eher  eine  Verminderung  als  eine  Ver- 
mehrung der  grossen  Betriebe  zur  Folge  gehabt.  Sie  behalten  das  Über- 
gewicht in  der  Getreide-  und  Rübenproduktion,  auch  im  Anbau  des  gewöhn- 
lichen Landweines.  Wir  erleben  nicht  den  Triumph  der  kleinbäuerlichen 
Wirtschaft,  den  David  in  seinem  Buch  Sozialismus  und  Landzcirtschaft  an- 
kündigt. Aber  in.  vielen  Gegenden  werden  die  Güter  aufgeteilt,  sinkt  die 
Zahl  der  ländlichen  Arbeiter;  während  die  ländliche  Arbeiterbevölkerung  sich 
verringert,  wächst  die  Klasse  der  kleinen  Pächter.  Im  übrigen  kann  man  nicht 
sagen,  ob  die  heutige  Tendenz  zur  Zersplitterung  der  Betriebe,  und  zur  Ver- 
minderung der  ländlichen  Arbeiterbevölkerung  auch  in  Zukunft  andauern  wird. 
Sie  fiel  zusammen  mit  der  Agrarkrisis.  Wenigstens  teilweise  scheint  sie  durch 
die  Preissenkung  und  durch  die  Rentenverkürzung  verursacht  worden  zu  sein. 
Vielleicht  verschwindet  sie  jetzt,  wo  die  Preise  sich  heben,  der  Verdienst  der 
Bauertl  wächst,  und  wo  man  in  allen  Ländern  eine  deutliche  Steigerung  des 
Pacht-  und  Kaufwertes  des  Ackerlandes  beobachten  kann.  Es  versteht  sich 
von  selbst,  dass  die  Aussichten  für  den  Agrarsozialismus  in  dem  Ma£5C 
günstiger  werden  wie  sich  der  Grossbetrieb  auf  Kosten  des  Kleinbetriebs  von 
neuem  ausdehnen  würde.  Aber  über  dip  Zukunft  können  wir  nur  Ver- 
mutungen anstellen.  Fragen  wir  uns  lieber,  wie  die  Agrarpolitik  der  sozia- 
listischen Parteien  heute  gestaltet  sein  muss,  wenn  wir  annehmen,  dass  die 
Dinge  so  weiter  gehen  wie  wir  sie  heute  vor  uns  sehen. 

Naturgemäss  muss  diese  Politik  auf  die  Verwirklichung  dessen  abzielen,  was 
das  Hauptziel  der  Parteien  ist  und  bleibt.  Nun  wissen  wir,  dass  der  Sozialis- 
mus ausgesprochenermassen  die  Bewegung  des  Proletariats  ist,  die  die  Um- 
wandlung des  kapitalistischen  Eigentums  in  gesellschaftliches  Eigentum  be- 
zweckt. Wenn  er  diesen  Prinzipien  nicht  untreu  werden  will,  so  muss  er  des- 
halb proletarisch  bleiben,  sich  vor  allem  auf  die  Arbeiterklasse  stützen  und  sich 
an  diejenigen  wenden,  die  keine  anderen  Existenzmittel  haben  als  den  Ver- 
kauf ihrer  Arbeitskräfte.  Diese  besitzlosen  Arbeiter  bilden  übrigens  in  allen 
Staaten  und  Ländern  des  westlichen  Europas  die  Mehrheit  der  Bevölkerung. 
Mit  dem  Wachsen  des  Kapitalismus  wächst  notwendigerweise  auch  ihre  Zahl. 
Es  ist  wahr,  dass  die  Zahl  der  ländlichen  Arbeiter  abnimmt.  Aber  diese  Ab- 
nahme wird  mehr  als  ausgeglichen  durch  die  Zunahme  der  Zahl  der  Lohn- 
arbeiter in  Handel  und  Industrie,  und  in  dem  Masse  wie  die  Verkehrsmittel 
wachsen  beschränkt  sich  die  Konzentrierung  dieses  neuen  Proletariats  nicht 
mehr  ausschliesslich  auf  die  Städte.  Viele  Arbeiter,  die  in  der  Stadt  tätig 
sind,  bleiben  heute  auf  dem  Land  wohnen.    Andere  finden  dort  Arbeit  an  Ort 
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und  Stelle,  weil  gewisse  Industrieen  ihre  Betriebe  auf  das  Land  hinauslegen. 
Von  allen  Landbewohnern  sind  natürlich  diese  Industriearbeiter  der  sozia- 
listischen Propaganda  am  leichtesten  zuganglich.  Daher  müssen  wir  uns  auch 
zunächst  an  sie  wenden.  Aber  ebenso  wie  diese  ausgesprochenen  Industrie- 
arbeiter gibt  es  andere,  die  ihre  Tätigkeit  zwischen  Landwirtschaft  und  In- 
dustrie teilen.  Diese  Arbeiter  zu  organisieren,  sie  mit  ihren  Klassengenossen 
in  der  Stadt  in  Verbindung  zu  bringen,  das  Programm  der  nächsten  Forde- 
rungen den  ländlichen  Verhältnissen  anzupassen",  darauf  muss  zunächst  die 
Aufmerksamkeit  der  Sozialisten  beim  Eindringen  auf  das  Land  gerichtet  sein. 
Wir  haben  indessen  schon  gezeigt,  dass  diese  nächsten  Forderungen  nicht  ein- 
mal für  die  ländlichen  Arbeiter  ausreichen,  wenn  sie  nicht  auch  die  kleinen 
Bauern,  seien  sie  Eigentümer  oder  Pächter,  berücksichtigen.  Es  gibt  über- 
haupt keine  ländlichen  Arbeiter,  die  nicht  Eigentümer  oder  Pächter  eines 
Stückchen  Ackerlandes  sind  und  nicht  wenigstens  eine  Ziege  oder  zwei  Kühe 
besitzen,  die  nicht  mit  einem  Wort  agrarische  Interessen  haben,  die  von  ihren 
proletarischen  abweichen.  So  muss  der  Sozialismus  sein  Programm  erweitern, 
^ich  mit  den  ländlichen  Pachtverhältnissen  befassen,  ebenso  wie  mit  den  Lohn- 
verhältnissen, Reformen  zu  gunsten  der  Kleinpächter  ebensogut  wie  zu  gunsten 
der  Lohnarbeiter  fordern. 

Indessen  darf  man  über  diese  unmittelbaren  Reformen,  die  den  sozialistischen 
Parteien  einen  Teil  der  Bauernschaft  (nämlich  denjenigen,  dessen  Lebens- 
verhältnisse sich  denen  der  Arbeiter  am  meisten  nähert)  zuführen  können, 
das  Ziel  nicht  aus  den  Augen  verlieren.  Alles,  was  den  Transport,  den 
Austausch,  die  industrielle  Umformung  landwirtschaftlicher  Produkte  angeht, 
könnte  heute  schon  sozialisiert  werden ;  ebenso  könnte  man  die  Forsten, 
die  Wasserkraft  und  in  den  Gegenden  des  Grossgrundbesitzes  auch  das  Acker- 
land der  Vergesellschaftung  unterstellen.  Eine  solche  Veränderung  des  Eigen- 
tumsrechtes würde  vor  allen  Dingen  den  ländlichc*n  Arbeitern  zu  gute  kommen. 
Wir  dürfen  uns  indessen  nicht  verhehlen,  dass  zur  Verwirklichung  aller  dieser 
Gedanken  sehr  viel  Zeit  notwendig  ist,  weil  die  Industriearbeiter  von  der  Land- 
wirtschaft und  ihren  Verhältnissen  nichts  verstehen,  und  weil  die  Landbevölke- 
rung in  vieler  Beziehung  ausserordentlich  rückständig  ist.  Der  technische 
Fortschritt  hat  zwar  seine  Wirkung  nicht  ganz  verfehlt ;  die  Schulbildung, 
mag  sie  noch  so  mangelhaft  sein,  ist  auch  in  die  Dörfer  eingedrungen,  und 
wenn  der  Kapitalismus  viel  Elend  erzeugt  hat,  so  hat  er  doch  auch  die 
revolutionären  Kräfte  erzeugt,  die  dies  Elend  abschaffen  wollen.  Aber  es 
bleibt  für  den  Sozialismus  doch  noch  eine  schwere  Aufgabe  zu  lösen  übrig: 
den  Landbewohnern  die  politische  Freiheit  und  Gleichberechtigung  zu  bringen. 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 
MRXSCHIPPEL  •  DAUERNDER  UMSCHWUNG 
RUflfcEM  GETREIDEWELTMRRKT? 

Ujcr  anhaltende  Preishöhe  des  Getreides  hat  in  unserer  Partei 
Betrachtungen  angeregt,  ob  die  Periode  des  internationalen 
die  an  der  Wende  der  siebziger  und  achtziger  Jahre  ein- 
"^P^         ^^seit<lem  für  den  europäischen  Kornbau  eine  Krisis 
schwcr^B      Kiit  sich  brachte,  allmählich  oder  sogar  wie  mit  einem 
Schlage   wieder  iln^    Kndc  zuneige.    Mit  gewohnter  Übertreibung  und  Un- 
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verbesserlichkeit  versicherten  uns  sogar  manche  Genossen  bereits,  wir  gingen 
»einer  Bauernnot  entgegen,  hervorgerufen  durch  eine  Teuerung  wie  sie  die 
Welt  noch  nicht  gesehen  hat«.') 

Die  Frage  hat  nicht  nur  eine  grosse  wirtschaftliche  sondern  vielleicht  noch  mehr 
eine  fundamentale  politische  Bedeutung.  Denn  mit  dem  Beginn  des  nach  und 
nach  sich  immer  tiefer  einprägenden  Preiszusammenbruchs  keimte  die  neu- 
artige, allen  alten  Überlieferungen  der  bürgerlichen  Parteien  ins  Gesicht 
schlagende  Agrarschutzpolitik  auf:  der  Versuch  durch  Agrarzölle  die  Preise 
in  der  Nähe  des  alten  Standes  festzuhalten.  Mit  jeder  neuen,  abermals  weiter 
sich  senkenden  Stufe  des  sich  selbst  überlassenen  freihändlerischen  Preisstandes 
gewann  die  kontinentale  Agrarbcwegung,  die  junge  aufstrebende  Massen- 
bewegung der  landwirtschaftlichen  Bevölkerung,  in  Deutschland,  in  Frankreich, 
in  Italien,  in  Österreich-Ungarn,  in  der  Schweiz  an  Umfang  und  Wucht, 
steigerte  sie  ihre  Schutzforderungen,  überwältigte  sie  immer  unaufhaltsamer 
alle  entgegenstehenden  Hindernisse  in  den  Parlamenten  und  Regierungen.  Als. 
etwa  zwischen  1893  und  1895,  die  tiefste  von  noch  lebenden  Menschen  jemals 
gekannte  Preisherabdrückung  nicht  mehr  weichen  will,  geht  Frankreich  ent- 
schlossen zum  70  Francs-Zoll  über  (Gesetz  vom  27.  Februar  1894,  vorher  seit 
1885  30  Francs),  greift  Italien  zum  70  und  75  Lire-Zoll  (Dekret  vom  21.  Fe- 
bruar und  10.  Dezember  1894,  vorher  50  Lire  seit  1888,  14  Lire  seit  1873), 
während  in  Deutschland,  das  kurz  zuvor  sich  den  getreideeinführenden  Staaten 
gegenüber  zu  Zollherabsetzungen  verpflichtet  hatte,  der  Bund  der  Landwirte 
dem  dramatischen  Höhepunkt  seines  Konflikts  mit  der  unfähigen,  gegen  das 
Ausland  verräterisch  nachgiebigen  Regierung  Caprivi  zuschritt  und  selbst 
innerhalb  der  leitenden  Ministerien  Männer  wie  den  Grafen  Posadowsky  zum 
Bundesgenossen  und  zum  heimlichen  und  offenen  Widersacher  gegen  die  ake, 
besonders  im  Auswärtigen  Amt  verkörperte  Strömung  warb. 

Aber  gerade  weil  ich  mich  hier  keinerlei  Täuschungen  über  die  Stärke  und 
Lebenskraft  des  Gegners  hingebe,  habe  ich  umgekehrt  seit  dem  Stuttgarter 
Parteitag  von  1898  stets  die  weitere  Anschauung  vertreten  und  verfochten : 
Sowie  wir  dauernd  zu  ähnlichen  oder  gar  zu  höheren  Weltmarkts- 
preisen als  vor  dem  Hereinbruch  der  Agrarkrisis  zurückkehren  werden,  muss 
sich  auch  die  politische  Kraft  der  kontinentalen  Agrarbcwegungen  —  in 
Deutschland  und  anderwärts,  wo  sie  noch  stärker  sind  als  bei  uns,  —  wieder 
erschöpfen,  müssen  wir,  da  mit  den  Ursachen  die  Wirkungen  erlöschen,  zu  einem 
Wiederumschwung  unserer  inneren  und  äusseren  Wirtschaftspolitik,  aller 
unserer  Partei-  und  Regierungsverhältnisse  gelangen.  Stehen  wir  schon  an  der 
Schwelle  dieser  neuen  Entscheidungen? 

Unbestreitbar  ist  die  eine  Tatsache,  dass  die  Getreidepreise  seit  geraumer  Zeit 
förmlich  emporgeschnellt  sind  und  sich  auf  der  neuerzielten  Höhe  hartnäckig 
festklammern  —  wobei  der  Leser  allerdings  die  Einschränkung  im  Auge  be- 
halten möge :  die  letztmonatlichen  Preise  waren  gestiegen  gegenüber  den  nächst- 
vorangegangenen Jahres-  und  Monatsnotierungen,  die  aber  selber  zunächst  noch 
der  Krisenperiode,  der  Periode  des  Preissturzes  und  Preisdruckes  angehören. 

Die  Reichsstatistik  verzeichnet  Weizen  in  Berlin  (1000  Kilogramm  gut,  min- 

')  VcrKl.  meinen  Artikel  Kolontalpohtik  in  den  Sozialistischen  Monatsheften,  1908.  1.  Hand.  pag.  o, 
Note  (>. 
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destens  755  Gramm  den  Liter)  im  Jahresdurchschnitt  1901  mit  163,6  Mark, 

1902  mit  163,1,  1903  mit  161,1,  1904  mit  174,4,  1905  mit  174,8,  1906  mit  179,6 
Mark.  Das  ist  ein  immerhin  schon  ansehnliches  Aufwärts.  Doch  bringt  erst 
das  Jahr  1907  die  grösste  Beschleunigung  in  diese  Entwickelung,  bis  wir  im 
Oktober  den  Gipfel  mit  einem  Monatsdurchschnitt  von  228,36  Mark  vorfinden. 
Die  Monatsdurchschnittsstufen  folgen  sich  in  dieser  Weise:  Ja- 
nuar 1907  179,33  Mark,  Februar  184,67,  März  188,56,  April  193,86, 
Mai  203,94,  Juni  205,37,  Juli  208,74,  August  213,20,  September 
224,68,  Oktober,  wie  erwähnt,  228,36  Mark.  Die  beiden  nächsten  und 
letzten  Monate  bringen  zwar  eine  leichte  Abschwächung  auf  226,14  Mark  im 
November  und  218,41  Mark  im  Dezember.  Doch  bleibt  ein  Jahresdurchschnitt 
von  206,27  Mark,  also  abermals  wesentlich  über  die  bereits  gehobenen  Vor- 
jahresstufen hinaus.  Seit  dem  Beginn  des  Jahres  1908  haben  wir  ein  ewiges 
unruhiges  Ab  und  Auf,  doch  steht  Ende  Juli  Septemberweizen  von  neuem 
ungefähr  auf  der  Höhe  des  Dezemberdurchschnitts  von  1907.  Fast  noch 
schärfer  läuft  seit  1901  die  Kurve  der  Berliner  R  o  g  g  e  n  bewertung  nach  oben, 
allerdings  mit  einer  Zwischensenkung  in  den  Jahren  1903  bis  1904,  aber  in  den 
letzten  Monaten  um  so  steiler  aufwärts.  Im  Jahresdurchschnitt  notierte  Berlin 
(gut,  mindestens  712  Gramm  den  Liter)  :  1901  im  Jahresdurchschnitt  140,7 
Mark,  1902  144,2,  1903  132,3,  1904  135,1,  1905  151,9,  1906  160,6  Mark.  Dann 
reihen  sich  im  Jahre  1907  folgende  Monatsdurchschnitte  an  einander:  Januar 
163,64  Mark,  Februar  171,98,  März  170,34,  April  175,38,  Mai  199,89,  Juni  203,24, 
Juli  205,05,  August  193,81,  September  205,70,  Oktober  209,53,  November  (als 
Gipfel)  211,08,  Dezember  208,60  Mark.  Den  gesamten  Jahresdurchschnitt  1907 
berechnet  das  Reichsamt  für  Statistik  auf  193,19  Mark.  Heute  notiert  Sep- 
temberroggen 183  bis  184  Mark. 

Doch  fällt  bei  diesen  deutschen  Ziffern  ins  Gewicht,  dass  sich  vom  1.  März  1906 
ab  unser  Roggenzoll  von  35  auf  50  Mark,  unser  Weizenzoll  von  35  auf  55  Mark 
steigerte.  Um  das  lediglich  durch  dauerndere  Ursachen  bewirkte  Auf  und  Ab 
reiner  herauszuschälen,  müssen  wir  uns  also  nach  Ländern  mit  konstanten 
Zöllen  oder  nach  dem  zollfreien  englischen  Markt  wenden.  Hier  vermerkt 
unsere  amtliche  Aufzeichnung  und  Umrechnung  den  Jahresdurchschnitt  für 
Weizen  in  Paris  1901  mit  165  Mark,  1902  mit  178,  1903  mit  186,  1904  als 
Unterbrechung  mit  180,  dafür  wieder  1905  mit  191,  1906  mit  192  Mark.  1907 
steht  der  Maidurchschnitt  sogar  200,1,  der  Juni  208,2,  der  Juli  221,4  Mark. 
Dann  ebbt  die  Strömung  zwar  zurück  bis  auf  181,2  Mark  im  Dezember,  doch 
bleibt  der  Jahresdurchschnitt  für  1907  195  Mark.  Das  ist,  ohne  jede  mit- 
wirkende Zolländerung  —  Frankreich  hat,  wie  gesagt,  seinen  Zoll  von  70  Francs, 
gleich  56,7  Mark,  bereits  seit  13  und  14  Jahren  —  eine  Verteuerung  des  haupt- 
sächlichsten französischen  Brotgetreides  pro  Tonne  um  30  Mark  seit  1901.  Nicht 
anders  in  London,  wo  jede  staatliche  Beeinflussung  und  Ablenkung  der 
natürlichen  Preisbewegung  ausscheidet.  1901  finden  wir  hier  für  Weizen 
(englisch,  weiss,  Mark  Lanc)  den  Jahresdurchschnitt  mit  132  Mark,  1902  141, 

1903  in  leichtem  Rückschlag  mit  135,  dafür  1904  mit  144,  1905  mit  149,  1906 
zwar  wieder  mit  143,  dagegen  1907  mit  155  Mark;  den  Monatshöchstpunkt  hatte 
zuletzt  der  Oktober  mit  186,0  Mark  aufzuweisen.  Der  Gesamtdurchschnitt  von 
1907  erhebt  sich  also  um  23  Mark  über  1901.  New  York  notiert  für  Weizen 
(roter  Winter  2)  im  Jahresdurchschnitt  1901  123  Mark,  1907  148,  also  25  Mark 
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mehr.*)  Trotz  aller  leicht  erklärlichen  Einzelabweichungen  ist  demnach  die 
internationale  Preisbewegung  eine  im  wesentlichen  gleichmässige,  und  zwar 
zuletzt,  seit  dein  Frühjahr  und  Sommer  1907,  stark  nach  oben  gerichtete. 

Daraus  philosophiert  sich  natürlich  manches,  von  Wissen  und  Erfahrung  wenig 
beschwertes  Weltmarktsorakel  sofort  einen  katastrophalen  Umschlag  aller  seit 
Jahrzehnten  vorherrschenden  Preistendenzen  zurecht.  Doch  beteiligen  sich 
sogar  ernster  zu  nehmende  Autoren  an  solchen  Unheilsprophezeiungen,  obwohl 
sie  dabei  gut.  und  gern  auf  den  weiteren  Einfall  verzichten  den  Bauer  an  der 
kommenden  unerhörten  Teuerung  rösten  zu  lassen,  nachdem  er  vorher  in  dem 
noch  unerhörteren  Preissturz  der  Vergangenheit  rettungslos  gesotten  worden 
sein  sollte.  So  suchte  Professor  Silvanus  Thompson  im  Oktoberheft  der  Mo- 
natsschrift IVorld's  Work  das  folgende  auszuführen:  Es  seien  in  der  ganzen 
Welt  nicht  mehr  als  240  Millionen  Acres  Weizenboden  vorhanden.  Auf  den 
Acre  \2i/2  Bushel  Ertrag  gerechnet,  ergebe  das  eine  Jahresernte  von  3000 
Millionen  Bushel.  Für  jeden  Weizenesser  müsse  man,  0,6  Bushel  für  Saat- 
zwecke eingeschlossen,  durchschnittlich  einen  jährlichen  Weizen  verbrauch  von 
4I/2  Bushel  ansetzen,  so  dass  also  nach  Bestellung  alles  Weizenlandes  666  Mil- 
lionen Seelen  damit  genährt  werden  könnten.  Heute  zähle  man  schon  585  Mil- 
lionen Weizenesser,  und  ihre  Zahl  wachse,  teils  infolge  veränderter  Konsum- 
gewohnheiten, teils  infolge  der  Bevölkerungsvermehrung,  unheimlich  rasch ;  seit 
1900  seien  sie  jedenfalls  doppelt  so  rasch  gewachsen  wie  die  Weizenbaufläche. 
Schon  in  14  Jahren,  vom  Jahre  1921  ab,  werde  deshalb  die  Weizendecke  zu 
kurz  sein,  und  unterdes  müsse  die  sich  verschärfende  Teuerung  die  Menschheit 
auf  grosse  wirtschaftliche  und  politische  Umgestaltungen  vorbereiten  und  hin- 
drängen.8) 

Schon  eine  Erwägung  und  Erinnerung  macht  mich  dabei  von  vornherein  stutzig. 
Das  war  nämlich  schon  alles  einmal,  im  vorigen  Jahrzehnt,  da.  Doch  kaum  war 
der  Bezveis  geführt,  dass  die,  damals  gleichfalls  längere  Zeit  abnorm  hohen 
Getreidepreise  zu  einem  ewig  drückenden  Joche  sich  ausgestalten  müssten,  da  .  . 
purzelten  die  Preise,  als  ob  sie  eigens  der  Propheten  spotten  wollten.  Und 
damals  war  der  Warner  kein  geringerer  als  der  hervorragende  Naturforscher 
Sir  William  Crookes,  der  seinen  Befürchtungen  allerdings  tröstend  hin- 
zufügte, dass  die  bessere  Technik  und  vor  allem  die  Chemie  den  Ertrag  pro 
Acker  noch  wesentlich  zu  steigern  und  die  schwarze  Zukunftssorge  zu  beseitigen 
vermöge.  Oder  vielmehr,  diese  Sorge  betraf  nach  Crookes  schon  die  allernächste 
lebende  Gegenwart.    Die  Preise  von  1897  und  dem  Anfang  1898  hatten  es 

*)  Da  in  unserer  Partei  das  alte  freisinnige  A  B  C ■  Buch  -  Märchen  von  der  Wirkungslosigkeit  der 
franzosischen  Zolle  —  angeblich  wegen  der  zollfreien  (ranzo.sisch-kolonialcn  Einfuhren  —  nicht 
aussterben  will,  so  seien  einfach  die  Weizenpreise  von  New  York,  London.  Paris  und  Berlin  für  die 
obengenannten  Qualitäten  neben  einander  gestellt: 

1901  1902  1900  1907 

New  York  123  126  134  148 

London  132  141  U3  »55 

Paris  (in  Klammern:  gegen  London)    165  (-f-  33)         178  (+  37)         19»  (+  49)         '95  (+  40) 

Berlin  (wie  oben)  163.6  (-|-  3t,6)     163.1  (-J-  22.1)     179,6  (-f-  36,6)  206,3(4.51.3) 

Der  Pariser  Weizenpreis  hat  also  fast  immer,  entsprechend  dem  jahrelang  höheren  französischen 
Zoll,  hoher  über  dem  Londoner  Preis  gestanden  als  die  Berliner  Notierung.  Gemildert  wird 
diese  Vollwirkung  des  französischen  Zolls  nur  dann,  wenn  Frankreich  bei  guter  Ernte  seinen 
eigenen  Weizenbedarf  voll  oder  sogar  überreichlich  deckt,  was  bei  uns  in  Deutschland  jederzeit 
wegfällt. 

»)  Ich  kenne  den  Artikel  nur  aus  dem  Auszug  in  der  Steadschen  Review  of  Reviews  vom  Oktober  1907 
und  aus  sonstigen  Zeitungsmitteilungen. 
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offenbar  dem  Gelehrten  angetan.  Im  September  1898  hielt  er  seinen  vicl- 
umstrittenen  Vortrag  vor  der  British  Association,  eigentlich  schon  zu  spät.  Als 
er  im  nächsten  Jahre  sein  heute  noch  lesenswertes  Buch  The  Wheat  Problem 
herausgab,  war  das  Ganze  bereits  kaum  mehr  als  eine  überlebte  Schrulle,  obwohl 
ihm  namhafte  Statistiker  und  ausübende  Landwirte  gerade  der  Vereinigten 
Staaten  helfend  beizustehen  versuchten. 

Die  Ähnlichkeit  mit  der  heutigen  Lage  springt  auf  den  ersten  Blick  in  die 
Augen.   Der  Berliner  Weizenpreis  hatte  1894  den  niedrigsten  Jahres- 
durchschnitt mit  136,13  Mark  erreicht:  ich  nannte  schon  oben  diese  Zeit  als 
Kulmination  der  seit  den  letzten  siebziger  Jahren   hereingebrochenen  inter- 
nationalen Agrarkrisis.    Einzelne  Monatsdurchschnitte,  die  gerade  für  den 
kornverkaufenden  Landwirt  von  besonderer  Bedeutung  zu  sein  pflegen,  standen 
sogar  noch  wesentlich  tiefer:  der  Oktober  1894  mit  124,59,  der  November  mit 
129,04  Mark.    Doch  1897  hatten  wir,  bei  schlechterem  internationalen  Ernte- 
ausfall, schon  wieder  einen  Berliner  Jahresdurchschnitt  von  173,7  Mark.  1898 
schnellte  dann  der  Monatsdurchschnitt  empor  im  Januar  auf  186,30,  im  Fe- 
bruar auf  191,18,  im  März  auf  195,47,  im  April  auf  217,71,  endlich  im  Mai, 
dem  Gipfel  monat,  auf  2  3  2,2  3  Mark.    Das  war  die  Zeit,  wo  wir  im 
Reichstag  für  mindestens  zeitweilige  Aufhebung  der  Getreidezölle  plädierten, 
und  wo  ich  als  Begründer  der  Interpellation,  am  letzten  Tage  des  Parlaments, 
an  der  Schwelle  der  Neuwahlen  nochmals,  zum  letzten  Male,  die  ganze  alt- 
liberale Verständnislosigkeit  für  den  Agrarschutz  in  fulminanter  Anklagerede 
unter  dem  lautesten  Beifall  der  gesamten  Linken  bekundete.    Freilich  waren 
mir  bei  der  nochmaligen,  ernsteren  Durcharbeitung   des  Stoffes    schon  die 
Zweifel  gekommen,  und  bis  zum  Herbst,  bis  zum  Stuttgarter  Parteitag,  hatten 
sie  sich  schon  bis  zu  der,  für  mich  seitdem  ganz  unerschültert  gebliebenen  An- 
schauung verdichtet:  dass  der  Agrarzoll schütz  für  die  besitzenden  (land- 
wirtschaftlichen wie  industriellen)  Klassen  eine  politische  Forderung 
allerersten  Ranges  bleiben  werde,  solange  er  die  Getreidepreise  wohl  von  ihrem 
Krisenniveau  mehr  nach  der  altgewohnten  Preisnorm  hin  wieder  emporzuziehen 
sich  mühe,  solange  er  die  Getreidepreise  jedoch  nicht  dauernd  über  die  alt- 
eingewurzelte  Preisnorm  Deutschlands  und  des  kontinentalen  Europas  empor- 
treibe.   Und  bei  der  Sichtung  meines  parlamentarischen  Anklagematerials  war 
ich  zu  meiner  nicht  geringen  Verblüffung  auf  die  Tatsache  gestossen,  dass 
(bei  einer  international  allgemeinen  Feh  lernte,  die  doch  vorübergehende 
Ausnahme  preise  mit  sich  bringt,  und  noch  dazu  bei  einem  35  Mark-Z  oll!) 
der  Jahresdurchschnitt  für  1897  und  die  ersten  3  Monate  von   1898  noch 
immer  tief  unter  der  jahrzehntelangen  Preis  norm    vor    der  Agrar- 
krisis blieben  (Berliner  Durchschnitt    1851    bis    1880  211 
Mark);  erst  der  grosse  Leitersche  Gctreidecorwcr  puffte  dann  in  ganz  un- 
haltbarer Weise   die  April-  und  Maipreise   höher    hinauf.    Und   bis  zum 
Herbst  und  zu  meinem  Parteitagsreferat  konnte  ich  die  reale  Sachlage  weiter 
kennen  lernen ;    denn  unterdes  war  die  abnorme  Spannung  beseitigt,  und 
man  sah  mit  jedem  weiteren  Monat  immer  deutlicher,  was  trotz  des  35  Mark- 
Zolls,  nach   Überwindung  der   abnormen   Misserntepreise,   sich  als 
deutsche    Preisnorm    herausschälte.    Der   Juni    1898    hatte    in  Berlin 
bereits  einen  Monatsdurchschnitt  von  193,67  Mark,  der  Juli  186,22.  der  August 
157,04  Mark.   Der  ganze  Durchschnitt  des  Schreckensjahres  1898  rechnete  sich 
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schliesslich  auf  18546  Mark  heraus.  Und  im  nächsten  Jahre,  bei  normalerer 
internationaler  Weizenerte  kommen  wir  schon  wieder  auf  einen  Durchschnitt 
von  157,48  respektive  155,25  Mark;*)  1900  bringt  dann  wieder  einen 
Tiefstand  mit  151,8  Mark  im  Jahresdurchschnitt,  mit  145,81  Mark  im  Januar- 
monatsdurchschnitt :  den  35  Mark-Zoll  hinweggedacht  und  einfach  die  volle 
Zollwirkung  vorausgesetzt,  wären  das  also  110,81  oder  116,8  Mark  gegenüber 
dem  211  Mark-Durchschnitt  der  drei  freihändlerischen  Jahrzehnte  1850  bis 
1880  vor  der  Agrarkrisis. 

Aber  unser  damaliger  Prophet  der  dauernden  internationalen  Getreide- 
teuerung, Sir  William  Crookes,  war  durch  die  Londoner  Preise  stutzig  ge- 
worden. Greifen  wir  also  diese  heraus:  In  London  hatte  man  1894  einen 
Jahresdurchschnitt  von  115  Mark,  1895  von  113  Mark  gehabt.  Das  war  das 
Nieder  zur  Hölle!  für  den  englischen  Weizenbau;  aber  es  fanden  sich  dennoch 
Leute,  die  sehr  bald  solche  Krisenpreise  für  normale  Preise  erklärten.  Um 
so  eindrucksvoller  war  der  zeitweise  Umschlag.  Im  Mai  1898  zahlte  man 
229,1  Mark,  im  Juni  noch  immer  194,5,  im  Jahresdurchschnitt  165,  über  50  Mark 
mehr  als  1894-1895.  Wahrhaftig,  hier  hatte  man  mindestens  so  viel  Grund  wie 
heute  an  den  grossen  Umschlag  der  internationalen  Getreidekonjunktur  zu 
glauben,  denn  auch  das  ganze  Jahr  1897  war  schon  mit  hohen  Preisen  belastet 
(London  145  Mark,  Berlin  173,7  Mark).  Aber  im  Januar  1899  notiert  London 
wieder  131,3  Mark,  im  Februar  127,6,  im  April  120,4,  im  ganzen  Jahresdurch- 
schnitt 1899  126  Mark,  1900  133,  1901  132  Mark:  im  Vergleich  zu  englischen 
Preisen  von  fast  240  bis  250  Mark  vor  der  Agrarkrisis  (1850  bis  1880).  So 
sah  die  Crookessche  Dauertcuerung  in  Wirklichkeit  aus. 

Als  ähnliche  preissteigernde  Unterbrechung  und  Durchkreuzung  der  durch- 
gehenden, nach  unten  gerichteten  Preisbewegung  der  Krisenperiode  könnte  ich 
dann  noch  die  Jahre  1890  und  1  8  9  1  schildern.  Aber  es  genüge  festzustellen, 
dass  damals  in  London  Weizen  (englisch,  rotr'))  im  Jahresdurchschnitt  1891 
auf  173  Mark  sich  verteuerte,  um  freilich  in  den  nächsten  Jahren  auf  142,  124, 
108  und  108  Mark  («894  und  1895)  zurückzusinken.8)  Sollten  uns  diese  Er- 
fahrungen über  die  Preissteigerungen  der  Vergangenheit  nicht  zur  Vorsicht 
für  die  Gegenwart  mahnen?  Jedermann  weiss  heute,  was  sich  in  den  relativ 
hohen  Preisen  von  1890-1891  und  dann  abermals  von  1897-1898  widerspiegelte: 
der  schlechte,  mitunter  sogar  spottschlechte  Ausfall  der  internationalen 
Getreide  ernte  n.  Aber  schlechte  und  spottschlechte  Ernten  sind  doch  nichts 
Normales,  Dauerndes.  Jedesmal  mit  der  Rückkehr  normaler  Witterungs-  und 
Wachstumsverhältnisse  kehrten  deshalb  die  tieferen  Preise  zurück.  Diese 
tieferen  Preise  geben,  trotz  aller  vorübergehenden,  selbstverständlichen  Ab- 
weichungen nach  oben,  der  ganzen  Periode  seit  dem  Ende  der  siebziger  Jahre 
ihr  charakteristisches  Gepräge. 

Haben  wir  den  jetzigen  hohen  Preisstand  —  auf  dem  freien  Weltmarkt  natür- 
lich, das  heisst  unter  Ausschaltung  aller  künstlichen  staatlichen  Zolleingriffe  — 

«)  Die  Rcich^statistik  fuhrt  um  diese  Zeit  einen  andern  Qualitätstyp  mit  ein;  wesentliche  Unten, 
schiede  werden  dadurch  nicht  bedingt. 

*)  In  den  mir  augenblicklich  zugänglichen  Statistiken  finde  ich  für  damals  nur  diesen  zweiten 
Qualitatstyp  beziffert. 

•)  Den  geradezu  krassen  PrcisaWall  in  Berlin  lasse  ich  hier  ausser  betracht.  weil  er  durch  die  kurz 
vorangegangene  Bismarcksche  Zollerhöhung  und  dann  durch  die  Wicdcrhcrabsctzung  des  Zolls 
infolge  der  Caprivischen  Handelsverträge  bceinflusst  ist. 
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anders  aufzufassen  ?  Durchaus  nicht.  Das  Preisanziehen  der  letzten  Zeit  ist 
im  wesentlichen  eine  Folge  überkommener  geringer  Weltmarktsvorräte  neben 
einer  ganz  ungünstigen  Welternte.  Die  Preishausse  ist  aber  in  keiner 
Weise  eine  Folge  der  relativen  oder  gar  absoluten  Schmälerung  des  inter- 
nationalen Anbau  a  r  e  a  1  s.  Sie  entspringt  keineswegs  einer,  im  Verhältnis 
zum  Bevölkerungswachstum  allzu  langsamen  Ausdehnung  der  Produktions- 
grundlagen, vor  allem  nicht  in  den  siedelungskolonialen  Erdstrichen.  Ein  paar 
Urteile  Seien  hierüber  aus  dem  bekannten  Jahresbericht  des  ungarischen  Acker- 
bauministeriums vom  Dezember  1907  wiedergegeben: 

>Die  Acker-  und  Anbauarbeitcn  wurden  überall  rechtzeitig  beendet,  ja,  in  einigen 
Staaten,  wo  die  Zeit  es  gestattete  und  das  Bestreben  danach  vorhanden  war, 
hat  sich  die  Anbaufläche  auch  vergrösser t.  Ganz  besonders  wahr- 
nehmbar ist  die  Zunahme  des  Getreideareals  in  den  nordamerikanischen 
Gebieten,  insbesondere  in  den  Vereinigten  Staaten  und  Kanada.  In  Südamerika 
steht  Argentinien  an  der  Spitze,  das  die  Prophezeiung  einst  die  Kornkammer  Süd- 
amerikas werden  zu  sollen  bewahrheiten  zu  wollen  scheint;  hier  hat  sich  nämlich 
das  mit  Weizen  und  Mais  bebaute  Land  «stark  vergrössert  Wahr  ist  allerdings 
andererseits  auch,  dass  die  angebaute  Fläche  weder  in  den  Vereinigten  Staaten, 
noch  in  Argentinien  unverändert  geblieben  ist;  bis  es  zur  Ernte  kam,  hatte 
sich  das  unter  die  Sense  kommende  Gebiet  ziemlich  verringert.  In  Nord- 
amerika haben  die  Staaten  infolge  des  abnorm  harten  Winters,  in  Südamerika  durch 
Insekten,  Heuschrecken  und  Fröste  Schaden  gelitten,  so  dass  die  Ernte  hinter  der 
Erwartung  zurückgeblieben  ist.  .  .  .  Die  Zunahme  des  bebauten  Areals  Hess  im 
Herbste  dieses  Jahres  in  Europa  überall  die  Meinung  aufkommen,  dass  das  Wirt- 
schaftsjahr 1906-1907  «ich  hinsichtlich  der  Ernte  über  das  Normale  hinaus  er- 
heben werde,  wenn  nämlich  —  entsprechend  dem  grösseren  Areal  —  auch  die  Ernte 
eine  bessere  gewesen  wäre.  Die  vielfach  sehr  ungünstige  Witterung  hat  die 
Erwartung  der  Landleute  allenthalben  enttäuscht.  Die  gut  entwickelten,  zumeist  mit 
genügender  Schneehülle  bedeckten  Saaten  wurden  nämlich  den  Einwirkungen  eines 
so  strengen  und  langandauernden  Winters  ausgesetzt,  wie  man  deren  im  abge- 
laufenen Jahrhundert  kaum  einen  bis  zwei  zu  verzeichnen  hatte.  Der  nahezu 
5  Monate  andauernde  Winter  hat  insbesondere  die  Getreidesaaten,  die  fort- 
während dem  Ausfrieren  ausgesetzt  waren,  hart  mitgenommen,  und  sowohl  in 
Europa  als  auch  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  und  in  Kanada  sind  gar 
viele  Herbstsaaten  zu  gründe  gegangen,  und  das  unter  die  Sense  gekommene 
Areal  hat  sich  gegen  das  angebaute  überall  erheblich  vermindert,  besonders 
dort,  wo  die  Saaten  von  der  schützenden  Schneedecke  längere  Zeit  hindurch  ent- 
blödst waren.  In  Deutschland,  Russland,  Rumänien,  Bulgarien,  Ungarn  und  teil- 
weise auch  in  Serbien  ist  die  Ernte  infolge  schlechter  Überwinterung  der  Saaten 
ungünstig  ausgefallen.  Aus  den  Schätzungen  der  nachstellend  mitgeteilten  Tabellen 
geht  hervor,  dass  das  Gcsamtresultat  der  Weizen  ernte  auf  grund  annähernder 
Ernteschätzung  im  Vergleich  zu  dem  definitiven  Resultat  des  Vorjahres  um 
ungefähr  78,62  Millionen  Doppelzentner  schwächer  ist.  Es  wurden  nämlich  im 
Jahre  1906  etwa  93848  Millionen  Doppelzentner  Wpizen  geerntet,  während  die  Ernte 
im  laufenden  Jahre  wahrscheinlich  859,86  Millionen  Doppelzentner  betragen  dürfte. 
Das  wahrscheinliche  Erträgnis  der  gesamten  Getreide  ernte  stellt  sich  im 
Vergleich  zum  Vorjahre  wie  folgt: 

1907  1906  Unterschied 


Millionen  Doppelzentner 

Weizen  859,86  938,48  —  78,62 

Roggen  407,14  399.24  +  7.90 

Gerste   331.35  326,30  +  5.05 

Hafer  541.19  •  535.92  +  5.27 

Mais   .     937.24  1051.68  —  114.44 


zusammen    3076,78  3251,62  —  174,84 

Die  gesamte  Getreideernte  ist  sonach  um  ungefähr  174,84  Millionen  Doppelzentner 
geringer.« 
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Wir  haben  also  höchstwahrscheinlich,  genau  wie  am  Anfang  und  dann  aber- 
mals gegen  das  Ende  der  neunziger  Jahre,  die  bestehenden  hohen  Getreidepreise 
als  vorübergehend  anzusehen.  Man  tut  deshalb,  um  sich  Enttäuschungen  zu  er- 
sparen, nach  früheren  Erfahrungen  gut  keine  besonderen  politischen  Hoff- 
nungen auf  solchen  vergänglichen  Erscheinungen  aufzubauen,  die  mit  dem 
nächsten  dauernden  Sonnenschein  regelmässig  wie  Nachtgespenster  verfliegen 
müssen. 

Will  man  aber  rein  wissenschaftlich-theoretisch  und  ohne  bestimmte  politische 
Zwecksetzung  an  die  Frage  der  dauernden  Preistendenz  herangehen,  dann 
muss  man  natürlich  den  zollunbeeinflussten  Markt  zur  Beobachtungsgrundlage 
wählen.  Man  wird  dann  für  England  zum  Beispiel  finden,  dass  —  wir  bleiben 
nunmehr  bei  den  englischen  Benennungen  —  vor  der  Agrarkrisis  der  ge- 
wohnte normale  Weizenpreis  1841  bis  1851  durchschnittlich  51  Shilling 
2  Pence  war,  1851  bis  1861  54.8,  1861  bis  1871  51.7,  1871  bis  1881  50.7 
pro  Quarter,  also  im  Durchschnitt  stets  über  50  Shilling.  Dann  kam  die  grosse 
Weltmarktsumwälzung,  die  in  ihrer  einschneidendsten  Wirkung  sich  im  Jahre 
1894  ausprägte:  in  einem  Jahresdurchschnitt  von  22.10  Shilling;  im  Oktober 
1894  betrug  der  Monatsdurchschnitt  sogar  nur  17V»  Shilling.  Aber  in  die 
Periode  der  durchschnittlichen  Preisabwärtsbewegung  fallen  selbstverständlich 
stets  Zwischenzeiten  der  knapperen  Ernten  und  deshalb  der  höheren 
Bewertung  des  Ernteerzeugnisses.  So  stand  1891  der  Weizen  vom  April  ab 
bis  über  den  Jahresschluss  hinaus  fast  stets  über  36  Shilling,  im  September 
sogar  auf  4iJ/s  Shilling.  Hatte  sich  damit  der  grosse  internationale  Teuerungs- 
umschwung angekündigt?  1898  gehen  die  Preise  sogar  zeitweilig  bis  auf 
45V3  Shilling  hinauf.  Dagegen  das  ganze  Teuerungsvorjahr  1907  sah  als 
Höchstpreis  36*4  Shilling  am  2.  November,  der  Jahresdurchschnitt  blieb  noch 
immer  30T/1S  Shilling,  also  tief  unter  1891  und  1898.  An  keinem  Tage  des 
laufenden  Jahres  1908  ist  bisher  ein  Preis  von  Z5Y2  Shilling  überschritten 
worden,  die  Notierung  Mitte  Juli  betrug  30 . 5  Shilling.  Ist  das  die  furcht- 
bare internationale  Teuerung,  der  >die  Welte  nicht  mehr  entrinnen  kann? 

Und,  wie  gesagt,  die  zuletzt  verzeichneten  Hochpreise  waren  abnorme  Fehl- 
erntenpreise, die  zuerst  genannten  englischen  Preise  der  Jahrzehnte  von  1881 
jedoch  Normaldurchschnitte,  unter  Einrechnung  auch  der  ernteergiebigsten  und 
darum  billigsten  Jahre.  Was  bleibt  also  für  eine  Grundlage  zu  düsteren  Unheils- 
kündungen?  Solange  in  den  Vereinigten  Staaten,  in  Kanada,  in  Argentinien, 
in  Australien,  in  Sibirien  weiter  siedelungskolonisiert  wird,  brauchen  wir  an 
die  Prophezeiung  der  tTeuerung  wie  sie  die  Welt  noch  nicht  gesehen  hatc 
nicht  zu  glauben. 

Freilich,  ich  wiederhole  auch  meine  zweite,  weniger  erbauliche  parteipolitische 
Schlussfolgerung.  Drei  Jahrzehnte,  ein  volles  Menschenalter  hindurch  hatten 
wir  von  185 1  bis  1880,  vor  der  internationalen  Agrarkrisis  und  unter  dem  Frei- 
handel, durchschnittlich  regelmässig  einen  Berliner  Weizenpreis  von  211  Mark. 
Dagegen  bedurfte  es,  obgleich  die  Agrarkrisis  zweifellos  schon  in  den  neunziger 
Jahren  ihren  Kulminationspunkt  erreichte,  im  Jahre  1907  noch  immer  einer 
fast  unerhörten  Weltfehlcrnte  und  dazu  noch  eines  55  Mark-Zolls,  um  einen 
Berliner  Jahresdurchschnitt  von  206,30  Mark  zu  erreichen.  Wahrlich,  da 
werden  wir  wohl  die  Agrarbewegung  noch  nicht  so  bald  erlöschen  sehen,  selbst 
wenn  urplötzlich  über  Nacht  alle  osteibischen  Junker  sterben  sollten,  die  nach 
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der  Geschichtsauffassung  des  kleinbürgerlichen  Bierbankradikalismus  bekannt- 
lich an  der  ganzen  Agrarschutzgeschichte  seit  1879-1880  ausschliesslich  schuld 
sind  —  in  Deutschland,  und  wahrscheinlich  auch  noch  in  Frankreich,  in  Italien, 
in  Österreich-Ungarn,  in  der  Schweiz  und  noch  in  manchen  anderen  Staaten. 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 
WILHELM  SCHRÖDER  •  BERLINER  VERKEHRS- 
POLITIK 

ER  als  Aussenstehender  die  verschiedenen  Zeitungsnachrichten 
über  den  Krieg  zwischen  Stadt  und  Strassenbahn  in  Berlin  ver- 
folgt hat,  wird  von  Staunen  darüber  gepackt  sein,  wie  es  möglich 
war,  dass  die  Grosse  Berliner  seit  bald  einem  Jahrzehnt  im  stände 
ist  mit  den  Interessen  der  Stadt  Fangball  zu  spielen.  Es  wird 
darauf  hingewiesen,  dass  die  Grosse  in  der  preussischen  Regierung  einen  fast 
allmächtigen  Verbündeten  habe,  und  diese  Tatsache,  mit  der  wir  uns  noch 
weiter  zu  beschäftigen  haben,  erklärt  sehr  viel,  aber  durchaus  nicht  alles.  Trotz 
dieses  für  sie  vorteilhaften  Bündnisses  würde  die  Privatgesellschaft  sich  in 
vielen  Stücken  besinnen;  aber  die  Gelegenheit  manchem  kommunalen  Ent- 
rüstungsausbruch gegenüber  so  recht  von  oben  herab  ihre  Macht  zu  demon- 
strieren ist  für  die  Herren  in  der  Direktion  der  Grossen  Berliner  Strassenbahn 
gar  zu  verführerisch.  Wussten  sie  doch  immer,  dass  mitten  im  Lager  des  kom- 
munalen Feindes  Personen,  und  zwar  einflussreiche  Personen,  sitzen,  die  mit 
dem  Herzen  nicht  so  sehr  den  Sieg  des  eigenen  als  des  feindlichen  Heerbanns 
erflehen  und  diesen  Wunsch  kaum  in  offener  Fehde,  geschweige  denn  beim 
heimlichen  Geflüster  verbergen.  Wo  nun  aber  noch  das  Gemütsleben  harmonisch 
mit  politischen  Grundsätzen  gepaart  ist,  die  den  Ansprüchen  der  Grossen  auf 
mehr  als  drei  Viertel  des  Weges  entgegenkommen,  da  ist  nicht  so  sehr  die 
Frage  am  Platz,  warum  die  Strassenbahngesellschaft  so  grossspurig  sich  ge- 
berden konnte,  als  vielmehr  die,  warum  ihre  Siegesfahne  denn  noch  nicht  von 
den  Zinnen  der  Reichshauptstadt  weht,  und  warum  es  überhaupt  zu  einem 
Kriege  kommen  musste.  Gewiss,  das  Interesse  der  Stadt  erfordert  gebieterisch, 
dass  die  gesamten  Verkehrsmittel  kommunalisiert  werden.  Es  ist  unerhört, 
dass  die  Verkehrsintel  essen  von  drei  Millionen  Menschen  von  den  Launen 
einer  Privatgesellschaft  abhängig  sein  sollen,  die  kein  anderes  Ziel  im  Auge  hat 
und  haben  kann  als  möglichst  rücksichtslos  gute  Geschäfte  zu  machen.  Nun 
ist  aber  die  Kommunalisierung  des  Verkehrs  nicht  mit  den  Dogmen  des  Frei- 
sinns vereinbar,  der  im  Roten  Hause  zu  Berlin  das  Zepter  führt.  Zwar  hat 
die  Blocksession  des  Reichstags  gezeigt,  dass  politische  Doktrinen  als  solche 
sich  spielend  leicht  über  Bord  werfen  lassen.  Aber  fest  wie  Kletten  sitzen  diese 
Doktrinen,  wenn  sie  mit  materiellen  Interessen  verknüpft  sind.  Vor  13  Jahren, 
am  24.  November  1895,  beging  ein  sehr  bekannter  sozialdemokratischer  Stadt- 
verordneter die  Bosheit  im  Vorwärts  alle  Stadträte  und  Stadtverordnete  auf- 
zuzählen, die  als  Aufsichtsräte  usw.  an  dem  Gedeihen  solcher  Aktienunter- 
nehmungen, die  mit  der  Stadt  in  geschäftlichen  Beziehungen  stehen,  ein  sehr 
dringendes  materielles  Interesse  hatten.  Nun  braucht  es  ja  gar  nicht  einmal 
ein  Aufsichtsratsposten,  ja  vielleicht  nicht  einmal  der  persönliche  Besitz  von 
Aktien  zu  sein,  der  die  gewichtige  politische  Uberzeugung  festigt,  dass  es  der 
erste,  tiefbedeutsame  Schritt  zum  verhassten  sozialistischen  Zukunftsstaat  sei 
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und  daher  den  Untergang  der  besten  aller  Welten  bedeute,  wenn  die  Gemeinde 
sich  ein  so  wichtiges  Gebiet  wie  das  öffentliche  Verkehrswesen  zur  eignen 
Ausnutzung  aneigne.  Man  ist  so  oder  so  an  die  Uberzeugung  vom  alleinselig- 
machenden Privatkapitalismus  gefesselt  und  hat  daher  von  Anfang  an  sich  auch 
seinen  Auswüchsen  gegenüber  vor  entschiedenen  Schritten  gehütet. 

Der  gegenwärtig  gültige  Konzessionsvertrag  zwischen  der  Stadtgemeinde 
Berlin  und  der  Grossen  Berliner  Strassenbahnaktiengesellschaft  datiert  vom 
19.  Januar  1898.  Es  wird  im  §  2  dieses  Vertrages  bestimmt,  dass  die  Zu- 
stimmungsfrist für  alle  bereits  ausgeführten  Linien,  die  am  31.  Dezember  191 1 
ablief,  bis  zum  31.  Dezember  1919  ausgedehnt  wird.  Der  §  36  behandelt  die 
Rechtsverhältnisse  beim  Erlöschen  der  Zustimmung  oder  beim  Aufhören  der 
staatsbehördlichen  Genehmigung  und  kündet  für  diese  Fälle  folgende  Rechts- 
verhältnisse an : 

>i.  Der  Bahnkörper  (Betriebsstrecken),  soweit  er  sich  auf  in  städtischer  Unter- 
haltungspflicht stehenden  Wegestrecken  befindet,  nebst  Zubehör  (als  Ständer.  Zu- 
leitungsdrähte  usw.)  und  nebst  den  etwa  auf  stadtischem  Grund  und  Boden  errichteten 
Warteräumen   geht  unentgeltlich  in  das  Eigentum  der  Stadtgemeinde  über. 

2.  Das  Recht  der  Weiterbenutzung  der  zu  dem  eingangs  gedachten  Zeitpunkte  von 
der  Unternehmung  verwendeten,  der  Gesellschaft  gehörigen  Patente  und  Patent- 
lizenzen geht  für  den  Umfang  des  Unternehmens  ebenfalls  unentgeltlich  auf  die 
Stadtgemeinde  über. 

3.  Dieselbe  ist  berechtigt,  abgesehen  von  den  Bestimmungen  zu  2,  die  Abtretung  der 
Rechte  aus  den  von  den  Gesellschaften  hinsichtlich  des  Unternehmens  geschlossenen 
Verträgen  gegen  Übernahme  der  den  Gesellschaften  aus  diesen  Verträgen  obliegen- 
den Verpflichtungen  zu  erlangen.« 

In  diesem  §  36  bedang  der  Magistrat  sich  ferner  das  Recht  aus  statt  die  vor- 
stehend bestimmten  Rechtsverhältnisse  eintreten  zu  lassen  die  Wiederherstel- 
lung des  früheren  Zustandes  der  von  der  Gesellschaft  benutzten  Strassen  usw. 
nötigenfalls  unter  Beseitigung  in  diese  eingebauter  Teile  der  Bahnanlage  zu 
verlangen  oder  auf  Kosten  der  Gesellschaft  ausführen  zu  lassen.  Desgleichen 
wurde  bestimmt,  dass  es  Sache  der  Stadt  Berlin  sei  die  Übereinstimmung  der 
fremden  Wegeunterhaltungspflichtigen  und  die  Übertragung  von  deren  Rechten 
auf  sich  herbeizuführen.  Der  Sinn  dieser  Bestimmung  war  natürlich,  wie  zum 
Überfluss  noch  durch  einen  Passus  im  §  36  des  am  9.  März  1900  zwischen  der 
Stadt  Berlin  und  der  später  mit  der  Grossen  Berliner  Strassenbahn  liierten 
Berlin-Charlottenburger  Strassenbahn  festgesetzt  wurde,  die  Übernahme  des 
Strassenbahnbetriebes  durch  die  Stadt  Berlin  und  die  übrigen  interessierten 
Vorortgemeinden  einheitlich  zu  regeln.  Daher  heisst  es  im  Absatz  e 
dieses  §  36: 

>Im  übrigen  verpflichtet  sich  die  Gesellschaft,  künftig  Verträge  mit  anderen  Wege- 
unterhaltungspflichtigen nur  in  der  Art  abzuschliessen,  dass  ihnen  Ende  ioio  ein 
unentgeltliches  Erwerbsrecht,  wie  zu  a  vorgesehen,  eingeräumt  wird.« 

Als  die  Berliner  Stadtverordnetenversammlung  am  25.  Februar  1897  über 
den  mit  der  Grossen  und  der  damaligen  Neuen  Berliner  Pferdebahngeselischaft 
abzuschliessenden  Vertrag  beriet,  sagte  Stadtverordneter  Singer  namens  der 
sozialdemokratischen  Fraktion,  dass  die  Stadt  selbst  den  Nutzen  der  Anlagen 
auf  städtischen  Strassen  und  Plätzen  für  die  Gesamtheit  in  Anspruch  nehmen 
müsse ;  er  riet  daher  von  einer  Konzessionsverlängerung  ab.  Dieser  Rat  wurde 
damals  vielleicht  nicht  ganz  so  tauben  Ohren  gepredigt  wie  im  Jahre  1884, 
wo  die  Stadtverordnetenversammlung  den  sozialdemokratischen  Vorschlag  auf 
Überleitung  des  Verkehrswesens  in  die  Hand  der  Stadt  mit  Hohngelächter  auf- 
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nahm.  Aber  bei  der  Zusammensetzung  dieser  Körperschaft  darf  es  nicht  wunder 
nehmen,  dass  die  Stadtverordnetenmehrheit  auch  im  Jahre  1897  vor  dem  Regie- 
betrieb zurückschreckte  und  sich  teils  durch  Drohungen  teils  durch  Zusiche- 
rungen für  die  Konzessionsverlängerung  einfangen  Hess.  Denn  die  Privat- 
gesellschaft hatte  erklärt,  dass  sie  bei  der  NichtVerlängerung  den  Pferdebetrieb 
bis  zum  Jahre  191 1  beibehalten  wolle.  Hierauf  war  im  Grunde  nicht  viel  zu 
geben,  da  die  grössere  Billigkeit  des  elektrischen  Betriebes  die  Gesellschaft 
schon  veranlasst  hätte  zu  ihrem  eigenen  Vorteil  die  Umwandlung  vorzunehmen. 
Zusicherungen  waren  unter  anderem  gegeben  durch  das  Versprechen  der  Gesell- 
schaft für  ihre  Angestellten  grössere  Fürsorge  zu  treffen ;  wie  wenig  ernst  dies 
Versprechen  genommen  wurde,  lässt  der  grosse  Ausstand  erkennen,  der  im  Mai 
1899  unter  den  Strassenbahnern  ausbrach  infolge  der  geradezu  himmelschreien- 
den Rücksichtslosigkeit,  mit  der  die  Gesellschaft  die  Arbeitskraft  der  Armen 
ausnutzte. 

Von  dem  Tage  ab,  wo  die  Grosse  Berliner  Strassenbahnaktiengescllschaft  die 
Konzessionsverlängerung  in  der  Tasche  hatte,  eröffnete  sie  einen  geschickt  an- 
gelegten Feldzug  gegen  die  Stadt  mit  dem  Ziel,  die  Bestimmungen  des  er- 
wähnten §  36  des  Vertrags  zu  nichte  zu  machen  und  sich  auf  ein  Jahrhundert 
hinaus  das  Recht  auf  Ausnutzung  des  Berliner  Verkehrs  zu  sichern.  Vom  ersten 
Tage  an  rechnete  die  Gesellschaft  hierbei  mit  dem  unverbrüchlichen  Grundsatz 
der  königlich  preussischen  Regierung,  wie  die  Städte  überhaupt,  so  vor  allem 
die  Hauptstadt  des  Landes  nach  Kräften  und  bei  jeder  erreichbaren  Gelegenheit 
zu  ducken  und  in  politischer  wie  wirtschaftlicher  Hinsicht  ihre  Machtentfaltung 
einzuschränken.  Ein  Grundsatz,  dessen  Betätigung  der  Staatsregierung  denn 
ja  auch  dank  der  Angstmeierei  der  im  Rathause  massgebenden  Biedermänner 
wahrlich  nicht  schwer  geworden  ist. 

Im  Herbst  des  Jahres  1898  brachten  die  Berliner  Zeitungen  die  interessante 
Neuigkeit,  dass  ein  Ministerialdirektor  aus  dem  preussischen  Eisenbahn- 
ministerium, Herr  Dr.  Micke,  sein  Staatsamt  verlasse  und  am  1.  Januar  1899 
in  die  Direktion  der  Grossen  Berliner  eintrete.  Dafür,  dass  Herr  Dr.  Micke 
seine  staatlichen  Pensionsansprüche  vermindern  müsse,  habe  die  Gesellschaft 
ihm  200000  Mark  erstattet.  Es  zeigte  sich  bald,  dass  die  Talente  des  neuen 
Direktors  nicht  zu  hoch  bezahlt  waren. 

Damit  das  Strassenbild  der  Stadt  an  hervorragenden  Punkten  durch  den  Ober- 
leitungsbetrieb nicht  allzu  sehr  beeinträchtigt  werde,  war  im  Vertrag  mit  der 
Strassenbahngcsellschaft  vorgesehen  worden,  dass  dort,  wo  der  Magistrat  es 
für  angebracht  hielt,  auch  gemischtes  System  mit  Akkumulatorenbetrieb  ein- 
geführt werde.  Nun  stellt  sich  der  Akkumulatorenbetrieb  erheblich  teurer  als 
der  Oberleitungsbetrieb,  und  daher  beanspruchte  die  Gesellschaft  eine  Kompen- 
sation, die  ihr  die  Stadt  bei  Festsetzung  des  Betrages  der  an  sie  zu  entrichtenden 
Abgabe  gewährte.  Während  diese  Abgabe  nämlich  ursprünglich  bis  zu  10  % 
steigen  sollte,  wurde  im  Vertragsentwurf  ein  Fixum  von  8  %  der  gesamten 
Bruttoeinnahme  vorgesehen.  Die  Gesellschaft  hatte  es  bequem  sich  des 
lästigen  Akkumulatorenbetriebs  zu  entledigen.  Bei  dem  starken  Schneefall 
im  Dezember  1899  Hess  sie  den  Akkumulatoren,  wie  selbst  der  Polizeipräsident 
von  Windheim  in  einem  am  22.  Dezember  an  den  Magistrat  gerichteten  Schrei- 
ben konstatierte,  eine  >verbesserungsbedürftigec  Behandlung  zu  teil  werden; 
und  das  hatte  zur  Folge,  dass  der  gesamte  Strassenbahnverkehr  stockte.  Der 
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Vorteil  dieser  Handlung  war  gross  für  die  Privatgesellschaft.  Auf  Ersuchen 
des  Polizeipräsidenten  genehmigte  die  Stadt  zunächst  provisorisch  die  Ersetzung 
des  Akkumulatorenbetriebes  durch  den  Oberleitungsbetrieb,  und  dann  erliess  der 
Polizeipräsident  über  den  Kopf  der  Stadt  hinweg  am  31.  September  1900  ein 
Schreiben  an  die  Direktion  der  Grossen  Berliner  Strassenbahn,  das  also  begann : 
»Seine  Majestät  der  Kaiser  und  König  haben  anzuordnen  geruht,  dass  der  Betrieb 
der  hiesigen  Strassenbahnen  der  Grossen  Berliner  Strassenbahn  mit  Akkumulatoren 
wegen  der  Unzulänglichkeit  und  UnWirtschaftlichkeit  dieses  Betriebes  zu  beseitigen 
und  durch  unmittelbare  Zuführung  des  elektrischen  Stromes  zu  ersetzen  sei.« 
Die  Stadt  Hess  sich  von  der  Grossen  arg  übertölpeln.  Sie  hätte,  falls  es  ihr 
möglich  gewesen  wäre  diese  Entwickelung  vorauszuahnen,  bei  Beibehaltung 
von  10  %  des  Anteils  jährlich  600  000  Mark  mehr  als  jetzt  vom  Gewinn  ein- 
nehmen müssen.  Ein  Abkommen  vom  27.  September  1902  setzte  die  von  der 
Gesellschaft  jährlich  zu  zahlende  Abgabe  auf  1  844  123  Mark  fest  Bei  den 
über  die  Höhe  der  Entschädigung  geführten  Verhandlungen  wurde  insbesondere 
zu  gunsten  der  Gesellschaft  die  Mehrbelastung  in  Rechnung  gestellt,  die  die 
Einrichtung  und  Unterhaltung  des  unterirdischen  Zuleitungsbetriebes  mittels 
Akkumulatoren  an  einzelnen  Strassen  veranlassen  würde.  Diese  Belastung  ist 
jedoch,  soweit  es  sich  um  die  Unterhaltung  dieses  Betriebes  handelt,  inzwischen 
zum  grossen  Teil  in  Wegfall  gekommen;  denn  die  Staatsbehörde  hat  auch  auf 
diesen  Wegen  mit  Ausnahmen  einer  kurzen  Strecke  am  Brandenburger  Tor  den 
Oberleitungsbetrieb  gestattet. 

Aber  lumpen  Hess  sich  die  Grosse  Berliner  doch  nicht,  nachdem  ihr  unter  der 
neuen  Direktion  Micke  der  erste  grosse  Wurf  gelungen  war.  Wenn  auch  nicht 
der  Stadt,  die  dank  der  staatlichen  Bevormundung  auf  ihrem  Grund  und  Boden 
ja  auch  nur  eine  nebensächliche  Rolle  spielt,  so  zeigte  sie  sich  doch  der  preussi- 
sc'.ieti  Krone  sehr  erkenntlich.  Dafür,  dass  der  Kaiser  der  Grossen  gestattet 
hatte  auch  im  Tiergarten  an  Stelle  des  unwirtschaftlichen  Akkumulatoren- 
betriebes die  Oberleitung  einzuführen,  verpflichtete  die  Gesellschaft  sich  den 
Grossen  Stern  auf  ihre  Kosten  mit  Bildwerken  aus  Bronze,  Jagdgruppen 
darstellend,  auszuschmücken.  Diese  Bildwerke  wurden  sinnigerweise  in  Gegen- 
wart von  Vertretern  der  Staatsbehörden  und  der  Direktoren  der  Strassenbahn- 
gesellschaft  enthüllt.  Harmlos  durchlief  damals,  am  19.  Februar  1903,  die 
Zeitungen  eine  Notiz,  wonach  diese  Handlung  der  Strassenbahngesellschaft 
nicht  als  Beweis  ihrer  kunstfreundlichen  Gesinnung  aufgefasst  werden 
könne,  die  Ausgaben  für  die  Statuen  seien  vielmehr  gern  von  der  Strassen- 
bahn übernommen  worden,  weil  sie  dem  Akkumulatorenbetrieb  gegenüber  das 
kleinere  Übel  darstellten. 

Aber  was  wollte  dieser  erste,  alle  altpreussische  Tradition  —  die  nur  be- 
dingungslose Gestattung  oder  Versagung,  je  nach  der  Notwendigkeit,  aber  kein 
Tauschgeschäft  kannte  —  umstürzende  Erfolg  des  Herrn  Micke  dem  zweiten 
Wurf  gegenüber  bedeuten?  Am  23.  April  1900  erfuhr  der  Berliner  Magistrat 
zu  seiner  Überraschung  aus  einer  Notiz,  die  das  Pressbureau  der  Grossen  den 
Zeitungen  zugesandt  hatte,  dass  unbekümmert  um  den  Ablauf  des  Strassenbahn- 
vertags  im  Jahre  1919  der  preussische  Verkehrsminister  von  Thielen  dahin  ent- 
schieden hatte,  dass  der  dem  Kleinbahngesetz  von  1892  unterstehenden  Gesell- 
schaft für  ihr  elektrisches  Strassenbahnnetz  die  staatliche  Genehmigung 
bis  zum  31.  Dezember  1949  zu  erteilen  sei.  Das  heisst,  wenn  wir  sagen,  dass  der 
Magistrat  von  Berlin  überrascht  gewesen  sei,  so  ist  nur  an  den  Magistrat  als 


Digitized  by  Google 


WILHELM  SCHRÖDER  ■  BERLINER  VERKEHRSPOLOTK 


991 


Körperschaft  zu  denken.  Denn  in  dem  Aufsichtsrat  der  selben  Gesellschaft, 
die  sich  hinter  dem  Rücken  und  selbstverständlich  sehr  gegen  den  Willen  der 
Stadt  die  Konzessionsverlängerung  auf  30  Jahre  zu  ergattern  wusste,  sass  ein 
Mitglied  des  Magistrats,  der  Stadtrat  Bail  nämlich.  Seine  städtische  Funktion 
versah  dieser  Herr  im  Ehrenamt,  der  Aufsichtsratsposten  brachte  ihm  im  Jahre 
20000  Mark  ein. 

Die  Grosse  Berliner  Strossenbahngesellschaft  gab  zunächst  am  5.  Mai  1900  in 
einem  Prospekt,  der  einen  empfehlenden  Hinweis  auf  die  Vorteile  der  Kon- 
zessionsverlängerung  enthielt,  dem  geklbesitzenden  Publikum  die  Zu- 
lassung von  1  500  000  Mark  neuer  Aktien  zum  Börsenverkehr  kund  und  über- 
liess  es  dann  der  preussischen  Regierung  die  denn  doch  als  sehr  anrüchig 
empfundene  Vergünstigung  zu  verteidigen.  In  den  Sitzungen  des  preussischen 
Abgeordnetenhauses  vom  22.  Februar  und  19.  März  1901  ersuchte  der  frei- 
sinnige Abgeordnete  Goldschmidt  den  Verkehrsminister  seine  so  grosses  Auf- 
sehen erregende  Massnahme  zu  rechtfertigen.  Man  weiss,  wie  preussische 
Minister  durch  die  Hervorkehrung  von  unendlich  gleichgültigen  Hinweisen 
formeller  Natur  sich  aus  der  Schlinge  zu  ziehen  suchen,  wenn  die  parlamen- 
tarische Opposition  sie  auf  Dinge  aufmerksam  macht,  die  ausser  in  Preussen 
in  keinem  Kulturstaat  der  Welt  mehr  möglich  sind.  So  sagte  denn  auch  der 
Minister  Thielen,  dass  er  die  Konzessionsverlängerung  erstens  auf  grund  des 
Kleinbahngesetzes  habe  eintreten  lassen,  und  dass  zweitens  keine  Gesetzes- 
verletzung vorliege.  Der  Eintritt  des  Herrn  Micke  in  die  Verwaltung 
der  Grossen  Berliner  habe  mit  der  Konzessionsverlängerung  nicht  das  geringste 
zu  tun;  wenn  Herr  Micke  als  Direktor  der  Gesellschaft  sich  der  Konzessions- 
verlängerung in  sehr  rühriger  Weise  angenommen  habe,  so  habe  er  damit  nur 
seine  Pflicht  getan. 

In  einem  Artikel  der  amtlichen  Berliner  Korrespondenz  machte  die  Regierung 
dann  noch  am  25.  Februar  1901  den  Scherz,  die  Konzessionierung  der  Strassen- 
bahn  bis  zum  31.  Dezember  1949  sei  ein  »annähernder  Ausgleich«  im  Hinblick 
darauf,  dass  verschiedene  Berliner  Vorortgemeinden  längere  Konzessionen  ab- 
geschlossen hätten.  Um  diesen  Ausgleich  oder,  wie  ein  Regierungskommissar 
sich  später  in  der  Sitzung  des  Abgeordnetenhauses  vom  4.  März  1905  aus- 
drückte, diese  »mittlere  Linie«  als  solche  würdigen  zu  können,  muss  man 
wissen,  dass  die  Verträge  mit  Charlottenburg,  Schöneberg  und  Rixdorf  bis 
1937>  <üe  mit  Wilmersdorf  bis  1948  währen,  und  dass  von  allen  Vororten  nur 
Tegel  und  Dalldorf  einen  Vertrag  bis  1959  eingegangen  sind.  Viel  klarer 
als  die  Regierung  war  denn  auch  der  freikonservative  Abgeordnete  Gamp  in  der 
zuletzt  erwähnten  Sitzung.  Vor  Abschluss  des  Vertrages  mit  der  Stadt  hatte 
zwar  die  Strassenbahngesellschaft  ausdrücklich  erklärt,  dass  sie  bis  zum  Jahre 
1920  das  in  den  Betrieb  gesteckte  Kapital  amortisieren  könne.  Herr 
Gamp  hielt  den  Nörglern  aber  die  höhere  Weisheit  des  Ministers  Thielen  ent- 
gegen, wonach  die  Konzession  bis  zum  31.  Dezember  1919  doch  nicht  zur 
Amortisation  ausreiche  und  es  daher  Pflicht  und  Schuldigkeit  des  preussi- 
schen Staates  sei  sein  besseres  Wissen  zu  gunsten  der  Gesellschaft  zur  Gel- 
tung zu  bringen.  Hoffentlich  werde  der  Nachfolger  des  Herrn  Thielen,  Minister 
Budde,  nicht  aus  unangebrachter  Konnivenz  gegen  die  Stadt  Berlin  die  An- 
ordnungen seines  Vorgängers  über  den  Haufen  werfen,  denn  zu  einem  Ent- 
gegenkommen dieser  Stadt  gegenüber  liege  gar  kein  Anlass  vor,  da  Berlin 


Digitized  by  Google 


992 


WILHELM  SCHRÖDER  •  BERLINER  VERKEHRSPOUTIK 


es  auch  an  dem  nötigen  Entgegenkommen  der  Staatsregierung  gegenüber  fehlen 
lasse. 

In  der  Auffassung,  dass  derartige  Anschauungen  in  der  preussischen  Regierung 
allen  Ernstes  massgebend  sind,  sollte  sich  die  Grosse  Berliner  Strassenbahn 
denn  auch  bei  einer  ferneren  Belastungsprobe  nicht  täuschen. 

Am  27.  September  1905  bekam  der  Berliner  Magistrat  in  den  Berliner 
Blättern  abermals  eine  Neuigkeit,  nämlich  die  der  T  u  n  n  e  1  p  1  ä  n  e  ,  zu  lesen. 
Um  in  der  stark  überlasteten  Leipziger  Strasse  Luft  zu  schaffen,  sollte 
zwischen  Potsdamer  Brücke  und  Rossstrasse  für  die  Strassenbahnen  ein  Tunnel 
gebaut  werden.  Ebenso  wolle  die  Strassenbahngesellschaft  am  Brandenburger 
Tor  und  am  Opernplatz  ihre  oberirdischen  Leitungen  in  Untergrundbahn- 
Strecken  umwandeln  und  gleichzeitig  beide  Strecken  durch  eine  zweigleisige 
Untergrundbahn  in  der  Strasse  Unter  den  Linden  verbinden.  Wer  die  Ber- 
liner Verkehrsverhältnisse  kennt,  ersieht  ohne  weiteres,  dass  das  Publikum  von 
einer  Durchführung  dieses  Planes  keinerlei  Nutzen,  nicht  die  geringste  Zeit- 
ersparnis hat.  Aber  davon  war  bei  der  Anpreisung  auch  gar  keine  Rede.  Es 
wurde  gleich  in  der  ersten  Zeitungsnotiz,  die  der  Presse  zuging,  mit  Nachdruck 
betont,  dass  bei  den  staatlichen  Behörden,  denen  die  Projekte  bereits  vorlägen, 
auf  wohlwollende  Prüfung  zu  rechnen  sei ;  ganz  besonders  ostentativ 
Hess  die  Grosse  Berliner  dann  später  bei  passender  Gelegenheit  verkünden,  dass 
bei  der  Lösung  der  Untertunnelungsfrage  auch  ein  Lieblingsplan  des  Kaisers 
zur  Ausführung  kommen  werde.  Sie  wolle  nämlich,  wie  sie  die  Jagdgruppen 
am  Grossen  Stern  stiftete,  das  Brandenburger  Tor  nach  dem  vom  Kaiser  ge- 
billigten Plan  des  Geheimen  Oberbaurats  Ihne  auf  ihre  Kosten  freilegen  lassen. 
Die  Stadt  Berlin  und  ihre  Bevölkerung  kamen  nur  insoweit  in  betracht  als  sie  in 
eine  90jährige  Verlängerung  der  Betriebskonzessionen  für  die  Grosse  Berliner 
und  ihre  drei  Tochtergesellschaften  zu  willigen  sowie  sich  die  Aufhebung  des 
Zehnpfennigtarifs,  die  Erhöhung  des  Fahrpreises  für  alle  längeren  Fahrstrecken 
der  Gesellschaft  auf  15  und  20  Pfennig,  gefallen  zu  lassen  hätten.  Denn  die 
Durchführung  so  umfangreicher  Verkehrspläne,  deren  Kosten  anfangs  auf 
60,  dann  auf  mehr  als  80  Millionen  Mark  berechnet  wurden,  könnte  nur  bei 
einer  Erhöhung  des  Aktienkapitals  von  100  auf  200  Millionen  Mark  vor  sich 
gehen.  Um  solche  Summen  aber  zum  Nutzen  der  Aktionäre  amortisieren  zu 
können,  bedürfe  die  Gesellschaft  selbstverständlich  einer  Sicherung  ihres  Ver- 
kehrsmonopols für  einen  sehr  langen  Zeitraum. 

Deutlich  und  immer  deutlicher  betonten  die  Grosse  und  die  Regierung, 
dass  ein  Widerstand  gegen  diese  Pläne  zwecklos  sei.  Und  darin 
haben  beide  recht.  Denn  während  früher  die  Städte  gegenüber  den 
Unternehmungen  von  Strassenbahnen  nur  als  Eigentümerinnen  in  Frage 
kamen  und  nur  auf  dem  schwierigen  Wege  der  Expropriation  etwas 
gegen  ihren  Willen  hätte  unternommen  werden  können,"  legte  das  heute 
massgebende  Kleinbahngesetz  von  1892  die  Konzession  solcher  Unter- 
nehmungen lediglich  in  die  Hände  des  Staates.  Der  Staat  hat  zu  bestimmen, 
auf  welchen  Strassen  und  in  welcher  Weise  solche  Unternehmungen  eingerichtet 
werden ;  die  Gemeinden  kommen  nur  als  Wegeunterhaltungspflichtige  in  Frage, 
und  es  besteht  die  Bestimmung,  dass  das  Ergänzungsverfahren  in  Kraft  tritt, 
wenn  zwischen  dem  Wegeunterhaltungspflichtigen  und  dem  Unternehmer  eine 
Verständigung  über  die  Benutzung  der  Wege  nicht  zu  stände  kommt.  Während 
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nun  sonst  die  Kreisausschüssc,  Bezirksausschüsse  und  Provinzialräte  zu  urteilen 
haben,  wurde  Berlin  durch  die  Ausnahmebestimmung  benachteiligt,  dass  hier  die 
Entscheidung  im  Ergänzungsverfahren  in  der  Hand  des  Oberpräsidenten  und 
des  ebenfalls  vom  König  abhängigen  Ministers  liegt;  einen  Rechtsweg  gibt  es 
für  die  Stadt  Berlin  nicht. 

Wir  wollen  nun  nicht  näher  auf  relativ  untergeordnete  Dinge  eingehen,  wie  bei- 
spielsweise darauf,  dass  es  der  Strassenbahngesellschaft  möglich  war  im  Herbst 
des  Jahres  1904  willkürlich  das  Monatsabonnement  von  6  Mark  auf  7,50  Mark 
zu  erhöhen,  und  dass  die  Grosse  ferner,  ohne  dass  die  Aufsichtsbehörde  die 
Einwände  der  Stadt  berücksichtigte,  die  wertvollste  Errungenschaft  des  Ver- 
trages von  1898,  den  am  1.  Januar  1900  auf  allen  Linien  eingeführten  Zehn- 
pfennigtarif, allmählich  auf  15  von  98  Linien  zu  gunsten  eines  Fahrpreises 
von  15  oder  20  Pfennig  für  die  ganze  Strecke  beseitigte.  Unsere  Aufgabe  ist 
es  vielmehr  in  Kürze  darzulegen,  was  die  Stadt  Berlin  den  offenkundigen  Ver- 
tragsbrüchen gegenüber  tat,  die  die  Privatgesellschaft  im  Einverständnis  mit  der 
Regierung  sich  gestatten  durfte.  Es  muss  anerkannt  werden,  der  Berliner 
Magistrat  wehrte  sich,  wenn  auch  ein  Aufsichtsratmitglied  der  Grossen  auf 
seiner  Bank  sass.  Nachdem  er  im  April  1900  erfahren  hatte,  dass  hinter 
seinem  Rücken  der  Verkehrsminister  auf  die  Verlängerung  der  Konzession 
bis  1949  eingegangen  war,  hatte  die  Berliner  Stadtverordnetenversammlung  sich 
am  18.  Oktober  1900  mit  einer  Magistratsvorlage  zu  beschäftigen,  wonach  Bau 
und  Betrieb  neuer  Strassenbahnlinien  hinfort  nur  noch  für  Rechnung  der 
Stadtgemeinde  erfolgen  solle.  Stadtverordneter  Cassel  machte  in  dieser 
Sitzung  der  sozialdemokratischen  Fraktion  den  Vorwurf,  dass  sie  prinzipien- 
widrig gehandelt  habe,  indem  sie  hn  Jahre  1897  der  Konzessionsverlängerung 
auf  8  Jahre  zustimmte.  Stadtverordneter  Singer  entgegnete,  dass  von  einer 
Prinzipienverletzung  keineswegs  die  Rede  sein  könne;  seine  Fraktion  habe  sich 
für  die  Verlängerung  der  Konzession  bis  zum  Jahre  1919  erklärt,  weil  damit  der 
Einheitstarif,  die  Pensionskasse  und  die  Maximalarbeitszeit  für  die  Wagen- 
führer erreicht  wurde.  Selbstverständlich  sei  die  Zustimmung  nicht  prinzipiell 
zur  höheren  Ehre  des  Privatkapitals  sondern  nur  aus  Zweckmässigkeitsgründen 
erfolgt,  weil  sie  dem  Publikum  wie  den  Angestellten  Vorteile  bringen  sollte, 
auf  die  sie  andernfalls  noch  auf  lange  Zeit  hätten  verzichten  müssen.  In  dieser 
Sitzung,  sowie  später  noch  am  14.  März  1903  im  Reichstag  wies  Singer  ausser- 
dem noch  auf  die  charakteristische  Tatsache  hin,  dass  die  Firma  Siemens  & 
Halske  über  den  Kopf  der  Stadt  hinweg  sich  eine  kaiserliche  Verordnung 
erwirkt  hatte,  wonach  ihr  und  nicht  der  Stadt  Berlin  die  Fortfühtung  der 
Untergrundbahn  vom  Potsdamer  Platz  nach  dem  Innern  der  Stadt  vor- 
behalten bleibe.  Dies  sei  geschehen,  damit  die  Hoch-  und  Untergrundbahn 
rentabel  bleibe.  Die  Stadtverordnetenversammlung  beschloss  in  namentlicher 
Abstimmung  mit  113  gegen  9  Stimmen  der  Magistratsvorlage  gemäss.  Was  nun 
die  Fortführung  der  Untergrundbahn  betrifft,  so  focht  die  Grosse  Berliner 
Strossenbohn  diesen  Plan,  wenn  auch  erfolglos,  im  Wege  der  Klage  mit  der 
Begründung  an,  dass  sie  für  ihren  Betrieb  durch  diese  Verkehrsverbesserung 
Schaden  erleide.  Am  12.  Januar  1905  entschied  das  Kammergericht  und  bald 
darauf  das  Reichsgericht  zu  Ungunsten  der  Grossen,  die  durch  diese  Klage  mit 
aller  Deutlichkeit  hatte  bekunden  wollen,  dass  sie  in  Berliner  Verkehrsange- 
legenheiten als  Monopol  ist  in  zu  betrachten  sei.    Mit  gleicher  Entschie- 
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denheit  wandte  sich  die  Grosse  dann  gegen  die  städtischen  Verkehrspläne,  die 
gemäss  dem  Beschluss  der  Stadtverordnetenversammlung  vom  18.  Oktober  1900 
entworfen  und  der  Staatsbehörde  zur  Genehmigung  vorgelegt  wurden.  Die 
Stadt  wollte  nicht  nur  eigene  Strassenbahnen  bauen  sondern  auch  auf  ihre 
Rechnung  ein  Untergrundbahnnetz  einrichten,  wobei  sich  namentlich  die  Not- 
wendigkeit der  geplanten  Untergrundbahn  Nord-Süd  sehr  stark  geltend  machte. 
Dank  den  Einsprüchen  der  Grossen  und  dank  der  Gründlichkeit,  mit  der  die 
Staatsbehörde  diese  Einsprüche  prüfte,  hat  die  Stadt  bis  jetzt  glücklich  er- 
reicht, dass  am  I.  Juli  dieses  Jahres  an  der  nordöstlichen  Peripherie  die  erste 
städtische  Strassenbahnlinie  in  Betrieb  treten  konnte. 

Drastisch  erhellt  wird  die  Situation  aber  noch  durch  die  Affäre  der  Siemens 
&  Halskeschen  Strassenbahn,  deren  Aktien  die  Stadt  im  Verkehrsinteresse  für 
teuren  Preis  erworben  hatte  im  Vertrauen  darauf,  dass  die  Regierung  ihr  die 
Bewilligung  zur  Durchquerung  der  Strasse  Unter  den  Linden  nicht  versagen 
werde.  Diese  Hoffnung  wurde  im  September  1901  getäuscht,  indem  der  Kaiser 
auf  den  Plan  des  städtischen  Gesuchs  die  Randbemerkung  setzte:  »Unten 
durch,  nicht  drüber  weg«.  Aus  der  vom  Kaiser  geraeinten  äusserst  kostspieügen 
Untertunnelung  der  Linden  ist  bis  heute  noch  nichts  geworden ;  auch  hier  haben 
die  Quertreibereien  der  Grossen  keine  unwesentliche  Rolle  gespielt. 

Etwas  im  Prinzip  Bedeutsames  brachte  die  Stadt  Berlin  am  11.  Mai  1908  zu 
stände,  als  an  diesem  Tage  die  Magistratsvorlage  zur  Gründung  eines  Ver- 
kehrsverbandes mit  den  Vororten  die  Zustimmung  der  Stadtverordneten- 
versammlung erhielt.  Nur  wenn  ein  solcher  Verband  mit  den  Vororten  für  alle 
Eventualitäten  zu  stände  kommt,  nur  wenn  die  unendlich  schwierige  Aufgabe 
gelingt  die  widerstreitenden  und  zum  Teil  von  beschränktem  Eigensinn  der 
Hausbesitzer  beeinflussten  Interessen  etlicher  dreissig  Gemeinden  unter  einen 
Hut  zu  bringen  ist  es  vielleicht  möglich  den  Antsurm  der  Grossen  Berliner 
abzuwehren.  Wie  gross  die  Schwierigkeiten  der  Abwehr  sind,  lehrt  die  Audienz, 
die  der  Berliner  Oberbürgeiraeister  Kirschner  am  13.  Juni  dieses  Jahres  beim 
Kaiser  hatte.  Es  handelte  sich  selbstverständlich  um  die  Tunnelpläne.  In  der 
Unterredung  erklärte  der  Kaiser,  dass  es  in  erster  Linie  darauf  ankomme  den 
vorhandenen  ^beiständen  abzuhelfen  und  erst  in  zweiter  Linie  darauf,  durch 
wen  dies  geschehe.  Vor  allem  müsse  der  oberirdische  Strassenbahnverkehr 
vor  dem  Brandenburger  Tor  beseitigt  werden,  ferner  seien  aber  auch  die 
Strassenbahnen  von  der  Leipziger  Strasse  zu  entfernen.  Daraufhin  blieb  der 
städtischen  Verkehrsdeputation  wirklich  nichts  anderes  übrig  als  mit  der 
Grossen  Berliner  in  Konkurrenz  zu  treten  und  zu  beschliessen,  dass  die  Stadt 
diese  Tunnelpläne  ausführen  wolle.  Von  den  Umleitungspläncn  des  Stadt- 
baurats Krause  war  nun  keine  Rede  mehr,  obgleich  eine  Kapazität  auf  dem 
Gebiete  der  Verkehrstechnik,  wie  der  Lehrer  an  der  technischen  Hochschule  zu 
Charlottenburg,  Regierungsrat  a.  D.  Kemmann,  im  Einverständnis  mit  den  Pro- 
fessoren Cauer  und  Blum  über  die  vortrefflichen  Pläne  des  Stadtbaurats  des 
Lobes  voll  waren  und  im  Gegensatz  hierzu  über  die  siebenmal  von  der  Regie- 
rung gutgeheissenen  Tunnelpläne  der  Grossen  ein  vernichtendes  Urteil  ge- 
fällt hatten.  Wie  der  Ausgang  dieses  Kampfes  für  die  Stadt  Berlin  sein  wird, 
ist  gar  nicht  abzusehen,  namentlich  da  die  Stadtverordnetensitzung  vom  II.  Mai 
von  neuem  nur  zu  deutlich  gezeigt  hat,  dass  die  Grosse  Berliner  heute  wie  ehe- 
dem auf  die  Unterstützung  einflussreicher  kommunaler  Grössen  zählen  kann. 
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Wir  haben  mancherlei  Beispiele  von  Einfluss  des  persönlichen  Regiments  er- 
lebt, Beispiele,  die  die  befremdlichen  Urteile  des  Auslandes  über  das  Volk  der 
Deutschen  nur  zu  erklärlich  machen.  Es  dürften  aber  wohl  nur  wenige  unter 
diesen  Ereignissen  namhaft  zu  machen  sein,  die  so  deutlich  wie  die  Geschichte 
des  Berliner  Verkehrswesens  zeigen,  von  welchen  Gesichtspunkten  aus  in  Berlin 
regiert  wird. 
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RICRRDR  HÜCH  -  PIERO  MRROMCELLI 

IE  Menschen  machen  häufig  den  Fehler,  dass  sie,  auf  eine  ideale 
Gerechtigkeit  rechnend,  die  sich  in  den  äusseren  Ereignissen  des 
Lebens  offenbare,  annehmen,  wenn  es  einem  lange  recht  schlecht 
gegangen  sei,  müsse  es  doch  einmal  besser  gehen,  während  vielmehr, 
Idass  einer  kein  Glück  hat,  darauf  schliessen  lässt,  er  werde  künftig 
auch  keins  haben,  und  umgekehrt.  Grosse  Glückswechsel  muten  deshalb  roman- 
haft unwahrscheinlich  an  und  werden,  wenn  sie  doch  vorkommen,  zumeist  von 
Menschen  ohne  ausgeprägten  Charakter  erlebt.  Im  Leben  Maroncellis  löste 
kaum  jemals  eine  Periode  des  Sonnenscheins  das  Unwetter  widriger  Schicksals- 
schläge ab;  ein  Ausgleich  jedoch  war  vorhanden  in  seinem  munteren  Tempera- 
ment und  einer  Leichtherzigkeit,  die  vielleicht  an  das  Abnorme  streifte,  die 
immerhin  unter  seinen  Landsleuten  zuweilen  anzutreffen  ist.  Wie  es  Menschen 
gibt,  die  erst  beim  Regenwetter  vergnügt  werden,  so  entfaltete  sich  seine 
Lustigkeit  und  Liebenswürdigkeit  gerade  im  Elend,  als  hätte  seine  Seele  eines 
gewissen  Druckes  bedurft,  um  sich  ausströmen  zu  können. 

Piero  Maroncelli  ist  im  Jahre  1795  in  Forli  geboren,  wo  sein  Vater  Sensal 
war.  Seine  äussere  Lage  war  derjenigen  Silvio  Pellicos  ähnlich;  von  bürger- 
lichen unvermögenden  Eltern  abstammend,  strebte  er  gemäss  seiner  natürlichen 
Begabung  und  der  aufstrebenden  Richtung,  die  im  allgemeinen  in  jeder  Familie 
liegt,  nach  höheren  Gesellschaftskreisen,  zu  denen  ihm  Studium  und  Kunst- 
betrieb den  Zutritt  gewähren  sollten.  Sehr  unterschieden  ihn  indessen  von  Pel- 
lico  sein  Temperament  und  Charakter,  wie  der  der  Länder,  in  dem  sie  aufwuch- 
sen, verschieden  war.  In  Savoyen  und  Piemont  waren  königstreue  und  kirchliche 
Gesinnung  herkömmlich,  und  selbst  wer  sich  davon  freimachte,  behielt  doch  in 
der  Regel  das  konservative  Temperament,  aus  dem  sie  entsprang,  während  die 
Romagnolen,  denen  das  schlechte  päpstliche  Regiment  zugleich  die  Monarchie 
und  die  Kirche  verhasst  machte,  ihrem  über  alle  Zwischengrade  zum  äussersten 
fortspringenden  Temperament  entsprechend  entweder  bigotte  Fanatiker  oder 
entschlossene  Republikaner  und  Atheisten  oder  doch  Gegner  der  Kirche  waren. 
Die  jungen  Leute  in  den  Städten  gehörten  geheimen  Gesellschaften  radikalster 
Natur  an,  ohne)  etwas  von  den  Bedenken  zu  wissen,  die  Lombarden  unfei 
Piemontesen  davon  zurückhielten.  An  Gewaltsamkeit  und  Gesetzlosigkeit  von 
der  geistlichen  Regierung  gewöhnt,  war  der  Bevölkerung  die  Pietät  vor  dem 
Heiligen  abhanden  gekommen,  und  die  politische  Moral  stand  auf  einer  niedri- 
geren Stufe  als  in  den  kultivierten  Ländern  Oberitaliens. 

In  Neapel,  wo  er  in  den  Jahren  1810  bis  1815  Literatur  und  Musik  studierte, 
wurde  Maroncelli  Mitglied  der  Carboneria,  die  damals  hoffte  Italien  unter  der 
Herrschaft  Murats  zu  vereinigen.  Es  scheint,  dass  Piero  in  Neapel  ein  in 
jeder  Hinsicht  sehr  ungebundenes  Leben  führte.   In  die  Heimat  zurückgekehrt, 
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trat  er  zum  ersten  Male  in  charakteristisch  drolliger  und  grotesker  Weise  an 
die  Öffentlichkeit.  Er  beschloss  nämlich  ein  Fest  zu  Ehren  des  heiligen  Jacopo, 
das  in  Forli  begangen  wurde,  durch  eine  Dichtung  zu  verherrlichen,  verfasste 
einen  langen  Gesang  in  Terzinen,  widmete  ihn  einem  Pfarrer  des  Ortes  und 
legte  ihn  der  Behörde  vor,  die  ihn  beifällig  aufnahm.  Bei  näherem  Zusehen 
jedoch  fand  man,  dass  das  Gedicht  etwas  Zweideutiges  habe  und  eigentlich 
als  ein  satirischer  Angriff  auf  den  Papst  und  die  päpstliche  Regierung  aufzu- 
fassen sei,  worauf  Maroncelli  verhaftet  wurde,  und  eine  förmliche  Unter- 
suchung begann.  Das  Gedicht,  lang,  ausserordentlich  langweilig  und  vqt- 
schroben,  ist  namentlich  für  den  Ausländer  mühselig  zu  lesen,  die  Verhand- 
lungen im  Ganzen  aber  haben  den  Reiz  der  Komödie  und  zeigen  Piero  bei 
diesem  Vorspiel  seines  Lebensdramas  in  seiner  ganzen  Eigenart:  voll  wunder- 
licher Einfälle,  keck  und  ängstlich  zugleich,  mit  einem  übermütigen,  spitz- 
bübischen Blinzeln  in  den  Augen  und  einem  rätselhaften  Schatten,  einer  dunklen 
Stelle  in  seinem  Wesen,  die  es  nicht-  gelingen  will  völlig  aufzuhellen.  Das 
könnte  der  Keim  der  Geisteskrankheit  sein,  in  deren  Narfct  sein  bizarres  Leben 
endete. 

Aufgefordert  sich  von  dem  erregten  Verdachte  zu  reinigen  erklärte  er  die 
zweifelhaften  Stellen  mit  einer  verblüffenden  Menge  von  theologisch-histori- 
schen Kenntnissen  und,  was  danach  noch  dunkel  blieb,  durch  den  dantesken 
Stil,  den  er  seinem  Gedichte  gegeben  hatte,  und  dem  etwas  Mystisches  eigen- 
tümlich sei.  Er  schrieb  diese  Verteidigung  sehr  ausführlich  und  sicher,  so  dass 
man  zu  spüren  glaubt,  wie  es  ihn  belustigte  der  Geistlichkeit  diesen  Schaber- 
nack zu  spielen.  Er  vergass  nicht  zu  erwähnen,  dass  er  die  Dichtung  seinem 
Vater  zuliebe  gemacht  habe,  und  dass  sie  vom  Polizeidirektor,  dem  er  sie  vor- 
gelegt habe,  gelesen  und  vollkommen  gebilligt  worden  sei,  nachdem  er  jenem 
das,  was  ihm  unverständlich  gewesen  sei,  mündlich  erläutert  habe.  Die  Richter 
waren  durch  die  vielen  und  schönen  Worte  Maroncellis  nicht  von  der  Reinheit 
seiner  päpstlichen  Gesinnung  überzeugt  worden,  mochten  aber  die  Angelegenheit 
etwas  dornenvoll  finden,  und  da  ausserdem  der  Legat  von  Forli,  Kardinal  Spina, 
für  den  jungen  Mann  eintrat,  wurde  er  freigesprochen,  wenn  auch  zunächst  noch 
in  Überwachung  gehalten. 

Verdächtig  machte  sich  Maroncelli  der  Regierung  ferner  durch  seine  Zuge- 
hörigkeit zu  einer  Gesellschaft  in  Bologna,  die  Filedonica  hiess  und  von  der 
man  nicht  mit  Unrecht  glaubte,  sie  diene  unter  der  Maske  ausgelassenen  Ver- 
gnügens politischen  Zwecken.  Immer  unverlegen  und  geläufiger  Worte  mächtig, 
gab  er  an,  die  Gesellschaft,  die  nicht  mehr  bestehe,  sei  literarischer  Art  ge- 
wesen; die  Mitglieder  hätten  sich  gegenseitig  ihre  schriftstellerischen  Ar- 
beiten vorgelesen,  weil  aber  einer  ein  Gedicht  über  ein  Schosshündchen  scharf 
kritisiert  und  dadurch  den  Verfasser  beleidigt  habe,  sei  Zank  entstanden,  und 
sie  hätten  sich  aufgelöst 

Ein  doppelter  Zweck:  Geld  zu  verdienen  und  Anhänger  für  die  Carboneria 
in  der  Lombardei  zu  gewinnen  führte  Maroncelli  im  Sommer  des  Jahres  1819 
nach  Mailand.  Er  fand  einen  mässigen  Verdienst,  indem  er  für  einen  Verleger 
von  Musikalien  arbeitete  und  Musikunterricht  erteilte;  dagegen  trat  die  poli- 
tische Tätigkeit  zunächst  zurück.  Im  darauffolgenden  Sommer  vollends,  als 
Piero  die  berühmte  Schauspielerin  Carlotta  Marchionni  und  Silvio  Pellico 
kennen  lernte,  füllten  Liebe,  Freundschaft  und  Zukunftsträume  ihn  anfangs 
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ganz  aus;  andrerseits  trat  er  durch  Pellico,  der  ihn  in  das  Haus  des  Grafen 
Porro  einführte,  in  den  Ideenkreis  der  Männer  des  Conciliatore  ein  und  sah 
die  Möglichkeit  dämmern  das  geheime  politische  Treiben  seiner  Heimat  mit 
den  revolutionären  Elementen  Mailands  zu  verknüpfen.  Man  muss  sich  wun- 
dern, dass  Porro  und  Pellico  der  Anregung  des  um  mehrere  Jahre  jüngeren 
Maroncelli  so  rasch  Folge  leisteten  und  sich  bereit  erklärten  der  Carboneria 
beizutreten ;  besonders  von  Pellico  überrascht  es,  der  besonnener  war  als  der 
Graf  und  sich  bisher  als  Gegner  der  Gesellschaft  ausgesprochen  hatte.  Ihn 
mag  das  Gefühl,  dass  sein  Lebensfaden  sich  unentwirrbar  um  ihn  verschlungen 
hatte,  geleitet  haben  den  gefährlichen  Schritt  zu  tun,  der  einen  ungewissen 
Ausblick  auf  etwas  eröffnete,  das  wenigstens  Bewegung  war.  In  sein  Bewusst- 
sein  freilich  scheint  der  Gedanke  an  verhängnisvolle  Folgen  nicht  gedrungen 
zu  sein,  wie  es  denen  leicht  geht,  die  tatsächlich  in  ihren  Trieben  und  Absichten 
nicht  gefährlich  sind  und  sich  darum  nicht  wohl  denken  können,  dass  andere 
sie  dafür  halten.  Es  kommt  nicht  selten  vor,  dass  krankhaft  veranlagte  Men- 
schen, so  lange  das  Abnorme  noch  vom  Gesunden  im  Gleichgewicht  gehalten 
wird,  durch  ihr  gesteigertes  Temperament,  das  überraschende  Sichgeben  ihrer 
Persönlichkeit,  die  von  den  gewöhnlichen  Hemmungen  nicht  eingeengt  wird, 
eine  besondere  Anziehungskraft  ausüben,  und  so  mag  Maroncelli  auf  den  Freund, 
der  ihm  doch  im  Grunde  überlegen  war,  Einfluss  gewonnen  haben.  Vom 
Grafen  Porro  kann  man  sich  dazu  noch  denken,  dass  seine  Betriebsamkeit,  nun 
der  Conciliatore  nicht  mehr  bestand,  eines  neuen  Gegenstandes  bedurfte;  nach 
seiner  unternehmenden  Art  gedachte  er  die  Sache  gleich  tüchtig  zu  organisieren 
und  Tausende  von  Anhängern  unter  der  comaskischen  Bevölkerung  anzuwer- 
ben, damit  bei  Gelegenheit  auch  könnte  gehandelt  werden. 

Wenn  die  Sorglosigkeit  Pellicos  und  des  Grafen  Porro  sich  allenfalls  be- 
greifen lässt,  so  ist  die  unglaubliche  Unvorsichtigkeit  Maroncellis,  der  wusste, 
dass  er  verdächtig  war,  und  dass  seine  Schritte  überwacht  wurden,  nur  durch 
sein  kindliches  Aufgehen  im  Augenblick  zu  erklären.  Ohne  dass  ein  drin- 
gender Grund  es  erfordert  hätte,  bat  er  seinen  Bruder,  einen  Arzt  in  Bologna, 
schriftlich  um  gewisse  carbonarische  Papiere,  erzählte  gleichzeitig,  sich  des 
guten  Erfolges  rühmend,  was  für  bedeutende  Persönlichkeiten  er  in  Mailand 
für  den  Verein  gewonnen  habe  und  übergab  den  Brief  einem  Schneider  Namens 
Pirotti,  der  zwischen  Mailand  und  Bologna  hin-  und  herzufahren  pflegte  und 
nebenbei  den  Boten  machte,  zur  Bestellung.  Dieser  gedankenlos  hingeworfene 
und  leichtsinnig  aus  der  Hand  gegebene  Brief  wurde  die  Ursache  unbeschreib- 
lichen Jammers:  gerade  als  Pirotti  seine  Reise  anzutreten  im  Begriff  war 
wurden  ihm  sämtliche  Briefschaften,  die  er  mitnehmen  wollte,  von  der  Polizei 
abgenommen,  die  wahrscheinlich  dem  schmugglerischen,  die  Post  schädigenden 
Briefverkehr  auf  die  Spur  gekommen  war  und  nur  zufällig  in  den  Besitz  von 
Maroncellis  verhängnisvollem  Schreiben  geriet. 

Bei  der  Verhaftung  seiner  Person  und  der  Haussuchung,  die  sofort  vorgenom- 
men wurde,  fanden  sich  noch  mehrere  Papiere  vor,  die  zum  Überfluss  bestätig- 
ten, dass  Piero  Carbonaro  war;  dies  zu  leugnen  wäre  demnach  untunlich  ge- 
wesen. Indessen  hatte  Maroncelli,  um  der  unglücklichen  Sache  eine  bessere 
Wendung  zu  geben,  gleich  wieder  einige  Einfälle  bei  der  Hand,  die  das  ihm 
eigentümliche  Gemisch  von  Kindlichkeit,  Schlauheit  «nd  man  möchte  fast 
sagen:  Genialität  trugen.   Zunächst  verbreitete  er  sich  weitläufig  über  die  Ge- 
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schichte  und  das  Wesen  der  Carboneria,  wie  er  denn  in  allen  seinen  Aussagen 
wortreich  war,  teils  um  sich  inzwischen  besinnen  zu  können  und  den  Inquirenten 
abzulenken  teils  gewiss  auch  aus  Lust  am  Reden,  und  zwar  am  schön  stilisierten. 
Dann  erklärte  er  den  Zweck  der  Gesellschaft :  richtig  sei  es,  dass  sie,  die  Carbo- 
nari,  die  Herrschaft  des  Papstes  für  ein  Unglück  hielten  und  zu  stürzen  wünsch- 
ten, doch  wollten  sie  diese  nicht  durch  eine  Republik  ersetzen  sondern  durch 
eine  Monarchie,  welche  Oberitalien  mit  dem  Kirchenstaate  zu  einem  Reiche 
zusammenschliessen  würde;  da  nun  Österreich  bereits  im  Besitz  der  Lom- 
bardei und  Venetiens  sei  und  dort  eine  weise  und  erleuchtete  Regierung  führe, 
hätten  sie  eben  auf  Österreich  ihre  Hoffnungen  gerichtet.  Es  ergab  sich 
daraus,  dass,  wenn  Maroncelli  Carbonaro  war,  er  deshalb  doch  nichts  Feind- 
liches gegen  Österreich  im  Sinne  hatte,  vielmehr  mit  seinen  Genossen  es  zu  be- 
reichern dachte  und  nichts  mehr  wünschte  als  des  Kaisers  Untertan  zu  werden. 
Diese  Eröffnung  überraschte  zwar  die  Richter,  doch  wurde  sie  von  ihnen  ernst 
genommen,  was  auch  den  damaligen  Verhältnissen  mehr  als  man  jetzt  zunächst 
zu  denken  geneigt  ist  entsprach ;  denn  Pläne  für  eine  Neueinrichtung  Italiens 
gab  es  allerart,  und  dass  dabei  auch  einmal  an  Österreich  als  Retter  gedacht 
wurde,  war  nicht  so  ganz  unerhört  zu  einer  Zeit,  wo  diese  Macht  noch 
nicht  eben  durch  die  Leiden,  denen  sie  die  zum  Kerker  Verurteilten  aussetzte, 
den  Fluch  der  jungen  Generation  auf  sich  gezogen  hatte.  Übrigens  war  Ma- 
roncelli umsichtig  genug  trotz  dieser  Ausflucht  jeden  Zusammenhang  Pellicos 
und  des  Grafen  Porro  mit  der  Carboneria  zu  leugnen ,  was  in  seinem  Briefe  für 
diese  Tatsache  sprach  suchte  er  auf  irgend  eine  harmlose  Art  zu  erklären,  und 
er  behauptete  von  seines  Freundes  politischen  Ansichten  nur  so  viel  zu  wissen, 
dass  der  seinen  Wunsch  teile  ein  oberitalienisches  Königreich,  Piemont,  die 
Lombardei  und  Venetien  und  die  Romagna  umfassend,  unter  österreichischer 
Herrschaft  begründet  zu  sehen.  Dass  er  Carbonaro  sei,  wisse  Pellico  nicht. 

Die  Glaubhaftigkeit  dieser  Verteidigung  wurde  durch  die  Aussagen  Pellicos, 
der  einige  Tage  später  verhaftet  wurde,  erschüttert.  Da  nämlich  die  beiden 
Freunde  nicht  im  stände  waren  sich  über  ihr  Verhalten  zu  verabreden,  und  doch 
beide  die  Wahrheit  leugnen  wollten,  konnte,  ja  musste  es  geschehen,  dass  sie 
in  mancherlei  Angaben  von  einander  abwichen:  so  wusste  Pellico  namentlich 
nichts  von  der  zu  gründenden  österreichischen  Monarchie,  über  die  Maron- 
celli mit  ihm  gesprochen  haben  wollte  und  erklärte  eine  Reise,  die  Maroncclli 
zu  Parteizwecken  geplant  zu  haben  zugestand,  mit  dessen  Vermögensangelegen- 
heiten, während  dieser  selbst  gesagt  hatte,  dass  er  nichts  besitze.  In  der  Mei- 
nung, dass  es  ihm  gelungen  sei,  dem  einst  berüchtigten  Carbonaro  einen  in  den 
Augen  österreichischer  Beamten  löblichen  Charakter  beizulegen,  gab  Maron- 
celli ohne  Bedenken  alles  zu,  was  auf  seine  Zugehörigkeit  zu  dieser  Gesell- 
schaft Bezug  hatte,  während  Pellico  die  im  allgemeinen  sicherste  Richtschnur 
alles  zu  leugnen  ergriffen  hatte,  die  hinwiederum  für  den  anderen  sich  verbot, 
weil  ihm  zu  vieles  von  vornherein  nachgewiesen  war,  und  die  vielleicht  auch 
einem  törichten,  spielerischen,  mutwilligen  Hange  seines  Wesens  nicht  lag. 

Te  mehr  Verhöre  stattfanden,  und  je  mehr  Dinge  zur  Sprache  kamen,  desto 
mehr  häuften  sich  die  Widersprüche  zwischen  den  Aussagen  der  beiden 
Freunde.  Vollends  unhaltbar  wurde  das  System,  an  das  Maroncelli  sich  hielt, 
als  der  Prozess  im  Januar  1821  nach  Venedig  verlegt  wurde,  und  die  Unter- 
suchung in  die  Hände  des  Richters  Salvotti  kam,  der,  ungleich  scharfsinniger 
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und  auch  eifriger  als  sein  Vorgänger  in  Mailand,  schon  nachdem  er  die  Akten 
gelesen  hatte  den  Sachverhalt  durchschaute.  Beim  schlichten  Leugnen  kann 
einer  wohl  verharren;  hat  er  aber  einmal  angefangen  die  Wahrheit  teilweise 
zu  bekennen  und  nur  Einzelheiten  anders  darzustellen,  so  muss  es  geschickten 
und  geduldigen  Fragen  gelingen  Widersprüche  aufzudecken  und  Lügen  nachzu- 
weisen. Nachdem  sich  Maroncelli  eingefangen  sah,  gestand  er  was  er  irgend 
wusste:  dem  mitteilsamen  jungen  Menschen,  der  das  Herz  und  die  Zunge  so 
schlecht  bändigen  konnte,  war  es  augenscheinlich  fast  eine  Erleichterung,  dass 
er  nicht  mehr  an  sich  zu  halten,  nicht  mehr  jedes  Wort  zu  wägen  brauchte. 

Im  Gefängnis  auf  der  Insel  San  Michele  bei  Venedig,  wohin  Maroncelli  ge- 
bracht wurde,  führten  die  Angeklagten  ein  leidlich  angenehmes  Leben.  Hier 
war  der  junge  Camillo  Laderchi,  Picros  Freund,  und  vorübergehend  Graf 
Arrivabene  aus  Mantua,  der  sich,  freigesprochen,  die  Vergünstigung  erbat  und 
erhielt  noch  einmal  mit  den  zurückbleibenden  Freunden  zu  Mittag  zu  speisen, 
was  Maroncelli  noch  Jahre  später  als  ein  Zeichen  des  Zartgefühls  und  der 
Menschlichkeit  mit  Rührung  hervorhob.  Die  jungen  Leute  gingen  zusammen 
spazieren,  nahmen  die  Mahlzeiten  zusammen  ein  und  beschäftigten  sich  in  der 
Zwischenzeit  mit  Studien,  zu  denen  Salvotti  ihnen  die  Bücher  verschaffte. 
Maroncelli,  der  von  allen  am  schwersten  Belastete,  war  der  Fröhlichste  von 
allen.  Schön,  höchst  liebenswürdig,  immer  guter  Laune,  immer  fleissig,  schrei- 
bend oder  lesend,  beschreibt  ihn  Arrivabene  in  seinen  Erinnerungen.  Das 
'  einzige  Bild  von  ihm,  das  ich  kenne,  ist  aus  späteren  Lebensjahren,  wo  er  fett 
wurde,  und  wo  er  mit  dem  dicht  unter  dem  Kinn  fortlaufenden  Backenbart 
und  dem  etwas  sentimentalen  Ausdruck  einem  deutschen  Pastoren  gleicht ;  doch 
sieht  man  auch  dort  die  schöne,  nicht  zu  hohe  noch  zu  niedrige  Stirn,  das 
gewellte  Haar,  die  schöne  Form  der  Brauen  und  Augen,  die  regelmässige  Nase 
und  den  grossen  Mund  von  klassischem  Schwünge.  Mit  diesem  äusserlichen 
romanischen  Erbteil  stimmte  sein  Inneres  überein:  Maroncelli  ist,  mehr  als 
Silvio  Pellico,  ein  durchaus  italienischer  Typus,  mit  seiner  Liebenswürdigkeit, 
seiner  Unbesonnenheit,  seiner  Schlauheit,  die  zuweilen  sich  selbst  überspannt, 
seiner  Geschwätzigkeit,  seiner  Schönrederei,  seiner  Eitelkeit,  seiner  Genüg- 
samkeit, seiner  Ausdauer  und  Geduld  im  Leiden  und  schliesslich  mit  semer 
Warmherzigkeit,  die  so  echt  und  mitreissend  ist,  dass  sie  zuweilen  alle  seine 
Mängel  vergessen  lässt. 

Eigentümlich  war  Maroncellis  geistige  Veranlagung.  Bei  der  veraltet  klassi- 
schen Bildung,  die  er  nach  römischer  Art  empfangen  hatte,  spricht  die  Viel- 
seitigkeit seiner  Interessen  dafür,  dass  er  mindestens  ein  nicht  beschränkter, 
sehr  regsamer  Geist  war.  Er  las  im  Gefängnis  Shakespeare,  Milton,  Calderon, 
Horaz,  Pindar,  Alfieri,  Parini,  Monti  und  andere  Dichter,  die  ästhetischen 
Werke  von  Bouterweck,  Schlegel,  der  Stael,  er  kannte  die  spanische  und  sogar 
die  deutsche  Sprache  bis  zu  einem  gewissen  Grade.  Schriftstellerisch  war  er 
mit  einem  Werk  beschäftigt,  das  die  Priorität  der  Italiener  auf  dem  Gebiete 
des  Dramas  beweisen  sollte.  Seine  Belesenheit  und  sein  Gedächtnis  waren 
ungewöhnlich  gross,  ebenso  seine  Fruchtbarkeit,  doch  in  der  Art,  dass  er  nie 
etwas  Ganzes  hervorbrachte.  Wie  oft  Menschen,  die  im  Sprechen  leicht  sind, 
hatte  er  im  Schreiben  etwas  Schwerfälliges;  unternimmt  man  es  aber,  sich 
durch  seine  geschraubten  und  pedantischen  Schilderungen  und  Betrachtungen 
hindurchzuarbeiten,  so  stösst  man  bisweilen  auf  einen  blitzenden  Einfall,  ein 
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gesundes,  billiges  Urteil,  eine  starke,  poetische  Wendung.  Liest  man  wie  er 
selbst  seine  Art  zu  arbeiten  darstellt,  so  erhält  man  den  Eindruck  einer  ge- 
wissen Abnormität,  sowohl  durch  die  Sache  selbst  wie  durch  die  Form  seiner 
Beschreibung.    An  Salvotti  schreibt  er: 

>Ich  empfinde  die  Einsamkeit  als  Feind  des  Geistes  und  des  Körpers,  weil  ich,  wenn 
ich  mich  in  einem  Gedanken  befestige,  nach  langer  Arbeit  der  geistigen  Fähigkeiten 
an  diesem,  nötig  habe  diese  Unverwandtheit  zu  unterbrechen,  um  später  mit  frischem 
Geist  und  frischer  Kraft  darauf  zurückzukommen ;  aber  ich  bin  nicht  im  stände  es 
zu  tun  —  obwohl  ich  einsehe,  dass  ich  es  sollte  — ,  und  wenn  ich  es  auch  erreiche 
die  Hartnäckigkeit  des  Willens,  der  mit  Ubermacht  in  mir  fortdauert,  zu  über- 
winden, indem  ich  mich  entschliesse  etwas  anderes  zu  tun,  so  ist  doch  die  Zerstreuung 
nicht  in  genügender  Weisie  wirksam,  da  nämlich,  wenn  ich  auch  etwas  anderes 
schreibe  oder  lese  oder  singe,  die  Hand  und  der  Mund  Worte  ohne  Gedanken  reden 
und  machen,  so  dass  der  Geist  sich  nicht  von  dem  Gegenstande,  der  ihn  immer  noch 
beherrscht,  loslöst.  Ein  derartiger  Krampf  [contrazioncj  des  Geistes  dauert  mir 
bis  zwei  oder  drei  Tage  hinter  einander  ohne  Unterbrechung,  wonach  ich  krank  und 
müde  und  an  den  Gliedern  erstarrt  bin.  weil  ich  mich  gar  nicht  bewegt  habe,  und 
schliesslich  wird  auch  meine  Verdauung  dadurch  gestörte 

Zwar  ist  die  Wirkung  der  Einsamkeit  auf  den  in  seine  Zelle  gebannten  Ge- 
fangenen richtig  und  allgemein  zutreffend,  doch  in  dem  Unvermögen  den  Ge- 
danken aufzuhalten  oder  von  seiner  einmal  angenommenen  Richtung  abzulen- 
ken etwas  Krankhaftes.  Dazu  hatte  sich  Maroncelli  noch  eine  für  seine  Ver- 
anlagung besonders  schädliche,  vielleicht  aber  auch  durch  sie  bedingte  Lebens- 
weise angewöhnt,  indem  er  wenig  Nahrhaftes  ass  und  möglichst  viel  Kaffee 
trank,  was  er  Salvotti  gegenüber  aus  Gründen  der  Sparsamkeit  und  vielen  an- 
deren weitschweifig  erklärte. 

Liest  man  die  zahlreichen  und  langen  Briete,  die  Maroncelli  während  seiner 
Untersuchungshaft  an  Salvotti  schrieb,  und  die  oft  Ergüsse  überschwänglicher 
Liebe  und  Verehrung  sind,  so  kann  man  sich  einer  eigentümlichen  Empfindung 
nicht  erwehren.  Hie  und  da  glaubt  man  das  Auge  des  Schreibers  schelmisch 
funkeln  zu  sehen  wie  damals,  als  er  den  Gesang  an  den  heiligen  Jacopo  ver- 
fasste ;  oder  sollte  es  ihm  doch  ein  wenig  Ernst  gewesen  sein  ?  Hatte  der 
schöne  und  strenge  Richter  es  seinem  leichtbeweglichen  Gemüte  angetan? 
Dachte  er,  es  könne  nicht  schaden  sich  mit  dem  Richter  gut  zu  stehen,  oder 
Hess  er  nur  seine  unermüdliche  Feder  laufen  und  ihre  Kuriositäten  von  sich 
spritzen,  wie  sie  mochte?  Ich  will  einige  Proben  aus  diesen  merkwürdigen 
Briefen  geben. 

>Ihr  seid  mein  Herr,  sowohl  durch  das  Recht,  das  Ihr  dazu  habt,  wie  durch  die 
eigene  Wahl,  die  ich  freiwillig  gemacht  habe,  so  dass  ich  mein  ganzes  Leben  lang 
dabei  bleiben  möchte  Euch  zu  dienen.  Daraus  ergeben  sich  zwei  Dinge:  einmal  dass 
Ihr  nach  Eurem  Belieben  gegen  mich  verfahren  und  mich  mit  schweigsamem  Ernst 
oder  mit  liebenswürdiger  Höflichkeit  behandeln  könnt;  dann  dass  ich,  wenn  es  sich 
auch  für  mich  nicht  schickt,  doch  als  Euer  Sklave  einmal  frei  gegen  Euch  heraus- 
spreche, in  der  Art  wie  es  die  Sitte  der  Alten  war  bei  den  Saturnalien.  Mit  diesem 
Vorrecht  also  fahre  ich  fort.  Aber  sagt  mir  einmal,  scheint  es  Euch  nicht  recht 
hart,  dass  ich  durchaus  nichts  zur  Befreiung  meines  Bruders  tun  soll?« 
Hier  liegt  die  humoristische  Einleitung  von  Vorwürfen,  die  er  Salvotti  wegen 
einer  seinen  Bruder  betreffenden  Angelegenheit  machen  wollte,  auf  der  Hand 
und  spricht  für  eine  gewisse  Anmut  seines  Geistes  und  für  den  liebenswürdigen 
Verkehrston,  der  zwischen  ihm  und  Salvotti  herrschen  musste.  Andere  Male 
sind  die  Liebesbeteuerungen  glühender  und  ich  möchte  sagen:  verdächtiger. 
•Eure  Anwesenheit  erfüllt  mich  mit  einer  so  süssen  Seligkeit,  dass  ich  mir  selbst 
und  allen  mich  umgebenden  Dingen  entfremdet  werde,  da  ich  dann  weder  Bedürfnisse 
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mehr  fühle  noch  Wünsche  noch  den  pomphaften  Aufwand  der  vielen  Notwendigkeiten. 
Mein  armes  Gedächtnis  glaubte  zuerst,  dass  eine  so  vollkommene  Vergessenheit 
meiner  selbst  eine  Schwäche  meiner  dürftigen  Natur  wäre,  jetzt  aber,  da  ich  dieser 
Erscheinung  mit  der  grössten  Anstrengung  meines  Geistes  nachgegangen  bin,  halte 
ich  es  für  gewiss,  dass  die  harmonische  Vollendung,  die  aus  der  herrlichen  Be- 
schaffenheit der  Formen  hervorgeht,  die  Süssigkcit  der  Worte,  welche  alle  Eure 
Töne  und  Gedanken  mit  einer  stillen,  feinen  und  zarten  liebevollen  Rührung  kleiden 
und  färbdn,  die  glückliche  Ekstase,  die  mich  hinreisst,  hervorbringen.  Dessen  rühme 
ich  mich  auch  nicht  wenig  vor  mir  selbst,  indem  ich  mit  Plato  und  Kant  glaube,  die 
Eigenschaften  einer  Seele  könnten  nicht  unedel  sein,  die  fähig  ist,  die  Erlesenheit 
des  Schönen,  das  sie  ausser  sich  findet,  zu  empfinden.« 
Am  Geburtstage  seiner  geliebten  Carlotta  schreibt  er: 

>Was  micht  betrifft,  dass  ich,  anstatt  die  Entfernung  von  Bologna  als  bitter  zu  emp- 
finden oder  mit  Seufzern  der  Fröhlichkeit  zu  gedenken,  die  ich  in  Mailand  genoss, 
es  süss  finde  heute  in  meinem  Gemüte  wie  in  einem  schönen  Gemälde  eine  sehr  glück- 
liche Vereinigung  von  drei  Generationen  der  Liebe  zu  fühlen,  die  weder  in  Bologna 
noch  in  Mailand  sich  so  glücklich  zusammengefunden  hätten;  wobei  die  unterwürfige 
und  achtungsvolle,  die  ich  zu  Euer  Gnaden  trage,  herrschend  in  der  Mitte  sitzt  und 
sich  doch  nicht  schämt  sich  links  mit  der  herzlichen  zu  meinem  Bruder,  rechts  mit 
der  feurigen  zu  Carlotta  zu  verbinden.« 

Sehr  merkwürdig  muss  die  Verteidigungsrede  gewesen  sein,  in  der  er  seine 
Richter  Padri,  Quiriti  e  Padri  coscritti  anredete  und  die  Salvotti  zurückwies, 
indem  er  ihn  tadelte  so  verrücktes  Zeug  geschrieben  zu  haben.  In  seiner  Ant- 
wort sprach  sich  Maroncelli  über  den  ästhetischen  Charakter  der  Rede  im  all- 
gemeinen aus  und  fuhr  dann  fort: 

»Wenn  Euer  Gnaden  geruhen  wollen  meine  Rede  von  diesem  Standpunkt  aus  zu  be- 
trachten, werden  Sic  vielleicht  finden,  dass  ich  darin  weder  verrückt  bin  und  im 
Fieber  rede,  oder  vielmehr,  dass  ich  beides  absichtlich  bin  und  tue,  und  dass  das 
wirklich  so  sein  muss.  Wenn  dem  nicht  so  wäre,  wie  anders  ab  verrückt  und  rasend 
würden  uns  der  grösste  Teil  der  Reden  eines  Cicero,  Demosthenes  und  Cola  er- 
scheinen? Der  Redner  will  einen  erschüttern  und  kümmert  sich  wenig  darum,  ob 
seine  Kühnheiten  ganz  genau  mit  dem  kalten  Verstände  zusammenstimmen.  Er  soll 
indessen  nicht  ohne  diesen  sein,  nur  ihn  verbergen.  Euer  Gnaden  urteilten  sehr  gut, 
als  Sie  die  schönste  Stelle  meiner  Rede  Wahnsinn  nannten,  wo  ein  Zug  der  Phan- 
tasie, vom  Herzen  erwärmt,  ohne  das  Feuer  oder  die  Schminke  artiger  Worte  so 
kraftvoll  wie  möglich  wirkt.  Euer  Gnaden  weiss  wohl,  dass  ich  es  so  machen  wollte. 
Und  mit  Euch  stimmen  die  besten  Kritiker  überein,  wenn  sie  sagen: 

Ich  suche  im  Dichter 

Ein  süsses  Rasen,  wenn  nur  der  Verstand 
Zurechtweist  und  im  Innersten  ihn  lenkt. 
So  sagt  Lorginus,  so  Horaz  und  die  anderen,  ja,  sie  schreiben  es  als  Gesotz  vor. 
Solche  Bilder  sind  eben  die  Erscheinung  Carlottas,  die  Wendung  nach  dem  hervor- 
ragenden Geiste  Laderchis  und  Pellicos,  und  schliesslich  das  Gemälde  der  Anrede  an 
Euer  Gnaden,  wo  alles  Seele  und  Leben  annimmt,  und  unser  verborgener  innerer 
Sinn  Gestalt  und  Antlitz  eines  Gebäudes  erhält.« 

Setzte  Maroncelli  in  diesem  Briefe  einen  Spass  fort,  den  er  im  Übermutc  er- 
sonnen hatte?  Wenn  man  das  annimmt  und  er  also  in  einer  Schrift,  die  ihn 
gegen  eine  Anklage  auf  Leben  und  Tod  verteidigen  sollte,  seiner  tollen  Laune 
hätte  die  Zügel  schiessen  lassen,  wäre  das  nicht  ebenso  ein  Beweis  von  Unzu- 
rechnungsfähigkeit, wie  der  Brief  ist,  wenn  er  ernst  gemeint  war?  Eher  muss 
man  daran  denken,  dass  es  Menschen  gibt,  die,  ohne  es  zu  wollen,  weil  ihr 
Wesen  einen  grotesken  Stil  hat,  komisch  wirken,  sich  aber  plötzlich  dessen 
bewusst  werden  und  dann  wohl  auch  einmal  spielen  was  zugleich  echt  ist, 
wunderlich  chaotische,  nicht  zu  klarer  Gestalt  entwickelte  Geschöpfe.  Es  ist, 
als  ob  alles  was  mit  Piero  in  Berührung  kommt,  eine  drollige  Note  annehme. 
Seine  Liebe  zur  Carlotta  Marchionni  war  weder  seinen  Mitgefangenen  noch 
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den  Richtern  noch  dem  Personal  ein  Geheimnis.  Da  er  eines  Tages  einen 
Ring  verloren  hatte,  den  er  als  Andenken  von  der  Geliebten  heilig  hielt,  und 
ein  Angestellter  ihn  wiederfand,  stellte  der  Präsident  des  Gerichtshofes,  Graf 
Gardoni,  selbst  ihm  die  Reliquie  wieder  zu,  indem  er  von  der  Seligkeit  sprach, 
die  Maroncelli  darüber  fühlen  müsse,  Obwohl  Piero  erzählt,  dass  er  vor 
Rührung  geweint  habe,  kommt  es  einem  vor,  als  ob  er  auch  ein  wenig  dabei 
lächle,  vielleicht  nur  in  den  Augenwinkeln.  Ein  andrer  Richter,  de  Roner, 
gestattete,  dass  Carlottas  Namenstag  im  Gefängnis  feierlich  begangen  wurde. 
Niemals  ist  man  ganz  sicher,  ob  er  sich  über  die  andern  lustig  machte,  oder 
ob  die  andern,  gutgelaunt,  sich  die  Kreuz-  und  Querzüge  eines  liebenswürdi- 
gen Schelms  gefallen  Hessen,  oder  ob  sie,  gutartig  und  mitleidig,  auf  die  Toll- 
heiten eines  armen  Teufels  eingingen. 

Salvotti  sprach  in  späteren  Jahren  geringschätzig  von  der  Eitelkeit  und  Leicht- 
fertigkeit des  Maroncelli;  an  anderer  Stelle  sagt  er,  dass  beide,  er  so  gut  wie 
Pellico,  sich  in  sein  Herz  gestohlen  hätten,  was  auch  sein  Verhalten  gegen  ihn 
bestätigt. 

Wie  Silvio  kehrte  Piero  unter  dem  Einfluss  des  Unglücks  und  Salvottis  zum 
Glauben  zurück;  aber  dieser  Umschlag  hatte  bei  ihm  nichts  zu  bedeuten,  und 
es  würde  einem  nicht  einfallen  dessen  Ursachen  und  Folgen  nachzuforschen. 
Er  war  von  seiner  Mutter  in  strenger  Beobachtung  des  katholischen  Glaubens 
erzogen,  bis  zu  seinem  fünfzehnten  Lebensjahre  in  diesen  Formen  geblieben, 
dann  ungläubig  geworden  und  nahm  nun  die  alte  Gewohnheit  wieder  auf,  ohne 
dass  sein  Denken.  Tun  und  Treiben  vom  einen  oder  andern  wäre  beeinflusst 
worden.  Weder  das  Glauben  noch  das  Nichtglauben  ging  ihm  tief,  er  war  wil- 
lens und  fähig  jedes  schöne  Gefühl  mitzufühlen  nicht  aber  ein  System  von 
Lehrsätzen  und  Gedanken  zur  Richtschnur  seines  Lebens  zu  machen. 

In  San  Michele  glich  Maroncelli  einem  Menschen,  den  ein  leichter  Rausch  über 
die  Widrigkeiten  der  Gegenwart  und  die  berechtigte  Angst  vor  der  Zukunft 
hinwegsetzt,  ihn  in  einen  Dunst  angenehmer  und  belustigender  Vorstellungen 
hüllend.  Weder  er  noch  Silvio  Pellico,  dem  gegen  den  Schluss  der  Haft  mit 
dem  Freunde  zusammenzuwohnen  gestattet  wurde,  stellten  sich  den  Aufenthalt 
auf  dem  Spielberg  sehr  abschreckend  vor.  An  die  Gefangenschaft  von  Venedig 
gewöhnt,  dachten  sie  an  eine  Art  von  Klosterleben,  das  man,  zwar  von  den 
Angehörigen  und  mannigfachen  Genüssen  des  Lebens  getrennt,  doch  im  Zu- 
sammensein mit  einem  oder  mehreren  Freunden,  mit  Büchern  und  schriftstelle- 
rischer Arbeit,  ohne  Sorge  um  das  tägliche  Brot,  getröstet  durch  die  Briefe 
der  verlassenen  Lieben,  eine  Zeitlang  ganz  wohl  aushalten  könne:  denn  sie 
zweifelten  nicht,  dass  die  Gnade  des  Kaisers  das  Mass  der  Strafe  (20  Jahre 
für  Maroncelli  und  15  für  Pellico)  erheblich  abkürzen  würde.  Die  schreck- 
liche Enttäuschung,  die  den  Ankömmlingen  beim  ersten  Betreten  der  Festung 
mit  kaltem  Schauder  aufs  Herz  fiel,  die  immer  sich  steigernden  Entbehrungen 
und  Leiden  hat  Pellico  in  seinen  Denkwürdigkeiten  beschrieben.  Es  scheint, 
als  habe  Maroncelli  am  wenigsten  von  allen  unter  der  Körper  und  Geist  zer- 
störenden Lebensführung  gelitten.  Als  Andryane  ihn  zum  erstenmal  sah,  ur- 
teilte er  nach  seiner  ganzen  Erscheinung,  nach  der  Lebhaftigkeit  seines  Blickes 
und  seiner  Bewegungen,  dass  er  dem  Ungemach  der  Gefangenschaft  gut 
widerstanden  habe  und  noch  lange  widerstehen  werde.  Er  war  der  immer  gut- 
gelaunte, gefällige,  liebevolle,  in  alles  sich  schickende  Pfleger  des  kränkeln- 


Digitized  by  Google 


RICARDA  HUCH  •  P1ER0  MARONCELLI 


1003 


den  Freundes  Silvio,  mit  dem  er  die  Zelle  teilte.  Wenn  die  Wachen  es  nicht 
verhinderten,  hielt  er  musikalische  Zwiesprache  von  Fenster  zu  Fenster  mit 
Andryane,  der  jene  Arie  aus  dem  Barbier  von  Sevilla  sang,  die  er  am  letzten 
Abend  seiner  Freiheit  in  der  Scala  in  Mailand  gehört  hatte,  oder  die  Arie  des 
Blondel  von  Gretry  O  Richard,  o  tnon  roi,  l'univers  t'abondonne,  oder  denn, 
Pellico  zuliebe,  französische  Melodieen,  die  jener  *in  seiner  ersten  Jugendzeit 
in  Lyon  gehört  hatte.  Maroncelli  gehörte  zu  jenen  Italienern,  denen  das 
Singen  ein  zweites  Atmen  ist.  Entweder  singend  oder  schreibend  oder  lesend 
oder  Pläne  zu  neuen  Werken  ausheckend  wurde  er  nie  das  Opfer  jener  starren 
Untätigkeit,  wo  einer  wie  ein  Toter  in  der  Wüste  liegt,  die  Geier  auf  sich 
niederstossen  und  die  Wölfe  um  sich  schleichen  sieht  und  die  Kraft  nicht  hat 
sich  zu  regen  und  sie  zu  verscheuchen.  Er  war  es,  der  ein  die  Gefangenen  leb- 
haft beschäftigendes  Problem  löste,  indem  er  das  Papier,  das  ihnen  zu  Reinlich- 
keitszwecken gegeben  war,  nach  langen  Versuchen  so  zu  bearbeiten  lernte,  dass 
es  beschrieben  werden  konnte. 

Indessen  sollte  auch  Maroncelli  den  Spielberg  nicht  ohne  Zoll  zu  zahlen  ver- 
.  lassen.  Im  Jahre  1828  bekam  er  einen  Tumor  am  Knie  —  sei  es  nun,  dass  er 
infolge  einer  alten  Krankheit  oder  wodurch  immer  sich  bildete  — ,  der  ihm 
ausserordentliche  Schmerzen  verursachte  und  nach  mannigfacher,  aber  ganz 
ungenügender  ärztlicher  Behandlung  eitrig  wurde,  so  dass  das  Bein  abgenom- 
men werden  musste.  Wahrend  der  neun  Monate  beständigen  Leidens,  die  der 
Amputation  vorhergingen,  bewahrte  Maroncelli  seine  liebenswürdige  Heiterkeit, 
sang,  machte  Verse,  suchte  den  sorgenden  Freund  aufzuheitern  und  mit  Hoff- 
nungen zu  trösten,  an  die  er  selbst  nicht  glaubte.  Ihm  war  wie  nicht  selten 
Italienern  der  Mut  im  Dulden  eigen,  wesentlich  eine  weibliche  Eigenschaft. 
Die  Operation  selbst  ertrug  er  mit  bewundernswerter  Standhaftigkeit.  Pellicos 
Schilderung,  wie  Maroncelli,  nachdem  der  Schnitt  getan  und  alles  vorüber 
ist,  da  er  nichts  anderes  hat,  dem  Arzt  eine  Rose  gibt,  die  am  Fenster  in  einem 
Glase  steht,  und  dieser  sie  nimmt  und  weint,  gehört  zum  ergreifendsten  in 
seinem  Buche.  Was  vermögen  gegen  diese  Szene,  die  ein  Stück  Wirklichkeit 
geworden  ist,  die  in  Italien  gegen  Maroncelli  erhobenen  Vorwürfe  und  An- 
klagen, als  sei  er  ein  Feigling,  Angeber,  Verräter  gewesen?  Es  ist  das  glück- 
liche Vorrecht  des  Dichters  einem  menschlichen  Antlitz  die  Ausprägung  zu 
geben,  in  der  man  es  künftig  sehen  muss,  weil  es  das  wahre  ist.  Hätte  auch 
der  Vorfall  sich  nicht  so  abgespielt  wie  Pellico  ihn  mitteilt  —  woran  zu 
zweifeln  es  übrigens  keinen  erdenklichen  Grund  gibt  — ,  so  malt  er  uns  doch 
den  Freund  so,  dass  es  uns  nun  ist,  als  ob  wir  ihn  gesehen  hätten,  sein  Lächeln, 
die  Sprache  seiner  Augen,  und  wenn  wir  auch  künftig  erfahren  und  zugeben, 
dass  er  weit-  und  menschenunkundig,  dass  er  leichtsinnig,  prahlerisch  und 
schwach  war,  so  bringt  uns  doch  nichts  davon  ab  an  die  kindliche  Wärme  und 
Treue,  an  die  Ehrlichkeit  und  Feinfühligkeit  seines  Herzens  zu  glauben. 

Im  Sommer  1829  kam  die  Begnadigung  für  Pellico  und  Maroncelli,  nachdem 
sie  8%  Janr  au*  dem  Spielberg  eingekerkert  gewesen  waren.  In  Mantua 
trennten  sie  sich,  Maroncelli  um  seine  Mutter  und  Geschwister  in  Forli,  Pellico 
um  seine  Familie  in  Turin  aufzusuchen.  Silvio  brachte  die  letzte  Nacht  in 
traurigster  Erregung  zu,  am  andern  Morgen  kam  die  Trennung.  »Eine  Um- 
armung, ein  Kuss,  noch  eine  Umarmung.  Er  stieg  in  den  Wagen  und  ver- 
schwand :  ich  blieb  wie  vernichtet.«  Silvio  sagte  an  dieser  Stelle  seines  Buches : 
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»Ich  habe  viele  hervorragende  Menschen  gekannt,  aber  keinen  mehr  liebevoll  um- 
gänglich wie  Maroncelli,  keinen  mehr  geübt  in  allen  Rücksichten  der  Liebenswürdig- 
keit, mehr  frei  von  jeder  Roheit,  mehr  ununterbrochen  eingedenk,  dass  die  Tugend 
in  fortwährender  Ausübung  der  Duldsamkeit,  der  Grossmut  und  Einsicht  besteht. 
O  mein  Gefährte  so  vieler  Jahre  des  Leids,  möge  der  Himmel  dich  segnen,  wo  immer 
du  atmest,  und  dir  Freunde  geben,  die  mir  gleichen  an  Liebe,  an  Güte  mich  über- 
ragen l« 

Während  Silvio  bei  den  Seinigen  zärtliche  Sorgfalt  und  Ruhe  fand,  musste 
Maroncelli  nach  kurzem  Aufenthalt  die  Heimat  wieder  verlassen,  da  der  Papst 
ihn  aus  seinen  Staaten  verbannte.  Er  begab  sich  nach  Paris,  wo  er  die  Schwä- 
gerin des  noch  gefangenen  Andryane  besuchte,  um  ihr  Nachricht  von  ihrem 
Schützling  zu  bringen.  Dort  wurde  er  gefeiert,  er  wurde  dem  Könige  vor- 
gestellt, er  erschien  im  Salon  der  Fürstin  Belgioioso,  er  liebte  es  sich  in  Ge- 
sellschaft auf  den  Arm  des  alten  Lafayette  zu  stützen.  Wenn  diese  Aufmerk- 
samkeiten seine  Eitelkeit  gereizt  und  er  sich  in  der  Rolle  des  edlen  Opfers 
gefallen  hätte,  so  Hesse  sich  das  allenfalls  begreifen  und  verzeihen;  indessen 
ein  sonst  nicht  nachsichtiger  Beurteiler,  Giovita  Scalvini,  der  ihn  in  den  ersten 
Tagen  seiner  Ankunft  in  Paris  kennen  lernte,  schreibt  einem  Freunde,  Maron- 
celli erzähle  ruhig  und  auf  eine  sehr  feine  Art  von  seinen  ausgestandenen 
Leiden,  wie  wenn  er  von  Dingen  spräche,  die  er  in  einem  Roman  gelesen 
hätte;  er  sei  höchst  liebenswürdig. 

Vom  Könige  aufgefordert  einen  Wunsch  auszusprechen,  wollte  er  nichts 
anderes  erbitten,  als  dass  der  König  etwas  für  die  Befreiung  der  auf  dem 
Spielberg  zurückgebliebenen  Gefangenen  tun  möge.  Diese  gutgemeinte  Ver- 
wendung Maroncellis  war  ein  unglücklicher  Einfall,  da  Kaiser  Franz  Ein- 
mischungen in  seine  Angelegenheiten  von  niemandem  duldete,  und  man  für  die 
Gefangenen  nichts  wirksameres  tun  konnte,  als  von  ihnen  zu  schweigen. 
Ebenso  ungeschickt  war  seine  Idee  Zusätze  zu  Pellicos  rasch  berühmt  ge- 
wordenen Gefängnissen  zu  schreiben,  worauf  ihn  die  Hoffnung  Geld  zu  ver- 
dienen und  vielleicht  auch  ein  wenig  von  sich  reden  zu  machen  gebracht 
haben  mag.  Findet  sich  auch  in  diesen  Hinzufügungen  manche  Notiz,  die  dem 
wertvoll  sind,  der  sich  über  jene  Zeit  und  jene  Menschen  möglichst  genau  be- 
lehren möchte,  im  ganzen  wirken  sie  wie  etwa  ein  drückende,  zudringliche,  ge- 
schnörkelte  Einfassung  zu  einem  einfach  schönen  Bilde,  das  sich  selbst  einen 
passenden  Rahmen  gezogen  hat.  Merkwürdig  ist,  wie  diese  Zusätze  wiederum 
von  Zusätzen,  Noten,  Anmerkungen  überwuchert  sind,  das  Bild  seines  plan- 
losen Geistes,  der  nicht  im  stände  war,  die  beiläufigen  Einfälle  zu  zügeln  und 
einzuordnen  sondern  von  jedem  einzelnen  überwältigt  wurde.  Innerhalb 
dieser  Unordnung  bewegt  sich  Maroncellis  Denken  mit  peinlicher  Korrektheit. 
Es  ist  durchaus  nichts  genial  Sprunghaftes  in  seiner  Denkweise,  vielmehr 
verfolgt  er  seinen  Gegenstand  mit  anklebender  Gründlichkeit,  so  dass  man  oft 
an  seine  Schilderung  erinnert  wird,  wie  er  sich  in  ein  Thema  hineinbohre  und, 
wenn  er  auch  wolle,  nicht  mehr  davon  loskommen  könne. 

Nett  und  übersichtlich  hatte  Maroncelli  eine  Liste  künftiger  Werke  in  seinem 
Kopfe,  gewissermassen  eine  aus  Titeln  bestehende  Bibliothek,  die  der  erfin- 
dungsreiche Sammler  um  so  reichlicher  und  wohlklingender  zusammengestellt 
hat,  da  er  weder  Kosten  dafür  aufzuwenden  noch  durch  die  Wirklichkeit  sich 
einschüchtern  zu  lassen  braucht.  In  den  Zusätzen  erschien  folgendes  Pro- 
gramm demnächst  zu  veröffentlichender  Werke:    i.  Meine  Gefangenschaft  auf 
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dem  Spielberg,  historische  Abhandlung;  2.  Erinnerungen,  Betrachtungen  in 
Prosa  (Pallavicino  in  den  Mund  gelegt)  ;  3.  Fünf  sehn  Rasen,  kleine  episch- 
lyrische  Gedichte  (Ein  Marienleben) ;  4.  Italische  Überlieferungen  (mit 
8  Unterabteilungen);  5.  Leichte  Gesänge  mit  volksmässiger  Musik  (14  davon 
auf  bekannte  Melodieen  gedichtet);  6.  Italischer  Psalter;  7.  Melodieen  vom 
Spielberg.  Infolge  der  Teilnahmlosigkeit  seiner  Landsleute  kamen  diese 
Werke  nicht  zum  Druck. 

Wie  gering  auch  Maroncellis  schriftstellerische  Begabung  war,  manchmal 
springt  aus  dem  zähen  Teig  seiner  Rhetorik  ein  Blitz  wie  von  einem  ver- 
schüttetem Brande.  Ich  denke  an  eine  auf  den  Kaiser  Franz  bezügliche 
Stelle: 

>Und  ich  sage,  wie  gross  auch  die  Unbegrenztheit  der  Macht  sein  mag,  die 
in  der  Hand  eines  einzigen  verdichtet  ist,  wer  Fleisch  und  Bein  und  Blut  ist  und 
das  Antlitz  gegen  die  Sonne  gehoben  trägt,  entmenschlicht  sich  nicht  freiwillig, 
wenigstens  wäre  es  nur  aus  einer  Gewohnheit  der  sozialen  Ordnung.  Wie  viel 
weniger  nun  derjenige,  der  an  der  Spitze  dieser  Ordnung  «steht,  der  der  Geschichte 
einen  Namen  zu  überliefern  hat,  und  (tausendmal  mehr  als  das!)  der  weiss,  dass 
in  dieser  Verbindung  von  Blut,  Fleisch  und  Bein  ein  Funke  ruht,  der  sich  nicht 
auflöst  —  und  den  wir  anderswo  wieder  finden  !< 

Wie  dieser  Satz  schlicht  und  ziemlich  unbetont  anfängt,  dann  von  lebhafterer 
Empfindung  und  Anschauung  durchdrungen  wird,  dann  in  eine  erhabene 
Vorstellung  ausklingt,  um  am  Ende  noch  in  einer  halb  verhüllten  Drohung, 
einer  Herausforderung  für  das  Jenseit  aufzuflammen,  das  ist  künstlerisch, 
packend  und  unvergesslich.  Dem  Romagnolen  war  unter  seiner  angeborenen 
Friedfertigkeit  und  dem  Christentum  an  Pellicos  Seite  das  Gefühl  der  Rache 
nicht  erloschen,  und  er  dichtet,  wenn  es  ihn  überkommt,  wie  viele  sonst  nüch- 
terne Italiener  tun  im  Augenblick,  wo  sie  eine  Leidenschaft  äussern. 

Die  Zusätze  Maroncellis,  aus  denen  hervorging,  dass  er  von  seinem  politischen 
und  kirchlichen  Radikalismus  im  Grunde  nicht  geheilt  war,  so  dass  sie  sogar 
auf  den  Index  gesetzt  wurden,  verstimmten  Pellico,  dessen  an  sich  vor- 
wurfsfreies Buch  durch  diese  überflüssige  Schmarotzerpflanze  kompromittiert 
wurde.  Indessen  versuchte  er  das  entfremdende  Gefühl  zu  überwinden  und 
an  das  zu  denken,  was  Piero  ihm  während  der  Gefangenschaft  gewesen  war, 
so  dass  in  seinen  Briefen  an  andere  die  Äusserungen  zärtlicher  und  dankbarer 
Freundschaft  doch  die  der  Missbilligung  überwiegen.  Zwischen  den  so  lange 
Unzertrennlichen  hörte  der  briefliche  Verkehr  bald  auf.  Man  kann  sich  wohl 
denken,  dass  durch  sein  Temperament  und  allerhand  liebenswürdige  Eigen- 
schaften des  Gemütes  der  persönliche  Umgang  mit  Maroncclli  höchst  an- 
ziehend, ein  Gedankenaustausch  aus  der  Ferne  aber  nicht  erspriesslich  war. 
Man  weiss,  wie  leicht  Menschen,  die  neben  einander  zu  leben  gezwungen  sind, 
ohne  jede  andere  Gesellschaft,  sich  unerträglich  werden,  ja  sich  hassen,  and 
es  kam  bei  Gelegenheit  der  politischen  Prozesse  in  Italien  nicht  selten  dazu, 
dass  Gefangene  darum  baten  getrennt  zu  werden  oder  denn  unter  dem  ge- 
zwungenen Zusammensein  unbeschreiblich  litten.  Aber  selbst  für  Freunde 
war  es,  so  denkt  man  sich,  eine  Prüfung  Jahre  hindurch  Tag  und  Nacht  in 
einem  einzigen  engen  Räume  zusammen  zu  sein,  und  vielleicht  gehörte  das 
italienische  Talent  zur  Freundschaft  und  Geselligkeit  dazu,  dass  es  in  einigen 
Fällen  vollkommen  glückte.  Allerdings  lösten  sich  gerade  die  innigsten  dieser 
Beziehungen  in  der  Freiheit  traurig  auf :  Confalonieri  brach  mit  Andryane, 
Pellico  und  Maroncelli  verloren  sich,  zwischen  einem  anderen  Freundespaar 
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vom  Spielberg,  Borsieri  und  Castiglia,  entstand  erbitterte  Feindschaft.  Es  ist, 
als  ob  die  Natur,  nach  der  Überspannung  kultureller  Tendenzen,  Schonung. 
Duldung,  Selbstbeschränkung,  sich  gewaltsam  wieder  ins  Gleichgewicht  zu 
bringen  gesucht  hätte. 

Als  Maroncelli  den  Spielberg  verliess,  war  er  35  Jahre  alt,  also  ein  junger 
Mann  und,  obwohl  eines  Beines  beraubt,  wie  es  scheint,  gesund,  so  dass  er 
wohl  daran  denken  konnte   sich  ein  neues  Leben  einzurichten.    Auch  fehlte 
es  ihm  dazu  nicht  an  Mut  und  Unternehmungslust:  er  ging  nach  New  York, 
wo  er  dank  des  Rufes  seiner  ausgestandenen  Leiden  von  der  Gesellschaft 
freundlich  aufgenommen  wurde,  verdiente  sich  den  Lebensunterhalt  durch 
Unterricht  in  Musik  und  italienischer  Sprache  und  verheiratete  sich  mit  einer 
deutschen  Musiklehrerin,  die  er  in  Paris  hatte  kennen  lernen.    Sie  war  nach 
dem  Urteil  des  erwähnten  Borsieri  liebenswürdig,  tüchtig  und  nicht  hässlich; 
auch  sie  lehrte  Musik  und  deutsche  Sprache,  und  so,  bei  gemeinsamer  Arbeit, 
konnten  sie  sich  durchbringen.    Sie  hatten  eine  Tochter,  die  im  Andenken  an 
Pellico  den  Namen  Silvia  erhielt,  wie  Andryane  seinen  Erstgeborenen  nach  Con- 
falonieri  Federico  nannte.    Seine  Schwiegermutter  und  sein  Schwager  ver- 
vollständigten den  Haushalt,  ein  Zuwachs,  der  für  das  italienische  Gefühl  etwas 
Selbstverständliches  war  und  eher  Angenehmes  bedeutet,  und  man  stellt  sich 
gerne  vor,  dass  er  etwa  ein  Jahrzehnt  ruhigen  Glückes  verlebte. 
Italien  hat  er  nicht  wiedergesehen.    Er  starb  im  Jahre  1846,  51  Jahre  alt. 
nachdem  er  zuvor  blind  und  geisteskrank  geworden  war.    Beinah  alle  Mög- 
lichkeiten des  Unglücks  hat  sein  Leben  erschöpft:  Armut,  Kampf  um  das 
tägliche  Brot,  Vernichtung  der  Liebeshoffnung,  Kerker,  Vcrkrüppelung,  Ver- 
bannung, Blindheit  und  Wahnsinn,  dazu  traf  den  Toten  noch  Verleumdung 
durch  die  eigenen  Landsleute  und  Befleckung  der  Ehre.    Nicht  nur,  dass  man 
ihm  vorwarf  durch  seine  Aussagen  die  Verhaftung  und  alles  folgende  Unglück 
seines  Freundes  Pellico  veranlasst  zu  haben,  er  sollte,  um  sich  selbst  zu  retten, 
andere,  sogar  den  eigenen  Bruder  verraten  haben,  ja  womöglich  ein  berufs- 
mässiger Angeber  gewesen  sein.    Armer  Maroncelli !    So  strenge  sind  Männer 
gegen  dich,  die  jene  Freiheit  und  Sicherheit  gemessen,  die  du  allzu  feurig 
ersehntest  und  allzu  unbedacht  erzwingen  wolltest !    Der  Abschiedsworte  deines 
Silvio  gedenkend,  rufen  wir  dir  nach :  O  unverzagter  Dulder  vieler  Schmerzen 
und  Mühsale,    mögest  du  Freunde  finden,    wo  immer  man  deiner  gedenkt, 
Freunde,  die  dir  an  Liebe  gleichen  und  an  Tapferkeit  und  Überzeugungstreue 
dir  nicht  nachstehen ! 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 

IHMES  KEIR  HRRDIE  •  ZUR  HALTUNG  DER 
ENGLISCHEM  SOZIALISTEN  IN  DER  FRRUEN- 
STIMMRECHTSFRRGE 

NS  Engländern  ist  es  nichts  Neues,  dass  die  Frauenstimmrechts- 
bewegung von  den  Führern  der  Social  Democratk  Party  und  auch 
von  manchen  anderen  beharrlich  in  falschem  Licht  dargestellt  wird. 
Sie  reden  und  schreiben  gerade  so.  als  wären  diejenigen  unter  uns, 
die  für  die  Forderung  der  Frauen  ihnen  sofort  das  Wahlrecht  zu 
geben  eintreten,  Gegner  des  allgemeinen  Wahlrechts  für  alle  Erwachsenen 
oder  jedenfalls  bestrebt    die  Einführung  dieses  allgemeinen  Wahlrechts  zu 
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verzögern  Beide  Behauptungen  sind  unwahr.  Ich  will  hier  erklären,  warum 
ich  und  eine  grosse  Mehrheit  der  Arbeiterpartei  für  die  sofortige  Gewährung 
des  Wahlrechts  an  die  Frauen  sind,  und  zwar  unter  den  selben  Bedingungen, 
die  zurzeit  für  die  Männer  gelten  oder  für  sie  Geltung  haben  sollen. 

Heute  kann  keine  Frau  bei  den  Wahlen  zum  Parlament  ihre  Stimme  abgeben. 
Sie  kann  im  Besitz  aller  nötigen  Vorbedingungen  sein,  die  einen  Mann  zum 
Stimmen  berechtigen,  einzig  und  allein  ihres  Geschlechts  wegen  ist  sie  schon 
von  der  Ausübung  des  Wahlrechts  ausgeschlossen.  Diese  Geschlechtsschranke 
bemühen  wir  uns  aus  dem  Wege  zu  räumen.  Ist  das  erst  getan,  so  wird  sich 
jede  weitere  Ausdehnung  des  Wahlrechts  in  der  Zukunft  gleichmässig 
auf  Männer  und  Frauen  beziehen.  Geschieht  das  jedoch  nicht,  so  liegt  die 
Gefahr  vor,  dass  die  Frauen  die  selben  Erfahrungen  machen  wie  zur  Zeit  der 
Wahlreformgesetze  in  den  Jahren  1867  und  1884  und  unberücksichtigt  bleiben, 
wenn  das  Wahlrecht  von  neuem  ausgedehnt  wird. 

Nun  behaupten  die  Gegner  der  Frauenstimmrechtsbewegung,  um  gegen  sie 
Stimmung  zu  machen,  dass  eine  Ausdehnung  des  Wahlrechts  auf  die  Frauen 
unter  den  Bedingungen  des  geltenden  Gesetzes  nur  den  besitzenden  Frauen  zu 
gute  käme.  Das  ist  eine  völlig  willkürliche,  vielleicht  sogar  absichtliche  Entstel- 
lung der  Tatsachen,  wie  eine  einfache  Betrachtung  zeigt.  Das  Wahlrecht  dürfen 
jetzt  alle  Männer  ausüben,  die  ein  Haus  besitzen  oder  eine  Wohnung  gemietet 
haben,  für  die  sie  mindestens  4  Shilling  pro  Woche  Miete  zahlen,  oder  auch 
Angestellte  oder  Bedienstete,  die  ein  Haus  oder  eine  Wohnung  bewohnen,  deren 
Miete  von  ihnen  nicht  direkt  bezahlt  wird  sondern  einen  Teil  ihres  Gehalts 
bildet.  Augenblicklich  schwebt  ein  Prozess  vor  dem  höchsten  Gerichtshof,  der 
den  strittigen  Punkt,  was  unter  einem  Hause  verstanden  werden  soll,  ent- 
scheiden wird.  In  vielen  Teilen  Englands  ist  ein  Gebäude  in  Wohnungen  von 
1  oder  2  Zimmern  eingeteilt.  Es  können  6  oder  8  solcher  Wohnungen  in 
einem  Hause  sein  und  alle  einen  gemeinsamen  Eingang  von  der  Strasse  haben. 
Jeder  Bewohner  hat  aber  einen  Schlüssel  zu  seinem  eignen  Zimmer  und  auch 
einen  Schlüssel  zur  Haustür.  Das  gilt  dann  schon  als  Wohnhaus  im  Sinne 
der  Wahlgesetze  von  1867  und  1884.  Daraus  folgt  also,  dass  jeder  Bewohner 
eines  abgesonderten  Zimmers  als  Wähler  zu  gelten  berechtigt  ist  und  auch  als 
solcher  gilt.  Würde  man  das  jetzt  geltende  Wahlrecht  auf  die  Frauen  ausdehnen, 
so  würde  eine  verheiratete  Frau,  die  keinerlei  Besitzqualifikation  hat,  das  Wahl- 
recht nicht  erhalten,  eine  verheiratete  Frau,  die  eine  solche  hat,  aber  wählen 
dürfen :  darauf  gründen  die  Gegner  der  Frauenstimmrechtsbewegung  ihre  Be- 
hauptung, dass  nur  besitzende  Frauen  das  Wahlrecht  ausüben  könnten.  Sie 
übersehen  dabei  geflissentlich  die  Tatsache,  dass  für  jede  einzige  besitzende 
Frau,  der  auf  diese  Weise  das  Wahlrecht  gewährt  würde,  nicht  weniger  als 
20  arbeitende  Frauen  das  selbe  Recht  erhalten  würden.  Jede  Witwe,  die  ein 
'Häuschen  besitzt  und  keine  Armenunterstützung  erhält,  jede  Unverheiratete, 
die  ein  besonderes  Zimmer  bewohnt,  würde  wahlberechtigt  sein,  und  ebenso 
jede  Wohnungsmieterin,  die  4  Shilling  wöchentlich  Miete  zahlt.  Vor  zwei 
Jahren  verwandte  ich  viel  Zeit  darauf  die  Anzahl  der  arbeitenden  Frauen  zu 
bestimmen,  die  unter  dem  jetzigen  Wahlrecht  wahlberechtigt  wären.  Die 
Indepcndent  Labour  Party,  die  von  Anbeginn  an  die  Forderungen  der  Frauen 
in  Sachen  des  Wahlrechts  unterstützt  hat,  veranstaltete  in  verschiedenen  Teilen 
des  Landes  Zählungen;  auf  die  so  erlangten  Informationen  und  meine  eigne 
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allgemeine  Kenntnis  der  Arbeiterdistrikte  gründe  ich  die  vorhin  erwähnte 
Schätzung.  Obgleich  also  die  Gewährung  des  Wahlrechts  an  die  Frauen, 
unter  den  gleichen  Bedingungen  wie  sie  für  die  Männer  bestehen,  für  jede 
wahlberechtigte  besitzende  Frau  immer  20  wahlberechtigte  arbeitende  Frauen 
bringen  würde,  tritt  die  Social  Democratic  Party  nicht  nur  als  Gegnerin  dieser 
Reform  auf,  sondern  sie  verbreitet  über  sie  im  Namen  der  Demokratie  in  Eng- 
land und  im  Auslande  auch  ganz  unrichtige  Angaben.  Glücklicherweise  bildet 
sie  in  dieser  Hinsicht,  wie  auch  sonst  so  oft,  nur  eine  quantite  ncgligeable. 

Die  Frauenstimmrechtsbewegung  hat  die  Volksphantasie  in  Grossbritannien  in 
einer  Weise  ergriffen  wie  keine  andere  Bewegung  seit  einem  halben  Jahr- 
hundert. Ihr  Einfluss  zeigt  sich  bereits  deutlich  bei  den  Wahlen.  Wo  die 
Frauenrednerinnen  hinkommen,  scharen  sich  Versammlungen  um  sie  wie  keine 
andere  Partei  oder  Bewegung  in  Grossbritannien  sie  vereinigen  kann.  Bevor 
dieses  Parlament  zu  Ende  sein  wird,  wird  der  Versuch  gemacht  werden  die 
Vorschriften  für  die  Aufstellung  der  Wählerlisten  zu  vereinfachen,  und  dann 
wird  die  Arbeiterpartei  eifrig  für  das  allgemeine  Wahlrecht  kämpfen.  Wir 
verhehlen  uns  aber  nicht,  dass  unsere  Aufgabe  bedeutend  leichter  sein  wird, 
wenn  wir  unterdessen  die  Geschlechtsschranke  wegräumen  können,  die  allein 
die  Frauen  von  der  politischen  Gleichberechtigung  ausschliesst. 

Die  Führerinnen  der  Kampfabteilung  in  der  Frauenbewegung  sind  alle  Sozia- 
listinnen, die  meisten  schon  seit  langen  Jahren.  Diese  Tatsache  allein  hätte  die 
Social  Democratic  Party  veranlassen  sollen  den  Forderungen  der  Frauenstimm- 
rechtskämpferinnen  sympathischer  gegenüberzutreten.  Mir  scheint  es  so,  als 
ob  die  meisten  Gegner  der  sofortigen  Gewährung  des  Wahlrechts  an  die  Frauen 
von  jener  Geschlechtstendenz  beeinflusst  sind,  deren  hervorragendster  Vertreter 
im  Lande  Herr  Beifort  Bax  ist.  Sei  dem  wie  auch  immer,  die  Opposition  gegen 
die  Wahlrechtskampagne  der  Frauen  und  namentlich  die  Methode,  wie  man 
diese  zu  diskreditieren  sucht,  sind  der  sozialistischen  Bewegung  unwürdig  und, 
ich  wiederhole  es,  ohne  Wirkung  in  der  steigenden  Flut,  die  den  Frauen  das 
Wahlrecht  bringt. 
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U  einem  politischen  Kampf  hat  sich  jetzt  die  Frage  der  Weiter- 
entwickclung  der  Arbeiterversicherung  ausgestaltet,  in  dem  sich  die 
beiderseitigen  Interessen  der  Unternehmer  und  der  Arbeiter  ziemlich 
schroff  gegenüber  stehen.  Allerdings  hat  sich  die  seitherige  Dis- 
kussion der  Reform  vorwiegend  um  organisatorische  Fragen  gedreht, 
in  Wirklichkeit  ist  es  aber  nur  die  Wahrnehmung  der  materiellen  Interessen 
der  Kämpfenden,  die  sich  auch  hinter  dieser  Diskussion  verbirgt.  Wenn  die 
Unternehmer  das  Selbstverwaltungsrecht  der  Ortskrankenkassen  auf  das  hef- 
tigste bekämpfen,  so  geschieht  das  weniger  aus  dem  Grunde,  um  den  angeblichen 
sozialdemokratischen  Missbrauch  dieser  Kassen  an  und  für  sich  zu  treffen  als 
vielmehr  die  Leistungs-  und  Entwickelungsfähigkeit  der  Krankenver- 
sicherung überhaupt  zu  beschränken.  Dem  gegenüber  nehmen  die  Versicherten 
mit  Recht  an,  dass  die  Selbstverwaltung  der  Kassen  durch  die  Versithcrteii 
der  Schlüssel  zu  einer  gedeihlichen  Wirksamkeit  der  Versicherung  ist. 
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Die  Leistungsfähigkeit  der  deutschen  Arbeiterversicherung  ist  heute  noch  eine 
sehr  geringe.  Die  Unterstützungen,  die  sie  bietet,  entsprechen  kaum  den  Lebens- 
bedürfnissen der  proletarischen  Klassen.  Ja,  die  Arbeiterversicherungskörper- 
schaften teilen  mitunter  nicht  viel  reichlichere  Unterstützungen  aus  als  die 
Armenämter.  Gerade  hinsichtlich  ihrer  Leistungen  kann  die  Arbeitcrversichc- 
rung  ihre  Abstammung  von  der  Armenpflege  nicht  verleugnen.  Die  gering- 
fügigen Leistungen  verleihen  der  Arbeiterversicherung  auch  einen  gewissen 
Klassencharakter.  Nur  dem  gröbsten  Notstand  der  Arbeiterklasse  wird  ge- 
steuert, und  die  soziale  Hilfe  bewegt  sich  nur  in  dem  engen  Rahmen  einer 
Notstandshilfe.  Wird  doch  dem  Arbeiter  nicht  einmal  seine  bescheidene 
Existenz  durch  die  Leistungen  der  Arbeiterversicherung  gewährleistet.  Nur 
das  zum  Leben  Allernotwcndigste  billigt  man  ihm  zu.  Aufgabe  der  Reform 
der  Arbeiterversicherung  hat  es  zu  sein  diesen  Klassencharakter  nach  Möglich- 
keit abzustreifen. 

Sämtliche  Arbeiterversicherungsgesetze  unterscheiden  zwischen  Mindest-  oder 
Pflichtleistungen  und  Mehrleistungen.  Die  ersteren  sind  solche,  unter  deren 
Grenze  herab  die  Leistungen  nicht  gehen  dürfen,  die  letzteren  zeigen  die  Mög- 
lichkeiten des  freiwilligen  Ausbaues  der  Unterstützungen  durch  die  Versiche- 
rungsträger an.  Aber  auch  diese  stellen  keine  unbegrenzten  Möglichkeiten  dar  ; 
auch  sie  sind  fest  bestimmt  und  beschränkt.  Man  hat  die  Maximalgrenze  ge- 
schaffen, um  die  Versicherungsträger  in  den  Zügeln  zu  behalten  und  ihnen  nicht 
Gelegenheit  zu  bereiten  die  Fürsorge  in  das  Ungemessene  auszudehnen.  Der 
Gesetzgeber  ging  hierbei  von  dem  Prinzip  aus,  dass  die  Leistungen,  insbesondere 
die  Barunterstützungen,  der  Arbeiterversicherung  unter  allen  Umständen  er- 
heblich niedriger  zu  sein  haben  als  das  Arbeitseinkommen  des  Ver- 
sicherten war.  Dadurch  soll  unter  anderm  der  Simulation  und  der  ungerecht- 
fertigten Inanspruchnahme  der  Unterstützungen  vorgebeugt  werden.  Es  wäre 
ein  Kapitel  für  sich  darüber  zu  reden,  wie  unbegründet  die  gedachte  Besorg- 
nis ist.  Es  sei  nur  erwähnt,  dass  die  ungenügenden  Leistungen  der  Arbeiter- 
versicherung eine  andere  Simulation  zeitigen,  nämlich  die  der  Gesundheit.  Die 
mangelhafte  Fürsorge,  die  zurzeit  die  Versicherung  noch  bietet,  verhindert,  dass 
die  Unterstützungsbedürftigen  rechtzeitig  die  Versicherungsleistungen  in  An- 
spruch nehmen,  weil  sie  durch  den  Ausfall  an  Einkommen  wirtschaftlichen 
Schaden  erleiden.  Die  Versicherten  sind  unter  den  heutigen  Einrichtungen  ge- 
zwungen ihre  Kräfte  bis  zum  äussersten  anzuspannen  und  notwendige  Hilfe  oft 
erst  dann  aufzusuchen,  wenn  es  zu  spät  ist.  Natürlich  zum  Nachteil  der 
Versicherten  und  meist  auch  zu  dem  der  Versicherungsträger.  Die  Gesetzgebung 
sollte  bemüht  sein  rechtzeitige  und  ausreichende  Hilfe  zu  ermöglichen,  denn: 
wer  schnell  gibt,  gibt  doppelt.  Das  trifft  aber  nicht  nur  auf  den  erstmaligen 
Eintritt  der  Hilfsbedürftigkeit  zu  sondern  auf  deren  ganze  Dauer.  Durch  die 
ungenügenden  Leistungen,  ganz  besonders  die  unzureichenden  Renten,  sind  die 
Unterstützungsbedürftigen  gezwungen  ihre  Erwerbstätigkeit  so  frühzeitig  wie 
möglich  wieder  aufzunehmen,  selbst  auf  die  Gefahr  hin,  dass  sie  ihr  Untergang 
überhaupt  ist.  Die  Zahl  derjenigen  Arbeiter,  die  gezwungen  sind  auf  diese 
Weise  Gesundheit  vorzutäuschen,  ist  sicher  grösser  als  diejenige,  die  bei  aus- 
reichenden Unterstützungen  eine  Krankheit  vorspiegeln  würde,  übrigens  gibt 
es  auch  zur  Bekämpfung  der  viel  zu  übertrieben  ge fürchteten  Simulation  andere 
Mittel. 


Digitized  by  Google 


1010 


FRIEDRICH  KLEEIS    DER  MATERIELLE  AUSBAU  DER  ARBEITERVERSICHERUNG 


Die  Einführung  der  gedachten  Mehrleistungen  ist  von  recht  geringer  Bedeutung 
für  die  Entwickelung  der  Arbeiterversicherung  gewesen.  Die  Erfahrung  hat 
gelehrt,  dass  nur  diejenigen  Versicherungsinstitute,  die  eine  unbeschränkte 
Selbstverwaltung  besitzen,  an  einen  nennenswerten  Ausbau  der  Unterstützungen 
über  die  Minimalgrenze  herangetreten  sind.  Und  das  sind  fast  nur  die  Orts- 
krankenkassen. Aber  auch  unter  diesen  findet  sich  noch  eine  grosse  Zahl,  die 
nicht  vorwärts  gekommen  ist.  Bei  den  bestehenden  gesetzlichen  Zuständen 
kommt  es  auch  nicht  einzig  und  allein  auf  die  sozialpolitische  Einsicht  und 
Initiative  der  Verwaltung  der  Versicherungsträger  an  sondern  auch  auf  andere 
Umstände.  Es  sei  nur  auf  die  unheimliche  Zersplitterung  der  Versicherungs- 
träger und  die  hierdurch  bedingte  gegenseitige  Konkurrenz,  auf  die  Möglichkeit 
der  beliebigen  Neugründung  solcher  Institute  durch  die  Unternehmer  usw. 
verwiesen.  Namentlich  auf  dem  Gebiet  der  Krankenversicherung  hat  die  Be- 
rechtigung der  Unternehmer  jederzeit  nach  Wunsch  Betriebs-  und  Innungs- 
krankenkassen errichten  zu  können,  weil  ihnen  die  Beiträge  zur  Ortskranken- 
kasse zu  hoch  sind,  dem  Ausbau  der  Ortskrankenkassen  die  schwersten  Hinder- 
nisse bereitet.  Wir  kennen  eine  ganze  Anzahl  von  Ortskrankenkassen,  die 
schon  längst  ihre  Unterstützungen  erhöht  und  die  damit  zusammenhängende 
Beitragserhöhung  vorgenommen  hätten,  wenn  sie  nicht  befürchten  müssten,  dass 
sodann  Unternehmer  aus  der  Kasse  austreten  und  eigene  Betriebskrankenkassen 
errichten.  Ohne  diese  Möglichkeit  hätte  die  Entwickelung  der  Krankenversiche- 
rung einen  gänzlich  anderen  Verlauf  genommen.  Hieraus  ergibt  sich,  dass 
es  weniger  darauf  ankommt  den  Versicherungsträgern  viele  Mehrleistungen 
freizustellen  als  darauf,  dass  diePflichtleistungenerhöhtwerden. 

In  der  Krankenversicherung  unterscheidet  das  Gesetz  nicht  nur 
zwischen  solchen  Leistungen,  zu  denen  die  Kassen  verpflichtet  sind  und  solchen, 
die  sie  darüber  hinaus  festsetzen  können,  sondern  es  macht  auch  noch  einen 
Unterschied  bei  der  Höhe  dieser  beiden  Arten  von  Leistungen.  So  sind  diese 
bei  den  Gemeindekrankenversicherungen,  die  bekanntlich  keine  selbständige  Or- 
ganisation sondern  nur  ein  Verwaltungszweig  der  Gemeinden  sind,  viel  geringer 
als  bei  den  Orts-,  Betriebs-,  Innungskassen  usw.  Erstere  sind  zu  nichts  anderem 
verpflichtet  als  (nach  §  6  des  Kranken  Versicherungsgesetzes)  zur  Gewährung 
freier  ärztlicher  Behandlung,  von  Arznei  sowie  Brillen,  Bruchbändern  und  ähn- 
lichen Heilmitteln  und  im  Falle  der  Erwerbsunfähigkeit  vom  3.  Tag  nach 
dem  Tage  der  Erkrankung  an  zu  einem  Krankengeld  in  Höhe  der  Hälfte 
des  ortsüblichen  Tagelohns  gewöhnlicher  Lohnarbeiter 
bis  zur  Dauer  von  mindestens  26  Wochen.  Die  übrigen  (sogenannten  organi- 
sierten) Kassen  haben  dagegen  (§  20  des  Gesetzes)  die  Verpflichtung  ausser  der 
ärztlichen  Behandlung  und  den  Heilmitteln  ein  Krankengeld  in  Höhe  der  Hälfte 
des  durchschnittlichen  wirklichen  Tagelohns  für  die  oben  angegebene 
Dauer,  ferner  als  Wöchnerinnenunterstützung  den  Betrag  des  Krankengeldes 
während  6  Wochen  und  für  den  Todesfall  eines  Mitgliedes  als  Sterbegeld  den 
jofachen  Betrag  des  durchschnittlichen  Tagelohns  zu  gewähren.  Aber  nicht 
nur  die  gesetzlichen  Mindestleistungen  sondern  auch  die  den  Kassen  gestatteten 
Mehrleistungen  sind  so  verschieden  und  bei  den  Gemeindekrankenversicherungen 
viel  mehr  begrenzt  als  bei  den  organisierten  Kassen.  Das  war  eigentlich  über- 
flüssig, denn  bei  der  gänzlichen  Einflusslosigkcit  der  Versicherten  auf  die  Ver- 
waltung der  Gemeindekrankenversicherungen  haben  nur  vereinzelte  solcher 
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Kassen  irgendwelche  Mehrleistungen  eingeführt.  Das  Maximum  aber  wird 
wohl  überhaupt  keine  erreicht  haben. 

Bei  der  bevorstehenden  Umgestaltung  der  Krankenversicherung  hat  ein  Aus- 
bau der  Pflichtleistungen  mindestens  in  dem  Umfange  zu  geschehen,  dass  die 
im  §  21  des  Gesetzes  für  die  organisierten  Kassen  vorgesehenen  Erhöhungen 
und  Erweiterungen  der  Leistungen  als  obligatorische  Mindestleistungen  sämt- 
licher Kassen  festgesetzt  werden.  Im  einzelnen  würde  das  folgenden  Ausbau 
bedeuten :  i.  Verlängerung  der  Dauer  der  Krankenunterstützung  über  26  Wochen 
hinaus;  2.  Gewährung  des  Krankengeldes  vom  Tage  der  Erwerbsunfähigkeit 
an  sowie  für  Sonn-  und  Festtage;  3.  Erhöhung  des  Krankengeldes  auf  min- 
destens 75  %  des  durchschnittlichen  wirklichen  Tagelohns  und  Gewährung 
auch  teurer  Heilmittel  als  die  im  §  6  bezeichneten ;  4.  Verpflichtung  der  Kassen 
zur  Unterbringung  Erkrankter  in  Krankenhäusern  in  bestimmten  dringenden 
Fällen  —  die  jetzt  ebenfalls  noch  nicht  besteht  —  und  Gewährung  einer  Fa- 
milienunterstützung in  Höhe  des  vollen  Krankengeldes  an  die  Angehörigen  des 
Untergebrachten  sowie  eines  Taschengeldes  an  die  letzteren  selbst;  5-  eine  aus- 
gedehnte Fürsorge  für  Rekonvaleszenten  nach  Beendigung  der  Krankenunter- 
stützung, insbesondere  Unterbringung  in  Genesungsheimen;  6.  Gewährung  einer 
der  Wöchnerinnenunterstützung  gleiche  Unterstützung  an  Schwangere,  ebenso 
freie  Gewährung  der  erforderlichen  Hebammendienste  und  freie  ärzt- 
liche Behandlung  der  Schwangerschaftsbeschwerden;  7.  Einführung  der  allge- 
meinen Familienfürsorge,  bestehend  in  freier  ärztlicher  Behandlung,  freier 
Arznei  und  sonstiger  Heilmittel  für  erkrankte  Familienangehörige  der  Kassen- 
mitglieder, sofern  diese  nicht  selbst  dem  Versicherungszwange  unterliegen; 
8.  Erhöhung  des  Sterbegeldes  und  Gewährung  eines  solchen  auch  beim  Tode 
von  Familienangehörigen  des  Kassenmitgliedes. 

Die  Mindestleistungen  ^der  Invalidenversicherung  bestehen  bekannt- 
lich in  der  Gewährung  der  Invaliden-  und  Altersrenten.  Die  für  ihren  Bezug 
vorgesehenen  Voraussetzungen,  die  Höhe  der  Renten  usw.  sind  durch  das  In- 
validenversicherungsgesetz fest  umgrenzt  und  lassen  sich  durch  Beschluss  der 
Versicherungsanstalten  nicht  abändern.  Dagegen  ist  den  Anstalten  reichlich 
Gelegenheit  gegeben  andere  Leistungen,  also  Mehrleistungen,  einzuführen,  wie 
beispielsweise  die  Heilverfahren  nach  §  18  des  Gesetzes,  die  Unterbringung  der 
Rentenempfänger  in  Versorgungsanstalten  nach  §  25  usw.  Während  von  der 
übernähme  der  Heilbehandlungen  steigend  Gebrauch  gemacht  wird,  liegt  die 
Unterbringung  der  Rentenempfänger  in  Invalidenhcimen  noch  sehr  im  argen. 
Manche  Versicherungsanstalten  machen  gar  keinen  Gebrauch  davon,  andere  nur 
in  ganz  beschränktem  Umfange  und  dann  auch  nur  durch  Überweisung  in 
Siechen-  und  Armenhäuser.  Das  Hauptgewicht  des  Ausbaus  der  Leistungen 
in  der  Invalidenversicherung  müsste  auf  eine  Erhöhung  der  Renten  gelegt  wer- 
den. Die  gegenwärtigen  Renten  reichen  tatsächlich  zum  Leben  nicht  aus ;  sie 
sind  nach  einem  landläufigen  Ausdruck  zum  Leben  zu  wenig  und  zum  Sterben 
zu  viel.  Es  ist  undenkbar,  dass  ein  erwerbsunfähiger  Arbeiter  mit  dem  heutigen 
Betrage  der  Rente  von  etwa  15  Mark  pro  Monat  auch  nur  die  allerbescheidcnsten 
Bedürfnisse  des  menschlichen  Lebens  bestreiten  kann.  Er  ist  nach  wie  vor  auf 
die  Hilfe  anderer  Personen  oder  auf  Armenfürsorge  angewiesen,  oder  er  ist  zur 
Weiterarbeit  gezwungen.  Einer  gründlichen  Umgestaltung  bedürfen  noch  die 
Bestimmungen  über  die  Wartezeiten  für  den  Bezug  der  Renten,  über  den  Ver- 
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lust  der  Anwartschaft,  wenn  in  2  Jahren  nicht  mindestens  20  Beitrags- 
wochen bezahlt  wurden  usw.  Im  Zweifel  kann  man  sein,  ob  eine  Herabsetzung 
der  Altersgrenze  für  den  Bezug  der  Altersrente  zweckmässig  ist.  Jedenfalls 
muss  aber  durch  eine  Minderung  der  Wartezeiten  für  den  Anspruch  auf  Alters- 
rente dafür  gesorgt  werden,  dass  Versicherte,  die  das  70.  Lebensjahr  vollenden, 
auch  wirklich  in  den  Genuss  der  Altersrente  kommen.  Je  länger  nämlich  das 
Invalidenversicherungsgesetz  besteht,  um  so  schwerer  wird  es,  den  bestehenden 
hohen  Anforderungen  auf  Erfüllung  der  Wartezeit  (Nachweis  von  40  Bei- 
tragswochen für  jedes  Jahr  seit  Bestehen  des  Gesetzes)  zu  genügen.  Die 
Zahl  der  Personen,  denen  eine  Altersrente  bewilligt  wird,  nimmt  daher 
ständig  ab. 

Noch  fester  umgrenzt  sind  die  Leistungen  der  Unfallversicherung. 
Die  Vollrente,  die  bei  vollständiger  Erwerbsunfähigkeit  gewährt  wird,  und  die 
bei  teilweiser  Arbeitsunfähigkeit  zum  Massstab  für  die  Berechnung  der  Teil- 
renten dient,  ist  bekanntlich  auf  662/3  %  des  durchschnittlichen  Jahresarbeits- 
verdienstes festgesetzt.  Das  ist  entschieden  zu  niedrig.  Schon  bei  den  ersten 
Beratungen  der  Unfallversicherungsgesetze  forderte  die  Sozialdemokratie 
vollen  materiellen  Ersatz  der  Nachteile  von  Betriebsunfällen.  Daran  müssen 
wir  auch  noch  festhalten.  Es  ist  ein  Gebot  der  Gerechtigkeit  und  entspräche 
nur  den  sonstigen  bürgerlichen  Rechtsauffassungen  den  verunglückten  Arbeiter 
vollkommen  schadlos  zu  halten.  Neben  der  grundsätzlichen  Erhöhung  der 
Unfallrenten  hat  noch  ein  Ausbau  der  Leistungen  dadurch  stattzufinden,  dass 
die  Gewerbekrankheiten  von  den  Berufsgenossenschaften  zu  entschädigen  sind. 
Zu  diesen  Krankheiten  zählen  bekanntlich  jene  Schädigungen,  die  durch  die 
Art  der  Berufsarbeit  entstehen,  zum  Beispiel  Blei-  und  sonstige  Vergiftungen, 
rheumatische  Erkrankungen  usw.,  die,  weil  sie  keine  Unfälle  sind,  gegenwärtig 
nicht  entschädigt  werden.  Auch  sonst  muss  die  engherzige  Auslegung  der 
Unfallversicherungsgesetze  beseitigt  werden.  In  neueYer  Zeit  werden  leider 
nicht  mehr  wie  früher  die  Unfälle,  die  sich  auf  dem  Wege  zur  und  von  der 
Arbeitsstätte  ereignen,  für  entschädigungspflichtige  Betriebsunfälle  angesehen. 
Auch  fängt  man  schon  an  den  dolus  eventualis  in  die  Unfallversicherung  ein- 
zuführen, das  heisst  dem  Verletzten  die  Entschädigung  zu  versagen,  wenn  seine 
Fahrlässigkeit  den  Unfall  verschuldete.  So  fest  begrenzt  in  der  Unfallversiche- 
rung auch  die  Leistungen  durch  die  Gesetzgebung  sind,  so  hängt  doch  bei  keiner 
anderen  Versicherung  ihre  tatsächliche  Gewährung  und  ihre  Höhe  so  sehr  von 
der  Geneigtheit  der  Verwaltungsorgane  der  Versicherungsträger  ab.  Der  Aus- 
bau ihrer  Leistungen  muss  daher  unbedingt  durch  einen  Ausbau  ihrer  Ver- 
waltung ergänzt  werden. 

Leider  sind  die  Aussichten  auf  einen  genügenden  materiellen  Ausbau  der  Ar- 
beiterversicherung bei  ihrer  bevorstehenden  Reform  sehr  trübe.  In  dem  Reform- 
plan  der  Regierung,,  soweit  er  durch  den  Vertrauensbruch  des  Zentralblatts  für 
das  deutsche  Baugewerbe  in  die  Öffentlichkeit  gedrungen  ist,  ist  von  einer  Er- 
höhung der  Mindestleistungen  der  Versicherungseinrichtungen  überhaupt  keine 
Rede.  Man  wird  daher  auch  von  dort  wenig  Vorschläge  in  dieser  Richtung 
erwarten  können.  Es  ist  auch  leider  nicht  anzunehmen,  dass  der  Reichstag  er- 
gänzend eingreifen  wird.  Die  Sozialdemokratie  hat  nur  geringen  Einfluss  auf 
seine  Beschlüsse,  und  von  den  bürgerlichen  Parteien  ist  nicht  viel  zu  erwarten. 
Es  sei  daran  erinnert,  dass  die  konservative  Partei  auf  ihrem  Dclegiertentag 


Digitized  by  Google 


FRIEDRICH  KLEE1S    DER  MATERIELLE  AUSBAU  DER  ARBEITERVERSICHERUNG 


1013 


1906  beschloss  der  Weiterführung  der  Sozialpolitik  nur  unter  der  Voraussetzung 
zuzustimmen,  dass  eine  V  e  r  b  i  1 1  i  g  u  n  g  der  Arbeiterversicherung  herbei- 
geführt wird,  und  durch  eine  Ausdehnung  der  Versicherung  auf  weitere  Kreise 
»die  wirtschaftliche  Lage  der  gesamten  deutschnationalen  Produktionc  nicht 
leidet.  Auf  der  Tagung  der  Agrarier  im  Jahre  1907  sprach  man  von  den 
»Schnapsrenten«,  die  »selbstverständliche  beseitigt  werden  müssten.  Auch  sonst 
hat  man  schon  von  der  angeblichen  »degenerierenden  Wirkungc  der  »hohen 
Leistungen«  der  Arbeiterversicherung  gesprochen,  durch  die  die  deutsche  Ar- 
beiterklasse »moralisch  versumpfe«,  ihre  »Schaffenskraft«,  ihre  »Energie  ge- 
lähmt« und  sie  davon  abgehalten  werde  selbst  für  Tage  der  Hilfsbedürftigkeit 
zu  sorgen.  Es  ist  wohl  überflüssig  auf  solche  grundlosen  Behauptungen  ein- 
zugehen; wenn  sie  zuträfen,  müsste  zum  Beispiel  die  Schaffenskraft  sämtlicher 
Staats-  und  Kommunalbeamten  am  meisten  gelähmt  sein,  denn  für  diese  ist 
für  die  Zeiten  der  Not  in  ausreichenderem  Masse  durch  Pensionsberechti- 
gung usw.  gesorgt  als  für  die  Arbeiter. 
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OR  einiger  Zeit  erschien  der  2.  Jahresbericht  der  neuen  holländischen 
Gewerkschaftszentrale,  des  Nederlandsch  Verbond  van  Vakvereeni- 
gingen,  der  die  Zeit  vom  r.  Januar  bis  zum  31.  Dezember  1907  umfasst, 
und  den  man  ohne  Übertreibung  den  besten  Bericht  nennen  kann,  den 
Holland  bisher  aufzuweisen  hat.  Um  seine  Bedeutung  klar  zu 
machen  und  das  verarbeitete  Material  nach  Verdienst  würdigen  zu  können,  ist 
es  nötig  etwas  von  den  harten  Kämpfen  zu  wissen,  die  wir  führen  mussten,  um 
den  heutigen  Stand  der  holländischen  Gewerkschaftsbewegung  zu  erreichen, 
etwas  über  die  früheren  Zustände  zu  erfahren.  Mit  wenigen  Worten  will  ich 
diese  nun  schildern. 

Die  holländische  Arbeiterbewegung  —  sowohl  die  gewerkschaftliche  wie  die 
politische  —  datiert  vom  Anfang  der  siebziger  Jahre,  seit  dem  Weckruf  der 
Internationalen,  der  die  freilich  noch  unklaren,  aber  dennoch  starken  Gefühle 
von  Unzufriedenheit  mit  der  bestehenden  und  Hoffen  und  Sehnen  nach  einer 
besseren  Gesellschaftsordnung  bewusst  machte  und  Anlass  zu  einer  regen  sozia- 
listischen Bewegung  gab.  Nach  dem  grossen  Kongress  der  Internationalen  im 
Haag,  wo  Marx  und  Bakunin  gegen  einander  standen,  ebbte  sie  leider  ganz 
zurück,  und  in  den  Jahren  1871  bis  1880  bewegten  sich  unsere  Gewerkschaften, 
der  Algemeen  Nederlandsch  W erkliedenverbond,  ganz  in  einer  liberal-nationalen 
Richtung.  Indes,  die  sozialistische  Bewegung  war  während  dieser  Zeit  nicht 
erstorben  sondern  nur  latent  gewesen.  Und  vom  Jahre  1880  bis  zum  Jahre  1892 
war  die  sozialistische  Bewegung  von  neuem  überherrschend.  Die  Führer  und 
die  besten  Mitglieder  der  Gewerkschaften  und  der  Arbeiterbewegung,  die  sich 
in  dieser  Periode  ausserordentlich  kräftig  entwickelten,  waren  alle  Sozial- 
demokraten. Schulter  an  Schulter  kämpften  die  Gewerkschaften  mit  der  Sozial- 
demokratie für  das  allgemeine  Wahlrecht,  und  die  Sozialdemokratie  unterstützte 
mit  ihrer  Presse  und  durch  Sammlungen  die  Gewerkschaften  bei  Streiks. 

Dann  trat  aber  eine  Wendung  ein.    Ein  romantisch-revolutionärer  Geist  kam 
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in  die  Sozialdemokratie;  die  tief  unter  das  Joch  der  reichen  Bourgeoisie  ge- 
beugten Arbeiter  warteten  auf  die  besseren  Zeiten,  die  durch  den  Sozialismus 
kommen  sollten,  wie  auf  einen  Heiland.  Die  Kleinarbeit  auf  dem  Gebiet  sozialer 
Gesetzgebung  wurde  missachtet,  der  Kampf  um  das  Wahlrecht  als  völlig  über- 
flüssig dargestellt.  Und  die  brutale  Gewalt  der  herrschenden  Klassen  rief 
durch  mehrfaches  Militäraufgebot  bei  Streiks  und  durch  ihre  Klassenjustiz  die 
revolutionäre  Tendenz  um  so  stärker  hervor.  Damit  begann  ein  unheilvolles 
Jahrzehnt  für  die  sozialistische  und  die  Gewerkschaftsbewegung.  Auf  ihrem 
Parteitag  im  Jahre  1892  sprach  sich  die  Sozialdemokratie  gegen  den  Kampf 
um  das  Wahlrecht  aus  und  gegen  jede  Teilnahme  zur  Erringung  von  Arbeiter- 
schutzgesetzen; sie  erklärte,  dass  es  nur  ein  Mittel  gäbe  der  Arbeiterklasse  zum 
Siege  zu  verhelfen:  die  Revolution.  Und  auch  die  grosse  Mehrheit  der  Ge- 
werkschaften schwenkte  in  diese  romantisch-revolutionäre  Bahn  ein,  von  der  sie 
später  doch  mit  zerbrochenen  Illusionen  umkehren  musste. 

Bis  zum  Jahre  1893  gab  es  in  Holland  keine  Zentralorganisation  für  die  Ge- 
werkschaften. Sie  waren  bis  dahin  in  engem  Zusammenhang  mit  der  sozia- 
listischen Partei,  beteiligten  sich  auch  rege  am  Kampf  für  die  Ausgestaltung 
der  sozialen  Gesetzgebung,  aber  von  einem  einheitlichen,  nach  festen  Grund- 
sätzen geregelten  Gewerkschaftskampf  war  nicht  die  Rede.  Das  sollte  nun 
durch  die  Gründung  eines  nationalen  Arbeitssekretariats  anders  werden,  die 
nach  einem  Beschluss  des  internationalen  Kongresses  zu  Brüssel  /1891  /  er- 
folgte. Man  fasste  diesen  Beschluss  so  auf,  dass  damit  eine  Zentralorganisation 
bezweckt  werden  sollte.  Die  Sozialdemokratie  ergriff  die  Initiative,  im  Juli 
1893  wurde  das  Nationaal  Arbeidssecretariaat  errichtet. 

Damit  begann  eine  neue  Ära.  Dem  Nationaal  Arbeidssecretariaat  schlössen  sich 
an  der  Sociaaldemocratisch  Bond,  5  Gewerkschaften  und  auch  die  im  gleichen 
Jahr  begründete  Sociaaldemocratische  Arbeiderspartij,  eine  Organisation,  deren 
Mitglieder  sich  weigerten  den  romantisch-revolutionären  oder  halbanarchi- 
stischen Weg  der  offiziellen  Partei  weiter  mitzugehen.  Vom  Anfang  an  war  die 
Leitung  des  Nationaal  Arbeidssecretariaats  in  anarchistischen  Händen.  Im 
Jahre  1895  wurde  düt Sociaaldemocratische Arbeidersparte j  eines  kleinen  Zwischen- 
falls wegen  ausgeschlossen,  und  der  Sociaaldemocratisch  Bond  trat  freiwillig 
aus;  das  Sekretariat  war  also  von  da  ab  nur  eine  Zentrale  der  Gewerkschaften. 
Die  anarchistische  Tendenz  behielt  auch  nach  dem  Exodus  der  beiden  sozia- 
listischen Parteien  die  Überhand.  Auf  sozialistischem  Gebiet  wurde  nichts 
getan,  und  auf  gewerkschaftlichem  wurde  allein  im  Streik  und  wieder  im 
Streik,  meist  dazu  noch  im  unvorbereiteten,  das  einzige  Heil  für  die  Arbeiter 
erblickt:  die  Zahl  der  Streiks,  besonders  aber  die  der  verlorenen,  war  in  den 
Jahren  1895  bis  1898  ausserordentlich  gross.  Das  waren  unhaltbare  Zustände. 
Das  holländische  Proletariat  ist  gar  nicht  so  leidenschaftlich,  nicht  so  san- 
guinisch, dass  es  in  einer  exaltierten,  auf  revolutionären  Schlagworten  und 
nur  Streiks  ohne  Geldmittel  basierenden  Bewegung  Befriedigung  finden  konnte. 
Ein  Debacle  war  unvermeidlich.  Die  Gewerkschaftsbewegung  kann  nicht 
längere  Zeit  in  Feindschaft  mit  der  Sozialdemokratie  leben,  namentlich  nicht 
im  einem  Land,  wo  die  Mehrheit  der  Arbeiterklasse  in  Lethargie  und  christ- 
licher Zufriedenheit  lebt,  wo  die  Arbeitsgesetzgebung,  wie  damals,  ausserordent- 
lich rückständig  war,  wo  die  Arbeitszeit  unbeschränkt  war  und  die  Arbeidsxvet 
vom  Jahre  1889  nur  die  allerunmenschlichste  Ausbeutung  von  Frauen  und  Kin- 
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dem  etwas  begrenzte.  Andererseits  wirkte  das  Beispiel  des  im  Jahre  1895  nach 
dem  Muster  der  deutschen  freien  Gewerkschaften  gegründeten  Diamantarbeiter- 
verbandes, der  durch  sein  tätiges  Vorgehen,  durch  seine  reiche  Kasse  einen 
grossen  Lohnkampf  mit  vollem  Erfolg  durchführte,  dahin,  dass  auch  auf  ge- 
werkschaftlichem Gebiet  mit  dem  Schlagwörterruramel  aufgeräumt,  neue  Wege 
eingeschlagen  und  neue  Mittel  ergriffen  wurden. 

Grossartige  Demonstrationen  für  das  Unfall-  und  Altersversicherungsgesetz  im 
Jahre  1896  und  1897  brachten  viele  Gewerkschaften  näher  an  die  Partei.  Das 
Nationaal  Arbcidssecretariaat  verhielt  sich  diesem  Gesetz  gegenüber  gleich- 
gültig. So  war  es  denn  natürlich,  dass  seine  Mitgliederzahl  und  Werbekraft 
von  Jahr  zu  Jahr  fiel.  Im  Jahre  1894  zählte  es  15  728  Mitglieder  (in  22  Or- 
ganisationen), im  Jahre  1895  18700  (31),  1896  12700  (31),  1897  15000  (44), 
1898  12950  (40),  1899  13050  (44),  1900  12444  (52),  1901  8881  (36),  1902 
10526  (48),  1903  7934  (46),  1904  6000  (41),  1905  5000  (41).  Hierzu  muss  ich 
bemerken,  dass  von  einer  genauen  Statistik  nicht  die  Rede  ist;  selbst  Jahres- 
berichte über  die  letzten  Jahre  liegen  nicht  mehr  vor.  Dazu  fand  man  keine 
Zeit.  Man  sieht,  die  französische  syndikalistische  Confederation  generale  du 
Travail  hat  hier  Schule  gemacht. 

Und  was  weiter  kommen  musste,  das  kam:  Jn  jeder  Gewerkschaft  der  Streit 
über  Taktik  und  Prinzip,  über  die  Höhe  der  Beiträge,  über  den  Kampf  für  die 
Arbeitergesetzgebung,  und  die  Spaltung  blieb  in  vielen  Gewerkschaften  nicht 
aus.  Und  so  geschah  es  denn,  dass  die  Gewerkschaften,  die  eine  nach  der  andern 
der  anarchistischen  Taktik  den  Rücken  kehrten,  und  von  denen  sich  dann  die 
anarchistischen  Elemente  abtrennten,  zusammentreten  und,  sobald  sie  dazu 
Zahl  und  Kraft  hatten,  eine  eigene  Zentrale  gründen  mussten.  Im  Januar 
1905  erliess  der  Vorstand  des  Diamantarbeiterverbandes  einen  Aufruf  an  die 
Gewerkschaften  zur  Gründung  einer  neuen  Gewerkschaftszentrale,  und  diese 
erfolgte  am  26.  Februar.  15  Landesorganisationen  traten  ihr  bei,  die  sich 
Ncderlandsch  Verbond  van  Vakvereenigingen  nannte,  und  als  deren  Basis 
die  Grundsätze  der  modernen  Gewerkschaftsbewegung  gelten.  Während  des 
ersten  Jahres  gab  es  für  die  neue  Zentralorganisation  einen  harten  Kampf  nach 
aussen  und  die  Bewältigung  von  viel  Aufklärungs-  und  technischer  Arbeit.  In 
den  3  Jahren  ihres  Bestehens  hat  sie  die  grosse  Mehrzahl  der  Gewerkschaften 
in  sich  aufgenommen;  ein  grösserer  Erfolg  als  die  meisten  erwarteten.  Am 
1.  Januar  1907  zählte  der  Verband  schon  18  Landesorganisationen  mit  23598 
Mitgliedern  und  am  1.  Januar  1908  waren  die  Ziffern  auf  24  Landes- 
organisationen mit  32270  Mitgliedern  gestiegen,  die  sich  folgendermassen  ver- 
teilen :  Bäcker  825  Mitglieder,  Bekleidungsarbeiter  500,  Kakaoarbeiter  186,  Dia- 
mantarbeiter 8446,  Brauereiarbeiter  798,  Fabrikarbeiter  600,  Gemeindearbeiter 
4678,  Handlungsgehilfen  577,  Holzarbeiter  201,  Konfektionsarbeiter  463,  Küfer 
201,  Landarbeiter  145,  Lumpenarbeitcr  177,  Blei-  und  Zinkarbeiter  250,  Metall- 
arbeiter 2210,  Maurer  und  Bauhilfsarbeiter  950,  Schreiner  572,  Stukkateure  270, 
Techniker  352,  Maler  1710,  Zigarren-  und  Tabakarbeiter  2700,  Eisen-  und 
Strassenbahnarbeiter  1300,  Textilarbeiter  2000,  Zimmerer  2159. 

Mit  diesem  Resultat,  soweit  es  die  Zahl  betrifft,  können  wir  zufrieden  sein,  und 
wir  sind  es  auch.  Es  bleibt  uns  noch  manches  zu  leisten,  denn  jahrelange  innere 
Kämpfe  gehen  nicht  spurlos  vorüber.  Aber  wir  leisten,  was  wir  können,  und 
es  muss  hier  hervorgehoben  werden,  dass  manche  Gewerkschaft  bei  ihrer 
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schweren  Arbeit  Unterstützung  vom  deutschen  Bruderbund  erhalten  hat.  Um 
den  Stand  unseres  Unterstützungswesens  im  Jahre  1907  zu  veranschaulichen, 
mögen  folgende  Angaben  dienen.  Wir  verausgabten  für  Krankenunterstützung 
63  929,35  Gulden,  Arbeitslosenunterstützung  4988,96,  bei  Todesfällen  7676,95, 
für  andere  Unterstützungen  1598,92  Gulden.  Ferner  betrugen  unsere  Ausgaben 
für  Bibliotheken  1692,75,  für  Beamtengehälter  47860,88,  für  Gewerkschafts- 
blättcr  —  die  22  Gewerkschaftsorgane  hatten  eine  Auflage  von  40  025  Exem- 
plaren —  28982,39  Gulden.  Für  Streiks  im  eigenen  Gewerbe  wurden  88  198,71 
Gulden  ausgegeben,  in  anderen  Gewerben  18  172,73  Gulden.  Der  Kassenbestand 
betrug  am  I.  Januar  1908  1  050  454  Gulden.  Das  Jahr  1907  war  für  die  Ge- 
werkschaftsbewegung durch  die  wirtschaftliche  Krise,  die  auch  hier  Arbeits- 
losigkeit verursachte  und  die  Arbeiterklasse  drückte,  ein  sehr  schweres.  Den- 
noch haben  die  Gewerkschaften  manches  erreicht.  So  haben  die  Blei-  un<l 
Zinkarbeiter  in  5  Städten  70  200  Stunden  Arbeitszeitverkürzung  und  41 964 
Gulden  mehr  Arbeitslohn  pro  Jahr  erzielt.  Der  Verband  der  Zimmerleute 
meldet,  dass  die  Arbeitslöhne  unter  dem  Einfluss  der  Organisation  170404 
Oulden  pro  Jahr  mehr  betrugen. 

So  steht  jetzt  die  holländische  Gewerkschaftsbewegung,  seit  1907  auch  der 
internationalen  Organisation  angeschlossen,  auf  gesundem  Boden,  zu  weiterem 
Kampf  gerüstet.  Schwer  wird  es  sein  auch  in  diesem  kleinen  Ländchen  die 
Mehrzahl  der  Arbeiter  in  die  Organisationen  zu  bringen,  aber  Vertrauen  in  die 
Zukunft  und  Vertrauen  zur  Richtigkeit  unserer  Taktik  beseelt  uns  und  gibt 
uns  Arbeitsfreudigkeit.  Am  12.  und  13.  April  hat  der  Verband  van  Vakvcr- 
cenigingen  in  Amsterdam  seine  Generalversammlung  abgehalten.  Es  wurden 
dort  Beschlüsse  die  soziale  Gesetzgebung  und  den  Kampf  für  das  allgemeine 
Wahlrecht  betreffend  gefasst.  Unabhängig  von,  aber  in  Solidarität  und  in  ge- 
deihlichem Zusammenarbeiten  m  i  t  der  Partei  geht  nun  die  holländische  Ge- 
werkschaftszentrale wieder  an  die  Arbeit.  Von  jetzt  ab  nimmt  auch  die  hol- 
ländische Arbeiterbewegung  ihren  Platz  innerhalb  der  internationalen  modernen 
Gewerkschaftsbewegung  ein,  mit  der  sie  sich  einig  fühlt,  und  auf  deren  Bahn 
sie  sich  in  Zukunft  bewegen  wird,  zum  besten  der  Arbeiterklasse. 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 
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Wirfschaft  /  Richard  Calwer 
Arbeiterver-  Als  die  Wogen  der  Cham- 
hwunduad  berlainschen  Schutzzollagi- 
DeutschUnd  tation  hoch  gingen,  wurde 
von  den  Gegnern  der  Freihandelspolitik 
als  besonderer  Trumpf  die  Tatsache  aus- 
gespielt, dass  die  Arbeitslosenziffern  in 
Grossbritannien  beträchtlich  höher  sind 
als  in  Deutschland,  und  daraus  dann 
gefolgert,  dass  die  Schutzzollpolitik  die 
Arbeitsgelegenheit  mehre.  So  falsch  das 
ganze  Argument  war.  es  wurde  mit  ihm 
doch  eine  starke  Wirkung  erzielt.  Der 
britischen  Regierung  war  das  Argument 


unbequem.  Aber  anstatt  es  als  unrichtig 
zurückzuweisen,  ging  sie  daran  einen 
Vergleich  der  Arbeiterverhältnisse  in 
Grossbritannien  und  in  Deutschland  an- 
stellen zu  lassen.  Sicherlich  eine  ver- 
lockende, aber  auch  eine  sehr  schwierige 
Aufgabe.  Wer  die  Fragebogen,  auf 
grund  deren  die  Arbeiterverhältnisse  in 
Deutschland  eruiert  werden  «ollten,  näher 
kennen  lernte,  dem  war  es  von  vornherein 
klar,  dass  der  beabsichtigte  Zweck  nicht 
erreicht  werden  konnte.  Aber  die  Ar- 
beiten wurden  doch  aufgenommen,  und 
nach  etwa  zwei  Jahren  trat  dann  die 
englische  Regierung  mit  tiner  Denv 
schrift  vor  das  Parlament,  in  der  die 
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gebnissc  der  vergleichenden  Untersuchung 
zusammengefasst  wurden.  Sie  fielen  bei 
oberflächlicher  Betrachtung  sehr  zu  Un- 
gunsten der  deutschen  Arbeiterverhält- 
nisse aus.  Knapp  war  das  Gelbbuch  er- 
schienen, als  die  Tagespresse  sich  der 
Schlussergebnisse  bemächtigte  und  sie 
parteipolitisch  ausnutzte,  nicht  nur  in 
Grossbritannien,  mehr  vielleicht  noch  in 
Deutschland.  Es  war  putzig  zu  lesen, 
mit  welchem  Eifer  deutsche  Blätter  die 
Ergebnisse  der  Denkschrift  als  unbe- 
streitbare Tatsachen  vortrugen.  Wer 
darauf  aufmerksam  machte,  dass  die  Er- 
gebnisse anfechtbar  seien,  dass  schon 
die  ganze  Methode  der  Untersuchung 
einen  Vergleich  erschweren  müsse,  der 
wurde  von  der  gutgläubigen  Presse  ein- 
fach nicht  beachtet.  Auch  das  wollte  man 
lieber  nicht  wissen,  dass  der  frühere  Ab- 
stand zwischen  den  wirtschaftlichen  Ver- 
hältnissen der  deutschen  und  denen  der 
englischen  Arbeiter  geringer  geworden 
sei.  Wenn  nicht  ein  ganz  unerwartetes 
Schicksal  das  in  Frage  stehende  Gelb- 
buch getroffen  hätte,  so  wäre  es  nunmehr 
gar  nicht  möglich  an  einem  typischen 
Beispiel  zu  zeigen,  wie  notwendig  die 
Nachprüfung  auch  von  amtlichen  Denk- 
schriften sowohl  des  Inlandes  als  aber 
auch  ganz  besonders  des  Auslandes  ist. 
Nach  kurzer  Zeit  schon  trat  nämlich  der 
seltene  Fall  ein,  dass  das  Gelbbuch  zu- 
rückgezogen und  offiziell  die  Unrichtig- 
keit der  Schlusscrgebnisse  anerkannt 
wurde.  Nicht  immer  haben  die  Leser 
deutscher  Zeitungen  erfahren,  dass  dem 
so  war :  vielmehr  unterbreitete  man  ihnen 
wohl  die  Schlussergebnisse  der  englischen 
Denkschrift,  selbst  noch,  nachdem  sie 
schon  zurückgezogen  war,  aber  man 
vergass  es  teilweise  ganz  und  gar  den 
Lesern  mitzuteilen,  dass  die  englische 
Regierung  sich  von  der  Unrichtigkeit  der 
Ergebnisse  überzeugt  habe.  Ein  solches 
Verfahren  kommt  der  Parteipolitik,  der 
es  dienen  soll,  nicht  zu  gute.  Nur  Kurz- 
sichtigkeit schätzt  einen  momentanen  Er- 
folg bei  der  Leserschaft  so  hoch  ein,  dass 
sie  darüber  die  Wahrheit  preisgibt.  Was 
nützt  denn  eine  Politik,  die  der  Wirk- 
lichkeit aus  dem  Wege  geht,  die  sich 
nicht  mit  den  Tatsachen  abfindet?  Es  ist 
natürlich  sehr  schwer,  nachdem  man  erst 
die  Autorität  der  englischen  Denkschrift 
als  unantastbar  ausgegeben  hatte,  nach- 
her einzugestehen,  dass  man  sich  sehr 
stark  getäuscht  hatte.  Nicht  immer  kann 
man  freilich  wie  im  vorliegenden  Fall 
i  der  Öffentlichkeit  gegenüber  den  Nach- 
weis erbringen,  dass  sie  falsch  unter- 


richtet wurde.  Wäre  das  Gclbbuch  nicht 
zurückgezogen  worden,,  so  würde  heute 
noch  ein  Teil  der  deutschen  Presse  auf 
die  Schlusscrgebnisse  schwören,  obwohl 
sie  um  nichts  richtiger  wären. 
X  X 
Bukwcun  Ziemlich  überraschend  ist 
die  Solinger  Bank,  ein 
rein  lokales  Institut,  das 
seine  Selbständigkeit  den  Grossbanken 
gegenüber  bisher  behauptet  hatte,  zu- 
sammengebrochen und  hat  grosses  Un- 
heil dem  Solinger  Industriebezirk  ge- 
bracht. Zahlreiche  gewerbliche  Etablisse- 
ments, aber  auch  Kaufleutc  und  Hand- 
werker sind  in  Mitleidenschaft  gezogen 
worden.  Zahlungsschwierigkeiten  und 
Konkurse  häuften  sich  infolge  der  Insol- 
venz des  Bankinstitutes.  Es  soll  hier 
über  die  Ursache  des  Zusammenbruchs 
nicht  gesprochen  werden,  auch  nicht  dar- 
über, ob  die  Grossbanken  durch  eine 
Hilfsaktion  einen  Teil  des  Unheils  hät- 
ten abwenden  können,  nur  eine  Frage  soll 
aufgeworfen  werden.  Wäre  das  Institut 
zusammengebrochen,  wenn  es  dem  Kon- 
zern einer  unserer  Grossbanken  angehört 
hätte?  Wäre  dann  eine  Geschäftsfüh- 
rung möglich  gewesen,  die  notwendig 
zum  Ruin  führen  musste?  Wir  möchten 
die  Frage  verneinen.  Und  indem  wir  die- 
ses tun,  erkennen  wir  in  der  Konzentra- 
tion unseres  Bankwesens  wieder  nicht 
nur  eine  wirtschaftliche  Notwendigkeit 
sondern  auch  eine  heilsame  Entwicke- 
lung,  insofern  sie  die  Solidarität  im 
Bankwesen  fördert  und  die  Möglichkeit 
solcher  lokalen  Katastrophen  vermin- 
dert. 

X  X 
Kurze  Chronik  £)jc  bayrische  Regie- 
rung beabsichtigt  das  Koh- 
lenbergwerk Stockheim  zu 
erwerben.  X  Die  Bestrebungen  einen 
deutschen  Zinkhüttenverband  zu 
bilden  werden  als  aussichtsreich  bezeich- 
net. X  Die  finanziellen  Ergebnisse  des 
amerikanischen  Stahltrusts 
blieben  auch  im  2.  Quartal  1908  noch 
äusserst  ungünstig.  X  Auch  die  sächsi- 
schen Baumwollspinnereien  ha- 
ben nunmehr  für  August  eine  Betriebs- 
einschränkung beschlossen,  und  zwar  sol- 
len 800000  Spindeln  an  5  Wochentagen 
stillstehen. 

Politik  /  May  Schlppel 

Türkei  Das  Erwachen  der  asiati- 

schen Völker  zu  stärkerem 
nationalen  Selbstbewusst- 

sein  und  zu  moderneren  politischen  An- 
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schauungen  und  Ansprüchen  hat  zuletzt 
die  überraschendste  Wirkung  nach  sich 
gezogen.    Am  24.  Juli  ordnete  ein  Irade 
des  Sultans  an,  dass  im  Sinne  der  alten 
Verfassung  vom  Dezember  1876  Abge- 
ordnetenwahlen für  ein  türkisches  Par- 
lament vorzunehmen  seien. 
Freiwillig  war  dieses  Zugeständnis  längst 
nicht  mehr.    Die  Armee,  neben  der  raffi- 
nierten,   weitverzweigten    Spitzel-  und 
Günstlingswirtschaft  jederzeit  die  letzte 
Hoffnung  des  orientalischen  Despoten- 
regiments am  Goldenen  Horn,  hatte  in 
Mazedonien  nicht  nur  versagt,  sondern 
$ie  war  mit  Trommeln  und  Trompeten 
in  das  Lager  des  Jungtürkcntums  abge- 
schwenkt.    Ein  paar  alte,  unverbesser- 
liche Schranzen  und  Haudegen  des  sul- 
tanischen  Absolutismus  wurden  in  diesem 
abenteuerreichen  Winkel  auf  echt  türkische 
Weise  aus  dem  Wege  geräumt;  Offiziere 
und  Mannscliaften  begeisterten  sich  um 
die  Wette  für  die  neue  Reformpartei,  so 
dass  selbst  die  bulgarischen  und  griechi- 
schen Banden  von  der  allgemeinen  Ver- 
brüderungsstimmung    mit  fortgerissen 
wurden ;  sie  lösten  sich  auf,  weil  sie  mit 
einer  freien  Jungtürkei  keine  Händel  zu 
suchen  brauchten.    Im  Yildiz-Kiosk  war 
man  sich  sehr  bald  klar  darüber,  dass  man 
mit  neuen  Truppennachscndungcn  nach 
Mazedonien    lediglich    der  Auflehnung 
neues  Menschenmaterial  und  Verstärkun- 
gen zuführe.   Selbst  auf  die  nächste  Um- 
gebung war  kein  Vcrlass  mehr,  die  Cha- 
taljaartillerie  soll  auf  dem  Sprunge  ge- 
standen haben  ihre  Kanonen  gegen  Kon- 
stantinopel zu  führen.    So  folgte  der  Er- 
nennung Said  Paschas   zum  Grosswesir 
unverzüglich    die    Wiederbelebung  der 
alten   Verfassung,    die   Aufhebung  der 
Zensur,  die  Amnestie  für  politisch  Ver- 
urteilte und  Verfolgte.   Damit  scheint  die 
Augenblicksgefahr  für  den  Sultan  per- 
sonlich beseitigt ;  die  Blätter  wissen  so- 
gar von  stürmischen  Huldigungen  seitens 
des  dankbaren  Volkes  zu  berichten. 
Wenn  alle  jetzt  aufkeimenden  Hoffnun- 
gen sich  erfüllen  könnten,  so  würde  das 
einen  riesenhaften  Kulturfortschritt  für 
eines  der  schlimmsten  europäisch-asiati- 
schen StiUstandsgcbiete  bedeuten.  Lei- 
der   wird    der  Weitervcrlauf   kaum  so 
glatt  vor  sich  gehen  wie  der  vielver- 
sprechende Anfang.    Zunächst  bleibt  von 
dem  persönlichen  Regiment  und  der  zu- 
gehörigen  Cliquenwirtschaft  mindestens 
so  viel,  dass  Unberechenbarkeiten  immer 
wieder  auftauchen  werden.    Ferner  war 
das  Jungtürkentum  von  jeher  nationali- 
stisch ;  sein  Entstehen  und  seinen  Auf- 


schwung in  der  Mitte  der  siebziger  Jahre 
verdankte  es  den  Teilungs-  und  Erobe- 
rungsabsichten der  Grossmächte  und 
der  vermeintlich  landesverräterischen 
Schwäche  des  alten  Palastregimes.  Dass 
es  gerade  die  Armee  ist,  von  der  diese 
nationalistische  Bewegung  zum  Siege 
emporgetragen  wird,  gibt  erst  recht  kei- 
nen Anlass  zur  Vertrauensseligkeit  nach 
dieser  Richtung.  Andrerseits  hat  sich 
das  Jungtürkentum  während  seines  Exils 
und  seiner  erzwungenen  Kaltstellung  an 
liberalen  westeuropäischen  Vorbildern  zu 
schulen  gesucht ;  es  wird  also  bei  dem 
gefährlichen  Übergang  von  blosser  Agi- 
tation zu  politisch  massgebender  Tätig- 
keit zunächst  gegen  Andersgläubige  und 
National  fremde  tolerant  zu  bleiben  ver- 
suchen. Indes,  es  sind  sehr  widere 
spruchsvolle  Elemente,  die  zu  gemein- 
samer parlamentarischer  Arbeit  und  zu 
dauerndem  politischen  Zusammenleben 
verbunden  werden  müssten :  Türken,  Bul- 
garen, Griechen,  Serben,  Albanesen,  Ar- 
menier, Kurden,  Araber,  dazu  zelotische, 
einflussreiche  kirchliche  Organisationen 
aller  Art.  Werden  die  Nationalitäten,  die 
bisher  mit  Feuer  und  Schwert  die  Los- 
reissung  von  der  glaubens-  und  rassen- 
fremden Türkei  vertraten,  plötzlich  in 
der  gemeinsamen  parlamentarischen  Um- 
hegung zu  friedliebenden  Lämmern  wer- 
den, die  der  ersten  Forderung  des  jung- 
türkischen  Programms  von  1876  und  von 
heute:  Unteilbarkeit  des  ottomanischen 
Reiches,  zustimmen?  Würden  die  erb- 
schaftslüsternen Nachbarstaaten 
auf  dem  Balkan,  heute  mit  Bulgarien  an 
der  Spitze,  das  Erstarken  einer  national- 
türkischen Volksbewegung  und  Politik 
ruhig  und  gleichmütig  mit  ansehen? 
Im  Gegensatz  zu  anderen  Grossmächten 
vertrat  die  deutsche  auswärtige  Po- 
litik am  Bosporus,  zum  mindesten  seit 
Bismarcks  Abgang,  die  Erhaltung  der 
Türkei.  Insoweit  wären  die  neuen 
Männer  in  Konstantinopel  erst  recht  auf 
die  Anlehnung  an  Deutschland  angewie- 
sen. Aber  das  persönliche  Regiment 
rächt  sich  vielleicht  auch  hier:  der 
Freund  des  Sultans  wird  zunächst  viele 
Antipathicen  zu  überwinden  haben,  die 
rein  sachlich,  nach  den  grundlegenden 
realpolitischen  Strebeziden  nicht  vor- 
handen zu  sein  brauchten.  England, 
das  auf  dem  besten  Wege  war  von  aussen 
her  die  ganze  orientalische  Frage  wieder 
in  Fluss  zu  bringen,  und  zwar  gegen  die 
Türkei  und  gegen  Deutschland-Öster- 
reich, hat  seine  ersehnte  Führerrolle  in 
der    Balkanpolitik    einstweilen  aufge- 
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geben  ;  die  Unterhaussitzung  vom  27.  Juli, 
vor  allem  die  Rede  Sir  Edward  Greys, 
besiegelte  diese  unvermeidliche  Frontver- 
änderung.  Und  man  darf,  ohne  beson- 
dere Prophetengabe  zu  beanspruchen, 
heute  weiter  noch  das  eine  voraussagen: 
England  wird  froh  sein  müssen,  wenn 
das  Jungtürkentum  nicht  zugleich  Jung- 
ägypten und  Jungindien  zu  noch  viel  leb- 
haftcrem Selbstgefühl  weckt.  Und  damit 
wird  ja  wohl  auch  der  Alp  der  Einkrei- 
sungsbefürchtungen vorläufig  von 
Deutschland  genommen  sein.  Die  be- 
ruhigenden Versicherungen,  die  in  dieser 
Beziehung  in  den  letzten  Tagen  schier 
überreichlich  von  London  ausgingen, 
sind  gegenwärtig  zweifellos  durchaus 
aufrichtig  gemeint.  Man  spielt  nicht 
mehr  mit  dem  Feuer,  wenn  man  sich 
selber  mit  einemmal  auf  das  Pulvcr- 
fass  oder  doch  in  dessen  Nähe  gesetzt 
sieht. 

X  X 
indische  Un-  Für  die  gar  nicht  unbedenk- 
ni  en  liehe    Gärung    in  Indien 

sprechen  immer  neue  Tat- 
sachen. Schon  während  der  Prozessver- 
handlungen gegen  Bai  Gangadhar  Tilak, 
den  namhaftesten  Führer  der  indischen 
Extremen,  trat  dies  in  erregten  Demon- 
strationen zu  tage.  Als  am  22.  Juli  die 
Verurteilung  zu  6  jähriger  Deportation 
erfolgte,  nahmen  die  Proteste  noch  eine 
ganz  andere  Schärfe  und  Ausdehnung  an. 
Die  grossen  Bazare,  die  meisten  Hindu- 
läden in  den  Eingeborenenvierteln  Bom- 
bays schlössen.  Zur  gleichen  Mittags- 
stunde legten  20000  in  den  Fabriken 
Tätige  die  Arbeit  nieder.  Am  nächsten 
Tag  kam  es  zu  Gewalttätigkeiten  gegen 
sich  nicht  beteiligende  Arbeiter  vor  einer 
Fabrik.  Das  Militär  schritt  ein,  feuerte 
auf  die  Menge  und  tötete  und  verwun- 
det« mehrere  Menschen.  Noch  peinlicher 
berührte  es  die  Regierung,  dass  man  der 
Eisenbahnangestellten  offenbar  nicht  mehr 
sicher  blieb;  ein  Postzug  wurde  an  einer 
Vorstadtstation  angehalten.  Die  Werk- 
stättcnangestellten  der  Great  Indien 
Peninsula  Railway  taten  sich  besonders 
durch  ihre  Aufgebrachtheit  hervor;  auch 
in  diesem  Viertel  kam  es  zu  Verletzun- 
gen von  Polizisten  und  Europäern  durch 
Steinwürfe  und  schliesslich  zum  Scharf- 
schiessen der  Bombayfreiwilligen.  Am 
Sonnabend  25.  Juli  bildeten  wiederum 
die  Fabrikviertel  den  Schauplatz  ähn- 
licher Zusammenstösse.  Am  Montag 
nahmen  zwar  einzelne  Betriebe  ihre 
Tätigkeit  wieder  auf,  aber  nur  unter  po- 
lizeilicher Bewachung  und  Umstellung. 
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Die  Läden  blieben  massenhaft  weiter  ge- 
schlossen; Umzüge  unter  Vorantragung 
von  Trauerfahnen  waren  nicht  zu  ver- 
hindern. Es  ist  kein  Trost,  wenn  amt- 
liche Berichte  versichern,  dass  der  eigent- 
liche Arbeiter  nach  wie  vor  im  westlichen 
Indien  zu  gleichgültiger  Passivität  neige, 
dass  er  jedoch  unter  dem  Einfluss  der 
Muccadums,  der  intelligenteren  Aufseher 
und  Vorarbeiter,  sich  mit  zu  Demonstra- 
tionen und  Massenstreiks  fortreissen 
lasse.  Früher  sprach  man  nur  von  der 
Unzufriedenheit  der  Besitzenden  und 
Intellektuellen.  Jetzt  sind  es  schon  die 
Werkmeister,  die  Unteroffiziere  der  in- 
dustriellen Grossbetriebe,  denen  man 
nicht  mehr  recht  trauen  kann.  Aber 
selbst  diese  Einschränkung  zugegeben, 
was  nützt  sie  noch,  wenn  die  Massen 
bereits  lieber  auf  den  Massenstreikappell 
dieser  Muccadums  als  auf  die  warnen- 
den Abmahnungen  und  die  Drohungen 
der  britischen  Behörden  hören? 
X  X 
pSSKSäK^**11  ^en  Vereinigten  Staaten 
■chaftswaM  haben  nunmehr  die  Demo- 
kraten gleichfalls  ihre  Par- 
teikonvention in  Denver  abgehalten  und, 
wie  zu  erwarten,  Bryan  zu  ihrem  Präsi- 
dentschaftskandidaten erkoren.  Der 
einstige  Freisilbermann,  der  1896  und 
1900  gegen  McKinley  unterlag  und  dann 
1904  durch  den  Richter  Alton  Parker  in 
der  Kandidatur  ersetzt  wurde,  hat  unter- 
des viel  Wasser  in  seinen  Wein  gegossen. 
Der  Kampf  gegen  die  Goldwährung  ist 
eingestellt,  auch  die  Nationalisation  der 
Eisenbahnen  spielt  die  alte  Rolle  nicht 
mehr.  Dagegen  wendet  sich  die  Platform 
gegen  Trusts  und  Korporationen : 
Waren,  die  mit  Trusterzeugnissen  kon- 
kurrieren, sollen  zollfrei  eingehen;  die 
Festsetzung  verschiedener  Preise  gegen 
verschiedene  Abnehmer  soll  verhindert 
werden.  Die  Ziele  der  Zoll  politik  sind 
sehr  unbestimmt  umschrieben ;  vom  Frei- 
handel ist  keine  Rede  mehr,  doch  spricht 
man,  von  den  erwähnten  Trusterzeug- 
nissen abgesehen,  von  »schrittweisen 
Zollherabsetzungen,  um  einem  blossen 
Finanzzolltarif  näher  zu  kommen«.  Gegen 
die  gerichtlichen  Einhaltsbefehlc 
bei  Lohnkämpfen  wandte  man  sich 
schärfer  als  die  Republikaner;  Gompers 
stellte  deshalb  die  Stimmen  der  Fcde- 
ration  of  Labor  für  Bryan  in  Aussicht: 
was  sich  kaum  so  glatt  abwickeln  wird. 
Den  Küstenstaöten  am  Stillen  Ozean 
und  deren  Arbeitern  gilt  endlich  noch 
der  Programmpunkt:  >Keine  Zulassung 
von  asiatischen  Einwanderern,  die 
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sich  mit  dem  amerikanischen  Volke  nicht 
verschmelzen,  oder  deren  Anwesenheit 
Rassenkämpfe  und  damit  auch  diplo- 
matische Auseinandersetzungen  mit  orien- 
talischen Mächten  bringen  könnten 
Hearsts  Unabhängigkeitspartei  stellte  als 
Kandidaten  für  die  Präsklentschaft  Tho- 
mas Hisgen  und  als  Vizepräsidentschafts- 
bewerber John  Temple  Graves  auf. 
Die  De  Leonsche  S\  P.,  die 
allerdings  nach  keiner  Richtung  irgend- 
wie m  betracht  kommt,  proklamierte 
für  die  beiden  Kandidaturen  Martin  R. 
Preston  und  Donald  Munro.  Prcston, 
der  zurzeit  wegen  eines  Notwehrtot- 
schlags im  Zuchthaus  sitzt,  übrigens  noch 
gar  nicht  das  für  einen  Präsidenten  vor- 
,  geschriebene  Alter  von  35  Jahren  er- 
reicht hat,  lehnte  die  Kandidatur  ab. 
X  X 
Ruwiand:  Die  dritte  Duma  hat  ihre 
uma  erste   Session   hinter  sich. 

Sie  arbeitete  im  ganzen 
etwa  8  Monate,  brachte  aber  während 
dieser  Zeit,  abgesehen  vom  Budget,  kein 
nennenswertes  Gesetz  fertig.  Alle  wich- 
tigen Fragen  des  russischen  Lebens  wur- 
den absichtlich  vermieden,  um  die  Lei- 
denschaften des  Volkes  nicht  zu  provo- 
zieren. Die  Agrarfrage,  die  Fragen  der 
Vereins-  und  Redefreiheit,  den  Arbeiter- 
schutz Hess  man  unerörtert.  Es  ist  des- 
halb verständlich,  dass  die  Bauerndepu- 
tierten mit  bangem  Herzen  dem  Unwillen 
ihrer  Wähler  entgegensehen. 
Die  dritte  Duma  wurde,  wie  erinnerlich, 
auf  grund  des  aufoktroyierten  Gesetzes 
vom  3.  (16.)  Juni  1007  gewählt.  Die 
Majorität  besteht  aus  den  gemässigten 
Nationalliberalcn  (Oktobristen)  und  den 
verschiedenen  Schattierungen  der  agrari- 
schen Reaktion.  Doch  in  einigen  politi- 
schen Fragen  trennten  sich  die  Okto- 
bristen von  der  Rechten  und  gingen  mit 
den  Kadetten  zusammen.  Für  die  Cha- 
rakteristik der  oktobristischen  Politik  ist 
das  Verhalten  der  Partei  während  der 
Adressdebatte  besonders  kennzeichnend. 
Die  Oktobristen  sträubten  sich  das  Wort 
Konstitution  in  die  Antwort  der  Duma 
auf  die  Thronrede  aufzunehmen,  ver- 
warfen aber  gleichzeitig  den  Antrag  der 
Reaktion,  der  die  Bezeichnung  Selbst- 
herrscher forderte.  Die  massgebende 
Partei  wahrte  die  jetzigen  Rechte  der 
Fo/fcjvertretung,  wollte  aber  durchaus 
nicht  für  deren  Erweiterung  kämpfen. 
Im  allgemeinen  stellte  sich  das  dritte 
Parlament  als  eine  mächtige  Unter- 
stützung der  Regierung  im  Kampf  gegen 
die  Revolution  dar. 


Das  einzige  Positive,  das  die  dritte  Duma 
geleistet  hat,  ist  die  Befestigung  der 
parlamentarischen  Idee.  Von  nun  an 
kann  man  wohl  für  die  Zukunft  des  Par- 
laments ruhig  sein.  Seine  Aufhebung 
ist  nur  von  unten,  durch  die  Revolution, 
denkbar.  Durch  seine  demokratische 
Schwäche  hat  das  Parlament  sich  be- 
festigt. Gegen  die  nationalliberale  Duma 
wird  die  Regierung  nichts  unternehmen. 
X  X 
Kurxe  Chronik  in  p  e  r  s  1  e  n  sind  die  Er- 
folge der  Schahpartei  in 
Täbris  zum  Stillstand  ge- 
kommen, das  sich  vollständig  in  den 
Händen  der  radikalen  Opposition  befin- 
det. X  Zwischen  Deutschland  und  Bo- 
livien wurde  ein  Meistbegünstigungs- 
vertrag abgeschlossen.  X  Der  Exekutiv- 
ausschuss  der  engl  ischen  Arbeiter- 
partei nahm  am  28.  Juli  eine 
Erklärung  an:  man  protestiere  gegen 
die  von  beiden  Seiten  ausgehenden  Ver- 
hetzungen zwischen  Deutschland  und 
England  und  »lade  die  deutschen  Arbei- 
ter ein  gemeinsam  mit  dem  Ausschuss 
die  Kriegspropaganda  zu  bekämpfen  und 
so  dauernd  freundliche  Beziehungen  zwi- 
schen den  beiden  Ländern  herzustellen«. 

Kommunalpolitik  /  Hugo  Lindemann 

Münchin*  Dcr  2'  dcut5che  Städtetag 
fand  am  6.  und  7.  Juli  in 
München  statt.  Auf  schür 
Tagesordnung  standen  zwei  höchst  ak- 
tuelle Themata:  das  städtische  Kredit- 
wesen und  das  städtische  Fortbildungs- 
schulwesen. 

Der  erste  Punkt  war  durch  Erhebungen 
über  das  Anlcihewesen  der  deutschen 
Städte  mit  mehr  als  25  000  Einwohnern 
und  die  Bearbeitung  ihrer  Ergebnisse 
seitens  des  statistischen  Amtes  in  Düssel- 
dorf vorbereitet  worden.  Diese  Bearbei- 
tung liegt  in  einem  Sonderheft  der  Mit- 
teilungen der  Zentralstelle  des  deut- 
schen Städtetages  vor,  ihr  Verfasser  ist 
der  Leiter  des  statistischen  Amtes  der 
Stadt  Düsseldorf,  Dr.  Most.  Die  Er- 
hebungen umfassten  165  Städte,  in  denen 
16,1  Mill.  Einwohner  wohnen.  Ihre  An- 
leiheschulden, die  im  Jahre  1807  zirka 
1300  Mill.  M.  betrugen,  hatten  am 
31.  März  1007  die  runde  Summe  von 
3.8  Milliarden  M.  erreicht,  also  die  des 
Deutschen  Reiches  von  3,4  Milliarden 
um  einige  400  Mill.  M.  überschritten. 
Der  Anleihebedarf  der  Städte  wird  wie 
der  des  Deutschen  Reiches  nicht  geringer 
werden  sondern  eher  noch  schneller 
wachsen  als  es  bisher  der  Fall  gewesen 
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ist.  Man  schätzt  diesen  Anleihc- 
bedarf  auf  über  300  Mül.  M.  im 
Jahre.  Einrichtung  und  Erweiterung 
von  Gas-  und  Elektrizitätswerken, 
Wasserleitungen,  Strassenbahnen,  die 
riesigen  Hafenbauten  usw.  und  neu  hinzu 
kommende  Aufgaben  werden  auch  in  Zu- 
kunft die  Städte  auf  den  Anleihemarkt 
treiben,  selbst  wenn  man  in  den  städtischen 
Verwaltungen  den  Begriff  der  laufenden 
Ausgaben  noch  weiter  erstreckt  und  den 
der  einmaligen  noch  mehr  einzuschrän- 
ken sucht  als  es  bisher  der  Fall  war. 
Die  Mostsche  Arbeit  bringt  nun  sehr 
interessantes  Material  über  die  städti- 
schen Anleiheschulden  bei.  Wenn  man 
die  Städte  nach  ihrer  Grösse  in  Gruppen 
teilt  —  Most  unterscheidet  5  Gruppen; 
Berlin  als  Gruppe  für  sich,  Städte  über 
300000  Einwohner,  Städte  mit  100-  bis 
300000,  Städte  mit  50-  bis  100  000  und 
Städte  bis  50000  Einwohner  — ,  so  wei- 
sen die  Städte  der  2.  und  3.  Ortsgruppe 
die  stärkste  Beanspruchung  des  Anleihe- 
marktes auf.  Ebenso  wird  mit  sinken- 
der Einwohnerzahl  ein  grösserer  Anteil 
des  Bedarfes  durch  Darlehen  statt  durch 
Obligationen  aufgebracht.  Die  grössten 
Neuaufnahmen  seit  1897  haben  wiederum 
die  Gruppe  2  und  3  aufzuweisen.  In 
ihnen  vermehrt  sich  auch  die  Obli- 
gationenschuld schneller  als  die  Bevölke- 
rung. Wie  stehen  nun  die  Städte  den 
wirtschaftlichen  Veränderungen  in  der 
Lage  des  Geldmarkts  gegenüber,  in  wel- 
chem Umfang  nehmen  sie  bei  der  Bege- 
bung der  städtischen  Anleihen  auf  sie 
Rücksicht?  Most  stellt  fest,  dass  in  den 
Jahren  des  höchsten  Marktzinsfusscs  auch 
die  städtischen  Emissionsbeträge  sehr  ge- 
ring sind.  Auffallenderweise  sind  sie 
aber  bei  günstigster  Lage  des  Geld- 
markts auch  keineswegs  sonderlich 
hoch.  Die  höchsten  Emissionsbeträge 
fallen  in  die  Jahre,  in  denen  der  Diskont 
nach  längerer  Zeit  des  Hochstandes  zu 
weichen  anfängt.  >Die  Dringlichkeit  der 
Bedürfnisse«,  schreibt  dazu  der  Bearbei- 
ter der  Erhebung,  »lässt  ihre  während 
der  schlimmsten  Geldmarktperiode  be- 
reits nur  mühsam  hinausgeschobene  Be- 
friedigung nicht  weiter  hintanhalten.« 
Unter  der  Entwickclung  des  Zinsfusses 
haben  natürlich  die  städtischen  Obli- 
gationen in  gleich  hohem  Grade,  wie  die 
staatlichen  Anleihen,  zu  leiden  gehabt.  Der 
31-;prozentige  Typ,  der  Ende  der  neunzi- 
ger Jahre  namentlich  bei  den  Gross- 
städten noch  vollständig  dominierte,  ist 
gänzlich  verdrängt.  Im  Jahre  1898  wur- 
den noch  26  Anleihen  zu  3M5  %  und  nur 
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5  zu  4  %,  im  ersten  Abschnitt  des  Jahres 
1907  dagegen  2  Anleihen  zu  3%  %  und  28 
zu  4  %  begeben.  In  gleicher  Richtung 
bewegt  sich  auch  die  Entwickclung  der 
Emissionskurse.  In  den  ersten  5  Jahren 
des  Jahrzehnts  von  1897  bis  1007  ist  ein 
Emissionskurs  von  über  100  bei  der 
3%prozentigen  Anleihe  keine  Seltenheit, 
dagegen  findet  die  4  prozentige  Anleihe 
in  den  beiden  letzten  Jahren  nur  zu  etwa 
gleichem  Kurse  Unterkunft,  die 
3  Vi  prozentige  einer  Grossstadt  konnte  da- 
gegen nur  zu  einem  Kurs  von  91. 93 
emittiert  werden. 

Auf  dem  Städtetag  stand  im  Mittelpunkte 
der  Verhandlungen  der  Vortrag  des 
Oberbürgermeisters  Kutzcr-Fürth  und 
die  von  ihm  zwecks  Zentralisierung  des 
städtischen  Kreditwesens  gemachten  Vor- 
schläge. Kutzer  ist,  wie  auch  die  Mehr- 
zahl der  Theoretiker  und  Praktiker,  die 
sich  mit  der  Frage  der  Verbesserung  des 
städtischen  Kreditwesens  beschäftigt  ha- 
ben, der  Ansicht,  dass  nur  in  einer  Zen- 
tralisierung des  städtischen  Kreditwesens 
eine  Abhilfe  für  die  zahlreichen  Miss- 
stände geschaffen  werden  kann,  unter 
denen  die  Städte  bei  der  Aufbringung 
ihres  Bedarfes  zu  leiden  haben.  Die  von 
Kutzer  vorgeschlagene  Zentrale  soll  den 
Anlcihcbcdarf  im  engeren  Sinne  bei  den- 
jenigen Körperschaften  vermitteln,  die 
jetzt  schon  in  beträchtlichem  Umfange 
Darlehen  an  die  Städte  gewähren.  Sie 
könnte  dann  weiter  selbst  Darlehen  auf- 
nehmen und  sie  an  die  einzelnen  Städte 
weiter  begeben,  wobei  dann  die  ver- 
schiedenen Wünsche  der  Darlehnsnehmer 
befriedigt  werden  könnten.  Auch  die  Un- 
terbringung der  Obligationen  der  Zen- 
trale könnte  mit  besserem  Erfolge  vor- 
genommen werden,  als  wenn  es  sich  um 
die  einzelnen  städtischen  Werte  han- 
delte. Dabei  wäre  besonders  wichtig, 
dass  die  Zentrale  aus  den'  TSlgungs- 
beträgen  der  Städte  Darlehen  gewähren 
und  auf  diese  Weise  die  Beanspruchung 
des  Geldmarkts  verringern  könnte. 
Denn  das  von  der  Zentrale  ausgegebene 
Papier  wäre  nach  dem  Muster  der  In- 
haberschuldverschreibungen des  Reiches 
und  der  Staaten  auszubilden.  Die  Zen- 
trale würde  sich  nicht  auf  die  Solidarhaft 
der  Städte  stützen  können,  aber  alle  ihre 
Schulden  würden  durch  mündclsichere 
Forderungen  gegen  die  Städte  gedeckt 
sein.  Aus  diesen  Aufgaben  ergibt  sich 
für  Kutzer  die  folgende  Form  der  Zen- 
trale: Ihre  Geschäfte  sind  einfacher  Art. 
Ein  bankmässiger  Betrieb  ist  ebenso- 
wenig notwendig  wie  ein  grosses  Grund- 
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kapital.  Die  beitretenden  Städte  hätten 
gewisse  Barleistungen  zu  machen,  etwa 
25  Pf.  pro  Kopf  der  Einwohner,  und  auch 
eine  gewisse  Haftung  zu  übernehmen, 
etwa  weitere  75  Pf.  pro  Kopf,  so  lange 
die  Reserven  nicht  ausreichend  sind. 
Kutzer  hält  die  Gründung  einer  Aktien- 
gesellschaft für  ebensowenig  nötig  wie 
einen  weit  verzweigten  Bankbetrieb.  Es 
genügt  nach  ihm  ein  gutgeleiteter  Ver- 
ein deutscher  Städte  mit  Rechtsfähigkeit, 
dessen  Werten  die  Mündelsicherheit  ver- 
liehen wird.  Er  würde  seine  Kassen- 
geschäfte anderen  Finanzinstituten  über- 
tragen. Die  Gründung  eines  solchen  Ver- 
eins würde  jeder  Stadt  eine  bessere 
Sicherheit  der  Deckung  ihres  Kredit- 
bedarfes geben.  Heute  sind  kleinere 
Städte  auf  die  Gnade  von  Korporationen, 
und,  soweit  Obligationenanleihcn  in 
Frage  kommen,  alle  Städte  auf  die  Vcr- 
mittelung  der  Bankkonsortien  angewie- 
sen. Durch  den  Zusammenschluss  wird 
ein  allzugrosscs  Eingehen  auf  unberech- 
tigte gegenwärtige  und  künftige  Wünsche 
des  Marktes  vermieden  werden  können. 
Die  höhere  Wertschätzung  des  Papiers 
wird  jeder  Stadt  zu  gute  kommen;  der 
Zinsendienst  wird  einfacher  werden. 
Nachteile  befürchtete  der  Redner  nicht. 
Die  Diskussion  stand  nicht  gerade  auf 
der  Höhe  der  Materie  oder  des  Kutzer- 
schen  Referats.  Der  Grundzug  in  den 
Diskussionsreden  war  die  Ablehnung  des 
Projektes.  Von  allen  Seiten  wurden 
Zweifel  geäussert.  Man  fürchtete  für  die 
Selbständigkeit  der  Städte,  und  nament- 
lich die  grösseren  Städte  wollten  ihren 
Kredit  nicht  mit  der  Geldbeschaffung  für 
die  kleineren  Gemeinden  zugleich  belasten 
lassen.  So  wurden  denn  Ixitsätzc  und 
Referate  der  Vortragenden  dem  Vor- 
stand zur  Prüfung  und  weiteren  Be- 
handlung überwiesen,  das  heisst,  man  be- 
reitete ihnen  ein  Begräbnis  erster  Klasse. 
Denn  das?  der  Vorstand  zu  bestimmten 
Vorschlägen  kommen  wird,  ist  bei  der 
ablehnenden  Haltung  der  Bürgermeister 
der  grösseren  Städte  nicht  wahrschein- 
lich. 

Der  zweite  Tag  war  dem  städtischen 
Fortbildungsschulwesen  gewidmet.  Re- 
ferenten waren  der  bekannte  Münchener 
Stadtschulrat  Dr.  Kcrschensteiner.  der 
über  die  Lehrwerkstätte  als  Organi- 
sationsgrundlage der  gewerblichen  Fort- 
bildungsschule sprach,  und  der  Dresdener 
Stadtschulrat  Dr.  Lyon,  der  den  Aufbau 
der  gewerblichen  Fortbildungsschule  ohne 
Lehrwerkstätten  behandelte,  sich  also  ge- 
rade auf  den  entgegengesetzten  Stand- 


punkt stellte.   Der  dritte  Referent,  Stadt- 
schulrat Dr.  Michaelis,  sprach  über  die 
staatsbürgerliche  Erziehung  der  Jugend 
in  der   Fortbildungsschule.  Kcrschen- 
steiner,  der  bekannte  Organisator  des 
Münchener  Fortbildungswesens,  geht  von 
dem  Gedanken  aus,  dass  eine  wirksame 
Organisation  der  obligatorischen  Fortbil- 
dungsschule nur  auf  der  Grundlage  der 
beruflichen  Organisation  gewonnen  wer- 
den   kann.     Durch    Eingliederung  von 
Schulwerkstätten    in   ihre  Organisation 
soll  die  Fortbildungsschule  die  Mängel 
der  beruflich-technischen  Ausbildung  im 
Lchrverhältnis  ergänzen.     Diese  Schul- 
werkstätten  werden  so  zu  den  Konzen- 
trationspunkten    des     Lehrplanes  der 
Schule,   vermitteln    eine  systematische, 
lückenlos      fortschreitende,  technische, 
zeichnerische  und  kaufmännische  Aus- 
bildung und   legen   zugleich   auch  die 
Grundlage  für  eine  staatsbürgerliche  Er- 
ziehung des  Kindes.    Dagegen  will  Dr. 
Lyon  die  Lehrwerkstätte  nicht  für  die 
Pflichtfortbildungsschule  engagieren.  Er 
hält    Lehrwerkstätten    nur    für  solche 
Techniken  von  Vorteil,  die  von  der  Mei- 
sterlehre noch  nicht  gelehrt  werden,  das 
heisst  also  für  den  freiwilligen  Unter- 
richt an  begabte  Gehilfen  und  Meister, 
für  den  Unterricht  nach  der  Lehrlings- 
zeit  an  höheren  Fach-,  Kunstgcwerbe- 
und  Gewerbeschulen.    Der  Lehrling  soll 
seine     technische     Berufsbildung  vom 
Meister  in  der  Praxis  der  Meisterlehrc 
erhalten :  die  Fortbildungsschule  soll  sich 
auf  der  Praxis  der  Meisterlehre  und  dem 
durch  sie  dem  Lehrling  zugeführten  Le- 
bens- und  Anschauungskreise  aufbauen. 
Sie  soll  die  Lücken  ergänzen,  die  sich  in 
der   Ausbildung  des   Lehrlings   in  der 
Werkstatt  des   Meisters   zeigen.  Lyon 
lehnt  daher  die  Lehrwerkstätte  ab  und 
will  den  Schwerpunkt  in  der  Tätigkeit 
der  Schule  auf  die  wirtschaftliche  Aus- 
bildung   legen,    die    Kalkulation  zum 
Mittelpunkt  des  Unterrichts  machen.  An 
der  wirtschaftlichen  Ausbildung,  an  Ge- 
schäftskenntnis fehle  es  den  Handwer- 
kern, sie  solle  durch  die  Fortbildungs- 
schule den  Schülern  übermittelt  werden. 
Es  standen  sich  also  in  den  beiden  Re- 
feraten zwei  grundsätzlich  verschiedene 
Auffassungen  gegenüber,  die  auch  in  der 
Diskussion  zum  Ausdruck  kamen.  Auf 
der  einen  Seite  die  Redner,  die,  ausgehend 
von  den   wirtschaftlichen  Verhältnissen 
und  der  grossindustricllcn  Entwickelung, 
die  Tatsache,  dass  die  heutige  Meister- 
lehre unzureichend  ist  und  wahrschein- 
lich auch  unzureichend  bleiben  wird,  als 
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Tatsache  hinnehmen  und  daher  die  Aus- 
bildung der  Lehrwerkstätten  durch  die 
Gemeinden  für  notwendig  erachteten,  auf 
der  anderen  Seite  die  Anhänger  der 
Meisterwerkstatt  und  der  Meisterlehrc, 
in  der  sie  trotz  aller  Mangelhaftigkeit 
und  Unzulänglichkeit  immer  noch  den 
Grundstein  der  Lehrlingsausbildung  er- 
blicken. Bei  diesen  Gegensätzen  konnte 
es  natürlich  auch  zu  keiner  Abstimmung 
kommen. 

X  X 

Kurze  Chronik  D\c  Kommission  für  Justiz 
und  Verwaltung  der  ba- 
dischen Abgeordneten- 
kammer hat  einen  Antrag  angenommen, 
worin  die  Regierung  um  Vorlage  eines 
Gesetzentwurfes  ersucht  wird,  in  dem 
bei  den  nicht  der  Städteordnung  unter- 
stehenden Gemeinden  I.  die  indirekte 
Wahl  der  Bürgermeister  und  Gemeinde- 
räte durch  die  direkte  Wahl  ersetzt, 
2.  anstatt  der  Zwölftelung  und  Neunte- 
lung  für  die  Ausschusswahlen  die 
Secbstclung  eingeführt,  3.  die  Anwen- 
dung des  Proporzes  eingeführt  und  das 
Initiativrecht  des  Bürgerausschusses  er- 
weitert wird.  Für  die  der  Städteord- 
nung unterstehenden  Städte  wurden  mit 
Ausnahme  der  direkten  Wahl  der  Bür- 
germeister und  Gemeinderäte  die  gleichen 
Forderungen  aufgestellt,  zu  denen  noch 
die  weitere  Forderung  auf  Ernennung  der 
Mitglieder  der  ständigen  Kommissionen 
zur  Hälfte  vom  Stadtrat,  zur  anderen 
Hälfte  von  den  Stadtverordneten  hin- 
zugefügt wurde.  X  In  Steglitz  ist 
eine  städtische  Badeanstalt  mit  Schwimm- 
bad eröffnet  worden.  X  Der  Ausschuss 
der  bayrischen  Kammer  der 
Rcichsräte  hat  die  Vorlage  betreffs  Ein- 
führung der  Proportionalwahl  ange- 
nommen. X  Die  Stadtverordneten  von 
Gelsenkirchen  haben  die  Errich- 
tung eines  städtischen  Grundstücksfonds 
beschlossen. 

X  X 
Literatur  Von  dem  fahr  buch  der 
W o hn un g s r e f o r m , 
das  der  Deutsche  Verein  für 
Wohnungsreform  herausgibt,  ist  der 
4.  Jahrgang  erschienen.  Er  umfasst  dies- 
mal die  beiden  Jahre  1906  und  1907.  Die 
Anlage  ist  im  wesentlichen  die  gleiche 
geblieben,  das  Jahrbuch  gibt,  wie  seine 
Vorgänger,  eine  praktische  Zusammen- 
fassung aller  Vorgänge  auf  dem  grossen 
Gebiet  der  Wohnungsreform.  X  Von 
dem  Jahrbuch  der  Bodenreform  ist 
das  2.  Heft  erschienen.  Es  bringt  zu- 
nächst die  Rede,  die  Professor  Wagner 


auf  der  18.  Hauptversammlung  des  Bun- 
des deutscher  Bodenreformer  über  die 
staatliche  Zuwachssteuer  gehalten  hat, 
mit  den  beiden  sich  daran  schliessen- 
den  Diskussionsreden  des  Ulmer  Ober- 
bürgermeisters Wagner  und  des  Ge- 
heimen Oberregierungsrats  Dr.  Freund 
aus  dem  preussischen  Ministerium  des 
Innern.  Beide  sprechen  «ich  gegen  eine 
staatliche  Wertzuwachssteuer  aus.  Sie 
wollen  diese  Steuer  den  Gemeinden  vor- 
behalten wissen,  für  deren  Finanznot  un- 
bedingt eine  Abhilfe  geschaffen  werden 
müsse.  Das  Jahrbuch  bringt  weiter  einen 
Bericht  der  Verhandlungen  in  der 
Gemeindekommission  des  preussischen 
Abgeordnetenhauses  über  die  staatliche 
Zuwachssteuer.  Von  den  abgedruckten 
Materialien  seien  erwähnt  die  Wertzu- 
wachssteuerordnung  der  Stadt  Wildun- 
gen und  die  Grundsätze  bei  Vergebung 
von  Bauland  im  Erbbaurecht  durch  den 
Stadtrat  zu  Freiberg  i.  S.  Im  Abschnitt 
Literatur  bespricht  Kumpmann  die 
Literatur  über  die  Wertzuwachssteuer. 

Frauenbewegung  /  Wally  Zepler 
Qewerk»chaftsAuf  dem  Hamburger  Ge- 
Henfburg  'n  werkschaftskongress  waren 
einige  Verhandlungspunkte 
für  die  weibliche  Arbeiterschaft  von  be- 
sonderem Interesse.  Zunächst  im  An- 
schluss  an  den  Bericht  der  Generalkom- 
mission der  Bericht  der  Leiterin  des  Ar- 
beiterinnensekretariats, der  Genossin 
Altmann,  über  die  Fortschritte  der  Ar- 
beiterinnenorganisation und  die  Metho- 
den, die  das  Sekretariat  angewandt  hat, 
die  Organisation  zu  stärken.  Hervorzu- 
heben ist  hier  besonders  die  ständige  Ein- 
richtung von  Unterrichtskursen,  in  denen 
talcnt-  und  redebegabte  Arbeiterinnen  aus 
den  einzelnen  Gewerben  systematisch 
dazu  herangebildet  werden  -selbständige 
schriftliche  und  mündliche  Agitations- 
arbeit zu  leisten.  Diese  Unterrichts- 
kurse haben  bereits  mehrere  recht  tüch- 
tige Kräfte  für  die  gewerkschaftliche 
Agitation  geschult  und  damit  ein  Mittel 
erprobt,  das  auch  in  der  politischen  Be- 
wegung in  grösserem  Massstab  ange- 
wandt, sicher  auch  dort  zu  bedeutenden 
Erfolgen  führen  würde,  über  die  ausser- 
ordentlichen Fortschritte  der  gewerk- 
schaftlichen Arbeiterinnenorganisation 
selbst,  über  die  Carl  Legien  und  Ida  Alt- 
mann referierten,  haben  wir  bereits  un- 
längst in  der  Rundschau  berichtet  (vergl. 
diese  Rundschau  in  den  Sozialistischen 
Monatsheften,  1908,  1.  Band,  pag.  449). 
X  X 
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Ein    zweiter    Punkt  von 
,n    höchstem  Interesse  für  das 
weibliche   Proletariat  war 
die  Diskussion  und  Beschlussfassung  des 
Kongresses  über  die  Dienstbotenorgani- 
sationsfrage.    Es  hatten  sich  bekannt- 
lich im  Anschluss  an  die  ausserordent- 
liche Frauenkonferenz,  die  die  Dienst- 
botenfrage besprach,  zwischen  der  Genc- 
ralkommission  und   den  Vertreterinnen 
der    politischen   Bewegung  Differenzen 
herausgebildet,  die  nun  auf  dem  Kon- 
gress  für  alle  Teile  eine  befriedigende 
Lösung  fanden.    Nach  einem  Referat  der 
Genossin  Grünberg  erbat  sich  als  Dis- 
kussionsrednerin   Genossin    Zietz  das 
Wort,  die  als  Delegierte  des  Hamburger 
Dienstbotenvereins   dem    Kongress  bei- 
wohnte, und  darauf  wurde  mit  aller  Zu- 
stimmung die  von  Helene  Grünberg  bean- 
tragte Resolution  vom  Kongress  angenom- 
men.   Die  Resolution  lautet:  »In  Anbe- 
tracht  der  hohen  Zahl  Erwerbstätiger, 
die   als    Dienende   der  Gesindcordnung 
unterstellt  sind  und  sich  ihren  Leben »- 
rnterhalt      bei     unbegrenzter  Arbeits- 
zeit,      schlechter       Entlohnung  und 
unter       den       misslichsten  Verhält- 
nissen     erwerben      müssen,  erachtet 
es  der  6.  Kongress  der  Gewerkschaften 
Deutschlands  für  seine  Pflicht  die  Gene- 
ralkommission  zu  beauftragen  der  jungen 
Dienstbotenbewegung     auch  fernerhin 
ihre  volle  Aufmerksamkeit  zu  widmen. 
Die  Generalkommission  wird  beauftragt 
eine  Dienstbotenkonferenz  einzuberufen, 
um  über  einheitliche  Agitation  zur  He- 
bung der  sozialen  Lage  dieser  Arbeiter- 
kategorie zu  beraten.    Die  Generalkom- 
mission  wird  ferner  beauftragt  die  ein- 
zelnen  Kartelle  auf  die  Notwendigkeit 
der  Organisierung  der  Dienstboten  auf- 
merksam zu  machen  und  dort,  wo  noch 
keine    Dienstbotenvercinc    bestehen  die 
Kartelle   zu   veranlassen   wenn  irgend 
möglich  zur  Gründung  von  Dienstboten- 
vereinen   zu    schreiten.      Durch  eine 
starke  Organisation  der  Dienenden  kön- 
nen diese  selbst  an  der  Verbesserung  ihrer 
sozialen   Lage  mitarbeiten  und  werden 
dadurch    auch    der    gesamten  Arbeiter- 
bewegung ein  Verständnis  entgegenbrin- 
gen.   Der  Kongress  erachtet  es  für  eine 
dringende  Notwendigkeit,  dass  die  Ge- 
sindeordnungen   und   Dienstbücher  be- 
seitigt werden  und  volle  Koalitionsfreiheit 
für  die  Dienstboten  und  ländlichen  Ar- 
beiter eingeführt  wird.    Er  verlangt  die 
Unterstellung  der  Dienenden  unter  die 
Gewerbeordnung   und   die  Ausdehnung 
aller  Vcrsichcrungsgcsetze  auf  sie.«  Die 


Dienstbotenbewegung  dürfte  damit  in  ein 
neues  Stadium  getreten  sein,  in  dem  sie 
hoffentlich  bald  überall  nennenswerte 
Erfolge  erzielen  wird. 
X  X 
w.hirecht».  Dic  Frauenstimmrechtsbe- 
tiollcn*  wegung  schreitet  rüstig  vor- 

wärts. Vom  15.  bis  zum 
20.  Juni  fand  in  Amsterdam  ein  Kongress 
des  Weltbundes  für  Frauenstimmrecht 
statt,  zu  dem  die  ihm  angegliederten  16 
Nationen  Frauendelegierte  entsandt 
hatten.  Davon  waren  3  Delegierte  auf 
Staatskosten  anwesend,  und  zwar  natür- 
lich von  dreien  derjenigen  Staaten,  in 
denen  die  Frauen  bereits  politisches 
Stimmrecht  besitzen,  nämlich  von 
Australien,  Norwegen  und  Utah.  Ge- 
fordert wurde  ganz  allgemein  die  Über- 
tragung des  Männerwahlrechts,  in  der 
gleichen  Form  wie  es  in  den  verschie- 
denen Staaten,  Kommunen  usw.  besteht, 
auf  die  Frauen,  eine  Forderung,  die  ja 
vom  reinen  Fraucnstandpunkt  durchaus 
folgerichtig  ist. 

Während  dieser  Kongress  nicht  beson- 
ders bedeutungsvoll  verlief,  erregten  da- 
gegen die  ihm  vorangehenden  und  ihm 
folgenden  Londoner  Riesendemonstra- 
tionen der  Frauenstimmrechtskämpfe- 
rinnen  in  der  ganzen  Welt  ein  Aufsehen, 
wie  es  bis  dahin  kaum  je  eine  Demon- 
stration für  Frauenrechte  hervorgerufen 
hat,  und  das  schon  deshalb  berechtigt 
war,  weil  jedenfalls  die  Frauen  in  diesen 
Massenzügen  eine  ausserordentliche  Tat- 
kraft sowohl  wie  ein  hervorragendes  po- 
litisches Organisationstalent  bewiesen 
haben.  Nachdem  am  13.  Juni  der  Xatio- 
nalvcrband  für  Frauenstimmrecht  einen 
nach  vielen  Tausenden  zählenden  Umzug 
der  Stimmrechtskämpferinnen  in  London 
veranstaltet  hatte,  überboten  die  radi- 
kalen Suffragettes,  denen  sich  ein  grosser 
Teil  der  Mitglieder  der  /.  L.  P.  anschloss, 
mit  ihrem  Massenmeeting  im  Hydepark 
am  21.  Juni  noch  diesen  Erfolg.  Ganz 
London  stand,  wie  die  Zeitungen  ein- 
stimmig berichten,  an  diesem  Tage  unter 
dem  Eindruck  der  Frauenstimmrechts- 
demonstration. Extrazüge  hatten  aus 
allen  Teilen  Englands  die  Teilnehme- 
rinnen nach  der  Hauptstadt  befördert. 
Die  Demonstrationszüge  waren  so  gross, 
dass  selbst  die  den  Stimmrechtskämpfe- 
rinnen nicht  sehr  geneigten  Times 
schreiben,  »dass  niemand,  der  750000 
Teilnehmer  im  Hydepark  rechnete,  einer 
Überschätzung  der  Demonstration  be- 
schuldigt werden  könnte«. 
X  X 
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Kurze  Chronik  £)je  American  Fedcration 
of  Labor  hat  dem  republi- 
kanischen Parteikonvent 
gegenüber  das  Frauenstimmrecht  als  eine 
der  Programmforderungen  der  Arbeiter- 
schaft bezeichnen  lassen,  die  bei  den  be- 
vorstehenden Präsidentenwahlen 
als  Wahlparole  gelten  wird.  X  Di« 
italienische  Kammer  hatte  vor  eini- 
ger Zeit  einen  Antrag  auf  Einführung  des 
politischen  Fraucnstimmrcchts  der  Re- 
gierung zur  Erwägung  überwiesen.  Ein 
von  der  Regierung  eingesetzter  Aus- 
schuss  zur  Prüfung  der  Frage  hat  sich 
nunmehr  in  zustimmendem  Sinne  ge- 
äussert. X  Die  Frauen  sollen  endlich  an 
allen  Universitäten  und  technischen 
Hochschulen  in  Preussen  immatri- 
kuliert werden.  Dagegen  wurde  das 
Gesuch  auf  Habilitation  einer  Frau  vom 
Kultusministerium  nach  einer  Umfrage 
bei  sämtlichen  akademischen  Behörden 
abgelehnt. 

X  X 
Literatur  Wie  zahllose  andere  vor 
ihm  spricht  Karl  S  c  h  e  f  f- 
ler  in  seiner  Studie  Die 
Frau  und  die  Kunst  /Berlin,  Bard/  der 
Frau  die  Möglichkeit  ab  jemals  in  der 
produktiven,  reproduktiven  oder  selbst 
nur  gewerblichen  Kunst  wahrhaft  Schöp- 
ferisches zu  leisten,  da  die  Wesenheit 
ihrer  weiblichen  Natur  selbst  ihr  dies 
verbiete.  Bei  jedem  Versuch  dieser  auts 
allseitig  Harmonische  gerichteten  Natur 
durch  einseitige  Kunstübung  Gewalt  an- 
zutun  entarte  die  weibliche  Eigenart  ins 
Männische  oder  krankhaft  Perverse,  ohne 
doch  die  Fähigkeit  genialer  Produktion 
zu  gewinnen,  die  nur  dem  männlichen 
Geschlecht  verliehen  sei.  In  dieser  kar- 
gen Wiedergabc  klingt  der  Inhalt  des 
Buches  allerdings  frauenfeindlichcr  als  er 
in  den  längeren  Ausführungen  erscheint. 
Der  Geist  des  Werkchcns  ist  sogar  stark 
betonte  Weibvcrchrung ;  soweit  das  Weib 
im  Sinne  des  Verfassers  eben  Weib 
bleibt.  Indes,  was  sagen  solche  Bücher 
für  oder  gegen  die  Sache?  Sie  sind  Dar- 
stellungen einer  Geistesstimmung,  die 
sich  auf  die  bekannte  Tatsache  stützt, 
dass  die  Frau  auf  dem  Gebiet  der  Kunst 
bisher  keine  grandiosen,  auf  einzelnen 
künstlerischen  Spezialgebieten,  wie  der 
Baukunst  und  der  Musik,  gar  keine 
nennenswerten  Leistungen  aufzuweisen 
hat.  Die  Erklärung,  die  dafür  herange- 
zogen wird,  wie  die  Erläuterung  der 
Frauennatur  selbst  ist  dagegen  nichts  als 
die  philosophisch  und  poetisch  ver- 
brämte männliche  Zurückweisung  aller 
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Veränderungen  in  dem  Ausdruck  des 
weiblichen  Wesens  mit  dem  im  Grunde 
wenig  philosophischen  kategorischen 
Diktum  Das  ist  unweiblich.  Dem  Ver- 
fasser erscheint  sogar  jede  durch  starke 
Willensaktivität  hervortretende  Frau, 
wie  viele  Shakespearesche,  Hebbelsche 
und  besonders  Ibsenschc  Gestalten,  als 
männisch.  Das  ist  unwiderlegbar 
wie  jede  andere  Auffassung,  aber  es  be- 
weist nichts.  Wenn  ich  aus  einer  Fülle 
von  Erscheinungen  einen  bestimmten 
Kreis  herausgreife  und  ihn  als  typische 
Form  bezeichne,  so  Verstössen  natürlich 
alle  anderen  Formen  gegen  den  selbst- 
konstruierten Typus.  Es  fragt  sich  nur. 
ob  meine  Umgrenzung  Sinn  hatte. 

WISSENSCHAFT 

Philosophie  /  Franz  Staudinger 

wcitanschau-  Ein  interessantes  Werk  des 
uae  nicht  unbekannten  Schülers 

Lacheliers,  Emile  B  o  u  - 
t  r  o  u  x  ,  ist  sein  Begriff  des  Naturgesetzes 
/Jena,  Diederichs/.  Es  stellt  sich  wesent- 
lich die  Aufgabe  den  Freiheitsbegriff  ge- 
genüber dem  mechanischen  Kausalbegriff 
herauszuarbeiten.  Begrüssenswert  ist  die 
Absicht  die  Methoden  aus  den  Denkbe- 
dürfnissen zu  entwickeln ;  aber  die  eigene 
Methode  des  Verfassers  mutet  doch  zu- 
weilen recht  scholastisch  an:  nimmt  er 
doch  das  Identitätsgesetz  noch  in  der 
leeren  mechanischen  Form  A  ist  A  an, 
wo  doch  schon  Sigwart  gezeigt  hat,  dass 
sein  Wesen  gerade  in  dem  Ineinssetzen 
von  Verschiedenem  besteht.  Und  so  ist 
auch  seine  Frciheitslehre  derart,  dass  sie 
durchgeführt  den  Zusammenhang  des 
Wirklichen  zerreissen  müsste.  Dass 
Freiheit  und  Gesetzlichkeit  der  Natur 
nur  methodische  Gesichtspunkte  sind, 
welche  ganz  natürlich  aus  bestimmten 
Bcobachtungstatsachen  hervorgehen,  aber 
verallgemeinert  und  zu  metaphysischer 
Spekulation  gebraucht  gleich  falsch  wer- 
den, wird  noch  fast  nirgends  gesehen. 
Freiheit  als  Bewusstsein  verschiedener 
Möglichkeiten  des  Handelns  muss  aller- 
dings innerhalb  des  identischen  Zusam- 
menhangs der  Gröss-nwelt  möglich  sein : 
denn  sie  ist  wirklich. 
In  seiner  Schrift  Die  natürliche  Welt- 
einheit  /Wismar,  Hinstorf/  zeigt  sich 
Dr.  Joh.  Behrens  als  einer  der  Rin- 
ger, die  sich  zwar  nicht  gegen  die  Wis- 
senschaft verschlicssen  können,  aber  nun, 
da  wir  doch  immer  wieder  zu  einem 
Ignoramus  kommen,  das  ewige  Mysterium 
mit  einem  intuitiven  Glauben  durchdrin- 
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gen  zu  können  meinen.  So  komme  Faust 
am  Ende  so  weit,  wie  Gretchen  am  An- 
fang war.  Faust,  der  am  Schluss  sagt: 
>Nach  drüben  ist  die  Aussicht  uns  ver- 
rannte? Sich  bescheiden  und  schweigen, 
wo  wir  nichts  mehr  wissen,  ist  doch  wohl 
wahrhaftiger,  frömmer,  grösser  als  solch 
intuitiver  Glaube,  der  jedem  etwas  ande- 
res vorspiegelt. 

Erfrischend  mutet  die  Schrift  des  ehe- 
maligen Charkower  Professors  Alexan- 
der von  Brandt  Vom  Materialismus 
zum  Spiritualismus  /Frankfurt  a.  M.f 
Neuer  Frankfurter  Verlag/  an.  Das 
kleine  Buch  ist  Ernst  Hacckel  von  einem 
seiner  älteren  Schüler  zugeeignet,  aber 
philosophisch  weit  gründlicher  als 
Haeckels  Schriften.  Seine  Hypothesen, 
die  besser  Vermutungen  heissen  soll- 
ten, sind,  wie  die  Annahme  etwaiger 
besonderer  geistiger  Energieformen  im 
Weltall,  ja  wohl  denkbar,  aber  der  Ver- 
fasser gibt  sie  vorsichtig  als  blosse  Mög- 
lichkeiten aus.  Wenn  er  freilich  dem 
Materialismus  vorwirft,  er  identifiziere 
die  psychischen  und  physiologischen  Pro- 
zesse und  müsse  daher  entweder  die  einen 
leugnen  oder  der  Materie  ein  elementa- 
res psychisches  Phänomen  zuschreiben, 
so  ist  das  falsch.  Dem  richtigen  Ma- 
terialismus, der  freilich  eine  metaphy- 
sische Vermutung  gleich  anderen  ist,  gel- 
ten die  psychischen  Prozesse  als  Erschei- 
nungen der  Materie,  welche  bei  bestimm- 
ten Gelegenheiten  im  Gehirn  hervor- 
treten, wie  eine  elektrische  Schelle  klin- 
gelt, wenn  Elektrizität  hindurchgeht.  Im 
übrigen  gehört  das  Büchlein  zu  den 
lesenswertesten  seiner  Art  und  kann  nur 
warm  empfohlen  werden. 
Ebenfalls  ein  schönes  Buch,  nur  von  an- 
derer Art,  ist  das  eine  Reihe  mannig- 
faltiger Aufsätze  enthaltende  Werk  des 
Neukantianers  Kurd  Lasswitz 
Seelen  und  Ziele  /Leipzig,  Elischer/. 
Sehr  gefallen  haben  mir  vor  allem  die 
vom  Rätsel  der  Zeit  und  vom  Raum, 
ferner  über  fühlen  und  Forsehen,  in 
welch  letzterem  er  den  Gefühlsphilo- 
SOphen,  denen  das  Denken  eine  unange- 
nehme Polizei  ist.  erfreulich  die  Wahr- 
heit sagt.  Bei  anderen,  wie  Vom  Seelen- 
leben der  Naturvölker,  Die  Zeichen  der 
Kultur  usw.,  merkt  man  allzusehr  den 
Mangel  sozialer  Kenntnisse.  Was  die 
eigentlich  erkenntnisthcorctischcn  Auf- 
sätze anlangt,  so  habe  ich  so  ziemlich  die 
selben  Bedenken  gegen  sie  wie  gegen  Co- 
hen und  Natorp.  Den  Prozess  der  Erkennt- 
nis kann  ich  stets  nur  als  psychologisch 
und   subjektiv   ansehen,   nur   das,  was 


diese  subjektive  Erkenntnis  bedeutet, 
das  heisst  worauf  sie  hinweist,  ist  ob- 
jektiver Natur. 

X  X 
Ethik  Die   Nachtseiten  der  ethi- 

schen Vorstellungen  und 
Sitten  bei  unseren  Vorfah- 
ren bis  zur  heutigen  Zeit  kehrt  Wil- 
helm Wächter  in  einem  lesenswer- 
ten populärphilosophisch  kulturhistori- 
schen Buch  Bestia  sunt,  einige  Kapitel 
über  die  Kehrseite  des  Menschentums 
/Berlin,  Felbcr/  hervor.  Leitfaden  dabei 
ist  ihm  der  Gedanke  allmählicher  Ent- 
wickelung  zum  Höheren. 
Mehr  vom  ethisch  als  historisch  ver- 
gleichenden Gesichtspunkt  aus  inter- 
essant sind  auch  die  vielfachen  kultur- 
historisch-ethischen Bemerkungen,  die 
Andrew  Carnegie  (  Meine  Reise  um 
die  W clt  /Leipzig,  Moser/)  in  einer  offen- 
bar schon  vor  dem  chinesisch-japanischen 
Krieg  geschriebenen  interessanten  Brief- 
sammlung  gibt.  Es  ist  genussreich  die 
eigenartige  Mischung  von  heiterem,  wei- 
tem, freiem  Blick  und  humaner  Gesinnung 
mit  unbewusstem  Herrenmenschentum  zu 
beobachten. 

X  X 
Relitfon  Des  Wiesbadener  Pfarrers 
Karl  Lieber  Monismus, 
Naturwissenschaft  und 
Glaube  an  den  persönlichen  Gott  /Wies- 
baden, Staadt/  ist  eine  von  den  heute 
häufigen  Streitschriften,  welche,  wie  die 
des  Professors  Reinke  in  Kiel,  die  Feh- 
ler der  monistischen  Metaphysik  Haeckels 
nur  darum  ausspähen,  um  an  deren 
Stelle  die  der  dualistischen  Metaphysik 
treten  zu  lassen.  Immerhin  zeigt  sich  in 
der  heutigen  Theologie  öfter  eine  Nei- 
gung der  Wissenschaft  gegenüber  zu- 
gänglich zu  sein.  Dies  tritt  ziemlich  deut- 
lich in  einer  Schrift  Die  religiösen  Ideale 
der  modernen  Theologie,  vier  Vorträge, 
gehalten  in  Frankfurt  a.  M.  /Frankfurt. 
Diesterweg/  hervor.  Darin  wird  zwar 
auch  Gott  als  Person  angesehen,  was 
doch,  wenn  man  aufgehört  hat  ihn  als 
alten  Mann  auf  einem  Himmclsthron  vor- 
zustellen, angesichts  der  Unendlichkeit 
ein  sinnleeres  Wort  oder  höchstens  ein 
sinnliches  Symbol  bleibt.  Dabei  aber 
wird  gegen  allen  »Historismus  in  der  Re- 
ligion« protestiert,  und  das  Dogma  als 
bindendes  Glaubensgesetz  wird  abge- 
lehnt, zum  Beispiel  die  kirchliche  Recht- 
fertigungslehre. 

Entgegengesetzt,  aber  sehr  oberflächlich 
ist  das  angeblich  »nur  für  freie  Geister« 
geschriebene  Schriftchen  Ernst  T  h  i  e  - 
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1  e  s  Das  Christentum,  die  Religion 
der  Entarteten  und  Unmündigen  /Leip- 
zig, Verlag  für  Literatur,  Kunst  und 
Musik/.  Da  wird  auf  der  einen  Seite 
Jesus  gepriesen,  auf  der  andern  bedauert, 
dass  seine  Lehre  von  der  Mensclienliebc, 
die  bloss  für  Juden  gepasst  habe,  den 
Heiden  gepredigt  worden  sei.  Diese 
wiederum  sind  auf  der  einen  Seite 
stolze,  freie,  schöne  Menschen,  auf  der 
nächstfolgenden  aber  seelisch  tief  er- 
krankt. Nur  für  von  Logik  freie 
Geister,  denken  wir  und  klappen  zu. 
X  X 
Neutusgaben  Karl  Gebhardt  hat  in  der 
Ph  ilosofhischen  Biblio  thek 
/Leipzig,  Dürr/  mit  guter 
Einleitung,  Anmerkungen  und  Registern 
versehen,  den  Theologisch-politischen 
Traktat  Spinozas  herausgegeben,  an 
dessen  Schluss  es  heisst,  nichts  gewähr- 
leiste die  Sicherheit  eines  Staates  besser, 
als  wenn  Frömmigkeit  und  Religion 
bloss  in  der  Übung  der  Nächstenliebe  be- 
stehe, wenn  das  Recht  der  höchsten  Ge- 
walten sich  nur  auf  Handlungen  beziehe, 
im  übrigen  aber  jeder  denken  dürfe,  was 
er  will  und  sagen,  was  er  denkt.  Ob 
nicht  dieser  Spinoza  am  Ende  weniger 
für  seinen  Freund  den  holländischen 
Staatsmann  Jan  de  Witt  und  gegen  den 
verfolgungssüchtigen  Calvinismus  des 
17.  Jahrhunderts  als  gegen  und  für  ge- 
wisse Richtungen  des  20.  Jahrhunderts 
geschrieben  hat? 

Kurze  Chronik  Das  Nietzsche-Ar- 
chiv in  Weimar  ist  neuer- 
dings in  eine  Stiftung  für 
wissenschaftliche  und  gemeinnützige 
Zwecke  verwandelt  worden,  nachdem  ihm 
vor  einiger  Zeit  E.  Thiel  aus  Stockholm 
300000  M.  Übermacht  hat.  Die  Verwal- 
tung, die  Frau  Elisabeth  Förster-Nietz- 
sche, Nietzsches  Schwester,  geführt 
hatte,  ist  nunmehr  in  die  Hände  eines 
Vorstands  von  7  Mitgliedern  überge- 
gangen, dessen  Vorsitzender  Geheimrat 
Professor  Dr.  M.  Heinze  in  Leipzig  ist, 
der  Herausgeber  und  Fortsetzer  von 
Ueberwegs  Geschichte  der  Philosophie. 
X  Der  3.  internationale  religions- 
geschichtliche Kongress  wird  im 
September  in  Oxford  stattfinden. 
X  X 
Literatur  Djc  Geschichte  des  Materia- 
lismus des  F.  A.  Lange 
ist  nun  in  einer  2bän- 
digen  Volksausgabe  /Leipzig,  Krö- 
ner/ erschienen.  Aber  warum  erstlich 
nicht  ein  Band,  da  beide  leidlich  schlank 


sind?  Und  warum  zweitens  der  Druck 
in  zwei  Kolonnen  auf  einer  Seite?  In 
eine  Linie  zusammengerückt  sähe  es 
besser  aus  und  wäre  angenehmer  zu  lesen. 
Im  übrigen  sind  Druck  und  Ausstattung 
sehr  schön,  und  bei  dem  billigen  Preise 
von  1  M.  pro  Band  wird  das  berühmte 
wertvolle  Werk  auch  weniger  Bemittelten 
leicht  zugänglich. 

Naturwissenschaften  /  Bruno  Borchardt 

Ge»chiechtsbe-Bcj  den  getrennt  geschlech- 
!veTrbCn|rU  %™  Lebewesen  scheint  es, 
als  ob  männliche  und  weib- 
liche Nachkommen  stets  in  einem  sol- 
chen Verhältnis  hervorgebracht  werden, 
wie  es  für  die  Erhaltung  der  Art  notwen- 
dig und  nützlich  ist.  Worauf  die  Bestim- 
mung des  Geschlechts  des  werdenden 
Wesens  beruht,  ist  noch  in  geheimnis- 
volles Dunkel  gehüllt.  Beim  Menschen 
besteht  ja  vielfach  der  Wunsch  bei  der 
Fortpflanzung  ein  bestimmtes  Geschlecht 
bevorzugen  zu  können,  und  es  sind  auch 
zahlreiche  Theorieen  entstanden,  durch  die 
dies  ermöglicht  werden  sollte.  Grosses 
Aufsehen  hat  vor  einigen  Jahren  die  hier- 
auf gerichtete  Theorie  des  inzwischen 
verstorbenen  Wiener  Gynäkologen  Leo- 
pold Schenk  gemacht,  der  der  Mutter 
vor  der  Konzeption  eine  bestimmte  Er- 
nährungsweise vorschrieb,  eine  Art  Hun- 
gerkur, damit  sie  später  Knaben,  nicht 
Mädchen  zur  Welt  brächte.  Dass  diese 
Ernährung  vor  der  Konzeption  Einfluss  auf 
das  Geschlecht  des  werdenden  Menschen 
haben  könnte,  steht  im  Einklang  mit  den 
modernen  Anschauungen  über  die  Ver- 
erbung, wonach  üire  eigentlichen  Träger 
die  Keimzellen  selbst  sind,  und  zwar  be- 
stimmte Gebilde  dieser  Zellen,  die  soge- 
nannten Chromosomen,  gerade  oder  ge- 
bogene Stäbchen,  die  im  Kern  der  Zelle 
deutlich  hervortreten.  Wenn  die  Zelle 
sich  zur  Teilung  anschickt  —  die  Ver- 
mehrung der  Zellen  geschieht  ja  durch 
einfache  Teilung  — ,  so  ordnen  sich  die 
Chromosomen  in  bestimmter  Weise  und 
spalten  sich  dann  in  der  Längsrichtung 
derart,  dass  jede  der  beiden  neuen  Zellen 
von  jedem  Chromosom  je  eine  Hälfte 
enthält.  Sind  diese  Chromosomen  die 
eigentlichen  Träger  der  Vererbung,  so 
muss  in  ihnen,  respektive  in  Gruppen  von 
ihnen,  die  Anlage  jeder  vererbbaren 
Eigenschaft  bereits  vorhanden  sein,  und 
eine  Beeinflussung  auf  die  Vererbung 
irgend  einer  Eigenschaft,  also  auch  auf 
die  des  Geschlechts,  könnte  nur  durch 
eine  Beeinflussung  der  Keimzelle  selbst 
geschehen,  was  aber  kaum  denkbar  ist, 


Digitized  by  Google 


1028 


NATURWISSENSCHAFTEN  /  BRUNO  BORCHARDT 


nachdem  sie  bereits  gebildet  ist,  vielmehr 
sollte  nach  Schenk  ihre  Hervorbringung 
seitens  der  Mutter  beeinflusst  werden. 
Dass  eine  solche  Beeinflussung  durch  die 
Nahrung,  wie  sie  Schenk  beim  Menschen 
annahm,  tatsächlich  vorkommt,  scheint 
erwiesen;  so  legen  die  Weibchen  des  ge- 
trenntgeschlechtigen Rädertierchens  Hy- 
ditina  senta  zwei  Arten  von  Eiern,  die 
durch  ihre  Grösse  unterschieden  sind ;  par- 
thenogenetisch  entwickeln  sich  aus  den 
grossen  Eiern  Weibchen,  aus  den  kleinen 
Männchen.  Man  kann  nun  durch  reich- 
liche Nahrung  solche  Weibchen  züchten, 
die  später  nur  weibliche  Brut  erzeugen, 
während  die  Weibchen  bei  verminderter 
Nahrung,  beim  Hungern,  nur  männliche 
Nachkommen  hervorbringen.  Aber  selbst- 
verständlich ist  es  ganz  übereilt  aus  sol- 
chen Versuchen  und  Tatsachen  Schlüsse 
auf  die  Fortpflanzung  der  höheren  Tiere 
und  des  Menschen  zu  ziehen.  Die 
Schenkschc  Theorie  hat  denn  auch  nie 
ein  besonderes  Ansehen  in  der  Biologie 
gewinnen  können. 

Die  Geschlechtsbestimmung  würde  nach 
ihr  lediglich  den  von  der  Mutter  erzeug- 
ten Keimzellen  zukommen,  und  die  väter- 
lichen Keimzellen,  der  Befruchtungsvor- 
gang würde  ohne  jeden  Einfluss  darauf 
!-ein.  Möglich  ist  derartiges  ja.  So  bringt 
ein  kleiner  Wurm,  der  den  Zoologen 
unter  dem  Namen  Dinophilus  apatris  be- 
kannt ist.  auch  zwei  Arten  von  Eiern 
hervor,  die  sich  aber  nicht  parthenoge- 
netisch  entwickeln  sondern  zur  Entwicke- 
lung  der  Befruchtung  bedürfen ;  beide 
Arten  von  Eiern,  die  grösseren  und  die 
kleineren,  werden  gleichzeitig  und  in  den 
selben  Kokons  vereinigt  abgelegt,  aber 
stets  entstehen  aus  den  grossen  Weib- 
chen, aus  den  kleinen  Männchen.  Da  nun 
durch  die  Vereinigung  mit  der  Samen- 
zelle, durch  die  Befruchtung,  bei  beiden 
doch  das  gleiche  hinzugefügt  wird,  so 
scheint  es  in  der  Tat,  als  ob  hier  die  Be- 
stimmung des  Geschlechts  stets  schon  im 
Ei  erfolgt  ist,  und  die  Samenzelle  ir- 
gend einen  Einfluss  in  dieser  Richtung 
nicht  ausüben  kann.  Aber  daraus  folgt 
keineswegs,  dass  das  auch  bei  anderen 
Arten  und  bei  den  höheren  Tieren  ebenso 
der  Fall  sein  müsse,  wie  es  in  der  Schcnk- 
schen  Theorie  angenommen  wurde. 
Beachtenswerte  Tatsachen  in  dieser  Rich- 
tung haben  neuere  Versuche  beigebracht, 
die  der  Leipziger  Botaniker  C.  Cor- 
rens  mit  höheren  Pflanzen  angestellt 
hat,  und  die  er  in  einem  kleinen  Buche 
über  die  Bestimmung  und  Vererbung  des 
Geschlechts  nach  neuen  Versuchen  mit 


höheren  Pflanzen  /Berlin,  Borntraeger/ 
anschaulich  darstellt.  Er  setzte  sich 
die  Aufgabe  >auf  experimentellem  Wege 
zu  entscheiden,  ob  die  Keimzellen  schon 
eine  bestimmte  Geschlechtstendenz  haben 
und  was  für  eine,  und  welche  Rolle  der 
Befruchtungsvorgang  bei  der  Geschlechts- 
bestimmung  spielt«. 

Die  meisten  höheren  Pflanzen  sind  zwit- 
trig, sie  haben  männliche  und  weibliche 
Keimzellen,  Blütenstaub  (Pollen)  und 
Eizellen,  in  der  selben  Blüte  vereinigt. 
Hier  bringt  also  jede  Pflanze  beiderlei 
Arten  von  Geschlechtszellen  hervor.  Das 
gleiche  gilt  auch  von  den  monökischcn 
Pflanzen,  deren  Blüten  zwar  getrenntge- 
schlechtig sind,  aber  nicht  die  Pflanzen 
selbst,  bei  denen  vielmehr  auf  dem 
selben  Individuum  männliche  und  weib- 
liche Blüten  neben  einander  vorkom- 
men. Es  gibt  aber  auch  diökische  Pflanzen, 
bei  denen  ein  Individuum  nur  männliche 
oder  nur  weibliche  Blüten  hervorbringt, 
und  man  also  das  pflanzliche  Individuum 
selbst  als  männlich  oder  weiblich  bezeich- 
nen muss,  genau  so  wie  bei  den  höheren 
Tieren.  Säet  man  Samen  solcher  Pflan- 
zen aus",  aus  dem  dann  sowohl  männliche 
wie  weibliche  Individuen  hervorgehen,  ?o 
lässt  sich  freilich  nicht  sagen,  ob  die  Ge- 
schlechtsbestimmung der  neu  entstande- 
nen eingeschlechtigen  Pflanze  vom  Vater 
oder  der  Mutter  herrührt,  ob  das  Ge- 
schlecht durch  den  Pollen  oder  durch  die 
Eizelle  bestimmt  wurde.  Wenn  aber  in 
der  nächsten  zur  Kreuzung  verwendbaren 
Verwandtschaft  der  Pflanze  eine  ein- 
häusige oder  zwittrige  Pflanze  existiert, 
so  wird  es  —  von  diesem  Gedanken  ging 
Correns  aus  —  möglich  sein  durch  Bastar- 
dierungsversuche auch  die  Geschechts- 
tendenz  des  Pollens  oder  der  Eizelle  der 
zweihäusigen  Pflanze  zu  bestimmen  ;  denn 
bei  der  mit  ihr  zu  kreuzenden  einhäusigen 
oder  zwittrigen  Pflanze  haben  jedenfalls 
sowohl  der  Pollen  als  die  Eizelle  die 
Tendenz  wieder  einhäusige  respektive 
zwittrige  Pflanzen  hervorzubringen.  Es 
existieren  nun  tatsächlich  zweihäusige 
Pflanzen,  die  sich  mit  verwandten  ein- 
häusigen oder  zwittrigen  kreuzen  lassen ; 
für  jeden  der  beiden  Fälle  gelang  es  Cor- 
rens eine  abgeschlossene  Versuchsreihe 
durchzuführen. 

Die  eine  wurde  mit  der  zu  den  Kürbis- 
gewächsen gehörigen  Bryonia  durchge- 
führt :  von  ihren  Arten  ist  die  schwarz- 
früchtige  Bryonia  alba  getrennt  ge- 
schlechtig einhäusig,  die  rotfrüchtige  Bry- 
onia dioica  dagegen  getrenntgeschlechtig 
zweihäusig.  Wurden  weibliche  Blüten  der 


Digitized  by  Google 


NATURWISSENSCHAFTEN  t  BRUNO  BORCHARDT 


1029 


Bryonia  dioica  mit  Pollen  von  Bryonia 
alba  bestäubt,  so  waren  sämtlich«  aus  der 
Kreuzung  entspringende  Bastardpflanzcn 
weiblichen  Geschlechts;  anfangs  kamen 
auch  vereinzelt  männliche  Blütenstände 
vor,  doch  gelangten  diese  nicht  zur  vollen 
Entwickelung.  Da  aber  auch  die  rein 
weiblichen  Bastarde  ihre  ersten  Blüten- 
stände nicht  voll  entwickelten,  so  liegt  in 
dem  Auftreten  und  Zurückbleiben  einiger 
männlichen  Blütenstände  am  Bastard  eine 
Tendenz  zur  Einhäusigkeit  der  väter- 
lichen Pflanze  vor;  im  folgenden  Jahre 
hatten  auch  diese  Pflanzen  von  Anfang  an 
rein  weibliche  Blütenstände.  Es  domi- 
niert also  bei  der  Vererbung  das  Merkmal 
der  Zweihäusigkeit  über  das  der  Ein- 
häusigkeit, die  Nachkommen  folgen  sämt- 
lich der  mütterlichen  Pflanze,  deren  Ge- 
schlechtszellen daher  weibliche  Tendenz 
zugeschrieben  werden  muss. 
Bei  der  Bestäubung  der  weiblichen  Blü- 
ten der  Brydnia  dioica  mit  Pollen  von 
männlichen  Blüten  ihrer  eigenen  Art 
waren  die  Nachkommen  zur  Hälfte 
männlich,  zur  Hälfte  weiblich ;  da  die 
mütterliche  Keimzelle,  wie  aus  den  vori- 
gen Versuchen  hervorging,  weibliche  Ge- 
schlcchtstcndcnz  hatte,  muss  also  auch  die 
väterliche  Keimzell«  bei  der  Bestimmung 
und  Vererbung  des  Geschlechts  eine  Rolle 
spielen.  Es  könnte  scheinen,  als  ob  ihr 
männliche  Geschlechtstendenz  zukäme, 
die  mit  der  weiblichen  Tendenz  der  weib- 
lichen Keimzelle  in  eine  Art  Kampf  ge- 
riete. Würde  das  der  Fall  sein,  so  müs-s- 
ten,  wenn  man  weibliche  Blüten  der 
Bryonia  alba  mit  Pollen  von  der  Bryonia 
dioica  bestäubt,  falls  auch  hier  bei  den 
Nachkommen  das  Merkmal  der  Zwei- 
häusigkeit dominiert,  alle  Bastardpflan- 
zen männlichen  Geschlechts  sein.  Der 
Versuch  ergab  aber,  dass  das  nicht  zu- 
trifft: allerdings  dominiert  das  Merkmal 
der  Zweihäusigkeit  über  das  der  Ein- 
häusigkeit, die  Bastardpflanzen  sind 
sämtlich  zweihäusig,  aber  sie  haben 
zur  Hälfte  männliche,  zur  Hälfte  weib- 
liche Blüten. 

Somit  haben  die  männlichen  Keimzellen 
der  Bryonia  dioica  zur  Hälfte  männliche, 
zur  Hälfte  weibliche  Tendenz,  und  bei  der 
Befruchtung  innerhalb  ihrer  eigenen  Art 
trifft  die  weibliche  Tendenz  der  weib- 
lichen Zellen  zur  Hälfte  mit  männlicher, 
zur  Hälfte  mit  weiblicher  Tendenz  der 
männlichen  Keimzelle  zusammen,  und 
nun  erst  wird  über  die  Tendenz  des  Pro- 
duktes entschieden,  und  zwar  in  der 
Weise,  dass  beim  Zusammentreffen  die 
männliche  Tendenz  dominiert. 


Die  Kreuzungsversuche  der  zweihäusigen 
weissen  Lichtnelke,  Mclandrium  album, 
mit  der  nahe  verwandten  zwittrigen 
Klebnelke,  Silene  viscosa,  ergaben  eben- 
falls für  die  Keimzellen  der  weiblichen 
Stöcke  die  weibliche  Tendenz. 
Wollte  man  die  Resultate  von  diesen  ge- 
trenntgeschlechtigen zweihäusigen  Blü- 
tenpflanzen auf  alle  solcher  Betrachtung 
überhaupt  zu  unterstellenden  organischen 
Wesen  verallgemeinern,  so  wäre  festzu- 
halten: I.  Alle  Keimzellen  besitzen  vor 
der  Befruchtung  eine  bestimmte  Ge- 
schlcchtstendenz.  2.  Die  Keimzellen  des 
einen  Geschlechts  sind  sämtlich  mit  der 
gleichen,  die  des  andern  Geschlechts  teils 
mit  der  einen  teils  mit  der  andern  Ten- 
denz ausgestattet.  3.  Wenn  sich  Keimzel- 
len ungleicher  Tendenz  bei  der  Befruch- 
tung verbinden,  so  führt  nicht  der  Zufall 
sondern  ein  von  vornherein  festgelegter 
Unterschied  in  der  Entfaltungsstärke  der 
beiden  Geschlechtsanlagcn  die  Entschei- 
dung über  das  Geschlecht  herbei. 
Es  wird  eine  der  nächsten  Aufgaben  der 
biologischen  Forschung  sein  festzustellen, 
ob  diesen  Ergebnissen  Corrcns'  univer- 
salere Bedeutung  zukommt. 
X  X 
Kurze  Chronik  Am  13.  April  starb  in  seiner 
fränkischen  Heimat  der 
Nestor  der  deutschen  Zoo- 
logen Franz  von  Lcydig,  wenige 
Wochen  vor  der  Vollendung  seines  87.  Le- 
bensjahres. Von  seinem  akademischen 
Lehramt,  das  er  zuletzt  in  Bonn  ausge- 
übt hat,  hatte  er  sich  bereits  seit  fast  zwei 
Jahrzehnten  zurückgezogen,  seine  wissen- 
schaftliche Tätigkeit  hatte  er  aber  damit 
nicht  aufgegeben.  Den  Abschluss  seiner 
die  verschiedensten  Zweige  der  Zoologie 
umfassenden  wissenschaftlichen  Veröf- 
fentlichungen bilden  die  im  Jahre  1002 
erschienenen  Horae  soologicac,  worin  Lcy- 
dig eine  Übersicht  über  seine  reiche  Le- 
bensarbeit gibt.  X  Nur  wenige  Tage 
nach  Leydig,  am  25.  April,  starb  ein  an- 
derer Senior  der  zoologischen  Wissen- 
schaft, Karl  Möbius,  der  Rcorgani- 
sator  und  langjährige  Leiter  des  Berliner 
zoologischen  Museums ;  er  hat  ein  Alter 
von  83  Jahren  erreicht.  X  Im  Alter  von 
69.  Jahren  starb  am  2.  Juli  in  einem  Sa- 
natorium bei  Berlin  der  Erfinder  des 
Chloralhydrats,  Professor  Oskar  Lieb- 
reich. Von  den  vielen  Bereicherungen, 
die  der  Arzneischatz  ihm  verdankt,  hat 
wohl  das  Lanolin  die  allgemeinste  Ver- 
breitung gefunden.  Von  seinem  pharma- 
kologischen Lehramt  an  der  Berliner  Uni- 
versität war  Liebreich  infolge  seines  Lei- 
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dens  schon  vor  einem  halben  Jahre  zu- 
rück getreten. 

X  X 
Literatur  jn  gemeinverständlicher 
Weise  schildert  Dr.  Ernst 
Teichmann  in  seinen 
Büchern  Fortpflanzung  und  Zeugung  und 
Die  Vererbung  als  erhaltende  Macht  im 
Flusse  des  organischen  Geschehens  /Stutt- 
gart, Kosmosl  den  gegenwärtigen  Stand 
unserer  Kenntnisse  von  den  Vorgängen 
bei  der  Fortpflanzung  und  bei  der  Ver- 
erbung. Die  neuesten  Versuche  und  die 
auf  sie  begründeten  Theorieen  sind  mit 
aufgenommen,  so  im  ersten  Buch  die  Ver- 
suche Loebs  über  die  chemischen  Vor- 
gänge bei  der  Fortpflanzung,  im  zweiten 
Correns'  Versuche.  Mendels  schon 
vor  der  Begründung  der  Lehre  von 
den  Chromosomen  angestellten  Kreu- 
zungsversuche und  die  daraus  entwickel- 
ten Vererbungsgesetze,  die  sich  sehr  gut 
,  in  die  Chromosomenlehre  einfügen,  sind 
in  ansprechender  Weise  dargelegt. 
X  Dass  in  der  kurzen  Zeit  von  3  Jah- 
ren eine  3.  Auflage  des  in  dieser  Zeit- 
schrift mehrfach  erwähnten  Buches 
G.  Auerbachs  Das  Zeissiverk  und  die 
Carl-Zeiss-Stifiung  in  Jena  /Jena,  Gustav 
Fischer/  erscheinen  konnte,  zeugt  für  das 
wachsende  Interesse  an  dem  einzigarti- 
gen Werk  Abbes,  dessen  geschichtliche 
Entwickelung  und  technische  und  soziale 
Organisation  hier  anschaulich  geschildert 
ist. 

KUNST 

Bildende  Kunst  /  Anna  Plehn 

Berlin:  Oro*s* Die  Grosse  Berliner  Kunst- 
luag  " '  (""Stellung  ist,  was  die 
äusserliche  Gestaltung 
(Raumdekoration,  Anordnung,  Lichtbe- 
schaffenheit) angeht,  mit  den  Verände- 
rungen dieses  Jahres  auf  einer  Höhe  ange- 
langt, die  als  musterhaft  zu  bezeichnen 
ist.  Von  ihrem  Inhalt  wird  weniger  als 
im  vorigen  Jahre  sich  in  der  Erinnerung 
halten.  Nicht  allein  dank  dem  ihm  ge- 
währten Sonderraum  hebt  sich  der  Karls- 
ruher Schmid-Reutte  hervor. 
Von  den  Sonderausstellungen  dieses  Jah- 
res die  einzige,  welche  den  Eindruck 
einer  Persönlichkeit  hervorruft,  die  aus 
innerpr  Notwendigkeit  heraus  ihre 
schweren  stoffbefangenen  Kreaturen 
schafft.  Vom  Zeichnerischen  geht  der 
Künstler  aus,  es  erweckt  den  Anschein, 
als  habe  er  der  Methode  Lothar  von  Ku- 
nowskis nahegestanden,  der  auch  durch 
ein  solches  Netz  von  Hilfslinien  von  sei- 


nen Schülern  die  wichtigsten  Körper- 
punktc  einfangen  und  in  ein  unverrück- 
bares Verhältnis  zu  einander  bringen 
lässt.  Es  entsteht  dadurch  ein  von  Zu- 
fallsbildungen erlöstes  Wesen,  das  die 
Marke  des  Typischen  an  der  Stirn« 
trägt.  Schmid-Reutte,  den  es  zu  monu- 
mentaler Malerei  zieht,  ob  er  auch  noch 
nicht  weit  über  das  Kartonstadium  hinaus- 
gekommen ist,  baut  seine  strengen  Grup- 
pen nur  aus  Männerakten  auf.  Archi- 
tektonisch wirken  die  Körper  durch  senk- 
rechtes Aufragen  oder  lastendes  Ruhen, 
alles  Spielende  am  Körper,  die  Beweg- 
lichkeit der  Linien,  ist  ausgeschlossen, 
Arme  und  Hände  dem  Rumpf  möglichst 
fest  angelegt,  um  die  Tätigkeit  der  Kör- 
permasse auf  eine  ganz  einfache  Formel 
zu  bringen.  Die  gemalten  Studien  und 
der  Kain  zeigen  ein  Ringen  mit  der 
Farbe,  das  vielleicht  die  Ursache  des 
Verzichts  auf  einen  engeren  Anschlug 
an  die  Wirklichkeit  verrät.  Ein  weib- 
licher Kopf  ist  aus  himbeer-  und  lehm- 
tarbenen  Tönen  schwer  zusammengerührt. 
Dazu  zeigen  die  Augen,  die  Andeutung 
von  Kleid  und  Wand  ein  graues  Blau. 
Diese  Zusammenstellung  berichtet  von 
dem  Ernst,  mit  dem  die  Naturfarbe  von 
dem  Maler  aufgenommen  wird.  In  dem 
dekorativen  Gemälde  tritt  eine  weich- 
lichere und  wirklichkeitsfremdere  Far- 
benkombination ein,  die  vielleicht  auf 
einen  Mangel  an  koloristischer  Phanta- 
sie deutet.  Alles  in  allem  bleibt  diese  Er- 
scheinung, was  ihre  späteren  Leistungen 
betrifft,  noch  problematisch. 
Gar  nicht  besonders  häufig  sind  in 
Deutschland  die  Maler,  die  die  natür- 
liche Farbe  unbefangen  aufnehmen  und 
wiedergeben  um  ihrer  selbst  willen.  Man 
hat  die  Dunkelmalerei  überwunden,  um 
sich  nun  in  andere  Konventionen  zu  fü- 
gen. Die  einen  versuchen  überall  die 
Farben  des  Regenbogens  zu  finden,  die 
anderen  verlassen  sich  lieber  auf  das 
Dämpfen  und  bevorzugen  das  Grau.  Die 
letzte  Gepflogenheit  ist  besonders  in 
Süddeutschland  zu  Hause.  Amandus 
Faure  aus  Stuttgart  gibt  mit  Vorliebe 
die  Dunkelheit  eines  engen  Raums  von 
schwachem  Lichtschein  durchblitzt,  der 
etwas  Gold-  und  Atlasglänzen  an  dem 
dürftigen  Staat  von  Seiltänzerbanden 
trübselig  offenbart.  Auch  in  Dresden 
zeigt  er  gleichzeitig  Bilder  der  selben  Art. 
Auch  die  Karlsruher  Karl  Meid  und 
Schinnerer  deuten  die  natürlichen 
Farben  um.  Man  vergisst  nicht,  dass 
diese  Auffassungen  den  Weg  über  die 
Paletten  genommen  haben.   Das  Frauen- 
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bild  Karl  Meids  zeigt  das  Bestreben  im 
Sinn  von  Trübnerporträts  der  siebziger 
Jahre  dem  Akkord  eine  gedämpfte  und  et- 
was dunkle  Haltung  zu  geben.  Schinnerer 
malt  eine  Gruppe  von  Frauenakten  in 
lauter  grünlichen  und  bläulichen  und 
doch  in  ihrer  Gesamtheit  monochrom  wir- 
kenden Nuancen.  Ich  betone  dabei,  dass 
ich  hier  nur  von  Bildern  spreche,  die  durch 
künstlerischen  Ernst  und  persönliche 
Auffassung  ausgezeichnet  sind.  Dennoch 
kann  man  nicht  umhin  bei  vielen  von 
ihnen  die  absichtliche  Forcierung  eines 
farbigen  Stils  zu  vermuten.  Man  hätte 
gewünscht,  dass  ein  heilsamer  Anschluss 
an  die  Wirklichkeit  als  einziges  Pro- 
gramm länger  bestehen  geblieben  wäre. 
Von  solcher  ehrlichen  Wirklichkeitsdar- 
stellung hätte  man  die  Vorstufen  für 
einen  neuen  Stil  erwarten  können.  Nun 
meinen  gar  zu  schnell  viele  sich  berufen 
statt  Vorläufer  dieser  neuen  Ära  ihr 
Messias  selbst  sein  zu  können.  Um  so 
angelegentlicher  sollten  diejenigen  Lei- 
stungen hervorgehoben  werden,  die  einer 
objektiven  Naturdarstellung  dienen.  Ein 
in  dieser  Richtung  bemerkenswertes  Ta- 
lent findet  sich  in  der  Elsässergruppe,  die 
in  diesem  Jahr  zum  erstenmal  hier  auf- 
tritt. Ich  meine  Lothar  von  See- 
bach. Seine  in  dem  kleinen  Seitensaal 
nicht  besonders  effektvoll  untergebrachten 
Bilder  zeigen  einen  nicht  gewöhnlichen 
koloristischen  Sinn.  Es  handelt  sich  darum 
aus  diesen  Tuben,  die  in  jedermanns  Hand 
sind,  neue  Nuancenverbindungen  hervor- 
zuholen, die  sich  den  Augen  sofort  über- 
zeugend einprägen.  Diese  Frische  gegen- 
über den  Natureindrücken  haben  in  einer 
Generation  immer  nur  wenige.  Die  an- 
dern halten  sich  bewusst  oder  unbewusst 
an  Vorbilder.  Seebach  scheint  etwas  von 
dem  Talent  zum  Aufspüren  neuer  Kolo- 
rismen  zu  haben.  In  seiner  Vergolde- 
rei ist  ein  ganz  weisser  Raum  ange- 
nommen, die  Arbeiter  tragen  weisse 
Kittel.  Da  hinein  scheint  die  Sonne, 
macht,  wo  sie  trifft,  ganz  hell  rötliche 
Effekte,  die  Schatten  ganz  schwach  vio- 
lett und  ungefähr  so  hell  wie  die  Lich- 
ter. Dazu  das  schneidend  scharfe  Gelb 
der  Rahmen,  die  fertig  an  den  Wänden 
hängen»  und  jener,  die  noch  von  den 
Pinseln  bearbeitet  werden.  Dass  dieser 
Maler  Monet  viel  verdankt,  beweisen 
seine  Landschaften,  aber  seine  Interieurs 
and  die  Blumen  (gelbe  Rosen,  rosa  Ro- 
sen, die  im  Schatten  bläulich  werden,  vor 
einem  Spiegel)  zeigen  ihn  in  voller  Selb- 
ständigkeit. Wie  manche  seiner  Lands- 
leute wird  auch  dieser  Maler  Pariser 


Ateliers  besucht  haben.  Das  selbe  gilt 
von  Adele  von  Finck,  deren  kolo- 
ristisches Talent  sich  immer  mehr  ent- 
wickelt. Bewusst  betont  sie  nur  diese 
Seite  an  ihren  Gegenständen.  Dass  die 
Farben  an  Körbern  haften,  und  dass  diese 
Körper  zuweilen  Menschen  sind,  wird  in 
ihrer  Darstellung  ziemlich  gleichgültig. 
Sie  hat  nicht  unrecht  ein  Bild  einfach 
Der  grüne  Hut  zu  nennen,  weil  das  die 
farbige  Pointe  ihrer  Harmonie  ist.  Das 
rote  Haar,  das  lila  Tuch,  die  gelben  und 
violetten  Reflexe  auf  weissem  Atlasrock 
dienen  ebenso  zur  Hebung  jenes  smaragd- 
gleichen Grüns  wie  das  schwarze  Kleid 
der  Malerin  selbst,  das  im  Spiegel  sicht- 
bar wird.  Die  Frische  und  Feinheit  die- 
ser Vielheit  von  Nuancen  berechtigt  die 
Unterdrückung  jedes  anderen  Inhalts, 
um  aliein  das  Koloristische  gelten  zu 
lassen.  Den  Deutschen  aber  genügt  das 
Nurfarbige  selten.  Fräulein  von  Finck 
ist  von  Geburt  und  Heimatland  nur 
halbe  Deutsche.  Das  Charakteristische 
des  Inhaltlichen  auch  nach  der  Seite  der 
Form  und  der  Bedeutung  wird  gerade 
denen,  die  in  der  Natur  die  wahren  Far- 
ben suchen,  nicht  minder  wichtig  sein. 
Der  Dresdener  August  Wilckens 
will  als  einer  unserer  hervorragenden  In- 
terieurmaler und  Volksschilderer  bemerkt 
sein.  Er  hat  in  Berlin  jetzt  zwei  Bilder, 
von  denen  besonders  das  Kircheninnere 
einer  Nordseeinsel  durch  die  lichten  und 
doch  kräftigen  Töne  auffällt.  In  der 
Künstlerbundausstellung  in  Dresden  no- 
tierte ich  mir  sein  sonniges  Bauernzim- 
mer mit  den  lustig  über  rotes  und  blau- 
gestrichenes  Holz  flimmernden  Lichtern. 
Er  hat  dabei  eine  klarere  Anschaulich- 
keit präziser  Formen  und  einen  diskre- 
teren Pinselstrich  als  der  Westpreusse 
August  von  Brandis,  der  sich  auch 
diesmal  wieder  in  der  Berliner  Ausstellung 
mit  seinen  temperamentvollen  Innen- 
raumdarstellungen  einfand.  Unter  den 
Tiermalern  ist  der  Münchener  Johann 
D.  Holz  wohl  am  nächsten  dem  unver- 
gleichlichen Zügel,  der  zwar  in  keiner 
der  grossen  Sommerausstellungen,  dafür 
aber  kurz  vorher  in  Schultes  Räumen  in 
einer  umfassenden  Sonderausstellung  ver- 
treten war.  Einer  der  ersten  deutschen 
Maler  unserer  Tage,  der  beständig  vor- 
wärts schreitend  immer  mehr  von  der 
farbigen  Erscheinung  des  Tiers  in  Luft 
und  Sonne  und  von  dem  Stimmungsatem 
der  Scholle  gibt.  Von  einer  ganz  an- 
deren Seite  kommt  der  Holsteiner  F  e  d  - 
dersen  zur  Natur.  Man  hat  in  der 
Jahrhundertausstellung  frühe  Bilder  von 
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ihm  gesehen,  die  eine  gewisse  Verein- 
fachung des  Terrains  und  der  Luftstim- 
mung eindrucksvoll  machte.  Seitdem  ist 
es  Licht  bei  ihm  geworden,  doch  kein 
Allerweltsfreilicht,  und  jede  Erscheinung, 
sei  es  die  Wolke,  die  sich  in  Regen  auf- 
zulösen beginnt,  sei  es  das  rote  Rindvieh, 
das  wiederkäuend  zwischen  Butterblumen 
auf  der  Wiese  liegt,  oder  die  sonderbaren 
in  halbvcrcisten  Pfützen  verzerrten  Spie- 
gelungen von  Häusern  und  violetten 
Himmelswolken,  jedem  Ding  gibt  er  ein 
so  ernsthaft  nachdrückliches  Wesen,  dass 
es  ein  sonderbarer  Eigensinn  des  Zufalls 
genannt  werden  muss,  der  diese  inbrün- 
stig gründliche  Naturbetrachtung  ganz 
nahe  mit  den  geschmackvollen  Paletten- 
künsten von  Faure  und  Schinnerer  zu- 
sammen brachte.  Auch  ein  Holsteiner, 
1 1 1  i  e  s  ,  ist  uns  längst  durch  seine  Freude 
an  der  Farben  weckenden  Sonne  bekannt. 
Diesmal  prägen  sich  besonders  seine  Far- 
benradierungen (mit  mehreren  Platten) 
ein,  in  denen  das  technisch  bedingte 
Mittel  der  fleckig  neben  einander  gesetz- 
ten Farbcnelemente  zu  einer  wirk- 
lich ungezwungenen  Landschaftsstim- 
mung ausgenutzt  ist.  Eine  Zeichnerin, 
auch  wenn  sie  mit  Farben  arbeitet,  ist 
Elisabct  Richter,  deren  Ernte- 
arbeitcr,  von  der  Hängekommission  stief- 
mütterlich behandelt,  zu  dem  Energisch- 
sten an  Bewegungsausdruck  gehören,  was 
in  der  Ausstellung  überhaupt  vorhanden 
ist.  Zuletzt  nenne  ich  die  Silhouetten- 
bildcr  Heinrich  Wolffs,  in  denen  in 
höchst  geistreicher  Weise  eine  malerische 
Helldunkelwirkung  in  das  Schattenbild 
übertragen  ist.  Nicht  mehr  wie  sonst 
fast  ausnahmslos  steht  die  einzelne  Ge- 
stalt als  Dunkelheit  mit  geschlossenem 
Umriss  im  Hellen,  sondern  Hell  und 
Dunkel  teilen  sich  in  die  Körper,  wie  dies 
die  natürliche  Beleuchtung  und  die  gege- 
benen Lokal  färben  der  Dinge  mit  sich 
bringen.  Noch  niemals  sind  Silhouetten 
bisher  in  dieser  Weise  mit  den  Mitteln 
eines  Graphikers  behandelt  worden. 
X  X 
Kurze  Chronik  Am  22.  Mai  feierte  Fritz 
von  Uhde  seinen  6o.  Ge- 
burtstag. X  Am  13.  Juni 
wurde  Eduard  von  Gebhardt  70 
Jahre  alt.  X  Der  Maler  und  Illustrator 
Georg  Barlösius  starb  im  Monat 
Juli  in  Berlin.  X  Am  25.  Juli  ist  Wal- 
ter Leistikow  gestorben.  X  In 
Frankfurt  a.  M.  wurde  Mitte  Juli  eine 
grössere  Ausstellung  von  Werken  Max 
K  1  i  n  g  e  r  s  eröffnet. 
X  X 


Das  von  der  Lessingge Seil- 
schaft herausgegebene  Büch- 
lein Oscar  Bies  Roman- 
tik in  Italien  /Berlin,  Kantorowicz/  ist 
die  Umarbeitung  eines  älteren  Essays,  in 
dem  die  Summe  des  Künstlerischen  aus 
dem  Werk  Michelangelos  gezogen  ward. 
Mit  Hintansetzung  alles  Biographischen 
und  Chronologischen  sucht  diese  Darstel- 
lung in  die  aufnahmefähige  Stimmung 
zu  versetzen,  welche  besonders  für  Reisen 
die  erwünschteste  ist.   Nicht  als  eine  Er- 
scheinung, mit  der  sich  die  Wissenschaft 
bereits  unzählige  Male  beschäftigt  hat. 
sondern  als  ein  Erlebnis,  als  die  Offen- 
barung modernen  sehnenden  und  leiden- 
den Wesens  ist  der  Schöpfer  des  David 
und  des  Moses  mit  einer  Frische  erfasst, 
welche  auf  den  Leser,  der  künstlerischer 
Darstellung  zugänglich  ist,   wohl  über- 
gehen kann  und  ihn  auch  anderen  Kunst- 
erlebnissen gegenüber  von  toter  Schul - 
gclehrsamkeit  abwendig  machen  kann.  X 
Der  Dresdener  Galerieführer  von  Otto 
Sebaldt   /Dresden,    Kaden/    ist  be- 
stimmt   dem    Kunstlaien    ein    Pilot  in 
der  Fülle  des  Museums  zu  sein.  Er 
gibt  Schilderungen  der  Hauptmeister,  die 
die  Dresdener  Galerie  besitzt  und  stellt 
sie  als  Typen  ihrer  Zeit  hin,  um  dadurch 
einen  Zusammenhang  in  die  Schilderung 
zu  bringen.   Gerade  Chronologisches  und 
Biographisches,  was  Bie  seinen  tieferen 
Absichten   zuliebe   verbannte,    spielt  in 
einem  Buch  mit  so  lehrhaftem  Zweck  na- 
turgemäss  eine  Rolle.  X  Paul  Cassirer  in 
Berlin  verlegte  Das  Erlernen  der  Ma- 
lerei von  Lovis  Corinth.    Wie  in 
den  meisten  Auslassungen  von  Künst- 
lern über  ihre  eigene  Kunst  hört  man 
am  deutlichsten  das  aus  diesen  Seiten 
heraus,  was  dem  Maler  selbst  am  Dar- 
stellbaren das  Wichtigste  ist.    Dass  man 
durch  ein  Buch  jemand  anders  das  Malen 
selbst  lehren  könnte,  dürfte  niemals  mög- 
lich sein.    Reicht  doch  die  Biegsamkeit 
der  Sprache  kaum  aus  Vorstellungen  von 
dem  bereits  hervorgebrachten  Werk  zu 
geben  für  den,  der  es  nicht  sieht,  wieviel 
weniger  wird  sich  das  ausdrücken  lasse-n. 
wie  man  die  und  die  Wirkungen  erst  her- 
vorbringen könnte.    Aber  aus  den  Aus- 
führungen hört  man  als  Hauptmahnung 
an  seine  Schüler  immer  wieder  heraus: 
bei  jeder  Darstellung  die  möglichst  indi- 
viduelle Wiedergabe  jedes  Dinges  der  Na- 
tur als  Hauptaugenmerk  anzusehen.  Ge- 
genüber der  Gleichgültigkeit  vieler  Künst- 
ler heut  zu  tage  gegen  das  Charakteri- 
stische eine  gewiss  nicht  unwichtige  Mah- 
nung. 
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|  S  kann  kaum  zweifelhaft  sein,  dass  die  Beziehungen  zwischen  Gross- 
britannien und  Deutschland  allmählich  einen  gefährlichen  Charakter 
annehmen.  Militärische  Würdenträger  in  Berlin  und  London  ver- 
sichern, dass  die  beiden  Länder  früher  oder  später  mit  einander  zu 
1  kämpfen  haben  werden;  in  den  Parlamenten  beider  Länder  hat  man 
offen  ausgesprochen,  die  Militär-  und  Flottenpolitik  beider  Staaten  müsse  von 
dem  Gedanken  ausgehen,  dass  die  Nordsee  früher  oder  später  der  Schauplatz 
mörderischer  Kämpfe  zwischen  Drcadnoughts  werde,  und  es  gibt  in  beiden 
Ländern  Zeitungen,  die  ein  Geschäft  daraus  machen  die  glimmenden 
Funken  der  Zwietracht  zu  hellen  Flammen  anzublasen.  Und  wo  Leute  sind, 
die  Schrecken  verbreiten,  da  fehlen  natürlich  auch  andere  nicht,  die  vor  Angst 
beben.  Und  leider  hat  sich  auch  ein  kleiner  Teil  von  englischen  Sozialisten 
zu  den  Lärmenden  geschlagen :  glücklicherweise  gehört  er  nicht  zu  Organi- 
sationen von  irgendwelcher  politischer  Bedeutung.  Indessen  sollten  unsere 
deutschen  Freunde  nicht  vergessen,  dass  zum  Beispiel  Hyndman  niemals  die 
letzte  Spur  jenes  antideutschen  Chauvinismus  abgelegt  hat,  der  seine  früheren 
Ansichten  kennzeichnete,  aus  jener  Zeit,  wo  er  noch  konservativer  Kandidat 
für  Marylebone  war,  ehe  er  Sozialist  wurde. 

Vor  einigen  Jahren  war  der  zukünftige  Krieg  zwischen  England  und  Deutsch- 
land Gegenstand  von  Spektakclnotizen  in  der  englischen  gelben  Presse,  wie 
der  Daily  Mail,  dein  Leibblatt  der  unwissenden  und  ehrbaren  Klassen  der  eng- 
lischen Gesellschaft,  jener  Klassen,  die  nicht  viel  gereist  sind,  deren  eigenes 
Leben  sich  in  recht  engen  Interessensphären  abspielt,  die  in  kleinen  Vorstadt- 
strassen wohnen  und  täglich  in  die  City  gehen,  um  dort  ihre  Nasen  in  die 
Hauptbücher  zu  stecken  und  durch  finanzielle  Transaktionen  Geschäfte  zu 
machen,  Gesellschaftsklassen,  die  daher  einen  wilden  Patriotismus  kultivieren. 
Als  das  Blatt  vor  zwei  Jahren  keine  rechte  Tartarennachricht  für  seine  Spalten 
zu  finden  wusste,  veröffentlichte  es  die  Geschichte  des  Einfalls  der  Deutschen 
in  England;  sie  zielte  darauf  ab  die  Leser  einzuschüchtern  und  zu  einem 
wilden  Geschrei  zu  veranlassen,  das  die  gegenwärtige  liberale  Regierung 
zwingen  sollte  mehr  Geld  für  Rüstungszwecke  auszugeben.    Leider  begleitete 
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eine  Verbindung  dieser  Elemente  die  Schaffung  der  Dreadnoughts  in  einer 
Zeit,  wo  Russlands  Flotte  durch  Japan  vom  Meere  hinweggeblasen  war,  und 
wo  Englands  Überlegenheit  zur  See  über  jeden  Zweifel  erhaben  war.  Das 
brachte  uns  dem  Ausbruch  eines  Krieges  erheblich  näher.  Deutschland  ant- 
wortete ebenfalls  durch  Dreadnoughts.  Warum?  fragte  die  spürsinnige  gelbe 
Presse  und  gab  dann  gleich  auf  ihre  eigene  Frage  die  Antwort  durch  die  neue 
Frage :  Gegen  welches  Land  kann  Deutschland  seine  Pläne  richten,  wenn 
nicht  gegen  das  unsrige?  dann  hiess  es  weiter:  Wir  müssen  mehr  Dreadnoughts 
bauen.  Unterdessen  fragte  natürlich  Deutschland,  warum  England  in  einer 
solchen  Zeit  Dreadnoughts  baue.  Ein  Krieg  mit  Amerika  lag  ganz  ausser 
dem  Bereich  der  Wahrscheinlichkeit ;  mit  Japan  war  es  verbündet ;  mit  Frank- 
reich hatte  es  eine  Entente  cordiale  abgeschlossen;  Russland  zählte  nicht  mehr 
mit.  Die  Drohung  konnte  also  nur  gegen  Deutschland  gerichtet  sein,  und 
darum  legte  Deutschland  mehr  gewappnete  Leviathans  auf  Kiel.  So  geht 
das  Spiel  weiter.  Ein  Ende  ist  offenbar  nicht  abzusehen.  Die  beiden  Länder 
haben  sich  augenscheinlich  mit  ihrer  Politik  auf  eine  schiefe  Ebene  begeben; 
denn  jeder  Schritt,  den  sie  tun,  um  sich  besser  zu  schützen,  vermehrt  not- 
wendigerweise die  Gefahr,  und  schliesslich  wird  der  Krieg  als  der  einzig  mög- 
liche Abschluss  dieser  Politik  ausbrechen.  Um  der  Unruhe,  der  Qual,  der 
fieberhaften  Spannung,  der  erdrückenden  finanziellen  Belastung  ein  Ende  zu 
machen,  wird  man  schliesslich  den  Krieg  wagen,  wird  man  das  Risiko  unaus- 
sprechlicher Katastrophen  auf  sich  nehmen,  und  so  werden  die  Völker  einander, 
um  wieder  eine  Zeit  des  Friedens  heraufzuführen,  an  die  Gurgel  springen.  Was 
ist  das  aber  für  eine  unerhörte  Tollheit,  was  für  ein  Zusammenbruch  staats- 
männischcr  Befähigung! 

Können  wir  dieses  Verbrechen  vermeiden?  Was  macht  denn  diesen  Krieg 
unabwendbar  ? 

Auf  dem  Gebiet  des  Handels  besteht  zwischen  beiden  Ländern  eine  natür- 
liche Rivalität.  Wir  Engländer  begannen  früh  die  Welt  auszubeuten.  Ihr 
Deutsche  passtet  euch  Verhältnissen  an,  die  zu  unserem  Vorteil  auszu- 
beuten wir  zu  überheblich  waren.  Ihr  wandtet  die  Wissenschaft  auf  die  In- 
dustrie an,  während  wir  eine  Abneigung  gegen  das  Laboratorium  hegten.  Es 
kam  eine  Zeit,  wo  wir  unruhig  wurden.  Man  nahm  an,  ihr  hättet  euer  Aug« 
auf  Südamerika  geworfen,  ihr  kokettiertet  mit  dem  Sultan,  um  Konzessionen 
in  Syrien  zu  erhalten,  ihre  strebtet  danach  militärisch  und  wirtschaftlich  in 
China  und  an  anderen  Plätzen  am  Stillen  Ozean  und  auch  in  Afrika  Fuss  zu 
fassen.  Die  Geschichte  nahm  an  Umfang  zu  wie  ein  Schneeball,  der  einen 
Hügel  hcrabrollt,  und  schliesslich  wurde  daraus  die  ausgesprochene  Form  einer 
einander  entgegenstehenden  Marinepolitik  der  beiden  Länder.  Bis  zu  jener 
Zeit  spielte  sich  die  Rivalität  durchaus  auf  friedlichem  Boden  ab;  von  da  ab 
aber  nahm  sie  immer  und  immer  mehr  einen  kriegerischen  Charakter  an,  und 
zwar  trugen  beide  Länder  zu  diesem  Wandel  bei.  Eine  Rivalität,  die  immer 
auf  das  Gebiet  des  geistigen  Lebens  und  der  Erziehung,  auf  den  Handel,  auf 
die  Anwendung  der  Wissenschaft  auf  die  Industrie  hätte  beschränkt  bleiben 
müssen,  ist  dank  dem  schlimmen  Einfluss  der  am  Militarismus  interessierten 
Kreise  und  unserer  Flottenvereinc,  sowie  anderer  Vereinigungen  ähnlicher  Art 
zu  einer  Rivalität  auf  dem  Gebiet  des  Kriegsschiffbaues  und  der  militärischen 
Ausgaben  geworden.    Es  muss  ausdrücklich  betont  werden,  dass  es  heute  nicht 
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die  wirtschaftliche  Konkurrenz,  nicht  die  Germanisierung  Brasiliens,  nicht  die 
Bagdadbahn  sind,  die  uns  in  einen  Krieg  hineintreiben,  sondern  die  hastige 
Vermehrung  der  Flotten.  Der  Argwohn,  mit  dem  jedes  Volk  die  Absicht  des 
anderen  belauert,  wächst  im  selben  Masse  wie  sich  die  Zahl  der  auf  Kiel  ge- 
legenen Kriegsschiffe  vermehrt,  bis  schliesslich  sogar  Männer  mit  Verant- 
wortung ernsthaft  die  Frage  erörtern,  ob  es  besser  sei  jetzt  loszuschlagen  oder 
noch  zu  warten.  So  hat  man  zum  Beispiel  gesagt,  dass  der  Ankauf  der  beiden 
brasilianischen  Schiffe,  die  jetzt  auf  englischen  Werften  gebaut  werden,  durch 
Deutschland  tatsächlich  einer  Kriegserklärung  gleichkommen  würde,  dass  wir 
den  Fehdehandschuh  aufnehmen  und  gegen  Deutschland  losschlagen  sollten, 
bevor  es  sich  noch  in  den  Besitz  dieser  Schiffe  setzen,  und  bevor  es  die  jetzt 
schon  vorhandenen  Schiffe  bemannen  könne.  Der  Grund,  warum  der  Krieg 
unvermeidlich  sein  soll,  liegt  also  in  dem  wachsenden  nationalen  Argwohn, 
der  seine  Wurzel  wieder  in  der  Zunahme  der  Schiffsbaupläne  hat;  wer  daher 
einen  deutsch-englischen  Konflikt  vermeiden  will,  muss  immer  von  dieser  Tat- 
sache ausgehen.  Die  zu  lösende  Schwierigkeit  liegt  darin,  wie  man  das  gegen- 
seitige Misstrauen  zerstreuen  und  den  wachsenden  Ausgaben  für  Seerüstungen 
ein  Ende  bereiten  kann. 

Mir  scheint,  dass  die  sozialistische  und  Arbeiterbewegung  in  beiden  Ländern  in 
einer  besonders  günstigen  Lage  ist,  um  eine  Lösung  der  Frage  herbeizuführen ; 
und  da  meine  Freunde  in  der  Leitung  der  englischen  Arbeiterpartei  mit  mir 
der  selben  Meinung  sind,  so  haben  sie  eine  Resolution  als  Ausdruck  unserer 
freundschaftlichen  Gesinnung  gegen  das  deutsche  Volk  angenommen,  die  in 
England  und  Deutschland  überall  veröffentlicht  worden  ist.  Wir  Engländer 
gewähren  mit  Vergnügen  deutschen  Bürgermeistern  und  deutschen  Journalisten 
Gastfreundschaft;  wir  senden  auch  mit  dem  selben  Vergnügen  unsere  Leute 
über  den  Kanal,  um  deutsche  Gastfreundschaft  zu  gemessen.  Das  dient  in- 
dessen wenig  zur  Beruhigung  des  Argwohns.  Feinde  feiern  oft  Feste  mit 
einander,  grade  weil  sie  Feinde  sind.  Auch  unsere  Friedensgesellschaften 
können  in  wunderschönen  Worten  verfasste  Resolutionen  annehmen,  die  von 
christlicher  Gesinnung  und  gesundem  Menschenverstand  nur  so  triefen.  Das 
alles  nützt  nicht,  weil  in  Zeiten,  wie  wir  sie  durchleben,  niemand  darauf  achtet, 
was  Friedensgesellschaften  tun.  Solche  Resolutionen  verstehen  sich  von  selbst. 
Sie  sind  rein  formelhaft  wie  die  Gebete  für  den  Frieden  in  der  Kirche.  Weder 
ihre  Beredsamkeit  noch  ihre  Ehrlichkeit  überzeugen  einen  einzigen  Deutschen, 
dass  die  Entente  cordiale  mit  Frankreich  sich  nicht  gegen  Deutschland  richte, 
oder  dass  der  törichte  und  unangemessene  Besuch  unseres  Königs  in  Reval 
kein  antideutscher  Zug  sei;  ebensowenig  überzeugt  das  einen  einzigen  Leser 
unserer  Daily  Mail,  dass  der  deutsche  Generalstab  nicht  Spione  ausgeschickt 
hatte,  um  die  Verteidigungsmittel  von  London  zu  untersuchen,  oder  dass  die 
deutschen  Luftschiffe  nicht  dazu  bestimmt  seien  Bomben  auf  den  Buckingham 
Palace  zu  werfen.  Dazu  brauchen  wir  eine  vollständig  andere  Art  von  Demon- 
strationen. Wir  brauchen  etwas,  was  beiden  Völkern  die  Uberzeugung  bringt, 
dass  organisierte  politische  Parteien  und  Strömungen  auf  dem  Posten  sind 
und  sich  den  Marine-  und  Kriegsministerien  in  London  und  Berlin  entgegen- 
stellen, ebenso  wie  jenen  Zeitungen  beider  Länder,  die  bemüht  sind  Unruhe  zu 
stiften.  Wie  kann  das  besser  gemacht  werden  als  dadurch,  dass  die  Parteien 
in  beiden  Ländern  einander  geloben  neuen  Flotten vennehrungsplänen  Wider- 
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stand  zu  leisten  und  sich  öffentlich  mit  einander  verbrüdern,  ein  deutliches 
Zeichen  dafür,  dass  die  einem  Kriege  abholden  Kräfte  viel  stärker  sind  als 
man  annahm?  Der  Widerstand  gegen  die  Flottenprogramme  wird  vielleicht 
nicht  sofort  erfolgreich  sein.  Ich  sehe  wenigstens  nicht,  wie  er  das  sein  könnte. 
Aber  die  Gefahr  des  Augenblicks  besteht  darin,  dass  die  Masse  der  beiden 
Völker  in  den  törichten  und  verhängnisvollen  Glauben  versetzt  wird,  ein  Krieg 
sei  unvermeidlich.  Widerstand  hiergegen,  der  von  einer  verantwortlichen 
Stelle  ausgeht,  nicht  nur  von  der  abgesonderten  Schar  der  Friedensgesell- 
schaften, wird  die  Völker  aufwühlen  und  ihnen  die  Tatsache  zu  Gcmüte  führen, 
dass  starke  Nationen  sich  nicht  ruhig  einem  blinden  Fatum  beugen  sondern 
für  bestimmle  Ziele  kämpfen.  Mit  der  Vorstellung,  als  ob  es  irgend  etwas 
Unvermeidliches  gäbe,  muss  aufgeräumt  werden. 

Der  Protest  muss  aber  in  beiden  Ländern  erhoben  werden.  Ihn  nur  in 
einem  Lande  zu  machen  reicht  nicht  aus.  Das  könnte  im  Gegenteil  eher 
schaden  als  nützen  und  vielleicht  die  Furcht  wecken  —  wie  es  während  des 
Burenkrieges  geschah  — ,  Verräter  hätten  ihre  Hand  im  Spiele.  In  einem  ge- 
wissen Umfang  wird  freilich  die  gelbe  Presse  beider  Länder  doch  ihr  übliches 
Geschrei  erheben ;  wenn  es  aber  klar  ist,  dass  die  Bewegung  für  den  Frieden 
in  dem  einen  Land  der  Widerhall  einer  gleichen  Bewegung  in  dem  andern  ist, 
dann  kann  die  Täuschung  des  Volkes  keinen  grossen  Umfang  annehmen. 

Von  diesen  Erwägungen  ausgehend  haben  die  Mitglieder  der  Arbeiterpartei 
im  englischen  Parlament  beschlossen,  wenn  es  den  deutschen  Genossen  an- 
genehm ist,  im  nächsten  Sommer  schon  Deutschland  einen  freundschaftlichen 
Besuch  abzustatten.  Wir  haben  diesen  Herbst  eine  ausserordentliche  Parla- 
mentstagung, die  uns  alle  an  London  fesselt;  zu  Weihnachten  und  Neujahr 
kann  man  aus  Rücksicht  auf  die  vielen  häuslichen  Verpflichtungen  und  Pflichten 
gegen  die  Wahlkreise  eine  solche  Reise  nicht  unternehmen;  während  der 
Ostcrferien  müssen  viele  von  uns  an  den  jahrlichen  Tagungen  unserer  Parteien 
und  unserer  Gewerkschaften  teilnehmen;  so  bieten  uns  denn  die  Sommerferien 
die  erste  Möglichkeit  zu  dem  Besuch.  Wahrscheinlich  würden  20  von  uns  für 
eine  Woche  oder  10  Tage  nach  Deutschland  kommen  können.  Wenn  unsere 
deutschen  Parteigenossen  eine  solche  Reise  für  nützlich  halten:  wir  stehen 
ihnen  zur  Verfügung.  Wir  zu  unserem  Teil  sind  der  Meinung,  dass  eine, 
solche  Demonstration  freundnachbarlicher  Gesinnung  zwischen  den  Vertretern 
der  deutschen  und  englischen  Parteien  den  besten  Eindruck  auf  die  öffentliche 
Meinung  in  Grossbritannien  machen  würde;  und  wenn  unserer  Deutschland- 
reise ein  Besuch  Englands  durch  Vertreter  der  deutschen  Sozialdemokratie 
vorhergehen  oder  folgen  würde,  so  würde  das  den  Eindruck  nur  noch  mehr 
verstärken.  Wir  würden  sie  mit  der  grössten  Herzlichkeit  empfangen,  und 
wenn  ihr  Besuch  zeitlich  mit  der  Tagung  unseres  Parlaments  zusammenfiele  — 
wir  tagen  vom  12.  Oktober  bis  ungefähr  zum  18.  Dezember  und  dann  von 
Mitte  Februar  bis  Ostern  — ,  dann  könnte  sich  die  Gelegenheit  einer  ungewöhn- 
lich eindrucksvollen  Demonstration  ergeben,  so  eindrucksvoll  in  der  Tat.  dass 
sie  in  der  Geschichte  der  internationalen  Friedensbestrebungen  einzig  dastände. 
Der  Erfolg  wäre  umso  sicherer,  wenn  die  Bekräftigung  brüderlicher  Gesinnung 
zwischen  den  parlamentarischen  Vertretern  beider  Länder  stattfände;  der 
Parteitag  in  Nürnberg  möge  sich  der  Sache  annehmen. 

Ob  mein  Vorschlag  nun  gut  oder  schlecht  ist,  jedenfalls  muss  etwas  geschehen. 
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Wir  wandeln  am  Rande  des  Abgrunds.  Das  mag  vielleicht  noch  jahrelang  so 
wie  bisher  weitergehen,  aber  es  kann  sich  auch  plötzlich  ein  Sturm  erheben, 
der  uns  in  den  Abgrund  fegt.  Der  Reichtum  der  Völker,  den  wir  für  soziale 
Zwecke,  für  die  Ebnung  des  Weges  zum  Sozialismus,  so  notwendig  brauchen, 
wird  für  Kanonen  und  Panzerplatten  vergeudet.  Das  kann  so  nicht  weiter- 
gehen. Die  Nerven  der  Völker  halten  es  nicht  aus.  Eines  Tages  wird  in 
unseren  Nationen  der  Gedanke  entstehen  der  Sache  ein  Ende  zu  machen, 
geradeso  wie  ein  armer  Verrückter  schliesslich  seinen  Frieden  im  Selbstmord 
sucht.  Wer  kann  einen  bessern  Vorschlag  machen?  Wer  kann  das  Vertrauen 
zwischen  den  beiden  Völkern  wiederherstellen?  Wer  kann  den  dunklen 
Schatten  bannen?  Einzig  und  allein  die  sozialistischen  und  Arbeiterparteien 
beider  Länder.  Und  jetzt  ist  es  Zeit  für  sie  etwas  zu  tun,  wenn  sie  überhaupt 
etwas  tun  wollen. 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 
JRNKO  SRKRSOW  •  DIE  TÜRKISCHE  REVOLUTIOM 

NM  ITTELBAR  nach  dem  Ausbruch  einer  Revolution  über  ihren 
Verlauf  zu  schreiben  ist  nicht  nur  übereilt  sondern  unmöglich,  da 
alle  Ereignisse  und  Umwälzungen  noch  im  Schoss  der  Zukunft  liegen. 
Die  jetzt  ausgebrochene  türkische  Revolution  ist  keine  der  sonst  in 
orientalischen  Staaten  üblichen  Palastrevolten;  sie  ist  auch  kein  mili- 
tärisches Pronunziamento,  das  einer  anderen  Partei  zur  Regierungsgewalt  verhilft : 
die  türkische  Revolution  gleicht  jenen  grossen  bürgerlichen  Erhebungen  wie  sie 
sich  in  der  englischen,  der  französischen  und  auch  der  deutschen  Geschichte 
darstellen,  wie  sie  sich  in  Russland  im  Jahre  1905  abspielte.  Sie  ist  der  Austrag 
des  aufs  äusserste  zugespitzten  gesellschaftlichen  Konflikts  zwischen  dem  auf- 
steigenden Bürgertum  mit  all  seinen  Mitläufern  von  Bauern,  Handwerkern 
und  Proletariern  und  der  absolutistisch-feudal-bureaukratischcn  Gewalt.  Eine 
gründliche  gesellschaftliche  und  politische  Umwälzung  des  alten  türkischen 
Reiches  steht  bevor,  deren  erster  Beginn  eben  jetzt  die  Revolution  ist. 

Die  Jungtürken  sind  die  Ideologen  des  aufsteigenden  Bürgertums  aller  Natio- 
nalitäten des  türkischen  Reichs.  Man  hat  bisher  sehr  wenig  von  einem  national- 
türkischen Bürgertum  gehört,  einer  Klasse  von  Finanzleuten  und  Industriellen. 
Die  Türken  sind  entweder  Bauern  und  kleine  Gutsbesitzer  oder  Geistliche. 
Beamte  und  Krieger.  Nur  wenig  kleine  Handwerker  und  Krämer  gibt  es 
unter  ihnen.  Die  Jungtürken  sind  daher  die  Repräsentanten  aller  modernen 
Forderungen  der  Bevölkerung,  sind  die  Träger  der  modernen  Staatsidee,  deren 
Durchführung  für  die  Erhaltung  der  Souveränität  eine  absolute  Notwendigkeit 
ist.  Am  Anfang  der  jungtürkischen  Bewegung,  vor  zirka  35  Jahren,  war  es 
Midhad  Pascha,  der  intelligente,  westeuropäisch  gebildete  Staatsmann,  der  in 
den  siebziger  Jahren  Gouverneur  des  Tunawilajets  (des  Donaugebiets,  unge- 
fähr das  Territorium  des  jetzigen  Fürstentums  Bulgarien)  war,  der  mit  weitem 
Blick  die  zwingende  Notwendigkeit  einer  gründlichen  Reform  des  damaligen 
türkischen  Reiches  erkannte  und  der  die  erste  Konstitution  vom  Jahre  1876  zu 
stände  brachte.  Nur  für  einen  kurzen  Augenblick  glänzten  die  Freiheitslichter 
dieser  Verfassung,  um  bald  von  dem  Blut  des  russisch-türkischen  Krieges  ge- 
löscht zu  werden.  Midhad  Pascha  selbst  wurde  auf  Lebenszeit  verbannt. 
Dieser  Jungtürke  war  auch  ein  Ideologe,  aber  er  vertrat  nicht  die  türkische 
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Bevölkerung,  die  damals  noch  rückständiger  war  als  heute,  sondern  nur  jene 
vorgeschrittensten  türkischen  Provinzen,  die  von  Bulgaren  hewohnt  waren. 
Kustschuck,  die  Hauptstadt  des  Tunawilajcts,  Widdin,  Sistow,  Sifistria. 
Tultscha,  Küstendje  (das  jetzige  Constantza),  Gabrowo,  Plcwna,  Sofia:  das 
waren  damals  die  vorgeschrittensten  Städte,  in  denen  Handwerk  und  Handel 
blühten.  Die  Forderungen  dieses  bulgarischen  Bürgertums  und  die  noch  weiter 
entwickelten  wirtschaftlichen  Verhältnisse  in  Konstantinopel  bildeten  die  Grund- 
lage für  die  damalige  jungtürkische  politische  Ideologie.  Erst  nach  dem  Auf- 
stand Bosniens  und  der  Herzegowina  und  nach  dem  serbisch-türkischen  Krieg 
vom  Jahre  1875,  nach  dem  blutigen  Bulgarenaufstand  im  Jahre  1876  und  nach 
der  Ermordung  zweier  Sultane,  Abdul  Asis'  und  Murads  V.,  hatte  die  jung- 
türkische Bewegung  die  Kraft  gewonnen  eine  schwindsüchtige  Verfassung  ins 
Leben  zu  rufen. 

Das  wiederholt  sich  für  das  türkische  Reich  im  Jahre  1908,  denn  die  politische 
Indolenz  der  türkischen  Bevölkerung  ist  schuld  daran,  dass  es  nicht  im  stände 
ist  seine  eigene  Geschichte  zu  machen.  Seit  dreissig  Jahren  hört  man  von 
Unruhen  in  der  Türkei  nur  in  zwei  Gebieten:  in  Armenien  und  in  Mazedonien. 
Die  jahrelangen  Revolten  der  Bevölkerung  in  diesen  Gebieten  sind  allbekannt. 
Es  ist  der  Drang  nach  Freiheit  und  Selbstbestimmung,  der  die  aufstrebenden 
bürgerlichen  Klassen  dieser  Gegenden  anspornt.  Da  aber  die  herrschende 
Nation,  die  türkische  Bevölkerung  selbst,  noch  zu  tief  unter  den  anderen  Na- 
tionen steht,  kann  sie  die  Trägerin  dieser  Freiheitsbewegung  nicht  werden : 
sie  wird  zur  Stütze  eines  menschenmörderischen  Absolutismus,  der  allen 
Staatsangehörigen  auf  die  Dauer  zur  Last  wird.  Jeder  Denkende  im  Reich 
fühlt  das  Unnatürliche  der  Situation :  Das  Reich  muss  reformiert  werden,  das 
heisst,  es  muss  sich  zu  höheren'  politischen  Formen  fortentwickeln,  oder  die 
vorgeschrittenen  Gebiete  und  Länder  müssen  von  ihm  abbröckeln,  abgesondert 
werden.  Das  ist  übrigens  das  Schicksal  des  osmanischen  Reichs.  Seit  einem 
Jahrhundert  lösen  sich  ganze  Länder  von  ihm  ab.  Griechenland,  Serbien.  Ru- 
mänien, Bulgarien,  Bosnien,  Ägypten,  Zypern  und  Kreta  wurden  mit  Gewalt 
von  der  türkischen  Herrschaft  befreit.  Die  Reihe  kam  jetzt  an  Armenien  und 
Mazedonien.  Vor  zehn  Jahren  wurde  ein  Aufstand  in  Armenien  in  Strömen 
Blutes  erstickt;  60000  Menschen  wurden  allein  in  Konstantinopel  umgebracht. 
Im  Jahre  1902  machte  Mazedonien  unmenschliche  Anstrengungen  das  schänd- 
liche Joch  abzuschütteln.  Wieder  floss  das  Blut  in  Strömen.  Hunderttausende 
von  Menschen,  Frauen,  Kinder  und  Greise,  flüchteten  in  die  Gebirge  oder  ins 
Fürstentum  Bulgarien.  Dann  begann  in  einem  Schneckengang  die  Pazifizicrimg 
und  Rcformicrung  des  Landes.  Die  fremden  Gendarmerieoffiziere,  die  er- 
zwungenen Gerichts-  und  Finanzreformen,  das  fortwährende  Einmischen  der 
fremden  Mächte  in  die  inneren  Angelegenheiten  der  Türkei  einerseits  und  die 
von  Jahr  zu  Jahr  skandalösere  Misswirtschaft  mit  der  endlosen  Plünderung, 
Bedrückung  und  Spionage  der  eigenen  Bevölkerung,  der  Beamtenschaft  und  des 
Militärs  andererseits  gaben  der  wieder  auflebenden  jungtürkischen  Bewegung 
reiche  Nahrung. 

Seit  Jahren  besteht  sie,  diese  Bewegung.  Man  sah  die  Jungtürken  in  Genf, 
Paris,  in  Bulgarien:  die  intelligenten  Beamten,  die  Militärs,  die  Studenten. 
Aber  was  für  eine  Bedeutung  konnten  sie  haben?  Die  Masse  der  türkischen 
Bevölkerung  War  ihren  Bestrebungen  noch  fremd.    Eine  aufsteigende  bürger- 


Digitized  by  Google 


* 


JANKO  SAKASOW  •  DIE  TÜRKISCHE  REVOLUTION  |Q39 

liehe  Klasse  sah  man  unter  den  Türken  nirgends,  vielleicht  Konstantinopel  aus- 
genommen. Und  jetzt  auf  einmal  eine  grossartige  Bewegung,  getragen  vom 
Militär,  unterstützt  von  der  Bevölkerung,  ein  Delirium  der  Massen,  wie  die 
türkischen  Zeitungen  selbst  melden,  also  eine  bürgerliche  Revolution  mit  Hoch- 
rufen auf  Freiheit,  Brüderlichkeit  und  Gleichheit.  Ja,  das  alles  sagt,  dass 
kein  Mensch  sich  auf  die  Dauer  allem  Menschlichen  entfremden  kann.  Umgeben 
und  gedrängt  von  konstitutionell  regierten  Ländern,  durchwühlt  von  Banden, 
die  auf  die  Freiheit  schworen,  das  aufreizende  Beispiel  des  japanischen  Auf- 
stiegs, die  Revolutionen  in  Russland,  in  Montenegro,  in  Persien,  die  blutigen 
Kämpfe  für  die  Freiheit  und  Selbstbestimmung  der  Massen,  die  überraschende 
wirtschaftliche  Entwickelung  Konstantinopels  und  anderer  türkischen  Zentren 
und  über  alledem  die  unerträgliche  Schmach  und  Schande  der  Sultansregie- 
rung, das  alles  veränderte  mit  der  Zeit  die  Ideologie  und  Psychologie  der  obe- 
ren Schichten  des  türkischen  Volkes. 

Der  Mittelpunkt  der  Bewegung  ist  Mazedonien  und  hauptsächlich  das  Sand- 
schak  Monastir,  das  auch  ein  Zentrum  bulgarischer  Revolutionäre  war  und  ist. 
Die  Hauptführer  sind  Militärs,  die  ihre  Verbindungen  zuerst  in  Konstantinopcl 
haben ;  dann  gehen  sie  über  den  Bosporus  und  knüpfen  solche  in  Klcinasien  an. 
Alles  ist  fertig.  In  Mazedonien,  in  Konstantinopel,  in  Kleinasien  wird  man 
sich  der  oberen  Militärkommandierenden  bemächtigen;  hundert  Offiziere  sind 
bereit  im  Yildis-Kiosk  einzudringen,  den  Sultan  zu  töten  und  dann  die  Kon- 
stitution zu  proklamieren.  Aber,  wie  gewöhnlich  bei  solchen  Verschwörungen, 
ein  unvorhergesehener  Zufall  beschleunigt  die  Ereignisse.  Niasy  Bey,  einer 
der  Hauptführcr  in  Monastir,  wird  verdächtigt,  man  will  zu  seiner  Verhaftung 
schreiten,  und  er  zieht  sich  mit  einer  Abteilung  Soldaten  ins  Gebirge  zurück. 
Das  übrige  Militär  weigert  sich  ihn  zu  verfolgen.  Man  ist  der  mazedonischen 
Truppen  nicht  sicher.  Die  Offiziere  in  Klcinasien  weigern  sich  nach  Maze- 
donien zu  marschieren.  Yildis  zittert  und  fragt,  was  man  wolle.  Freiheit  ist 
die  Antwort.  Und  bevor  man  sich  im  Yildis-Kiosk  entscheidet,  kehrt  Niasy 
Bey  mit  einer  tausendköpfigen  Menge  nach  Monastir  zurück;  das  ganze  Heer 
ist  bereit,  die  Bevölkerung,  Türken,  Bulgaren,  Griechen,  jubeln,  und  auf  dem 
Felde  vor  den  freiheitstrunkenen  Massen  und  Truppen  wird  auf  einer  Kanone 
mit  flatternden  Freiheitsfahnen  die  Verfassung  proklamiert.  Dann  entscheidet 
sich  der  Yildis.  In  24  Stunden  wird  aus  dem  bluttrunkenen  Sultan  der  Vater 
seines  Volkes.  Er  akzeptiert  die  Verfassung  von  1876,  wechselt  den  Gross- 
wesir, die  Minister,  schwört  auf  die  Freiheit  und  fordert  seine  Untertanen  auf 
»friedlich  weiter  zu  arbeiten«.  Aber  die  Bewegung  greift  weiter  und  weiter 
um  sich.  Die  Volksmassen  werden  bis  in  ihre  Tiefen  aufgerüttelt.  Kon- 
stantinopel, besonders  das  Stadtviertel  Stambul,  wird  tagelang  der  Schauplatz 
von  Manifestationen  europäischer  Art,  von  Massenmeetings,  Freiheits- 
reden usw.  Man  verlangt  den  Sultan  zu  sehen,  um  aus  seinem  eigenen  Munde 
die  Verkündung  der  Freiheit  zu  hören.  Und  in  Mazedonien  geschieht  das  Un- 
glaubliche: Türken,  Bulgaren,  Griechen  umarmen  einander.  Bulgarische  Ban- 
denführer steigen  von  den  Bergen  in  die  Täler  hinab,  werden  von  allen  Natio- 
nalitäten jubelnd  empfangen  und  zu  Deputierten  ernannt.  Griechische  Banden- 
häuptlinge werden  von  türkischen  Offizieren  begrüsst  und  veranstalten  gemein- 
same Banketts.  Alles  deutet  darauf  hin,  dass  der  jungtürkische  Militäraufstand 
von  einer  bürgerlichen  Revolution  unterstützt,  ja  abgelöst  wird. 
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Aber  die  sozialen  Grundlagen  für  eine  solche  Revolution  scheinen  weder  sicher 
noch  breit  genug  zu  sein.  Die  herrschende  Nation,  die  Türken,  wird  durch  die 
wirtschaftlichen  und  die  gesellschaftlichen  Verhältnisse  nicht  so  stark  zu  po- 
litischer Selbstbestimmung  gedrängt.  Die  oberen  Schichten  sind  in  zwei  Lager 
gespalten :  Die  Mehrheit  ist  zu  sehr  an  das  alte  Regime  gewohnt  und  zieht 
ihren  guten  Vorteil  daraus;  die  revolutionäre  Minderheit,  die  Jungtürken,  hat 
wohl  die  Intelligenz  und  die  Jugend  für  sich,  aber  ihre  notgedrungene  Ver- 
brüderung mit  den  revolutionären  Bulgaren  und  Griechen  schadet  ihr  merklich 
bei  den  unteren  Schichten  der  türkischen  Bevölkerung.  Die  ganze  Kraft  der 
Revolution  ist  noch  immer  in  Monas: n  und  Saloniki  konzentriert,  wo  die  bul- 
garische revolutionäre  Bewegung  am  stärksten  ist.  Im  Komitee  der  Jungtürken 
sitzen  Bulgaren  und  Griechen.  Wird  es  eine  Konterrevolution  geben, 
wird  am  Ende  das  Ganze  zu  einer  vorübergehend  aufflackernden  revolutionären 
Erhebung  zusammenschrumpfen?  Wenn  man  die  Grausamkeiten  der  Konter- 
revolution in  Russland  und  Pcrsien  vor  Augen  hat,  kann  man  sich  ungefähr 
vorstellen,  wie  der  blutige  Sultan  zu  Werke  gehen  würde.  Und  noch  etwas 
muss  man  bedenken.  Während  in  Petersburg  und  Teheran  die  ganze  Wrut  der 
Reaktion  sich  gegen  die  eigenen  Volks-  und  Glaubensgenossen  richtete,  würde 
sich  hier  in  der  Türkei  die  wiedererstandene  Hydra  der  Rache  gegen  die 
Häupter  der  christlichen  Bevölkerung  erheben. 

Jetzt  kehren  die  verjagten  Mazedonier  wieder  in  ihre  Heimat  zurück,  bangen 
Herzens,  aber  doch  mit  der  Hoffnung,  dass  es  endlich  auch  für  sie  eine  freie 
Heimat  und  die  Möglichkeit  eines  erträglichen  Lebens  gebe.  Die  offiziellen 
Würdenträger  Bulgariens,  Serbiens  und  Griechenlands  sind  über  die  Um- 
wälzungen in  der  Türkei  nicht  sehr  erbaut.  Bulgarien  fürchtet  ein  gutes  Stück- 
Landes  für  lange  Zeit  verloren  zu  haben.  Die  griechischen  Behörden  sehen 
mit  Angst,  wie  ihre  Volksgenossen  in  der  freien  Türkei  zu  einer  verschwin- 
denden Minderheit  zusammenschrumpfen,  und  die  serbischen  Offiziösen  jam- 
mern, dass,  während  die  Jungtürken  mit  Griechen  und  Bulgaren  fraternisieren 
und  gemeinsame  Sache  machen,  sie,  die  Serben,  nicht  einmal  ein  Häuflein  Serben 
zusammenbringen  können,  die  den  Türken  irgendwie  imponieren  sollten.  So 
bringt  ein  natürlicher  Zustand  ein  natürliches  Kräfteverhältnis  mit  sich. 

Eine  freie,  konstitutionelle  Türkei  ist,  wenn  der  grosse  Allah  sie  zu  stände 
kommen  lässt,  die  beste  Lösung  der  Orientfrage.  Manche  Illusionen  werden 
sich  freilich  verflüchtigen,  aber  das  Völkergemisch  in  dem  Sultansreich  wird 
ewig  die  Stunde  segnen,  die  ihm  die  Freiheit  der  Selbstbestimmung  sichert.  Die 
nächste  Zukunft  wird  schon  zeigen,  ob  sich  eine  völlig  neue  Konstellation  in 
den  orientalischen  Dingen  eröffnet,  oder  ob  die  Schrecken  einer  Gegen- 
revolution des  Sultans  die  Wirren  auf  dem  Balkan  zu  einer  Katastrophe  treiben. 

XXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXX 
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ER  über  die  türkische  Staatsumwälzung  seine  Meinung  abzugeben 
sich  anschickt,  dem  ist  zu  raten,  dass  er  die  Weisheit  in  bescheidene 
Worte  kleide.  Muss  er  nicht  die  Frage  des  Spötters  fürchten, 
warum  er  so  spät  mit  seinen  Prophezeiungen  herausrücke?  Wahr- 
lich, ein  grosser  Ruhm  war  zu  erwerben,  wenn  einer  in  dem  Rum- 
mel der  Rcvaler  Tage  nur  die  zweifelnde  Bemerkung  gemacht  hätte,  ob  der 
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Bär  wohl  schon  erlegt,  ob  das  türkische  Volk  bereitwillig  sei  die  ihm  zugedachte 
Operation  über  sich  ergehen  zu  lassen?  Allein,  wer  zweifelte  damals,  das 
heisst  noch  vor  zwei  Monaten?  Und  gab  es  überhaupt  ein  türkisches  Volk? 
Man  hatte  es  höchstens  mit  dem  in  Sünden  und  Lüsten  grau  gewordenen  Padi- 
schah  zu  tun.  dem  der  Krieg,  den  er  mit  Zehntausenden  Spionen  gegen  seine 
eigenen  Untertanen  führte,  Zeit  und  Kraft  nicht  Hess  die  Rechte  seines  Reichs 

nach  aussen  zu  wahren   Aber  wenige  Tage  nachher  war  das  Revaler 

Reformprojekt  weggeblasen,  sass  der  allmächtige  Sultan  in  zitternder,  hilfloser 
Angst  in  seinem  Palast,  und  auf  dem  Plane  stand  allein  das  nie  genannte,  nie 
beachtete  türkische  Volk.  Ein  beispielloser  Szenenwechsel,  dessengleichen  die 
Jahrbücher  aller  Zeiten  nicht  vermelden.  Wäre  er  uns  aus  der  Vergangenheit 
überliefert,  so  würden  wir  wohl  an  der  Treue  der  Überlieferung  zweifeln.  Hier 
zwingt  uns  der  grobe  Augenschein  zu  glauben,  wo  wir  doch  weit  entfernt 
sind  das,  was  wir  wahrnehmen,  auch  zu  begreifen.  Denn  wie  erklärt  es  sich 
doch,  dass  die  europäischen  Mächte,  die  seit  Jahrzehnten  die  Türkei  argusäugig 
bewachen,  die  an  ihren  Gesandten,  Konsuln,  sich  in  die  Verwaltung  einmen- 
genden Kommissaren,  an  Truppeninstruktoren,  Händlern,  Journalisten,  gelehrten 
und  ungelehrten  Reisenden  tausend  und  abertausend  Aufpasser  im  Lande  haben, 
nicht  das  mindeste  von  der  inneren  Bewegung  merkten:  nichts  von  der  mili- 
tärischen Revolutionsorganisation,  die  nach  und  nach  das  ganze  Heer  um- 
spannte, nichts  von  den  liberalen  Neigungen  der  intelligenteren  Schichten,  nichts 
selbst  von  der  Bercitheit  des  Volkes  eine  grosse  Reform  aufzunehmen  und  von 
den  Verhandlungen,  die  sich  zwischen  christlichen  Bandenführern  und  Tung- 
türken,  wie  es  scheint,  schon  seit  längerer  Zeit  angesponnen  hatten?  Nun  aber, 
da  wir  uns  über  die  Kräfte,  die  im  Innersten  das  Leben  des  nahen  Orients  be- 
wegen, so  ununterrichtet  gezeigt  haben,  wie  wollen  wir  darüber  urteilen,  was 
diese  Kräfte,  einmal  entfesselt,  etwa  vermögen,  und  in  welcher  Richtung  sie 
weiter  streben  werden?  Hier  ist  alles,  was  man  wissen  kann,  dies,  dass  man 
nichts  weiss. 

Indes,  vielleicht  könnte  uns  aus  dem  Nichtwissen  sogar  eine  wichtige  Erkennt- 
nis aufdämmern,  und  aus  dem  sokratischen  Grundsatz,  wenn  wir  ihn  nur  statt 
auf  die  Türkei  auf  die  ganze  muhamedanische  Welt  anwenden,  ein  fruchtbares 
heuristisches  Prinzip  werden.  Wir  hatten  keine  Ahnung,  was  im  Innern  des 
türkischen  Volks  vorgeht:  sind  uns  die  Meinungen,  Strebungen,  die  latenten 
Kräfte,  die  in  den  Volksmasscn  von  Algier,  Ägypten,  Zentralrussland,  Indien 
schlummern,  besser  bekannt?  Wir  haben  sie  bisher  bei  allen  Betrachtungen 
über  die  englische,  französische  und  russische  Wcltpolitik  unberücksichtigt  ge- 
lassen, wie  etwa  das  türkische  Volk  in  der  Revaler  Rechnung  als  Null  eingesetzt 
war.  Nun  leuchtet  uns  doch  wenigstens  das  ein,  dass  wir  so  nicht  mehr  ver- 
fahren können.  Ja,  es  taucht  der  Gedanke  auf  und  will  sich  nicht  abweisen 
lassen,  ob  die  Unruhe  und  Vielgcschäftigkeit  der  englischen  Politik,  die  Europa 
seil  drei  Jahren  in  Bangen  hält,  nicht  irgendwie  mit  den  unheildrohenden 
Prozessen  zusammenhängt,  die  sich  im  Innern  der  muhamedanischen  Völker 
vollziehen.  England  gebietet  über  80  Millionen  Menschen  dieses  Glaubens.  Man 
vergegenwärtige  sich,  was  diese  Zahl  bedeutet.  Ist  es  so  abenteuerlich  zu 
denken,  dass  Deutschland  bei  den  Manövern  der  britischen  Diplomatie  vielfach 
nicht  das  wirkliche  sondern  nur  das  markierte  Ziel  war?  Dass  der  Deutschen- 
hass  zwar  trefflich  dazu  dienen  konnte  die  englischen  Massen  opferbereiter, 
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Frankreich  und  Russland  dienstwilliger  zu  machen ;  dass  es  aber  nicht  nur  Weg 
sondern  Ziel  für  die  englische  Politik  war,  wenn  sie  die  französische  Republik 
durch  das  marokkanische  Abenteuer  noch  tiefer  in  den  Gegensatz  zur  muha- 
medanischen  Welt  stiess  und  durch  die  Preisgebung  der  Türkei  an  Russlands 
Willkür  die  Autorität  des  Kalifats  zu  schwächen  suchte?  Denn  eine  De- 
mütigung des  muhamedanischen  Selbständigkeitsdranges  käme  England  heute 
allerdings  sehr  zu  statten. 

Zu  einem  tieferen  Verständnis  der  türkischen  Vorgänge  führen  diese  Er- 
wägungen, die  sie  freilich  in  den  weiten  Rahmen  ihrer  Weltbedeutung  stellen, 
noch  nicht.  Aber  einstweilen  ist  da  überhaupt  mehr  zu  fragen  als  zu  sagen. 
Es  mag  nicht  viel  Schwierigkeit  bereiten,  da  nun  einmal  die  Revolution  sich  als 
siegreich  erwiesen  hat,  den  Fortgang  der  Ereignisse  unter  das  alte  Schema  der 
unüberwindlichen  Macht  des  Volkswillens  und  der  morschen  Stützen  jedes 
Despotismus  zu  bringen.  Nur  dass  eins  immerhin  stört:  Was  sonst  überall  das 
eigentliche  Fundament  der  absoluten  Ilerrschergewalt  ausmacht,  die  Armee, 
hat  eben  die  Umwälzung  vollbracht;  und  wiederum  ehe  man  von  Volk  in  der 
Türkei  redet,  müsstc  man  sich  einigen,  was  darunter  zu  verstehen  sei :  Bulgaren, 
Serben,  Griechen,  Türken,  Krutzowalachcn,  Kurden,  Armenier  haben  sich  un- 
ausgesetzt und  bis  in  die  letzten  Wochen  blutig  bekämpft  in  einem  Krieg 
grauenvoller  Mord-  und  Schandtaten.  Jetzt  stehen  sie  einmütig  und  versöhnt 
am  gemeinsamen  Werk,  und  mit  den  jungtürkischen  Offizicrskomitees  ver- 
handeln die  Bandenführer  über  die  künftige  Gestaltung  eines  Reichs,  das  mit 
äusserer  Hilfe  von  innen  heraus  zu  zerstören  sie  bisher  bemüht  gewesen.  Man 
sucht  die  Bedeutung  dieser  überraschenden  Tatsachen  damit  zu  begrenzen,  dass 
man  sagt :  im  Sturz  des  Despotismus,  der  alle  bedrückt  hat,  in  der  Negation 
könnten  sich  diese  heterogenen  Elemente  wohl  finden;  aber  wenn  die  Xutz- 
niesser  des  Bandenkriegs,  die  Pensionäre  Serbiens  und  Bulgariens,  einstweilen 
aus  Schlauheit  anhalten  und  abwarten,  was  kommen  will,  wie  dürfte  jemand 
meinen,  sie  würden  dauernd  Frieden  halten,  wo  sie  doch  vom  Kriege  üppigen 
Gewinn  ziehen?  Immerhin.  Allein,  liegt  nicht  eine  andere  Erwägung  näher? 
Wäre  es  nicht  das  natürlichste,  dass  innere  Wirren  des  herrschenden  Volks  die 
Losreissungsbestrebungen  bei  den  Beherrschten  ermuntern  müssten?  Das 
Gegenteil  von  dem,  was  sonst  die  Regel  bildet,  ist  in  der  Türkei  eingetreten. 
Jedenfalls  stellt  es  für  die  Fähigkeit  des  jungtürkischen  Komitees  die  Kräfte  des 
Reichs  zusammenzufassen  das  glänzendste  Zeugnis  aus,  dass  sich  ihnen  frei- 
willig diejenigen  unterwarfen,  die  gegen  die  Macht  des  Sultans  jahrelang  in 
Unbotmässigkcit  verharrt  hatten.  Noch  mehr  aber  muss  man  bewundern,  dass 
eine  noch  dazu  national  gerichtete  Revolution  auf  die  Macht  populärer  Nei- 
gungen und  Meinungen,  auf  die  Entfachung  des  muhamedanischen  Hasses  gegen 
die  christlichen  Empörer  und  Landesverwüster  verzichten  konnte:  sie  ver- 
zichtete aber  mit  Klugheit,  denn  die  Verträge  mit  den  Bandenführern  nehmen 
den  Grossmächten  alle  Gelegenheiten  der  Einmischung  aus  der  Hand. 

Die  nationalen  und  konfessionellen  Gegensätze  bleiben  deshalb  bestehen.  Doch 
gilt  es  sich  klar  zu  machen,  welche  Schranken  sie  in  der  Türkei  haben.  Seit 
die  Donaufürstentümer  und  Bulgarien  selbständig  geworden  sind,  gibt  es  im 
osmanischen  Reich,  von  den  Inselgriechen  und  teilweise  den  Armeniern  ab- 
gesehen, keine  christlichen  Volksstämme,  die  geschlossen  auf  einem  grössern 
Gebiet  wohnen.    In  Mazedonien  zum  Beispiel  leben  6  Nationen  bunt  durch 
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einander  gewürfelt,  und  die  Muhamedancr  machen  hier  noch  immer  ein  Drittel 
der  Bevölkerung  aus.  Die  Befreiung  Mazedoniens  ist  sonach  eine  geographisch- 
ethnographische  Unmöglichkeit.  Man  kann  in  diesem  Lande  oder  einem  seiner 
grösseren  Teile  nie  eine  Herrschaft  aufrichten,  die  nicht  zugleich  eine  Fremd- 
herrschaft wäre.  Von  der  griechischen,  jüdischen,  armenischen  Beimengung 
der  Stadtbevölkerungen,  von  den  in  einander  gemengten  kurdischen  und  tür- 
kischen Dörfern  gilt  noch  in  höhcrem  Masse,  dass  ihren  Selbständigkeits- 
bestrebungen die  geographische  Basis  fehlt.  So  wie  den  Magyaren  von  den 
wirtschaftlich  hochstehenden  Deutschen,  weil  sie  zerstreut  gesiedelt  sind,  gar 
keine,  von  den  kulturell  verkümmerten,  aber  in  kompakter  Masse  stehenden 
Rumänen  hohe  Gefahr  droht,  so  verweist  den  grössten  Teil  der  Völkerstämme 
des  türkischen  Reichs  das  Fehlen  der  geographischen  Grundlage  auf  eine  ein« 
geschränkte  nationale  Bewegung.  Aber  was  zum  Sterben  zu  viel  ist,  kann  doch 
zum  Leben  zu  wenig  sein.  Wie  sich  so  scharfe  Kontraste  im  Parlament  aus- 
gleichen werden,  sobald  erst  die  moralische  Wirkung  einer  neu  errungenen 
Konstitution  abgeschwächt  ist,  vermag  niemand  zu  sagen.  Dagegen  wird  der 
bedeutungsvollste  nationale  Gegensatz,  der  albanisch-türkische  in  Europa,  der 
türkisch-arabische  in  Asien,  zunächst  noch  durch  die  konfessionellen  Zusammen- 
hinge überbrückt  und  mindestens  so  lange  nicht  aufklaffen,  als  hier  die  sla- 
wischen Bestrebungen,  dort  die  englische  Fremdherrschaft  eine  gemeinsame 
Gefahr  darbieten. 

Diese  Sorgen  der  Zukunft  verschwinden  im  Augenblick  vor  der  überragenden 
Tatsache  einer  planvollen,  ihrer  Mittel  und  Zwecke  bewussten  Leitung  der 
Revolution.  Sie  verleiht  der  Bewegung  ihr  eigentümlich  Unterscheidendes,  sie 
entwaffnet  auch  das  Bedenken,  das  sich  sonst  zunächst  aufdrängen  würde:  ob 
das  türkische  Volk  wohl  für  eine  Verfassung  reif  sei.  Ja,  man  wird  überhaupt 
nach  den  Erfahrungen  der  letzten  Jahrzehnte  diesen  Einwand  nur  sehr  sparsam 
verwenden  können.  Wie  geschickt  tragen  die  Japaner  ihr  europäisches  Gewand, 
wie  wirksam  wussten  die  Kaukasier  in  der  ersten  und  zweiten  Duma  die  par- 
lamentarische Tribüne  zu  verwerten,  wie  haben  mit  Hilfe  des  allgemeinen  Wahl- 
rechts die  Analphabeten  Galiziens  reformierend  in  die  verrottete  Wirtschaft  der 
Provinz  eingegriffen,  während  die  beschränkte  historische  Wahlordnung  Un- 
garns ein  Brutnest  der  Korruption  ist,  und  in  Serbien  bei  freieren  wie  bei  bc- 
grenzteren  Verfassungsformen  ein  toller  Trubel  schmutziger  Leidenschaften 
waltet.  Man  muss  sich  hier  wie  sonst  hüten  west-  und  mitteleuropäische  Er- 
fahrungen auf  den  Osten  oder  gar  auf  Asien  zu  übertragen.  Die  Erfindung 
der  modernen  Waffentechnik  hatte  eine  durch  Jahrhunderte  sich  erstreckende 
Folge  geistiger  Anstrengungen  zur  Voraussetzung.  Ihre  Anwendung  gelingt 
Halbwilden;  höherorganisierten  Völkern  fällt  es  sogar  leicht  unsere  gesamten 
technischen  Errungenschaften  sich  lernend  zu  eigen  zu  machen.  So  ruht  auch 
die  Ausbildung  des  Repräsentativsystems  geschichtlich  auf  einem  unendlich 
komplizierten  Ablauf  sozialer  und  ideeller  Prozesse :  die  Regel,  in  der  das  Er- 
gebnis mit  abstrakten  Gedanken  ausgedrückt  wird,  ist  aber  leicht  übertragbar. 
Man  mag  spotten,  die  Konstantinopler  Volksmenge  erwarte  vom  Parlament 
alles  Gute  und  Süsse  zwischen  Himmel  und  Erden.  Doch  wo  gäbe  es  eine 
Konstitution,  hätte  sie  die  Zeit  abwarten  müssen,  da  die  Wirksamkeit  des  Staates 
und  deren  Grenzen  für  alle  im  Volk  eine  klare  Vorstellung  sind? 

Überall  mussten  Reformen,  die  vielleicht  das  Resultat  subtiler  Gedankenarbe?* 
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waren,  den  Punkt  suchen,  wo  sie  mit  dem  naiven  Wollen  und  Meinen  Be- 
rührung fanden,  und  nicht  darin  liegt  die  Umwälzung  der  Dinge,  dass  euro- 
päisch unterrichtete  und  gebildete  Offiziere  und  Beamte  der  Türkei  Verfassungs- 
rezepte des  Abendlandes  nachschreiben,  sondern  in  dem  ausserordentlichen  Um- 
stand, dass  die  Massen  für  den  Gedanken  der  Volksvertretung  empfänglich 
sind,  dass  der  uralt  orientalische  Grundsatz  von  dem  Herrscher  als  der  gott- 
geweihten,  gottvertretenden  Macht  das  Repräsentativsystem  und  damit  die 
Souveränität  des  Volks  neben  sich  entstehen  lässt.  Ja,  man  könnte  wohl  sagen, 
dass  bei  der  Übertragung  fertiger  Resultate  der  Kulturarbeit  auf  zurück- 
gebliebene Völker  viele  Schwierigkeiten  wegfallen,  die  dem  Fortschritt  und 
Formcnwandel  innerhalb  eines  alten  Kulturvolks  entgegenstehen.  Dort,  wo  eine 
Staatsordnung  originär  erwachsen  ist,  hat  jeder  Teil  und  jeder  Satz  seine  Ge- 
schichte und  individuelle  Bedeutung.  Das  parlamentarische  England  duldet  die 
Prügelstrafe;  dem  Russen,  der  parlamentarisch  gesinnt  ist,  ist  dies  unfassbar. 
ihm  liegen  die  liberal-humanitären  Gedankenbildungen  wie  ein  fertiges,  zugleich 
entstandenes  Ganze  auf  einer  Ebene.  Der  deutsche  Adlige  und  Beamte  ist  durch 
Geschichte  und  Kultur  mit  den  Ideen  des  starken  Königstums  verquickt,  der 
türkische  nimmt  den  Parlamentarismus  als  ein  zugehöriges  und  unablösbares 
Stück  der  europäischen  Gesittung  auf,  mit  der  er  sich  über  die  elende  Verwahr- 
losung seines  Volkes  erheben  will.  So  kann  sogar  der  Scheich  ül  Islam,  der 
Vertreter  der  konservativsten  Macht  auf  Erden,  zum  Förderer  des  konstitutio- 
nellen Gedankens  werden.  Denn  zwischen  dem  Muhamedanismus  und  der  Ver- 
fassung gibt  es  nur  Fremdheit,  keinen  Gegensatz.  Allerdings  wird  nun  auch, 
wenn  Einrichtungen  zu  einem  fremden  Volke,  auf  eine  völlig  andere  Kultur- 
stufe übertragen  werden,  ihrem  Fortleben  zunächst  die  innere  Beseelung  fehlen, 
die  in  tausend  Nuancen  des  Meinens  und  Strebens  altes  historisches  Leben 
schafft.  Am  Ende  findet  sich  zwar  auch  hierfür  ein  Ersatz.  Ist  für  Russen  und 
Türken  Parlament  und  Verfassung  nichts  innerlich  Erlebtes,  so  vermögen  doch 
beide  die  neue  Staatsform  mit  einem  grossen  Sinn  zu  erfüllen.  Selbst  die 
konservative  Duma  steht  unendlich  hoch  über  den  zum  Teil  sehr  demokratischen 
und  dennoch  gänzlich  verluderten  Parlamenten  der  Balkankleinstaaten.  Glanz 
und  Macht  des  Staates,  seine  reiche  Geschichte,  dann  weite  Erstreckung  und 
die  Fülle  seiner  Aufgaben,  kurz  das  Pathos,  mit  dem  das  Wort  Russland  oder 
Türkei  den  Russen  und  den  Türken  durchdringen  kann,  geben  der  politischen 
Tätigkeit  von  vornherein  grosse  Ziele  und  emporführende  Gedanken.  Die  ver- 
gangene Grösse  der  Despotie  wird  zum  Piedestal  der  neuen  Grösse,  die  sich  auf 
dem  Volksgrunde  aufbauen  soll. 

Dies  führt  uns  dann  auch  dem  verborgenen  Sinn  der  türkischen  Revolution 
vielleicht  näher.  Sie  ist  das  Werk  von  Offizieren,  muhamedanische  Geistliche 
und  Beamte  sind  ihre  eifrigsten  Anhänger.  Aber  als  Revolution  der  Armee  ist 
sie  doch  weit  entfernt  eine  Militärrevolte  zu  sein.  Das  Heer  stellt  sich  nicht 
dem  Staat  gegenüber,  um  seine  Gewalt  dem  Ehrgeiz  der  Führer  zu  unterwerfen, 
sondern  diese  Führer  fühlen  sich  selbst  als  Vertreter  des  Staates  und  Volkes, 
als  dessen  vom  Schicksal  auserschene  Retter.  Wenn  jede  Revolution  sittliche 
und  geistige  Ideale  einer  bestimmten  Zeit,  die  eine  Volksmacht  geworden  sind, 
in  gewaltsamen  Explosionen  zum  Ausdruck  bringt,  so  machen  sich  die  türkischen 
Offiziere  zum  Werkzeug  der  Erneuerung  ihres  Volks.  In  seinem  Namen  haben 
>ie  sich  erhoben  den  Despotismus  Abdul  Hamids  zu  zertrümmern.    Was  sie 


Digitized  by  Google 


KARL  LEUTHNER  •  DIE  ERNEUERUNG  DER  TÜRKEI  |Q45 


unternehmen,  ist  in  der  Tat  eine  echte  Revolution;  doch  von  der  spezifischen 
Art  des  Mittels,  das  in  ihre  Hand  gelegt  ist,  der  organisierten  Gewalt  des 
Staates,  nehmen  sie  den  Vorteil  ab,  dass  sie  die  dämonischen  Mächte  nicht 
entfesseln  müssen,  mittels  deren  sich  sonst  Revolutionen  durchsetzen.  Der  Um- 
sturz kann  planvoll  als  Umbau,  die  Staatsumwälzung  als  Staatsrcform  ins  Werk 
gerichtet  werden.  Und  anders  wäre  die  Revolution  in  der  Türkei  kaum  denk- 
bar. Wie  sollte  in  dem  bunten  Nationsgemenge  dieses  Staatswesens  eine  chao- 
tische Volksbewegung  sich  zu  dauernden  Gestaltungen  abklären? 

So  wäre  es  denn  töricht,  wenn  man  gegen  die  türkische  Revolution  den  Ur- 
sprung aus  dem  Heercslager  als  Einwand  verwerten  wollte.  Mag  man  aber 
durchaus  dem  Aufstand  der  Offiziere  den  Rang  einer  Revolution  nicht  zuge- 
stehen, so  dürfte  die  japanische  Staatsrcform  ein  verdeutlichendes  Bild  geben. 
Es  herrscht  zwischen  beiden  viel  Ähnlichkeit  des  Anlasses  und  der  tiefsten  Mo- 
tive. Wie  die  Reformatoren  Japans  die  Heimat  europäisierten,  um  gegen  euro- 
päische Einflüsse  und  Angriffe  ihre  Unabhängigkeit  zu  retten,  so  waren  es  die 
türkischen  Offiziere  als  der  am  meisten  europäisch  gebildete  Stand,  die  den 
Verfall  des  grossen  Reiches,  die  Einmischungen  der  fremden  Mächte,  die  demüti- 
gende Vormundschaft  Europas  schmerzlich  empfanden.  Und  wirken  auch  bei 
Offizieren  und  Mannschaften  nähere,  aus  der  Standeslage  entspringende  Inter- 
essen unterstützend  mit:  es  tritt  doch  alles  dies  unter  die  beherrschende  Idee 
der  Rettung  des  vom  Untergang  bedrohten  Reichs  und  Volks,  gewinnt  durch  sie 
allein  Kraft,  Einigung  und  Hinlenkung  auf  einen  höchsten  politischen  Zweck. 
Aus  dem  nationalstaatlichen  Gedanken  der  Wiedergeburt  der  osmanischen  Grösse 
hat  die  Idee  der  Freiheit  Leben  empfangen.  Sie  erscheint,  wenigstens  in  der 
Vorstellung  der  eigentlichen  Initiatoren  der  Bewegung  —  ebenso  wie  in  Ja- 
pan —  als  Mittel  zum  Zweck.  Aber  freilich  findet  auch  ein  durchgrei- 
fender Unterschied  zwischen  Japan  und  der  Türkei  statt.  Dort  ging  die  Um- 
gestaltung von  den  legitimen  Gewalten  aus  und  war  mit  den  stärksten  Bürg- 
schaften des  Gelingens  umgeben,  hier  von  Komitees  der  Offiziere,  die  die 
höchste  Macht  im  Staat  usurpiert  haben.  Die  Geschlossenheit  der  Aktion  hängt 
an  einem  freiwilligen  Zusammenhalt.  Bricht  der  Fraktionsgeist  unter  den 
Offizieren  aus,  bevor  das  Werk  getan  ist,  so  kann  sich  die  Revolution  jeden  Tag 
in  eine  gemeine  Revolte  verwandeln.  Nötigt  der  Widerstand  des  Sultans  die 
Führer  der  Bewegung  der  Revolution  die  Formen  des  Aufruhrs  und  Strassen- 
kampfs  zu  leihen,  so  kann  alles  in  der  wilden  Verwirrung  der  Rassen,  Völker 
und  Konfessionen  untergehen. 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 
RÜQÜST  FOREL  •  TODESSTRRFE  UND  SOZIA- 
LISMUS -  ZUM  FALL  GRETE  BEIER 

^INE  kurz  hingeworfene  Antwort  von  mir  auf  eine  private,  den  Fall 
der  Grete  Beier  betreffende  Anfrage  hin,  eine  Antwort,  die  in  mei- 
ner Idee  nicht  für  die  Öffentlichkeit  bestimmt  war,  machte  die  Runde 
durch  die  deutsche  Presse.1)  Ich  habe  die  Sache  bereits  richtig  ge- 
stellt, will  aber  gern  der  Bitte  der  Redaktion  der  Sozialistischen  Mo- 
natshefte entsprechen  und  in  wenigen  Worten  meine  Ansicht  über  die  ganze 

•)  Nebenbei  gesagt,  habe  ich  diese  meine  Antwort  niemals  dementiert,  wie  ein  Leipziger  Blatt  be- 
hauptet haben  soll. 
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Frage  geben.2)  Ich  bin  grundsätzlich  gegen  die  Todesstrafe,  nicht  etwa  weil 
sie  gewisse  Scheusale  in  Menschengestalt  beseitigt,  sondern  weil  die  Richter 
sich  irren  können,  weil  sie  an  und  für  sich  eine  brutale  Roheit  ist  —  besonders 
in  der  Art,  wie  sie  ausgeführt  wird  — ,  weil  sie  ihren  Zweck,  die  Abschreckung, 
gar  nicht  erreicht  sondern  umgekehrt  auf  suggestivem  Wege  zum  Verbrechen 
reizt  —  Elut  ruft  Blut  hervor  — ,  und  endlich  vor  allem,  weil  der  ganze  Begrirt 
der  Strafe,  von  Menschen  an  Menschen  ausgeübt,  ein  total  verfehlter  ist  und 
auf  veralteten,  teils  barbarischen  teils  religiösen  Anschauungen  beruht. 

Die  Strafe  als  Sühne  setzt  eine  volle  Verantwortung  und  einen  absolut  freien 
Willen  voraus,  was  beides  an  und  für  sich  nicht  existiert.  Die  Tatsache,  dasa 
es  verbrecherische  Ungeheuer  gibt,  beweist  keineswegs,  dass  diese  Ungeheuer 
aus  freier  Absicht  Böses  zu  tun  handeln,  sondern  vielmehr,  dass  ihr  raubtier- 
artiges Gehirn  derart  erblich  veranlagt  ist  —  oder  gelegentlich,  bei  weniger 
schlechten  Menschen,  dass  diese  durch  gewisse  Umstände  derart  gereizt  werden 
— ,  dass  sie  eben  Verbrechen  ausüben.  Hier  muss  ich  sehr  entschieden  einer  in 
sozialistischen  Kreisen  weit  verbreiteten  Auffassung  entgegentreten,  die  eigent- 
lich nur  von  anarchistischen  Wirrköpfen  vertreten  sein  sollte,  und  nach  der 
die  heutige  Gesellschaftsordnung,  und  spezieller  der  Kapitalismus,  allein  am 
V  erbrechen  schuld  wäre.    Es  gibt  sehr  verschiedenartige  Verbrechen. 

Es  gibt  freilich  Verbrechen,  die  keine  sind;  wie  zum  Beispiel  das  Heldentum 
eines  Tyrannenmörders,  das  von  der  Seite  des  Tyrannen  als  Verbrechen  be- 
trachtet wird,  und  dergleichen  mehr.  Selbstverständlich  werden  alle  diese 
Verbrechen  verschwinden,  wenn  eine  freie  sozialdemokratische  Organisation 
vorhanden  sein  wird.  Dazu  gehören  auch  Verbrechen  wie  Beamtenbeleidigung. 
Eidesverweigerung  und  dergleichen  mehr.  Es  gibt  ferner  Verbrechen  —  und 
das  räume  ich  diesen  Sozialisten  ein  — ,  wie  gewisse  Formen  des  Diebstahls, 
die  durch  die  kapitalistische  Ordnung  veranlasst  werden.  Aber  es  gibt  weitere 
Verbrechen,  die  durch  schlechte  Genusssitten  und  menschliche  Leidenschaften 
oder  auch  durch  Krankheiten  veranlasst  sind.  So  zum  Beispiel  die  ungeheuere 
Zahl  der  alkoholischen  Verbrechen,  die  Verbrechen  aus  sexueller  Leidenschaft 
oder  Eifersucht,  diejenigen  der  Geisteskranken  auf  grund  von  Wahnideen  usw. 
Endlich  gibt  es  eine  bedeutende  Zahl  Verbrechen,  deren  Ursache  in  einer  tief 
egoistischen,  mit  mehr  oder  weniger  starken  Leidenschaften  verbundenen  erb- 
lichen Anlage  beruhen.  Sofern  der  heutige  Köder  des  Geldgewinnes  wegfällt, 
mögen  einige  von  ihnen  später  in  Ausfall  kommen.  Aber  die  Mehrheit  dieser 
Verbrechen  ist  davon  unabhängig,  besonders  wenn  es  sich  um  Menschen 
handelt,  die  von  Geburt  an  bar  jeden  ethischen  Gefühls,  jeden  altruistischen 
Sympathiegefühls,  wenn  man  lieber  will:  jeden  sozialen  Gefühls,  sind.  Viele 
Sozialisten  bilden  sich  ein,  man  könne  so  ganz  gemütlich  die  ganze  Welt- 
ordnung auf  purem  Egoismus  aufbauen.  Das  ist  aber  ein  faustdicker 
Irrtum.  Durch  ihre  Aufopferung  für  ihre  Partei,  durch  ihr  Solidaritätsgefuh! 
beweisen  die  Sozialisten  selber  täglich  das  Gegenteil.  Wenn  ein  Sozialist  die 
Partei  beschwindelt,  das  heisst  sie  nur  zu  egoistischen  Zwecken  ausnutzt,  be- 
trügt und  ihr  später  untreu  wird,  entrüsten  sich  mit  Recht  seine  Kameraden 
darüber.  Was  ist  diese  Entrüstung  anderes  als  diejenige  des  sozialen  Gefühles 
gegen  den  rücksichtslosen,  ethisch  defekten  Egoisten?    Die  schönste  und  beste 

*)  Ich  verweise    dabei   auf   meine  Werke    Verbrechen    und   konstitutionelle  Seelenabnormitäten 
München  1907'  und  Die  sexuelle  Frage,  7.  Auflage  'München  1907'. 
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Erziehung,  die  prachtvollste  Änderung  der  ganzen  sozialen  Ordnung  werden 
niemals  aus  einem  moralischen  Idioten,  das  heisst  aus  einem  Menschen,  dessen 
Gehirn  nur  Raubtierinstinktc  erblich  und  angeboren  besitzt,  und  der  keines  Mit- 
fühlens für  seine  Mitmenschen  fähig  ist,  einen  ethisch  fühlenden  Menschen 
machen;  ein  solcher  Mensch  wird  höchstens  ein  Phrasendrescher  und  Heuch- 
ler werden.  Die  Katze  lässt  das  Mausen  nicht.  Aus  nichts  wird  nichts.  D  a , 
wo  jedes  ethische  Gefühl  fehlt,  kann  solches  nicht  an- 
erzogen werden.  Dies  kann  ich  nicht  laut  genug  den  Sozialisten  zu- 
rufen. Derartige  Menschen  betrachten  die  übrige  Menschheit  nur  als  Aus- 
beutungsgegenstände zum  beliebigen  Missbrauch;  eine  andere  Auffassung  ist 
ihnen  nicht  beizubringen.  Mit  starken  sexuellen  und  anderen  Leidenschaften 
verbunden  ist  eine  solche  moralische  Idiotie  im  höchsten  Grade  gefährlich 
und  wird  zu  allen  Zeiten  Verbrechen  erzeqgen.  Derartige  Menschen  sind, 
wenn  sie  sehr  extrem  sind,  als  pathologische  Naturen,  als  Monstra,  als  erb- 
lich ethisch  defekte  Individuen  zu  betrachten.  Viele  unter  ihnen  sind  auch 
sonst  geistig  abnorm,  zum  Beispiel  sexuell  pervers  (Sadisten  und  dergleichen 
mehr),  epileptisch  oder  hysterisch,  usw.  Besonders  bei  Frauen  verbindet  sich 
die  Hysterie  sehr  gewöhnlich  mit  dem  ethischen  Defekt.  Aber  man  darf  nicht 
vergessen,  dass  der  normale  Mensch  von  Natur  aus  nicht  gar  so  gut  ist.  Es 
liegt  in  ihm  sehr  viel  Raubtier  neben  guten  Regungen  und  Sympathiegefühlcn. 
Die  besten,  die  sich  recht  viel  aufopfern,  sind  die  erblichen  Altruisten,  und  sie 
sind  nicht  so  dick  gesät.  Zwischen  ihnen  und  den  eben  erwähnten  Unge- 
heuern gibt  es  einen  grossen  Haufen  Übergänge  in  allen  Nuancen,  wo  die 
schlechten  erblichen  Anlagen  in  sehr  ungleichen  Mischungen  mit  den  guten 
sich  verbinden.  Manche  Hessen  sich  durch  gute  Schulung  und  Umgebung  bei 
einer  idealen  Reformgesellschaft  zu  recht  guten  menschlichen  Sozialwerten 
noch  erziehen.  Bei  vielen  anderen  wird  aber  das  Raubtier  im  Hirn  noch  recht 
böse  Streiche  spielen.   Darüber  dürfen  wir  uns  keinen  Illusionen  hingeben ! 

Dies  gesagt,  muss  vom  Standpunkt  wissenschaftlicher  und  sozialer  Aufklärung 
das  ganze  heutige  Straf  recht  für  die  Zukunft  völlig  umgestaltet  werden.  Es 
soll  ein  Schutzrecht  der  Gesellschaft  gegen  gemeinschädliche  und  gemein- 
gefährliche Verbrecher  werden.  Nicht  mehr  und  nicht  weniger.  Man  muss 
daneben  alle  schädlichen  und  gefährlichen  Elemente,  soweit  noch  verbesserlich, 
zu  verbessern  trachten.  Man  darf  aber  nicht  vergessen,  dass  es  noch  eine 
gute  Zahl  Unverbesserliche  gibt,  die  man,  wenn  man  will,  auch  unheilbar 
nennen  kann;  unheilbar  und  unverbesserlich  ist  von  unserem  Standpunkt  aus 
genau  das  gleiche,  was  die  bösen  angeborenen  Instinkte  betrifft.  Diese  Leute 
braucht  man  deshalb  nicht  zu  strafen,  ihnen  keine  Sühne  aufzuerlegen;  man 
soll  sie  nicht  misshandeln  sondern  unschädlich  machen  und  zugleich  nach  Mög- 
lichkeit nützlich  für  die  Gesellschaft  arbeiten  lassen.  Das  zukünftige  Strafrecht 
hat  ferner  die  Pflicht  den  Ursachen  dieses  Übels  zu  steuern  und  danach  zu 
trachten,  dass  möglichst  wenige  solcher  Ungeheuer  erzeugt  werden,  indem 
einer  vernünftigen  menschlichen  Zuchtwahl  das  Wort  geredet  wird.  Hierzu 
wäre  freilich  eine  vernünftige  und  bewusste  Regelung  der  Zeugungen  nötig. 

Ich  freue  mich,  dass  das  neue  Werk  eines  deutschen  Juristen,  des  Staatsanwalts 
Wulffen,  vollständig  mit  mir  in  seinen  Ergebnissen  übereinstimmt,  und  ich 
kann  mir  das  Vergnügen  nicht  versagen  hier  den  Schlusssatz  Wulffens  wört- 
lich zu  zitieren: 
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»Also  überall  Zeichen  und  Wunder!  Die  bekannte  Frage  des  Professor?  Birk- 
meyer in  München,  des  Altmeisters  der  klassischen  Kriminalistcnschulc :  »Was  lässt 
von  Liszt  vom  heutigen  Strafrecht  übrig?«  erledigt  sich.  Vom  heutigen  Straf- 
rechte wird,  wenn  nicht  alle  Anzeichen  täuschen,  künftig  nichts  übrigbleiben.«1) 

Hierbei  wird  sich  vielleicht  in  der  Zukunft  die  Frage  stellen,  ob  die  humane 
Beseitigung  durch  den  Tod  für  gewisse  menschliche  Individuen,  die 
entweder  selbst  furchtbar  leiden  und  sich  nur  nach  dem  Tode  sehnen,  oder 
die  zu  derart  wilden  Tieren  ausgeartet  sind,  dass  ihre  Gefangenhaltung  für 
sie  und  ihre  Mitmenschen  eine  grössere  Grausamkeit  ist  als  ihr  Tod.  nicht 
unter  grossen  Kautelen  und  Sicherungen  sich  rechtfertigen  wird.  Das  wäre 
freilich  keine  Todesstrafe  mehr  sondern  eine  Befreiung  durch  den  Tod. 
Immerhin  ist  das  eine  ausserordentlich  heikle  Frage. 
Dies  meine  prinzipielle  Ansicht. 

Was  nun  die  Grete  Beier  betrifft,  so  liegt  die  Sache  sehr  einfach.  Ich  habe 
die  Verhandlungen  im  Frcibergcr  Anzeiger  genau  gelesen.  Der  Tatbestand 
liegt  völlig  klar  vor  Augen  und  ist  auch  gestanden.  Nur  eine  erblich  (offenbar 
besonders  von  Mutterscitc)  tief  ethisch  defekte  moralische  Idiotin  —  wohl  ver- 
standen heisst  moralischer  Idiot  nicht  intellektueller  Idiot;  ein  moralischer 
Idiot  kann  recht  intelligent  sein  —  kann  eines  so  infam  raffinierten,  gemeinen 
Mordes  aus  so  niedrigen  Motiven  fähig  sein.  Nur  ein  hysterisches  Weib  kann 
derartige  Komödien  spielen  und  nachträglich  die  Reue  so  hübsch  theatralisch 
vormachen,  dass  sogar  die  Arzte  darüber  getäuscht  werden.  Hätte  die  Grete 
Beier  nur  etwas  ethisches  Fühlen  gehabt,  so  wäre  sie  zusammengebrochen  und 
hätte  nicht  bis  zur  Guillotine  die  Stirne  hochgehalten.  Das  können  nur 
ethisch  defekte  Menschen  in  einem  solchen  Fall.  Ethisch  hochstehende  können 
es  nur,  wenn  sie  für  das  Recht,  für  eine  Idee,  für  etwas  Grosses  sterben.  Haben 
sie  aber  aus  Schwäche  eine  Gemeinheit,  eine  Missetat  begangen,  und  müssen 
sie  sie  mit  dem  Tode  büssen,  so  knicken  sie  zusammen  wie  Strohhalme.  Grete 
Beier  war  durch  und  durch  hysterisch  verlogen  und  abnorm  Sensation?-  und 
intriguensüchtig;  das  geht  klar  aus  den  Verhandlungen  hervor.  Dieser  patho- 
logische Zug  schlicsst  aber  eine  grosse  Intelligenz  bekanntlich  keineswegs  au:-. 
In  diesem  Sinne  schrieb  ich  privat,  dass  es  um  die  Grete  Beier  nicht  schade 
sei,  und  es  ist  wirklich  auch  nicht  schade  um  ein  solches  Wesen.  Aber  ihre 
Hinrichtung  war  eine  scheusslichc,  geradezu  widrige  barbarische  Komödie. 
Derartiges  sollte  heute  nicht  mehr  vorkommen. 

Man  hat  den  Fall  Beier  mit  dem  Fall  Hau  verglichen.  Ich  kann  zwar  für 
mich  den  Standpunkt  meines  Kollegen  Aschaffenburg  nicht  teilen.  Ich  halte 
Hau  für  schuldig  und  für  einen  ebenfalls  ethisch  hochgradig  defekten,  abnormen 
und  höchst  gefährlichen  Menschen.  Aber  der  volle  Nachweis  seiner  Schuld 
ist  nicht  erbracht  worden,  und  ein  Todesurteil  auf  grund  eines  Indizienbeweises 
wird  stets  eine  Ungeheuerlichkeit  bleiben.  Hierin  liegt  also  der  Fall  ganz 
anders  als  bei  der  Grete  Beier,  die  den  Tatbestand  gestehen  musste.  Der  Fall 
Hau  ist  ausserordentlich  kompliziert,  und  manche  Rätsel  sind  darin  nicht  ge- 
löst. Sicher  ist  für  mich  nur,  dass  seine  hochachtbaren  Opfer  infam  ver- 
leumdet wurden. 

*)  Vergl.  E.  Wulf  fco  Psychologie  des  Verbrechers,  j.  Band  /Berlin  19öS',  pag.  530. 
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UM  Verständnis  des  Agrar  Schutzes  der  letzten  drei  Jahrzehnte 
—  den  wir  hier,  altem  Partei-  und  Agitationsbrauch  entsprechend, 
immer  zunächst  einfach  mit  dem  Getreidebau  schütz  zusammen- 
fallen lassen  —  muss  man  vor  allem  auseinanderhalten  lernen:  Er- 
höhung altüberlieferter  Normalpreise  durch  Zölle,  also  absolute 
Preissteigerung;  oder  Wiederemporziehung  von  Krisenpreisen  auf  ein  nor- 
maleres Niveau,  also  nur  relative  Preissteigerung.  Das  eine  ist  zweifel- 
los Verteuerung  und  Brotwucher,  ist,  wie  man  das  in  den  freisinnigen  ABC- 
Büchern  so  schön  lesen  kann,  Grundrentenbereicherung  bei  den  oberen  Zehn- 
tausend und  unter  Umständen  Wcissblutcn  bei  den  konsumierenden  Massen. 
Aber  was  ist  das  andere? 

Sicherlich  ist  es,  wie  sofort  die  erste  ruhige  Überlegung  ergibt,  fundamental- 
und  grundverschieden  von  demjenigen  Brotwucher,  wie  er  —  nach  beinahe 
dreissigjähriger  Erfahrung!  —  noch  immer  in  den  Köpfen  einiger  unverbesser- 
licher Altlibcralen  herumspukt.  Denn  mit  der  neuen  und  zweiten  Art  Zoll- 
tvueher  können  sich,  wie  ich  im  vorigen  Heft  dieser  Zeitschrift  kurz  wieder- 
holte, recht  wohl  niedrigere  absolute  Preise  als  vor  dem  Zollschutz  ver- 
binden;1) die  Preise  sind  alsdann  infolge  des  Zollschutzes  nur  nicht  derart 
niedrig,  wie  sie  sich  unter  dem  ungehemmten  Volldruck  der  Agrarkrisis 
stellen  würden.  Diese  andere  Art  von  staatlichem  Zollcingreifen  bedeutet  von 
vornherein  und  grundsätzlich  weiter  nichts  als  Verhinderung  eines  krisenhaften 
Preissturzes,  der  —  im  Gegensatz  zu  den  gewöhnlichen,  bekannten  und  ge- 
fürchteten industriellen  Krisenpreisen  —  infolge  grosser  weltwirtschaft- 
licher Umwälzungen  jahrzehntelang  dauernd  blieb  und  darum  nicht  wie  bei 
Industriekrisen  bloss  zeitweilig  sondern  langandauernd  produktionslähmend  und 
schliesslich  geradezu  produktionsvernichtend  wirken  musste.  Denn  Krisen- 
preise hält  ein  Produktionszweig  —  man  denke  an  die  Krisen  unserer  Eisen- 
gewerbe,  unserer  Textilbranchen  —  wohl  3  oder  4  Jahre  zur  Not  aus,  aber 
nicht  3  oder  4  Jahrzehnte.  Diese  bezeichnete  andere  Art  von  staatlichem  Zoll- 
eingreifen kann  natürlich,  in  der  weiteren  praktischen  Durchführung  über  eine 
gewisse  Grenze  hinausgetrieben,  zur  absoluten  Verteuerung  werden ;  sie 
kann  das,  aber  sie  braucht  das  keineswegs  zu  tun.  Oder,  um  nochmals  in  be- 
stimmten Ziffern  zu  reden:  Ein  Getreidezoll  von  55  Mark  wird  stets,  gegenüber 
dem  zollfreien  Weltmarktspreis,  eine  relative  Preissteigerung  um  55  Mark 
herbeiführen.  Aber  wenn  der  Krisenpreissturz  gleichzeitig  75  Mark  beträgt, 
so  bleibt  als  Gesamtergebnis  von  Zollplus  und  Krisenmir.us  noch  immer  die 
absolute  Preisermässigung  um  20  Mark.  Andrerseits,  wenn  auf  Rechnung  der 
Agrarkrisis  nur  ein  Preisabfall  um  45  Mark  zu  setzen  wäre,  so  würde  der  selbe 
55  Mark-Zoll  allerdings,  alle  anderen  Verhältnisse  als  konstant  vorausgesetzt, 
identisch  sein  mit  einer  absoluten  Verteuerung  um  10  Mark  —  aber  immer  wie- 
der nicht  um  55  Mark,  wie  das  bei  den  berühmten  Eugen  Richterschen  Rechen- 
übungen glattweg  als  selbstverständlich  unterstellt  wird.  Da  in  den  letzten  3  Jahr- 
zehnten die  Agrarkrisis  naturgemäss  bald  mildere  bald  schärfere  Formen  an- 

')  VcrRl.  meinen  Artikel  Dauernder  i'mschuung  auf  dem  Getreidczreltmarkt .'  in  diesem  Band  der 
Sozialistischen  Monatshefte,  pag.  979  ff. 
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nahm,  so  lässt  sich,  wie  kaum  weiter  bemerkt  zu  werden  braucht,  das  End- 
urteil über  blossen  Ausgleichs-  und  wirklichen  VertcuerungszoU  immer  nur  von 
Fall  zu  Fall  aus  der  Beobachtung  der  weltwirtschaftlichen  Konkurrenzentwicke- 
lungen und  der  tatsächlichen  Preisergebnicse  gewinnen. 

Niemand  hat  das  klassischer  zum  Ausdruck  gebracht  als  in  der  französischen 
Deputiertenkammer  unser  Genosse  J  au  res,  als  er,  im  Verein  mit  seinen 
Parteifreunden,  der  bürgerlichen  Krisenpreisbekämpfung  durch  den  Zoll  ein- 
fach eine  staatssozialistische  Preisgarantie  glaubte  entgegenstellen  zu  können. 
Am  16.  Januar  1894,  angesichts  der  bisher  tiefsten  Krisenwirkung,  hatte  Jaures 
die  landwirtschaftliche  Produktion  als  die  Stelle  bezeichnet,  >wo  die  Lebens- 
kraft unseres  Landes  in  diesem  Augenblick  vor  allem  bedroht  erscheintc.  Die 
Begründung  des  geforderten  staatlichen  Einfuhrmonopols  Hess  alsdann  keinerlei 
Zweifel  darüber,  dass  unsere  französischen  Parteigenossen  den  getreideprodu- 
zierenden Landwirten  wieder  zu  besseren,  das  heisst  höheren  Verkaufspreisen 
verhelfen  wollten  und  meist  nur  den  Zoll  als  geeignetes  Mittel  hierfür  nicht 
ansahen : 

»Das,  was  in  Ihrem  System  [des  staatlichen  Eingreifens  durch  Zölle]  das  ge- 
wünschte, nicht  aber  sicher  erreichbare  Ziel  ist,  nämlich  die  Festhaltung 
eines  bestimmten  Preises,  ist  in  unserem  System  der  Ausgangspunkt.« 

Die  damals  beantragte  Zollerhöhung  auf  70,  nach  anderen  Vorschlägen  auf 
80  Francs  —  die  70  Francs,  gleich  56  Mark,  sind  seitdem  in  Frankreich  gelten- 
der Weizenzollsatz  geworden  und  geblieben  —  strebe,  nach  der  Anschauung 
der  französischen  Agrarier,  gleichfalls  einem  Preise  von  250  Francs  zu,  aber 
der  Zoll  sei  ein  roher,  launenhafter  Notbehelf;  bei  abnormem  Weltmarktspreis- 
druck lasse  er  in  Frankreich  die  mit  Recht  erstrebte  Preisnorm  noch  immer 
nicht  erreichen  (bei  einem  70  oder  80  Francs-Zoll  nicht  erreichen!),  dagegen 
schraube  er  bei  abnormer  Weltmarktsteuerung  wiederum  den  französischen 
Preis  viel  zu  hoch,  vielleicht  mitunter  sogar  zu  unerträglicher  Notstandshöhe 
empor: 

»In  der  Tat,  ich  behaupte,  dass  unser  System  offenbar  von  viel  durch- 
schlagenderer Wirksamkeit  sein  wird,  weil  es  zum  Ausgangspunkt  macht,  was 
für  Sie  ein  sehr  problematisches  Endziel  ist.  Was  erstreben  Sie,  wenn  Sie  solche 
Zölle  schaffen?  Sie  wollen,  soweit  möglich,  fremdem  Getreide  nur  zum  ungefähren 
Preise  von  25  Francs  den  Zutritt  zum  französischen  Markt  gewähren.  Gewiss,  das 
ist  Ihr  Ziel,  und  danach  bemessen  Sie  die  Zollhöhe,  um  ungefähr  dieses  Preis- 
niveau zu  erreichen.  Sie  sind  dessen  jedoch  nicht  sicher;  mit  dem  5  Francs-Zoll 
ist  es  Ihnen  nicht  geglückt :  wahrscheinlich  wird  es  Ihnen  mit  7  oder  8  Francs  [die, 
wie  erwähnt,  damals  beantragt  waren]  nicht  besser  gehen.  Aber  was  für  Sie 
ein  ungewisses,  problematisches  Endziel  ist,  damit  fangen  wir  an.  Was  das  fremde 
Getreide  [auf  dem  Weltmarkt]  kosten  möge,  von  dem  Augenblick  an,  wo  es  vom 
Staate  importiert  wird,  wo  der  Staat  es  dem  französischen  Markt  nur  zu  dem 
Preise  zuführt,  den  Sie  selber  als  Normalpreis  betrachten,  als  lohnenden  und  ge- 
rechten Preis,  haben  wir  mit  einem  Schlage  mit  Sicherheit  verwirklicht,  was  Sic 
selber  wollen,  und  so  weit  gibt  es  zwischen  Ihnen  und  uns  nur  einen  Unterschied: 
dass  nämlich  Ihr  vorgeschlagenes  ungewisses,  unsicheres  Vorgehen  durch 
unser  System  Sicherheit  und  Wirksamkeit  erhält  ...  Das  einzige  Mittel, 
dass  die  Konkurrenz  des  fremden  Getreides  nicht  zeitweise  den  Preis  des  französi- 
schen Getreides  herabdrücken  kann,  ist  die  Errichtung  unseres  Staatsmonopols.« 

Ich  habe  nicht  die  Absicht  hier  zu  beurteilen,  ob  tatsächlich  die  Staatshilfe  durch 
das  Einfuhrhandelsmonopol  dem  Staatseingreifen  durch  Ausgleichszölle  so  sehr 
überlegen  wäre.  Ich  führe  heute  den  an  sich  ganz  konsequenten  Jauresschcn 
Gedankengang  nur  an,  um  leichter  verständlich  zu  machen,  warum  überall  auf 
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dem  Kontinent  die  Industrie  (die  zielbewusste  Grossindustrie,  nicht  der 
ewig  gespenstersehende,  ewig  oppositionsbedürftige  radikale  Kleinbürger  kräh- 
winkeligen Schlages)  sich  mehr  und  mehr  mit  dem  Agrarschutz  ausgesöhnt  hat, 
den  sie  zuerst  nur  deshalb  mit  in  den  Kauf  nahm,  weil  1879  ohne  die  ver- 
wünschten Agrarzölle  die  gewünschten  Industriezölle  einfach  nicht  zu  haben 
waren.  Die  Sorge  einer  Arbeiterfraktion  um  normale  Agrarpreise  mag,  mit 
den  Augen  der  Arbeiterklasse  angesehen,  richtig  oder  falsch  sein.  Dass  aber 
einer  tiefgehenden,  weithin  sich  ausbreitenden  Agrarkrisis  unser  industrielles 
Unternehmertum  nicht  ruhig  mit  gekreuzten  Armen  zusehen  konnte,  dass  es 
vielmehr  alle  einem  Staatseingreifen  auf  diesem  Gebiet  entgegenstehenden  han- 
delspolitischen Uberlieferungen  aus  ganz  und  gar  anderer  Vorzeit  mehr  und 
mehr,  in  gleichem  Schritt  mit  der  wachsenden  Erkenntnis  des  wahren  Sach- 
verhaltes, als  irrig  und  unzeitgemäss  aufgeben  musste,  das  ist  nicht  nur  voll- 
kommen zu  begreifen  sondern  vom  grossindustriellen  Interessen-  und  Entwicke- 
lungsstandpunkt  aus  überhaupt  einzig  folgerichtig.  In  England  allerdings  hat 
sich  die  Grossindustrie  für  den  zusammenschrumpfenden  ländlichen  Innen- 
absatzmarkt Ersatz  schaffen  können,  weil  man  von  vornherein  mit  einem  viel 
geringeren  landwirtschaftlichen  Bevölkerungsprozentsatz  zu  rechnen  hatte  als 
Italien,  Frankreich  oder  Deutschland,  und  weil  die  Produktion  von  Milch  und 
Molkereiprodukten,  von  Qualitätsfleisch  und  Qualitätsvieh  und  noch  manchen 
anderen,  von  Krisenpreisen  wenig  bedrohten  Erzeugnissen  die  schmale  englische 
Land wirteschicht  bei  leidlich  guten  Kräften  und  hie  und  da  in  Einzelzweigen 
sogar  in  vollem  Gedeihen  zu  halten  vermochte.  Aber  ganz  von  Agrarschutz 
ist  selbst  England  in  seiner  ausnahmsweise  günstigen  Lage  —  auch  das  Pacht- 
system erwies  sich  viel  anpassungsfähiger  als  unser  Besitz-  und  Kapitalver- 
schuldungssystem —  nicht  freigeblieben:  man  denke  nur  an  seine  rigorosen 
Einfuhrmassnahmen  gegen  lebendes  Vieh,  und  wenn  es  aus  den  umworbensten 
eigenen  Kolonien  wie  Kanada  kommt.  Auf  dem  Kontinent  verbot  sich  ein 
solches  englisches  handelspolitisches  Uxisscr  aller  vor  einem  Menschenalter, 
an  der  Wende  der  siebziger  und  achtziger  Jahre  ganz  von  selbst,  weil  die 
Landwirtschaft  geradezu  noch  den  breiten  Grundstock  des  allgemeinen  Wirt- 
schaftslebens bildete  und  als  Abnehmer  der  industriellen  Erzeugnisse,  sei  es  für 
den  persönlichen  Konsum  (Kleider,  Möbel  und  Hausrat,  Wohnung,  Luxus- 
waren), sei  es  für  den  agrarproduktiven  Verbrauch  (Feldgeräte,  Werkzeuge, 
Wagen,  Geschirre,  Maschinen,  Chemikalien,  Stall-  und  Scheunenbauten  usw.) 
ganz  unersetzlich  schien.  Deutschland  war  schon  beim  Beginn  der  Agrar- 
krisis industrieller  als  Frankreich  oder  Italien;  aber  noch  1882  rechnete  die 
deutsche  Berufszählung  19,23  Millionen  Köpfe  zur  Landwirtschaft,  dagegen 
nur  16,06  Millionen  zu  allen  Zweigen  der  Industrie  (Bergbau  und  Hütten- 
wesen, Industrie  und  Bauwesen)  oder,  wenn  wir  nur  die  Erwerbstätigen  im 
Hauptberuf  vergleichen:  8,24  Millionen  zur  Landwirtschaft  und  noch  nicht 
6,4  Millionen  zu  sämtlichen  industriellen  Produktionszweigen.  Wenn  schon 
eine  Krisis  in  einem  Textilzweig,  oder  eine  Schiffsbau-  und  selbst  eine  Auto» 
mobilkrisis  jedesmal,  trotz  verhältnismässig  kurzer  Zeitdauer,  wegen  der  un- 
ausbleiblichen Rückschläge  auf  die  liefernden  Produktionszweige  und  auf  den 
wirtschaftlichen  Gesamtorganismus  gefürchtet  wird,  konnte  das  industrielle  Un- 
ternehmertum mit  gleichmütigem  Achselzucken  zusehen,  wie  die  eine  Agrar- 
produktion, die  im  Anfang  noch  der  Kopfzahl  nach  umfassender  war  als  sämt- 
liche Industrieproduktionen  zusammen,  an  einer  Krisis  nicht  ein  paar  Jahre 
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sondern  jahrzehntelang  dahinsiechte?  Die  Antwort  darauf  hat  das  kontinen- 
tale Industrieunternchmertum  erklärlicherweise  nicht  sofort  richtig  zu  treffen 
gewusst;  es  hat  sich,  wie  jede  Partei  und  jede  Interessenschicht,  erst  lang- 
sam in  die  neuentstandene  Situation  hineingefunden,  die  vor  einem  Menschen- 
alter  im  Gefolge  einer  ungeahnten  Weltwirtschaftsumwälzung  plötzlich  herauf- 
zog, um  dann  bis  zum  heutigen  Tage  noch  nicht  wieder  zu  weichen.  Aber 
heute  ist  auch  nach  dieser,  dereinst  widerstrebenden  und  nur  ungern  und 
gezwungen  nachgebenden  industriellen  Seite  der  Sieg  des  Agrarschutzes  in  dem 
einen,  oben  geschilderten  Sinne,  entschieden.  Eine  Agrarkrisis  kann  das  kon- 
tinentale Industrieunternehmertum  nicht  wollen,  wenn  es  sich  nicht  zugleich  an 
einer  unerhörten  Industricabsatzkrisis  verbluten  will. 

Da  über  diese  unlösbaren  Zusammenhänge  bei  uns  noch  so  wenig  Klarheit 
herrscht,  so  sei  auf  einem  Umweg  über  die  noch  weniger  industriellen  Länder 
die  Bedeutung  der  Landwirtschaft  als  Industrieabsatzfcld  zu  konkreterer  An- 
schauung herauszuarbeiten  versucht. 

Man  greife  den  ersten  besten  Handelsbericht  über  die  Balkanländer  heraus,  und 
man  wird  sicherlich  auf  den  beherrschenden  Grundgedanken  stossen:  Alles 
Industriegedeihen,  aller  Industrieabsatz,  aller  Industrieimport  hängt  hier  vom 
Auf  und  Ab  der  Landwirtschaft  ab.  Landwirtschaftskrisis  heisst  hier  Läh- 
mung alles  gewerblichen  und  kommerziellen  Lebens,  bis  hinein  in  die  letzte 
Werkstätte,  den  letzten  Laden  und  das  letzte  Handelshaus.  Im  Berliner  Han- 
delskammcrbcricht  für  1904  lesen  wir: 

>Nach  Rumänien  wurden  Textilwaren  während  des  1.  Quartals  1004  in  bedeutenden 
Mengen  versandt;  es  herrschte  grosse  Kauflust,  und  das  Geschäft  berechtigte  zu  den 
besten  Hoffnungen,  da  eine  günstige  Ernte  in  Aussicht  stand.  Als 
dann  aber  Dürre  eintrat,  gestaltete  es  sich  im  2.  und  3,  Quartal  ungünstiger. 
Der  Absatz  wurde  geringer,  und  die  Kauflust  ging  auf  ein  Minimum  zurück.  Das 
4.  Quartal  bedeutete  eine  vollständige  Stagnation  auf  allen  Linien.  Dieser  Zustand 
dürfte  andauern,  bis  berechtigte  Hoffnungen  vorhanden  sind,  dass  die  nächste  Ernte 
eine  gute  wird.  Die  Hauptkonsumenten  in  Rumänien  sind  die  Ackerbürger,  deren 
Kaufkraft  vollkommen  von  der  Ernte  abhängig  ist.  Die  Ursache  des  schlechten 
Geschäftsganges  der  letzten  3  Quartale  war  das  vollständige  Missraten  der  Mais- 
ernte, denn  der  Maisanbau  ist  die  Haupterwerbsquelle  der  rumänischen  Land- 
bevölkerung.« 

Oder  wählen  wir  als  Gegenstück  hierzu  einen  Bericht  des  schweizerischen 
Generalkonsuls  in  Bukarest  (für  die  zweite  Hälfte  des  Jahres  1901)  über  den 
Einfluss  einer  —  gleichviel  aus  welchen  Gründen  —  gesteigerten  Kaufkraft 
der  Landwirtschaft: 

>Das  glückliche  Zusammentreffen  einer  reichen  Ernte  mit  lebhafter  Nachfrage 
danach  seitens  des  Auslandes  hat  nicht  nur  dem  Exporthandel  einen  ausser- 
ordentlichen Aufschwung  gebracht  sondern  auch  dem  Importgeschäft  zu 
neuer  Blüte  verhol fen.  Infolgedessen  kam  viel  Geld  ins  Land,  namentlich  jedoch 
in  die  unteren  und  oberen  Schichten  der  Ackerbauer.  Diesem  Umstände  ist  es  zuzu- 
sehreiben, dass  lange,  bevor  in  der  Hauptstadl  der  geschäftliche  Verkehr  sich  zu 
beleben  anfing,  sich  in  der  Provinz  Handel  und  Wandel  regten.  Die  Besserung 
des  Innenhandels  machte  sich  zuerst  im  Innern  des  Landes  geltend  und  wirkte  von 
hier  nach  der  Hauptstadt.  Sic  erstreckte  sich  auch  nicht  auf  alle  Artikel  des  Ein- 
fuhrhandels. Zuerst  kamen  alle  Artikel  des  bäuerlichen  Konsums  an  die  Reihe. 
Durch  die  dreijährige  Krisis  war  der  Bauernstand  stark  mitgenommen  worden; 
als  die  Maisernte  so  reichlich  ausfiel,  dachte  der  Bauer  zuerst  daran  nach  Bezahlung 
der  rückständigen  Steuern  bumbac  (Baumwollgarn)  und  die  übrigen  Artikel  für 
die  Neuausstattung  seines  herabgekommenen  Haushaltes  zu  kaufen.  So  erfolgte, 
insbesondere  nach  Baumwollgarn,  schon  im  Herbst  starke  Nachfrage,  die  sich  fort- 
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gesetzt  steigerte  und  darin  zu  einem  so  lebhaften  Geschäfte  führte  wie  es  seit  vielen 
Jahren  nicht  mehr  da  war.  Ende  des  Jahres  waren  die  Garnlager  im  Lande  voll- 
ständig gelichtet  usw.« 

Hier  ist  der  Bauer  und  Pächter  noch  alles,  und  darum  übersieht  kein  ernst 
zu  nehmender  Beobachter  die  Rolle  der  Kaufkraft  dieser  Bevölkerungsschicht. 
Jch  könnte  zahllose,  im  Kern  gleichlautende  Urteile  anführen  über  Bulgarien, 
Serbien,  Kreta,  Ägypten,  China,  die  Philippinen  und  Länder  mit  ähnlicher, 
überwiegend  agrarischer  Wirtschaftsstruktur.  Natürlich  tritt  diese  Rolle  der 
landwirtschaftlichen  Kaufkraft  jedesmal  etwas  weiter  zurück,  wenn  die  In- 
dustrie einen  Schritt  weiter  in  den  Vordergrund  rückt,  wenn  der  industrielle 
Charakter  eines  Staates  merkbarer  sich  ausprägt.  Aber  eine  gradweise  Ver- 
minderung ist  noch  lange  keine  gänzliche  Eliminierung.  Nehmen  wir  also  als 
zweite,  schon  lange  nicht  mehr  rein  agrarische  Entwicklungsstufe  die  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika,  die  auf  ihrer  breiten  agrarischen  Grundlage 
bereits  eine  hochmoderne  Riesenindustrie  tragen.  »Der  Farmer«,  tröstet  die 
Vossische  Zeitung  vom  14.  Juli  dieses  Jahres  die  krisenbedrängten  überseeischen 
Eisenindustriellen,  >ist  nach  wie  vor  der  Grundpfeiler  unseres  [amerikanischen] 
nationalen  Wohlergehens,  und  wenn  seine  Taschen  voll  Geld  sind,  kann  auch 
die  Industrie  nicht  verhungern.«  Ähnlich  urteilten  dieT.Wjvom  20.  März  1908: 
die  eine  grosse  Hoffnungssäule  inmitten  des  industriellen  Zusammenbruches 
bilde  die  Prosperität  des  Farmerelementcs,  das  von  der  Panik  wenig  erfasst 
wurde,  und  das  für  seine  Farmerzeugnisse  abermals  vorzüglichen  Absatz  und 
Preisstand  zu  erwarten  habe. 

Oder  gehen  wir  nach  Russland  hinüber.  Hier  ist  der  Einfluss,  den  die  land- 
wirtschaftliche Kaufkraft  auf  die  Lage  des  Industricunternehmertums  (und  der 
Industriearbeiterschaft!)  ausübt,  von  so  schlagender  Stärke,  dass  selbst  partei- 
genössische  Antiagrarier  mit  einemmal  ganz  andere  Töne  anschlagen  als  wir 
sie  sonst  an  ihnen  gewöhnt  sind.  Ich  greife  aus  meinen  documents  humains  auf 
das  Geratewohl  ein  paar  heraus: 

»Die  Verarmung  des  Bauern  ist  ihrerseits  eine  der  wichtigsten  Ursachen  der 
zu  langsam  und  ungenügend  sich  vollziehenden  kapitalistischen  Industriali- 
sierung Russlands,  weil  der  russische  Kapitalismus  im  Grunde  vom  inneren  Markt 
abhängig  ist.  .  .  .  Die  Verarmung  der  Bauern  hielt  die  Entwicklung  der  Industrie 
auf.«    (Leipziger  Volkszcitung  vom  24.  September  1907) 

»Das  Land  hungert,  die  Bauern  sterben  in  Massen  dahin.  Das  wirkt  natürlich  ein 
auf  die  russische  Industrie.  Diese  Industrie  ist  in  viel  höherem  Masse  von  dem 
Ergebnis  der  Ernte  abhängig,  als  dies  in  den  Ländern  des  Westens  der  Fall  ist.  Die 
Bauern  sind  es,  für  deren  Bedarf  die  Baumwollfabriken  in  Moskau  und  Lodz  ihren 
Schund  produzieren,  die  Bauern  sind  die  Abnehmer  der  Eisenindustrie,  der  kerami- 
schen Industrie,  der  Lederindustrie  usw.  Stockt  der  Absatz,  weil  der  Bauer 
nichts  mehr  zu  verkaufen  hat  und  folglich  auch  kein  Geld  hat,  so  stockt  die 
Industrie.  Deshalb  wütet  die  industrielle  Krise,  und  zu  dem  Elend 
der  Bauern  gesellt  sich  das  Elend  von  Tausenden  und  Abertausenden  Industrie- 
arbeitern, die  brotlos  geworden  sind.«  (Leipziger  Volkszeitung  vom  22.  Fe- 
bruar 1008) 

»Die  Grundfrage,  wie  eine  wirtschaftliche  Entwickelung  Russlands  möglich  ist.  wenn 
die  russische  Landwirtschaft  in  vollstem  Ruin  sich  befindet  und  die  In- 
dustrie deshalb  keinen  nennenswerten  inneren  Markt  besitzt,  kann  vermittelst  des 
Galgens  und  des  Maschinengewehrs  nicht  gelöst  werden.  Entweder  muss  die  Land- 
wirtschaft durch  eine  gründliche  Agrarreform  auf  die  Füsse  gestellt  werden, 
oder  .  .  .«    (Leipziger  Volkszeitung  vom  25.  Juli  1008) 

Sollte  das  alles  beim  Uberschreiten  der  russischen  Grenze  mit  eincmmal  auf- 
hören?   Ach  nein,  es  erleidet  nur  einschränkende  Abstriche.,  soweit  bei  uns  in 
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Deutschland  der  Anteil  der  Industrie  am  gesamten  Wirtschaftsleben  bereits 
grösser,  der  Anteil  der  Landwirtschaft  bereits  kleiner  geworden  ist.  Aber 
eine  ganz  immense  Bedeutung  des  Gedeihens  der  Landwirtschaft,  der  Be- 
kämpfung von  Agrarkrisen,  bleibt  deshalb  immer  noch:  für  die  gesamte  In- 
dustrie, zum  mindesten  für  das  industrielle  Unternehmertum. 
Und  das  weiss  man  eben  heute  in  diesen  Krei- 
sen. Man  hat  neuerdings  von  konservativer  Seite  mit  nicht 
geringer  Befriedigung  darauf  hingewiesen,  wie  Handelskammern, 
die  einst  eine  ganz  andere  Sprache  gegen  den  Agrarschutz  zu  führen 
gewohnt  waren,  geradezu  mit  Vorliebe  die  Beziehungen  zwischen  dem  In- 
dustrieabsatz und  der  Kräftigung  der  Landwirtschaft  hervorheben.  Ich  will 
das  nicht  wiederholen,  weil  es  sich  dabei  meist  um  industrie-hochschutzzöllne- 
rische  Handelskammern,  also  um  Bundesgenossen  der  Agrarier  bei  der  letzten 
Zolltarifumgestaltung  handelte.  Aber  mehr  oder  ganz  freihändlerische  Handels- 
kammern kommen  gleichfalls  mehr  und  mehr  auf  diese  Zusammenhänge  aner- 
kennend zurück.  So  heisst  es  im  Berliner  Handelskamtnerbericht  für  1904: 
»Besonders  ist  ...  für  die  wirtschaftliche  Gestaltung  des  Berichtsjahres  der 
Umstand  von  Erheblichkeit  gewesen,  dass  das  Inland  sich  aufnahmefähiger  er- 
wiesen hat  als  in  den  Vorjahren,  dass  die  Inlandsumsätze  stark  gewachsen  sind, 
woraus  ein  Rückschluss  auf  die  günstige  Gestaltung  der  allgemeinen  Erwerbsverhält- 
nisse gezogen  werden  darf.  Eine  gute  Ernte,  die  zu  lohnenden  Preisen 
an  den  Markt  gebracht  werden  konnte,  hat  zudem  die  Kaufkraft  weiter  Kreise  ge- 
hoben.« 

Im  Bericht  der  selben  Handelskammer  für  das  Jahr  1907  wird  sogar  von  den 
letzt  jährigen  Höhereinnahmen  der  Landwirte  eine  Milderung  der  ausgebroche- 
nen Allgcmeinkrisis  erwartet: 

»Auf  der  Seite  des  Konsums,  der  Kaufkraft  der  deutschen  Bevölkerung,  sprechen 
für  eine  Erhaltung  des  bestehenden  Standes  zunächst  die  geschilderten  günstigen 
Einnahmen  der  landwirtschaftlichen  Bevölkerung  aus  den  letzten  Jahren.« 

Nach  dem  Vorwärts  vom  30.  Mai  1907  hätte  sich  sogar  Herr  Dernburg,  der  doch 
ganz  in  Handels-  und  Bankieranschauungen  aufgewachsen  ist,  zu  der  Auffas- 
sung des  »verstorbenen  Freundes  und  Meisters  Georg  von  Siemens«  bekannt: 
die  Zukunft  der  deutschen  Industrie  liege  in  der  Stärkung  der  Kaufkraft  der 
Landwirtschaft  und  nicht  im  »Poussieren  des  Ausfuhrgeschäftes«.  Also  auch 
Herr  Dernburg  schon,  und  gar  G.  von  Siemens,  der  Leiter  des  Handclsver- 
trogsvereins,  der  letzten  deutschen  Freihandelsorganisation? 

Wahrlich,  dann  wäre  es  hoch  an  der  Zeit,  dass  wir  selber  uns  noch  einmal 
überlegten,  was  wir  unsererseits  der  Landwirtschaft  zu  bieten  haben,  wenn  wir 
zwar  alle  den  Agrarschutz  durch  Zölle  verwerfen,  wenn  wir  aber  doch  wohl 
oder  übel  anerkennen  müssen,  dass  ohne  jedes  Staatseingreifen  eine 
schwere  Agrarkrisis  seit  langem  bestehen  würde  und  dass  eine  tiefgehende 
Agrarkrisis  zugleich  über  die  Industrie  die  folgenschwerste  Zerrüttung  herauf- 
beschwören müsste.  Hat  das  Industrieunternehmertum  die  Zusammenhänge 
zwischen  Industrieabsatz  und  Industriegedeihen  einerseits  und  Erhaltung  und 
Kaufkraft  der  Landwirtschaft  andrerseits  seit  1879  allmählich  besser  und 
gründlicher  verstehen  gelernt,  warum  sollte  die  Industriearbeiterklasse  ihre 
Augen  gegen  diese  eminenten  wirtschaftspolitischen  Probleme  noch  immer  ver- 
schliesscn? 
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RDOLF  HEPNER  •  DIE  AMERIKANISCHEM  AR- 
BEITER ÜMD  DIE  PRÄSIDEMTSCHAFTSWAHL 

1  •  Die  Pressionspolitik  der  American  Feder ation  of  Labor 

OR  dem  Resolutionskomitee  der  republikanischen  National- 
konvention in  Chicago  erschien  am  17.  Juni  Samuel  Gompers,  der 
Präsident  der  Amtrican  Federatxon  of  Labor,  um  den  Standpunkt 
der  organisierten  Arbeiter  zu  vertreten.  Er  unterbreitete  dem  Ko- 
mitee eine  Planke,  die  der  diesjährigen  Platform  eingefügt  werden 
sollte,  und  die  nach  seiner  Angabe  die  Forderungen  der  organisierten  Arbeiter- 
schaft an  die  republikanische  Partei  enthalte.  In  der  Hauptsache  lautete  sie 
wie  folgt: 

>Indem  unser  Volk  die  aus  der  wunderbaren  wirtschaftlichen  Entwickelung  'ent- 
stehenden neuen  Verhältnisse  anerkennt,  erkennt  es  gleichzeitig,  dass  neue  Verhält- 
nisse neue  Gesetze  verlangen,  die  mit  dem  modernen  Handel  und  der  modernen  In- 
dustrie gleichen  Schritt  halten  können. 

Wir  verpflichten  daher  die  republikanische  Partei  für  den  Erlass  eines  Gesetzes 
durch  den  Kongress  einzutreten,  durch  das  allen  landwirtschaftlichen  und  Gartenbau- 
arbeitern unseres  Landes  das  Koalitionsrecht  verliehen  und  deren  Vereinigungen  nicht 
als  ungesetzliche  Kombinationen  zur  Beschränkung  des  Handels  aufgefasst  werden. 
Wir  verpflichten  sie  zum  Erlass  eines  Gesetzes,  durch  das  der  Einhaltsbefehl  in  allen 
Fällen,  die  aus  Arbeiterstreitigkeiten  herrühren,  verboten  wird,  wenn  ein  Einhalts- 
befehl nicht  zulässig  wäre,  falls  es  sich  um  andere  als  Arbeiterstreitigkeiten  handelte ; 
dass  ferner  in  keinem  Falle,  in  dem  durch  das  reguläre  Gerichtsverfahren  Abhilfe 
geschaffen  werden  könnte,  ein  Einhaltsbefehl  erlassen  werden  darf;  dass  ferner 
durch  das  Gesetz  bestimmt  werden  soll :  falls  im  Verlaufe  des  Verfahrens  die  eine 
Partei  wegen  Missachtung  des  Gerichts  vorgeladen  wird,  soll  —  vorausgesetzt,  die 
Verächtlichmachung  ist  nicht  in  Gegenwart  des  Gerichtes  erfolgt  —  die  Verhandlung 
vor  einer  Jury  stattfinden. 

Wir  verpflichten  die  republikanische  Partei  ein  Amendement  anzunehmen,  durch  das 
der  für  alle  Regierungsangestellte  geltende  Achtstundentag  auch  auf  alle  Arbeiter 
ausgedehnt  werde,  die  für  Kontraktoren  oder  Subkontraktoren  im  Dienste  der  Bun- 
desregierung arbeiten. 

Wir  verpflichten  die  republikanische  Partei  auf  Annahme  eines  Gesetzes  durch  den 
Kongress  hinzuwirken,  durch  das  für  alle  Arbeiter  —  unter  der  Jurisdiktion  der 
Bundesgewalt  —  ein  Unfallgesetz  für  Verlust  an  Gliedmassen  oder  Leben  erlassen 
werde. 

Wir  verpflichten  die  republikanische  Partei  im  Bereiche  der  Bundesgewalt  das 
Frauenstimmrecht  einzuführen  und  den  Staaten  ein  konstitutionelles  Amendement 
zu  unterbreiten,  durch  das  in  allen  Staaten  ein  dem  Stimmrecht  der  Männer  gleiches 
Frauenstimmrecht  eingeführt  werde. 

Wir  verpflichten  die  republikanische  Partei  auf  die  Annahme  eines  Gesetzes,  durch 
das  die  Errichtung  eines  von  allen  anderen  Departements  unabhängigen  Arbeits- 
departements, mit  einem  Sekretär,  der  einen  Sitz  im  Kabinett  des  Präsidenten  haben 
soll,  bestimmt  werde. 

Wir  verpflichten  die  republikanische  Partei  auf  ein  Gesetz,  durch  das  ein  Bundes- 
bureau für  Bergwerke,  das  am  besten  dem  Arbeitsdepartement  einzuordnen  wäre,  ge- 
schaffen und  die  nötigen  Fonds  zur  Untersuchung  von  Grubenunglücksfällen  b%- 
willigt  werde,  damit  die  grosse  Zahl  dieser  Unfälle  vermindert  und  der  furchtbare 
Verlust  von  Menschenleben  verringert  werde. 

Wir  verpflichten  die  republikanische  Partei  auf  die  Annahme  eines  Gesetzes,  durch 
das  die  Errichtung  von  Postsparkassen  ermöglicht  werde.« 

Unabhängig  von  dieser  Gompersschen  Injunktionsplanke  hatten  Präsident  Roo- 
sevelt  und  Nominationskandidat  Taft  dem  Resolutionskomitee  folgende  Formel 
vorgeschlagen : 

»Wir  erklären  uns  für  eine  dahingehende  Änderung  des  Einhaltsgerichtsverfahrens 


Digitized  by  Google 


1056  AD0LF  HEPNE*  "  D,E  AMERIKANISCHEN  ARBEITER  UND  DIE  PRÄSIDENTSCHAFTSWAHL 

in  den  Bundesgerichten,  dass  auf  der  einen  Seite  der  summarische  Erlass  von  Ein- 
haltsbefchlen  ohne  genügende  Verhandlung  und  Beratung  verboten  und  auf  der 
anderen  Seite  die  Macht  der  Gerichte  stets  und  allen  Seiten  Gerechtigkeit  wider- 
fahren zu  lassen  aufrecht  erhalten  werde.« 

Das  Komitee  einigte  sich  dann  auf  folgenden,  von  der  Konvention  gutgeheissc- 
nen  Kompromissvorschlag : 

»Die  republikanische  Partei  wird  stets  und  zu  allen  Zeiten  die  Autorität  und  Integrität 
der  Staats-  und  Bundesgerichte  aufrecht  erhalten  und  wird  immer  darauf  bestehen, 
dass  deren  Macht  das  Gerichtsverfahren  durchzuführen,  Leben,  Freiheit  und  Eigen- 
tum zu  beschützen  bewahrt  und  unverletzlich  sein  soll.  Wir  sind  indessen  der  An- 
sicht, dass  die  Vorschriften,  die  für  den  Erlass  von  Einhaltsbefehlen  gelten,  durch 
Gesetz  genauer  festgestellt  werden  und  dass  kein  Einhaltsbefehl  ohne  vorherige  Be- 
nachrichtigung erlassen  werden  sollte,  vorausgesetzt,  es  geschieht  dadurch  kein  nicht 
wieder  gut  zu  machender  Schaden.  In  einem  solchen  Fall  sollte  sofort  ein  Verhör 
angesetzt  werden.« 

Gompers  war,  wie  die  Neiv  Yorker  Volksseitung  am  folgenden  Tage  aus  Chi- 
cago berichtete,  >über  den  Ausgang  des  Konvents  sehr  enttäuschte.  Er  äusserte 
sich  dahin: 

»Es  ist  keine  Antiinjunktions-  sondern  eine  Proin junktionsplanke,  die  von  der  republi 
kanischen  Konvention  angenommen  wurde.    Der  einzige  Unterschied  zwischen  den 
Prinzipien  der  republikanischen  Partei  vor  und  nach  der  Konvention  ist,  dass  man 
die  Leute,  denen  durch  Einhaltsbefehl  etwas  untersagt  werden  soll,  vorher  zu  benach- 
richtigen hat« 

Bryan  wies  übrigens  nach,  dass  die  Managers  der  Republikaner  sich  einen 
dummen  Witz  mit  den  Arbeitern  erlaubt  hätten,  indem  sie  die  jetzigen  Be- 
stimmungen des  Bundesgesetzes  über  den  Einhaltsbefehl  einfach  abgeschrie- 
ben und  als  neue  Forderung  der  republikanischen  Partei  der  Platform  einver- 
leibt haben. 

Nun  versuchte  Gompers  am  8.  Juli  sein  Glück  bei  der  Nationalkonvention  der 
Demokraten.  Er  erreichte  aber  nur,  dass  die  allseitig  als  wichtig  aner- 
kannte Einhaltsbefehlplanke  um  ein  geringfügiges  verbessert  wurde.  Jedoch 
von  der  Hauptforderung,  dass  in  der  Platform  ausdrücklich  betont  werde, 
jeder  Richter  müsse  beide  Parteien  vor  der  Gewährung  eines  Einhalts- 
befehles in  Kenntnis  setzen,  musste  Gompers  abgehen,  da  weder  die  Komitee- 
mitglieder noch  Bryan  etwas  davon  wissen  wollten.  Obgleich  auch  seine 
Forderung,  dass  Verhöre  in  Einhaltsbefehlverfahren  nicht  vor  dem  selben 
Richter,  der  den  Befehl  erlassen,  stattfinden  dürfen,  einfach  gestrichen  wurde, 
erklärte  sich  der  Präsident  der  American  Federation  of  Labor  schliesslich  mit 
der  Fassung  dieser  Planke  einverstanden.  Von  den  Vertretern  der  Eisenbahner- 
organisationen, Füller  und  Wills,  die  auf  Erfüllung  der  Hauptforderung  be- 
standen, wurde  darauf  behauptet,  Gompers  vertrete  nicht  die  Arbeiterinter- 
essen, wenn  er  in  einer  so  wichtigen  Frage  mit  sich  handeln  lasse.  Sie  tele- 
graphierten sogar  an  Bryan,  um  ihn  für  ihre  Forderung  zu  gewinnen.  Ohne 
Erfolg.  Selbst  der  Hinweis,  dass  Roosevelt  sie  schon  mehrere  Male  an  den 
Kongress  gestellt  und  auch  Taft  sich  mit  ihr  einverstanden  erklärt  habe,  ver- 
mochte nicht  Bryan  zu  gunsten  dieser  Forderung  umzustimmen.  Die  Ne:v 
Yorker  Volkszcitung  bemerkte  hierzu,  Bryan  habe  in  der  Inj unktionsf rage  eine 
Schwenkung  gemacht : 

»Bisher  verlangte  Bryan,  dass  der  [sich  auf  die  Einhaltsbefehle  beziehende]  Passus 
der  Staatsplatform  von  Nebraska,  die  er  verfasst  hat,  der  Nationaiplatform  der 
demokratischen  Partei  in  Denver  einverleibt  werde.  Dieser  Passus  hat  den  folgen- 
den Wortlaut:  »Wir  sind  für  eine  solche  Abänderung  des  Gesetzes,  das  sich  auf  div 
Einhaltsbefehle  bezieht,    dass  der  Erlass  eines    solchen  Befehls    bei  industriellen 
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Streitigkeiten  verhindert  wird,  che  nicht  die  Angeklagten  benachrichtigt  sind  und 
ein  eingehendes  Verhör  angestellt  wurde.«  Bryan  hat  nun  .  .  .  sich  einverstanden  er- 
klärt diesen  Passus  fallen  zu  lassen  und  in  eine  Modifikation  der  Injunktionsplanke 
zu  willigen,  die  auch  die  Konservativen  seiner  Partei  befriedigt  und  die  gefährdete 
Harmonie  in  der  Demokratie  wieder  herstellt.  Nach  der  neuen  von  Bryan  ge- 
billigten Fassung  sollen  Bundesrichter  das  Recht  haben  Einhaltsbefehle  in  solchen 
Fällen  von  Arbeiterstreitigkeiten  ohne  Benachrichtigung  der  Verklagten  und  ohne 
Verhör  zu  erlassen,  wenn  nicht  wieder  gut  zu  machender  Schaden  droht.  Aber 
ehe  dieser  Einhaltsbefehl  nach  3  bis  5  Tagen  permanent  gemacht  wird,  sollte  es  den 
Verklagten  erlaubt  sein  vor  Gericht  zu  erscheinen  und  zu  zeigen,  warum  ein  perma- 
nenter Einhaltsbcfehl  nicht  erlassen  werden  sollte.« 

Dieser  Bericht  und  Kommentar  erwies  sich  als  zutreffend,  denn  die  von  der 
demokratischen  Nationalkonvention  zu  Denver  angenommene  Arbeiterplanke 
hatte  schliesslich  folgenden  Wortlaut : 

»Erfahrungen  haben  gelehrt,  dass  es  notwendig  ist  eine  Änderung  des  gegenwärtigen 
Gesetzes  der  Einhaltsbefehle  vorzunehmen,  und  w>r  wiederholen  die  Verpflichtung 
unserer  nationalen  Platformen  der  Jahre  1896  und  1904  zu  gunsten  der  Mass- 
nahmen, die  der  Bundessenat  im  Jahre  1896  bereits  beschlossen,  ein  republikanischer 
Kongress  aber  sich  seitdem  stets  geweigert  hat  zum  Gesetz  zu  erheben.  Es  ist  dies 
die  Massnahme  über  Missachtung  von  Bundesgerichten  sowie  die  Vorschrift,  dass 
in  Fällen  von  indirekter  Missachtung  Geschworene  Recht  sprechen  sollen. 
Fragen  für  die  richterliche  Entscheidung  sind  besonders  anlässlich  industrieller 
Streitigkeiten  entstanden.  Wir  halten  dafür,  dass  die  Parteien  in  allen  Rechts- 
streitigkeiten mit  der  strengsten  Unparteilichkeit  behandelt  werden  und  Einhalts- 
befehle in  Fällen,  in  denen  sie  verweigert  würden,  wenn  keine  industriellen  Streitig- 
keiten mitspielten,  nicht  erlassen  werden  sollten. 

Die  zunehmende  Ausdehnung  der  Industrie  macht  es  unerlässlich,  dass  keine 
Schmälerung  der  Rechte  der  Lohnarbeiter  eintrete;  Arbeiterorganisationen,  die  zum 
Schutze  dir  Lohnverhältnisse  und  zur  Verbesserung  der  Lage  der  Arbeiter  ge- 
schaffen worden  sind,  sollten  nicht  als  »ungesetzliche  Vereinigungen  zur  Beschränkung 
des  Handels«  betrachtet  werden  Firn  Sinne  des  Antitrustgesetzes]. 
Wir  befürworten  den  Achtstundentag  für  alle  Regierungsarbeit. 
Wir  verpflichten  die  demokratische  Partei  zur  Schaffung  eines  Gesetzes,  das  für  eine 
allgemeine  Haftbarkeit  der  Arbeitgeber,  die  sich  auf  Verletzungen  oder  den  Verlust 
des  Lebens  der  Arbeiter  erstreckt,  eintritt. 

Wir  verpflichten  die  demokratische  Partei  ein  Gesetz  durchzuführen,  durch  das  ein 
Arbeitsdepartement  geschaffen  wird,  das  im  Kabinett  des  Präsidenten  besonders  ver- 
treten ist,  und  das  die  gesamten  Bergwerksbetriebe  einschliessen  soll.« 

Zur  vorstehenden  Arbeiterplanke  einige  Erläuterungen:  Unter  der  »indirek- 
ten Missachtung«,  von  der  am  Schluss  des  ersten  Absatzes  die  Rede  ist,  hat  man 
eine  ausserhalb  des  Gerichtssaales  begangene  zu  verstehen,  beispielsweise  die 
Nichtbefolgung  des  richterlichen  Verbots  Arbeitswillige  zu  stören.  Der  zweite 
Absatz  enthält  kein  positives  Amendement  zum  Gesetz  sondern  neben  dem  in 
naivste  Form  gekleideten  Eingeständnis,  dass  in  dieser  Rechtsmaterie  bisher 
brutalste  Willkür  geherrscht  hat,  eine  recht  kindliche  Platitüde.  Der  dritte 
Absatz  enthält  die  einzige  radikale  Forderung  der  Planke  und  hat  sofort  Oppo- 
sition innerhalb  der  demokratischen  Partei  hervorgerufen.  So  sagt  zum  Beispiel 
die  New  Yorker  Staatszeitung: 

»In  bezug  auf  einen  Punkt  wird  die  demokratische  Platform  selbst  bei  Demokraten 
Missfallen  erregen,  denn  in  ihrer  Erklärung  gegen  den  Missbrauch  mit  richterlichen 
Einhaltsbefehlen  geht  die  Platform  zu  weit,  wenn  sie  den  Erlass  solcher  einstweiliger 
richterlicher  Verfügungen  nur  auf  industrielle  Konflikte,  in  ihrer  Anwendung  bei 
Kämpfen  zwischen  dem  organisierten  Kapital  und  der  organisierten  Arbeit  perhorres- 
ziert.  Die  Erklärung  der  Partei  geht  jedoch  noch  weiter,  indem  sie  die  Anschauung 
vertritt,  dass  Arbeiterverbände  nicht  als  Organisationen  zur  »Vereitelung  des  freien 
Wettbewerbs«  zu  betrachten  und  demnach  gegen  sie  verfahren  werden  sollte.  Erst 
kürzlich  hat  der  höchste  Gerichtshof  im  Proresse  gegen  die  Hutmacherorganisation 
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in  Connecticut  entschieden,  dass  sie  durch  ihre  Organisation  und  Taktiken  den  freien 
Wettbewerb  vereitle,  und  das  Urteil  wurde  von  der  Majorität  der  rechtlich  denken- 
den Bevölkerung  gutgehejssen.  Das  Liebäugeln  einer  grossen  Partei  mit  Arbeiter- 
führern ist  immer  ein  gewagtes  Unternehmen,  und  die  demokratische  Partei  durfte 
dies  um  so  weniger  unterfangen,  weil  sie  ihrer  ganzen  Tradition  nach  Klassengeist 
und  Klassengest tzgebung  negiert.« 

Nach  Gompers'  Meinung  haben  die  Arbeiter  »in  Chicago  nichts  erhalten,  in 
Denver  aber  sehr  viel«.  Ich  muss  gestehen:  ich  kann  ausser  dem  Protest 
gegen  das  Stellen  der  Arbeiterorganisationen  unter  die  Bestimmungen  des 
Antitrustgesetzes  absolut  nichts  Hervorragendes  in  der  Planke  finden.  Denn 
selbst  die  Forderung  des  Achtstundentages  für  Regierungsarbeit  ist  unsicher 
formuliert;  gemeint  war  die  von  der  Regierung  an  Unternehmer  vergebene 
Arbeit,  denn  in  den  Regierungswerkstätten  selbst  ist  der  Achtstundentag  seit 
vielen  Jahren  eingeführt.  Und  ein  Haftpflichtgesetz  ist  nicht  von  den  Demo- 
kraten zuerst  verlangt  worden,  der  Präsident  Roosevelt  hat  diese  Angelegenheit 
bereits  in  mindestens  vier  Botschaften  dem  Kongress  ans  Herz  gelegt:  er 
empfahl  sogar  ausdrücklich  ein  »automatisch  wirkendes  Unfallgesetz<,  das  die 
Frage  der  »Unglücksverschuldung«  ausschliesst.  Desgleichen  wünschte  er  die 
Einrichtung  eines  Oberbergamts.  Da  der  republikanische  Kandidat  Taft  so- 
zusagen ein  Adept  Roosevelts  ist,  darf  man  die  Beibehaltung  all  dieser  Roose- 
veltschen  Reformvorschläge  mit  gutem  Recht  von  ihm  erwarten,  obwohl  er  — 
zu  einer  Zeit,  da  er  nicht  ahnen  konnte,  dass  ihm  die  Präsidentschaftsnomina- 
tion  einst  angetragen  werden  würde  —  als  simpler  Richter  in  Ohio  die  Einhalts- 
befehle gegen  Streiks  in  Schwung  gebracht  hat.  Als  im  Jahre  1894  der  grosse 
Streik  der  American  Raihvay  Union  unter  Führung  unseres  Genossen  Eugene 
V.  Debs  im  Gang  war,  zeigte  sich  Taft,  damals  präsidierender  Richter  des 
Bundeskreisgerichts  in  Cincinnati,  als  williges  Werkzeug  der  Korporationen, 
besonders  der  Bahngesellschaften.  Er  ging  sofort  unbarmherzig  gegen  Phclan. 
ein  Mitglied  der  American  Raihvay  Union  vor,  der  nach  Cincinnati  gekommen 
war,  um  die  Angestellten  der  Sow/A^rnbahn  von  ihrer  Solidaritätspflicht  zu 
überzeugen  und  erliess  einen  Einhaltsbefehl.  Als  Phelan  nun  an  dem  Tage, 
an  dem  der  Einhaltsbefehl  erlassen  wurde,  eine  Versammlung  abhielt,  wurde  er 
verhaftet,  der  Missachtung  des  Gerichts  angeklagt  und  nach  mehrtägigem 
Prozess  zu  6  Monaten  Gefängnis  verurteilt.  Mit  diesem  Präzedenzfalle  hat 
Herr  William  Taft  bekanntlich  Schule  gemacht.  Als  er  dann,  ein  persönlicher 
Freund  seines  Ohioer  Landsmannes  McKinley  auf  der  Amtslciter  emporstieg. 
Präsident  der  Philippinenkommission,  dann  Gouverneur  der  Philippinen  und 
schliesslich  Kriegssekretär,  erster  Vertrauensmann  und  präsumtiver  Nachfolger 
des  Präsidenten  Roosevelt  ward,  erinnerte  sich  die  Arbeiterschaft  seiner  als  des 
Injunktions-Bill. 

Seit  drei  Jahren  zwar  hat  der  Präsident  Roosevelt  dem  Kongress  in  mehreren 
Botschaften  statutarische  Regelung  des  Einhaltsbefehls  nahegelegt,  indem  er 
offen  zugab,  dass  richterliche  Missbräuche  in  dieser  Hinsicht  verschiedentlich 
zu  konstatieren  waren,  und  als  Aspirant  auf  die  Präsidentschaftsnomination 
war  Herr  William  Taft  der  letzte  nicht  die  Notwendigkeit  einer  Reform  auf 
diesem  Rechtsgebiet  zuzugestehen,  wie  sein  der  republikanischen  National- 
konvention unterbreitetes  Amendement  zur  Genüge  beweist.  Er  ist  nun  aber 
einmal  der  Injunktions-Bill,  obschon  er  Besserung  gelobt  und  bleibt  es  in  den 
Augen  der  organisierten  Arbeiterschaft  bis  auf  weiteres,  wenn  nicht  gar  für 
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Lebenszeit.  Diesem  Umstand  ist  es  zuzuschreiben,  dass,  nach  Gompers'  An- 
sicht, die  Arbeiter  von  der  demokratischen  Nationalkonvention  zu  Denver  >schr 
viel  erhalten«  haben,  obwohl  in  der  Injunktionssache  gerade  seine  berechtigtsten 
Erwartungen  getäuscht  wurden.  Gompers  macht  nun  seinen  Einfluss  zu  gunsten 
Bryans  gegen  Taft  mit  Eifer  geltend,  so  dass  von  den  zirka  2  Millionen  Mit- 
gliedern der  American  Federatton  of  Labor  mehr  als  die  Hälfte  den  Demokraten 
zufiele,  während  etwa  300000  das  letzte  sozialistische  Wahlergebnis  von  zirka 
460000  auf  nahezu  800000  erhöhen  dürften.  Mehr  lässt  sich  für  Debs  nicht 
erwarten,  solange  die  englischamerikanische  Arbeiterpresse  in  den  Kinder- 
schuhen steckt. 

Ich  habe  den  Leser  mit  etwas  ausführlicher  Berichterstattung  über  Gompers' 
Hausiergang  in  die  Nationalkonventionen  beider  Parteien  belästigen  müssen,  um 
an  einem  recht  klassischen  Beispiel  aus  aller  jüngster  Zeit  das  Törichte  des 
politischen  modus  vivendi  der  amerikanischen  Gewerkschaften  zu  illustrieren. 
Dabei  begnügte  ich  mich  mit  den  Hauptmomenten  des  Vorganges  und  lies», 
um  den  Raum  nicht  über  Gebühr  in  Anspruch  zu  nehmen,  Intermezzi  aus. 

Das  von  Gompers,  Mitchell  und  anderen  minder  bekannten  Führern  der  ameri- 
kanischen Gewerkschaften  befolgte,  traditionelle  System  der  Indossicrung  einer 
Partei  oder  —  bei  anderen  als  Nationalwahlen  —  derjenigen  beiden  alten  Par- 
teien entnommenen  Kandidaten,  die  auf  grund  ihrer  Platform  gehalten  sind 
oder  persönlich  sich  verpflichten  für  diese  oder  jene  von  den  Arbeitern  ver- 
langte Massregel  einzutreten,  heisst  bei  den  Sozialisten  Pressionspolitik  im 
vulgären  Jargon  Schwanspolitik,  weil  die  organisierte  Arbeiterschaft  in  diesem 
Fall  den  Schweif  der  alten  Parteien  bildet.1)  Pressionspolitik  der  Gewerk- 
schaften ist  demnach  das  System  durch  Begnadung  mit  dem  Votum  oder  Be- 
drohung der  Entziehung  Kandidaten  für  öffentliche  Ämter  gewissen  Arbeiter- 
forderungen ans  Gemeinwesen  gefügig  zu  machen  oder  günstig  zu  stimmen. 
Einer  Organisation  von  zirka  2  Millionen  Arbeitern  sollte  es  gewiss  nicht 
schwer  fallen  in  den  Zentren  der  Eisen-  und  Minenindustrie  sowie  einiger  an- 
deren Berufszweige  und  in  proletarischen  Distrikten  der  Grossstädte  Kongress- 
und  Legislaturmänner  aus  ihren  eigenen  Reihen  zu  erwählen,  wenn  die  Führung 
der  Gewerkschaften  mehrere  Jahre  systematisch  darauf  hinarbeitete.  Dass  sie 
sich  dessen  bislang  hartnäckig  geweigert  —  was  nicht  nur  nach  deutschen 
Begriffen  sondern  auch  in  den  Augen  jedes  deutschamerikanischen  Sozialisten 
als  Gipfel  des  Unverstandes  erscheint  — ,  liegt  ihr  zwar  zur  Last,  jedoch  nur 
bis  zu  einem  gewissen  Grade.  Denn  es  gibt  eine  ausreichende  Erklärung  für 
die  Ursache  jener  beklagenswerten  Erscheinung.  Zu  tadeln  ist  die  Exekutive 
der  American  Fcdcration  of  Labor  lediglich  für  ihr  Beharren  in  einem 
Status,  den  sie,  weil  er  nicht  von  ihr  geschaffen  worden,  für  unveränder- 
lich hält. 

Wir  hatten  in  den  Vereinigten  Staaten,  vor  wie  nach  dem  Bürgerkrieg,  eine 
Reihe  nationaler  Reform-  und  Mittelparteien  aus  einer  Mischung  von  Klein- 
bürgern, organisierten  Arbeitern,  Münzwährungssonderlingen,  Farmern  usw., 
doch  nach  zwei-  bis  vierjährigem  Vegetieren  sind  sie  eine  nach  der  andern  von 
der  Bildfläche  verschwunden,  teils  weil  ihre  Ziele  zu  unbestimmt  und  unklar 

•)  Schimm  (lail)  ist  ein  gebräuchlicher  Ausdruck  in  der  amerikanischen  politischen  Literatur.  Auf 
dem  Wahlzettel  einer  Partei  zum  Beispiel  heisst  der  an  der  SpiUe  stehende  Kandidat  fürs  höchste 
zu  besetzende  Amt  ihr  htad  of  ihr  tickrl  und  der  zuletzt  benannte  tke  lail. 
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waren  teils  aber  auch  durch  den  amerikanischen  Mangel  an  Geduld  zum  Warten. 
Alles  muss  rasch  gehen,  sonst  taugt  es  nichts.  Eine  neue  Idee,  die  nicht  im 
Fluge  Massenbegeisterung  erweckt,  wird  vom  Durchschnittsamerikaner  gering 
geschätzt.  Uber  einen  Zeitraum  von  vier  Jahren  erhielt  sich  nur  die  Peoplcs' 
Party,  die  während  der  Bryanschen  16  : 1  -  Epidemie  (Freiprägung  des  Silber- 
dollars) aus  der  demokratischen  Partei  grosse  Scharen  anzog  und  hierdurch  in 
mehreren  westlichen  Staaten  vorübergehend  die  herrschende  wurde,  in  anderen 
durch  Kompromiss  mit  den  Demokraten  einen  Teil  der  Staatsmacht  an  sich 
brachte.  Die  Peoples'  Party  war  also  tatsächlich  mehrere  Jahre  hindurch  eine 
ansehnliche  nationale  Partei,  mit  vielen  wöchentlichen  Pressorganen  im  Lande 
und  auch  zahlreichen  Tageszeitungen  in  Kleinstädten  des  Westens.  Als  die 
Silbernarrheit  vorüber,  war  es  auch  mit  der  Peoples'  Party  aus;  nur  kümmer- 
liche Reste  sind  in  einzelnen  Distrikten  noch  vorzufinden.  Ebenso  gibt  es 
lokale  •Smg/f/a.rorganisationen,  das  heisst  Anhänger  von  Henry  Georges  Ein- 
steuer  (für  Grund  und  Boden);  doch  konnten  sie  sich  niemals  zu  einer  natio- 
nalen Partei  auswachsen.  Verschiedene  Versuche  vorgeschrittener  Arbeiter  in 
den  letzten  25  Jahren  eine  politische  Partei  aus  ihren  Organisationen  in  Ver- 
bindung mit  den  Farmern  und  Reformern  jeden  Kalibers  zu  bilden,  litten 
schmählichen  Schiffbruch,  sowohl  durch  Verständnismangel  der  Massen 
wie  auch  infolge  von  Unzuverlässigkeit,  sogar  Treubruch  mancher  Führer  und 
infolge  der  unabwehrlichen  Gesellschaft  von  Cranks,  die  als  Reformer  dort 
landeten  und  die  Versammlungen  leerten.*) 

Wir  haben  also  die  Tatsache  vor  uns,  dass  es,  die  Socialist  Party  ausgenommen, 
die  seit  30  Jahren  ihren  Bestand  in  fast  allen  Teilen  des  Landes  vergrössert  hat, 
noch  keiner  dritten  Partei  gelungen  ist  dauernd  festen  Fuss  zu  fassen.  Daraus 
bildete  sich  das  Volk  eine  Theorie:  Neben  den  2  Hauptparteien  (Republikanern 
und  Demokraten)  ist  keine  dritte  in  Amerika  lebensfähig.  Und  diese  Doktrin 
wurde  politisches  Dogma,  das  zu  erschüttern  der  sozialistischen  Partei  vor- 
behalten blieb.  Bis  vor  15  Jahren  aber  konnte  sie  von  den  Amerikanern  nicht 
als  nationale  Partei  angesehen  werden ;  denn  sie  war  bis  dahin  zu  90  %  deutsch 
und  unter  den  letzten  10  %  befanden  sich  8  %  Amerikaner  deutscher  Abkunft. 
Nun  haben  Amerikaner  von  Geburt  und  Abstammung  in  Gemeinschaft  mit 
Fremdgeborenen  (die  in  der  Kindheit  oder  früher  Jugend  eingewandert,  völlig 
amerikanisiert  sind  und  die  Landessprache  in  Wort  und  Schrift  meistern)  das 
Heft  in  Händen.3)  Sobald  unser  Votum  eine  Million  übersteigt,  was  in  4  Jahren 
ehestens  der  Fall  sein  mag,  ist  jenes  Dogma  gründlich  zerstört.  Solange  es 
aber  noch  im  Volksglauben  feststeht,  getraut  sich  die  American  Fedcration  of 
Labor  an  die  Formierung  einer  unabhängigen  Arbeiterpartei  nicht  leicht  heran. 
Die  Bedenken  ihrer  Exekutive  gehen  vermutlich  noch  weiter :  Obwohl  die  prin- 
zipiellen Unterschiede  zwischen  Republikanern  und  Demokraten  im  Laufe  der 
letzten  halben  Generation  erheblich  verblasst  sind,  und  die  Anhänglichkeit  an 

*)  Vor  Cranks  kann  man  sich  in  Amerika,  sobald  eine  Reform  btxvtgung  irgend  welcher  Art  dort 
einsetzt,  nur  mühselig  retten:  da  treten  als  Redner  unbekannte  Leute  auf.  die  sich  in  kurzem  a!> 
Mystiker.  Spiritisten,  Stifter  einer  neuen  Religionssekte  oder  Kirche,  sich  als  Volkswohltäter  jerie- 
rendc,  bettelnde  Strasscnprcdigcr,  Erfinder  eines  neuen  Univcrsalhcilmittels  für  leibliche  und  geistige- 
Gebrechen  etc.  entpuppen  und  vielen,  die  aus  Interesse  am  Gemeinwohl  oder  um  Belehrung  zu  er 
halten  herbeigeeilt  waren,  das  Wiederkommen  verleiden. 

*)  Im  neuesten  Agitationsverzeichnis  der  Parteiexekutive  findet  man  zum  Beispiel  nur  3  deutsche 
Namen  unter  38  offiziell  ausgesandten  Organisatoren  und  Agitatoren,  und  von  diesen  beiden  i?t 
einer,  wie  sein  Vorname  bekundet,  Amerikaner  von  Geburt. 
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eine  der  beiden  Parteien  zum  Teil  nur  noch  auf  Familientradition  oder  per- 
sönlicher Bekanntschaft  mit  lokalen  Führern  oder  Zuneigung  für  eine  der 
nationalen  Zelebritäten  oder  auf  Erwartung  materieller  Vorteile  von  dieser 
oder  jener  Seite  beruht,  ist  es  doch  Tatsache,  dass  —  nach  Abzug  der 
verhältnismässig  wenigen  Sozialisten  und  derjenigen  Eingewanderten,  die 
an  der  amerikanischen  Politik  überhaupt  kein  Interesse  nehmen  —  sich 
fast  jeder  organisierte  Arbeiter  zur  republikanischen  oder  demokratischen 
Partei  bekennt.  Die  Exekutive  der  American  Fedcration  of  Labor  besorgt 
daher,  dass,  wie  auch  immer  die  Auslese  ihrer  Arbeiterwahlkandidaten 
ausfallen  möge,  die  Hälfte  der  Mitgliedschaft  Unzufriedenheit  darüber  be- 
kunden dürfte.  Dem  Demokraten  möchte  es  leid  tun  Arbeiterkandidaten,  die 
ausgesprochene  Republikaner  sind,  durch  sein  Votum  zu  unterstützen  und 
umgekehrt.  Daran  könnte  die  unabhängige  Arbeiterpartei  von  vornherein 
scheitern.  Eben  dieser  Teilung  des  Volkes  in  Republikaner  und  Demokraten 
ist  es  ja  zuzuschreiben,  dass  in  den  Gewerkschaften  Politik  bisher  äusserst  ver- 
pönt war,  weil  sie  alle  Gewerkschaften  in  zwei  Lager  spalten  würde.  So  oft 
die  Sozialisten  mit  einem  Antrag  kamen,  der  das  Interesse  des  Gewerkverbandes 
für  eine  mit  der  Politik  eng  verknüpfte  wirtschaftliche  Frage  anregen  wollte, 
wurde  ihnen  erwidert:  Wir  sind  eine  Trade  Union  pure  and  simple.  Damit 
schlugen  die  Führer  jeden  Versuch  der  Sozialisten  das  Gewerkschaftswesen 
durch  zeitgemässen  Stoff  zu  beleben  siegreich  ab,  und  andererseits  wahrten 
sie  sich  das  Recht  ausserhalb  der  Gewerkschaft,  als  Individuen,  Politik  in  den 
Reihen  der  alten  Parteien  zu  treiben  und  durch  ihren  Namen,  den  sie  wohl  zu 
verwerten  wussten,  im  Sinne  ihrer  Partei  auf  die  Arbeiterschaft  einzuwirken. 
Es  müsste  sich  daher  aus  der  organisierten  Arbeiterschaft  heraus  erst  ein  fester 
Wille  bekunden  beiden  alten  Parteien  den  Rücken  zu  kehren,  ehe  eine  unab- 
hängige Arbeiterpartei  sich  auftun  könnte,  um  die  soziale  Gesetzgebung  im 
Parlament,  das  in  Amerika  die  eigentliche  Regierung  ist,  in  die  Hand  zu 
nehmen.  Jenen  Willen  erzeugen  helfen  wäre  einer  intelligenten  Führung 
unmittelbare  Aufgabe,  zumal  sich  diese  nunmehr  leichter  darstellt  in  Hinsicht 
auf  die  zahllosen  Enttäuschungen,  die  die  Pressionspolitik  den  Gewerkschaften 
bisher  bereitet  hat. 

Es  rechtfertigt  sich  demnach  der  Schluss:  Gompers  und  Genossen  sind  durch 
Yerkennung  oder  tadelnswerte  Vernachlässigung  ihrer  Pflicht  die  Massen  aus 
dem  alten  Geleise  herauszuführen  am  jetzigen  traurigen  Stand  der  ameri- 
kanischen Arbeiterbewegung  mitschuldig,  durch  den  Umstand  jedoch,  dass  die 
amerikanischen  Verhältnisse  den  Führern  das  Herausgehen  aus  der  Gewohn- 
heit beträchtlich  erschwerten,  unter  Zubilligung  mildernder  Umstände  zu 
beurteilen. 

2  •  Die  Aussichten  des  Sozialismus  in  Amerika 

N  anderer  Stelle,  im  Vorwärts,  erzählte  ich  Anfang  April,  kurz  nach 
meiner  Rückkehr  nach  Europa,  wie  Samuel  Gompers  im  Jahre  1892 
t>ei  einem  Besuch  in  meiner  Redaktion  des  Saint  Louis  Tageblatts, 
als  ich  ihm  nahelegte  endlich  Direktiven  zu  unabhängiger  Politik 
der  American  Fedcration  of  Labor  zu  geben,  mir  seine  Maximen 
erklärte : 

>Ich  schiebe  nicht  sondern  lasse  mich  schieben.  Ich  bin  kein  Führer  in  dem  Sinn, 
wie  Sie  wünschen,  sondern  ausführender  Beamter.     Wenn    die  Konvention  der 
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American  Federation  of  Labor  unabhängiges  politisches  Vorgehen  beschliesst,  bin 
ich  selbstverständlich  dafür  und  dabei.« 

Im  Licht  dieser  Erklärung  selbst  bleibt  es  unverständlich,,  dass  Gompers  noch 
heute,  16  Jahre  später,  keines  Bessern  belehrt  ist.  Denn  auf  den  letzten  Jahres- 
konventionen der  American  Fcderation  of  Labor  haben  vorgeschrittene,  zumeist 
sozialistische  Delegierte  regelmässig  das  Thema  Lossagung  von  den  alten  Par- 
teien zur  Diskussion  gebracht,  dabei  allerdings  manchmal  ihre  Chancen  durch 
allzustramm  sozialistische  Resolutionen,  für  die  die  Konvention  notorisch  nicht 
reif  war,  verdorben.  In  der  nächsten  Jahresversammlung,  die  im  Dezember, 
etwa  einen  Monat  nach  der  Präsidentschaftswahl  stattfindet,  dürfte  unser 
Gegenstand  besser  vorbereitete  Teilnehmer  als  sonst  finden,  weil  bekanntlich 
seit  Entscheidung  des  Oberbundesgerichts  gegen  Zulässigkeit  des  Boykotts  ein 
gewisser  Umschwung,  wenn  auch  kein  radikaler,  in  Gewerkschaftskreisen  wahr- 
zunehmen und  von  verschiedenen  Seiten,  die  sonst  der  Frage  unabhängiger 
Politik  gleichgültig  gegenüberstanden,  der  Wunsch  nach  Betätigung  zwecks 
Wahl  von  Arbeiterabgeordneten  für  die  Legislatur  laut  geworden  ist.  Je  grösser 
die  Anzahl  dieser  politischen  Dissidenten  sein  wird,  die  aus  Mangel  an  einem 
Gewerkschaftskandidaten  für  Eugene  V.  Debs  und  die  ganze  sozialistische 
Liste  stimmen,  desto  sicherer  die  endliche  Formierung  der  American  Fede- 
ration  of  Labor  als  politische  Arbeiterpartei. 

Gompers  kann  mit  dem  Erfolg  seines  diesjährigen  Hausiergangs  in  die  Kon- 
ventionen der  alten  Parteien  so  verzweifelt  wenig  Staat  machen,  dass  er  froh 
sein  müsste,  wenn  die  Konvention  der  Federation  durch  einen  fortschrittlichen 
Beschluss  in  erwähnter  Richtung  ihn  der  Fatalität  überhöbe  sich  künftig  wieder 
Körbe  bei  den  alten  Parteien  zu  holen.  Nur  zu  gern  wird  er  sich  jetzt  schieben 
lassen,  und  sei  es  auch  nur,  um  stärkeren  Ubergang  von  Gewerkschaftern  ins 
sozialistische  Lager  zu  verhüten.  Mit  der  Wahl  von  Kongress-  und  Legislatur- 
kandidaten aus  Arbeiterreihen  und  von  Staatsrichtern  aus  den  liberaleren 
Juristenkreisen  wäre  den  dringendsten  Bedürfnissen  der  amerikanischen  Ar- 
beiterbewegung vorläufig  abgeholfen,  vorausgesetzt,  dass  hinter  je  drei  zu 
Legislatoren  erwählten  Gewerkschaftern  ein  miterwählter  Sozialist  als  Rat- 
geber und  Kontrolleur  steht. 

Es  verbleibt  nun  die  Frage:  Woran  liegt  es,  dass  der  Sozialismus  bisher  in 
Amerika  so  geringe  Fortschritte  gemacht  hat?  Zwar  bestehen  sozialistische 
Sektionen  in  vielen  Staaten  und  Städten,  doch  nirgends  ist  es  zur  Eroberung 
eines  Korgressmandats  gekommen,  und  das  Gesamtvotum  der  Partei  bei  der 
letzten  Präsidentschaftswahl  betrug  höchstens  20  %  der  organisierten  Arbeiter- 
schaft. Und  verteilt  man  ein  Viertel  des  sozialistischen  Votums  auf  In- 
tellektuelle, Handlungsgehilfen,  Arbeiter  unorganisierter  Branchen  und  Tage- 
löhner, die  keiner  Gewerkschaft  angehören,  so  wären  etwa  15  %  der  zirka 
2  Millionen  zählenden  American  Federation  of  Labor  sozialistischen  Sinnes, 
hauptsächlich  deutsche  Möbelarbeiter,  Schneider,  Zigarrenmacher  usw. 

Aus  meinen  Darlegungen  kennt  der  Leser  nun  einen  Teil  der  Ursachen,  die  das 
Wachstum  des  Sozialismus  in  Amerika  verzögern:  die  politische  Rückständig- 
keit der  Gewerkschaften.  Erst  wenn  letztere,  dem  Beispiel  der  Arbeiter  Eng- 
lands folgend,  eine  politische  Indepcndent  Labor  Party  darstellen,  kann  aus 
blossem  Tradeunionismus  der  Sozialismus  entstehen.  Vorher,  das  heisst  als 
Mitglieder  der  korrupten  alten  Parteien,  sind  die  Gewerkschafter  kein  brauch- 
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bares  Material  für  uns.  Andere  Ursachen  für  die  Langsamkeit  des  sozialen 
Aufklärungsprozesses  habe  ich  kürzlich  in  der  Fränkischen  Tagespost  dar- 
gelegt; ich  beschränke  mich  daher  darauf,  diese  mit  einigen  Strichen  zu  cha- 
rakterisieren. Da  ist  vor  allem  die  in  Amerika  grössere  Möglichkeit  eines 
Aufrückens  des  Proletariers  in  das  Bürgertum  für  die  jungen  Leute  häufig 
ein  Grund  zur  Unempfindlichkeit  gegen  sozialistische  Belehrung,  insbesondere, 
wenn  ihr  Spartalent  ihnen  die  Notwendigkeit  des  Sozialismus  nicht  klar  werden 
lässt.4)  Alsdann  ist  es  die  traditionelle  Korruption  in  den  alten  Parteien,  die 
vielen  ehrlich  Strebenden  eine  Beschäftigung  mit  Politik  überhaupt  verleidet, 
und  worunter  die  sozialistische  Propaganda  in  den  Gewerkschaften  am  meisten 
leiden  musste.  Damit  sind  jedoch  die  Ursachen,  die  unser  Partei  Wachstum  ver- 
zögern, nicht  erschöpft.  Eine  der  wichtigeren  ist  die  Kirchlichkeitsmode  in 
Amerika,  der  Einfluss  aller  Religionen  auf  den  Genügsamkeitssinn  der  Massen 
und  die  Andauer  ihrer  Hoffnung  auf  bessere  Zeiten.  Berührung  der  Religion 
ist  sogar  in  sozialistischen  Zeitschriften  englischer  Sprache  dermassen  verpönt, 
dass  ich  beispielsweise  überall,  wo  ich  versuchte,  meinen  in  der  New  Yorker 
Volkszeitung  veröffentlichten  Essay  Der  Sozialist  als  Atheist  (eine  direkt  zur 
Aufklärung  amerikanischer  Arbeiter  geschriebene  Abhandlung)  in  eng- 
lischer Übersetzung  zu  publizieren,  abgewiesen  wurde.  Dies  erklärt  beiläufig 
die  günstige  Aufnahme,  die  die  jüngst  entstandene  Christian  Socialist  Fellow- 
ship,  eine  Vereinigung  Geistlicher  verschiedener  Sekten,  bei  einem  Teil  unserer 
Genossen  gefunden  hat. 

Meines  Erachtens  hängt  die  Expansion  des  Sozialismus  in  Amerika  in  erster 
Reihe  vom  Eintritt  der  Gewerkschaften  als  selbständige  Partei  in  die  politische 
Arena  ab  und  in  zweiter  Linie  vom  Niedergang  der  Kirchlichkeit  des  Volkes, 
der  notorisch  längst  eingesetzt  hat,  von  der  genannten  Christian  Socialist  Feliow- 
ship  aber  aufzuhalten  versucht  wird. 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 
LEOMIDR  BISSOLRTI  •  DER  REVOLUTIONÄRE 
SYNDIKALISMUS  UND  DER  LRNDRRBEITER- 
STREIK  IN  PRRMR 

UF  dem  im  April  dieses  Jahres  in  Rom  abgehaltenen  Kongress  der 
Confcderazione  del  Lavoro  wurde  durch  De  Ambris  das  Programm 
des  für  den  i.  Mai  in  Parma  geplanten  Streiks  öffentlich  erläutert. 
Dieser  Kongress  fand  statt,  um  die  Massnahmen  zu  beraten,  durch 
die  man  zu  gunsten  der  wegen  des  letzten  Generalstreiks  bestraften 
Eisenbahner  und  der  wegen  einiger  Ereignisse  bei  den  Streiks  in  der  Provinz 
Bologna  hart  verurteilten  Bauern  eine  Amnestie  erwirken  könnte.  Die  Syndi- 
kalisten kamen  in  den  Kongress,  um  ihn  zu  stören,  um  die  Versammlung  von 
ihren  Absichten  abzubringen  und  sie  aufzufordern  den  Klassenkampf  in  ge- 
waltsamen Formen  zu  führen.  De  Ambris  teilte  mit,  dass  alles  für  einen 
grossen  Generalstreik  vorbereitet  sei.    Mit  vollständiger  Offenheit  legte  er 

*)  Das  Sparen  ist  für  junge  Leute,  die  Spartalent  besitzen  und  Entsagungsfahigkeit,  in  Amerika 
absolut  viermal  leichter  als  in  Deutschland  und  relativ,  das  heisst  in  Anbetracht  des  höheren  Lohnes, 
sogar  achtmal.  In  einer  demnächst  in  der  Neuen  Welt  erscheinenden  Artikelserie  Wie  finden  Sie 
Deutschland  heule  und  im  Vergleich  mit  den  Vereinigten  Staaten  T  habe  ich  ein  höchst  einfaches  und 
unwiderlegliches  Rcchencxcmpel  zur  Illustration  meiner  Behauptung  geliefert. 
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dar,  dass  die  Arbeiterkammer  von  Parma  —  deren  Sekretär  er  war  —  um 
diesen  Plan  zu  verwirklichen,  sich  weigern  solle  zur  Interpretation  der  in 
Kraft  stehenden  Verträge,  über  die  Differenzen  entstanden  waren,  ein  Schieds- 
gericht anzurufen :  das  würde  den  Krieg  bis  aufs  Messer  zur  Folge  haben. 
Er  fügte  noch  hinzu,  die  bei  den  Landarbeitern  ausgegebene  Parole  Krieg  dem 
Besitz!  drücke  bereits  aus,  dass  der  Zweck  dieses  Streiks  nicht  sei  bestimmte 
Verbesserungen  zu  erzielen  sondern  den  Besitz  an  sich  zu  vernichten.  Der 
seit  langer  Zeit  von  den  Syndikalisten  vorbereitete  Streik  sollte  das  Mittel  ab- 
geben alle  Landarbeiter  des  Potals  in  den  Wirbel  hineinzuziehen  und  auch  die 
grösseren  Orte  wie  Mailand  und  Genua  zum  Kampf  zu  zwingen.  Durch  die 
ungeheuer  grosse  Ausdehnung,  die  dieser  Streik  nehmen  sollte  und  durch  -Jen 
Charakter,  den  man  ihm  von  Anfang  an  aufgedrückt  hatte,  müsste  er  einen 
revolutionären  Gang  nehmen  und  wäre  deshalb  ein  getreues  Bild  eines  syndi- 
kalistischen Aufstandes,  der  eine  mehr  oder  weniger  allgemeine  Katastrophe 
des  kapitalistischen  Systems  veranlassen  könnte. 

Dies  war  nun  das  Programm  des  Streiks  von  Parma,  das  De  Ambris  unter 
Vcrheissung  der  Anwendung  von  Sabotage  und  sonstiger  Gewaltsamkeit  der 
Versammlung  vorlegte.  Aber  die  grosse  Mehrheit  der  Kongressteilnehmcr 
erkannte  so  deutlich  den  wahren  Unsinn  jenes  Programms,  dass  die  Syndi- 
kalisten sich  von  dem  Kongress  zurückzogen,  nicht  ohne  vorher  die  Gegner 
mit  ihren  gewöhnlichen  Schimpfreden  überhäuft  zu  haben.  Sie  hielten  cinf 
separate  Versammlung  ab,  wo  De  Ambris'  Ideen  natürlich  siegreichen  Erfolg 
hatten.  Nun  kam  auch  der  i.  Mai,  und  der  Streik  wurde  proklamiert.  In  der 
Tat  hatten  die  Syndikalisten  alles  so  vorbereitet,  dass  er  unvermeidlich  wurde. 
Es  darf  nicht  vergessen  werden,  dass  in  den  selben  Gemeinden  der  Provinz 
Parma  bereits  ein  Streik  stattgefunden  hatte,  der  durch  die  Annahme  eines  auf 
2jährige  Dauer  abgeschlossenen  Tarifvertrags  beendet  worden  war.  In  die>em 
Vertrag  wurde  auch  festgesetzt,  dass  bei  Zweifeln  oder  Meinungsverschieden- 
heiten in  der  Auslegung  der  Bedingungen  die  Parteien  verpflichtet  wären  ein 
Schiedsgericht  zu  wählen,  das  entscheiden  sollte.  Die  Meinungsverschieden- 
heit entstand  in  der  Tat:  eine  sehr  kleine  Differenz,  die  mit  ein  wenig  gutem 
Willen  sicherlich  vom  Schiedsgericht  entfernt  werden  konnte.  Aber  die  Leiter 
der  Arbeilerkammer  wollten  den  Streik  und  antworteten  daher  auf  Ersuchen 
der  Besitzer  um  Wahl  von  Schiedsmännern  ablehnend.  Nach  dieser  Weige- 
rung nahmen  die  Besitzer  an,  dass  es  sich  um  einen  Kampf  bis  zum  Aussersten 
handele,  sie  reagierten  daher  in  einer  Weise,  aus  der  man  sah,  dass  sie  nicht 
gewillt  waren  Arbeiter  anzunehmen,  die  ihre  Bedingungen  nicht  erfüllten,  das 
heisst,  die  zur  Arbeiterkammer  hielten.  Mit  anderen  Worten:  Die  syndi- 
kalistische Organisation  hatte  den  Besitzern  den  Fehdehandschuh  hingeworfen, 
worauf  diese  mit  einer  Kriegserklärung  gegen  die  Organisation  antworteten. 
Dies  war  gerade  das  Ziel,  auf  das  es  die  Syndikalisten,  wie  De  Ambris  er- 
klärte, abgesehen  hatten,  und  die  Syndikalisten  verhängten  nun  über  Parma 
den  Streik.1) 

Man  muss  indessen  nicht  glauben,  dass  die  Syndikalisten  ihre  Absichten  so 
klar  und  deutlich  ausdrückten  wie  De  Ambris  sie  auf  dem  Kongress  von  Rom 

')  Uber  diese  bedeutungsvollen  Rrgcbenhcitcn  ist  bereits  in  der  Rubrik  Sozialistische  BfWtfMJ 
der  Rundschau  (in  diesem  Band  der  Sozialistischen  Monatshefte.  |>ag.  954  ff.)  berichtet  worden 
Eine  ausführlichere  Darlegung  scheint  aber  notwendig,  um  dem  deutschen  Leser  ein  richtiges  BiM 
des  von  seinen  Fuhrern  absichtlich  verworrenen  Kampics  zu  geben. 
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geschildert  hatte.  Die  Landarbeitermasse,  obwohl  durch  die  revolutionäre 
Propaganda  erhitzt,  wäre  doch  nicht  so  bereit  gewesen  sich  in  den  Kampf  zu 
begeben,  wenn  man  ihr  nicht  einen  unmittelbaren  Erfolg  in  Aussicht  gestellt 
hätte,  der  jedoch  sehr  entfernt  von  dem  Erfolg  war,  auf  den  ihre  Führer  es 
abgesehen  hatten.  Diese  bemühten  sich  auch,  um  die  Arbeiter  an  sich  zu 
fesseln,  das  Streikprogramm  durch  einige  Punkte  zu  verbessern,  die  an  sich 
nichts  Unvernünftiges  und  Übertriebenes  hatten.  Das  Spiel  war  sehr  geschickt 
angelegt.  Die  Landarbeiter  begannen  den  Streik  und  griffen  zum  äussersten 
Kampfmittel,  in  der  Voraussetzung,  dass  sie  für  jene  Verbesserungen  kämpften. 
Die  Syndikalisten  wiederum  hatten  die  Sache  so  vorbereitet,  dass  die  Besitzer 
nicht  glauben  konnten,  jene  Verbesserungen  bildeten  den  wahren  Grund 
des  Kampfes.  Auf  diese  Weise  erreichten  die  Syndikalisten  ihre  Absicht;  der 
Kampf  konnte  kein  friedliches  Ende  finden  und  musste  von  Tag  zu  Tag 
heftiger  werden.  Das  italienische  Proletariat  hätte,  obwohl  unter  refor- 
mistischer Leitung,  seine  Solidarität  einem  Streik  bekunden  müssen,  der  als 
Basis  das  normale  Verlangen  nach  gerechten  Verbesserungen  hatte;  jedoch 
wäre  der  Lokalstrcik  bei  dem  Widerstand  der  Besitzer  zu  einem  Generalstreik 
geworden,  und  so  hätte  der  revolutionäre  Syndikalismus  mit  Hilfe  seiner 
eigenen  Gegner  seinen  höchsten  Versuch  machen  können. 

Der  Versuch  ist  zu  nichte  geworden  wie  jede  Bewegung,  die  auf  doktrinären 
Plänen  und  künstlichen  Mitteln  gegründet  ist.  Vor  allem  entwickelte  die  er- 
schreckte und  erregte  Besitzcrklasse  viel  höhere  Widerstandskräfte  als  die 
Syndikalisten  angenommen  hatten.  Es  gelang  den  Syndikalisten  die  Besitzer 
durch  Drohungen  und  fortgesetzte  Gewaltsamkeiten  davon  zu  überzeugen,  dass 
der  Augenblick  gekommen  sei  sich  auf  Tod  und  Leben  zu  schlagen.  Kein  Opfer 
war  nun  für  die  Besitzer  gross  genug;  sie  schlössen  sich  zu  einem  fest  ge- 
fügten und  mächtigen  Verband  zusammen  und  waren  eher  bereit  die  Ernte 
zu  verlieren  als  die  geringste  Konzession  zu  bewilligen.  Und  warum  sollten 
sie  nachgeben?  Wir  kennen  die  Psychologie  der  Unternehmer.  Wenn  sie  dem 
Verlangen  der  Arbeiter  irgendwie  nachkommen,  tun  sie  es  doch  nur  in  der 
Hoffnung  sich  eine  bestimmte  Zeit  ruhiger  und  sicherer  Produktion  zu  sichern. 
Und  gerade  diese  Hoffnung  konnten  die  Besitzer  aus  Parma  nach  den  Er- 
klärungen De  Ambris'  nicht  haben.  Hatte  er  nicht  gesagt,  dass  man  bei 
Bewilligung  des  kleinsten  Zugeständnisses  sofort  neue  und  schwerere  Kon- 
zessionen verlangen  würde,  so  dass  die  Arbeitgeber  zur  Verzweiflung  gebracht 
würden?  Hatte  er  nicht  ganz  klar  das  Programm  fortwährend  wiederholter 
Streiks  angekündigt?  Es  war  also  der  Mühe  wert  in  einen  grossen  Kampf 
einzutreten,  um  zu  versuchen  die  Organisation  zu  zerstören.  Zweifellos  war 
auch  dies  eine  unbesonnene  Utopie.  Aber  wer  hat  sie  geschaffen,  wenn  nicht 
gerade  die  syndikalistische  Methode? 

Inzwischen  befanden  sich  die  Arbeiter  vor  einer  gepanzerten  Festung.  Sie 
hatten  gehofft,  weil  De  Ambris  und  Genossen  es  sie  hoffen  Hessen,  dass  die 
Besitzer  vor  der  Unmöglichkeit  das  Heu  im  Mai  einzuernten  kapitulieren 
würden.  Vergebliche  Hoffnung!  Mit  Hilfe  von  Mähmaschinen  und  durch  die 
eigene  Arbeit  der  Besitzer  wurde  das  Heu  fast  komplett  eingeholt.  Die  Land- 
arbeiter hatten  die  Ställe  verlassen.  De  Ambris  und  Genossen  hatten  sie 
glauben  gemacht,  dass  dies  allein  genügen  würde  den  Sieg  zu  sichern.  Die 
Kühe  wurden  trotzdem  gefüttert  und  besorgt.    Nun  kam  der  entscheidende 

68 


Digitized  by  Google 


1066 


LEONIDA  BISSOLATI  ■  DER  REVOLUTIONÄRE  SYNDIKALISMUS  ETC 


Moment,  der  laut  Voraussagung  der  Streikführer  zum  Erfolg  führen  sollte, 
das  heisst  der  Augenblick  der  Weizenernte.    Aber  es  kamen  auch  die  Ma- 
schinen, und  der  Weizen  wurde  gemäht.   Jedoch  die  grösste  Enttäuschung  war 
es  für  die  Streikenden,  als  sie  den  Traum  jenes  grossen  Generalstreiks,  von  dem 
ihnen  die  Syndikalisten  so  oft  sprachen,  entschwinden  sahen.    Im  Verlauf  des 
Streiks  wurden  in  der  Tat  zwei  Versuche  gemacht  den  Kampf  auszudehnen. 
Zuerst  in  der  Nachbarprovinz  Piacenza,  die  ebenfalls  von  Syndikalisten  be- 
herrscht ist.    Unter  dem  Vorwand  einige  Besitzer  in  Piacenza  hätten  sich  mit 
denjenigen  von  Parma  vereinigt,  proklamierte  die  Arbeiterkammer  von  Pia- 
cenza in  Gemeinschaft  mit  der  von  Parma  den  landwirtschaftlichen  General- 
streik. Aber  dieser  dauerte  nur  3  bis  4  Tage.  Von  der  selben  Arbeiterkammer 
aus  Parma  kam  der  Befehl  den  Streik  in  der  Provinz  Piacenza    zu  be- 
enden.   Der  Grund  ist  leicht  zu  verstehen.    Ein  grosser  Teil  der  Streikenden 
wurde  durch  Verteilung  von  Geld  und  Geldeswert  unterstützt.    Es  war  also 
klar,  dass  mit  der  Ausdehnung  des  Streiks  die  Zahl  der  zu  unterstützenden 
Streikenden  wuchs,  während  die  Summe  der  Hilfsgelder,  die  in  Parma  an- 
kamen, sich  nach  und  nach  verminderte.    Die  Syndikalisten  machten  ver- 
suchsweise eine  sehr  einfache  Feststellung,  eine  Feststellung,  die  so  natürlich 
ist,  dass  sie  nicht  erst  experimentell  erprobt  zu  werden  brauchte;  nämlich  die, 
dass  die  Ausdehnung  eines  Streiks  dem  Streik  selbst  nicht  günstig  sein  kann, 
wenn  er  die  Unternehmer  nicht  schnell  zu  Fall  bringt.    Wenn  aber  die  Kapi- 
talistenklassc  sogar  der  grössten  Ausdehnung  des  Streiks  widerstehen  kann, 
muss  der  Streik  schnell  aufhören,  weil  seine  Mittel  schnell  erschöpft  werden. 
Die  Syndikalisten,  berauscht  von  ihren  eigenen  Worten,  hatten  geglaubt,  ei 
wäre  genügend  die  Ausdehnung  des  Streiks  anzudrohen,  damit  das  ganze 
Bürgertum  zitternd  vor  ihren  Füssen  liege.    Sie  mussten  sich  aber  bald  vom 
Gegenteil  überzeugen  und  sich  schnellstens  zurückziehen.   So  entschwand  das 
Ziel  des  grossen  landwirtschaftlichen  Generalstreiks,  das  so  eine  grosse  Rolle 
in  der  trügerischen  Rhetorik  eines  De  Ambris  und  seiner  Genossen  gespielt 
hatte. 

Noch  ein  zweites  Mal  zeigte  sich,  aber  in  anderer  Form,  die  Möglichkeit  eines 
allgemeinen  Streiks.  Gegen  Mitte  Juni,  als  das  Ende  des  Streiks  voraus- 
zusehen war,  entstand  ein  Aufruhr  vor  der  Eisenbahnstation  von  Parma,  als 
ein  Posten  neuer  Maschinen  ankam.  Soldaten  zerstreuten  die  Demonstranten 
und  besetzten  die  Lokalitäten  der  Arbeiterkammer.  Als  Protest  gegen  diese 
militärische  Besetzung  sowie  gegen  die  Drohung  der  Auflösung  und  Ver- 
nichtung der  Arbeiterorganisation  wurde  der  Generalstreik  in  allen  Betrieben 
der  Stadt  und  Provinz  Parma  erklärt.  In  diesem  Moment  hielt  nicht  nur  die 
Arbeiterklasse  sondern  auch  die  sozialistische  und  die  demokratische  Partei  zu 
den  Streikenden.  Eine  Anzahl  Abgeordneter  kam,  um  das  Beginnen  der  Or- 
ganisation zu  unterstützen,  nach  Parma,  während  die  syndikalistischen  Führer 
das  Weite  suchten.  Falls  die  Regierung  sich  geweigert  hätte  den  Arbeitern 
die  Arbeiterkammer  zurückzugeben,  wäre  es  zum  Generalstreik  gekommen. 
Das  energische  Vorgehen  der  Abgeordneten,  die  Haltung  des  ganzen  organi- 
sierten italienischen  Proletariats  und  —  auch  das  muss  man  zugeben  —  der 
gesunde  Verstand  Giovanni  Giolittis  verhinderte  den  Ausbruch  des  General- 
streiks. Die  Arbcitcrkammer  wurde  ihrer  Tätigkeit  zurückgegeben ;  die  syndi- 
kalistischen Führer,  wieder  in  Sicherheit,  übernahmen  von  neuem  die  Leitung 
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und  der  landwirtschaftliche  Streik  nahm  müde  und  schleppend  seinen 
Fortgang.  Wenn  also  der  Syndikalismus  sein  Experiment  zu  Ende  führen 
konnte,  so  verdankt  er  es  dem  parlamentarischen  Einfluss  des  reformistischen 
Proletariats  und  der  Androhung  jenes  politischen  Generalstreiks,  für  den  die 
Führer  des  Syndikalismus  unter  Sorel  als  geistigem  Haupt  nicht  genügend 
Worte  der  Verachtung  finden. 

So  geht  jetzt  der  Streik  langsam  als  Schwindsüchtiger  zu  gründe.  Ein  Teil 
der  Landarbeiter  kehrte  zur  Arbeit  zurück  und  unterwarf  sich  den  von  den 
Besitzern  stipulierten  Bedingungen;  ein  anderer  Teil  behauptet  in  Streik  zu 
stehen,  ist  aber  in  Wirklichkeit  einfach  arbeitslos,  infolge  der  Verwendung 
von  Maschinen,  die  die  menschliche  Arbeit  ersetzen  sollen.  Diesen  Arbeits- 
losen gelingt  es  noch  das  Nahrungsproblem  zu  lösen,  weil  viele  von  ihnen  ihre 
Kinder  in  anderen  Provinzen  untergebracht  haben,  und  weil  die  Hilfsmittel 
noch  nicht  zu  Ende  sind,  können  noch  Tausende  von  Personen  in  den  Volks- 
küchen Nahrung  erhalten.  Ein  anderer  grosser  Teil  von  Streikenden  ist  ausge- 
wandert. Nichtsdestoweniger  schickt  De  Ambris  noch  jetzt  aus  der  Schweiz 
Tagesbefehle,  die  den  nahen  Sieg  ankündigen. 

Mittlerweile  haben  aber  die  grossen  italienischen  Arbeiterorganisationen  ge- 
glaubt, dass  es  ihr  Recht  und  ihre  Pflicht  wäre  einzuschreiten.  Bisher  gaben 
sie  dem  Streik  ihre  finanzielle  Hilfe;  obwohl  sie  gegen  die  Art  und  Weise 
sind,  wie  der  Streik  vorbereitet  und  geführt  worden,  haben  sie  sich  des  Schick- 
sals ihrer  Klassengenossen  angenommen,  die,  wenn  auch  in  naiver  Weise,  für 
die  Verbesserung  ihrer  traurigen  Lebenslage  kämpften.  Nun  der  Streik  in  der 
Tat  verloren  ist,  gibt  es  keinen  Grund  mehr  für  das  italienische  Proletariat 
weiter  Opfer  zu  bringen.  Es  ist  nicht  zu  vergessen,  dass  viele  Organisationen 
nicht  für  ihr  eigenes  Gewerbe  sorgen  konnten,  um  die  Streikenden  von  Parma 
zu  unterstützen.  Aber  da  die  Syndikalisten  darauf  bestanden,  dass  der  Streik 
nicht  nur  am  Leben  war  sondern  noch  eine  Siegesmöglichkeit  bot  —  selbst- 
verständlich nicht  mehr  eine  solche  wie  sie  De  Ambris  dem  Kongress  von 
Rom  geschildert  hatte,  aber  doch  eine  in  der  Verbesserung  des  Tarifvertrags 
für  die  Provinz  Parma  — ,  wurde  eine  Konferenz  abgehalten,  in  der  Vertreter 
der  Confederasione  del  Lavoro,  des  Landarbeiterverbandes  und  der  sozialisti- 
schen Parlamentsfraktion  sich  zusammenfanden,  und  in  der  eine  Unter- 
suchungskommission gebildet  wurde  mit  dem  Auftrage  die  Wahrheit  über  die 
Lage  zu  ermitteln.  Wie  zu  erwarten  war,  schrieen  die  Syndikalisten  über  den 
Verrat.  Die  Sachlage  prüfen  und  ihren  Worten  kein  Vertrauen  schenken:  das 
hiess  den  Streik  verraten.  Die  Arbeiterorganisationen  fuhren  jedoch  in  ihrem 
Amt  fort,  und  die  Untersuchung  wurde  angestellt,  obwohl  die  Syndikalisten 
ihren  Anhängern  empfohlen  hatten  die  Kommission  mit  Stockschlägen  zu 
empfangen. 

Am  29.  Juli  wurde  der  Bericht  den  Verbänden,  die  in  Bologna  zusammen- 
getreten waren,  vorgelegt.  Die  Syndikalisten  versuchten  die  Versammlung  mit 
Gewalt  aufzulösen.  Der  Bericht  wurde  indessen  verlesen  und  ergab,  dass  der 
Streik  fast  beendet  war,  dass  die  Streikenden  in  Wahrheit  arbeitslos  waren, 
und  dass  das  Ergebnis  der  ganzen  von  den  Syndikalisten  inszenierten  Aktion 
ein  ungeheures  Unglück  für  die  Arbeiterklasse  war.  Die  Versammlung  be- 
schloss  keine  Sammlung  mehr  für  Parma  zu  veranstalten  und  den  Rest  der 
Hilfsmittel  zu  gunsten  der  Opfer  des  Streiks  und  hauptsächlich  für  die  Kon- 
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sumvcreine  anzuwenden,  die  infolge  des  den  Streikenden  gewährten  Kredits 
fast  ruiniert  waren.  Und  damit  man  sich  eine  klare  Idee  über  diesen  ernsten 
Entschluss  machen  kann,  der  den  Todesstoss  für  das  syndikalistische  Experi- 
ment bedeutet,  ist  die  Bemerkung  notwendig,  dass  in  dieser  Versammlung  fol- 
gende Organisationen  vertreten  waren:  Die  Confcdcrczione  del  Lavoro,  die 
200  ooo  Organisierte  umfasst,  der  Landarbeiterverband  mit  iooooo  Mitgliedern, 
ausserdem  besondere  Verbände  der  Landarbeiter  der  Emilia  und  der  Lombardei. 
Der  Beschluss  wurde  gegen  eine  einzige  Stimme  gefasst. 

Wir  wollten  die  Geschichte  dieser  unglücklichen  Bewegung  im  einzelnen  schil- 
dern, so  dass  der  Leser,  der  sie  vollständig  vor  Augen  hat,  nicht  mehr  viele 
Kommentare  braucht.  Aber  es  könnte  jemand  fragen:  Muss  man  die  Schuld 
an  dem  Misslingen  dem  Syndikalismus  zuschreiben?  Ist  nicht  zugegeben,  dass 
im  Gegensatz  zu  den  utopistischen  Absichten  der  Leiter  die  Landarbeitermass^ 
auf  sofortige  praktische  und  vernünftige  Verbesserungen  bestand?  Und  wenn 
der  Streik  auch  wegen  dieser  Fragen  zu  Fall  kam,  ist  nicht  in  Wirklichkeit 
der  Grund  des  Nichterfolges  in  der  unüberwindlichen  Widerstandsfähigkeit  der 
Besitzer  zu  suchen?  Wurde  nicht  der  Syndikalismus  niedergeworfen,  wo  auch 
der  Reformismus  niedergeschlagen  worden  wäre?  Nein.  Die  Verantwortlich- 
keit des  Syndikalismus  liegt  vor  allem  darin,  dass  er  in  jenen  Provinzen  den 
Boden  so  bereitet  hat,  dass  der  verzweifelte  und  wilde  Widerstand  der  Be- 
sitzer* unvermeidlich  wurde,  und  ferner  darin,  dass  er  den  Kampf  wollte, 
gerade  als  der  Boden  so  vorbereitet  war.  Seit  langer  Zeit  verbreiteten  die 
Wanderredner  des  Syndikalismus  und  die  Leiter  der  Arbeiterkammer  jenen 
Plan,  der  auch  von  De  Ambris  dem  Kongrcss  zu  Rom  unterbreitet  wurde,  das 
heisst,  dass  der  Streik  dazu  dienen  müsse  das  grosse  revolutionäre  Experiment 
in  Szene  zu  setzen,  dass  Konzcssionen  nicht  einmal  für  eine  Zeitlang  die  Be- 
wegung beruhigen  könnten,  und  dass  Streiks  systematisch  wiederholt  werden 
sollten.  Und  als  das  Aufgebot  der  Besitzer  bereit  war  diesen  fortwährenden 
Drohungen  hartnäckigsten  Widerstand  entgegenzusetzen,  gerade  da  suchten 
die  Syndikalisten  den  Vorwand  zum  Angriff.  Nach  dem  Kollektivvertrag  vom 
Jahre  1907,  der  bemerkenswerte  Verbesserungen  für  die  Landarbeiter  garan- 
tierte, hätte  man  den  Weg  zu  einem  gütlichen  Vergleich  durch  die  Wahl  eines 
Schiedsgerichts  gefunden,  aber  man  wollte  ihn  nicht.  Man  wollte  Krieg,  und 
man  wollte  auch  diesen  Krieg,  als  man  wusste,  dass  der  Feind  bereit  wai  ihn 
aufzunehmen. 

Dies  ist  nun  kein  zufälliger  taktischer  Fehler  sondern  die  notwendige  Folge 
der  syndikalistischen  Phraseologie.  Vor  mir  liegt  die  letzte  Schrift  Sorels  Rc- 
flcxions  sur  la  violcncc.  Der  grosse  Band  besteht  nur  aus  Variationen  des 
einen  Gedankengangs:  Die  Aufgabe  der  neuen  Schule  (des  Syndikalismus) 
liegt  vor  allem  in  der  Erziehung  des  Proletariats  zur  Gewalttätigkeit,  weil  es 
ausser  der  Gewalt  kein  anderes  Heil  gif-t.  Wenn  die  Gewalt  des  Proletariat^ 
nicht  einschreitet,  ist  die  moderne  Wilt  von  Verfall  bedroht.  Die  refor- 
mistische Methode  ist  im  Begriff  einen  Ausgleich  zwischen  Bürgertum  und 
Proletariat  zu  schaffen :  Dies  ist  die  grösste  Gefahr,  die  die  Gesellschaft  be- 
drohen kann,  weil  der  Kapitalismus  sich  auf  den  Weg  der  Konzessionen  begibt 
und  damit  auf  seine  eigene  Fortcntwickelung  verzichtet.  Die  Zurück- 
haltung der  Expansion  des  Kapitalismus  ist  der  Verfall  der  Gesellschaft.  Aus 
diesem  Grunde  ist  es  nötig,  dass  die  proletarische  Gewalt  eingreift,  die  die 
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Kapitalistenklasse  zwingt  ebenfalls  von  Gewaltmitteln  Gebrauch  zu  raachen 
und  irgendwelche  Vermittclung  unmöglich  macht.  Der  Klassenkampf  nimmt 
also  die  schärfsten  Formen  an.  Und  das  ist  die  beste  Erziehung  für  das  Pro- 
letariat, das  sich  daran  gewöhnt,  keine  kleinen  Verbesserungen  zu  erstreben 
sondern  sich  den  Glauben  an  eine  Katastrophe  suggeriert,  der  den  revo- 
lutionären Generalstreik  vorbereitet.  Man  sieht,  der  Streik  von  Parma  war 
nach  dieser  Schablone  zugeschnitten.  Es  war  einfacher  Macchiavellismus, 
wenn  die  Streikführer  sich  veranlasst  fühlten  von  Verbesserung  der  Arbeits- 
bedingungen zu  sprechen.  Sie  mussten  darüber  sprechen,  weil  sie  wohl  ein- 
sahen, dass  nicht  die  ganze  Landarbeitermasse  geneigt  war  sich  zur  General- 
probe der  Sorelschen  Theorie  töten  zu  lassen.  Sie  mussten  schon  deswegen 
davon  reden,  um  die  reformistischen  Organisationen  zu  ködern,  um  zu  er- 
reichen, was  sie  in  der  Tat  erlangten:  Geldmittel.  Aber  die  Syndikalisten 
wollten,  dass  der  Krieg  gerade  unter  solchen  verzweifelten  Umständen  ge- 
führt wurde,  weil  sie  nur  unter  jenen  Umständen  die  Möglichkeit  sahen  ihre 
Pläne  zu  verwirklichen.  War  der  Feind  kriegsbereit,  organisiert,  entschlossen 
bis  zum  Äussersten  zu  kämpfen :  desto  besser !  Auf  diese  Weise  wäre  keine 
Möglichkeit  zu  einem  Stillstand  zu  kommen  noch  einen  Vergleich  zu  stände 
zu  bringen.  Hätte  die  verzweifelte  Lage  des  Proletariats  es  zu  schweren 
Gewalttaten  geführt :  um  so  besser.  Dann  wäre  ein  wilder  und  vielleicht  auch 
blutiger  Rückschlag  eingetreten.  Das  italienische  Proletariat  wäre  plötzlich 
aufgestanden,  um  zu  protestieren  und  sich  in  Aktion  zu  setzen.  Die  Re- 
gierung des  Bürgertums  hätte  den  Bürgerkrieg  erklären  müssen. 
Dies  alles  ist  nicht  Wirklichkeit  geworden,  weil  Ideologieen  keine  Realitäten 
sind.  Der  Fortschritt  der  Gesellschaft  kann  durch  diese  Schaumschlägerei 
nicht  verwirklicht  werden.  Die  Arbeiterklasse  ist  in  ihrer  Mehrheit  bereits 
davon  überzeugt,  dass  es  gar  nicht  in  ihrem  Interesse  liege  die  bürgerliche 
Reaktion  künstlich  zu  schaffen,  um  daraus  die  proletarische  Revolution  ent- 
stehen zu  lassen.  Das  Proletariat  ist  im  Begriff  seinen  revolutionären  Weg 
Schritt  für  Schritt  zu  gehen,  indem  es  seine  wirtschaftliche  Lage  immer  mehr 
verbessert  und  immer  mehr  politischen  Einfluss  erwirbt.  Statt  aus  der  bürger- 
lichen Klasse  die  eine  reaktionäre  Masse  zu  machen  benutzt  das  Proletariat  die 
Spaltungen  des  Bürgertums,  um  seine  Arbeitsbedingungen  zu  verbessern  und 
um  mehr  Macht  in  den  öffentlichen  Verwaltungen  und  im  Staat  zu  erlangen. 
In  wenigen  Jahren,  das  heisst  seitdem  es  definitiv  das  Organisationsrecht  und 
die  Sicherheit  der  Selbstbestimmung  besitzt,  hat  es  schon  soviel  Schätze  an 
Kraft  gesammelt,  dass  es  sich  absolut  weigert  diese  Kräfte  für  das  Projekt 
eines  Aufstandes  aufs  Spiel  zu  setzen.  An  dieser  Psychologie  der  grossen 
Mehrheit  des  italienischen  Proletariats  ist  der  syndikalistische  Versuch  aus 
Parma  zu  gründe  gegangen.  Von  diesem  Versuch  bleiben  heute  nur  als 
Ruinen :  eine  in  traurige  Lage  versetzte  Arbeitermassc,  der  Auflösung  ent- 
gegengehende Genossenschaften,  eine  ungeheure  Verschwendung  von  notwen- 
digen Solidaritätskräften;  die  Lähmung  der  Produktivität  einer  blühenden 
Provinz;  die  Stärkung  reaktionärer  Neigungen  im  Bürgertum. 

Die  Bilanz  des  Experimentes  ist  also  vollständig  passiv.  Der  einzige  Gewinn, 
den  man  erzielen  kann,  ist  eine  Lehre  für  die  Zukunft.  Aber  lohnte  er  eine  so 
teure  Lehre? 
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EIT  mehreren  Jahren  macht  sich  unter  den  Hausangestellten  eine 
Bewegung  bemerkbar,  die  sich  allmählich  über  das  ganze  Land  zu 
verbreiten  beginnt.  In  Berlin,  wo  sie  begann,  war  anfänglich  eine 
Vereinigung  gegründet  worden,  die  Hausfrauen  und  Mädchen  gemein- 
sam umschloss.  Diese  lösten  sich  später  aus  dem  unnatürlichen  Ver- 
hältnis und  bilden  jetzt  eine  selbständige  Gruppe  von  Arbeitnehmern,  die  so 
befreit  von  jeder  Bevormundung  nach  Verbesserung  ihrer  Lohn-  und  Arbeits- 
bedingungen streben  können.  Der  langsame,  aber  stetige  Fortgang  dieser  ersten 
Organisation  hat  seine  Wirkung  nach  aussen  nicht  verfehlt.  Auch  in  anderen 
Grossstädten  bildeten  sich  Vereinigungen;  so  in  Nürnberg,  München,  Frank- 
furt am  Main,  Hamburg,  Bremen,  Lübeck,  Breslau.  Erfreulich  ist  an  sich  die 
Tatsache,  dass  endlich  auch  die  unselbständigsten  und  unaufgeklärtesten  Ar- 
beiterschichten erwachen. 

Wenn  diese  Bewegung  vorerst  noch  der  Einheitlichkeit  ermangelt,  so  ist  das 
hauptsächlich  auf  die  veralteten  Bestimmungen  der  59  Gesindeordnungen 
zurückzuführen,  die  in  den  deutschen  Bundesstaaten  die  Rechtsgrundlage  für 
das  Dienstverhältnis  bilden  sollen,  und  die  überall  andere  Grundbedingungen 
schaffen.  Diese  veralteten  Ausnahmegesetze,  die  fast  alle  aus  der  ersten  Hälfte 
des  vorigen  Jahrhunderts  stammen,  enthalten  zum  Teil  noch  ein  Koalitions- 
verbot und  bedrohen  alle  die  mit  Strafe,  die  dem  Gesinde  zur  Verbesserung 
der  Lohn-  und  Arbeitsbedingungen  behilflich  sind  oder  ihnen  zu  deren  Er- 
reichung zur  Arbeitseinstellung  raten.  Solche  Verbote  stehen  heut  allerdings 
nur  noch  auf  dem  Papier,  und  speziell  in  den  Grossstädten  regelt  die  starke 
Nachfrage  nach  Arbeitskräften  diese  Dinge  von  selbst.  Allerdings  werden 
immer  noch  Einzelfälle  angeführt  werden  können,  in  denen  die  einfachsten 
Lebensansprüche  von  Hausangestellten  als  überflüssig,  als  zu  hohe  Forde- 
rungen angeschen,  wo  deren  Menschenrechte  in  Frage  gestellt  werden.  Doch 
soll  man  sich  bei  Aufzählung  dieser  Einzelfälle  vor  jener  Übertreibung  hüten, 
in  die  Kritikübende  so  gern  verfallen,  als  seien  Einsichtslosigkeit  und  Un- 
verstand bei  allen  Arbeitgebern  der  Hausangestellten  vorhanden. 
Bedeutende  Schwierigkeiten  bei  der  Organisierung  der  im  häuslichen  Dienst 
Beschäftigten  ergeben  sich  aus  der  Abhängigkeit  von  der  Häuslichkeit.  Die 
Voraussetzung  jeder  Organisation  ist  eine  gewisse  Unabhängigkeit  vom  Arbeit- 
geber. Dort  aber,  wo  Kost  und  Logis  noch  als  ein  Teil  des  Lohnes  gegeben 
werden,  ist  durch  die  jeweilige  Hausordnung  für  alle  im  gleichen  Hausstands 
Lebenden  auch  eine  bestimmte  Abhängigkeit  gegeben.  Die  Arbeitsleistungen 
im  Hause  sind  nicht  immer  an  die  bestimmte  Stunde  gebunden  wie  beim  ge- 
werblichen Arbeiter,  zudem  ist  in  jedem  Haushalt  eine  andere  Zeiteinteilung 
vorhanden,  je  nach  der  Stellung  oder  Beschäftigung  des  Haushaltungsvor- 
Standes.  Auch  bei  den  gewerblichen  Arbeitern  finden  wir  die  ungünstigsten 
Organisationsverhältnisse  bei  denen,  die  Kost  und  Logis  im  Hause  des  Meisters 
erhalten,  oder  wo  die  Arbeitgeber  es  verstanden  haben  ihre  Arbeiter  in  eigens 
erbauten  Arbeiterwohnhäusern  von  der  übrigen  Arbeiterschaft  zu  isolieren. 
Es  ist  anzunehmen,  dass  die  wirtschaftliche  Entwickelung  zu  einer  völligen 
Umgestaltung  des  Haushalts  führen  wird,  dass  der  umständliche  Einzelhaus- 
halt mit  seiner  Spezialküchc  verschwindet.  Die  fortschreitende  Betätigung  der 
Frau    im  Erwerbsleben    verlangt    dringend    ihre  Befreiung  von  Haushalts- 
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geschiftet!.  Die  Industrie  übernimmt  immer  mehr  von  den  früheren  Haus- 
arbeiten und  macht  allmählich  einen  Teil  des  Hauspersonals  überflüssig.  Vor- 
läufig haben  wir  allerdings  —  wahrscheinlich  noch  für  die  nächsten  Jahr- 
zehnte —  mit  den  heute  gegebenen  Verhältnissen  zu  rechnen.  Darum  muss 
das  Bestreben  der  Hausangestellten  dahin  gehen  durch  ihre  Organisation  einen 
Einfluss  zu  gewinnen,  um  die  Entwickelung  zu  ihren  Gunsten  zu  fördern. 

Die  Gesindeordnung  zu  beseitigen  ist  die  Hauptaufgabe  der  jungen  Organi- 
sation, sie  muss  dahin  wirken  ein  einheitliches  Recht  für  Arbeitgeber  und 
Arbeitnehmer  anzustreben.  Denn  so  verschieden  an  sich  die  59  Gesindeord- 
nungen auch  sind,  eines  ist  charakteristisch  für  alle,  dass  sie  nicht  ein  gleiches 
Recht  für  beide  Teile  geben,  dass  die  Hausangestellten  vielmehr  minderen 
Rechtes  als  ihre  Arbeitgeber  sind.  Zum  Beweise  seien  einige  Paragraphen  der 
preussischen  Gesindeordnung  dem  Inhalt  nach  mitgeteilt : 

§  73  besagt:  >Allcn  häuslichen  Einrichtungen  und  Anordnungen  der  Herrschaft  muss 
das  Gesinde  sich  unterwerfen.«  Der  gewerbliche  Arbeiter  hat  die  Möglichkeit  sich 
durch  den  Ausschuss  mit  dem  Arbeitgeber  über  ihm  unangenehme  oder  unannehmbar 
erscheinende  Anordnungen  zu  verständigen;  der  Hausangestellte  hat  sich  einfach  zu 
unterwerfen.  §  76:  >Die  Befehle  der  Herrschaft  und  ihre  Verweise  muss  das  Ge7 
sinde  mit  Ehrerbietung  und  Bescheidenheit  annehmen.«  Diese  Bestimmung  erinnert 
an  die  drakonischen  Vorschriften,  die  für  das  Militär  gelten,  und  hat  nichts  vom 
freien  Arbeitsvertrag  an  sich.  §  77  führt  noch  deutlicher  das  zweierlei  Recht  vor 
Augen:  »Reizt  das  Gesinde  die  Herrschaft  durch  ungebührliches  Betragen  zum  Zorn 
und  wird  in  selbigem  von  ihr  mit  Scheltworten  oder  geringen  Tätlichkeiten  behandelt, 
so  kann  es  dafür  keine  gerichtliche  Genugtuung  fordern.«  §  78:  »Auch  solche  Aus- 
drücke oder  Handlungen,  die  zwischen  anderen  Personen  als  Zeichen  der  Gering- 
schätzung anerkannt  sind,  begründen  gegen  die  Herrschaft  noch  nicht  die  Vermutung, 
dass  sie  die  Ehre  des  Gesindes  dadurch  habe  kränken  wollen.«  Ferner  §  79:  »Ausser 
dem  Falle,  wo  das  Leben  oder  die  Gesundheit  des  Dienstboten  durch  Misshandlungen 
der  Herrschaft  in  gegenwärtige  und  unvermeidliche  Gefahr  gerät,  darf  er  sich  der 
Herrschaft  nicht  tätlich  widersetzen.«  §  80:  »Vergehungen  des  Gesindes  gegen  die 
Herrschaft  müssen  nach  den  Grundsätzen  des  Kriminalrechtcs  geahndet  werden.« 
Und  ein  solches  ungleiches  Gesetz  hat  in  einem  Lande  Geltung,  in  dem  grund- 
sätzlich alle  Bürger  gleich  vor  dem  Gesetz  sein  sollen.  Aber  auch  das  bay- 
rische Gesinderecht  weist  sonderbare  Bestimmungen  auf : 
§  7  besagt :  »Schulpflichtige  Dienstboten,  welche  aus  eigenem  Verschulden  den  Besuch 
der  Sonntagsschule  oder  der  diese  vertretenden  Fortbildungsschule  oder  während 
ihrer  allgemeinen  Sonntagsschulpflicht  den  vorgeschriebenen  Besuch  des  öffentlichen 
Religionsunterrichtes  fortgesetzt  versäumen,  werden,  wenn  sie  von  der  Ortsschul- 
behörde wegen  schuldhafter  Versäumnis  auf  grund  der  bestehenden  Schulordnung 
gestraft  oder  vor  weiterer  Versäumnis  verwarnt  worden  waren,  auch  gerichtlich,  und 
zwar  mit  Haft  bis  zu  3  Tagen  bestraft.«  Und  §  4  sagt  über  die  Pflichten  def 
Herrschaft:  »Die  Dienstherrschaften  haben  schulpflichtige  Dienstboten  zum  Schul- 
besuch anzuhalten  und  dürfen  denselben  den  Besuch  von  Wirtshäusern  nur  mit  ge- 
höriger Aufsicht  gestatten,  die  Erlaubnis  zum  Besuche  öffentlicher  Tanzunterhaltun- 
gen haben  sie  denselben  zu  verweigern.«  Dienstherrschaften,  welche  ohne  genügende 
Entschuldigung  unterlassen  ihre  schulpflichtigen  Dienstboten  zum  Schulbesuch  anzu- 
halten, werden  mit  Haft  bis  zu  8  Tagen  oder  an  Geld  bis  zu  45  Mark  bestraft.  Herr- 
schaften, welche  ihren  schulpflichtigen  Dienstboten  den  Besuch  von  Wirtshäusern 
ohne  gehörige  Aufsicht  oder  den  Besuch  öffentlicher  Tanzunterhaltungen 
gestatten,  werden  an  Geld  bis  zu  30  Mark  oder  mit  Haft  bis  zu  8  Tagen  be- 
straft.1) 

')  Wenn  ein  13  jähriges  Mädchen  sich  als  Kindermädchen  oder  dergleichen  vermietet  oder  richtiger 
seitens  der  Eltern  vermietet  wird,  so  dürfte  wohl  kaum  zu  verlangen  sein,  dass  man  dieses  halbe 
Kind  für  Schulvcrsäumnissc  verantwortlich  macht,  wo  sie  so  ganz  in  den  Willen  anderer  ge- 
geben ist.  Das  Kind  wird  diese  Pflicht  schon  insofern  gern  erfüllen  wollen,  als  es  damit  eine 
Stunde  der  Freiheit  genicsst,  für  kurze  Zeit  der  lästigen  Arbeit  ledig  ist.    Im  letzten  Augenblick 
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Nun  streiten  allerdings  die  Juristen  darüber,  ob  diese  Bestimmungen  nach  Ein- 
führung des  Bürgerlichen  Gesetzbuches  noch  Geltung  haben  können  oder  nicht. 
Jedenfalls  ist  die  Sachlage  dadurch  nicht  klarer  geworden,  dass  einige  Para- 
graphen des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  diese  Bestimmungen  der  Gesinde- 
ordnungen aufzuheben  scheinen.  Der  Wirrwarr  ist  nur  noch  grösser  ge- 
worden. Ein  noch  zu  Recht  bestehendes  Gesetz,  das  durch  ein  anderes  überholt 
und  überflüssig  gemacht  ist,  ist  ein  Nonsens,  der  nur  zu  Rechtsirrtümern  An- 
lass  gibt.  Daraus  folgt,  dass  die  Beseitigung  der  Gesindeordnungen  gefordert 
werden  muss,  nicht  nur  durch  die  Hausangestellten  und  ihre  Vereinigung  son- 
dern von  allen,  die  nur  eine  Spur  von  Gerechtigkeitssinn  haben,  und  zuerst 
sollten  diejenigen,  die  Hausangestellte  beschäftigen,  gerade  durch  Unterstützung 
dieser  Forderung  zeigen,  dass  es  ihnen  Ernst  ist  mit  der  Aufhebung  der  Haus- 
sklaverei und  der  Gleichstellung  ihrer  Angestellten  vor  dem  Gesetz.  Damit 
dürfte  auch  der  Hauptanstoss  beseitigt  werden,  der  heut  die  jungen  Leute  so 
vielfach  davon  zurückhält  in  häusliche  Dienste  zu  gehen;  sie  ziehen  die  Frei- 
heit bei  der  Fabrikarbeit  vor,  insbesondere,  weil  ihnen  dort  eine  bestimmt  be- 
grenzte Arbeitszeit  und  eine  bestimmte  Feierabendstunde  in  Aussicht  steht. 
Ist  auch  die  gesetzliche  n stündige  Arbeitszeit  für  die  weiblichen  Arbeiter 
noch  viel  zu  lang,  so  ist  sie  immerhin  viel  kürzer  als  die  der  meisten  Haus- 
angestellten. Der  erste  Schritt  zur  Beseitigung  der  notorischen  Dienstboten- 
not2)  ist  also  die  Beseitigung  der  Gesindeordnungen.  Die  Auffassung  von 
Rechten  und  Pflichten  der  Menschen  zu  einander  ist  eine  andere  geworden  als 
zu  der  Zeit,  wo  diese  Ordnungen  entstanden.  Wer  auf  die  Hilfe  und  Mitarbeit 
fremder  Menschen  angewiesen  ist,  der  sollte  diesen  Gehilfen  durch  deren  recht- 
liche Gleichstellung  die  Anerkennung  ihrer  Arbeitsleistung  ausdrücken. 

Verschwinden  muss  mit  der  Gesindeordnung  aber  auch  das  ominöse  Dienst- 
buch, das  eigentlich  für  keine  Partei  einen  Wert  hat  als  dass  es  ausscrordent- 

ist  es  aber  durch  eine  unaufschiebbare  Arbeit,  die  nicht  vorher  bestimmt  oder  in  Aussicht  war,  am 
Verlassen  des  Hauses  behindert.  Diese  Fälle  werden  häufig  sein,  und  es  wird  sich  schwer  lest- 
stellen  lassen,  ob  hier  ein  Verschulden  das  mit  Arbeit  überlastete  Kind  oder  die  Herrschaft  trifft: 
jeder  Teil  wird  mit  gewissem  Recht  die  Schuld  von  sich  abzuwälzen  suchen  und  damit  die  Pflicht 
zur  Entschuldigung:  die  tj  jährige  Hausgehilfin,  indem  sie  angibt,  es  sei  ihr  Im  letzten  Augenblick 
eine  Arbeit  übertragen  worden;  die  Dienstherrschaft,  indem  sie  betont,  bei  grösserem  Flciss  hätte 
die  betreffende  Person  rechtzeitig  mit  der  aufgetragenen  Arbeit  fertig  sein  können,  um  ihre  Schul- 
stunde einzuhalten.  Läge  es  nicht  viel  näher  für  solche  jugendlichen  Hausarbeiter  eine  begrenzte 
Arbeitszeit  festzulegen,  die  ihnen  freie  Stunden  ermöglicht,  anstatt  eine  Haftstrafe  anzudrohen,  nach 
deren  eventueller  Vollziehung  die  Dinge  bleiben  würden  wie  sie  waren  ?  Ganz  unmöglich  durchführbar 
scheint  uns  die  Aufsichtspflicht  der  Herrschaft  für  den  Besuch  von  Wirtshäusern.  So  junge 
Mädchen  werden  fast  nur  in  dem  Haushalt  minder  Bemittelter  beschäftigt,  dort,  wo  die  Hausfrau 
ihren  vollen  Anteil  an  der  Hausarbeit  hat.  Geht  das  Mädchen  am  freien  Tag  aus,  so  hat  die  Frau 
auch  deren  Arbeit  mit  zu  übernahmen:  Soll  nun  etwa  der  Hausherr  als  Aufsichtsperson  das  Mäd 
chen  begleiten?  Oder  wie  wäre  sonst  eine  solche  Bestimmung  durchführbar ?  Die  einzige  Möglich- 
keit läge  darin  die  Eltern  zur  Aufsicht  zu  verpflichten.  Sind  diese  aber  meilenweit  vom  Dienstort 
des  Kindes  entfernt,  so  ist  auch  eine  solche  Verpflichtung  hinfällig.  Für  die  Nichtausführung  von 
Undurchführbarem  sollte  aber  niemand  gestraft  werden  dürfen.  Auch  ein  Verbot  des  Wirtshaus- 
besuchs würde  nichts  nützen.  Ich  bin  durchaus  nicht  der  Ansicht,  dass  so  Jugendliche  durch  ein 
solches  Verbot  etwas  verlieren,  was  Werl  für  sie  hätte;  ganz  im  Gegenteil,  es  wäre  lebhaft  zu 
wünschen,  man  käme  allgemein  zu  der  Ansicht,  dass  Kinder  nicht  ins  Wirtshaus  gehören.  Jedoch 
wird  auch  hier  durch  Verbote  niemand  eines  Bessern  belehrt.  Eine  Aufgabe  der  Erziehung  und 
Bildung  wird  es  sein  hier  bessere  Einsicht  bei  der  arbeitenden  Bevölkerung  herbeizuführen.  Auch 
für  die  jugendlichen  Hausangestellten  ist  der  Jugendschutz  so  nötig  wie  für  die  in  gewerblicher 
Betrieben.  Und  eine  vernunftgemässc  Belehrung  in  der  Schule  konnte  vorbeugend  wirken;  man 
möge  in  höheren  Klassen  über  die  physische  und  moralische  Schädigung  der  Gesundheit  Jugend 
licher  durch  Wirtshausbesuch  und  Tanzvergnügen  sprechen! 

*)  Das  Personal  für  häusliche  Dienste  hat  von  1882  bis  1895  nur  um  1  »o  zugenommen :  beider 
starken  Zunahme  der  Bevölkerung  im  gleichen  Zeitraum  ohne  Zweifel  eine  Kalamität;  gleichwohl 
ist  nach  Lage  der  Dinge  diese  Dienstbotennot  begreiflich. 
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lieh  geeignet  ist  Täuschungen  auf  der  einen  Seite  und  Ärger  und  Behinderung 
bei  Aufsuchen  einer  neuen  Arbeitsstelle  auf  der  anderen  zu  verursachen.  Die 
eingeschriebenen  Zeugnisse  sind  von  ganz  untergeordnetem  Wert.  Sie  zeigen 
nur,  ob  die  Haushilfe  immer  nach  kurzer  Zeit  ihren  Dienst  verliess,  häufig 
damit  wechselte,  oder  ob  sie  Stellungen  längere  Zeit  inne  hatte.  Das  übrige 
Beiwerk  besteht  mehr  oder  weniger  aus  höflichen  Redensarten,  oder  ist  der 
Ausdruck  eines  empörten  Gemütes,  so  dass  man  ein  Urteil  über  die  Neue  sich 
nach  dem  Zeugnis  nicht  zu  bilden  vermag.  Ist  ein  Zeugnis  schlecht,  und  ent- 
spricht es  der  Wahrheit,  so  wird  ein  Mädchen  sich  des  Buches  nicht  mehr  be- 
dienen, sie  wird  es  beseitigen  anstatt  damit  den  Versuch  zu  machen  eine  neue 
Stelle  zu  finden,  was  ihr  schwer  gelingen  würde.  An  Stelle  eines  so  wertlosen 
Objekts  kann  das  Arbeitsbuch  treten,  das  nur  den  einfachen  Ausweis  über  die 
Zeit  des  Antritts  der  Arbeit  und  des  Austritts  enthalten  darf. 

Die  Beschwerden  der  Hausfrauen  über  die  Unfähigkeit  der  Dienstmädchen, 
über  deren  geringe  Kenntnisse  vom  Haushalt  und  was  damit  zusammenhängt, 
haben  sicherlich  oft  eine  gewisse  Berechtigung.  Gleichwohl  würde  es  um  vier 
Fünftel  aller  Haushalte  noch  viel  trauriger  bestellt  sein,  sollte  die  Dame  des 
Hauses  alle  Arbeiten  selber  verrichten:  in  Handarbeiten  und  ähnlichen  Dingen 
wäre  sie  wahrscheinlich  die  überlegenere;  bei  der  notwendigsten  groben  Arbeit 
aber  würde  sich  meistens  das  Gegenteil  herausstellen;  und  ihre  Ausdauer  bei 
den  unangenehmen  Verrichtungen  würde  wahrscheinlich  kaum  8  Stunden  be- 
tragen. Solange  also  der  Einzelhaushalt  besteht,  sind  die  Hausgehilfen  unent- 
behrlich, und  weil  dem  so  ist,  müssen  wir  bestrebt  sein  ihnen  ihre  schwierige 
Stellung  zu  erleichtern,  sowohl  die  im  Hause  als  die  öffentliche,  rechtliche. 
Wir  dürfen  nicht  übersehen,  dass  wir  auch  auf  diesem  Gebiet  uns  in  einem 
Übergangsstadium  befinden,  das  Schwierigkeiten  aller  Art  im  Gefolge  hat.  Das 
patriarchalische  Verhältnis  zwischen  Dienstboten  und  Herrschaft  ist  durch  den 
wirtschaftlichen  Fortschritt  gelöst,  der  Klassengegensatz  zwischen  Angestelltem 
und  Arbeitgeber  tritt  unangenehm  hervor.  Die  Dienstboten  arbeiten  unab- 
lässig für  uns,  ohne  an  allen  Annehmlichkeiten  des  Hauses  teilzuhaben.  Es 
ist  eine  Zwitterstellung,  die  wir  unseren  Mädchen  anweisen.  Wir  übertragen 
ihnen  ganz  selbstverständlich  unsere  Vertretung  bei  den  Hausgeschäften,  gesell- 
schaftlich aber  stehen  wir  weit  über  ihnen.  Der  Bildungsunterschied  ist  ein  zu 
grosser,  so  wird  hervorgehoben.  Es  mag  zugegeben  werden,  dass  dieser  Ein- 
wand vielfach  berechtigt  ist.  Aber  daraus  ist  nur  die  Folgerung  zu  ziehen, 
dass  unsrerseits  die  Bildungsbestrebungen  des  Proletariats  energisch  zu  unter- 
stützen sind,  damit  dieser  unangenehme  Unterschied  verschwinde.  Wenn  die 
Hausangestellten  eine  bessere  Schulbildung  genossen  hätten,  so  würden  davon 
nur  alle  Teile  profitieren,  besonders  aber  jene  Familien,  in  denen  die  Wartung 
und  Erziehung  der  Kinder  fast  gänzlich  dem  Hauspersonal  überlassen  wird. 

So  wünschenswert  es  nun  auch  ist  die  Besserstellung  der  Hausangestellten  zu 
erstreben,  so  verfehlt  scheint  uns,  was  die  jungen  Organisationen  als  eines 
der  Mittel  angeben.  Es  werden  den  Mitgliedern  bei  Antritt  einer  neuen  Stel- 
lung Verträge  gegeben,  die  sie  den  Herrschaften  zur  Unterschrift  vorzulegen 
haben.  Erreicht  soll  dadurch  werden,  dass  die  Gesindeordnung  nicht  zur  An- 
wendung kommt.  Nun  gilt  es  bei  den  gewerblichen  Arbeitern  als  selbstver- 
ständlich, dass  man  wirksame  Verträge  erst  abschliessen  kann,  wenn  die  Or- 
ganisation stark  genug  ist  ihre  Einhaltung  überwachen  zu  können.    Ob  die 
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bestehenden  Vereine  für  die  Hausangestellten  eine  solche  Stärke  bereits  er- 
reichten ist  fraglich.  Bei  schwachen  Organisationen  werden  Verträge  aber 
eher  ein  Hindernis  als  eine  Förderung  sein.  Es  sollte  unter  allen  Umständen 
vermieden  werden,  dass  solche  Forderungen  auf  dem  Papier  stehen  bleiben. 

Von  den  bisher  formulierten  Verträgen  scheint  uns  der  von  der  Lübecker  Or- 
ganisation aufgestellte  der  präziseste  zu  sein.    Der  Berliner  ist  der  weitest- 
gehende.   Er  trifft  Bestimmungen  über  die  Ausstattung  des  der  Hausange- 
stellten einzuräumenden  Zimmers,  setzt  genau  Länge,  Beginn  und  Schluss  der 
Arbeitszeit  (12  Stunden),  der  Ruhepausen  usw.  fest,  ferner  die  freien  Nach- 
mittage usw.  und  regelt  endlich  die  Kündigung  respektive  den  Dienstaustritt: 
die  Vorschriften  der  Gesindeordnung  hebt  er  für  das  Vertragsverhältnis  aus- 
drücklich auf;   Streitigkeiten   sollen  vom  Amtsgericht,   eventuell  von  einem 
Schiedsgericht  entschieden  werden.    Gegen  den  weitaus  grössten  Teil  der 
Forderungen  lässt  sich  nichts  einwenden.    Es  ist  nur  die  Frage:  wie  viele 
werden  wohl  den  Mut  haben  den  Vertrag  bei  Antritt  einer  neuen  Stellung 
vorzulegen?    Diejenigen,  die  ihn  haben,  sind  die  tüchtigen  Kräfte,  die  ihre 
Ansprüche  auf  jeden  Fall  durchzusetzen  vermögen;  die  schwachen  aber,  für 
die  der  Vertrag  besonders  von  Wert  sein  würde,  werden  kaum  den  Mut 
finden  so  festgefügte  Ansprüche  zu  erheben,  sie  werden  befürchten,  dass  sie  mit 
ihrer  Forderung  die  Aussicht  auf  die  Stelle  verlieren.    Übrigens  sind  einige 
Bestimmungen  des  Vertrages  in  der  Tat  so  einseitig  gehalten,  dass  sie  un- 
bedingt zu  verwerfen  sind.    Ein  Vertrag  soll  beiden  Teilen  gleiches  Recht  ge- 
währen.   Nach  Ziffer  8  des  Berliner  Formulars  steht  der  Hausangestellten 
»ausserdem  [das  heisst  ausser  der  für  beide  Teile  paritätischen  Kündigung] 
das  Recht  frei  jederzeit  den  Dienst  zu  verlassen«.    Also  ein  Sonderrecht  für 
die  Angestellten,  dem  man  nicht  ein  gleiches  für  die  Dienstgeber  gegenüber 
stellte.    Es  kann  einer  Hausfrau  wenig  daran  liegen,  wenn  ein  Mädchen  auf 
grund  dieses  Vertrags  ohne  ersichtliche  Ursache  den  Dienst  verlässt.  dass  sie 
dann  einen  »Schadenersatz«  bis  zur  Hälfte  des  Monatslohns  erhält.  Die 
augenblickliche  Verlegenheit,  in  die  sie  gerät,  ist  so  gross,  dass  keine  pekuniäre 
Entschädigung  darüber  hinweg  hilft.    Für  eine  Auflösung  des  Dienstverhält- 
nisses können  nur  stichhaltige  Gründe,  wie  sie  auch  unter  5  Ziffern  vorgesehen 
sind,  massgebend  sein,  nicht  aber  augenblickliche  Launen  oder  Missstimmungen. 
Ferner  ist  die  Bestimmung  über  das  Schiedsgericht  sehr  anfechtbar.  Einem 
Schiedsgericht,  das  aus  je  2  Vertretern  der  beiden  Parteien  gewählt  ist,  kann 
nicht  als  ausschlaggebende  5.  Person  die  Vorsitzende  des  Hausangestellten- 
verbandes  vorgeschlagen  werden:    diese  kann  unmöglich  unparteiisch  sein, 
und  wäre  ihr  persönliches  Rechtsbewusstsein  noch  so  stark  ausgeprägt,  sie  ist 
die  natürliche  Vertreterin  der  einen  Partei  und  somit  als  Schiedsgericht*- 
vorsitzende  gänzlich  ungeeignet ;  ganz  abgesehen  davon,  dass  auch  kaum  eine 
Herrschaft  auf  eine  derartige  Vereinbarung  eingehen  würde.    Und  zu  den 
übrigen  gewiss  sehr  berechtigten  Forderungen  ist  zu  sagen:    Wo  sind  die 
Haushalte,  die  sich  so  gleichen,  dass  man  schabionisieren  kann?    Bevor  also 
eine  Regelung  des  häuslichen  Betriebs  herbeigeführt  ist,  wird  es  sehr  schwierig 
sein  ganz  einheitliche  Forderungen  durchzuführen.     Im  Lübecker  Vertrag 
sind  die  auch  uns  einseitig  und  unmöglich  scheinenden  Forderungen  ganz  aus 
dem  Vertrag  herausgeblieben;  andrerseits  sind  dort  die  Ruhezeiten  genauer 
präzisiert. 
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So  gut  an  sich  eine  Erziehung  zum  Selbstbewusstsein  sein  mag,  so  kann  durch 
die  Verträge,  die  nur  von  einer  kleinen  Anzahl  der  Mädchen  vorgelegt 
werden,  nicht  allzuviel  erreicht  werden.  Jene  Herrschaften,  die  auf  den  Ver- 
trag eingehen,  wären  ohnedies  bereit  alle  berechtigten  Forderungen  zu  erfüllen. 
Und  ein  anderer  Teil  unterschreibt  vielleicht  den  Vertrag,  weil  das  Mädchen, 
das  ihn  vorgelegt,  konveniert;  man  nimmt  aber  die  Zusage  nicht  gerade  ernst 
und  ist  von  vornherein  der  Ansicht  bei  gegebener  Gelegenheit  doch  tun  zu 
können,  was  man  mag,  denn  der  ganze  Vertrag  legt  dem  Unterschreibenden  ja 
nur  eine  moralische  Verpflichtung  auf,  keine  rechtliche,  die  man  unbedingt 
einhalten  müsste :  bei  einem  Rechtsstreit,  der  sich  aus  dem  Arbeitsverhältnis 
ergibt,  ist  man  ja  doch  an  das  noch  bestehende  Gesetz  gebunden.  Es  erscheint 
somit  der  Versuch  mit  den  Privatverträgen  zum  mindesten  verfrüht. 

Ganz  besonders  müssen  die  Organisationen  ihre  Kraft  dafür  einsetzen  die 
Stellenvermittlung,  wie  sie  heut  noch  überall  ist,  umzugestalten.  Die 
Privatvermittlung  muss  verschwinden;  an  ihre  Stelle  muss  die  durch  die  Or- 
ganisation treten,  oder  es  muss  ein  Anschluss  an  die  städtischen  oder  pari- 
tätischen Arbeitsnachweise,  wo  es  möglich  ist,  herbeigeführt  werden.  Die  Be- 
seitigung der  Ausbeutung  durch  die  Vermittler  muss  eine  der  ersten  Aufgaben 
sein.  Denn  nur  sehr  wenige  der  i  339  316  Dienstboten  im  Deutschen  Reich 
werden  ihre  Stellen  auf  anderem  Wege  als  durch  Bezahlung  der  Vermittler 
erhalten  haben.  Was  fragen  diese  danach,  ob  sie  eine  Stellung  vermitteln, 
in  der  die  Hausangestellten  länger  verbleiben  können?  Ihr  Interesse  geht  in 
der  entgegengesetzten  Richtung:  je  öfter  Herrschaft  und  Dienstboten  wechseln, 
desto  grösser  sind  ihre  wucherischen  Einnahmen.  Werden  doch  für  gute  Stel- 
len bis  zu  20  Mark  gezahlt.  Die  Stellensuchenden  müssen  sich  verpflichten 
von  ihrem  Monatslohn  eine  bestimmte  Summe  an  den  Vermittler  abzuliefern, 
falls  es  der  betreffenden  Person  bei  Antritt  der  Stelle  an  Barmitteln  fehlt. 
Die  städtischen  und  paritätischen  Arbeitsnachweise  vermitteln  nicht  nur  fast 
ganz  kostenlos  •sondern  werden  auch  bald  inne  werden,  welche  Herrschaften 
einen  immerwährenden  Personenwechsel  haben,  bei  denen  also  eine  gewisse 
Vorsicht  am  Platze  ist. 

Jedenfalls  haben  die  Organisationen  der  Hausangestellten  die  selben  Aufgaben 
zu  erfüllen  wie  die  gewerblichen  Vereinigungen.  Es  kann  nicht  nur  ihre  Sache 
sein  das  Selbstgefühl  ihrer  Schützlinge  zu  stärken,  diese  müssen  vielmehr 
Disziplin  lernen  und  begreifen,  dass  nur  der  Anschluss  an  die  gesamte  Be- 
wegung der  freien  Arbeiterschaft  ihnen  jene  Stärke  verleihen  wird,  deren  sie 
bei  Durchführung  ihrer  gerechten  Ansprüche  bedürfen.  Die  Organisation  muss 
führen  und  lehren,  muss  die  gänzlich  ungeschulten  Mitglieder  gewöhnen  eine 
Zeitung  zu  lesen,  und  sei  es  anfänglich  auch  nur  ihr  Fachblatt.  Aber  auch 
auf  gute  Bücher  muss  aufmerksam  gemacht  werden,  denn  die  grösstc  Zahl  der 
Abonnentinnen  von  Hintertreppenromanen  sind  die  Hausangestellten,  die 
Köchinnen,  Hausmädchen,  Diener  usw.  Die  Veranstaltung  von  geselligen  Zu- 
sammenkünften wird  allmählich  bewirken,  dass  der  so  wenig  zur  Erziehung 
zum  Guten  und  Schönen  geeignete  Tanzsaal  entbehrlich  wird,  und  die  so  Ge- 
leiteten werden  bald  des  rechten  Weges  sich  selbst  bewusst  werden  und  auch 
mehr  erkennen  lernen,  dass,  wer  Rechte  fordert,  damit  auch  ernste  Pflichten 
übernimmt.  Auch  auf  dem  Hausgebiet  werden  sich  grosse  Wandlungen  voll- 
ziehen, und  der  Kampf  der  Hausangestellten  wird  zu  seinem  Teil  dazu  bei- 
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tragen,  dass  die  Entwickelung  dahin  führt  die  Unabhängigkeit  vom  fremden 
Hause  sicher  zu  stellen,  dem  man  nur  noch  die  Arbeitskraft  für  bestimmte 
Stunden  verkauft.  Die  Einbeziehung  der  Hausangestellten  unter  die  Versiche- 
rungsgesetze und,  zu  ihrem  Rechtsschutz,  ihre  Stellung  unter  die  Gewerbe- 
ordnung: das  sind  die  zunächst  zu  erfüllenden  Forderungen,  die  mit  allem 
Nachdruck  von  ihnen  selbst  vertreten  werden  müssen. 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 
MRRCÜS  HITCH  •  ]OSEF  DIETZGEN  UND  HEMRY 
GEORGE 


OR  20  Jahren  starb  in  Chicago  Josef  Dietzgen  und  wurde  auf  dem 
Friedhof  Waldheim  beerdigt,  dicht  neben  der  Stelle,  wo  heute  das 
Monument  für  die  1887  hingemordeten  kommunistischen  Individua- 
listen steht.  Zur  Gedenkfeier  der  20.  Wiederkehr  seines  Todes  hat 
Utilil  ftlVU  sein  Sohn  Eugen  Dietzgen,  unter  dem  Titel  Erkenntnis  und  Wahrheit 
eine  Anzahl  verschiedener,  meist  unveröffentlichter  Aufsätze  des  Arbeiterphilo- 
sophen herausgegeben.1)  Je  mehr  die  Schriften  Dietzgens  bekannt  werden, 
umso  interessanter  wird  die  Kontroverse  über  die  relative  Bedeutung  seiner 
Leistung  und  über  seine  Stellung  in  der  sozialistischen  und  in  der  philosophi- 
schen Literatur.  Diese  Streitfragen  lassen  wir  indessen  heute  beiseite;  hier  will 
ich  nur  auf  die  Beurteilung  aufmerksam  machen,  die  Dietzgen  Henry  Georges 
Fortschritt  und  Artnut  in  seinen  Briefen  über  Logik  angedeihen  lässt. 
Dietzgen  und  George  waren  beide  Arbeiter,  die  sich  selbst  weitergebildet  hat- 
ten. George  war  ein  geborener  Amerikaner,  während  Dietzgen  zu  Amerika 
gehörte  wie  etwa  Marx  zu  England  und  daher  ein  erhöhtes  Interesse  für  die 
Amerikaner  hat.  Dietzgen  war  dreimal  in  Amerika:  zuerst  von  1849  bis  1851. 
dann  von  1859  bis  1861  und  zuletzt  von  1884  bis  zu  seinem  Tode  /1888/.  Er 
kannte  das  amerikanische  Land  gründlich,  und  nicht  nur  die  grossen  Städte 
sondern  auch  das  Landleben,  das  er  verstand  und  würdigte  wie  nur  wenige 
unserer  deutschen  Genossen.  Beide,  Dietzgen  und  George,  sind  viel  gereist 
und  haben  sich  in  der  Welt  umgesehen.  Dietzgen  hat  auch  eine  Reihe  von 
Jahren  in  Russland  zugebracht,  und  George,  der  in  seiner  Jugend  Matrose  war. 
könnte  beinahe  ein  Weltenbummler  genannt  werden.  Seine  Vorlcsungstouren 
erstreckten  sich  nicht  nur  von  San  Francisco  bis  New  York  sondern  auch 
bis  nach  England  und  Australien.  Aber  seine  Agitation  war  wegen  seiner  Un- 
bekanntschaft  mit  anderen  Sprachen  auf  angelsächsische  Länder  beschränkt. 
Auch  in  dieser  Beziehung  war  er  ein  typischer  Amerikaner.  Dietzgen  hingegen 
hatte  ausser  seiner  Muttersprache  eine  gute  Kenntnis  des  Englischen  und  Fran 
zösischen.    Wenn  jemals  ein  Mann  des  korrektiven,  den  Horizont  erweitern« 

')  Josef  Dietxgen  Erkenntnis  und  Wahrheit  /Stuttgart  1908'  enthält:  1.  Privatbriefe  Dietzgens 
an  seinen  Sohn  über  Lebenskunst  und -erfolg;  2.  einen  Artikel  aus  dem  Jahre  1861  über  die  Sklaven 
fra«e  der  Neger,  einen  Brief  an  Karl  Marx  und  eine  Besprechung  de*  Kapitals,  einen  offenen  Brief 
an  Professor  Heinrich  von  Sybel.  worin  dessen  Angriff  auf  das  Kapital  rurückgeschlagcn  wird; 
3.  15  Briefe  über  Logik,  bekannt  als  die  zweite  Serie,  die  an  Henry  Georges  Buch  Fortsekritt  und 
Armut  anknüpfen:  4.  to  Artikel  über  Ökonomie.  Philosophie  und  Religion;  5.  10  Briefe  an  seine 
Jugendfreundin.  Krau  Mina  Werner  (darin  vielleicht  die  einfachste  und  klarste  Darstellung  der 
sozialistischen  Philosophie  und  dialektischen  Methode,  die  es  gibt);  6.  4  diverse  Aufsätze,  darunter 
einen  über  Goethes  Licbesleben;  7.  einen  Anhang,  enthaltend  einen  Artikel  über  Dietsgenismus,  den 
der  Schreiber  dieses  in  der  International  Soeialist  Review  veröffentlicht  hat,  eine  herabsetzende 
Kritik  der  Lebensarbeit  Dietzgens  durc  h  Georg  Plechanow  und  eine  wohlverdiente  Antwort  hieraui 
der  Feder  Piul  Dauges  aus  Moskau. 
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den  und  zur  bescheidenen  Einkehr  führenden  Einflusses  bedurfte,  der  aus  dem 
Studium  fremder  Sprachen  und  Literatur  resultiert,  so  war  Henry  George  dieser 
Mann.  Lawrence  Grönlund  pflegte  an  ihm  mit  Recht  auszusetzen,  dass  er  nicht 
wusste,  was  seine  Kollegen  in  anderen  Ländern  geleistet  hatten  und  leisteten. 
Seine  Beschränktheit  in  dieser  Hinsicht  ist  das  Gegenstück  zu  dem  generösen 
Internationalismus  der  Marx  und  Dietzgen,  der  tatsächlich  die  ganze  sozia- 
listische Bewegung  charakterisiert.  Alle,  die  aus  dem  Sozialismus  ein  Spezial- 
Studium gemacht  haben,  wissen,  dass  es  Jahre  nimmt  sich  ganz  hineinzuarbeiten, 
um  zu  einer  gerechten  Würdigung  seiner  Bedeutung  zu  gelangen.  Eugen  Dietz- 
gen gesteht,  dass  er  erst  Jahre  nach  seines  Vaters  Ableben  anfing  die  grund- 
legende Tragweite  seiner  Lehren  zu  erfassen.  In  einem  seiner  Briefe  sagt 
Dietzgen,  dass  zur  Erlernung  eines  gewöhnlichen  Handwerks,  wie  zum  Bei- 
spiel das  des  Schuhmachers,  drei  Jahre  Lehrzeit  nötig  sind;  dass  aber,  sobald 
es  sich  um  die  gründliche  Erörterung  der  Logik  oder  verwickelter  Fragen 
der  Gesellschaftswissenschaft  handelt,  es  genug  Leute  gibt,  die  ohne  jede  Fach- 
kenntnis keinen  Augenblick  zögern  ihre  vorlauten  Ansichten  als  Prägungen 
der  ewigen  Vernunft  und  Wahrheit  kundzutun.  Jedes  beweiskräftige  Anzeichen 
fehlt,  dass  Henry  George  sich  jemals  wenige  Tage  oder  auch  nur  Stunden  dem 
ernsten  Studium  des  Sozialismus  hingegeben  hat;  in  seiner  Politischen  Öko- 
nomie hat  er  sich  ein  Denkmal  seiner  Unwissenheit  und  Seichtheit  durch  eine 
witzig  sein  sollende  Kritik  des  Marxschen  Kapitals  gesetzt. 
Zu  Anfang  der  achtziger  Jahre,  als  Eugen  Dietzgen,  der  Sohn,  in  New  York 
lebte,  fesselte  ihn  die  Lektüre  von  Fortschritt  und  Armut  so  sehr,  dass  er  seinem 
Vater  das  Werk  in  die  alte  Heimat  schickte.  So  kam  es,  dass  dieser  zum  Ver- 
fassen seiner  zweiten  Serie  von  Briefen  über  Logik  veranlasst  wurde.  Im  ersten 
dieser  Briefe  schreibt  er: 

>Die  Logik  ist  die  Lehre  von  der  Einteilung,  ihr  Instrument,  der  Intellekt,  ist  Etn- 
teilungsinstrument.  Das  ist  sein  Witz,  mit  Hilfe  dessen  er  uns  klare  Bilder  von  den 
Dingen  macht.  Und  wir  befinden  uns  hier  bei  der  politischen  Ökonomie,  um  durch 
klare  Einteilung  ein  klares  Bild  davon  zu  gewinnen.  Wir  schlagen  also  zwei  und 
auch  drei  Fliegen  mit  einem  Lappen:  kritisieren  Henry  George,  gewinnen  Einblick 
in  die  Ökonomie  und  demonstrieren  die  vcritable  Logik.  Der  erste  Teil  meiner 
Briefe  erläuterte  die  Logik  am  menschlichen  Geiste ;  der  zweite  Teil  soll  sie  an  der 
menschlichen  Arbeit  erläutern.  Der  Geist  oder  die  Denktätigkeit  ist  das  allge- 
r»<*inc  Gebiet,  welches  nicht  nur  mit  allem,  was  menschlich,  sondern  mit  dem  Univer- 
sum zusammenhängt.  Das  Objekt  dieses  zweiten  Teils,  die  Arbeit,  ist  nicht  minder 
universell  und  in  ihrem  kosmischen  Zusammenhang  ein  vorzügliches  Erläuterungs- 
mittcl  unserer  Spezialität,  der  Kopfarbeit.« 

Hier  ist  nicht  der  Platz  Dietzgen  durch  alle  seine  15  Briefe  über  Logik  zu  fol- 
gen, ich  möchte  nur  speziell  auf  den  12.  Brief  aufmerksam  inachen,  worin  er 
darauf  hinweist,  inwiefern  er  und  George,  wiewohl  sie  in  ihren  Ansichten  über 
die  physische  Welt  übereinstimmen,  dennoch  in  denen  über  die  geistige  Welt 
auseinandergehen.  Natürlich  konnte  dem  Scharfblick  Dietzgens  nicht  das  Ka- 
pitel Georges  über  die  Zinsen  entgehen.  George  ist  zunächst  geneigt  zu  glau- 
ben, dass  in  der  berühmten  Kontroverse  über  die  Zinsen  Proudhon  es  ist,  der 
seinen  Gegner  Bastiat  schlägt.  Indes,  die  radikale  Abschaffung  der  Kapital- 
zinsen war  mehr  als  George  vertreten  konnte,  und  so  findet  er  schliesslich, 
dass  Zinsen  als  Entschädigung  für  eine  Art  natürlichen  Wachstums  gerecht- 
fertigt werden  können.  Dabei  begründet  er  seine  Stellung  in  der  folgenden 
Weise.  Behauptung:  Kapitalinteressen  sind  gerecht.  Beweis:  1.  Zinsen  sind 
lediglich  der  spontane  Wertzuwachs,  der  aus  den  selbsttätigen  Entwickelungs- 
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Vorgängen  der  Mutter  Natur  (Land,  Pflanzen  und  Tiere)  hervorgeht.  Diese 
Natur  gehört  allen,  so  dass  ihre  private  Besitznahme  ungerecht  ist.  2.  Die  Pro- 
dukte der  menschlichen  Arbeit  sind  toter  Reichtum,  der  nicht  an  Wert  zu- 
nimmt sondern  rapid  abnimmt,  weshalb  der  Privatbesitz  an  solchem,  von  Men- 
schen geschaffenen  Reichtum  berechtigt  ist.  3.  Mithin  sind  Zinsen  für  toten 
und  entwertenden  Reichtum  (Kapital)  gerecht.  Quod  erat  demonstrandum. 
Hier  haben  wir  ein  vorzügliches  Schulbeispiel  eines  Paralogismus.  Gerade 
derartiges  Räsonnemcnt  verwandelt  viele  Leser  von  Fortschritt  und  Armut 
nicht  in  einseitige  Bodenbesteuercr  sondern  in  allgemeine  Kapitalgegner  oder 
Sozialisten.  Hätte  Dietzgen  sich  die  Zeit  gegönnt  seine  Briefe  über  Logik 
bis  auf  Georges  Gesetz  des  menschlichen  Fortschritts  im  10.  Buch  von  Fort- 
schritt und  Armut  auszudehnen,  so  wäre  das  höchst  interessant  geworden.  Je- 
doch jeder  gut  unterrichtete  Sozialist  kann  dies  für  sich  selbst  tun,  indem  er 
die  Grundsätze  des  ökonomischen  Determinismus  an  Stelle  von  Georges  ideo- 
logischer Wahrheit,  Gerechtigkeit  usw.  anwendet.  George  hält  dafür,  dass 
der  Grundtrieb  des  Fortschritts  zuerst  die  Assoziation  und  dann  die  Gleichheit 
oder  Gerechtigkeit  ist.  Derart  ist  die  Assoziation  in  der  Gleichheit  das  Gesetz 
des  Fortschritts.  Die  Assoziation  macht  Geisteskräfte  für  Verbcsserungen  frei, 
und  die  Gleichheit  (oder  Gerechtigkeit  oder  das  Moralgesetz)  verhindert  die 
Vergeudung  dieser  Geisteskräfte  in  nutzlosen  Versuchen,  so  sagt  Henry  George 
im  3.  Kapitel  des  10.  Buches.  Nun  ist  aber  tatsächlich  das  gerade  Gegenteil 
wahr.  Aller  bisheriger  Kulturfortschritt  geschah  auf  grund  der  Assoziation 
in  der  Ungleichheit,  unter  der  Form  von  Sklaverei,  Leibeigenschaft  und  Lohn- 
arbeit, die  alle  indessen  gerecht  waren.  George  konnte  zwischen  Gerechtig- 
keit und  Gerechtigkeit  nicht  unterscheiden.  Dietzgen  konnte  dies.  George 
kannte  nur  eine  Sorte  von  Gerechtigkeit:  die  ewige  Gerechtigkeit.  Dietzgen 
wusste  von  vielen  Arten  von  Gerechtigkeit,  die  sämtlich  nur  zeitweilig  galten. 

Zur  Kennzeichnung  der  Verschiedenheit  zwischen  dem  Dialektiker  und  dem 
Metaphysiker  liefert  die  Gegenüberstellung  von  Dietzgen  und  George  eine  vor- 
zügliche Illustration.  George  war  ein  Eingeborener  des  Landes  der  Patent- 
medizine  und  Allheilmittel.  Weil  die  Armut  eine  universelle  Krankheit,  suchte, 
er  das  ihr  eigentümliche  Heilmittel,  und  er  fand  es  in  der  Vergesellschaftung 
des  Landes  (Natur).  Sein  Blick  reichte  weit  genug,  um  das  Wasser  als  Zu- 
behör des  Landes  zu  begreifen,  aber  nicht  weit  genug,  um  einzusehen,  dass 
die  Kunst  die  Natur  des  Menschen  ist,  und  dass  die  Natur  sowohl  die  mensch- 
liche Gesellschaft  als  auch  die  menschliche  Arbeit  einschliesst.  Die  Trennung 
aller  Dinge  in  Natur  einerseits  und  Menschheit  andererseits,  mit  einem  un- 
übersteiglichen  Wall  zwischen  beiden,  ist  ganz  so  verhängnisvoll  für  eine  folge- 
richtige Weltanschauung  wie  die  alte  Trennung  der  Dinge  in  Geist  und  Ma- 
terie. George  versteht  alle  Arten  von  Arbeitsmitteln  unter  der  einen  Kate- 
gorie von  Kapital  zu  vereinigen,  aber  er  kann  nicht  zwischen  dem  Kapital 
unterscheiden,  das  vom  Besitzer  allein  angewandt  wird,  und  jenem,  das  durch 
Lohnarbeit  verwertet  wird,  so  dass  sein  Fehler  darin  besteht  Unterscheidungen 
und  Kombinationen  zu  machen,  wo  sie  unnötig  sind,  und  da  auszulassen,  wo  sie 
verlangt  werden.  Mit  anderen  Worten,  es  mangeit  ihm  an  Logik,  wie  Dietzge« 
klar  aufzeigt.  Hätte  Dietzgen  Fortschritt  und  Armut  so  behandelt,  wie  George 
das  Kapital  traktiert  hat,  nämlich  als  unwürdig  des  ernsten  Studiums,  dann  wür- 
den wir  niemals  die  zweite  Serie  der  Briefe  über  Logik  bekommen  haben. 
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Dietzgen  wollte  gern  von  Henry  George  oder  irgend  jemandem  lernen.  Er  wid- 
mete sich  mit  Sorgfalt  dem  Studium  und  der  Analyse  von  Fortschritt  und  Ar- 
mut, indem  er  dessen  Verdienste  sowohl  als  dessen  Fehler  in  einer  sympathi- 
schen Weise  nachwies.  Die  Bodenreformer  von  heute  würden  nicht  wenig 
profitieren  können,  wenn  sie  Dictzgens  Werke  ebenso  unbefangen  studieren 
wollten,  wie  er  Fortschritt  und  Armut  studiert  hat.  Sie  würden  entdecken, 
dass  auf  der  Suche  nach  Wahrheit  im  allgemeinen  nicht  das  Entweder — oder, 
sondern  das  Sowohl — als  auch  gilt ;  dass  die  sozialistische  Philosophie  keine 
einseitig  abschliessende  sondern  eine  allseitig  umfassende  ist:  nicht  Indivi- 
dualismus oder  Kommunismus  sondern  Individualismus  und  Kommunismus, 
nicht  Reform  oder  Revolution  sondern  Reform  und  Revolution,  nicht  Ent- 
haltsamkeit oder  Genuss  sondern  Enthaltsamkeit  und  Genuss,  nicht  Materia- 
lismus oder  Idealismus  sondern  Materialismus  und  Idealismus  innerhalb  be- 
wusster  Grenzen,  nicht  Metaphysik  oder  Dialektik  sondern  beide  an  ihrem 
Platze,  und  so  fort  durch  die  ganze  Reihe  der  Gegensätze.  Die  Tatsache,  dass 
alle  Dinge  Teilwahrheiten  einer  und  der  selben  Gesamtwahrheit  sind,  verhindert 
sie  einerseits,  trotz  ihrer  Unterschiedlichkeit,  unversöhnlich  einander  gegen- 
überzustehen und  qualifiziert  sie  zugleich  andererseits  selbst  da,  wo  sie  sehr 
ähnlich  sind,  unterschieden  zu  werden.  Derart  arbeitet  die  dialektische  Denk- 
methode. 

Würden  die  Ideen  Dietzgens  von  der  Öffentlichkeit  die  Aufmerksamkeit  erhal- 
ten, die  Henry  George  sich  für  die  seinigen  verschaffen  konnte,  so  würden  sie 
die  beschränkte,  denkfaule  und  frivole  Geistesanlage  revolutionieren,  die  das 
heutige  Leben  charakterisiert.  In  der  Vorrede  zu  seiner  Politischen  Ökonomie 
beglückwünscht  Henry  George  sich  selbst  zu  seinem  Erfolg  in  der  Verbreitung 
seiner  Lehren  mit  folgenden  Worten:  >Von  allen  mir  bekannten  Menschen, 
die  eine  so  grosse  Arbeit  gegen  so  grosse  Schwierigkeiten  unternahmen,  ist  es 
mir  in  der  glücklichsten  Weise  gelungen  die  allgemeine  Aufmerksamkeit  zu 
fesseln.«  Indes,  das  war  ein  oberflächlicher,  kurzlebiger  Erfolg,  ähnlich  dem 
Proudhons  mit  seinem  berühmten  Plan  des  gerechten  Warenaustausches;  und 
Dietzgen  wird  mit  George  ebenso  gründlich  fertig  — i  und  dazu  in  weit  sanf- 
terer Weise  —  wie  Marx  in  seinem  Elend  der  Philosophie  mit  Proudhon  fertig 
wurde.  Als  Gegenstück  zu  Georges  übereiltem  Frohlocken  darf  man  sich  mer- 
ken, was  Dietzgen  in  einem  Brief  an  seinen  Sohn  sagt,  dass  er  nämlich  nicht 
erwartet,  dass  auch  nur  einer  unter  tausend  Lesern  die  Bedeutung  seiner  Lehre 
sofort  verstehen  wird;  in  der  Tat  will  er  zufrieden  sein,  falls  nur  fünf  Per- 
sonen in  ganz  New  York  sich  für  seine  Logik  tiefer  interessieren.  Erst  nach 
zwanzigjähriger  Prüfzeit  hat  Dietzgens  Logik  heute  feste  Wurzeln  geschlagen 
und  gewinnt  ständig  an  Anhängern.  Josef  Dietzgen  war  10  Jahre  älter  als 
Henry  George,  und  er  starb,  als  er  das  59.  Jahr  überschritten ;  George  verschied 
in  seinem  59.  Jahr.  Das  Hinscheiden  beider  war  vorzeitig,  und  die  Umstände, 
unter  denen  es  geschah,  sind  bezeichnend  für  beide  Männer.  Sie  starben  im 
Geschirr,  ein  jeder  auf  seine  eigene  Art  und  Weise  beschäftigt.  Henry  George 
kämpfte  um  seine  Wahl  zum  Bürgermeister  von  New  York.  Er  war  ein 
geübter  und  begabter  Redner,  und  er  gefiel  sich  darin  seine  Theorieen  vor  die 
Öffentlichkeit  zu  bringen,  wie  es  nur  ein  Enthusiast  fertig  bringt.  Aber  die 
Anstrengung  einer  Wahlkampagne  überstieg  seine  Kräfte.  Er  hatte  nicht  be- 
griffen, dass  die  zu  bekämpfenden  Schwierigkeiten  weniger  in  irrigen  An- 
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sichten  über  Recht  und  Unrecht.  Gerechtigkeit  und  Ungerechtigkeit  beruhten  — 
worüber  er  so  beredt  geschrieben  —  sondern  vielmehr  in  materiellen,  ökono- 
mischen Interessen,  die  die  besitzende  Klasse  verfechten  wird,  selbst  wenn  sie 
gegen  jedes  göttliche  und  menschliche  Gesetz  Verstössen.  Aufregung  und  Über- 
arbeit Hessen  ihn  zusammenbrechen,  und  so  starb  er,  ehe  der  Wahltag  gekommen 
war.  Dietzgen  war  kein  grosser  öffentlicher  Redner.  Am  liebsten  legte  er  seine 
Ansichten  dar,  indem  er  sich  an  ein  Individuum  wandte,  sei  es  schriftlich  oder 
mündlich.  An  einem  Sonntag  stellte  sich  in  Dietzgens  Wohnung  ein  Nach- 
mittagsbesuchcr  ein.  Das  Gespräch  geriet  auf  ökonomische  und  soziale  Fra- 
gen. Der  Besucher  beteiligte  sich  an  der  Unterhaltung  mit  einer  Fachunkennt- 
nis, die  nur  durch  Anmassung  wettgemacht  wurde.  Keiner,  der  nicht  selber 
mit  solch  einem  Exemplar  von  personifizierter  Stupidität  argumentiert  hat. 
bis  jede  Faser  vor  Aufregung  und  Entrüstung  zittert,  kann  ermessen,  was  für 
eine  Nervenanstrengung  das  bedeutet.  Dietzgen  erinnerte  sich  seines  ganzen 
Lebens,  das  er  mit  dem  Studium  dieser  Fragen  und  mit  der  Beobachtung  von 
sozialen  Erscheinungen  zugebracht  hatte,  die  sämtlich  seine  Ansichten  bestä- 
tigten. Dass  er  nunmehr  die  elementarsten  und  selbstverständlichsten  Ermitte- 
lungen gegen  einen  Dummkopf  nur  deshalb  verteidigen  musste,  um  nicht  die 
Formen  der  Höflichkeit  zu  verletzen,  das  brach  buchstäblich  sein  Herz.  Wäh- 
rend er  noch  mitten  in  einem  Satz  war,  mit  erhobener  Hand,  machte  eine  Herz- 
lähmung seinen  Worten  und  seinem  Leben  ein  Ende. 

Indes,  beide  Männer  hatten  lange  genug  gelebt,  um  ihr  Werk  so  weit  zu  voll- 
enden, dass  andere  es  weiterführen  konnten.  Dazu  hatten  beide  würdige  Söhne, 
die  sich  der  Aufgabe  widmeten  die  hinterlassencn  Schriften  ihrer  Väter  zu  ver- 
öffentlichen und  ihre  Lehren  zu  verbreiten.  Henry  Georges  hinterlassenes 
Werk,  die  Politische  Ökonomie,  hat  nichts  zur  Vermehrung  seines  Rufes  bei- 
getragen, während  einige  der  wertvollsten  Schriften  Dietzgens  in  seinem  Nach- 
lass  gefunden  wurden,  namentlich  auch  in  diesem  letzten  Bande  Erkenntnis 
und  Wahrheit,  der  im  Leser  die  Überzeugung  festigt,  dass  Dietzgens  Philosophie 
von  Grund  aus  konsequent  und  aus  einem  Guss  harmonisch  ausgeglichen  ist 
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Politik  /  May  Schippel 

Türkei  Selbst  wenn  jetzt  nicht  die 

tote  Saison  in  der  Politik 
herrschte,  würde  wahr- 
scheinlich die  innere  Wciterentwickelung 
der  Türkei  und  des  türkischen  Ver- 
fassungsproblems im  Vordergrund  der 
allgemeinen  europaischen  Aufmerksamkeit 
stehen. 

Bis  jetzt  hat  sich  alles,  ohne  heftige 
Gegenströmungen  im  Innern  und  ohne 
gefährlichen  Druck  von  aussen,  in  festen, 
sicheren  Bahnen  vorwärtsbewegt.  Russ- 
land und  England  haben  ihr  vereinbartes 
mazedonisches  Reformprogramm  als  vor- 


läufig gegenstandslos  zurückgezogen.  In 
der  Tat  haben  die  Banden,  gegen  die  es 
sich  zunächst  richtete,  ihren  Guerilla- 
krieg gegen  einander,  gegen  die  Türken 
und  gegen  missliebige  Ortschaften  unü 
Einwohner  eingestellt ;  den  Schauplatz 
ihrer  Taten  sollen  sie  in  die  Cafes  von 
Saloniki  verlegt  haben,  in  ihre  Verbrude- 
rungskundgebungen  soll  nichts  mehr  von 
den  alten  Rassen-  und  Religionsgegen- 
sätzen  hineinklingen:  ob  auch  nur  vor- 
laufig. wird  freilich  die  Erfahrung  spä- 
terer Tage  lehren  müssen.  Nicht  min- 
der gross  sind  die  Erfolge  der  Jung- 
türken gegenüber  der  Palast  Wirtschaft  im 
Zentrum  der  Regierung.  Said  Pascha, 
der  erste  Reformgrosswesir,  hatte  noch 
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immer  die  wichtigen  Ministerien  de.; 
Krieges  und  der  Marine  dem  absolutisti- 
schen Einfluss  des  Sultans  preisgeben 
wollen.  Das  konstitutionelle  Jungtürken- 
tum  erwies  sich  abermals  stärker  als  die 
unverantwortliche  Kabinettspolitik.  Mit 
Said  Pascha  trat  das  gesamte  Ministerium 
zurück,  und  in  der  neugebildetcn  Ver- 
waltung, unter  Kiamil  Pascha,  sitzen 
ausschliesslich  als  reformfreundlich  gel- 
tende Elemente,  darunter  ein  ausge- 
sprochener jungtürkischer  Führer,  ein 
Grieche,  ein  Armenier.  In  der  Armee, 
der  Grundlage  des  ganzen  Umschwunges, 
zeigen  sich  keine  Risse  und  Sprünge,  und 
damit  fehlt  den  konterrevolutionären 
Kräften  bis  jetzt  jede  Handhabe,  nach 
der  sie  greifen  könnten,  wie  das  zweifel- 
los zahlreiche  Nutzniesser  des  alten 
Lotterregiments  wünschen. 
Immerhin  wird  es  ein  hohes  Mass  von 
Umsicht  und  Selbstbeherrschung  erfor- 
dern,, wenn  in  der  gärenden  Übergangs- 
zeit alle  Unheilsklippen  vermieden  wer- 
den sollen.  Nach  neueren  Nachrichten 
hätte  bereits  die  bulgarische  innere  Or- 
ganisation weitgehende  Forderungen  der 
nationalen  Abgrenzung  Und  Selbstver- 
waltung angemeldet,  das  leitende  jung- 
türkische Komitee  für  Einheit  und  Fort- 
schritt habe  jedoch  bestimmte  Zusicherun- 
gen vermieden,  obwohl  es  auch  nicht  rund- 
weg ablehnte.  Die  Albanesen,  soweit  sie 
die  Verfassung  freudig  begrüssten,  sind 
mit  einem  Male  sehr  erstaunt,  dass  sich 
mit  der  neuen  staatsbürgerlichen  Gleich- 
heit die  alten  albanestschen  Vorrechte  und 
Befreiungen  betreffs  des  Militärdienstes 
und  der  Besteuerung  nicht  mehr  ver- 
tragen sollen.  Hoffentlich  gelingt  es 
solche  Kinderkrankheiten  zu  überwin- 
den und  zu  vermeiden,  dass  die  fort- 
schwälenden  inneren  Gegensätze  wieder 
aufflammen,  solange  eine  widerstands- 
fähigere Konsolidierung  des  jungen  Ver- 
fassungslebens noch  nicht  errungen  ist. 

X  X 
Amerikanische  Die    amerikanische  Flotte 
otten  a  rt  j|jrer  panrt  um  fas 

Kap  Horn  und  gan?  Süd- 
amerika, nach  ihrem  kurzen  Aufenthalt 
in  Westmexiko  und  San  Francisco,  nun- 
mehr in  Neuseeland,  unter  der  wärmsten 
Begrüssung  seitens  der  kolonialen  Bevöl- 
kerung, angelangt.  Das  Anlaufen  an- 
derer australischer  Häfen,  vor  allem 
Melbournes  und  Albanys  soll  sich  an- 
reihen: später  ist  bekanntlich  der  Be- 
such von  Japan  und  China  in  Aussicht 
genommen  ;  die  Rückkehr  nach  den  atlan- 
tischen Küsten  der  Union  soll  durch  den 
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Suezkanal  und  über  europäische  Häfen 
erfolgen. 

Es  entspricht  dem  entwickelten  histori- 
schen und  weltpolitischen  Sinne  der  Eng- 
länder, wenn  sie  diesen  Anlass  abermals 
zu  Rückblicken  auf  das  Heranwachsen 
und  Sichbetätigen  der  neuen  Weltgross- 
macht benutzen.  Bis  vor  reichlich  einem 
Menschenalter  schien  die  Union  nur  an 
amerikanischen  Fragen  interessiert;  sie 
erschloss  und  erweiterte  ihr  eigenes  konti- 
nentales Gebiet,  sie  schützte  und  bevor- 
mundete die  sich  befreienden  und  auf- 
strebenden lateinamerikanischen  Staaten 
bis  hinunter  zum  La  Plata  und  zur 
Magelhaensstrasse ;  sie  bekannte  sich  in 
ihrer  Monroedoktrin  zur  Fernhaltung 
jedes  neuen  europäischen  Landerwerbs  in 
Amerika;  aber  von  allen  Händeln,  die 
Europa  in  erster  Linie  beschäftigten  und 
die  im  Laufe  der  Jahrzehnte  allmählich 
das  ganze  europäische  Machtverhältnis 
umgestalteten,  hielt  sie  sich  fern.  Der 
Bürgerkrieg  mit  seinen  verwickelten  Völ- 
kerrechtsfragen brachte  dann  wieder  die 
ersten  grossen  diplomatischen  Zusammen- 
stösse  zwischen  neuer  und  alter  Welt, 
vor  allem  zwischen  England  und  der 
Union.  Das  mexikanische  Abenteuer 
schuf  Konflikte  mit  Frankreich.  Dann 
kam  die  Besetzung  Hawaiis,  der  Erwerb 
der  spanischen  Inselerbschaft  in  den  west- 
indischen Gewässern  und  im  Grossen 
Ozean.  Die  chinesischen  Wirren  zeigten 
schliesslich  die  Union  in  Ostasien  als 
ebenbürtige  Macht  neben  den  europäischen 
Grossstaaten ;  beim  Friedensschluss  zwi- 
schen Russland  und  Japan  spielte  sie 
mehr  als  eine  bloss  vermittelnde  Rolle. 
Die  grosse  Flottenfahrt  nach  und  in  dem 
Stillen  Ozean  erscheint  nunmehr  den 
Engländern  gewissermassen  wie  die  Be- 
siegelung  des  ganzen  dauernden  Um- 
schwunges, den  man  bei  keiner  grossen 
internationalen  Entscheidung  in  den  ja- 
panischen, chinesischen  und  australischen 
Meeren  mehr  übersehen  kann.  Zugleich 
mischt  sich,  wie  man  peinlich  fühlt,  in  die 
australische  Begrüssung  etwas  wie  eine 
Demonstration  gegen  das  Bündnis  Eng- 
lands mit  Japan,  denn  alle  australischen 
Koloniccn  sind  im  Grunde  ihres  Herzens 
japanfeindlich  und  finden  die  Haltung 
Amerikas  gegen  Japan  und  die  japani- 
sche Einwanderung  durchaus  nach  ihrem 
Geschmack. 

X  X 
Koloniale  Umgekehrt  bringt  es  natür- 
Baumwolle  ^  ^  modern_kapitalisti- 
sche  Entwickelung  mit  sich, 
dass  manche  weltwirtschaftliche  Mono- 
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pole  der  Vereinigten  Staaten  mehr  und 
mehr  mit  der  Ausbreitung  des  Welthan- 
dels und  mit  der  kolonialen  Auf- 
schliessung neuer  Produktionsgebiete  sich 
verlieren.  Besonders  auf  die  Schaffung 
1  neuer  Baumwollerzeugungsdistrikte  ne- 
ben den  Südstaaten  der  Union  legen  die 
europäischen  Textilgewerbe  bekanntlich 
einen  immer  grösseren  Wert.  Einen  zwei- 
ten Bürgerkrieg,  der  ihnen  wie  in  den 
sechziger  Jahren  alle  Zufuhren  abschnitte, 
haben  sie  allerdings  wohl  kaum  zu  fürch- 
ten. Aber  die  Südstaaten  gehen  selber 
immer  mehr  zur  industriellen  Baumwoll- 
verarbeitung über,  so  dass  die  welt- 
marktfreien Rohstoffmengen  verhältnis- 
mässig immer  mehr  zusammenschrump- 
fen. Ferner  fehlt  bei  dem  übermässigen 
Angewiesensein  auf  vorwiegend  ein  Pro- 
duktionsgebiet der  wünschenswerte  Aus- 
gleich der  Ernten  und  damit  der  Preise; 
grosse  Preisschwankungen  sind  an  der 
Tagesordnung,  und  sie  erleichtern  wie- 
derum rücksichtslosen  Spekulantenkliquen 
das  Spiel,  das  sehr  oft  die  Textilindustrieen 
schwer  schädigte.  Am  10.  August  stellte 
vor  der  Liverpooler  Handelskammer  Sir 
Daniel  Morris  vom  westindischen  Land- 
wirtschaftsamt die  Aussichten  des  Baum- 
wollanbaus in  Britisch- Westindien  als 
sehr  aussichtsvoll  dar,  und  Lord  Crewe, 
der  Kolonialminister,  versprach  regste 
Unterstützung  aller  weiteren  Bemühun- 
gen England  von  den  Südstaaten  unab- 
hängiger zu  machen.  Neben  Westindien 
ist  es  besonders  Nordnigcrien,  auf  das  man 
dabei  Hoffnungen  setzt:  doch  ist  Ni- 
gerien  sowohl  in  den  Verkehrsmitteln  wie 
in  der  Kultur  seiner  Eingeborenen  bis- 
her weniger  begünstigt. 

Kurze  Chronik  Zwischen  den  Regenten 
Deutschlands  und  Englands 
fand  am  Ii,  August  eine 
Zusammenkunft  statt,  die  allgemein  als 
Anzeichen  für  das  Nachlassen  der 
deutsch-englischen  Spannung 
angesehen  wurde.  X  Ein  internationaler 
Freihandelskongress  tagte  in 
der  ersten  Augustwoche  in  London.  X 
Der  Konflikt  zwischen  Venezuela 
und  Holland  hat  sich  derart  ver- 
schärft, dass  man  jeden  Augenblick  auf 
den  Appell  an  die  Gewalt  gefasst  sein 
muss. 

Sozialistische  Bewegung  /  Josef  Bloch 
Ehrhart  f       Franz  Josef  Ehrhart  ist  am 
20.  Juli,  mittags  I  Uhr,  an 
einer  Herzluhmung  gestor- 
ben.   Er  hat  nur  ein  Alter  von  SS  Jahr?n 


erreicht,  aber  in  diesen  55  Jahren  ein 
grosses  und  gutes  Stück  der  Geschichte 
der  Partei  verkörpert.  Die  vielfachen 
Ämter  und  Würden,  die  er  inne  hatte: 
als  Mitglied  der  Kontrollkommission  der 
Partei,  als  Reichstagsabgeordneter,  als 
bayrischer  Landtagsabgeordneter.  als 
Stadtverordneter  in  Ludwigshafen,  be- 
zeichnen seine  vielseitige  Tätigkeit  in  der 
Gesamtpartei,  im  bayrischen  Land  und 
in  seiner  engern  pfälzischen  Heimat.  Sein 
Leben  umschloss  so  recht  die  Misere  und 
die  Lust  des  Daseins:  das  Elend  kam 
dem  Sohn  der  Dienstmagd,  der,  in  Pflege 
gegeben,  eine  schwere  frühe  Kindheit 
hatte,  aus  den  äusseren  Verhältnissen ;  die 
Freudigkeit  kam  ihm  aus  dem  Innern 
seiner  vollen  und  heitern  Natur.  Ehr- 
hart war  ein  prächtiger  Mensch,  der  mit 
glücklichem,  mitunter  sehr  derbem  Hu- 
mor vieles  vollbringen  konnte,  was  an- 
dere mit  ausgeklügelten  Aktionen  doch 
nicht  zu  wege  bringen.  Eben  die  Ur- 
sprünglichkeit nahm  für  ihn  ein,  weshalb 
seine  Grobheit  auch  nie  verletzend 
wirkte.  Seine  Reden,  namentlich  auf 
Parteitagen,  hatten  einen  grossen  Reiz, 
wenngleich  sie  in  der  Form  nichts  weni- 
ger als  ausgeglichen  waren.  Schon  der 
merkwürdige  Kontrast  des  biederen 
Stimmaufwands  und  der  schlauen  Aug-n 
wirkte  für  ihn.  Was  er  in  der  Politik 
an  Erfolgen  sich  zuschreiben  konnte, 
hatte  er  nicht  irgend  welchen  Lehrsätzen 
zu  verdanken  sondern  nur  der  Treff- 
sicherheit seines  Sinns  für  Realitäten.  Er 
konnte  daher  auch  nur  das  tun,  was  er 
wirklich  fühlte,  nie,  was  er  sich  bloss 
dachte.  Ein  solch  wurzelkräftigei 
Mensch  vermochte  im  wesentlichen  auch 
nur  in  seiner  Heimat  sich  zu  entfalten. 
Im  Reichstag  ist  Ehrhart  wenig  her- 
vorgetreten. Nur  in  Weinfragen  fühlte 
er  sich  da  kompetent,  darüber  sprach  ct. 
Über  die  Wein  frage  hat  er  ja  auch  erst 
vor  wenigen  Monaten  in  den  Sozialisti- 
schen Monatsheften  einen  Artikel  (Zum 
neuen  li'eingesetzentwurf,  in  diesem 
Band.  pag.  606  ff.)  veröffentlicht.  Für 
die  Partei  hat  er  als  Organisator,  Agi- 
tator und  Politiker  Bedeutendes  ge- 
leistet. Nach  seinem  Eintritt  in  den 
siebziger  Jahren  ein  jugendlich  Stürmi- 
scher, ein  Freund  Mösts  und  Mitbegrün- 
der der  Freiheit  ;  später,  aus  der  selben 
Charaktcranlage  heraus,  die  ihn  nach 
Taten  drängte,  und  der  nichts  so  ver- 
hasst  sein  musste  wie  papierenes  Fort- 
wursteln und  geistesträge  Berufung  auf 
allgemeine  Formeln  als  Ersatz  für  eige- 
nes Handeln,  gehörte  er  zu  den  reformi- 
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stisch  Gerichteten,  die  in  der  Kleinarbeit 
des  Tages  mit  ihren  vielfachen  Kompro- 
missen das  zu  erreichen  suchen,  was  uns 
überhaupt  heute  zugänglich  ist. 
Mit  wenigen  Zeilen  lässt  sich  die  Bedeu- 
tung eines  Ehrhart  für  unsere  Partei 
nicht  erschöpfen,  nicht  einmal  andeuten. 
Es  wird  noch  in  einem  besonderen  Ar- 
tikel in  dieser  Zeitschrift  ein  Bild  dieses 
wirklichen  Menschen  gegeben  werden. 
Die  Sozialdemokratie  ist  heute  nicht 
mehr  reich  an  Persönlichkeiten.  Eine 
ihrer  vollsaftigstcn  ist  ins  Grab  gesunken. 
Einen  Ersatz  für  die  Person  gibt  es 
nicht,  einen  Ersatz  für  ihre  Tätigkeit 
muss  die  Kollektivarbeit  mehrerer  zu 
schaffen  suchen.  An  Uberarbeit  ist  Ehr- 
hart zusammengebrochen,  in  einem  Alter, 
in  dem  es  noch  nicht  zu  Ende  zu  sein 
brauchte.  Das  Herz  hielt  es  nicht  mehr 
aus,  wie  bei  den  Besten  in  unserer  Par- 
tei überhaupt.  Ein  flüchtiges  Gedenken 
in  der  grossen  Öffentlichkeit,  ein  treuere» 
Andenken  bei  den  wenigen  Freunden : 
das  Schicksal  eines,  der  für  eine  grosse 
Sache  arbeitet  und  zufrieden  sein  muss, 
wenn  er  durch  den  Einsatz  dessen,  was 
er  hatte  und  war,  diese  auch  nur  um  ein 
weniges  gefördert  hat. 
X  -  X 

SSiESr"  Die.  .Fra&e.<kr  Budget- 
w  *Bn*  Bewilligung  in  den  einzel- 
staatlichen Landtagen  hat 
in  unserer  Partei  schon  des  öftern  eine 
Rolle  gespielt.  In  süddeutschen  Land- 
tagen hat  sich  vor  Jahren  die  Not- 
wendigkeit erwiesen  von  der  schemati- 
schen Etatsverweigerung  abzusehen  und 
die  Stellung  zum  Gesamtbudget  mehr  zu 
differenzieren.  Auf  dem  Parteitag  in 
Lübeck  /iooi/  ist  dann  ein  Beschluss  gx- 
fasst  worden,  der  die  Budgetverweige- 
rung den  Fraktionen  im  allgemeinen  zur 
Pflicht  macht,  aber  doch,  wie  dies  bei 
solchen  Gemeinregcln  meistens  der  Fall 
ist,  gewisse  Ausnahmen  vorsieht,  um  so 
der  Praxis  die  Möglichkeit  zu  lassen  in 
nicht  allzu  augenfälliger  Wteise  gegen  das 
statuierte  Prinzip  zu  Verstössen.  Die 
süddeutschen  Genossen  haben  auch  durch 
eine  Reihe  von  Jahren  den  Versuch  ge- 
macht mit  dieser  Resolution  auszukom- 
men, und  sie  haben  den  Etat  verweigert, 
obgleich  sie  sich  vom  Regicrungstisch  die 
höhnende  Charakterisierung  gefallen 
lassen  mussten,  dass  sie  dies  nur  auf  Gc- 
heiss  von  oben  täten.  Im  vorigen  Jahr 
ist  man  in  einem  Einzelfall,  in  Württem- 
berg, auf  grund  besonderer  Umstände 
wieder  zu  einer  Budgetbewilligung  ge- 
kommen, und  jetzt  scheint  die  politische 
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Praxis  auch  in  anderen  süddeutschen 
Volksvertretungen  dahin  zu  drängen, 
dass  die  Verweigerung  ä  tout  prix  auf- 
gegeben oder  zum  mindesten  durchlöchert 
wird.  Es  hat  darüber  eine  Aussprache 
süddeutscher  Abgeordneter  in  Stuttgart 
stattgefunden.  Zu  einem  Beschluss  ist 
es  dort  nicht  gekommen.  Auch  über 
den  Einzelinhalt  und  den  Gesamttenor  der 
Konferenz  sind  nur  ungenaue  Nachrich- 
ten in  die  Presse  gelängt,  so  dass  man 
einstweilen  darüber  nichts  sagen  kann. 
Man  kann  wohl  der  Ansicht  sein,  dass 
es  besser  gewesen  wäre  diese  Besprechung 
ruhig  in  aller  Öffentlichkeit  vorzunehmen 
oder  nachher  darüber  Bericht  zu  er- 
statten. Politische  Angelegenheiten  von 
gewisser  Tragweite  lassen  sich  nun  ein- 
mal nicht  geheim  halten.  Es  liegt  dazu 
auch  gar  kein  Bedürfnis  vor.  -Was  die 
süddeutschen  Genossen  politisch  für  rich- 
tig halten,  können  sie  sicherlich  auch  ver- 
treten, und  gegenüber  einer  allerdings 
leicht  anzufachenden  prinzipiellen  Ent- 
rüstung muss  das  Gewicht  der  guten 
Gründe  schliesslich  schon  ausschlaggebend 
sein.  Zweifellos  hatten  unsere  Süd- 
deutschen, die  ja  stets  mit  bemerkens- 
werter Ruhe  und  Besonnenheit  ihre  Po- 
litik treiben,  nicht  die  Absicht  irgend  wie 
im  Geheimen  irgend  etwas  zu  unter- 
minieren. Die  Redewendungen  des  Vor- 
wärts vom  den  revisionistischen  Mi- 
nierern«  —  ein  Ausdruck,  den  er  von  der 
bürgerlichen  Presse  in  Anführungs- 
zeichen übernimmt  —  und  von  der 
»Stuttgarter  Geheimkonferenz«  sind  da- 
her übe!  angebracht. 
In  Baden  hat  die  Landtagsfraktion  mitt- 
lerweile am  12.  August  den  Etat  be- 
willigt;, am  13.  August  geschah  in  Bayern 
das  gleiche.  Die  badische  Fraktion  be- 
tonte in  einer  Erklärung,  dass  diese  Ab- 
stimmung »kein  Vertrauensvotum  für  die 
Regierung  sein«  solle:  aber  »nachdem  die 
sozialdemokratische  Fraktion  das  Zu- 
standekommen der  Beamtengesetze  er- 
arbeitet hat.  hält  sie  sich  für  verpflichtet 
mitzuwirken  bei  der  Beschaffung  der 
Mittel,  die  zur  Ausführung  dieser  Ge- 
setze notwendig  sind«.  Die  bayrische 
Fraktion  gab  als  Gründe  ihres  Votums 
an,  dass  das  vorliegende  Staatsbudget 
eine  Reihe  grosser  Kulturaufgaben  er- 
fülle, so  den  Ausbau  der  Wasserkräfte, 
die  Elektrisierung  der  Eisenbahnen,  die 
Aufbesserung  der  Arbeiter  in  Staatsbe- 
trieben wie  der  Lehrer  und  Beamten,  fer- 
ner die  Einführung  des  direkten  Land- 
tagswahl  rechts  wie  der  Verhältnis- 
wahlen in  den  Gemeinden  und  endlich 
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insbesondere  die  Anerkennung  der  staats- 
bürgerlichen Gleichberechtigung  der  So- 
zialdemokratie in  Bayern:  das  seien  An- 
sätze zu  einer  besseren  Entwickelung,  die 
im  Interesse  des  bayrischen  und  deut- 
schen Volkes  nur  zu  begrüssen  seien. 
Der  Parteivorstand,  der  Vorwärts  und 
die  Leipziger  Volksseitung  behandeln 
diese  ganze  Angelegenheit  mit  unge- 
wöhnlicher und  durch  die  Sache  nicht 
begründeter  Heftigkeit.  Alarmartikel 
mit  sensationellen  Überschriften  wie  Auf- 
lehnung gegen  die  Parteidissiplin,  Der- 
Dissiplinbruch  vollendet!  usw.  sind  nicht 
geeignet  eine  politische  Angelegenheit  zu 
klären  und  erst  recht  nicht  eine  partei- 
genössische  Angelegenheit  parteige- 
nössisch  zu  erledigen.  Ob  die  badische 
Landtagsfraktion  recht  daran  getan  hat 
auf  die  erste  Anfrage  des  Parteivor- 
stands mit  dem  Hinweis  auf  ein 
Schweigegebot  zu  reagieren,  mag  dahin- 
gestellt sein.  Es  ist  nicht  recht  einzu- 
sehen, welch  einen  Sinn  ein  solches 
Schweigegebot  gegenüber  der  eigenen 
Partei  haben  soll:  aber  gegen  das  Or- 
ganisationsstatut verstösst  es  nicht,  ein 
Disziplinbruch  liegt  also  nicht  vor.  Der 
Parteivorstand  hätte  vielleicht  etwas 
mehr  Ruhe  und  Überlegenheit  zeigen 
und  daran  denken  können,  dass  man  mög- 
licherweise politischen  Situationen  Rech- 
nung tragen  müsse,  die  man  von  Berlin 
aus  mitunter  nicht  völlig  übersehen  kann. 
Auch  die  Frage,  ob  in  der  Sache  selber, 
in  der  Budgctbewilligung,  ein  Disziplin- 
bruch vorliegt,  wird  zu  verneinen  sein. 
Die  Ansicht  scheint  begründet,  dass  die 
Motive  dieser  Abstimmungen  unter  die 
in  Lübeck  vorgesehenen  Ausnahmen 
fallen.  Doch  mag  diese  rein  parteirecht- 
lichc  Frage  so  oder  so  entschieden  wer- 
den, die  Politik  wird  dadurch  nicht  be- 
rührt. Und  die  politischen  Gesichtspunkte 
allein  müssen  für  eine  politische  Partei 
den  Ausschlag  geben.  Als  eine  Partei, 
die  auf  dem  in  Deutschland  einzig  mög- 
lichen, dem  verfassungsmässigen  und  ge- 
setzlichen Weg  die  Umgestaltung  der 
Gesellschaft  im  sozialistischen  Sinn  an- 
bahnen will,  die  also  an  einer  Reihe  von 
Institutionen  unseres  Staatswesens  inter- 
essiert ist,  deren  Ausbau  sie  selber  mit 
allen  Kräften  betreibt,  kann  die  Sozial- 
demokratie vernünftigerweise  nicht  die 
Mittel  verweigern,  die  für  eben  diese  In- 
stitutionen notwendig  sind.  Dies  einmal 
vorausgesetzt,  liegt  eigentlich  kein  An- 
lass  vor  sich  bei  der  Gesamtabstimmung 
über  den  Etat  anders  zu  verhalten  als 
bei  einer  Gesamtabstimmung  über  ein  an- 


deres Gesetz :  Die  Partei  pflegt  da  stets 
kühl  nachzurechnen,  ob  die  Vorteile  des 
Gesetzes  die  Nachteile  überwiegen  oder 
umgekehrt,  und  dann  entsprechend  Ja 
oder  Nein  zu  sagen.  Das  selbe  auf  den 
Etat  angewandt,  würde  eine  verschie- 
dene Abstimmung  in  den  einzelnen  Bun- 
desstaaten ergeben  und  den  süddeut- 
schen Genossen  durchaus  die  Möglich- 
keit lassen  nach  pflichtgemässer  Erwä- 
gung, wenn  auch  mit  Reserve,  in  einer 
Reihe  von  Fällen  dafür  zu  stimmen. 
Freilich  schreibt  man  in  unserer  Partei 
nach  alter  Gewöhnung  gerade  der  Bud- 
getabstimmung eine  ganz  besondere  de- 
monstrative Bedeutung  zu:  sie  soll  un- 
sere prinzipielle  Stellung  der  Regierung 
und  womöglich  der  ganzen  Staats-  und 
Gesellschaftsordnung  gegenüber  zum 
Ausdruck  bringen.  Ganz  abgesehen  da- 
von, dass  das  Mittel  der  Budgetverweige- 
rung in  konstitutionell  regierten  Staaten 
diese  Bedeutung  nicht  haben  kann,  fragt 
es  sich  auch,  ob  diese  symbolische  Ver- 
weigerung wirklich  die  ihr  zugeschrie- 
bene Wirkung  hat.  Bei  der  ganzen  Art. 
wie  die  Gesamtabstimmungen  faktisch  in 
den  Parlamenten  vorgenommen  werden, 
ist  das  recht  zweifelhaft.  Alles,  was 
stereotyp  ist,  ermüdet  und  wird  schliess- 
lich nicht  beachtet,  weil  man  ihm  eine 
konkrete  Bedeutung  im  Einzelfall  nicht 
beimisst.  Für  eine  schimärische  Demon- 
stration dürfte  man  aber  nicht  ein  Stück- 
politischen  Einflusses  opfern,  das  man  ah 
Sachwalterin  der  Arbeiterklasse  gar 
nicht  berechtigt  ist  preiszugeben.  Man 
bringt  sich  auch  um  die  Früchte  seiner 
eigenen  Arbeit,  gibt  den  Gegnern  einen 
Anlass  die  Sozialdemokratie  von  der  par- 
lamentarischen Gleichberechtigung  aus- 
zuschliessen  und  mindert  so  die  eigene 
Kraft. 

Die  Frage  der  Budgetbewilligung  ist  auch 
im  anderen  Ländern  behandelt  worden : 
mit  dem  Unterschied,  dass  dort  meist 
die  Verweigerung  als  Ausnahmefall,  die 
Bewilligung  als  Regelfall  angesehen 
wurde.  In  Frankreich  ist  erst  in  letzter 
Zeit  von  der  geeinigten  Partei  —  die  ja 
nach  dem  Verlust  ihrer  aktiven  Politik 
der  Intransigenz  Tür  und  Tor  geöffnet 
hat  und  sich  daher  kaum  noch  vor  dem 
Syndikalismus  retten  kann  —  die  Bud- 
getverweigerung als  Norm  aufgestellt 
worden.  Aber  eine  Anzahl  Abgeordne- 
ter hat  auch  das  letzte  Mal  dieser  Pa- 
role keineswegs  Folge  geleistet  (vergl. 
diese  Rundschau,  1908,  1.  Band,  pag.  252)  : 
den  Lesern  sind  die  klaren  Darlegungen 
l>ekannt,   die   der   Abgeordnetie  Breton 
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über  diese  Sache  in  den  Sozialistischen 
Monatsheften  (1908,  1.  Band,  pag.  152  ff.) 
veröffentlicht  hat.  Diese  Frage  wird  den 
französischen  Parteitag  noch  beschäfti- 
gen. Und  nunmehr  also,  wie  es  scheint, 
auch  den  deutschen.  Es  ist  zu  wün- 
schen, dass  bei  ihrer  weiteren  Vorerörte- 
rung in  der  Presse  ein  leidenschaftsloser 
Ton  angeschlagen  wird,  dass  man  argu- 
mentativ, nicht  deklamatorisch  vorgeht. 
Die  Budgetbcwilligung  ist  ebensowenig 
eine  staatsmännischc  Grosstat  wie  die 
Budgetverweigerung  eine  revolutionäre 
Heldentat  ist.  Sie  ist  nur  eine  Sache  des 
selbstsichern  politischen  Takts.  Eben 
deshalb  sollte  man  bei  der  Diskussion 
dieser  Frage  von  jeder  Uberspannung 
absehen  und  nüchtern  und  ohne  Selbst- 
betrug eine  Lösung  zu  finden  suchen,  die 
den  Genossen  in  den  Staaten  mit  ent- 
wickelterem parlamentarischen  Leben 
eine  der  Bedeutung  der  Partei  ent- 
sprechende Tätigkeit  erleichtert. 
X  X 
England  Die  Arbeiterpartei  im  engli- 
schen Parlament  kann  wie- 
der auf  tüchtige  Arbeit  in 
der  jetzt  abgeschlossenen  Session  zurück- 
blicken. Namentlich  in  der  sozialpolitisch 
wichtigsten  Materie,  in  dem  Gesetz  über 
die  Altersunterstützung,  hat  sie  energisch 
mitgewirkt.  Es  ist  ihr  gelungen  eine 
Reihe  von  Verbesserungen  zu  erzielen, 
die  die  Regierungsvorlage  bedeu- 
tend vervollkommnet  haben.  Für  die 
englische  Auffassung  kennzeichnend  ist 
die  Tatsache,  das  MacDonald  in  einem 
Artikel  über  das  Zustandekommen  des 
Gesetzes  seine  Genugtuung  darüber  aus- 
drückt, dass  die  Einführung  der  Alters- 
versicherung »nicht  mehr  Agitationsfrage 
sondern  Tatsache«  ist.  In  den  kontinen- 
talen Parteien  pflegt  man  vielfach  noch 
den  Hauptwert  auf  Agitationsstoff,  den 
geringem  auf  wirkliches  Erreichen  zu 
legen.  Die  Arbeiterpartei  hat  es  bewirkt, 
dass  das  Altersunterstützungsgesctz  von 
den  grossen  englischen  Gewerkschafts- 
verbänden als  ein  entschiedener  sozialer 
Fortschritt  anerkannt  und  begrüsst  wird. 
Jetzt  ist  die  Partei  darauf  bedacht  für  die 
volle  Durchführung  des  Gesetzes,  das 
am  1.  Januar  in  Kraft  tritt,  zu  sorgen. 
Sie  macht  es  den  lokalen  Organisationen 
zur  Pflicht  die  Aufstellung  der  Listen 
der  Unterstützungsberechtigten  zu  kon- 
trollieren und  den  Rentensuchern  mit  Rat 
und  Tat  zur  Seite  zu  stehen,  namentlich 
auch  zu  verhindern,  dass  die  alten  Leute, 
in  erster  Linie  die  Frauen,  infolge  Un- 
kenntnis des  Gesetzes  gegen  dessen  Vor- 


aussetzungen Verstössen  und  so  der 
Rente  verlustig  gehen.  Eine  weitere 
wichtige  sozialpolitische  Aufgabe,  die  die 
Partei  in  Angriff  genommen  hat,  ist  die 
Auffrischung  der  Fabrikinspektion,  die 
seit  langer  Zeit  in  England  daniederliegt. 
Auf  Antrag  der  Partei  beschloss  das 
Parlament  eine  Kommission  einzusetzen, 
die  die  Tatsache  der  Vermehrung  der 
Sterblichkeit  unter  der  industriellen  Ar- 
beiterschaft näher  zu  untersuchen  hat. 
Dieser  Kommission  gehören  auch  die 
Mitglieder  der  Arbeiterpartei  MacDonald 
und  Gill  an. 

Die  Arbeiterpartei  beschränkt  ihre  Tätig- 
keit aber  keineswegs  auf  die  Sozial- 
politik. Sie  beschäftigt  sich  nicht  nur 
mit  allen  wichtigen  Kulturfragen  —  zum 
Beispiel  mit  der  Schulfrage,  in  der  sie  in 
gewisser  Hinsicht  die  Initiative  ergriffen 
hat  — ,  sie  strebt  auch  einen  Einfluss  auf 
die  auswärtige  Politik  an,  und  zwar  be- 
trachtet sie  da  als  ihre  nächste  Aufgabe 
die  Wiederherstellung  eines  guten  Ein- 
vernehmens zwischen  Deutschland  und 
England.  Die  Partei,  die  bereits  am 
1.  August  in  London  eine  mächtige 
Strassendemonstration  für  den  Frieden 
veranstaltet  hat,  will  ferner  zu  diesem 
Zweck  «ine  Anzahl  ihrer  Mitglieder 
nach  Deutschland  entsenden  und  viel- 
leicht auch  einen  Gegenbesuch  deutscher 
Abgeordneter  in  England  bewirken.  Das 
Nähere  hierüber  ersehen  die  Leser  der 
Sozialistischen  Monatshefte  aus  dem 
Artikel  MacDonalds  in  diesem  Heft  (pag. 
1033  ff-)-  Die  Partei  ist  auch  sonst  be- 
müht die  Bande  zwischen  den  deutschen 
und  den  englischen  Sozialisten  fester  zu 
knüpfen.  So  wird  auf  Einladung  der 
/.  L.  P.  Genosse  Dr.  Südekum  demnächst 
nach  England  reisen,  um  dort  in  8  der 
grössten  Städte  in  Gemeinschaft  mit 
englischen  Parlamentariern  Versammlun- 
gen abzuhalten.  Eine  geistige  Koope- 
ration deutscher  und  englischer  Sozia- 
listen kann  —  von  dem  Einfluss  auf  die 
allgemeine  Politik  abgesehen  —  jeden- 
falls für  die  Parteipolitik  von  Nutzen 
sein,  indem  sie  zum  Beispiel  die  deut- 
schen Sozialdemokraten  mit  der  etwas 
anders  gearteten,  realistischen,  bei  uns 
aber  vielfach  unverstandenen  und  daher 
mit  Misstrauen  betrachteten  Mcthodte  der 
englischen  Arbeitervertreter  näher  be- 
kannt macht. 

X  X 
Organisation»-  Tm  sozialdemokratischen 
zwUt  Wahlverein   Pankow  ist 

es  infolge  einer  Jahre  an- 
haltenden Misswirtschaft  jetzt  zu  einer 
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Krise  gekommen.  Der  Vertrauensmann 
Freiwaldt  —  in  weiteren  Parteikreisen 
durch  seinen  Ausschlussantrag  gegen 
Heine,  Göhre,  Braun  und  Bernhard  be- 
kannt geworden  (vergl.  das  Protokoll 
des  Bremer  Parteitags,  pag.  35  ff.)  — , 
der  nach  einer  der  Parteipressc  unter- 
breiteten Denkschrift  des  Vorstands 
jahrelang  eine  Art  Diktatur  im  Kreise 
ausgeübt  zu  haben  scheint,  ist  als  Ge- 
meindeverordneter der  Bestechlichkeit 
überführt  worden  und  seither  spurlos  ver- 
schwunden. Die  Verallgemeinerung  die- 
ser Korruptionserscheinung  auf  die  Par- 
tei, in  der  sich  manch  bürgerliches  Blatt 
gefallt,  ist  nicht  wert  widerlegt  zu  wer- 
den. Das  gleiche  gilt  von  der  Verdächti- 
gung des  sozialdemokratischen  Reichs- 
tagsabgeordneten jenes  Kreises,  der  aller- 
dings mit  Freiwaldt  Umgang  hatte,  um 
dessen  Verfehlungen  aber  selbstverständ- 
lich nicht  wusste.  Dagegen  wird  man  die 
Bemerkung  der  erwähnten  Denkschrift, 
dass  sich  in  dieser  Kreisorganisation  »fast 
alle  der  Zentralisation  anhaftenden  Män- 
gel aufs  deutlichste  bemerkbar«  machten, 
nicht  ohne  weiteres  zurückweisen  können. 
In  der  Tat  wird  man  mehr  als  bisher  auf 
die  Gefahren  der  in  der  Partei  überhand- 
nehmenden Zentralisationsbestrebungen 
acht  geben  müssen.  Die  strikte  Zen- 
tralisation kann,  wie  sich  im  Fall  Frei- 
waldt gezeigt  hat.  von  persönlicher  Skru- 
pellosigkeit  gar  zu  leicht  zum  Schaden 
der  Partei  ausgebeutet  werden:  das  sollte 
auch  denjenigen  .zu  denken  geben,  die 
für  die  rein  politischen  und  geistigen 
Schäden  dieses  Systems  nicht  das  volle 
Verständnis  haben  und  am  liebsten  alles 
von  einer  Zentralleitung  aus  reglemen- 
tiert sehen  würden.  Mit  der  Wcitercnt- 
wickelung  der  Partei  und  namentlich  mit 
der  Ausdehnung  ihres  aktiven  politischen 
Wirkens  wird  man  auf  die  organisa- 
torische Frage  Zentralismus  oder  Föde- 
ralismus? zurückzukommen  gezwungen 
sein  und  sie  vielleicht  mit  «einer  ratio- 
nellen Vereinigung  von  Zentralismus 
und  Föderalismus  beantworten.  Ich 
möchte  hier  auch  auf  den  vor  3  Jahren 
in  dieser  Zeitschrift  veröffentlichten  Ar- 
tikel Hugo  Lindemanns  (1905,  2.  Band, 
pag.  767  ff.)  hinweisen,  der  aus  Anlas* 
der  damals  aktuellen  Neuorganisation  der 
Partei  einer  vernünftigen  föderativen 
Verfassung  das  Wort  redet,  und  dessen 
Beweiskraft  man  sich  auf  die  Dauer  nicht 
wird  verschliessen  können. 
Dem  Einzelfall  in  Pankow  kommt  ein 
besonderes  Interesse  nicht  zu.  Gegen  die 
Mitglieder  des  Vorstandes  des  Wahlver- 


eins ist  auf  ihre  eigene  Veranlassung  ein 
Ausschlussverfahren  eingeleitet  worden, 
um  so  eine  Aufklärung  dieser  Vorkomm- 
nisse vor  einem  Schiedsgericht  zu  ermög- 
lichen. Sicherlich  werden  diese  Ver- 
handlungen erweisen,  dass,  soweit  die 
Korruption  in  Frage  kommt,  sie  ledig- 
lich auf  einen  einzelnen  M-enschen  be- 
schränkt war,  auf  einen  Geschäfts- 
sozialisten, dessen  Gesinnung  mit  dem 
Sozialismus  wenig  gemein  hatte. 
X  X 
Kurze  Chronik  Am  2.  August  fand  eine  von 
den  deutschen  und  östei 
reichischen  Sozialdemokra- 
ten der  Schweiz  veranstaltete  inter- 
nationale Friedensdemonstration  in 
Schaffhausen  statt.  Es  wurde  ein  Festzug 
und  ein  von  etwa  7000  Personen  besuchte 
Massenmeeting  veranstaltet.  Redner 
waren  die  Genossen  Adler  und  Pcrner- 
storfer  aus  Österreich.  Ledebour  aus 
Deutschland.  Schlatter  und  Greulich  aus 
der  Schweiz,  Lerda  aus  Italien.  Buchinger 
aus  Ungarn.  X  Das  württember- 
gische statistische  Landesamt  stellt  m 
einer  Publikation  über  dfe  Ergebnisse 
der  Wahlen  fest,  dass  die  Anhänger  der 
Sozialdemokratie  und  des  Zentrums  »allen 
voran  in  der  sorgfältigen  Wahrung  der 
Parteidisziplin  stehen«.  X  Eine  am 
10.  August  in  Berlin  abgehaltene  öffent- 
liche Versammlung,  in  der  Genosse 
Katzenstein  referierte,  forderte  alle  ju- 
gendlichen Arbeiter  Deutschlands  auf  sich 
zu  einer  einheitlichen  Jugendorga- 
nisation zusammcnzuschliesscn.  X 
Die  anarchosyndikalistische  General- 
streikbewegung  in  Frankreich  en- 
digte mit  einer  völligen  Niederlage  der 
Arbeiter;  nur  der  reformistische  Buch- 
druckerverband, der.  nachdem  einmal  der 
Streik  proklamiert  war.  seine  Solidarität 
erklärt  hatte,  rettete  die  Ehre  der  fran- 
zösischen Gewerkschaften:  die  meisten 
Pariser  Zeitungen  erschienen  am  Tage 
des  Generalstreiks  nicht.  Wird  diese 
bittere  Lehre  die  sozialistische  Partei 
veranlassen  sich  endlich  von  der 
Tyrannei  des  Syndikalismus  zu  be- 
freien ? 

X  X 
Llteratar  Ende  März  erschien  das 
1.  Heft  einer  neuen 
Zeitschrift,  The  So- 
cialist  Revieu;  herausgegeben  von  der 
/.  L.  P.:  jetzt,  im  August.  liegt  der 
1.  Band  vollständig  vor.  Die  Zeitschrift 
scheint  ihre  Aufgaben,  di«  sie  sich  ge- 
stellt, gut  zu  erfüllen.  Der  Sozialismus, 
der  in  England  in  den  letzten  Jahren 
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einen  so  überraschenden  Aufschwung  ge- 
nommen hat,  weil  er  sich  auf  eine  ge- 
werkschaftlich geschulte  Massenbewe- 
gung stützen  konnte,  beginnt  jetzt  auch 
in  das  weitere  Geistesleben  des  Landes 
einzudringen.  Und  es  ist  interessant,  dass 
die  Vertreter  der  stärksten  sozialisti- 
schen Partei,  der  /.  L.  P.,  gerade  auf 
diese  Vergrösserung  des  Wirkungskreises 
der  Partei  besonderen  Wert  legen.  In 
dem  Programmartikel  der  neuen  Zeit- 
schrift wurde  ausdrücklich  betont,  dass 
sie  dazu  da  wäre,  um  auf  die  Intelligenz 
einzuwirken.  Aus  diesem  Bekenntnis  der 
englischen  Arbeiterpartei,  die  aus  reinen 
Arbeiterorganisationen  herauswuchs, 
könnte  die  deutsche  Sozialdemokratie, 
deren  Gründer  aus  den  Schichten  der 
Intelligenz  stammten,  und  die  doch 
eben  diese  Intelligenz  vielfach  als  eine 
quantite  ntgligcable  anzusehen  geneigt 
ist,  manches  lernen.  Es  spricht  sich 
darin  auch  der  Realismus  der  englischen 
Sozialisten  aus,  die  die  geistigen  Fak- 
toren als  vorhandene  Kräfte  anerkennen 
und,  statt  sie  materialistisch  hinwegzu- 
disputieren.  lieber  in  ihren  Dienst  zu  stel- 
len suchen.  Die  Socialist  Review  hat 
in  ihrem  I.  Halbjahr  vorwiegend  Artikel 
gebracht,  die  zu  aktuellen  politischen  und 
parlamentarischen  Fragen  Stellung  neh- 
men, so  über  Arbeitslosenunterstützung, 
über  das  Schankgesetz  etc.  Doch 
sind  auch  Aufsätze  allgemeinerer  Natur 
erschienen,  Untersuchungen  sozialer 
Zustände,  endlich  kleinere  theoretische 
Abhandlungen,  namentlich  Beiträge 
zur  Geschichte  des  Sozialismus ;  hier  ge- 
rade hat  man  sich  keineswegs  auf  die 
englischen  Dinge  beschränkt  sondern 
den  ausländischen  Sozialismus  in  kleinen 
Monographieen  der  englischen  Leser- 
schaft näher  zu  bringen  gesucht:  ein  bei 
der  Unbekanntschaft  des  englischen 
Durchschnittslesers  mit  kontinentalen 
Dingen  sicherlich  dankenswertes  Unter- 
nehmen. Die  Schwierigkeiten  des  An- 
fangs scheinen  in  der  neuen  Zeitschrift 
glücklich  überwunden,  und  wir  dürfen 
mit  Sicherheit  annehmen,  dass  diese  einer 
kräftigen  Weiterentwickelung  und  Aus- 
gestaltung entgegengeht.  Wir  können 
die  Herausgeber  unseres  Bruderorgans 
zu  ihren  bisherigen  Leistungen  nur  be- 
glückwünschen. 

Cienossenschaftsbewegung  /  Gertrud  David 
üenos»«D-  Mit  grosser  Befriedigung 
EU«aach*  kann  die  deutsche  Ge- 
nossenschaftswelt auf  den 
vom  22.  bis  zum  24.  Juni  im  Fürstenhof 


in  Eisenach  abgehaltenen  5.  ordentlichen 
Genossenschaftstag  des  Zentralverbandes 
deutscher  Konsumvereine  zurückblicken. 
Waren  es  auch  nicht  wie  meist  in  den 
früheren  Jahren  Gegenstände  von  ganz 
besonders  weittragender  Bedeutung,  die 
auf  ihm  ihre  Erörterung  und  Erledigung 
fanden,  so  werden  die  Beschlüsse  dieses 
Kongresses  doch  befruchtend  auf  die 
deutsche  Konsumvereinsbewegung  wir- 
ken. Vor  allem  aber  musste  es  mit 
Freuden  begrüsst  werden,  dass  auf  die 
peinlichen  Differenzen  des  Vorjahres  bei 
.  Gelegenheit  der  Tarif  Verhandlungen,  die 
in  der  Arbeiterpresse  ein  so  intensives 
Echo  weckten,  diesmal  ein  durchaus  har- 
monischer Gang  der  Verhandlungen 
folgte,  in  deren  Verlauf  auch  der  er- 
wähnte Punkt  eine  wohl  allseitig  befrie- 
digende Erledigung  fand. 
Anwesend  waren  diesmal  über  500  Dele- 
gierte deutscher  Konsumvereine,  ausser- 
dem als  Gäste  die  Vcrteter  der  genossen- 
schaftlichen Organisationen  des  Auslan- 
des (Englands,  Hollands,  Dänemarks, 
Österreichs,  der  Schweiz  und  Finn- 
lands), der  verschiedenen  Kategorioen  ge- 
nossenschaftlicher Angestellter  und  end- 
lich ein  Vertreter  der  Stadt  und  der  Re- 
gierung. Die  Begrüssungsrede  des 
Oberbürgermeisters  Schmieder  zeichnete 
sich  durch  eine  weitsichtige  Wertung 
des  Genossenschaftswesens  aus.  Herr 
Schmieder  fürchtete  auch  nicht  den  Mit- 
telstandsrettern auf  die  Füsse  zu  treten, 
indem  er  ihnen  empfahl  statt  der  schika- 
nösen Bekämpfung  der  Konsumvereine 
lieber  die  Anwendung  des  genossen- 
schaftlichen Prinzips  auf  den  kleinen 
Gewerbebetrieb  zu  propagieren.  Geleitet 
und  eröffnet  wurde  der  Genossenschafts- 
tag durch  den  Verbandsvorsitzenden 
Radestock-Dresden.  Nach  den  An- 
sprachen der  Gäste  erstattete  Radestock 
den  Vorstandsbericht,  der  von  einer 
fleissigen  Amtsführung  der  drei  Vor- 
standsmitglieder Zeugnis  ablegte.  Eine 
von  ihm  in  Erwiderung  auf  die  verleum- 
derischen Angriffe  des  Allgemeinen  Ver- 
bandes vorgeschlagene  Resolution,  die 
die  Unabhängigkeit  und  Neutralität  der 
Bewegung  von  allen  politischen  Uber- 
zeugungen und  religiösen  Bekenntnissen 
des  einzelnen  betont,  fand  einstimmige 
Annahme.  Sodann  erstattete  der  Ver- 
bandssekretär Kaufmann  den  Sc/kre- 
tariatsbericht,  dessen  wichtigste  Zahlen 
und  Daten  bereits  (in  diesem  Bande,  pag. 
826  ff.)  mitgeteilt  wurden.  Zum  Ausbau 
des  Versicherungswesens  schlug 
er  eine  einstimmig  angenommene  Re*o 
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lution  vor,  die  den  Verbankls vereinen 
dringend  empfiehlt  alle  Versicherungen 
gegen  Feuerschäden,  Einbruchsdiebstähle, 
Wasserschäden  usw.  nur  durch  das 
Sekretariat  abzuschliessen. 
Den  wichtigsten  Punkt  der  Tagesord- 
nung behandelte  sodann  das  von  Ernst 
Scherling,  Direktor  der  G.  E.  G.,  er- 
stattete Referat  über  das  Bank-  und 
Kassenwesen  der  Konsumvereine.  Der 
Redner  legte  dar,  dass  bei  dem  sich  stän- 
dig steigernden  Geldverkehr  der  Kon- 
sumvereine nunmehr  die  Zeit  für  die  Er- 
richtung einer  eigenen  Bankabteilung- der 
G.  E.  G.  nach  englischem  Muster  ge- 
kommen sei.  Diese  werde  sich  bei  dem 
Verkehr  mit  den  Vereinen  der  neu  zu 
errichtenden  Postschccküberweisungs- 
&  teilen  bedienen.  Der  Genossenschafts- 
tag stimmte  diesen  Vorschlägen  zu  und 
empfahl  den  Vereinen  dringend  von  der 
Einrichtung  regen  Gebrauch  zu  machen. 
A.  von  Elm,  der  hierauf  über  die  Tätig- 
keit des  Tarifamtes  berichtete,  ging  im 
Anschluss  daran  auf  die  durch  den  vor- 
jährigen Düsseldorfer  Beschluss  hervor- 
gerufenen Diskussionen  ein  und  legte 
dem  Genossenschaftstag  eine  vom  Vor- 
stand mit  der  Generalkommission  ver- 
einbarte Resolution  vor,  die  geeignet  ist 
all  jenen  Missverständnissen  ein  Ende 
zu  bereiten.  In  ihr  wird  betont,  dass  der 
Düsseldorfer  Beschluss  nicht  so  aufzu- 
fassen sei,  als  ob  nunmehr  den  Forde- 
rungen der  Gewerkschaften  die  Aner- 
kennung der  Genossenschaften  versagt 
werden  solle,  solange  sie  nicht  in  dem 
grössten  Teile  der  Privatbetriebe  zur 
Durchführung  gelangt  sind.  Sodann 
hebst  es  weiter:  »Der  Genossenschafts- 
tag steht  nach  wie  vor  auf  dem  Stand- 
punkt, dass  es  die  Pflicht  der  Genossen- 
schaften ist,  soweit  es  in  ihren  Kräften 
steht,  in  bezug  auf  Ausgestaltung  der 
Lohn-  und  Arbeitsverhältnisse  ihrer  An- 
gestellten und  Arbeiter  vorbildlich  zu 
sein.  Der  Zcntralverband  deutscher  Kon- 
sumvereine ist  bereit  bezüglich  des  Ab- 
schlusses allgemeiner  Lohn-  und  Arbeits- 
tarife mit  den  Gewerkschaften  und  Be- 
rufsorganisationen der  beteiligten  Ange- 
stellten und  Arbeiter  in  Verhandlungen 
zu  treten.  Erweist  sich  der  Abschluss 
eines  Gesamttarifes  für  eine  Branche  der 
genossenschaftlichen  Angestellten  oder 
Arbeiter  als  verfrüht  oder  unmöglich,  so 
steht  dem  Abschluss  solcher  Verträge  an 
einzelnen  Orten  oder  in  einzelnen  Be- 
zirken nichts  im  Wege,  wenn  die  bezüg- 
lichen örtlichen  Tarifforderungen  an 
die   Genossenschaften  nicht  wesentlich 


über  das  hinausgehen,  was  an  den  be- 
treffenden Orten  in  der  Gesamtbranche 
seitens  der  Gewerkschaften  durchgeführt 
werden  kann.  Aus  der  etwaigen  Ablehnung 
weitergehender  Forderungen  kann  den 
Konsumvereinsvcrwaltungen  kein  Vor- 
wurf gemacht  \verden.<  An  der  Diskus- 
sion über  diesen  Punkt  beteiligten  sich 
die  Vertreter  der  Tabakarbeiter  und  der 
Lagerhalter.  Letzterer  betrachtete  die 
Resolution  als  eine  »Rektifizierungc  der 
Düsseldorfer,  welcher  Auffassung  Elm 
widersprach.  Die  Resolution  wurde  ein- 
stimmig angenommen.  Der  2.  Verhand- 
lungstag brachte  zunächst  ein  sehr  in- 
struktives Referat  Dr.  R.  Riehns  über 
die  zunehmende  Steucrbelastunjg  der 
Konsumvereine  in  den  verschiedenen 
deutschen  Ländern.  Die  Resolution 
brandmarkt  das  logische,  juristische  und 
moralische  Unrecht  eines  solchen  Vor- 
gehens und  fordert  die  Konsumvereine 
auf  den  Kampf  um  das  selbstverständ- 
liche, aber  ernstlich  gefährdete  Recht 
auf  Ent wickclung  mit  aller  Energie  7u 
führen. 

Dem  von  Kaufmann  erstatteten  Bericht 
über  die  Unterstützungskasse  des  Zen- 
tralverbandes ist  zu  entnehmen,  dass  die 
Kasse  im  Zeichen  erfreulicher  Entwicke- 
lung  steht  Bis  Ende  1907  waren 
ihr  insgesamt  113  Vereine  mit  3114 
Personen  beigetreten.  Der  Bestand  der 
Kasse  stellte  sich  auf  404448  M.  Nach 
Entgegennahme  des  Ausschussberichtes 
erteilte  der  Genossenschaftstag  die  Ent- 
lastung des  Vorstandes  und  die  Geneh- 
migung der  Verbandsrechnung  sowie  der 
Voranschläge.  1000  M.  werden  für  den 
Internationalen  Genossenschaftsbund  als 
jährlicher  Beitrag  überwiesen.  Aus  den 
Wahlen  ging  Radestock  wieder  «ds  erster 
Verbandsvorsitzender  hervor,  während 
an  Stelle  von  Schmidtchen-Magdeburg, 
der  den  Posten  eines  Unterverbands- 
sekretärs für  Rheinland-Westfalen  über- 
nommen hat,  Lorenz-Hamburg  in  den 
Vorstand  gewählt  wurde.  In  den  Aus- 
schuss  wurden  Staudinger-Darmstadt,  von 
Elm-Hamburg  und  Pobbig-Zwickau  wie- 
dergewählt. Als  Ort  des  nächsten  Ge- 
rtossenschaftstages  wurde  Mainz  be- 
stimmt. 

X  X 
Grosseinkauts-  ]j  ,    jm  Anschluss  an  den 

deutscher  /con.GenossenschaftstaS  abgehal- 
sumvertiae  tene  Generalversammlung 
der  G.  E.  G.,  die  von  220  Gesell- 
schaftern besucht  war,  stand  gleichfalls 
unter  einem  glücklichen  Stern.  Mit  Be- 
friedigung nahm  die  Versammlung  den 
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vom  ersten  Geschäftsführer  Scherling  er- 
statteten Geschäftsbericht  (vergl.  in  die- 
sem Band.  pag.  638  ff.)  entgegen  und 
stimmte  sodann  der  von  der  Verwaltung 
vorgeschlagenen  Verteilung  des  Reinge- 
winns zu.  Dabei  wurde  zum  erstenmal  ein 
Untcnstützungsfonds  mit  20000  M.  be- 
dacht, aus  dem  Angestellten  und  Arbei- 
tern in  Notfällen  ein  Zuschuss  zu 
ihren  sonstigen  Unberstützungsbezügcn 
gewährt  werden  kann.  Ferner  beschloss 
die  Generalversammlung  eine  Erhöhung 
des  Stammkapitals  von  1 000  000  auf 
1 500  000  M.  Man  nahm  sodann  eine 
Reihe  von  Abänderungen  des  Gesell - 
schaftsstatuts  an,  wobei  entsprechend  dem 
obenerwähnten  Bcschluss  des  Genossen- 
schaftstages den  Obliegenheiten  der  Ge- 
sellschaft Bankgeschäfte  aller  Art  hinzu- 
gefügt wurden.  Die  G.  E.  G.  wird  sich 
demnach  auch  zur  Bank  der  Konsum- 
vereine entwickeln. 

X  X 
England  Wie  alljährlich  fand  in  der 
Pfingstwoche  die  Hieer- 
schau des  grossen  briti- 
schen Genossenschaftsbundes  statt,  dies- 
mal in  Newport.  über  die  Verhand- 
lungen dieses  Kongresses  wird  in  der 
nächsten  Rundschau  berichtet  werden. 
Heute  seien  aus  dem  der  Versammlung 
vorgelegten  Bericht  des  Zentralvorstands 
folgende  Zahlen  wiedergegeben : 


Zahl    der  dem  Bunde  ange- 
schlossenen Genossenschaften 
Davon  erstatteten  Bericht 
Mitgliederzahl 
Anteilkapital  (in  M.) 
Umsatz  „ 
Reinüberschuss  „ 
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Fast  2%  Millionen  beträgt  demnach 
gegenwärtig  die  Zahl  der  in  den  Ver- 
einen des  Bundes  organisierten  Genossen- 
schafter, die  mit  ihren  Familien  unge- 
fähr den  vierten  Teil  der  Gesamtbevölke- 
rung der  Vereinigten  Königreiche  dar- 
stellen dürften.  Der  Umsatz  der  Ver- 
bandsvereine hat  die  gewaltige  Höhe  von 
2  Milliarden  M.,  und  der  von  ihnen 
erzielte  Reinüberschuss  hat  die  Summe 
von  240  Mill.  M.  bereits  überschritten. 
Der  kleine  Rückgang  in  der  Zahl 
der  Genossenschaften  kommt  fast 
ausschliesslich  auf  das  Konto  der 
Verschmelzung  benachbarter  Konsum- 
vereine oder  der  Übernahme  von  Pro- 
duktivgenossenschaften durch  Konsum- 
vereine. Alle  die  genannten  Genossen- 
schaftsarten zeigen  in  ihrer  Geschäfts- 
tätigkeit das  Bild  eines  gesunden  Fort- 
schritts; am  kräftigsten  haben  sich  seit 
dem  vergangenen  letzten  Jahre  die  Kon- 
sumvereine entwickelt,  deren  Umsatz 
sich  um  fast  8  %  gesteigert  hat. 
X  X 
Internationale  Dem  Newporter  Kongress 
Surgam-  voraus  ging  eine  Konfe- 
renz   der   Delegierten  der 


Grosscinkaufsgesellschaften  der  verschie- 
denen Länder,  die  in  Ausführung  eines 
Beschlusses  des  internationalen  Kon- 
gresses in  Cremona  die  Schaffung  einer 
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internationalen  Güteraustausch-  und 
Wareneinkaufsst«clle  beriet  Vertreten 
waren  die  Grosseinkaufsgesellschaften 
Englands,  Deutschlands,  Dänemarks, 
Norwegens,  Schwedens,  Österreichs, 
Frankreichs,  der  Schweiz,  Russlands 
und  Finnlands.  Angesichts  der  sehr  ver- 
schiedenartigen vorliegenden  Anträge  be- 
schloß die  Konferenz  die  Frage  zunächst 
einer  engeren  Kommission  zur  Beratung 
zu  überweisen,  in  die  Tweddel-England, 
Scherling-Deutschland,  Dr.  Karpeles- 
österreich  und  Dehli-Norwegen  sowie 
als  Sekretär  Dr.  Hans  Müller  gewählt 
wurden.  Die  Kosten  der  zu  den  Kon- 
ferenzen entsandten  Delegierten  sollen 
von  den  Organisationen  getragen  werden, 
die  sie  vertreten. 

X  X 
Karze  Chronik  Am  24.  Mai  fand  in  Glas- 
gow die  Generalversamm- 
lung der  schottischen 
Prauengenossenschaftsgildc  in  Anwesen- 
heit von  320  Delegierten  und  120  Gästen 
statt.  Die  Gilde  zählt  gegenwärtig  in 
5  Sektionen  110  Ortsvereine  mit  insge- 
samt 9805  Mitgliedern.  Es  wurden  unter 
anderm  Resolutionen  angenommen,  durch 
die  die  Errichtung  besonderer  Kindergc- 
nossenschaftsgilden  und  die  Gründung 
von  Rednerschulen  beschlossen  wurden. 
X  Die  dänische  Grosscinkaufsgescll- 
schaft,  der  gegenwärtig  1 188  Konsumver- 
eine angeschlossen  sind,  hat  im  letzten 
Geschäftsjahr  einen  Umsatz  von  41  Mill. 
M.  gegen  34^  Mill.  im  Vorjahre  erzielt, 
während  der  überschuss  von  1 593 183 
auf  1  923  291  M.  gestiegen  ist.  X  Neuer- 
dtngs  unternommene  Verständigungsver- 
suche zwischen  den  neutralen  und  den 
sozialistischen  Konsumvereinen  Frank- 
reichs sind  an  der  Hartnäckigkeit  der 
sozialistischen  Genossenschaften,  die 
nichts  von  ihrem  nocli  über  das  belgische 
hinausgehenden  Programm  preisgeben 
wollten,  gescheitert.  X  Das  schwei- 
zerische Eierimportsyndikat  hat  mit 
allen  Mitteln  (Verhängung  des  Boykotts, 
Sperrung  der  Bezugsquellen,  Untcrbic- 
tung  im  Preise)  den  Kampf  gegen  den 
Verband  schzveiserischer  Konsumvereine 
aufgenommen,  um  diesem  die  selbständige 
Einfuhr  ausländischer  Eier  unmöglich 
zu  machen.  Man  darf  gespannt  sein, 
welche  Organisationsform  sich  in  diesem 
Kampf  als  die  stärkere  erweisen  wird. 

X  X 
Literatur        in  seincr  Schrift  Die  Kon- 
sumgenossenschaft, ihr  föde- 
rativer Ausbau  und  dessen 
Theorie  /Basel.   Birkhausen/  betrachtet 


O.   A.   Rosenquist   die  konsumge- 
nossenschaftliche Organisation  des  Han- 
dels und  späterhin  der   Produktion  als 
die    Verkörperung    eines    neuen  Wirt- 
schaftsprinzips,  dem  eine  eigene  YVirt- 
schafrstheorie,    der    Föderalismus,  ent- 
sprechen soll.    Zunächst  behandelt  der 
Verfasser  die  Durchsetzung  dieses  Prin- 
zips in  der  Praxis  und  das  Verhältnis 
dieser  Theorie  zu  anderen  ökonomischen 
Theorieen.    So  sehr  man  mit  dem  prak- 
tischen  Teil   der   Schrift  einverstanden 
sein  kann  —  besonders  begrüssenswert 
ist    eine  Aufzählung   der    Erfolge  der 
Grosseinkaufsgesellschaften      der  ver- 
schiedenen Länder  — .  so  angreifbar  er- 
scheint der  theoretische  Teil,  der  haupt- 
sächlich  einer   Auseinandersetzung  mit 
dem  Marxismus  gewidmet  ist.  Einmal 
ist  die  hier  geübte  Kritik  der  einzelnen 
Marxschen  Theorieen  (Mehrwerttheoru- 
usw.)  etwas  sehr  oberflächlich.  Sodann 
aber  erscheint  es  doch  nicht  angängig 
aus  dem  Widerspruch,  in  dem  sich  ge- 
wisse (marxistische)   Dogmen    zur  Ge- 
nossenschaftsidee befinden,  das  Recht  ab- 
zuleiten   der  »marxistisch-sozialistischen 
Theoriet  nun  gleich  eine  ganz  neue,  eben 
die   förderalistisehe   Theorie  gegenüber- 
zustellen.     Gerade      die  betreffenden 
Theorieen    sind    von    Sozialisten  der 
revisionistischen  Richtung  selbst  lebhaft 
kritisiert  worden.  In  dem  Riesenbau  des 
Marxismus  hat    auch    die  Konsumge- 
nossenschaft  Platz,  ohne  dass  wesent- 
liche Teile  des  ersteren  verloren  zu  ge- 
hen brauchten,  ebenso  wie  auch  die  prak- 
tische     sozialdemokratische  Arbeiter- 
bewegung nunmehr  fast  in  allen  Län- 
dern, trotz  anfänglich  ablehnender  Hal- 
tung, die  Durchführung  der  genossen- 
schaftlichen  Organisation   in   ihr  Pro- 
gramm aufgenommen  hat. 

Bildungsbewegung  /  Franz  Lindheimer 

SchSierseibet-  Die  Schülersclbstmordc  ha 
morde  ^n  &^  m  i€tzter  2eit  ge- 

häuft, und  es  hat  nicht  an 
Pressstimmen  gefehlt,  in  denen  man 
diese  fürchterliche  Erscheinung  beklagt, 
untersucht,  eindämmen  oder  überwinden 
will.  Im  Tag  schrieb  zum  Beispiel 
Richard  Nordhausen:  »Es  wird  oft  ver- 
langt die  Gymnasien  den  Unbegabten 
einfach  zu  verschliessen,  alle  Schüler 
ausnahmslos  in  die  Volksschule  zu  tun 
und  dann  allein  die  Tüchtigen  höher 
aufrücken  zu  lassen.  Nicht  mehr  Geld 
und  Stolz  der  Eltern  sondern  das  Talent 
des  Kindes  soll  bestimmen,  ob  es  auf 
das    Gymnasium    gehört.     Wenn  die 
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Schülerselbstmorde  weiter  grassieren, 
wird  man  dem  Vorschlage  über  kurz 
oder  lang  ernsthaft  näher  treten  müssen^ 
Dies  neue  Argument  für  die  Notwendig- 
keit der  Einheitsschule  wird  man  gelten 
lassen  können.  Allerdings  ist  noch  nicht 
einzusehen,  wie  den  armen  Kindern  rei- 
cher Eltern  dann  geholfen  wäre.  Die 
Beschwörungen,  Verzweiflungsausbrüchc 
und  Ermahnungen  der  »streberisch-eitlen 
Eltern«,  die  von  Nordhausen  sehr  gut 
gekennzeichnet  werden,  blieben  den  Kin- 
dern doch  nicht  erspart  und  würden  nach 
wie  vor  ihre  Opfer  zur  Strecke  bringen. 
Dieser  Eltcrnstolz  und  das,  was  von  je- 
her mit  ihm  auf  einem  Holze  wuchs, 
würde  nur  seine  ganze  blinde  Stosskraft 
auf  eben  jenes  Beförderungsexamen  zum 
Gymnasium  konzentrieren,  so  dass  vor- 
zugsweise an  dieser  Hürde  die  Unglücks- 
fälle sich  häuften.  Elternstolz  und 
-dummheit,  die  Quelle  des  Übels,  zu  be- 
kämpfen, das  ist's,  was  not  tut,  ist  aber 
eine  recht  hoffnungslose  Aufgabe  inner- 
halb einer  Kultur  des  gesellschaftlichen 
Scheins  und  des  lauten  Erfolgmenschen- 
tums.  Solange  sie  andauert  —  und  es 
hat  gute  Weile  damit  —  dürften  noch 
weitere  dieser  beklagenswerten  Vor- 
kommnisse zu  verzeichnen  sein. 
X  X 
Kurze  Chronik  Die  Berliner  Stadt- 
bibliothek, die  am  15.  Ok- 
tober 1907  eröffnet  wurde, 
zählte  am  E.  April  1908  89510  Bände  (Zu- 
wachs im  Jahre  1907  8570).  Die  Zahl 
der  täglich  ausgeliehancn  Bände  betrug 
im  März  1908  344;  den  Lesesaal  besuch- 
ten vom  15.  Oktober  1907  bis  zum  31. 
März  1908  27374  Personen.  Hervor- 
ragende literarische  Novitäten  konnten 
schon  am  Erscheinungstag  im  Lesesaal  ein- 
gesehen werden.  In  den  28  städtischen 
Volksbibliotheken  wurden  1907  insge- 
samt 1  524  876  Bände  verliehen  ( 1897  erst 
600853),  jedes  Buch  im  Durchschnitt 
I5mal.  X  Einen  bemerkenswerten  Vor- 
trag über  moderne  Schul- 
probleme hielt  Gymnasiallehrer  Dr. 
Casclmann  auf  der  Tagung  der  bayri- 
schen Realschulmänner.  In  dem  Re- 
formgymnasium sieht  er  die  Schule  der 
Zukunft.  Eine  Schulreform  müsse  auf 
die  Entwickelung  der  Persönlichkeit  Ge- 
wicht legen,  gleichwohl  müsse  die  Er- 
ziehung nicht  nur  individualistisch  son- 
dern auch  sozial  sein.  X  Auf  die  Ge- 
fahren der  Dorfmusccn  macht  der 
Kunstwart  aufmerksam.  Da,  wo  nicht 
ausreichende  Gewähr  gegen  das  Verkom- 
men der  Sammlungen  in  rohen  Händen 


gegeben  ist,  möge  die  Errichtung  eines 
solchen  Museums  lieber  unterbleiben ; 
Museen  mit  Schankbetrieb  seien  unter 
allen  Umständen  zu  verurteilen. 

WISS€NSCP)AFT 

Hygiene  /  Heinrich  Qrün 

Arbelterschuti  Die  Lehre  vom  Arbeiter- 
schutz ist  in  ihrem  offi- 
ziellen Bestand  noch  nicht 
allzulangen  Datums.  Zwar  lesen  wir  bei 
den  patriotischen  Sozialhistorikern,  dass 
sich  der  Arbeiterschutz  erst  seit  dem 
kaiserlichen  Erlass  an  den  Reichskanzler 
vom  Jahre  1890  und  der  weiteren  Kund- 
gebung an  den  Handelsminister  ent- 
wickelt hat,  aber  Tatsache  ist,  dass.  das 
allen  Fährlichkeiten  ausgesetzte  Prole- 
tariat bereits  viel  früher  den  Ruf  nach 
Ausschaltung  unnötiger  Berufsgefahren 
durch  seine  Wortführer  erschallen  Hess. 
Es  soll  aber  nicht  verschwiegen  werden, 
dass  es  eine  Reihe  von  Ärzten  und  öffent- 
lichen Funktionären  in  Deutschland  und 
anderwärts  gab,  die  schon  in  vielen  treff- 
lichen Abhandlungen  die  Lehre  vom  Ar- 
beiterschutz  förderten,  obwohl  sie  mit 
der  sozialdemokratischen  Partei  nichts 
zu  tun  hatten.  Das  ist  es  ja,  weshalb  man 
dieses  wichtige  Kapitel  so  lange  unbe- 
arbeitet Hess:  Es  nahmen  kurzsichtige 
und  nicht  sehr  nackensteife  Gelehrte  an. 
dass  sie  in  revolutionären  Geruch  ge- 
raten könnten,  wenn  sie  einige  ehrliche 
Leitsätze  vom  Arbeiterschutz  aufstellen 
würden.  Aber  erst  als  man  höheren  Orts 
glaubte,  dass  man  durch  die  Verkündung 
einiger  Arbeiterschutzmassregeln  die  So- 
zialdemokratie überwinden  könne,  erst 
als  man  von  den  vielen  gerechten 
Forderungen  der  Arbeiter  zum  Schutz 
ihrer  Gesundheit  einige  wenige  in  die  Ge- 
setzgebung aufnahm,  fanden  sich  mehr 
Mitarbeiter  aus  allen  Schichten  und  Be- 
rufen des  Volkes,  die  dem  Arbeiter- 
schutz, dem  das  sozialistische  Odium  nun- 
mehr benommen  war,  ihre  Zeit  widmeten. 
Allerdings  darf  kein  Gelehrter  und  So- 
zialhygieniker  aus  gewissen  Verhältnissen 
die  extremsten  Forderungen  ableiten, 
weil  er  sonst  noch  immer  in  rötlichem 
Schimmer  erscheint.  Aber  Tatsache  ist 
es,  dass  die  Literatur  über  Arbeiterschutz 
tagtäglich  von  ernsten  Männern  mit  treff- 
lichen Untersuchungen  und  den  daraus 
abgeleiteten  Thesen  bereichert  wird,  und 
dass  die  Politiker,  die  es  mit  der  Volks- 
gesundheit ehrlich  meinen,  Mühe  habin 
aus  den  vielen  Arbeiten  eine  praktische 
Nutzanwendung  für  die  Gesetzgebung  zu 
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erlangen.  Jedenfalls  hat  die  deutsche 
Arbeiterschutzgesetzgebung  erst  seit  der 
Tagung  der  [.  internationalen  Arbeiter- 
schutzkonferenz vom  15.  März  1890 
praktische  Bedeutung  erworben.  Seit 
dieser  Zeit  haben  Ärzte,  Techniker,  Ar- 
beitnehmer, Arbeitgeber,  Politiker  und 
andere  Faktoren  die  Zeit  nicht  müssig 
verstreichen  lassen  und  haben  Baustein 
um  Baustein  zu  dem  stattlichen  Gebäude 
der,  wenn  auch  nicht  neuen,  aber  doch 
schärfer  akzentuierten  Lehre  beigetra- 
gen. Allerdings  musste  auf  die  Gesetz- 
gebungen aller  Staaten  die  Sozialdemo- 
kratie als  die  vis  a  tergo  wirken,  und 
einige  Forderungen  wurden  von  den  Ar- 
beitern erst  unter  grossen  Opfern  er- 
fochten; oft  sind  wichtige  Postulate  nur 
unter  dem  äussersten  Widerstand  der 
Unternehmer  durchgesetzt  worden. 
Wenn  wir  über  den  Umfang  und  den  In- 
halt des  Begriffes  Arbeitsschutz  in  den 
zivilisierten  Ländern  Umschau  halten,  so 
finden  wir  ihn  überall  so  ziemlich  gleich- 
artig aufgefasst,  von  kleinen  Änderungen 
abgesehen.  Er  karm  eigentlich  durch  den 
§  120  a  G.  O.  als  genügend  definiert  gel- 
ten, der  lautet :  »Gewerbeuntcrnchmer  sind 
verpflichtet  die  Arbeitsräume,  Betriebs- 
vorrichtungen, Maschinen  und  Gerät- 
schaften so  einzurichten  und  zu  unter- 
halten, dass  die  Arbeiter  gegen  Gefahren 
für  Leben  und  Gesundheit  so  weit  ge- 
schützt sind,  wie  es  die  Natur  des  Be- 
triebes gestattet.  Insbesondere  ist  für 
genügendes  Licht,  ausreichenden  Luft- 
raum und  Luftwechsel,  Beseitigung  des 
bei  dem  Betriebe  entstehenden  Staubes, 
der  dabei  entwickelten  Dünste  und  Gase, 
sowie  der  dabei  entstehenden  Abfälle 
Sorge  zu  tragen  usw.«  Mit  diesem  Ge- 
setzesparagraphen ist  eigentlich  alles 
über  den  Arbeiterschutz  gesagt,  weil  man, 
wo  immer  man  neue  Berufs-  und  Ar- 
beitsschädlichkcitcn  entdeckt,  diese  in  den 
Paragraphen  einreihen  kann. 
Derartig  stilisierten  Gesetzesparagraphen 
entsprechen  dann  die  einzelnen  Mini- 
sterial-  und  verwaltungsbehördlichen  Er- 
lasse über  die  Bekämpfung  der  Bleigc- 
fahr.  über  die  Anthraxgefahr,  die  Strah- 
lenpilzerkrankungen, über  die-  Gefahr 
und  Wirkunpr  des  weissen  (gelben) 
Phosphors  und  viele  andere,  auf  die  wir, 
nach  diesen  propädeutischen  Ausein- 
andersetzungen oft  noch  zurückkommen. 
X  X 
Arbeitszeit  Als  Hauptbestandteil  des 
Arbeiterschutzes  muss  die 
der  Arbeit  und  dem  Ar- 
beiter angemessene  Arbeitszeit  betrachtet 


werden.  Dieser  sind  auf  dem  grossen 
sozialpublizistischen  Weltmarkt  viele 
Schriften  gewidmet,  und  ihr  gelten  po- 
litische und  gewerkschaftliche  Kämpfe 
andrerseits.  Dass  das  Verlangen  nach 
Verkürzung  übermässiger  Arbeitszeit 
und  Einführung  einer  Maximalarbeitszeit 
für  gewisse  Berufe  keine  sozialistische 
Forderung  allein  ist,  darüber  sind  sich 
die  Gelehrten  wohl  einig,  aber  nicht  alle 
geben  es  öffentlich  zu,  weil  sie  Inter- 
essenten an  der  Ausbeutung  der  Arbeits- 
kraft sind.  In  allen  Schriften  ist  über- 
einstimmend angegeben,  dass  die  Gefahr 
eines  Betriebes  um  so  intensiver  ist.  je 
länger  sie  auf  den  Arbeitenden  einwirkt, 
je  geringer  die  Pausen  sind,  in  denen  er 
sich  erholen  und  die  schädlichen  Einwir- 
kungen vollkommen  paralysieren  kann. 
So  wäre  der  Achtstundentag,  der 
für  viele  Betriebe  das  Ideal  des  Er- 
reichbaren ist,  für  Arbeiter  in  Bki- 
farben-,  Nitrobenzol-  und  Phosphorzünd- 
hölzchenfabriken, in  Akkumolatoren- 
werkstätten  usw.  viel  zu  lang  und  eine 
Arbeitszeit  von  6  Stunden  angemessen. 
Für  Arbeiter  in  Gummifabriken,  in  denen 
mit  Schwefelwasserstoff  gearbeitet  wird, 
wird  sogar  eine  5  bis  1V2  stündige  Ar- 
beitszeit verlangt,  das  ist  selbstverständ- 
lich cum  grano  salis  zu  verstehen:  Nach 
5  bis  7%  stündiger  Arbeit  muss  entschie- 
den eine  ausgiebige  Erholung  in  frischer 
Luft  eintreten. 

Den  Bemühungen  der  Politiker  und  der 
fachmännischen  Autoren  ist  es  in  allen 
Staaten  gelungen,  eine  für  alle  Betriebe 
gültige  Maximalarbeitszeit,  und 
eine  für  gewisse  Betriebe  besondere  Zeit 
gesetzlich  statuieren  zu  lassen. 
Auch  darüber  wird  die  sozialhygienische 
Rundschau  noch  oft  berichten.  Jeden- 
falls muss  aber  die  allgemein  anerkannte 
Tatsache,  die  sich  aus  der  Praxis  einiger 
Jahre  ergeben  hat,  hier  registriert  wer- 
den, dass  die  verkürzte  Arbeitszeit  abso- 
lut keine  geringere  Arbeitsleistung  er- 
geben hat.  im  Gegenteil:  Die  potentielle 
Energie  für  die  kürzere  Arbeitszeit  läs-,t 
sich  viel  intensiver  in  die  kinetische  um- 
wandeln. 

X  X 
aewerbekrank  Die  Publikationen  über  die 
neuen  Erfahrungen  auf  dem 
Gebiete  der  ArbeitcreTkran- 
kungen  in  gewissen  Betrieben  wachsen 
ins  Ungemessene.  Aus  dem  brauchbaren 
Material  werden  praktische  Schlüsse  ge- 
zogen, weil  die  spezifischen  Krankheits- 
ursachen möglichst  bekämpft  werden  teils 
durch   Schutzvorrichtungen,    die  schäd- 
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liehe  Gase  und  Staubarten  ableiten,  teils 
durch  Beaufsichtigung  und  Überwachung 
des  Rohmaterials,  durch  Verkürzung  der 
Arbeitszeit,  durch  peinliche  Reinlichkeit, 
durch  bessere  Lüftung,  Belichtung  usw. 
Die  sozialhygienisch«  Rundschau  wird 
darauf  noch  bei  Besprechung  des  Ge- 
werbeinspektorates  zurückkommen,  wel- 
ches Kapitel  sich  mit  dem  Schutze  der 
Arbeiter  bei  gewerblichen  Arbeiten  neben 
einigen  anderen  befassen  wird.  Auch  die 
Arbeitererkrankungen  in  den  einzelnen 
Berufen  werden  wir  noch  oft  einer 
gründlichen  Beobachtung  unterziehen. 
X  X 
Prostitution  Zur  Hygiene  des  Ge- 
schlechtslebens gehört  die 
Frage  der  Prostitution.  Auf 
das  faktiöse  Polemisieren  zwischen  Re- 
glemcntierungsanhängem  und  Aboli- 
tionisten  kann  hier  nicht  eingegangen 
werden.  Aber  nur  eines  sei  erwähnt: 
Die  Prostitution  als  soziale  Klassener- 
scheinung zu  bekämpfen  ist  selbstver- 
ständlich für  jeden  Sozialpolitiker.  Aber 
es  muss  auch  hier  konstatiert  werden, 
dass  das  Geschwätz  beim  grünen 
Tisch  über  Abolition  keinen  Hund  vom 
Ofen  lockt,  -solange  es  bei  dem  jetzigen 
Zustand  der  Ausbeutung  der  Arbeits- 
kräfte, der  Verweigerung  dessen,  was  die 
unterdrückten  Massen  verlangen,  bleibt. 
Eine  emsthafte  Sozialpolitik  ist  auf  alle 
Fälle  die  Voraussetzung  der  Abolition. 
Was  aber  die  Prostitution  als  Einzeler- 
scheinung betrifft,  so  ist  die  Frage,  ob 
Zwangsuntersuchung  oder  nicht,  keines- 
falls gelöst,  obgleich  bedeutende  Partei- 
genossen und  Gelehrte  sich  gegen  die 
Untersuchung  ausgesprochen  haben.  So 
sehr  die  Gründe  Kampffmeyers  im  sozial- 
politischen Teile  als  trefflich  und  über- 
zeugend anzusehen  sind,  so  wenig  kann 
ich  mich  mit  seinen  Thesen  über  die 
Einzelprostituierten  befreunden.  Es  ist 
doch  eine  unbewiesene  Behauptung,  dass 
heimliche  Prostituierte  sich  der  freiwilli- 
gen ärztlichen  Untersuchung  unter- 
ziehen. Im  Gegenteil,  ich  hatte  als 
Arzt  einer  Abteilung  für  Geschlechts- 
krankheiten oft  Gelegenheit  zu  beobachten, 
dass  syphilitisch  infizierte  heimliche  Pro- 
stituierte zwar  in  Behandlung  standen, 
aber  ihr  Gewerbe  trotzdem  ausübten. 
Noch  eine  andere  Beobachtung:  Ich  habe 
ein  stattliches  statistisches  Material,  das 
demnächst  zur  Publikation  gelangt,  wo- 
nach von  den  heimlich  prostituier- 
ten Frauen  mehr  als  6b  %  unbehandelte 
Geschlechtskrankheiten  besitzen.  Sind 
diese  nicht  eine  Gefahr  für  das  Volk,  für 


uns  alle?  Aber  alle  Bekämpfer  der  Re- 
glementierung aus  medizinisch-hygieni- 
schep  Gründen  —  ethische  Gründe  sind 
hier  nicht  zu  besprechen,  obwohl  sich 
darüber  vieles  sagen  Hesse  —  vergessen 
den  springenden  Punkt,  den  Professor 
Dr.  Finger-Wien  mit  einem  erlösenden 
Wort  bezeichnete :  Die  Zwangsunter- 
suchung der  Prostituierten  dient  weniger 
zur  Sicherheit  der  männlichen  Kunden 
—  die  ja  in  der  Tat  nicht  bedeutend  ge- 
nannt werden  kann  — ,  die  Hauptsache  ist 
vielmehr,  dass  krank  befundene  Frauen 
zwangsweise  der  Behandlung  zugeführt 
und  zwangsweise  vom  Geschlechtsverkehr 
ausgeschaltet  werden.  Wiewohl  an  die- 
ser Stelle  nicht  der  Platz  ist  über  die 
Zwangsuntersuchung  und  das  Gegenteil 
ein  Urteil  zu  fällen,  so  müssen  denn 
doch  die  Sozialhygieniker  diese  Frage 
noch  weiter  einer  Prüfung  sine  ira  et 
studio  unterziehen;  denn  Prophylaxe  der 
Geschlechtskrankheiten  betreibt  man  nicht 
mit  irrealen  Wünschen,  Annahmen  und 
Hypothesen  sondern  durch  die  Propa- 
ganda der  Tat. 

X  X 
Kurze  Chronik  im  österreichischen 
Abgeordnetenhaus  wurde 
ein  Dringlichkeitsantrag 
der  sozialdemokratischen  Fraktion  über 
das  Verbot  des  weissen  Phosphors  nach 
glänzender  Begründung  durch  Viktor 
Adler  mit  grosser  Mehrheit  angenom- 
men. X  In  Italien  wurde  ein  Gesetz 
erlassen,  das  die  Nachtarbeit  in  Bäcke- 
reien und  Konditoreien  verbietet.  X  In 
Österreich  hat  eine  sehr  grosse 
Zelluloidbrandkatastrophe,  der  zahlreiche 
Menschenleben  zum  Opfer  fielen,  sowie 
zwei  kleinere  Unglücksfälle  abermals  die 
Mangelhaftigkeit  der  bestehenden  Sicher- 
heitsvorschriften sowie  die  ungeheure 
Gefährlichkeit  dieser  Betriebe  bewiesen. 
X  In  Düsseldorf  findet  vom  2.  bis 
zum  12.  September  ein  Kursus  für 
Säuglingsfürsorge  für  Inter- 
essenten aus  allen  Berufsklassen  unter 
Leitung  des  Professors  Dr.  Schlossmann 
und  der  Geschäftsführerin  Dr.  M.  Baum 
statt.  X  In  der  Sitzung  der  Gesellschaft 
für  sociale  Medizin,  Hygiene  und  Medi- 
cinalstatistik  wurde  im  Mai  ein  Vortrag 
des  Dr.  Weinberg-Stuttgart  über  die 
Fruchtbarkeit  bei  P  h  t  h  i  s  i  k  e  r  n  beider- 
lei Geschlechtes  gehalten  und  darüber  mit 
Aufbringung  vieler  neuer  Momente  de- 
battiert. X  Am  10.  Juni  hat  in  Frank- 
furt a.  M.  der  1.  internationale  Kcmgress 
für  Ret  tun  gs wesen  getagt,  über' 
dessen  Resultate  noch  an  dieser  Stelle  bc- 
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richtet  werden  wird.  X  In  England  ist 
nach  langen  vergeblichen  Versuchen  end- 
lich eine  Maschine  konstruiert  worden, 
die  die  Gefährlichkeit  des  Betriebes  der 
Porzellan  arbeit  durch  Ableiten 
des  Staubes,  der  die  bekannte  Lungen- 
fibrose hervorrief,  bedeutend  herabge- 
mindert. 

X  X 
Literatur  Eine  instruktive  Schrift 
Else  Hueppes  Kran- 
kenpflege bei  Infektions- 
krankheiten /Leipzig,  Gröber/  setzt 
mit  grossem  Verständnis  und  vor  allem 
auf  grund  gesammelter  Erfahrungen 
auseinander,  wie  dringend  gewisse  Prin- 
zipien über  die  Krankenpflege  im  all- 
gemeinen und  über  die  Betätigung  in 
Epidemiezeiten  im  besonderen  notwendig 
sind.  Bei  grossen  Epidemieen  muss  einer- 
seits der  Infektionskranke  peinlichst 
reinlich  gehalten  sein,  seine  Sekrete  und 
Abfälle  müssen  so  bebandelt  werden, 
dass  sie  nicht  wieder  zur  Verbreitung  von 
Krankheitskeimen  dienen.  Aber  auch 
für  die  Sicherheit  des  Krankenpflegers 
gibt  die  Autorin  eine  Reihe  von  Des- 
infektionsvorschriften, die  eine  An- 
steckung durch  die  Kranken  unmöglich 
machen  sollen.  Da  die  Ärzte  in  Epi- 
demiezeiten rrfcht  Zeit  finden  das  Kran- 
kenpflegepersonal erst  auszubilden,  so 
ist  dieses  kleine  Schriftchen  der  Lektüre 
aller  Berufspfleger  und  der  freiwilligen 
Samariter  bestens  zu  empfehlen.  X  In 
gut  gemeinter  Weise  behandelt  Dr.  J. 
Z  a  d  c  k  in  seinem  Büchlein  Frauenleiden 
und  deren  Verhütung  nebst  einem  An- 
hang: Verhütung  der  Schwangerschaft 
/Berlin,  Vorwärts!  die  Prophylaxe  der 
Geschlechtskrankheiten  und  gibt  eine 
Reihe  von  konzeptionsverhütenden  Mitteln 
an,  von  denen  wohl  die  meisten  nicht  sehr 
zuverlässig  sind.  Das  Schriftchen  ist 
eines  der  vielen,  die  eine  vernünftige 
Sexualpädagogik  verlangen.  Allerdings 
ist  der  soziale  Koeffizient  bei  all  den  an- 
gegebenen Lehren  nicht  genügend  gewür- 
digt. Ehe  sich  beispielsweise  eine  arme 
Frau  jährlich  Ausgaben  für  Okklusiv- 
pessars  oder  für  Scheidenstäbchen  von 
durchaus  nicht  zauberhafter  Wirkung 
leistet,  setzt  sie  sich  lieber  der  Gefahr 
einer  Konzeption  aus.  Das  letzte  Kapitel 
sollte  die  einzelnen  Mittel  entweder  we- 
niger anführen,  oder  sie  besser  auf  ihren 
Wert  kritisieren.  Endlich  vermisst  man 
wie  bei  allen  diesen  Schriften  Vor- 
schläge, dass  die  Krankenkassen.  Ar- 
menbehörden und  ähnlichen  Korpo- 
rationen    unentgeltlich    derartige  Be- 


fruchtungsgegenmittel —  wie  Pessars 
und  desinfizierende  Mittel  —  abgeben 
sollten.  Solange  man  bloss  Mittel  an- 
gibt, die  gut  wären,  gleichen  alle  diese 
Schriften  den  Kochbüchern:  Man  nehme, 
man  nehme  usw.,  aber,  woher  man 
nehmen  soll,  das  gibt  niemand  an. 

KULTUR 

Technik  /  Heinrich  üg 

D.mpfm«-  in  den  letzten  Jahren,  be- 
*c    nen  sonders  seit  Einführung  der 

Dampfturbinen,  von  denen 
in  unserer  letzten  Rundschau  (in  diesem 
Band,  pag  834  ff.)  die  Rede  gewesen  ist, 
hat  sich  die  Leistung  der  einzelnen  Ma- 
schinenaggregate immer  mehr  ver- 
grössert,  so  dass  heut  von  jeder  Maschi- 
nenbauanstalt, die  etwas  auf  sich  hält. 
Dampfmaschinen  von  10000  PS.  und 
mehr  gebaut  werden  können.  Nichts- 
destoweniger kann  eine  Dampfmaschine 
von  25  000  PS.  ganz  besondere  Be- 
achtung in  Anspruch  nehmen,  denn 
nur  auf  einer  sehr  hohen  Stufe  der  tech- 
nischen Entwickelung  ist  der  Bau  einer 
solchen  Riesenmaschine  überhaupt  erst 
möglich.  Noch  vor  zwanzig  Jahren  wäre 
es  ein  aussichtsloses  Unterfangen  ge- 
wesen eine  derartige  Maschine  zu  bauen. 
Schon  an  der  Unmöglichkeit  Stahlguss- 
stücke von  mehr  als  100  t  herzustellen 
wäre  der  Bau  gescheitert,  und  in  keiner 
Maschinenfabrik  der  Welt  wären  Werk- 
zeugmaschinen vorhanden  gewesen,  um 
solche  gewaltige  Gussstücke  mit  der  Prä- 
zision zu  bearbeiten,  die  für  die  Dampf- 
maschine Voraussetzung  ist.  Der  Allis 
C halmers  Co.  gebührt  der  Ruhm  die  der- 
zeit stärkste  Dampfmaschine  der  Welt  ge- 
baut zu  haben.  Die  25  000  pfierdige  Ma- 
schine ist  als  Walzenzugmaschine  für  die 
Carnegie  Steel  Co.  in  South  Sharon  kon- 
struiert worden.  Sie  wiegt  insgesamt 
550  t,  das  grösste  Gussstück  dieser  Ma- 
schine ist  118  t  schwer.  Die  Maschine 
hat  Doppeltandemanordnung.  Die  Hoch- 
druckzylinder haben  42,  die  Nieder- 
druckzylinder 70  Zoll  Durchmesser,  die 
Hubhöhe  beträgt  54  Zoll.  Die  Maschine 
läuft  mit  150  bis  200  Touren. 
Trotz  der  Riesendimensionen  braucht  die 
Maschine  zu  ihrer  Bedienung  nur  einen 
einzigen  Maschinisten.  Das  ist  besonders 
bemerkenswert,  da  sie  als  Walzenzug- 
maschine  nach  jedem  Arbeitsgang  um- 
gesteuert werden  muss.  Die  Umsteuer- 
vorrichtung wird  von  einer  besonderen, 
kleinen  Maschine  mit  ölzylindersperrung 
betrieben ;  eine  weitere  kleine  Maschine 
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dient  zur  Betätigung  der  Dampfventile. 
Auch  die  Hilfsmaschinen  werden  von  dem 
Maschinisten  der  Hauptmaschine  mit 
bedient. 

X  X 
""•f""-  Die  Vorzüge  der  Gasbe- 
leuchtung, die  nach  der  Er- 
findung des  Gasglühlichtes 
besonders  eklatant  in  Erscheinung  ge- 
treten waren,  hatten  naturgemäss  den 
Wunsch  erregt  Gasglühlicht  auch  dort 
benutzen  zu  können,  wo  der  Anschlüss  an 
leine  Gasanstalt  unmöglich  ist,'  also  in 
Landhäusern,  auf  den  Bahnhöfen  kleine- 
rer Stationen,  in  isoliert  gelegenen  Fabri- 
ken usw.  Die  Petroleum-  und  Spiritus- 
glüh lichtlampcn  sind  aber  ein  nur  sehr 
unvollkommenes  Surrogat  gegenüber  dem 
Gasglühlicht;  denn  der  Hauptvorzug  der 
Gasbeleuchtung  ist  neben  ihrer  Helligkeit 
vor  allem  ihre  stete  Betriebsbereitschaft 
und  ihre  Bequemlichkeit.  Die  Erzeugung 
von  Leuchtgas  in  kleinerem  Umfang  war 
aber  wirtschaftlich  unmöglich,  solange 
man  lediglich  auf  Steinkohlengas  reflek- 
tierte. Ein  Zeitlang  schien  es,  als  ob  die 
Erzeugung  von  Acetylen  in  kleinen  An- 
lagen allen  Wünschen  entgegenkommen 
könnte.  Die  ausserordentlich  grosse  Ex- 
plosionsgefahr von  Acetylen  an  lagen  hat 
aber  den  Enthusiasmus  für  das  Acetylen 
sehr  stark  gedämpft.  Dagegen  macht  sich 
in  den  letzten  Jahren  das  Luft  gas  als 
erfolgreicher  Konkurrent  des  Acetykns 
bemerkbar. 

Das  Luftgas  ist  im  wesentlichen  ein  Ge- 
misch von  gewöhnlicher  atmosphärischer 
Luft  mit  Dämpfen  von  Benzin  oder  an- 
deren leicht  verdampfbaren,  flüssigen 
Kohlenwasserstoffen.  Benzin  verdampft 
schon,  wenn  Luft  über  diese  Flüssigkeit 
binwegstreicht.  Von  dieser  Eigenschaft 
wird  bei  den  Luftgasapparaten  Gebrauch 
gemacht.  Ihrem  Prinzip  nach  bestehen 
die  verschiedenen  in  den  Verkehr  ge- 
brachten Luftgasapparate  aus  einem 
durch  ein  fallendes  Gewicht  oder  durch 
eine  andere  motorische  Kraft  angetriebe- 
nen Gebläse,  das  Luft  ansaugt.  Dem 
Luftstrom  wird  flüssiges  Benzin  in  ab- 
gemessenen Quantitäten  entgegengeführt. 
Hierbei  verdampft  das  Benzin  vollständig, 
und  die  Benzindämpfe  mischen  sich  der 
Luft  bei,  so  dass  ein  brennbares  Gas  ent- 
steht, das  in  ganz  analoger  Weise  wie 
gewöhnliches  Steinkohlengas  in  Röhren- 
leitungen geführt  und  zur  Lichterzeugung, 
zu  motorischen  und  Heizzwecken  benutzt 
werden  kann.  Die  kleinen  Hausgas- 
anstaltcn  sind  in  steter  Betriebsbereit- 
schaft.   Es  braucht  nur  von  Zeit  zu  Zeit 


Benzin  in  den  Vorratsbehältcr  gefüllt  und 
das  Betriebgewicht  aufgezogen  zu  wer- 
den.. iWird  dann  an  irgend  einer  Stelle 
der  Leitung  ein  Hahn  geöffnet,  so  voll- 
zieht sich  die  Gasproduktion  ganz  auto- 
matisch. 

X 

Fast  alle  unsere  Beleuch- 
»ungsapparate  beruhen  dar- 
auf, dass  feste  Körper  durch 
Wärmewirkung  zum  Glühen  gebracht 
werden.  Je  höher  hierbei  die  Tempera- 
tur ist,  desto  günstiger  wird  der  Nutz- 
effekt, denn  die  Lichtemission  glühender 
Körper  wächst  annähernd  mit  der  fünften 
Potenz  der  absoluten  Temperatur.  Nichts- 
destoweniger muss  selbst  bei  den  höch- 
sten mit  unseren  Mitteln  erreichbaren 
Temperaturen  eine  ungeheure  Verschwen- 
dung mit  in  Kauf  genommen  werden,  da 
nur  wenige  Prozent  des  Energieaufwan- 
des in  sichtbare  Strahlung,  der 
Hauptteil  dagegen  in  unsichtbare 
Strahlung  (Wärmestrahlung)  verwandelt 
wird.  Das  Ziel  der  modernen  Beleuch- 
tungstechnik geht  deshalb  darauf  hinaus 
die  aufgewandte  Energie  möglichst  voll- 
ständig nur  in  Lichtstrahlung  zu  ver- 
wandeln. Erreichbar  wird  dieses  Ziel, 
wenn  man  nicht  feste  Körper  sondern 
Gase  zum  Leuchten  bringt,  wie  dies  bei- 
spielsweise bei  der  Aronsschen  Queck- 
silberdampflampe und  bei  den  bekann- 
ten Geisskrschen  Röhren  der  Fall  ist. 
Die  grossen  Erfolge  auf  diesem  Gebiet 
hat  bisher  MacFarlan  Moore  zu  ver- 
zeichnen, dem  es  gelungen  ist  bis  auf 
0,1  mm  Luftdruck  verdünnte  Gase  in 
Röhren  von  mehr  als  70  m  Länge  zum 
Leuchten  zu  bringen.  In  den  Vereinig- 
ten Staaten  von  Amerika  wird  von  die- 
ser Beleuchtungsart  schon  hier  und  da 
praktischer  Gebrauch  gemacht;-  unserem 
Geschmack  dürfte  aber  das  schwache 
Glimmlicht  von  ausgesprochener  Färbung 
weniger  entsprechen.  Immerhin  sind 
die  erzielten  Resultate  so  bemerkenswert, 
dass  weitere  Versuche,  die  zu  grösseren 
praktischen  Erfolgen  führen  dürften, 
durchaus  angebracht  erscheinen. 
X  X 
Oioner-  Eine  sehr  interessante  An- 
zeutcunjf  wendung  hat  in  der  letzten 
Zeit  die  Elektrizität  zur  Er- 
zeugung von  Ozon  gefunden.  Ozon  ist 
eine  Modifikation  des  gewöhnlichen  Sauer- 
stoffs. Man  nimmt  an,  dass  im  Ozon- 
moleknl  3  Atome  Sauerstoff  vorhanden 
sind,  gegen  2  im  gewöhnlichen  Saucr- 
stoffmolekül.  Die  3  Atome  im  Ozon- 
molekül sind  nun  loser  mit  einander  ver- 
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bunden  als  im  Sauerstoffmolekül,  es  fin- 
det deshalb  auch  eine  rasche  Abspaltung 
des  einen  Sauerstoffmoleküls  statt,  wenn 
Ozon  auf  Stoffe  trifft,  die  überhaupt  ge- 
neigt sind  Sauerstoffverbindwigen  einzu- 
gehen. Das  sind  im  allgemeinen  fast  alle 
organischen  Stoffe,  die  sich  durch  leichte 
Verbrennbarkeit  auszeichnen.  Trifft  also 
Ozon  auf  organische  Stoffe,  so  findet 
eine  sehr  energische  Reaktion  statt.  Aus 
diesem  Grunde  ist  Ozon  ein  ausgezeich- 
netes Bleichmittel  für  alle  organischen 
Stoffe.  Ebenso  aber  wirkt  Ozon  zer- 
störend auf  die  Mikroorganismen,  von 
denen  ein  grosser  Teil  als  Krankheits- 
oder Fäulniserreger  nur  zu  berüchtigt  ist. 
Bei  dieser  Gelegenheit  soll  übrigens  nicht 
verfehlt  werden  darauf  hinzuweisen, 
dass  der  Waldluft,  insbesondere  der  Luft 
unserer  Nadelwälder,  in  Bädersprospek- 
ten,  Prospekten  von  Luftkurorten  usw. 
durchaus  mit  Unrecht  besonderer  Ozon- 
reichtum nachgerühmt  wird.  Die  Wald- 
luft ist  reich  an  Terpentindämpfen.  Bil- 
den sich  aber  Terpentindämpfe  in  der 
Luft  bei  der  Gegenwart  von  Wasser,  so 
entsteht  nicht  Ozon  sondern  Wasser- 
stoffsuperoxyd, der  9Todfeind  des 
Ozons«,  wie  Witt  sich  drastisch,  aber 
treffend  ausdrückt.  Ozon  entsteht  in  der 
atmosphärischen  Luft  beim  Auftreten 
elektrischer  Entladungen.  Der  Gedanke 
lag  nun  nahe  elektrische  Entladungen 
zur  direkten,  fabrikmässigen  Erzeugung 
von  Ozon  nutzbar  zu  machen.  Der  Firma 
Siemens  &  Halske  gebührt  das  beson- 
dere Verdienst  Apparate  zur  Ozonerzeu- 
gung konstruiert  zu  haben.  Die  neueste 
Errungenschaft  auf  diesem  Gebiet  ist  der 
Ozonvcntilator.  Die  Atmungsluft  in  ge- 
schlossenen Räumen,  in  Sälen,  wo 
grössere  Menschenmengen  zusammen- 
kommen, in  Krankenhäusern  usw.  wird 
nicht  nur  durch  ausgeatmete  Kohlen- 
säure und  Wasserdampf  verschlechtert, 
wogegen  man  sich  durch  die  Zuführung 
genügender  Mengen  frischer  Luft  ver- 
mittelst geeigneter  Vcntilationscinrich- 
tungen  schützen  kann,  sondern  es  werden 
der  Luft  auch  grosse  Mengen  organischer 
Stoffe  als  Abscheidungsproduktc  des 
Lebensprozesses  beigemengt,  die  unter 
Umständen  erheblich  giftiger  sind  als  die 
ausgeatmete  Kohlensäure,  von  der  schon 
recht  erhebliche  Mengen  erforderlich 
sind,  um  auch  nur  vorübergehende 
Krankheitserscheinungen  hervorzurufen. 
Dazu  kommen  noch  die  tausenderlei 
Keime  von  Krankheitserregern,  die  na- 
türlich in  Krankenstuben  unvermeidlich 
sind.      Gegen    diese  Mikroorganismen 


hilft  auch  die  energischste  Lüftung 
nichts.  Sie  können  nur  unschädlich  ge- 
macht werden,  indem  man  sie  tötet.  Das 
beste  Mittel  hierzu  aber  ist  das  Ozon. 
Bei  dem  Ozonventilator  wird  nun  ein 
Teil  der  durch  den  Ventilator  zugeführ- 
ten frischen  Luft  dadurch  ozonisiert, 
dass  man  sie  an  den  Entladestellen  hoch- 
gespannter elektrischer  Ströme  vorbei- 
führt In  der  gleichen  Weise  kann  man 
natürlich  auch  den  aus  einer  Sauerstoff- 
bombe ausströmenden  Sauerstoff,  wenn 
er  zur  Verbesserung  der  Luft  in  Kran- 
kensälen benutzt  werden  soll,  teilweise 
ozonisieren,  wodurch  man  nicht  nur  der 
verbrauchten  Luft  neues  Lebenselement 
zuführt  sondern  auch  die/  schädlichen 
Krankheitskeime  vernichtet.  Diese  Krank- 
heitskeime werden  zum  grössten  Teil 
direkt  getötet,  zum  Teil  werden  sie  aber 
auch  mechanisch  niedergeschlagen. 
Lässt  man  nämlich  elektrische  Entladun- 
gen zwischen  Platten  stattfinden,  so  wer- 
den die  in  der  Luft  schwebenden  festen 
Stoffe  selbst  elektrisiert,  und  sie  ballen 
sich  zu  kompakteren  Massen  zusammen. 
Die  Luft  wird  also  gleichzeitig  noch  auf 
einem  mehr  mechanischen  Wege  von 
den  mikroskopischen,  in  ihr  fast  immer 
vorhandenen,  festen  Bestandteilen  ge- 
reinigt. In  dem  seit  Jahrtausenden 
wütenden  Kampf  der  Mikroorganismen 
gegen  die  Menschheit  hat  die  Intelligenz 
in  der  Elektrizität  nun  eine  neue  Waffe 
gefunden,  die  den  Ausgang  des  Kampfes 
immer  günstiger  für  die  Menschheit  ge- 
staltet. 

X  X 
Kurze  Chronik  Das  wichtigste  Ereignis  der 
letzten  Zeit  bildet  die  Er- 
probung des  Zcppelin- 
schen  Luftschiffes.  Das  anfangs 
so  überaus  glücklich  begonnene  Unter- 
nehmen hat  leider  mit  der  völligen  Ver- 
nichtung des  Luftschiffes  geendet.  Wie 
weit  dieser  Unfall  mit  dem  Prinzip  des 
Ballons  zusammenhängt,  werden  wir  in 
der  nächsten  Rundschau  erörtern.  In 
diesem  Augenblick  aber  wollen^  wir  nicht 
unterlassen  auch  unsererseits  dem  kühnen 
Erfinder  und  prachtvollen  Menschen 
un>cr  tiefstes  Mitgefühl  auszu- 
sprechen. X  Der  Wiederaufbau  des 
Markusturms  in  Venedig  schrei- 
tet derart  vorwärts,  dass  er  vor- 
aussichtlich im  Jahre  ioii  vollendet 
sein  dürfte.  X  Unter  dem  Hudson 
ist  jetzt  der  dritte  Unterwasser- 
tunnel von  18  englischen  Meilen 
Lange  fertiggestellt  und  teilweise  dem 
Betrieb  übergehen  worden.  * 


VERANTWORTLICH  FÜR  DIE  REDAKTION  HERMANN  REHLÄNDER  IN  REHFELDE  •  VERLAG  DER  SOZIALISTISCHEN 
MONATSHEFTE  Q.  M.  B.  H.  IN  BERLIN  •  DRUCK :  VEREINIGTE  VERLAGS  ANSTALTEN  GUSTAV  BRAUNBECK  & 
GUTEN  BERG-DRUCKEREI  A.  G.  IN  BERLIN 


Digitized  by  Google 


-< 


.r  • ' 


ized  by  Google 


